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Meine  lieben  Bemfsgenossenl 

Zum  ersten  Male,  seit  es  einen  deutschen  Sachwalterstand  giebt» 
wird  hier  seine  Geschichte  erzählt.  Ich  hoffe  den  Ansprächen  der 
sunftigen  Gesohichtschreiber  genügt  zu  haben.  Aber  vor  allem 
hoffe  ich  Euch  zu  gefallen.  Denn  für  Euch,  liebe  Brüder,  habe  ich 
geschrieben,  an  Euch  bei  jeder  Zeüe  gedacht,  von  Euch  möchte  ich 
gelesen  und  verstanden  werden.  Wohl  kenne  ich  die  Kargheit 
Eurer  Muße.  AUein  wenn  Ihr  zwischen  Euren  Schriftsätzen  und 
Terminen  nicht  mehr  Zeit  und  Interesse  für  die  Geschichte  des  eignen 
Berufs  finden  solltet,  so  müsste  ich  verzweifeln,  denn  ich  hatte 
umsonst  gelebt.  Sich  in  die  Vergangenheit  zu  versenken  mag  per- 
sönliche Liebhaberei  sein.  Aber  mit  der  Geschichte  das  Wesen 
unseres  Berufs  zu  erforschen,  aus  ihr  die  richtige  Grundauffassung 
zu  gewinnen,  die  unser  Handeln  täglich  und  stündlich  bestimmt, 
das  ist  eine  Aufgabe,  deren  Grösse  auch  der  nicht  verkennen  kann, 
der  nicht  gern  die  Staubluft  des  Altertums  atmet.  Soviel  die  Welt- 
anschauung wichtiger  ist  als  alle  Einzelkenntnis,  soviel,  behaupte  ich, 
muss  dieses  mein  Buch  Euch  wichtiger  sein  als  Eure  Kommentare, 
und  wenn  noch  ein  Funken  von  liebe  zum  Berufe  in  Euch  ist,  so 
werdet  Ihr  es  lesen  und  lieben  oder  hassen. 
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Erstes  Kapitel. 

Der  Kimder  des  Rechts. 

A  HS  femer  Vorzeit  klingt  eine  Sage,  fremd  und  rauh:  sie  erzählt  die 
j[\  Sohöpfring  des  Rechts.  Auf  Befehl  König  Karls  wählten  einst  die 
sieben  friesischen  Seelande  zwölf  f oerspreken,  zu  künden,  was  friesisches 
Recht  sei.  Da  die  zwölf  das  Recht  nicht  finden  konnten,  erziimte  König 
Karl  und  Uess  ihnen  die  Wahl,  getötet,  unfrei  gemacht  oder  in  einemSchiflfe 
ohne  Ruder,  Segel  und  Tau  ausgesetzt  zu  werden.  Sie  wählten  das  Schiff. 
Und  einer  von  ihnen,  der  aus  Wydekens,  des  ersten  Asega,  Geschlecht 
war  (oder,  nach  einer  andern  Fassung,  ein  Mann  aus  hohem  Geschlechte, 
namens  Azinge)  ermahnte  sie  zu  Gott  zu  beten.  Da  fielen  sie  auf  die 
Knie,  und  siehe!  ein  Dreizehnter,  ihnen  aUen  gleich,  sass  auf  dem  Schiffe, 
der  hatte  ein  Hok  auf  der  Schulter,  ruderte  sie  zum  Ufer  und  lehrte  sie 
das  Recht.    Sie  traten  vor  den  König  und  verkündeten  es. 

Das  Recht  ist  also  göttUchen  Ursprungs,  und  die  es  zu  kennen  und 
künden  berufen  sind,  müssen  wohl  Priester  sein.  Sie  werden  foerspreken, 
das  ist  Vorsprecher,  genannt,  und  einer  von  ihnen  ist  aus  dem  Geschlecht 
der  Asega  oder  Asinge.  Asinge  weist  wiederum  auf  die  Götter,  die  Äsen, 
zurück,  Asega  aber  auf  die  Verkündung  des  Rechts,  denn  a  ist  Recht  und 
sega  ist  Sager.  Asega  ist  dasselbe  wie  foersprek.  Asegen  sind  aUe  zwölf, 
die  in  dem  Schiffe  aui^esetzt  werden.  Der  Asega  ist  der  Kenner  und  Kün- 
der des  Rechts  und  erscheint  ganz  deutlich  als  solcher  in  den  friesischen 
Küren  und  Landrechten. 

asega,  heisst  es  in  der  dritten  Küre,  non  habet  quemquam 

iudicare»  msi plebs  elegerit  ipsum  et  ipse  coram  imperatore  Ro- 
mano iuraverit;  tunc  tenetur    scire    omnia    iura....tunc 

debet  iudicare  inimico  sicut  amico viduis  et  orphanis  ....  Si  ille 

acceperit  iniusta  munera  ....  tunc  non  debet  deinceps  iudicare,  quia 
signifioat  sacerdotem  et ipsi sunt oculi ecdesiae et debent 
iuTare  et  viam  ostendere,  qui  se  ipsos  non  possunt  iuvare. ' 

1» 


4  Erater  Abschnitt.    Bechtweiser. 

Der  Asega  ist  also  rechtskundig.  Ein  iudicare  wird  ihm  sugesohrie- 
ben.  Das  heisst  nicht  Richten,  denn  das  Richten  kommt  nach  allen 
Grundsätzen  germanischer  Gerichtsverfassung  nur  der  Gerichtsversamm- 
lung  zu,  sondern  Recht  künden,  Recht  weisen.  Der  Asega  soll  der  aus 
Kriegern  und  Bauern  bestehenden  Gerichtsversammlung,  dem  rechts- 
unkundigen Richter  den  Rechtspunkt  darlegen,  das  Urteil  vorschlagen» 

Es  wird  nachdrücklich  hervorgehoben,  dass  er  vom  Volke  gewählt 
und  vomKaiser  vereidet  sein  muss.  Es  muss  also  vorgekommen  sein,  dass 
Unberufene  sich  das  Amt  anmassten.  Wahrscheinlich  hat  es  in  alter  Zeit 
weniger  auf  Wahl  und  Ernennung  als  auf  stillschweigender  Anerkennung 
der  Volksgenossen  beruht,  und  wer  durch  Rechtskunde,  Alter  und  Er- 
fahrung hervorragte,  mochte  wohl  als  As^a  auftreten. 

Wir  finden  in  unsererStelle  femer  Ermahnungen  zur  Unparteilichkeit, 
zur  Beschützung  der  Witwen  und  Waisen  und  am  Schluss  wieder  die  An- 
deutung eines  Zusammenhangs  mit  dem  Priestertum.  Ueberall  wo  wir 
diese  Merkmale  wiederfinden  werden,  die  Rechtskunde,  das  iudicare,  das 
Verbot  der  Amtsanmassung,  die  Ermahnungen  zur  Unparteilichkeit  und 
zur  Beschützung  der  Witwen  und  Waisen,  endlich  den  Zusammenhang 
mit  dem  Priestertum,  da  werden  wir  daran  den  Rechtweiser  wiederer- 
kennen. 

Von  der  Tätigkeit  des  Asega  geben  die  friesischen  Quellen  ein  ganz 
deutliches  Bild.  Überall  erscheint  er  als  der  Bezeuger  des  Rechtspunktes. 
Er  antwortet  auf  die  Hegungsfragen  des  Richters,  giebt  Auskunft  über 
Höhe  der  Bussen,  Strafverfahren,  Beweisrecht,  Gottesurteil,  spricht  dem 
Schwörenden  den  Eid  vor,  prüft  beim  Zweikampf  Kampfstätte  und 
Waffen,  bei  der  Kesselprobe  Kessel  und  Hand.  Das  Gericht  erkennt 
secundum  asega  iudicium  oder  bi  asega  dome  (=  wisdome),  das  ist: 
nach  des  Asega  W  e  i  s  t  u  m. 

Ist  dieses  Bild  aus  verhältnismässig  jtmgen  Quellen  (12.  Jahrhundert) 
geschöpft,  so  erscheint  doch  in  diesen  das  Rechtweiseramt  bereits  so  ent- 
wickelt, so  deutlich  und  ausführlich  beschrieben,  überhaupt  so  als  Grund- 
bestandteil der  Gerichtsverfassung,  dass  wir  bei  der  konservativen  Eigen- 
art des  friesischen  Stammes  nicht  anstehen  dürfen,  es  für  eine  uralte 
Einrichtung  zu  erklären.  Wenn  wir  daher  in  der  lex  Frisionum  im  achten 
Jahrhundert  iudices  und  sapientes  finden,  welche  die  Eidesformel  vor- 
sprechen (IV.  3  iuret  iuxta  quod  iudex  dictaverit),  denen  ein  iudicium 
zugeschrieben  wird,  deren  Weistümer  als  additio  sapientum  einen  Teil 
des  Gesetzes  ausmachen,  so  dürfen  wir  unbedenklich  in  diesen 
unsere  Rechtweiser  wiedererkennen. 
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Zu  den  Friesen  ist  das  Amt  yermutlich  aus  Skandinavien  gekommen, 
wo  es  uralt  und  bis  in  die  neuesten  Zeiten  erhalten  ist.  Der  Rechtweiser 
heisst  dort  lagman  —  Mann  des  Gesetzes  (isländisch  lögsögumadr  —  6e- 
aetKsagungs-Mann)»  das  Amt  laghsaga  —  Gesetzsagung,  Bechtweisung. 
Der  Lagmann  weist  den  Gerichten  das  Recht,  giebt  auch  Privatpersonen 
über  Rechtsfragen  Auskunft.  Seine  Gutachten  sind  nicht  bindend, 
werden  aber  regelmässig  befolgt.  An  bestimmten  Tagen  trägt  er  vor 
versammeltem  Volke  bestimmte  Abschnitte  des  Landesrechts  vor;  die 
erhaltenen  Rechtsaufzeichnungen  geben  sich  deutlich  als  Aufzeichnungen 
solcher  Vorträge  zu  erkennen.  Das  Amt  geht  allerdings  über  die  blosse 
Rechtweisung  hinaus;  in  Island  ist  der  Rechtweiser  Vorsitzer  der 
gesetzgebenden  Versammlung,  in  Schweden  Richter  zweiter  Instanz;  er 
ist  Vertreter  der  Bauernschaft,  deren  Rechte  er  gegenüber  dem  Könige, 
unter  Umstanden  recht  nachdrücklich,  zur  Geltung  bringt.  Aber  das 
Wesentliche  des  Amtes  wird  doch  im  Erdenken,  Schöpfen,  Entwickeln 
des  Rechts  gefunden.  In  dieser  Gestalt  finden  wir  das  Amt  in  Schweden, 
Norwegen,  Island,  von  wo  es  frühzeitig  nach  den  Hebriden,  Faröem, 
Orkneys  und  Grönland  gelangt  ist. 

Ueber  die  ältesten  Rechtszustände  der  Sachsen  sind  wir  sehr 
schlecht  unterrichtet.  Die  lex  Saxonum  bietet  über  unsere  Frage  nichts. 
Eine  Spur  nur  findet  sich  im  Heiland,  der  altsächsischen  Evangelien- 
harmonie,  bei  der  Erzählung  vom  Zinsgroschen.  Die  Jünger  der  Phari- 
säer sprechen  Jesus  also  an: 

Nun,  Du  bist  eosago,  allen  Leuten  weisest  du  des  Wahren 

so  viel;  es  ist  Deiner  nicht  würdig  etwas  zu  verhehlen  irgend  einem 

Manne  ob  seines  Reichtums,  sondern  Du  sprichst  immer  das  Recht . . . 

Nun  wir  Dich  fragen:  Welches  Recht  hat  der  Kaiser 

von  Rom!  * 

Nicht  nur  das  Wort  eosago,  welches  dasselbe  ist  wie  asega,  nicht  nur 
die  Erwähnung  des  Weisens  und  Rechtsprechens  und  der  strengen  Un- 
parteilichkeit beweisen,  dass  wir  es  hier  mit  einer  Spur  des  Rechtweiser- 
tums  zu  tun  haben,  sondern  vor  allem  die  Lage  selbst,  in  die  Jesus  versetzt 
wird:  er  soll  Antwort  auf  eine  Rechtsfrage  geben.  Man  kann 
noch  weiter  gehen :  wenn  Jesus  eosago  genannt  wird,  so  muss  der  Gedanke, 
dass  die  Wiirde  des  Rechtweisers  von  Haus  aus  nicht  auf  amtlicher  Be- 
stellung, sondern  auf  dem  persönlichen  Ansehn  beruhe,  ein  echt  germa- 
nischer gewesen  sein.  Und  da  der  Heliand  an  noch  zwei  anderen  Stellen 
das  Wort  eosago  für  den  jüdischen  Priester  braucht,  so  wäre  auch  der 
7ngftinmAnliftng  mit  dem  Pricstertum,  dieses  weitere  Merkmal  des  Recht- 
weiseramts, dargetan. 


Q  Enter  Abeohnitt    Reohtweiser. 

Bei  den  Angelsaohsen  finden  wir  einen  Aufischuss  von  12  Ur- 
teilem,  deren  Namen  lakman  oder  lagman  ihren  Zusammenhang  mit  dem 
schwedischen  Bechtweisertitm  ergibt.  Die  Verschmelzung  des  Recht- 
weisers  mit  den  Urteilem  zu  einem  Kollegium,  die,  wie  wir  sehen  werden» 
auch  anderswo  sich  vollzogen  hat,  ist  hier  bereits  eingetreten. 

Weit  deutlichere  Spuren  finden  wir  in  den  bayrischen  Bechts- 
quellen.     Vor  allem  kehrt   das  Hauptmerkmal  des   iudicare  wieder, 
dessen  Bedeutung  wir  hier  auf  das  genaueste  feststellen  können. 
Lex  Bajuyariorum  II.  15. 

Comes  yero  secum  habeat  iudicem,  qui  ibi  constitutus  est  iudi- 
care, et  librum  legis,  ut  semper  rectum  iudicium  iudicet. 
Neben  dem  Grafen  also,  dem  Vorsitzenden  Richter,  sitzt  ein  iudex, 
dessen  Amt  ein  iudicare,  der  eingesetzt  ist  (constitutus),  also  sich  keines- 
wegs selbst  zum  Rechtweiser  aufwerfen  darf.  Was  das  iudicare  ist,  sagt 
das  Gesetz  unter  II,  18 : 

iudex,  qui  perperam  iudicaverit,  in  duplum  ei,  cui  damnum  intulerit, 
cogatur  exsolvere,  quia  ferre  sententiam  contra  legum 
nostrarum  statuta  praesumpserit. 

Das  iudicare  ist  also  ein  ferre  sententiam.  Einbringen  des  Urteils- 
vorschlags. In  einer  Urkunde  von  822  (bei  Meichelbeck  Nr.  470,  S.  247) 
ist  dieser  Vorgang  genau  geschildert.  Ein  missus  sitzt  mit  einigen 
Bischöfen  und  dem  publious  iudex  Kysalhard  zu  Gericht.  Missus  und 
iudex  rufen  die  Zeugen  vor  und  vereiden  sie ;  alsdann  befiehlt  der  missus 
die  Urteüseinbringung,  die,  wie  folgt,  geschieht : 

Imprimis Kysalhardus publicus iudex  sanxit  iuxta  legem 
Bajovariorum  ad  iustitiam  (wies  das  Recht  nach  der 
lex  Baj.),  deinde  ....  comites,  alii  autem  vasalli  ....  seu  alii  multi 
(geben  alle  ihre  Stim&en  ab).  Ad  extremimi  vero  cuncti,  qui  ibidem 
aderant,  una  voce  sonabant  ad  legem  vel  iustitiam  (gab  der  Umstand 
sein  Vollwort). 

Der  Einfluss  der  Rechtweiser  auf  die  Rechtsbildung  wird  mehr- 
fach merkbar.  Bei  Einführung  einer  neuen  Busse  sagt  lex  Bajuv.  VU,  20. 
....  iudicaverunt    antecessores    nostri    et    iudices  ....  Unsere 
Vorganger  in  der  Herzogswürde  haben  in  Gemeinschaft  mit  den 
Rechtweisem  also  verordnet:  .... 
XVI,  4  heisst  es: 

Sed  hie  discordant  nostri  iudices  de  pacto  ....  Aber  hier  wei- 
chen unsere  Rechtweiser  vom  geschriebenen  Rechte  ab. 
Einmal  erscheinen  sie  als  Hüter  des  uralten  Bahrreohts,   nach 
welchem    der   Leichnam  eines  Unbekannten    sieben  Tage  lang  auf- 
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gebahrt  und  ein  Holz  obenauf  gestellt  werden  mnas  als  Merkzeichen 
für  die  Verwandten  des  Ermordeten,  dass  sie  sich  melden;  wurde  dies 
nicht  beobachtet,  so  galten,  die  ihn  beerdigt  hatten,  des  Mordes 
schuldig.  Dieser  Gebrauch  wird  XVIII,  6,  2  abgeschafft  mit  der  Be- 
gründung, quod  a  falsis  iudicibus  fuerat  aestimatum.  Die  falschen 
Bechtweiser,  die  das  Bahrrecht  als  alten  Gebrauch  bezeugt  hatten, 
waren  sehr  richtige  Bechtweiser  gewesen. 

Der  iudex  wird  bestellt  und  zur  Unparteilichkeit  ermahnt,  ganz 
wie  der  friesische  asega. 

Lex  Bajuv.  11,  17: 

Iudex  autem  talis  ordinetur,  qui  veritatem  secundum  hoc  edictum 

iudicet.   Non  sit  personarum  acceptor  neque  cupidüs  pecuniae  .... 

talis  oonstituatur  iudex,  qui  plus  diligat  iustitiam  quam  pecuniam. 

In  den  bayrischen  Urkunden  erscheinen  der  iudex  oder  mehrere  iu- 

dicee  stets  als  hervorragende  Personen  gekennzeichnet,  zuweilen  vor 

dem  Grafen  genannt.    So  in  den  Urkunden: 

Mdchelbeck  Nr.  129  anno  798. 

„  115—118      „  802. 

„  130  „  803. 

„  122,  123       „  806. 

„  124,  126       „  807. 

„  127,  181,  239,  241,  242,  246,  263,  256,  269  aus  der 
Zeit  zwischen  784  und  811. 

Meichelbleck  Nr.  434,  470  anno  822.    Nr.  472  anno  823. 
Monumenta  Boica  XXVIII.  2  Nr.  9  anno  800—804. 
Graf  Hundt   in  den  Abhandlungen   der   historischen  Klasse  der 
KgL  bayr.  Akademie  XII.  S.  219  Nr.  13  anno  804;  S.  220  Nr.  15 
anno  806—810. 

Auf&ülend  ist  das  frühzeitige  Verschwinden  des  iudex.  Seit  den 
swamdger  Jahren  des  9.  Jahrhunderts  werden  iudices  in  den  Urkunden 
nicht  mehr  erwähnt;  in  einer  Urkimde  von  828  (Meichelbeck  Nr.  630) 
enoheinen  an  ihrer  Stelle  lego  doctores.  In  dem  stammverwandten 
Osterreich  erscheint  jedoch  noch  1130  ein  Arbo  iudex  oomitis  Ekkeberti 

Urknndenbuch  ob  der  Enns  I,  429; 
imd  auch  in  Bayern,  oder  vielmehr  gerade  in  Bayern  hat  das  Amt  unter 
anderen  Namen  und  anderen  Formen  sich  sehr  lange  erhalten  (Kap.  11). 

Schwacher,  aber  noch  deutlich  genug  sind  die  Spuren  des  Becht- 
weiseramts  in  der  lexAlamannorum.  Im  Tit.  41  wird  zuvörderst 
unter  1  geboten: 


g  Enter  Abschnitt    Beohtweiaer. 

Ntillus  causas  audire  praesumat,  nicd  qui  a  Duoe  per  oonyentionen 
populi  iudex  oonstitutus  est,  ut  causas  iudicet  •••« 
Wir  finden  hier  zunächst  das  iudicare  wieder  und  das  Verbot  der 
Amtsanmassung,  zwei  sichere  Zeichen  des  Bechtweiseramtes,  Wäre  unier 
iudex  der  Vorsitzende  Richter,  Graf  oder  CSentenar,  zu  verstehen,  so  wäre 
das  Verbot  der  Amtsanmassung  unverständlich ;  denn  dass  sich  ein  Un- 
berufener dieses  Amt  anmasste,  konnte  unmöglich  vorkommen.  Es 
folgt  aber  sogleich  ein  weiteres  Merkmal,  die  Ermahnung  zur  Unpartei- 
lichkeit : 

....  qui  nee  mentiosus  neo  periurator  neo  munerum  acceptor  sit» 
sed  causas  secundum  legem  veraciter  iudicet  sine  acceptatione  per- 
sonarum  .... 
Unter  2  wird  ihm  für  ungerechtes  Urteil  eine  Strafe  angedroht,  die 
dem  zufällt,  cui  iniuste  iudicavit.    Unter  3  folgt  endlich  eine  Stelle,  die 
deutlich  ergibt,  dass  es  sich  nicht  um  den  Vorsitzenden  Richter  handelt : 
Si  autem  ille,  qui  iudicium  audire  debet,  illius,  qui  ad  iudi- 
candum  constitutus  est,  iudicium  contemnit  ....  et  ar- 
guit  coram  aliis,  et  dicit:  Non  recte  iudicas,  dum  ille  recte  iudicat, 
et  si  hoc  ab  aliis    iudicibus    inquisitum  fuerit,  quod    ille 
iuste  iudicaverit,  ille  contemptor. . . .  solvat  duodecim  solidos  iudici 
illo  . . . . 
Der  Umschreibung:  qui  ad  iudicimdum  constitutus  est  hätte  sich  das 
Gesetz  gewiss  nicht  für  den  missus,  Grafen,  CSentenar,  also  für  den  Vor- 
sitzenden Richter,  bedient;  auch  ist  dieser  in  der  Tat  nicht  ad  iudicandum 
constitutus.  Dagegen  passt  die  Umschreibung  wie  die  Beschreibung  sehr 
gut  auf  den  Rechtweiser.    Auch  gibt  die  Stelle,  die  sonst  Schwierigkeiten 
macht,  nunmehr  einen  sehr  guten  Sinn.    Die  Partei  schilt  den  Urteils- 
vorschlag des  Rechtweisers  und  beruft  sich  auf  andere  Rechtweiser  (alii 
iudices) ;  finden  diese,  dass  er  recht  gewiesen,  so  muss  ihm  die  Partei 
12  solidi  zahlen. 

Die  Bedeutung  des  iudicare  als  des  Rechtbezeugens  ergiebt  sich 
deutlich  aus  Tit.  67  (68) : 

Haec  omniB  compositio,  quam  viris  iudicavimus,  feminis  .... 
dupliciter  componantur. 
Hier  erscheint  der  Rechtweiser  sogar  redend  im  Gesetze  eingeführt; 
die  Normierung  des  Gesetzes  selbst,  welches  ja  in  der  Tat  nichts  weiter 
tut  als  das  Recht  bezeugen,  wird  mit  iudicare  bezeichnet. 

In  den  formulae  Augienses  erscheint  Coli.  B.  Nr.  23  (8.  Jahrhundert) 
im  mallus  publicus,  ganz  wie  in  den  bayrischen  Urkunden,  neben  dem 
Richter  (Grafen,  Abt)  ein  iudex  und  das.  Nr.  40  mehrere  iudices,  die  aber 
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nicht  Schöffen  sind»  denn  von  diesen,  den  Bachinbnigen,  werden  sie 
ontersohieden : 

Cum  • .  •  •  lesedissem  ....  cum  iudicibus  et  raginbnigis» 
ja  es  wird;  wie  es  lex  Alam.Tit.  41  fordert,  die  ordnungsmässige  Bestellung 
dieser  iudices  ausdrücklich  erwähnt  in  den  Worten : 

illa  causa,  quae  ante  nos  fuit  diiudicata  et  iudicibus  nostris  yel  regin- 

buigis nostris vel iudicibus  constitutis. 
Im    Herzogsgericht    zu   Bankwil   920    (bei  Wartmann   III   Nr.  779) 


ludicaverunt  omnes  Bomani  et  Allemanni 
und  unter  diesen  werden  die  iudices  besonders  durch  Namen  hervorge- 
hoben. Wenn  nun  nach  alledem  auch  noch  das  Wort  esago  bei  den  Ale- 
mannen auftaucht,  so  ist  klar,  dass  es  nichts  anderes  bedeuten  kann,  als 
den  asega  der  Friesen,  den  eosago  der  Sachsen,  den  iudex  der  Bayern. 
Dieeee  Wort  aber  findet  sich  in  den  Schlettstädter  Glossen,  einer  um  11 20 
geschriebenen,  aus  alten  Quellen  schöpfenden  Handschrift  bei  Erklärung 
des  übrigens  rätselhaften  Wortes  curialis : 

curialis  dicitur  a  curia,  idem  est  apud  Alemannos  esago. 

Steinmeyer  und  Sieyers,   Die  althochdeutschen  Glossen  II  245,   7 

und  246,  18. 
Auch  bei  den  Burgunden  und  Westgothen  finden  sich 
Spuren  des  Bechtweiseramtes.  Die  iudices  deputati  der  lex  Burgun- 
dionum  hängen  gewiss  mit  den  Bechtweisem  zusanmien  und  der  in 
Titel  XXXIV,  3  vom  iudex  gebrauchte  Ausdruck  proferre  sententiam 
ist  sicher  mit  Bechtweisung,  Urteilsvorschlag,  zu  übersetzen.  In  west- 
gotischen Urkunden  geben  iudices,  doctores,  sapientes  ein  Weistum  (iu- 
dioium)  ab;  ihre  Tätigkeit  wird  mit  denselben  Worten  bezeichnet,  wie 
die  des  bajrrischen  iudex  (in  über  Godorum  sanserunt).  Der  yoUe  Nach- 
weis liesse  sich  nur  durch  verwickelte,  für  dieses  Buch  zu  weitläufige 
Ausführungen  erbringen.  Aber  eine  der  merkwürdigsten  Spuren  soll 
doch  hier  verfolgt  werden,  die  sich  in  der  Einleitung  der  lex  Visigothorum 
unter  dem  Titel  De  legislatore  findet.  Mit  grosser  Salbung  werden  hier 
die  Erfordernisse  eines  guten  Gesetzgebers  (artifex  legum)  dargelegt.  Er 
8oU  Schärfe  des  Verstandes  und  kühne  Folgerichtigkeit  hintansetzen  zu 
gunsten  praktischer  Erfahrung.  Denn  es  handle  sich  bei  der  Gesetz- 
gebung nicht  um  wohlgefügte  Bede  (non  personam  oratoris  inducimus), 
sondern  um  Ordnung  des  Bechts.  Er  sei  von  reinen  Sitten,  damit  seine 
Bede  mehr  durch  die  Kraft  seiner  Persönlichkeit  wirke  als  durch  die 
Worte;  ein  Berater  der  Bechtschaffenen  und  Geringen.  Seine  Bede  sei 
klar,  zweifelsfrei,  beweiskräftig,  damit  sein  Bechtsvortrag  (quicquid  ex 
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legali  fönte  prodierit)  in  den  Sinn  der  Hörer  hinabrinne  und  sofort  yer- 
Btandrai  werde.  Man  sieht,  der  Gesetzgeber  ist  hier  vorwiegend  als 
Redner  gedacht.  Aber  noch  weit  befremdlichere  Eigenschaften  werden 
von  ihm  gefordert.  Er  sei  im  Untersuchen  spümasig  (iudicans  in  in- 
dagando  vivax),  im  Zugreifen  entschlossen,  im  Entscheiden  nicht  angst* 
lieh,  gegen  Verbrecher  gemässigt,  gegen  Unschuldige  hilfreich,  gegen 
Fremde  zuvorkommend,  gegen  Einheimische  mild,  in  jedem  Falle  völlig 
unparteiisch  (personam  nesciat  accipere).  Was  ist  das  für  ein  Gesetzgeber» 
der  wie  der  friesische  Asega  zu  reden,  wie  der  nordische  Rechtweiser 
Bechtsvortrage  zu  halten,  wie  ein  Anwalt  zu  beraten,  wie  ein  Richter 
zu  untersuchen,  zu  entscheiden,  sich  unparteiisch  zu  erzeigen  hat! 
Kein  anderer  als  unser  Rechtweiser,  der  hier,  wo  den  Parteien  die  Wahl 
des  Richters  gestattet  war,  sehr  oft  Richter  gewesen  sein  und  an  der  Ge- 
setzgebung, wie  überall,  grossen  Anteil  gehabt  haben  muss.  Hören  wir 
noch,  dass  legislator  in  althochdeutschen  Glossen  mit  esago  übersetzt 
wird,  so  muss  jeder  Zweifel  schwinden.  (Steinmeyer  und  Sievers,  Die 
althochdeutschen  Glossen  I,  787,  45;  II,  136,  62.) 

Wollen  wir  das  Rechtweisertum  als  gemein-germanische  Einrich- 
tung ansprechen,  so  muss  es  sich  vor  allem  bei  den  Franken  finden. 
Denn  was  nicht  frankisches  Recht  ist,  ist  nicht  voll  germanisches  Recht. 
Und  so  tief  ins  Altertum  hinab  wie  das  fränkische  Recht  führt  kein 
anderes.    Wir  finden  es  aber  auch  hier. 

Im  merowingischen  Königsgericht  erscheint  stets  ein 
comes  palatü  oder  comes  palatinus,  dessen  Amt  ein  testimoniare,  testi- 
monium  praebere,  ein  Bezeugen  ist.  Das  Amt  wird  sehr  früh,  schon 
Mitte  des  sechsten  Jahrhunderts,  wenn  auch  nicht  als  Gerichtsamt,  er- 
wähnt. Als  solches  erscheint  es  ein  Jahrhundert  später,  und  zwar  sofort 
in  hellem  Lichte.  Der  comes  palatinus  bezeugt  den  ord- 
nungsmässigen  Hergang  der  Sache  (quod  haec  causa 
taliter  acta  vel  per  ordinem  inquisita  fuisset).  So  in  einigen  Urkunden 
aus  der  Mitte  des  7.  und  Anfang  des  8.  Jahrhunderts  bei  Pardessus  II, 
Nr.  331,  429,  431,  434,  473,  477,  479,  497,  636.  Auch  den  ordnungs- 
mässigen  Vollzug  einzelner  Prozesshandlungen  bezeugt  er.    So 

Marculf,  Formulae  I,  37;  Pardessus  11,  Nr.  424  anno  692: 

dass  jemand  seinen  Termin  wahrgenommen  und  auf  den  Gegner 

die  gesetzliche  Frist   gewartet   (solsativit),  der  Gegner   aber   den 

Termin  versäumt  habe  (neglexit); 

Pardessus  II,  Nr.  394  anno  680 : 

dass  ein  Eid  in  der  gesetzlichen  Form  geleistet  sei. 
Sein  Zeugnis  ist  ein  Hechts -Gutachten  oder  Urteil  und  wird  daher 
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aacü  wohl  iudicaie  genannt  (Pardessus  II,  456,  479),  womit  wir  das  erste 
Merkmal  des  Reohtweiseramtes  gewonnen  haben. 

Seitdem  der  Majordomns  an  die  Stelle  des  Königs  tritt,  etwa  seit 
der  Mitte  des  achten  Jahrhunderts,  verschwindet  aus  den  Urkunden 
zwar  nicht  der  Pfalzgraf  selbst,  aber  sein  Zeugnis.  Der  Majordomus 
selbst  bezeugt  jetzt  mit  seinen  Beisitzern,  einschliesslich  des  Pfalzgrafen, 
den  Hergang  und  scheint  sich  dabei  des  Beistandes  von  Gelehrten  zu  be- 
dienen, die  den  Pfalzgrafen  überfliissig  machten. 

Pardessus  11,  Nr.  608; 

sicut  proceres  nostri  seu  comites  palatii  vel  reliqui  legis 
doctores   iudicaverunt. 

B  r  u  n  n  e  r  sucht  dieses  Wegfallen  des  Pfalzgrafen-Zeugnisses  dadurch 
zu  erklären,  dass  in  merovingischer  Zeit  die  Gerichtsurkunden  von 
einem  bei  der  Gerichtsverhandlung  selbst  nicht  beteiligten  Kanzleibe- 
amten aufgenommen  worden  seien,  der  also  auf  das  Zeugnis  eines  Be- 
teiligten, des  Pfalzgrafen,  angewiesen  gewesen,  während  in  karolingischer 
Zeit  die  Urkunden  vom  Pfalzgrafen  selbst  oder  seinen  Notaren  aufge- 
nommen worden  seien.  Hiemach  wäre  das  Zeugnis  des  Pfalzgrafen  nur 
ein  für  den  Gerichtsschreiber  bestimmter  Bericht  gewesen.  Dies  wird 
aber  widerlegt  durch  die  Formel  des  Zeugnisses  selbst,  welche  ein  Urteil 
über  den  ordnungsmässigen  Hergang,  ja  den  Ausspruch  der  eingetre- 
tenen Bechtsfolge  selbst  enthält,  und  durch  eine  Anzahl  Urkunden, 
welche  ergeben,  dass  das  Zeugnis  dem  Gerichte,  nicht  dem  Grerichts- 
achreiber  gegenüber  abg^eben  imd  vom  Gerichte  für  mas^ebend  er- 
kannt worden  ist.    So : 

Marculf  I,  38.  Pardessus  II,  Nr.  332,  349,  418,  440,  456: 
sicut  comes  palatü  testimoniavit,  fuit  iudicatum  .... 
Das  Zeugnis   des   Pfalzgrafen    ist   kein   Bericht    für   den   Schreiber, 
Bondem  ein  Gutachten  fürs  Gericht. 

Für  das  Volksgericht  der  Franken  würden  wir  bei  der  jetzigen 
Sachlage  das  Bechtweiseramt  voraussetzen  dürfen,  auch  wenn  es  nicht 
bexeugt  wäre.  Es  ist  aber  ein  Zeugnis  vorhanden,  wenn  auch  nur  ein 
einziges,  sehr  dunkles  und  viel  umstrittenes. 

Im  Balischen  Gesetze  nämlich  wird  in  dem  vom  Wergeide  des  Grafen 
handelnden  Titel  64  eine  Person  erwähnt,  deren  Name  schon  ihr  Amt  an- 
deutet. Allerdings  beginnt  der  Streit  schon  beim  Namen.  Einige  lesen 
ihn  saoebaro,  andere  sagibaro  und  übersetzen,  da  baro  =  Mann,  ent- 
weder Mann  der  (Prozess-)  Sache,  oder  Mann  des  Sagens,  Redens.  Im 
letzten  Falle  wäre  sagibaro  ziemlich  dasselbe  Wort,  wie  das  friesische 


12  Enter  Abschnitt. 

asega,  das  sachsisohe  esago,  sogar  das  nordische  lagmann.  Aber  auch 
die  erste  Übersetzung  liesse  kaum  eine  andere  Deutung  als  auf  den 
Rechtweiser  zu :  es  gibt  kein  anderes  Amt  in  der  germanischen  Gerichts- 
yerfassung,  auf  welches  der  Ausdruck  passte.  Auch  eine  dritte  Ansicht 
käme  ziemlich  auf  dasselbe  hinaus»  welche  baro  von  barian  =  offenbaren 
ableitet  und  daher  übersetzt:  Veröffentlicher  der  Sache.  Nur  eine 
vierte,  aus  dieser  hervorgegangene  Ansicht  führt  zu  anderem  Ergebnis. 
S  o  h  m  nämlich  setzt  „veröffentlichen"  gleich  einfordern,  und  „Sache" 
gleich  Busse,  und  übersetzt  demgemäss  Busseinforderer,  Schuldeiofor- 
derer,  Schultheiss.  Es  hängt  dies  mit  seiner  Theorie  vom  sagibaro  zu- 
sammen, auf  die  wir  sogleich  kommen  werden. 

Unser  Zeugnis  nun  setzt  das  Wergeid  des  getöteten  sagibaro  auf 
600  solidi  —  ebenso  hoch  wie  für  den  Grafen  —  und,  wenn  er  puer  regius 
war,  auf  300  soUdi  fest.  Dann  fährt  es  fort  nach  dem  anerkannt  ältesten 
Texte: 

Sacibaroms  vero  in  singulis  mallibergiis  plus  quam  tres  non 
debent  esse.  Et  de  causas  aliquid  de  quod  eis  solvuntur  factum  dixe- 
rint,  hoc  ad  grafionem  non  requiratur,  unde  ille  securitatem  fecerit. 
Unter  den  vielen  Deutungen,  die  diese  schon  textlich  sehr  schwierige, 
fast  in  jeder  Handschrift  anders  gefasste  Stelle  gefunden,  ragt  die  Sohms 
durch  ihren  Scharfsinn  und  ihre  Kühnheit  hervor.  Ausgehend  von 
semer  bereits  erwähnten,  selbst  schon  sehr  kühnen  Etymologie,  über- 
setzt er: 

In  jedem  Malberg  oder  Gerichtssprengel  sollen  höchstens  drei 
Sagibaronen  sein.     Und  wenn  sie  aussagen,  dass  eine  Busse  (causa), 
welche  an  sie  entrichtet  wird,  gezahlt  sei  (factum),  so  soll  diese  vom 
Grafen  nicht  eingetrieben  werden,  nachdem  jene  eine  Quittung  (se- 
curitas)  darüber  ausgestellt  haben. 
Damach  wären  die  Sagibaronen,  ebenso  wie  der  Graf,  zur  Eintreibung 
der  dem  Könige  gebührenden  Bussen  bestellt,  und  zwar   als  Unter- 
beamte des  Grafen  für  den  Malberg,  die  Hundertschaft,  identisch  mit 
den  späteren  Centenaren  oder  Schultheissen. 

Sohms  Schlüsse  beruhen  zunächst  auf  einer  Ableitung  des  Wortes 
sacebaro,  die  von  dem  Philologen  K  ö  g  e  1  in  der  Zeitschrift  für  Deut- 
sches Altertum  XXXIII,  13  für  gänzlich  unhaltbar  erklärt  wird,  sodann 
auf  der  kaum  möglichen  Übersetzung  von  causam  f  acere  mit  Busse  be- 
zahlen. Indes  dies  alles  zugegeben :  was  besagt  denn  die  Stelle  bei  Sohms 
Deutung  1  Der  Graf  darf  nicht  eintreiben,  was  bereits  an  seine  Unter- 
beamten, die  Sagibaronen,  bezahlt  ist.  Wenn  sie  wirklich  weiter  nichts 
besagte,  so  besagte  sie  tatsächlich  nichts.    Und  wiederum  diese  Inhalt- 
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lofiigkeit  würde  die  etymologischen  Freiheiten  des  Übersetzers  noch  ver- 
dächtiger erscheinen  lassen,  als  sie  ohnehin  sind. 

Eine  Erklärung  der  Stelle  mnss  von  dem  Worte  securitas  ausgehen, 
dem  festesten  Punkte  des  ganzen  Textes.  Securitas  ist  das  Versprechen, 
keine  Klage  oder  Fehde  zu  erheben.  Weim  die  Parteien  sich  wegen  einer 
Straftat  vergleichen,  so  wird  eine  securitas  oder  epistola  securitatis  aus- 
gestdlt.  Solche  Vergleiche  waren  nun  gegen  das  Interesse  des  Königs, 
der  dabei  um  seinen  Anteil  an  der  Busse  kam,  und  daher  vielfach  bei 
strenger  Strafe  verboten.  So  im  Pactus  pro  tenore  pacis  c.  3,  der  Decretio 
Childeberti  von  596  c.  5  und  im  ganzen  Mittelalter  bis  tief  ins  17.  Jahr- 
hundert hinein.  Das  salische  Gesetz  enthalt  zwar  im  Tit.  53  ebenfalls 
schon  Spuren  solcher  Beschränkungen ;  grundsät'Zlich  aber  wird  die  Ver- 
gleichsfreiheit  noch  anerkannt.  Und  eben  dies  sagt  unsere  Stelle.  Wenn 
jemand  einen  Vergleich  geschlossen  hat  (securitatem  fecerit),  so  darf 
er  bei  dem  Grafen  nicht  mehr  klagen  (hoc  ad  grafionem  non  requiratur). 
Der  Vergleich  ist  also  rechtswirksam;  er  beseitigt  die  öffentliche  Strafe, 
die  Fehde  und  die  Pflicht,  dem  Grafen  ein  Friedensgeld  zu  zahlen. 

Was  aber  haben  die  Sagibaronen  damit  zu  tun?  Nun,  sie  sollen  an- 
sagen (dizerint),  dass  Vergleich,  Zahlung  und  Verzicht  ordnungs- 
massig erfolgt  sind,  wenn  etwa  der  Graf  versuchen  sollte,  die  Sache  vor 
sein  Gericht  zu  ziehen.  Sie  bezeugen,  wie  der  Pfalzgraf  im  Königsge- 
richt, den  oidnungsmässigen  Hergang  der  Sache.  Um  das  zu  können, 
müssen  sie  bei  dem  Vergleich  zugegen  gewesen  sein.  Offenbar  haben 
sie  ihn  auch  vermittelt.  Sie  sind  Schiedsmänner,  die  ausserge- 
riohtliche  oder  gerichtliche  Vergleiche  zu  Stande  bringen,  volkstümliche, 
durch  dreifaches  Wergeid  ausgezeichnete  Männer,  deren  Tätigkeit  dem 
Königtume  so  missliebig  ist,  dass  es,  da  ihren  Vergleichen  die  Wirksamkeit 
nicht  abgesprochen  werden  kann,  wenigstens  die  Beschränkung  ihrer 
Zahl  auf  drei  in  jedem  Bezirk  durchsetzt.  Nun  wird  auch  klar,  warum 
die  späteren  Handschriften  des  salischen  Gesetzes  den  Schluss  unseref 
Textes  dahin  gefasst  haben; 

si  causa  aliqua  ante  illos  secundum  legem  fuerit  definita,  ante  gra- 
fionem removere  eam  non  licet. 
Definire  heisst:  vertragen,  vergleichen,  erledigen.  In  der  Kapitu- 
lariensammlung  des  Ansegisus  und  Benedictus  Levita  lib.  VIII  c.  450 
findet  sich  definire  und  removere  in  ganz  ähnlicher  Bedeutung.  Der 
Vei^leich  m  u  s  s  vor  den  Sagibaronen  abgeschlossen  sein,  sonst  ist 
er  nicht  rechtswirksam,  schlieest  Gericht,  Fehde  und  Busse  nicht  aus. 
Im  20.  Kapitel  werden  wir  den  gleichen  Bechtszustand  in  ganz  anderer 
Gegend  und  viel  späterer  Zeit  bezeugt  finden« 
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Diese  Männer  nun,  welche  die  Streitenden  vergleichen  und  dann  im 
Gericht  den  rechtsgültigen  Abschluss  des  Vergleichs  bezeugen,  sollten  sie 
nicht  auch  sonst  den  Bechtspunkt  bezeugt  haben,  da  wir  doch  solche 
Bechtsbezeuger  fast  bei  allen  deutschen  Stämmen  und  auch  bei  den 
Franken  im  Königsgericht  gefunden  haben?  Nur  dass  sie  sonst  in  der 
Einzahl,  hier  aber  in  der  Mehrzahl  auftreten.  Was  anderes  als  Recht- 
weiser  sollen  die  seniores  sein,  die  in  den  f  ormulae  Andegayenses  32  mit 
derselben  Formel,  wie  der  Pfalzgraf  im  Königsgericht,  den  ordnungs* 
massigen  Hei^ang  der  Sache  bezeugen : 

cognoverunt,  quod  ipsa  causa  taliter  acta  yel  perpetrata  fuisseti 
Und  wenn  das,  12,  13,  14  bezeugt  wird,   dass  jemand  seinen  Termin 
ausgewartet,  der  Gegner  den  Termin  versäumt  habe,  11,  15,  dass  ein  Eid 
geleistet,  16,  dass  er  abgelehnt,  52,  dass  ein  Termin  fruchtlos  verstrichen 
sei,  wer  anders  sollte  das  Urteil  darüber  abgeben  als  ein  Bechtweiser? 

Auch  das  Wort  iudicare,  dieses  Kennzeichen  des  Beohtweiseramts, 
finden  wir  wieder  im  dritten  Capitulare  von  803 : 

Ut  Comites  • . .  •  legem  sciant,  ut  ante  eos  iniuste  quis  nemini 
iudicare  possit. 

Die  Grafen  sollen  das  Gesetz  kennen,  nicht  um  es  selbst  richtig  an- 
zuwenden, sondern  damit  nicht  in  ihrem  Gerichte  unrichtiges  Becht  ge- 
wiesen werde.  Dieses  mit  dem  Dativ  verbimdene  iudicare,  wen  erinnert 
es  nicht  an  den  friesischen  Asega,  dessen  Sache  es  ist  iudicare  inimico 
sicut  amico,  an  den  alemannischen  iudex,  der  Strafe  zu  zahlen  hat  dem, 
cui  iniuste  iudicavit?  Nehmen  wir  hinzu,  dass  in  dem  angelsächsischen 
Gesetz  des  Königs  Ine  c.  6  ein  Übersetzer  das  Wort  witan,  Weiser  mit 
sagibaro  wiedergibt  und  dass  in  den  niederländischen  Segsmannen,  Zeg- 
luiden,  einer  Art  Schiedsmänner,  die  das  Sühnegeld  bestimmen,  sich 
Name  und  Amt  bis  in  die  Neuzeit  erhalten  hat,  so  ist  die  Kette  der  Be- 
weise geschlossen. 

*  Dieses  ist  das  Amt  des  Bechtweisers,  wie  es  in  den  germanischen 
Bechten,  vom  eisigen  Grönland  bis  zum  sonnigen  Spanien,  erst  schatten- 
haft, dann  immer  deuÜicher  erkennbar  auftaucht.  Aus  dem  Priester- 
tum  entsprungen,  hat  es  zur  Aufgabe  die  Behütung  des  Bechts.  Ein 
weiser,  hochangesehener  Mann  schöpft  und  erdenkt  das  Becht;  er  weist 
es  der  Partei,  dem  rechtsunkundigen  Bichter  und  der  Gerichtsversamm- 
lung.  Er  spricht  aus,  in  welchen  Formen  der  Bichter  die  Versammlung 
zu  leiten,  die  Partei  die  Prozesshandlung  vorzunehmen  hat,  bezeugt,  dass 
die  Prozesshandlung  ordnungsmässig  vorgenommen  sei  und  was  den 
Bechten  nach  daraus  folge,  bestimmt,  ob  der  Beweis  durch  Zeugen 
genügend  geführt  sei  o^er  ob  es  des  Kampfes  oder  Eides  bedürfe,  spricht 
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den  Eid  Tor,  giebt  die  Höhe  der  Busse  an.  Er  legt  den  Rechtspunkt  dar, 
bringt  den  UrteiLsyorsohlag  ein.  Privatvergleiche  über  Straftaten,  sonst 
Terboten,  werden  gültig  durch  seine  Mitwirkung,  die  er  selbst  im  Gerichte 
bezeugt.  Die  Befugnis  zu  alledem  schöpft  er  aus  sich  selbst,  aus  dem 
Ansehen,  das  ihm  seine  Weisheit  und  Bechtskunde  verschafft.  Wie  in 
den  christlichen  Urgemeinden  das  Lehramt  auf  die  Lehrgabe,  nicht  auf 
die  Bestellung  durch  Obere  gegründet  war,  so  findet  das  Bechtweiseramt 
Beine  Legitimation  in  der  freiwilligen  stillschweigenden  Anerkennung 
der  Volksgenossen.  Die  Quellen  lassen  dies  noch  erkennen,  wenn  sie  auch 
selbst  nur  noch  ein  obrigkeitlich  bestelltes,  zum  TeU  schon  mit  Zwangs« 
und  Leitungsrechten  ausgestattetes  Bechtweiseramt  schildern. 

Das  Eigentümliche  an  dem  Amte  ist,  dass  in  ihm  die  Bechtskunde 
oiganifliert  erscheint.  Die  Bechtskunde  ist  eines  der  in  der  Bechtspfl^ge 
wirkenden  Elemente;  sie  hat  ihr  Organ,  ihr  bestimmtes  Arbeitsfeld  und 
Einflussgebiet:  darüber  hinaus  tritt  derEinfluss  der  rechtsunkundigen 
Elemente,  des  Bichters,  der  Urteiler,  der  Gerichtsversammlung  in  sein 
Becht.  Die  richtende  Tätigkeit  fällt  diesen  rechtsunkundigen  Elementen 
ea:  das  Gesetz  aber  hat  einen  sachverständigen  Vertreter,  dessen  Gut- 
achten, bindend  oder  nicht,  tatsächlich  von  den  Bichtenden  befolgt 
wird,  wie  heut  die  Gerichte  dem  Gutachten  anderer  Sachverständigen 
folgen. 

Wenn  in  der  Gerichtsszene  im  „Kaufmann  von  Venedig"  plötzlich 
ein  Bechtsgelehrter  eintritt,  der  weder  Bichter,  noch  Urteiler,  noch 
Parteivertreter  ist,  dennoch  bereitwilligst  zum  Wort  gelassen  wird  und 
den  Spruch  des  Gerichts  massgebend  beeinflusst,  so  werden  wir  nun  nicht 
mehr  verwundert  den  Kopf  schütteln.  Der  Beoht^gelehrte  wird  von 
einem  anderen  Bechtsgelehrten,  Bellario,  empfohlen,  auf  Grund  dieser 
Empfehlung  vom  Dogen,  dem  Bichter,  zugelassen  und  nimmt  seinen 
Platz  ein.  Der  Doge  ruft  die  Parteien  vor,  der  Beohtsgelehrte  vernimmt 
sie  und  macht  mit  der  schönen  Bede  von  der  Gnade  einen  Vergleichs- 
versuch, fügt  aber,  der  strenge  Wächter  des  Gesetzes,  sofort  hinzu : 

Dies  hab  ich  gesagt. 
Um  deine  Forderung  des  Bechts  zu  mildem. 
Wenn  du  darauf  bestehst,  so  muss  Venedigs 
Gestrenger  Hof  durchaus  dem  Kaufmann  dort 
Zum  Nachteil  einen  Spruch  tun. 
Da  der  Vergleichsversuch  scheitert,  wird  der  Gelehrte  gebeten,    die 
Bosheit  doch  nicht  siegen  zu  lassen: 

Beugt  einmal  das  Gesetz  nach  eurem  Ansehn : 
Tut  kleines  Unrecht  um  ein  grosses  Becht. 
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Allein  streng  weist  der  Hüter  des  Rechts  das  von  sich: 

Es  darf  nicht  sein :  kein  Ansehn  in  Venedig 

Vermag  ein  gültiges  Gesetz  zu  andern. 
Er  ist  sicher,  dass  das  Gericht  seinem  Gutachten  folgen  wird,  denn  noch 
ehe  es  den  Sprach  getan,  befiehlt  er: 

Bereitet  euren  Busen  für  sein  Messer. 
Wie  er  mehrfach  „gerechter  Bichter"  genannt  wird,   erkennen  wir  in 
ihm  den  uns  wohlbekannten  iudex,  und  in  seinen  Worten: 

Der  Hof  erkennt  es  und  das  Becht  erteilt  es 
und  dann  wieder: 

Das  Becht  bewilligt's  und  der  Hof  erkennt  es 
könnte  uns  sogar  die  Formel  seiner  Bechtsbezeugung  erhalten  sein.  Ohne 
es  zu  ahnen,  hat  uns  der  Dichter  ein  poetisch  verklärtes,  aber  TÖllig  an- 
schauliches Bild  des  uralten  Amtes  hinterlassen,  dessen  Aufgabe  die 
Hütung  des  Bechts  war. 


Zweites  Kapitel. 

Eechtweiser  nnd  Wortführer. 

War  der  Bechtweiser  der  juristische  Gutachter  des  Gerichts,  so  lag 
es  nahe,  dass  sich  auch  die  Parteien  um  Gutachten  an  ihn  wen- 
deten. Bat  zu  erteilen  erlaubten  ihm,  wie  wir  sahen,  die  nordischen 
Bechte  ausdrücklich,  und  bei  den  Friesen  wandelte  sich  sogar  der  alte 
Name  asega  im  Laufe  der  Zeit  in  redjeva  (Batgeber)  um ;  es  gab  einen 
gesetzlichen  Vorteil,  den  redjeva  vor  Beginn  des  Prozesses  um  Bat  zu 
fragen,  denn  wenn  Klager  sich  seine  Klage  vom  redjeva  bestätigen 
d.  i.  für  begründet  erklären  liess,  so  hatte  er  damit  dem  Beklagten  den 
Beweis  verlegt.  Die  Parteien  beginnen  juristische  Gutachten  ins  Gericht 
mitzubringen;  vom  redjeva  ist  aus  späterer  Zeit  bekannt,  dass  er  seine 
Parteien  sogar  in  fremde  Gerichte  begleitete,  um  dort  „seinen  Spruch 
zu  tun".  Wie  die  Partei  heute  in  den  Prozess  Sachverständige  ein- 
führt, deren  Gutachten  wohl  ganz  anders  ausfallen  mag,  als  sie  es 
wünscht,  so  war  auch  die  Aufgabe  des  juristischen  Gutachters  keines* 
wegs  zugunsten  der  Partei,  die  ihn  anrief,  zu  sprechen.  Wenn  aber  dem 
einen  Gutachter  die  andere  Partei  einen  Gegengutachter  gegenüber* 
stellte,  so  mochte  es  wohl  zwischen  diesen  zu  Erörterungen  kommen, 
die  sich  von  den  Bedekämpfen  heutiger  Bechtsanwälte  wenig  unter- 
schieden. Aber  die  Grundauffassung,  das  es  Gutachter  sind,  die  il 
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Stimme  abgeben»  blieb^deutlioh  darin  erkennbar  y'^dass'^diese  Beohts- 
kondigen  auch  beim  Urteüsspruch  mitwirkten  durch  Einbringung  des 
UrteikvorsohlageB.  Alles  dies  weist  deutlich  auf  den  Bechtweiser  zurück. 
Fänden  wir  nun  gar  noch  deren  Namen  auf  die  Parteien-Gutachter 
angewendet,  so  wäre  der  Zusammenhang  der  beiden  Erscheinungen 
über  alle  Zweifel  erwiesen.  Dieses  aber  finden  wir  in  folgenden  Stellen : 

1.  In  den  Miracula  Benedicti  aus  dem  neunten  Jahrhundert 
Monumenta  Germaniae  historica  Scriptores  XV.  1  S.  489 

wird  ein  Prosess  der  Klöster  Fleury  und  St.  Denis  erzählt,  in  welchem 
▼on  beiden  Seiten  eingeführt  werden 

plurimi  legum  magistri  et  iudices,  qui  pro  partibus  d e o e r - 

t  a  r  e  n  t. 
Da  auf  Zweikampf  erkannt  wird,  so  bringt  einer  von  ihnen,  der  Vasti- 
nensis  r^onis  legis  doctor  genannt  und  als  bestochen  bezeichnet  wird, 
den  Urteilsvorschlag  ein  (iudicium  protulit),  dass  in  Kir- 
ohensachen  kein  Zweikampf  stattfinden  dürfe.  Zugleich  schlägt  er 
einen  Veigleich  vor,  der  angenommen  wird.  Aber  St.  Benedict  hat 
jenes  Bechtweisers  und  Urtdleinbringers  (iudicis  illius  ac  legis- 
latoris)  nicht  yergessen  und  ihn  zur  Strafe  der  Sprache  beraubt. 
Dass  iudex  den  Bechtweiser  bedeuten  kann,  wissen  wir;  dass  er  ihn  hier 
bedeuten  muss,  ist  daraus  klar,  dass  er  den  Vorsitzenden  Bichter  nicht 
bedeuten  kann,  wird  aber  noch  bestärkt  durch  die  Ausdrücke  iudicium 
proferre  und  legislator,  die  wir  alle  beim  Bechtweiser  vorgefunden 
haben.  Wir  werden  denselben  Vorgang  noch  oft  nachweisen:  die  Gut- 
achter plaidieren  zuerst  gegeneinander,  werden  zum  Schluss  um  das 
Urteil  gefragt  und  bringen  dieses  ein  —  Advokat  und  UrteUer  in  einer 
Person.  .  | 

2.  Bischof  Brun  von  Augsburg  führte  zwischen  994  und  1023 
einen  Prozess  mit  dem  Kloster  St.  Emmeram  bei  Begensburg,  über 
den  Amoldus  de  St.  Emmeramo  n.  60 

Monumenta  Germaniae  historica  Sciptores  IV.  671 

um  das  Jahr  1035  berichtet, 

es  seien  alle  iudices  vel  scabiniones  der  Grafschaft  be- 
stochen und  noch  andere  anderswoher  für  Geld  gedungen  worden; 
die  Gegenpartei  habe  nach  gemeinsamer  Beratung  einen  iudex 
nomine  Otpolt  eingeführt,  ouius  loquacitati  ad  tunc  temporis  multa 
oommittebantur  a  multis;  dieser  sei  aber  durch  ein  Wunder  des 
Himmels  so  verstört  worden ,  ut  nee  sciret  neo  posset  i  u  d  i  - 
care  quidquam. 

ludioes  vel  scabiniones  heissen  die  Gutachter,   denn  sie  sitzen  in  der 
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Sohöffenbank.  Bereits  finden  wir  einen  iudex,  der  durch  Beredtflam- 
keit  (loquaoitas)  einen  Ruf  hat;  seine  Gutachtertätigkeit  wird  iudioare 
genannt,  ein  Wort,  das  wir  als  die  technische  Bezeichnung  der  Beoht- 
weisertatigkeit  kennen  gelernt  haben. 

3.  In  einem  placitum  vom  Jahre  998,  abgedruckt  in  Bethmann- 
Hollwegs  Handbuch  des  Zivilprozesses  V.  440,  bittet  der  beklagte  Abt 
des  Klosters  Farfa  um  Frist;  er  sei  nicht  vorbereitet, 

quia  neque  iudices    meos  habeo  neque  advocatum« 
Der  Richter,  Umzüge  witternd,  schlagt  es  ab: 

Nequaquam,  sed  dabo  tibi  adyocatum,  qui  pro  te  respondeat. 
Schliesslich  erwirkt  der  Abt  doch  eine  kurze  Frist  und  kehrt  zurück 
cum  suo  advocato  et  ludicibus.    Auf  die  Frage,  ob  er  sich  nach  romi* 
schem  oder  longobardischem  Recht  verteidigen  wolle,  antwortet 

Hubertus  Dativus  Iudex  et  advocatus  monasterii: 
Nach  Longobardischem.    Jetzt  erbittet  sich  auch  die  Gegenpartei  einen 
Wortführer 

quaesierunt  advocatum,   qui  pro  eis   quereret 
und  es  folgt  Rede  und  Gegenrede  der  beiden  Advokaten.   Da  nun  andere 
Kenner  des  longobardischen  Rechts  (iudices  Longobardi)  als  der  Ad* 
vokat  der  beklagten  Partei  nicht  zur  Stelle  sind,  so  lässt  der  Richter 
diesen  schwören 

ut  ex  illa  hora  et  deinceps  verum  iudicium  iudioare t. 
Darauf  lässt  er  ihn  auf  der  Schöffenbank  Platz  nehmen, 

ut  iudicaret  secimdum  suam  legem. 
Er  instruiert  noch  auf  Geheiss  des  Richters  den  andern  Advokaten,  den 
jetzt  der  Beklagte  bekommt,  und  bringt  dann  das  Urteil  ein,   dasa 
dieser  Advokat  des  Beklagten  zu  schwören  hat,  welches  Urteil  die 
andern  Schöffen  bestätigen.    Er  unterschreibt 

Ego  Hubertus  Iudex  et  advocatus  ipsius  monasterii 
Hier  finden  wir  eine  Partei,  die  ihre  iudices  und  Advokaten  erst 
fragen  will,  bevor  sie  antwortet,  einen  Richter,  der  ihr  einen  Wort- 
halter giebt,  der  für  sie  antwortet  und  der  dativus  iudex,  auch  advo- 
catus genannt,  zuletzt  selbst  förmlich  zum  Rechtweiser  bestellt  wird 
und  das  Urteil  einbringt  (iudicat),  das  die  Schöffenbank  bestätigt.  So 
findet  auch  Ficker  (Forschungen  zur  Reichs-  und  Rechtegesohichte 
Italiens  11. 23. 24)  996  einen  iudex  et  advocatus  und  820  einen  scavinus 
et  advocator. 

4.  Die  Formeln  zum  Longobardischen  Liber  Papiensis  (entstan- 
den 1019 — 1037)  beruhen  bereits  durchgängig  auf  der  Voraussetzung, 
dass  jede  Partei  durch  den  Mund  eines  Worthalters  spricht. 
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Petre  —  so  redet  der  Worthalter  des  Klägers  den  Beklagten  an  — 
te  appellat  Uartinus:  Dich  verklagt  Martinus,  meine  Partei. 

Ein  glossiertes  Formular  aus  etwa  derselben  Zeit 

Placiti   forma   glossata   in   den   Monumenta   Germaniae   historioa 

Leges  IV.  602 
weist  Worthalter  beider  Teile  auf,  nach  deren  Vortrag  die  Partei  befragt 
wird,  ob  sie  den  Vortrag  genehmige  (diois  sie?).    Der  Worthalter  des 
Klagers  spricht: 

Petre»  te  appellat  Johannes»  quod  tu  ei  malo  ordine  tenes  terram. 

V  ■  •  m    •     J  *  j 

Hierauf  wird  getragt: 

Iudex»  qua  lege  facit  istam  appellationeml 

Wer  hier  fragt»  ist  nicht  der  Beklagte,  auch  nicht  sein  Worthalter, 
vielmehr,  da  die  gleiche  Frage  nach  der  rechtfertigenden  Qesetzesstelle 
immer  wiederkehrt,  der  Glossator  selbst,  der,  wie  alsbald  zu  sehen, 
auch  selbst  die  Antwort  giebt.  Ist  aber  dies,  so  kann  die  Frage  nicht, 
wie  es  den  Anschein  hat,  an  den  Richter  gerichtet  sein,  sondern  nur  an 
den  Lesenden  und  Lernenden.  Mithin  ist  iudex  keine  Anrede;  es  ist 
vielmehr  das  Komma  hinter  iudex  zu  streichen  und  zu  übersetzen: 

Nach  welcher  Gesetzesstelle  darf  ein  iudex  eine  solche  Klage  fähren? 
Antwort : 

Capitulo  Ottonis  „Cotidie",  cum  dicit  „liceat  iudicibus  causas  agere*'. 

Umgekehrt  wird,  nachdem  der  Wortführer  des  Beklagten  die  Klage 
beantwortet  hat,  gefragt: 

Iudex»  qua  lege  facit  istam  responsionem? 

Wieder  ist  das  Komma  wegzudenken  und  zu  übersetzen: 

Nach  welcher  Gesetzesstelle  darf  ein  iudex  für  den  Beklagten  ant- 
worten? 

Wieder  antwortet  der  Glossator: 

Capitulo  Ottonis  »,C!otidie"»  cum  dicens:    „liceat  iudicibus  causas 
agere^*  posuit  pro  actionem  facere  et  respondere. 

Die  Wortführer  der  Parteien  heissen  also  iudices,  und  es  wird  festgestellt, 
das8  ein  Gesetz  Ottos  UI.,  welches  mit  dem  Wort  cotidie  beginnt,  den 
iudices  erlaube,  sowohl  für  EJäger  ab  für  Beklagten  aufzutreten.  Nun 
handelt  zwar  das  angezogene  Gesetz 

Monumenta  Germaniae  historica  L^ges  IV.  580 
von  ganz  andern  Dingen,  nämlich  vom  Gerichthalten  zur  Erntezeit; 
es  erlaubt  dem  iudex  zur  Erntezeit  Termine  abzuhalten  (causas  agere). 
Der  Glossator  hat  missverstandlich  daraus  hergeleitet»  dass  dem  iudex 
überhaupt  das  causas  agere,  und  zwar  für  andere»  gestattet  sei.    Für 
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uns  kommt  es  indes  nur  auf  die  Feststellung  an,  dass  der  Worthalter 
der  Partei  iudex  genannt  wird  und  sicher  auch  am  Urteil  teilnimmt. 

6.  In  Italien  treten  seit  der  zweiten  Hälfte  des  elften  Jahrhunderts 
mehrfach  Legis  doctores,  iuris  periti,  causidici,  patroni  causarum,  l^;is- 
latores  auf,  denen  ein  orare,  patrocinari,  aber  auch  ein  Anteil  an  der 
Urteilfindung  zugeschrieben  wird  und  die  zuweilen  iudices  genannt 
werden. 

Ficker,   Forschungen   zur   Reichs-   und   Bechtsgeschichte   Italien» 
III.  96,  102. 

Diese  Namen  aber,  die  zum  Teil  bereits  auf  eine  richtige  Advokatur 
hindeuten,  reichen  in  viel  frühere  Zeiten  zurück.  In  einer  Urkunde 
von  783  (in  Bethmann-HoUwegs  Handbuch  des  Zivilprozesses  V.  107 
erwähnt)  erscheint  ein  assertor  vel  causidicus  et  mandatarius  Domini 
Archiepisoopi.  Im  capitulare  von  805  wird  cap.  8  angeordnet,  dass 
clamatores  (Kläger)  et  causedici,  welche  das  Urteil  weder  anerkennen 
noch  schelten  wollen,  so  lange  eingesperrt  werden,  bis  sie  eins  von 
beiden  tun. 

6.  In  der  Belegstelle  3  tauchte  die  Bezeichnung  advooatus 
auf.  Advocatus  bedeutet  nun  zu  jener  Zeit  keineswegs  den  Wortführer 
vor  Gericht,  sondern  den  fest  angestellten  Vermögensverwalter  (Vogt) 
der  Kirchen,  Klöster  und  Grossen,  der  auch  die  diesen  zustehende  Ge- 
richtsbarkeit ausübte,  also  eher  einen  Richter  als  einen  Rechtsanwalt 
(s.  Kapitel  16).  In  unserer  Belegstelle  kann  indes  advocatus  nicht  einen 
solchen  Vogt  bedeuten,  denn  er  wird  vom  Richter  der  Pcurtei  gestellt, 
um  für  sie  zu  antworten,  ist  also  ein  für  den  Einzelfall  zugezogener 
Wortführer.  Es  lässt  sich  dexm  auch  sonst  nachweisen,  dass  advocatus 
um  jene  Zeit  in  der  Bedeutung  „Wortführer'^  wenn  auch  ausnahms- 
weise, vorkommt.  Nicht  ganz  sicher  allerdings  ist  ein  Zeugnis  aus  dem 
Jahre  1022  bei  Guden  Codex  diplomaticus  II,  57,  nach  welchem  der 
Erzbischof  von  Mainz  mit  seinem  Advocatus  Graf  von  Diethe  vor 
Gericht  auftritt  und  durch  dessen  Mund  EJage  erhebt;  denn  der  Ver- 
mögensverwalter trat  allerdings  auch  vor  Gericht  für  seinen  Auftraggeber 
auf,  wenn  auch  meist  nur  in  dessen  Abwesenheit  als  sein  Stellvertreter. 
Ein  zweites  Zeugnis  ist  etwas  spät,  aus  dem  Jahre  1186,  aber  deshalb 
merkwürdig,  weil  es  das  Wort  in  beiden  Bedeutungen  zu  gleich  bringt. 
Den  Halbfreien  von  St.  Peter  zu  Soest  wird  (Grimm  Weistümer  VI. 
725)  das  Privilegium  verliehen. 

. . .  ut  coram  comite,  qui  vrigreve  dicitur,  sive  advooato  (dem 
Stellvertreter  des  Gerichtsherm)  loco  liberorum  (wie  Vollfreie)  sen- 
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tencias  proferant,  a  d  v  o  c  a  t  i^CWortffihrer)  esse  possimt  et 
patroni  oausaram. 

Kann  advocatos  im  früheren  Mittelalter  auch  Wortführer  bedeuten, 
so  müssen  wir  es  in  dieser  Bedeutung  verstehen  in  folgender  Verord- 
nung Karls  des  Grossen  von  803 : 

Ut  missi  nostri  soabinios»  advocatos,  notarios  per  singula  loca 
eligant;  et  eorum  nomina,  quando  reversi  fuerint,  secum  scripta 
deferanty 

denn  man  sieht  nicht  ein,  wie  Vermögensverwalter  der  Kirchen  und 
Grossen  zusammen  mit  Schöffen  und  Notaren  per  singula  loca  sollten 
ernannt  werden,  obwohl  allerdings  der  Konig  das  Emennungsrecht 
auch  bezüglich  der  Vögte  in  Anspruch  nahm.  Ebenao  können  im  Capi- 
tnlaie  von  864  c.  32  kaum  andere  als  Wortführer  gemeint  sein,  wenn 
es  dort  heisst,  dass  die  benachbarten  Grafen  ihre  Gerichtsversamm- 
lungen nicht  auf  denselben  Tag  ansetzen  soUen,  damit  die  Dingpflich- 
tigen und  die  advocati,  die  auf  mehreren  Gerichtsversammlungen  zu 
tun  haben,  sie  samtlich  besuchen  können.  EUeraus  würde  sich  zugleich 
schon  für  die  karolingische  Zeit  das  Bestehen  einer  Art  Organisation 
des  Anwaltstandes  ergeben,  indem  geeignete  Anwälte  ausgewählt  und 
in  Listen  eingetragen  werden.  Ein  drittes  Zeugnis  dafür,  dass  schon  in 
karolingischer  Zeit  Anwälte  unter  dem  Namen  advocati  auftraten, 
führt  auf  keinen  Geringeren  zurück  alsBismarck.  In  der  Sitzung 
des  Erfurter  Parlaments  vom  15.  April  1860  erinnerte  er  an  den  vor 
1000  Jahren  zu  Erfurt  stattgehabten  Landtag, 

über  dessen  Zweck  in  der  alten  Chronik  von  Spangenberg  Fol.  93, 
wenn  ich  nicht  irre,  buchstäblich  zu  lesen  ist,  dass  der  König  Lud- 
wig ihn  abhielt,  um  der  Schinderei  der  Fürsprecher  und  Zungen- 
drescher, deren  Unwesen  damals  in  Deutschland  unerträglich  ge- 
wesen sei,  ein  Ende  zu  machen.  (Grosse  Heiterkeit  und  Bravo  auf 
der  Rechten.) 

Nun  ist  allerdings  in  Spangenbergs  Mansf eidischer  Chronica  von  1672 
Fol.  93  b  für  das  Jahr  860  Solches  berichtet.  Allein  im  Jahre  860  hat 
überhaupt  kein  Landtag  in  Erfurt  stattgefunden,  sondern  im  Jahre 
862,  und  auf  diesem  wurde,  wie  die  Annales  Fuldenses  berichten,  ver- 
ordnet: 
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. .  ut  nullus  praefectus  [Graf]  in  sua  praefectura  aut  quaestionarius 
[Richter]  infra  quaesturam  suam  alicuius  causam  advocati 
nomine  susoiperet  agendam. 
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Auch  hier  soheint  es  kaum  möglich,  unter  advocatus  den  Kirchenvogt 
zu  verstehen,  obwohl  allerdings  früher  einmal,  im  cap.  19  des  oapi- 
tulare  nussorum  von  819,  die  Verbindung  des  Bichter(Zentenar-)AmteB 
mit  der  Kirchenvogtei  untersagt  worden  war.  Jedenfalls  war  auf  dem 
Landtage  von  Erfurt  von  der  Schinderei  der  Fürsprecher  und  Zungen- 
drescher mit  keinem  Worte  die  Bede,  und  Bismarcks  Bemerkung  zwar 
ganz  witzig,  aber  nicht  richtig. 

Wenn  sonach  schon  die  unmittelbaren  Zeugnisse  für  das  Vorkom- 
men von  Wortführern  sehr  weit,  bis  ins  achte  Jahrhundert,  zurück- 
reichen, so  müssen  wir  auf  ein  noch  viel  höheres  Alter  der  Einrichtung 
schUessen  aus  ihrem  Zusammenhange  mit  dem  Bechtweiseramte,  wel- 
ches  ja,  wie  wir  wissen,  bis  in  die  Urzeiten  deutscher  Geschichte  zurück- 
reicht. Dieser  Zusammenhang  selbst  ist  offenbar  und  unbestreitbar. 
Wir  sehen  unter  dem  Bechtweisemamen  iudex  eine  rechtskundige  Per- 
sönlichkeit auftreten,  der  das  iudicare  des  Bechtweisers  obliegt,  die 
auf  der  Bichterbank  sitzt  und  den  Urteilsvorschlag  einbringt,  zugleich 
aber  für  eine  Partei  das  Wort  führt.  Wir  dürften  diesen  zweifeUos  be- 
zeugten Zusammenhang  auch  dann  nicht  leugnen,  wenn  zwischen  dem 
Amte  des  Wortführers  und  dem  des  Bechtweisers  ein  natürlicher  un- 
lösbarer Widerspruch  bestände,  eines  das  andere  ausschlösse.  Das 
aber  ist  keineswegs  der  Fall.  Der  Bechtweiser  ist  ein  juristischer  Gut- 
achter. Gelang  es  der  Partei,  einen  solchen  für  ihre  Sache  zu  gewinnen, 
so  hatte  sie  damit  ihren  natürlichen  Wortführer  gewonnen,  und  es 
fragte  sich  dann  nur,  ob  nicht  die  Gegenpartei  für  ihren  Standpunkt 
einen  ebenso  mächtigen  Fürsprecher  gewinnen  werde.  Unter  der  Vor- 
aussetzung, dass  jedes  Gutachten  auf  ehrlicher  unbeeinflusster  Über- 
zeugung beruhte,  hatte  es  gar  kein  Bedenken,  diese  Gutachter  zur  Bich- 
terbank und  sogar  zu  der  einflussreichen  Funktion  des  Urteilsvor- 
schlags zuzulassen;  und  wir  hören  auch  nicht,  dass  Bedenken  dagegen 
erhoben  wurden.  Die  Idee  war,  dass  diese  Wortführer  nur  ihre  Über- 
zeugung, keineswegs  das  Interesse  einer  Partei  vertreten.  Daher  wird 
auch  vorausgesetzt,  dass  sie  von  der  Partei  keine  Bezahlung  erhalten 
und  das  Gegenteil  in  unsem  Belegstellen  als  Bestechung  bezeichnet. 

Wenn  wir  nun  im  nächsten  Abschnitte  ein  ausgebildetes  Für- 
sprecheramt  finden  werden,  das  ganz  ähnliche  Formen  und  insbeson- 
dere ganz  dieselbe  Verbindung  mit  dem  Bichteramte  aufweist,  wie 
das  Bechtweiseramt,  so  wird  der  Schluss,  dass  das  eine  aus  dem  andern 
entstanden  ist,  unabweislich  sein. 


Zweiter  Abschnitt. 


Vorsprecher. 


vonpreohen  geaut  neu  so  der 
gemeinen  niue»  deme  zeohte  ma 
dinen  nnde  der  gemeinen. 

OkMM  ram  WelohbUdiMhl. 
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Drittes  Kapitel. 

Name  und  Alter. 

Konnten  wir  nns  biaher  nnr  ondeutliohe  Vorstellungen  von  dem  Aus- 
sehen des  Gegenstandes  unserer  Untersuchung  machen,  so  wird 
dies  jetzt  ganz  anders»  wo  wir  in  das  Gebiet  der  deutsohredenden  Rechts- 
denkmfiler  eintreten.  Es  ist,  aJs  wenn  die  fremde  Sprache  der  Quellen 
mis  bisher  den  Gegenstand  verschleiert  hatte;  mit  überraschender 
Plötzlichkeit  flutet  das  Licht  herein.  Wenn  wir  bisher  aus  wenigen 
mühsam  zusammengesuchten,  häufig  imklaren  QuellensteUen  uns  das 
Wesen  des  Amts  zu  verdeutlichen  suchen  mussten,  so  bieten  jetzt 
Sachsenspiegel  und  Richtsteig  mit  ihren  NebenqueUen  das  helle  Bild 
eines  tief  wurzelnden,  voU  ausgebildeten,  in  allen  Einzelheiten  klar 
erkennbaren  Wortführeramtes,  des  Vorsprechertums. 

Die  älteste  Spur  des  Namens  findet  sich  in  einer  althochdeutschen 
Glosse  des  achten  Jahrhunderts,  wo  Furisprecho  mit  orator  übersetzt 
wird* 

Graff,  Althochdeutscher  Sprachschatz  VI,  390. 
Die  in  den  Rechtsbüchem  gebräuchlichsten  Namen  vorsprecher,  für- 
Sprech,  ledner,  haben  alle  mit  den  für  den  Recbtweiser  vorkommen- 
den Bezeichnungen  as^a,  eosago,  sagibaro  die  Wurzel  „sagen,  sprechen, 
reden**  gemein,  und  wir  fanden  bereits  in  der  friesischen  Sage  von  den 
zwölf  Asegen  (im  eisten  Kapitel)  das  Wort  asega  als  gleichbedeutend 
mit  foeispreken  gebraucht.  In  Bayern  werden  wir  vorsprecher  des 
rechts,  in  Österreich  rechtsprecher,  aussprecher  des  rechtens,  lands- 
ehehaftaussprecher  kennen  lernen  (siehe  unten  Kapitel  11  und  12), 
deren  Namen  wörtliche  Übersetzungen  von  asega  (=  Recht-Sager) 
sind  und  die  auch  wirkliche  Rechtweisertätigkeit  ausüben.  Der  Wen- 
disch-RugianiBohe  Landesbrauch  nennt  den  Vorsprecher  Redesman; 
ün  Niederlandischen  und  Flandrischen  heisst  er  talman;  auch  spruohs- 
man  kommt  vor:  alles  wörUiche  Übersetzungen  von  sagibaro  (»=  Mann 
des  Segens).    Noch  in  der  1688  erschienenen  Übersetzung  von  Zieg- 
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lers  RabuÜBtica  (siehe  im  dreissigsten  ELapitel)  werden  die  Ausdrücke 
Voisprecher  und  Bechtsprecher  als  gleicnbedeutend  gebraucht,  und 
Jean  Paul  im  Siebenkas  bildet  das  Wort  „Vorredner". 

Die  echte  Vorsilbe  ist  „vor'S  nicht  „für''.  Die  Bechtsaufzeichnungen 
des  sachsischen  Hechts,  der  Sitz  der  Lehre,  femer  die  bayrischen  und 
österreichischen  brauchen  durchweg  den  Namen  vorsprecher;  im  gan- 
zen übrigen  Deutschland  herrscht  er  vor,  mit  Ausnahme  der  alaman- 
nischen  Gegenden,  die  das  Wort  fürsprech  gebrauchen,  und  der  fran* 
kischen,  wo  fürsprech  neben  vorsprech  vorkommt;  aber  in  diesen 
Gegenden  ist  „für"  dasselbe  Wort  wie  „vor".  Die  Silbe  vor  bedeutet  hier, 
dass  einer  aus  einem  Kreise  als  besonders  Kundiger  hervortritt  und 
den  andern  sagt  oder  zeigt,  wie  etwas  gemacht  werden  soll;  wie  etwa 
in  den  Worten:  Vorarbeiter,  Vorturner,  Vorsanger,  Vorbeter.  Vor- 
sprecher ist,  wer  hervortritt  zu  sprechen  und  seiner  Partei  vorspricht, 
was  sie  nachsprechen  soll.  Der  germanische  Prozess  setzt  sich  aus  einer 
Reihe  von  Formalakten  zusammen ;  die  Partei  hat  streng  vorgeschriebene 
Fragen  und  Formeln  zu  sprechen,  die  ihr  ursprünglich  gewiss  allesamt 
vorgesprochen  wurden,  während  sie  in  der  Zeit  der  Bechtsbücher  zum 
Teil  vom  Vorsprecher  allein,  aber  unter  Genehmigung  der  anwesenden 
Partei,  gesprochen  werden.  Gedacht  ist  der  Vorsprecher  als  einer, 
der  der  Partei  etwasvorspricht,  aber  keineswegs  als  einer,  der  zu  Gunsten 
seiner  Partei  spricht.  Der  Vorsprecher  ist  kein  Für- 
sprecher. Die  Übersetzung  mit  prolocutor  ist  nicht  genau ;  praelo- 
cutor  wäre  richtiger,  kommt  übrigens  auch  vor,  und  zwar  nicht  bloss  ein- 
mal, wie  Nietzsche  meint,  sondern  in  altfranzösischen  Bechtsquellen 
ganz  regelmässig,  wo  überdies  der  Begriff  durch  die  Übersetzung  mit 
a  V  a  n  t  -  parlier  klarer  gestellt  ist. 

Diese  Auffassung  des  Vorsprechers,  aus  der  Untersuchung  des 
Namens  geschöpft,  durch  die  weitere  Darstellung  noch  eingehender 
zu  beweisen,  ist  der  Schlüssel  zur  Erkenntnis  seines  Wesens  und  Ur- 
sprungs. Wir  werden  im  Vorsprecher  einen  Wortführer  der  Partei 
finden,  der  doch  nicht  von  ihr  gewählt  und  bezahlt,  sondern  ihr  vom 
Richter  im  öffentlichen  Interesse  bestellt,  zu  dessen  Annahme  sie  ge- 
zwungen wird.  Wir  werden  sehen,  dass  die  Vorspräche  von  Haus 
aus  nicht  berufsmässig  betrieben  wird,  sondern  ein  unentgeltlich  ver- 
sehenes Ehrenamt  ist,  das  nicht  abgelehnt  werden  darf ;  dass  der  Vor- 
sprecher in  Form  von  Fragen  dem  Gerichte  massgebend  den  Reohta- 
punkt  darlegt ;  dass  er  nicht  als  zu  Gunsten  seiner  Partei  befangen  an- 
gesehen, vielmehr  mit  Vorliebe  aus  den  Urteilem  gewählt  wird  und 
in  eigener  Sache  mit  urteilt,  sogar  den  Urteilsvorschlag  einbringt.    Alle 
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diese  ubb  so  fremdartig  anmutenden  Erscheinungen  finden  ihre  Er- 
klärung darin,  dass  im  Vorspreoher  nicht  nur  der  Name,  sondern  auch 
das  Amt  des  alten  Bechtweisers  fortlebt,  das  ja  auch  darin  bestand,  der 
Partei  die  Formebi  vorzusprechen,  dem  Gerichte  den  Bechtspunkt 
darzulegen  und  den  Urteilsvorschlag  einzubringen. 

Aus  diesem  Zusammenhange  mit  dem  Bechtweiseramte  wäre  nun 
ohne  weiteres  auf  ein  hohes  Alter  der  Einrichtung  zu  sohliessen.  Zwar 
▼oll  ausgebildet  tritt  sie  uns  erst  im  Sachsenspiegel  entgegen.  Allein 
zu  eben  dieser  yoUen  Ausbildung  war  Zeit  erforderlich;  ein  so  fertiges, 
so  mit  allen  Fasern  in  germanischen  Grundanschauungen  wurzelndes 
Gebilde  entsteht  nicht  über  Nacht.  Die  urkundlichen  Zeugnisse  reichen 
denn  auch  viel  weiter  zurück.  1106,  30  bis  40  Jahre  vor  dem  Sachsen- 
spiegel, tritt  in  zwei  Urkunden  ein  Ortwinus  als  Zeuge  auf,  der  das 
eine  Mal  prolucotor,  das  andere  Mal  yorsprech  genannt  wird. 

Monumenta  Boica  Xu.  362,  364. 
Im  zweiten  Kapitel  haben  wir  unter  dem  Namen  iudex,  legum  magister, 
oauaidicus,  adyocatus  Wortführer  der  Parteien  schon  im  zehnten, 
nennten,  sogar  im  achten  Jahrhundert  yorgefunden,  unter  4  (in  den 
longobardischen  Formeln  yon  1019)  auch  bereits  die  Einrichtung,  dass 
die  Partei  gefragt  wird,  ob  sie  das  Wort  des  Vorsprechers  zu  dem  ihrigen 
mache  (Dicis  sie?).  Der  Name  Vorspreoher  taucht  im  achten  Jahrhundert 
zum  ersten  Male  auf.  Wir  werden  daher  annehmen  dürfen,  dass  sich 
um  diese  Zeit  die  Entwicklung  des  Bechtweiseramtes  zum  Vorsprecher- 
tum  yoUzpgen  hat. 


Viertes  Kapitel. 

Bestellnng.  Bef&higimg.  Vorsprecheizwaiig. 

1. 

Der  Vorsprecher  wird  auf  Antrag  der  Partei 
yom  Bichter  bestellt.  'Wir  fanden  das  bereits  bei  den 
alten  iudices  und  adyocati,  so  in  der  Urkunde  yon  998:  „Dabo  tibi 
adyocatum'*,  „datiyus  iudex*'  (siehe  Kapitel  2  Nr.  3).  Jetzt  ist  es 
anerkannter  Grundsatz. 

Bichtsteig  Landrechts  cap.  2. 

Swene  denne  wat  werre  (wen  etwas  wirrt),    de  heye  sin  dinc  sus 

(also)  an,  he  spreke: 

here  her  richter,  ic  bidde  enes  mannes,  de  min  wort  spreke. 
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Will  der  Richter  keinen  Vorspreoher  bestellen,  so  kann  er  durch  ur- 
teil (recht)  dazu  gezwungen  werden: 

so  vrage  jo  enes  rechtes,  oft  it  (ob  es)  de  richter  doroh  recht  ioht 
dun  scole.    So  secht  he:  ic  gan  (gönne)  iu  des  wol. 

Nun  folgt  die  Bezeichnung  der  Person: 

So  sprek :  ic  bidde  N,  unde  nome  (nenne)  wene  du  wilt,  enkede  (be- 
stimmt) bi  sinen  bekenden  nomen. 

Das  alles  ist  aber  nicht  so  einfach,  sondern  mit  bestimmten  Förmlich- 
keiten verbunden,  deren  Verletzung  Busse  nach  sich  zieht.  So  schreibt 
das  Weistum  des'  Landgerichts  im  Hattgau  im  Unterelsass  1494  eine 
bestimmte  Stellung  der  Füsse  vor: 

Grimm,  Weistümer  V.  611. 

wann  einer  ein  fursprechen  fordert,  sol  er  in  den  f üszstapfen  bliben 

ston  und  den  fursprechen  nemen ;  geschehe  solchs  nit,  und  verändert 

den  fuszdritt, 
so  zahlt  er  dem  Gerichtsherm  eine  Strafe. 

Im  Beichshofgericht  ist  (wie  Franklin  Beichshofgericht  II,  182 
meint)  eine  richterliche  Bestätigung  des  mitgebrachten  Vorsprechers 
nicht  nachweisbar;  erschien  aber  die  Partei  ohne  Vorsprecher,  so  wurde 
er  ihr  auch  hier  auf  Antrag  vom  Richter  gegeben. 

2. 
Der  richter  sal  zu  vorsprechen  gebn,  swen  man  aller 
£rst  bitet,  und  nich  einen  anderen,  her  en  werde  des  ledic  mit 
rechte. 

Also  der  Sachsenspiegel  I.  60  §  2.  Der  gefcftderte  Vorsprecher  darf 
nicht  versagt  werden,  es  sei  denn  „mit  rechte",  d.  i.  kraft  Urteils 
aus  gesetzlichen  Granden.  Erbitten  beide  Parteien  denselben  Vor- 
sprecher, so  wird  er  der  gegeben,  die  ihn  zuerst  erbeten  hai.  Da 
nun  der  Kläger  das  erste  Wort  hat,  so  hatte  tatsächlich  nur  dieser 
vollkommen  freie  Wahl.  Daher  erkennen  1403  in  Basel  Rat  und 
Meister,  dass  zuerst  der  Beklagte  einen  Vorsprecher  erhalten  soll, 
dann  der  Kläger. 

Versagt  wird  der  Vorspreoher  den  Rechtlosen,  den  auf  hand- 
hafter Tat  Gefangenen,  die  gebunden  vors  Gericht  geführt  werden* 
Femer  erhält  keinen  Vorspreoher,  wer  bereits  selbst  zu  antworten 
begonnen  hat;  solange  der  Mann  sich  der  Antwort  mit  Urteil  und  Recht 
wehrt,  solange  hat  er  nicht  geantwortet. 
Sachsenspiegel  III.  30. 
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Wird  die  Saohe  vertagt,  so  darf  ein  Solcher  auch  im  nächsten  Termine 
keinen  Vorsprecher  haben,  es  sei  denn,  dass  sein  Gegner  im  ersten  ver- 
säumt hatte,  ein  dies  aussprechendes  Urteil  zu  erwirken 

Fteyberger  Stadtreoht  o.  XXXI  §  3. 
Rechtlose  Versagung  eines  Vorsprechers  wird  als  Gewalttat  angeseh^i. 
Grimms  Deutsches  Wörterbuch  zitiert  aus  den  Fastnachtsspielen: 
herr  marschalk,  was  weit  ir  rechen 
das  ir  mir  habt  versagt  ainen  fürsprechenf 
ir  thut  mir  grossen  gewalt 
mit  euren  gerichten  manigvalt. 
Insofern  der  von  der  Partei  geforderte  Vorsprecher  in  der  Regel  nicht 
versagt  werden  konnte,  sank  freilich  die  richterliche  Bestellung  zur 
Form  herab.    Aber  für  die  grundsatzliche  Auffassung  des  Amts  blieb 
sie  von  Bedeutung. 

3. 
Unfähig,    Vorsprecher    zu    sein ,    ist    nach    Sachsenspiegel 
(I.  61  §  4;  n.  63)  jeder 

den  man  an  sime  rechte  bescheiden  mag, 
also  jeder  nicht  Vollfreie.  Die  Glosse  zu  Art.  41  des  s&chsischen  Weich- 
bildrechts führt  dies  aufs  römische  Recht  zurück,  bemerkend 

das  gar  eyn  römisch  ammecht  ist  eyn  vorspreche;  unde  darumme 
mag  eyn  izlich  unbesprochen  man  wol  eyn  vorspreche  sien;  wen 
wer  rechteloz  were  ader  eigen  ader  toup  ader  unsynnig  ader  un- 
mündig, der  mag  nicht  des  andern  sache  füren  vor  gerichte. .  ut 

Dig.  2.  1.  de  postul.  et  Cod 

Der  Schwabenspiegel  fordert  die  Fähigkeit  zum  Richteramt.  Nach- 
dem er  im  Kapitel  71  auseinandergesetzt,  dass  Meineidige,  Geachtete, 
Juden,  Heiden,  Ketzer,  Uneheliche,  Lahme,  Blinde,  Stumme,  Toren, 
Personen  unter  21  und  über  80  Jahre  nicht  Richter  sein  dürfen,  fährt 
er  im  Kapitel  72  fort: 

Swaz  wir  von  rihtem  haben  gesprochen,  weihe  rihter  mügen  gesin 
oder  niht:  allez  daz  an  den  rihtem  sol  sin,  daz  selbe  sei  allensiunt 
ouch  an  den  fürsprechen  sin. 
Tatsächlich  sind  Vorsprecher  und  Urteiler  oft  ein  und  dieselbe  Person ; 
denn  sehr  häufig  wird  der  Vorsprecher  aus  den  Urteilem,  „aus  dem 
Ring  des  Gericht8*\  „von  der  Bank"  genommen;  ja,  nach  der  Würz- 
burger Zentgerichts-Reformation  von  1447  m  u  s  s  er  aus  den  Urteilem 
genommen  werden. 

Schneidt,  Thesaurus  juris  franconid  IV.  687. 
In  Ptag  soU   kein  Schöffe    offenbarlichen  steen    vor  seinen   freund. 
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Wer  bereits  im  entgegengeeetzten  Intereeae  tatig  gewesen  ist, 
darf  nicht  als  Vorspiecher  gegen  dieses  Interesse  auftreten.  Wird  er 
von  der  Gegenpartei  gewählt,  so  wird  er,  wenn  die  erste  Partei  be- 
schwört, ihm  ihre  Heimlichkeit  anvertraut  zu  haben,  von  der  Pflicht 
der  Gegenpartei  zu  dienen,  losgesprochen  und  bleibt  der  ersten  Partei 
erhalten. 

Schwabenspiegel  c.  72  §§  5.  6. 

Gewissen  obrigkeitlichen  Personen  wird  zuweilen  das  Vorsprechen 
verboten. 

Hamburger  Stadtrecht  VI.  29.    Grimm,  Weistümer  IV.  368;  V.  376; 
Bechtsquellen  von  Basel  in  der  Dienstordnung  der  Gerichtsbeamten. 

1447  erkennt  ein  fürstliches  Schiedsgericht  zu  Miilhausen,  dass  Dootor 

Peter  Knorre,  Propst  zu  Wetzlar,  als  geistlicher  Mann  im  weltlichen 

Gerichte  nicht  Vorsprecher  sein  dürfe. 

Muther,  Zur  Geschichte  der  Rechtswissenschaft  und  der  Univer- 
sitäten in  Deutschland  1876  S.  31. 

Wir  werden  diesem  Knorre  wieder  begegnen  im  18.  Kapitel  unter  I. 

Geriohtszugehörigkeit  und  Ansässigkeit  wird  in  der  B^el  nicht 
verlangt,  jedoch  muss  der  im  Gerichtsbezirk  nicht  ansässige  Vorsprecher 
Bürgen  für  die  etwa  von  ihm  zu  verwirkende  Busse  und  Wette  stellen. 
In  den  Weistümem  heisst  es  zuweilen,  dass  nur  der  Huber  oder  der 
„geschwome  Huber ^'  (Hofesmann)  Vorsprecher  sein  darf. 

Grimm,  Weistümer  I.  328;  IV.  48,  268;  V.  370,  472;  III.  876;  H.  386. 

In  Schwerin  (12.  Jahrhundert)  kann  der  von  einem  Auswärtigen  be- 
klagte Bürger  Jedem,  der  auswärtige  Beklagte  aber  nur  einen  Bürger 
zum  Vorsprecher  annehmen. 

Gengier,  Deutsche  Stadtrechte  434. 

Nach  dem  Weistum  von  Weiz  in  Steiermark  (17.  Jahrhundert)  soU 
ohne  erhebliche  Ursachen  kein  Doktor  der  Rechten,  noch 
anderer  fremder  Redner,  zugelassen  werden,  weil  dadurch  die  Bürger 
nur  in  „lange  Rechtsfirungen  gelaidet'^  werden,  „inmassen  solches 
von  altershero  also  gebreichig  gewest''. 

Osterreichische  Weistümer  VI.  194. 
Im  Reichshofgericht  erscheinen  zuweilen  regierende  Fürsten  ab  Vor- 
sprecher anderer  Fürsten, 

Franklin,  Das  Reichshofgericht  im  Mittelalter  11.  185 
wie  man  überhaupt  liebte  Ebenbürtige  als  Vorsprecher  anzunehmen; 
die  mangelnde  Rechtskunde  konnte  durch  Run  und  Rat  (Kapitel  8) 
ersetzt  werden. 
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4. 

Der  Berufene    darf    nicht    ablehnen,   wenn  nicht 
geeetsljohe  Ablehnungsgründe  vorliegen. 
Sachsenspiegel  I.  60  §  2. 

Vorspreche  en  mag  kein  man  weigern  zu  wesene  binnen  deme  ge- 
richte,  da  her  wonhaft  ist  oder  gut  binnen  hat,  oder  da  her  recht 
vorderet,  äne  uffe  (es  sei  denn,  dass  der  Auftrag  gerichtet  wäre  g^en) 
^en  mag  und  uffe  sinen  herren  oder  uffe  sinen  man,  ab  im  die  clage 
an  ^  lib  oder  an  s!n  gesunt  oder  an  sin  recht  get. 
Denn,  heisst  es  weiter: 

Swor  (Wo)  der  man vorderet  recht,  däsalherechtis  phlegen 
und    helfen. 

Vorsprache  ist  Rechtspflege  so  gut  wie  Richten;  beides  ist  Bürger- 
pflicht und  wird  in  diesem  Sinne  häufig  zusammen  genannt.  Jeder 
Sachse,  heisst  es  im  Vorwort  zum  Sachsenspiegel, 

muz  wol  urteil  vinden  und  urteil  volgen  und  vorspreche  sin. 

Die  Ablehnungsgründe  sind  natürlich  verschieden  nach  Ort  und  Zeit. 
Richtsteig  Landrechts  erklärt  Rechtsunkunde  für  einen  Ablehnungs- 
gmnd,  der  aber  beschworen  werden  muss.  Ebenso  Kaiser  Ludwigs 
Reohtsbuch  von  1346  in  v.  Freybergs  Sammlung  historischer  Schriften 
IV.  395.  Tit.  1.  Nach  Art.  6  des  Münchener  Stadtrechts  von  1340 
muss  jeder,  der  an  dem  Ring  oder  der  Schrannen  steht  oder  dahinter, 
so,  dass  man  ihn  errufen  kann,  Vorsprache  tun, 

ez  berede  dann  derselb  mit  seinem  aid,  daz  er  es  nicht  chünn  (könne), 
oder  emalens  verswom  hab  oder  verlübt  (gelobt). 

Nach  dem  vermutlich  später  eingefügten  Art.  272  darf  er  es  aber  nicht 

verschwören: 

ohain  purger  sol  fürbaz  verswem,  daz  er  daz  wort  nicht  Sprech  ain 
iar  oder  lenger;  swer  daz  übervert,  der  geit  (giebt)  ie  von  ainem  iar 
der  stat  zehen  pfunt  pfenning;  und  dem  richter  1  pfunt  pfenning, 
und  verswert  er  ez  ain  kurtzer  zeit,  dann  ain  iar,  so  geit  er  dem 
richter  ein  halb  pfunt  pfenning,  der  stat  ain  pfunt  pfenning. 

Auch  tuot  man  im  chain  recht,  solange  er  sich  weigert.  In  Freybeig 
kann  nur  einer,  der  „in  den  Bänken*'  (der  Urteiler)  sitzt,  zur  Vorsprache 
gezwungen  werden;  andrerseits  hat  dort  der  „geswom  man*',  d.  i.  der 
Ratsherr,  ein  Ablehnungsrecht.  Das  Brünner  Schöffenbuch  (c.  60) 
lässt  die  eidlich  bekräftigte  Erklärung  des  Vorsprechers,  dass  er  die 
Sache  für  ungerecht  halte,  als  Ablehnungsgrund  gelten.  Wer  die  Vor- 
spräche  grundlos  ablehnt,   ist  busafällig,   schadenersatzpflichtig  und 
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wird  zuweilen  durch  Strafen  zur  Vorspräche  gezwungen.    So  in  Frey- 
berg und  noch  im  17.  Jahrhundert  in  Tiroler  Weistümem. 

österreichische  Weistümer  IV.  84;  V.  270. 
Anderwärts  fällt  die  Zwangsstrafe  weg;  die  Partei  hat  einen  andern 
und  nötigenfalls  einen  dritten  Vorsprecher  zu  erbitten;  lehnt  auch  die- 
ser ab,  so  wird  die  Sache  vertagt  behufs  Beibringung  eines  Vorspreohers. 

So  in  Neumagen  (Untermosel).    Grimm,  Weistümer  11.  330. 

5. 
Den  Vorsprecherzwang  kennt  der  Sachsenspiegel  zwar 
nicht;  er  rät  aber  dringend  zur  Annahme  eines  Vorspreohers,  weil  man 
sonst  grosse  Gefahr  laufe.    Auch  Bayern  hatte  keinen  Vorsprecher- 
zwang. 

Landgebot  von  1491  bei  v.  Krenner,  Bairische  Landtagshandlungen 

XIL  341. 

Beformiertes  Landrecht  von  1618  das.  VI  a.  1. 
Aber  sonst  war  der  Vorsprecherzwang  bei  ungemein  vielen  Gerichten 
eingeführt.    Es  hat  S  i  e  g  e  1  ein  Verzeichnis  dieser  Gerichte  aufgestellt, 
das  sich  vervollständigen  lässt  durch  folgende  Belegstellen: 
für  die  alemannischen  Gegenden: 

Grimm,  Weistümer  I.  338,  619,  677;  IV.  28,  44,  66,  67,  77,  114,  219, 

268;  V.  109,  187,  371,  632;  VI.  276,  383.    Bechtsquellen  von  Basel 

160. 
für  die  mittelrheinischen  Gegenden: 

Grimm,  Weistümer  II.  169,  173,  181,  236,  287,  «66,  670;  lU*  778; 

VI.  642,  663,  696. 
für  Niedersachsen  und  Westfalen: 

Grimm,  Weistümer  IV.  664,  666,  671,  680,  698;  m.  13,  39,  127, 

296,  301,  304. 

für  Osterreich: 

österreichische  Weistümer  IV.  61;  V.  623,  716;  VI.  43;  Vm.  279  a.  B. 
Der  Vorsprecherzwang  wird  zumeist  in  den  Hegungsgeboten  zu  Beginn 
der  Sitzung  ausgesprochen,  etwa  mit  den  Worten: 

das  niemand  rede  one  fürsprechen. 
£r  erstreckt  sich  auch  auf  Vergabungen  von  Todesw^;en  und  andere 
Akte  freiwilliger  Gerichtsbarkeit 

Grimm,  Weistümer  I.  274.    Raumer  Codex  diplomaticus  Branden- 

burgensis  Continuatio  11.  290. 
Der  ohne  Vorsprecher  vollzogene  Akt  ist  nichtig» 

Münchener  Stadtreoht  von  1340  Art.  206. 
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Swer  guot  auf  der  erde  hat,  das  nicht  varentz  gaot  ist,  und  ze  pfant 

setsen  wil,  der  sol  daz  tuon  affenlich  vor  gerioht  mit  ainem  vor- 

spieohen  oder  mit  ainem  brief  mit  der  stat  insigely  des  sol  man  vor 

gerioht  offenleiohen  lesen,  oder  swer  ez  anders  setzet,  s  o  i  s  t   e  z 

nicht  pfant. 

Zuweilen  tritt  die  Wirkung  ein,    das  der  mit  Vorsprecher  vollzogene 

Akt  nnr   ein   besseres  Beoht   giebt.    So   die  Auflassung  nach   den 

Statuten  von  Hildeeheim 

Pufendorf,  Observationes  juris  IV  append.  298. 
Welkeme  manne  were  ein  erve  gheset  eder  upghelaten  vor  dem 
voghede  mit  vorspreken  unde  mit  dingluden,  de  beholt  dat  erve  bat 
(der  hat  besseres  Recht  an  das  Erbe)  dan  jenioh  man  deme  et  vore 
gheset  were  ane  vorspreken« 

Der  Vorsprecherzwang  wird  sehr  streng  genommen.  Im  Lüne- 
burger  Niedergericht  redet  im  16.  Jahrhundert  selbst  der  Burmeister, 
der  „seines  tragenden  Ambts  halber**  wegen  Mords  Anklage  erhebt, 
durch  einen  Vorsprecher. 

Pufendorf,  Observationes  jur.  m.  app.  391. 
In  Basel  wird  gegen  den,  der  ohne  Vorsprecher  auftritt,  auf  Busse  ge- 
klagt vom  Vogt,  der  seinerseits  wiederum  einen  Vorsprecher  annehmen 
mus5. 

6. 

Der  Vorsprecher  wird'f  ür  den  Gerichtstag  be- 
stellt, und  zwar  für  alle  Verhandlungen,  die  seine  Partei  an  diesem 
Tage  hat.  Er  wird  nicht  für  den  ganzen  Prozess  bestellt.  In  der  in 
Homeyers  Ausgabe  des  Bichtsteigs  Landrechts  zu  cap.  3  abgedruckt 
ten  Formel  dingt  sich  der  Vorsprecher  aus  für  seine  Partei  zu  klagen 
und  antworten  g^en  alle  die,  die  sie  auf  diesem  Gerichtstage  beklagen 
will  und  die  sie  beklagen  wollen.  Wird  die  Sache  vertagt,  so  muss  im 
nächsten  Termine  derselbe  oder  ein  anderer  Vorsprecher  neu  bestellt 
und  eingedingt  werden.  I>ie  von  Nietsche  S.  54  Anm.  187  hiergegen 
angeführte  vereinzelte  Urkunde  von  1452,  in  der  die  vom  Gegner  ver- 
misste  Eindingnng  als  geschehen  angenommen  wird,  weil  sie  auf  dem 
früheren  Bechtstage  geschehen  sei  und  dieser  mit  dem  jetzigen  eine 
Einheit  bilde,  beweist  nichts  gegen  die  vielen  Beispiele  erneuter  Be- 
steDung. 

7. 

Der  Vorsprecher  ist  Beauftragter  des  Bich- 
ters,  handelt  im  Dienste  des  Bechts,  nicht  des  Parteieninteresses. 
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Der  Biohter  gebietet  ihm  das  Vorsprechen  „von  Geiiohtes  wiegen*", 
wie  das  Freyberger  Stadtreoht  (XXXI.  6)  sieh  ausdrückt;  und  weigert 
er  sich  unberechtigt,  so  muss  er  nicht  der  Partei,  die  ihn  fordert,  Bosse, 
sondern  dem  Richter  Wette  zahlen,  denn,  wie  die  Glosse  zum  Weioh- 
bildrecht  (Art.  41)  sagt: 

er  tut  nicht  weder  den  vorderer,  sunder  weder  den  richte r. 
Er  ist  im  öffentlichen  Interesse  bestellt.  Darin  liegt  auch  die  Recht- 
fertigung des  Vorsprecherzwangs,  der  in  einem  Verfahren  vor  ungelehr- 
ten Richtern  mit  persönlich  auftretenden  Parteien  nicht  andras  zu 
begreifen  ist,  als  aus  dem  Gedanken,  dass  die  zur  Endelung  eines  rich- 
tigen Spruches  nötige  UnparteiUchkeit  und  Rechtakenntnis  nicht  von 
der  Partei,  sondern  nur  von  dem  Vorsprecher  erwartet  werden  kann, 
der  dafür  sorgen  wird,  dass  weder  seine  Partei,  noch  ihr  Gegner 
zu  Schaden  kommt. 


Fünftes  Elapitel. 

Eindingen. 

Ist  der  Vorsprecher  bestellt,  so  muss  er  sich  eindingen,  d.  i.  seine  und 
seiner  Partei  Prozessrechte  durch  Urteil  feststellen  lassen.   Sachlich 
lag  darin  eine  Verwahrung;   daher  der  Richtsteig  die  Eindingungs- 
formeln  unter  der  bezeichnenden  Überschrift  bringt 
Wo  (wie)  de  vorsprake  sie  bewaren  scal. 

Dreierlei  dingt  sich  der  Vorsprecher  regelmässig  aus: 

1.  Holung  und  Wandel,  d.  i.  Verbesserung  von  Fehlem,  worüber 
Näheres  im  siebenten  Kapitel; 

2.  Run  und  Rat,  d.  i.  Zuziehung  von  Gehilfen,  insbesondere  B^ 
ratung  mit  den  ürteilem  („Gespräche  von  der  Bank**),  worüber 
Näheres  im  achten  Kapitel; 

3.  Schadensersatz.  Der  Vorsprecher  hat,  wenn  er  „fällig*'  wird, 
d.  h.  gegen  die  Form  verstösst,  insbesondere  wenn  die  Partei  seinen 
Vortrag  nicht  genehmigt,  Busse  oder  Wedde  zu  zahlen.  Die  Partei 
hat  ihm  diesen  Schaden  zu  ersetzen,  aber  nur  wenn  er  sich  dies  aus- 
bedingt. 

Rechtsbuch  nach  Distinktionen  IV.  26,  6. 

Darum  fragt  er, 

wenn  er  durch  das  Vorsprechen  in  Schaden  käme,  wer  ihm  den  ab- 
nehmen solle. 


Kap.  6.     Ktndiiu*eii.  35 

Das  Gericht  tut  hierauf  den  Orakelsprach: 
der»  durch  den  da  in  Schaden  gekommen. 

Gemeint  ist  die  Partei.  Da  nun  der  Versprecher  sich  von  dieser  Sicher- 
heit bestellen  lassen  wird,  so  rät  der  Richtsteig  ihm  die  Sicherheit,  an- 
statt sich  selbst,  lieber  direkt  dem  Richter  stellen  zu  lassen  und  dabei 
zu  erklaren: 

her  richter,  wen  iu  nuget  (genüget)  vor  mi,  so  nuget  oc  mi. 

So  können  etwa  verwirkte  Bussen  und  Wedden  sofort  aus  der  Sicher- 
heit entnonunen  werden  und  die  Ersatzklage  wird  erspart. 

Angstliche  Vorsprecher  fragten  noch  manches  mehr,  was  gegen- 
über dem  furchtbaren  Formalismus  des  Prozesses  zweckmässig  erscheinen 
mochte.  So  bedingt  sich  in  der  einen  Formel  der  Vorsprecher  aus, 
dass  er  im  Gerichte  dürfe 

gan  unde  stan,  vorwert  unde  to  rügge,  nedderwart  unde  uppewart, 

af  unde  to  sunder  var  (ohne  Bussgefahr) 
und  in  einem  Weistum  von  1492  heisst  es 

Grimm,  Weistümer  I.  485: 

der  vorsprecher  soll  sich  verdingen  nach  Frankenrecht,  nach  berg- 

recht,  nach  peinischer  sitten,  nach  landesgewonheit  und  nach  allem 

alten  herkonmien  und  rechten. 

Stets  wird  hervorgehoben,  dass  die  Parteien  reden  durch  ihre  er- 
laubten, angedingten  Redner  oder  Vorsprecher. 

Einen  Begriff  von  der  Umständlichkeit  des  Verfahrens  giebt  die 
Formel  der  Blume  des  Sachsenspiegels: 

her  Richter,  habet  ir  mich  Merio  czu  eynem  vorsprechen  gegebyn? 

Ich  habe. 

Günnet  ir  mir  hirre  her  Richter  daz  recht  ist  vnd  ym? 

Ich  gan  dyr  seyn  wol. 

So  erdinge  ich  ym  seyn  recht  und    myr  meyns  vorsprechen  recht, 

und  allis  daz  daz  eyn  biederman  czu  rechte  habyn  sal,  ich  benenne 

ys  adir  benenne  ys  nicht  und  bethe  yn  eynem  rechten  czu  irvaren, 

ab  her  is  und  ich  an  seynem  werte  czu  rechte  icht  haben  suUe,  adir 

waz  dor  umme  recht  sey. 

Her  hat  is  billich. 

Hyrre  her  Richter,  ich  dinge  ym  holunge  und  wandil  und  gespreche 
von  der  bank  czu  bethen,  urteylis  czu  vrogin  und  czu  wedirsprechin 

alzo  ofte  alz  ym  not  ist  und  myr  an  seynem  rechten, 

Sint  (Sintemalen)  her  is  mit  urteyl  und  myt  recht  bewart,  zo  hot 
her  IS  billich  (Weil  er  es  sich  erdingt  hat,  so  hat  er  es  billig). 

3* 
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loh  dinge  ym  auch  eynen  bas  (besser)  redynden  man,  ab  her  is  be- 

darff  und  ab  ich  en  an  ichte  (etwas)  vorsewmtei  das  her  sieh  myt 

eynem  andim  und  bas  redynden  irholen  möge 

Her  mag  byllych,  ab  do  keyn  urteyl  ubir  gegangen  were,  adir  ab  is 

Seius  nicht  wedirspreche. 
Es  folgen  nun  weitere  Fragen  darüber, 

ob  die  Partei,wenn  der  Termin  vertagt  würde,  im  nächsten  Termine 

seine   Versäumnisse  mit   einem   andern  Vorsprecher  gut  machen 

könne, 

ob  sie  Beweise  führen  und  des  Gegners  Beweisen  widersprechen 

dürfe, 

ob  sie  Urteile  schelten, 

ob  sie  Schöffen  von  der  Bank  zum  Gespräch  bitten  und  sie  und 

andere  Leute  um  Bat  fragen, 

ob  er  Beistände  und  Gehilfen  haben  dürfe, 

ob  die  Partei,  wenn  er  sich  verspreche,  dies  ohne  Busse  bessern  möge» 

ob  sie  ihm  seinen  Schaden  ersetzen  müsse. 
Zum  Schluss  fragt  er  allgemein,  ob  er  sich  recht  eingedingt  habe: 

Hirre  her  richter,  ich  bethe  yn  eynem  rechten  czu  irvaren,  ab  ich 

ym  seyn  recht  irdinget  habe  daz  is  ym  hulflich  sey  czu  seynem 

rechte. 

Her  hat. 
Er  bittet  um  ein  urkundliches  Bekenntnis  darüber.     Nun  aber  regt 
sich  der  bis  dahin  passiv  gebliebene  Richter,  denn  in  Geldsachen  hört 
auch  bei  ihm  die  Gemütlichkeit  auf,  mit  einer  Frage  an  einen  Schöffen : 

N . .  ich  vroge  ewch  dor  vmme,  synt  demmol  daz  her  der  soheppf en 

und  des  gerichts  bekenntniss  habin  wil,  ab  her  icht  den  scheppfen 

und  mir  daz  recht  (die  Gebühr)  gebyn  suUe. 

Her  gebit  is  billich. 
Der  vorsprecher:  Hirre  her  richter  was  ist  ewer  recht? 
Der  Richter:         Do  seyt  umme  gevrogit  N. . . . 

Sent :       Dem  Rychtere  eynen  Schilling  und  yczliohym  sehqpp-^ 

f en  eynen  pf ennyng  und  deme  sohreybere  eyn^i  schyi-- 

ling  czu  lone. 

Jetzt  erst,  nach  soviel  Fragen,  und  auch  mit  einigen  Kosten,  ist  die 

Eindingung  beendet.    Nun  kommt  aber  der  Vorsprecher  des  G^gnera 

und  die  ganze  Fragerei  geht  von  vom  los. 

So  weitschweifig  ist  indes  die  V^inHingimg  wohl  nur  selten  gewesen ; 
die  sonst  erhaltenen  Formeln  wenigstens  sind  bedeutend  kürzer,  er- 
geben auch  nichts  von  einem  schriftlichen  Bekenntnis.    Das  Wesent- 
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liohe  war  die  Erlaubnis  des  Richters  und  das  Ausbedingen  von  Holung 
und  Wandel,  deren  Geltendmachung  an  einigen  Orten  durch  das  Aus- 
bedingen bedingt  war.  Die  Carolina  verbietet  im  Art.  100  das  viele 
überflussige  Fragen  und  Andingen. 

Die  Eindingung  stellt  die  Legitimation  des  Vorsprechers 
her.  Der  Zulassung  eines  nicht  recht  eingedingten  Vorsprechers  kann 
der  Gegner  widersprechen,  und  Streit  über  diesen  Punkt  war  nicht 
selten. 

Nietzsche,  S.  64  Anm.  187.    Franklin,  Beichshofgericht  U.  183. 


Sechstes  Kapitel. 

Das  Fragewesen. 

Die  im  dritten  und  vierten  Kapitel  gewonnene  grundlegende  Er- 
kenntnis, dass  der  Vorsprecher  keineswegs  Fürsprache  tut,  und 
dass  er  im  öffentlichen  Interesse  bestellt  wird,  deckt  auf  den  Zu- 
sammenhang der  Einrichtung  mit  einem  der  tiefsten  und  schönsten 
Gedanken  des  germamschen  Prozesses. 

Nach  germanischer  Grundanschauung  ist  der  Zweck  des  Prozesses 
in  erster  Linie  nicht  die  Verwirklichung,  sondern  die  Fin- 
dung des  Rechts.  Das  Urteil  führt  nicht  unmittelbar  zur  Vollstrek- 
kung,  sondern  nur  zu  einem  ErfüUungsgelöbms  der  Partei,  das  seiner- 
seits erst  die  Vollstreckung  ermöglicht.  Das  Gesetz  setzt  voraus,  dass 
Jeder  freiwilig  tun  wird,  was  Recht  ist;  der  Prozess  ist  nur  ein  Mittel, 
das,  was  Recht  ist,  in  massgeblicher  Weise  zu  erfahren.  Die  Partei 
fragt,  das  Gericht  antwortet;  der  Prozess  bewegt  sich  fort  durch 
Frage  und  Antwort.    Die  Frage  lautet  in  der  Regel: 

loh  bitte  in  einem  Rechten  zu  erfahren 

und  schliesst  mit  der  Formel 

dass  mir  Recht  geschehe  und  ihm  (dem  Gegner)  kein  Unrecht 

Grimm,  Weistümer  IV.  666,  677,  ^^ 

oder 

dass  er  recht  th&t  imd  nit  unrecht  ] 

Monumenta  Boica  VI.  461;  V.  266. 
Der  Idee  nach  ninmit  also  die  Partei  vollkommen  unparteiisch  Stellung; 
sie  steDt  keinen  Antrag,  erhebt  keinen  Anspruch,  wiU  nicht  das  Gericht 
von  ihrem  Rechte  überzeugen,  sondern  nur  erfahren,  was  ihr  Recht  ist. 
Der  Prozess  ist  Frage  ums  Recht,  nicht  Kampf  ums  Recht. 
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Demzufolge  ist  es  auch  nicht  Aufgabe  des  Vorspreohers,  durch  sach» 
liehe  Darlegungen  die  Parteirechte  auszuführen,  sondern  richtig  zu 
fragen.  Er  spricht  nicht  zu  Gunsten  seiner  Partei;  er  plaidiert  nicht: 
er  fragt.  Die  Frage  aber  enthält  in  sich  Tatbestand  und  Rechtsnorm; 
nur  den  Schluss  zu  ziehen  überlässt  sie  dem  Gerichte.  So  in  unüber- 
trefflicher Kürze  Lohengrin: 

Da  dieser  Mann  zur  Nacht  mich  überfallen, 
Sagt,  ob  ich  ihn  mit  Recht  erschlug. 

Die  rechte  Formulierung  der  Frage  ist  für  den  damaligen  Prozess,  was 
die  rechte  Begründung  der  Klage  oder  des  Einwandes  für  den  heutigen. 
Nur  ist  sie  noch  viel  wichtiger.  Denn  das  Gericht  antwortet  nur  auf 
Frage  und  nur  entsprechend  der  Frage.  Es  ist  an  den  in  der  Frage 
zum  Ausdruck  gebrachten  rechtlichen  Gesichtspunkt  gebunden,  imd 
die  unrichtige  Frage  hat  unwiderruflich  ein  unrichtiges  Urteil  zur  Folge. 
Es  herrscht  die  Verhandlungsmaxime  in  ihrer  strengsten  Gestalt. 

Im  richtigen  Fragen  besteht  die  Kunst  des  Vorsprechers. 

Du  Salt  ouoh  rechte  vragin,  sagt  die  Cautela,  so  saltn 
das  recht  diner  sache  czu  einer  vrage  machin,  das  meine  ich  also, 
du  Salt  di  wort  des  rechtin  in  dine  vrage  sec- 
z  in 

Disses  wil  ich  dir  gebin  ein  gleichnusse.  Hastu  dinen  diep  ge- 
fangen mit  der  dube  (dem  Gestohlenen)  in  hanthaf  ter  tat,  so  ist  das 
ein  recht,  das  du  in  also  vor  gerichte  bringest,  unde  selbsibende 
saltu  in  vorczugen  (mit  Deinem  Eid  und  sechs  Eidhelfem  sollst 
Du  ihn  überführen).  Wenne  du  in  vor  gerichte  gebracht  hast  alz 
recht  ist,  so  saltu  sprechin,  herre  er  richter  ich  vrage,  ab  ich  minen 
dieb,  den  ich  in  hanthafter  tat  gevangen  vor  gerichte  gebracht  habe 
als  recht  ist,  selbsibende  nach  rechte  icht  vorczugen  sal.  So  vint 
maus  also. . 

Wäre  in  der  Frage  der  Gesichtspunkt  der  handhaften  Tat  nicht  erwähnt, 
so  würde  Beklagter  nicht  überführt  werden  dürfen,  sondern  sich  lo»- 
schwören  können. 

Ein  anderes  Beispiel  von  der  Wichtigkeit  richtiger  Fragestellung 
giebt  Richtsteig  Landrechts  c.  16.  Ein  Erbe  wird  um  die  seinem  Erb* 
lasser  geliehenen  Sachen  verklagt.    Fragt  er  nun, 

ob  er  nicht,  da  die  Sache  ihm  angestorben  und  angeerbt,  näher  sei 
sie  mit  seinem  Eide  zu  behalten,  als  jener  sie  ihm  mit  Zeugen  ab- 
zugewinnen, 
so  tue  du  —  so  rät  der  Richtsteig  —  die  Gegenfrage, 


w**« 
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ob  du  moht,  da  die  Sache  nie  Eigentum  des  ErblasBere  geworden» 
naher  bist  das  Ausleihen  mit  Zeugen  zu  beweisen,  als  jener  mit 
seinem  Alleineide  sie  dir  abzugewinnen. 

So  findet  man: 

der  KISger  ist  näher  die  Sache  mit  Zeugen  zu  behalten,  als  jener  sie 
mit  seinem  Alleineid  abzugewinnen. 

Hatte  aber  —  so  fährt  der  Bichtsteig  fort  —  der  Erbe  gleich  zuerst 
gefragt, 

ob  er  nicht,  da  er  die  Sache  in  seiner  Gewere  habe,  näher  zum  Be- 
weise sei  als  jener, 

so  wäre  erkannt  worden,  er  sei  näher.  Nachdem  einmal  erkannt  ist, 
dass  der  Kläger  näher  sei,  ist  es  zu  spät,  die  richtige  auf  die  Gewere 
gestützte  Frage  zu  tun.  Es  geschah  schon  praeter  legem,  wenn  im 
Brünner  Schöffenbuche  Nr.  311  einmal  der  Partei  der  Eineid  aus  dem 
Grunde  zugestanden  wurde,  weil  sie,  wenn  sie  einen  gewandten  Vor- 
spreoher  gehabt  hätte,  sogar  ganz  ohne  Eid  davongekonmien  wäre. 
Grundsätzlich  kann  das  Gericht  von  Amts  wegen  auch  den  Bechts- 
punkt  nicht  berücksichtigen;  auf  unrichtige  Frage  muss  es  unrichtig 
erkennen.  Dass  also  richtig  gefragt  werde,  ist  in  der  Tat  ein  Interesse 
des  Bechts  selbst.  Es  geschieht  im  Interesse  des  Rechts,  dass  die  Partei 
einen  rechtskundigen  Vorsprecher  erhält. 

Daraus  folgt  ein  anderes.  Der  Versprecher  wird  freilich  der 
Partei  bestellt,  damit  sie  richtig  frage.  Aber  vor  allem  wird  er  dem 
Gerichte  bestellt,  denn  das  Gericht  ist  ja  rechtsunkundig  und  auch 
wo  ständige  Schöffen  richteten,  keineswegs  voll  rechtskundig.  Von 
lex  Salica  Tit.  67  an,der  die  Strafe  des  das  Urteil  weigernden  Bachine- 
bugen  festsetzt,  bis  zum  Bichtsteig  Landrechts  c.  48  herab,  wo  der 
dreimal  gefragte  Schöffe  schwören  muss,  das  ürteU  nicht  finden  zu 
können,  ergeben  unzählige  Zeugnisse  die  Not  der  rechtsunkundigen 
Urtfiiler,  die  an  manchen  Orten  dazu  führte,  die  Urteilerbank  nur  noch 
mit  Vofsprechem  zu  besetzen.  Der  Vorsprecher  ist  dem  Gerichte  un- 
entbehrlich, weil  er  das  Element  der  Bechtskunde  vertritt.  Es  ist 
Not,  sagt  die  Cautela, 

das  di  Yorsprechin  des  rechtin  wise  sint.  Welche  lute  da 
werdin  vorsumet  mit  den  vorsprechin,  das  kumt  davon  czu,  das 
81  des reohtin nicht en wissen,  so  vragen  si  vinsterlichen 
(unklar).  Hirmete  maohin  si  di  richtere  unde  di  sch^phin.... 
des  rechten  inen;  wenne  wi  man  vraget  also  sal  man  berichten 
unde  antwerten. 
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In  einer  1622  ersohienenen  Sohrift  Pauli  Sohimpf  und  Emat  heisst  es: 
Das  ist  das  Ampt  eines  Fürsprechen,  dass  er  die  Richter  be- 
richt  die  urteil  mit  der  Wahrheit,  wenn  der  Für- 
sprech soll  gut,  fromb  und  wahrhaftig  sein. 
Die  Frage  ist  aJso  die  Form,  in  der  das  reohtsunkundige  Gericht  vom 
rechtskundigen  Vorsprecher  über  das  Recht  belehrt  wird.     Der  Vor- 
Sprecher  ist  dem  Gerichte  mindestens  ebenso  nötig,  wie  der  ParteL 
Deshalb  empfehlen  die  Rechtsbücher  so  eindringlich  seine  Annahme, 
deshalb  der  häufige  Vorsprecherzwang.    Der   Vorsprecher   ist 
im    öffentlichen    Interesse    bestellt. 

Die  Ähnlichkeit  mit  dem  Rechtweiser  tritt  jetzt  augenfällig  her- 
vor. Und  zu  allem  Überflusse  finden  wir  auch  noch  eine  äusserliche 
Anknüpfung.  Der  Vorsprecher  fragt,  baut  auf  das  erfragte  Urteil 
weitere  Fragen  und  erwirkt  so  fort  und  fort  Urteile.  O  r  d  e  1  e  n ,  vort 
ordelen  nannte  man  diese  seine  Tätigkeit 

Richtsteig  Landrechts  c.  26  §  2;  c.  47  §  1. 
Und  damit  stossen  wir  wiederum  auf  das  Wort,  welches,  wie  wir  wissen, 
die  Tätigkeit  des  Rechtweisers  technisch  bezeichnet,  das  judioare 
des  friesischen  asega  und  bayrischen  iudex. 

Der  Vorsprecher  ist  sonach  kein  Parteimann,  sondern  ein  zur  Be- 
lehrung des  Gerichts  und  der  Partei  bestellter  Rechtskundiger.  Ein 
Bevollmächtigter  seiner  Partei  ist  er  erst  recht  nicht,  denn  sie  ist  per- 
sönlich anwesend  und  an  sein  Wort  nicht  gebunden;  ja  wir  werden  im 
nächsten  Kapitel  sehen,  dass  sie  den  Vorsprecher  eben  deshalb  an* 
nimmt,  weil  sie  an  sein  Wort  nicht  gebunden  sein  will.  Aber  ein  Helfer 
der  Partei  ist  er  allerdings.  Er  muss  sie  „wohl  bewahren^S  dass  sie 
nicht  über  einen  der  zahlreichen  Fallstricke  des  Rechts  stolpere;  er 
leitet  sie  durch  das  Meer  der  Geriohtsf örmlichkeiten  mit  einer  gewissen 
amtsähnUchen  Gewalt.  Die  Partei  hat  streng  nach  seinen  Weisungen 
zu  handebi,  Klaggeschrei  und  Eid  genau  so  nachzusprechen,  wie  er 
es  ihr  vorspricht.  Hebt  oder  senkt  sie  beim  Eid  die  Hand,  ehe  er 
es  ihr  geheissen,  oder  spricht  sie  ohne  sein  Geheiss,  so  ist  die  Ptozess* 
handlung  fehlerhaft. 

Kaiser  Ludwigs  Rechtsbuch  von  1346.  Tit.  1  Nr  19. 
Die  Fragen  wurden  in  der  alten  Zeit  wahrscheinlich  ebenfalk  vom 
Vorsprecher  der  Partei  vorgesprochen.  Unsere  Quellen  zeigen  uns  zwar 
einen  selbständig  fragenden  Vorsprecher;  sogar  darf  die  Partei,  die 
allerdings  neben  ihm  stehen  muss,  selbst  nicht  sprechen,  höohsteDB  ihm 
zuflüstern.  Doch  fragt  der  Vorsprecher  so,  als  ob  die  Partei  selbst  firügei 
Hier  steht  meine  Partei  und 
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Die  Fragen  stellt  der  V orsprecher  an  den  Richter;  dieser  giebt  sie  an  die 
Schöffen  weiter.  Einer  von  ihnen  bringt  das  Urteil  ein;  die  übrigen 
erteilen  ihr  VoUwort.  Die  Fragen  sind  ungemein  zahlreich;  über  Art 
und  Form  jeder  Prozesshandlang  wird  mehrfach  und  eingehend  ge- 
fragt. Die  Partei  wird  gefragt,  ob  sie  das  Wort  des  Vorsprechers  ge- 
nehmige» ^ganz  so,  wie  wir  es  schon  bei  dem  longobardischen  iudex  im 
zweiten  Kapitel  unter  4  kennen  lernten  (Dicis  sie?). 

Das   Bild   des   Frageverfahrens    ist    in    mehreren   ausführlichen 
Schilderungen  erhalten, 

Freibergisches  Stadtrecht  (Schott  186);  Meierding  von  Sersum  1634 
(Grimm,  Weistümer  m.  240);  Seiberts  ürkundenbuch  III.  126,  201 
am  anschaulichsten  in  den  Joachimsthalschen  Gerichtsformeln.  Es 
handelt  sich  um  Misshandlung  auf  offener  Strasse;  die  Klage  hat  mit 
dem  Klaggeschrei,  „Gerüchte",  zu  beginnen.  Der  Vorsprecher  fragt, 
nachdem  er  sich  eingedingt: 

Her  richter  wil  gi  hören  N  (des  Klagers)  wort.    N  biddet  iu  dat  gi 
vragen  den  schepen  umme  eyn  recht.    Sint  (Sintemalen)  dat  N  eyn 

oleger  werden  wil  unde  werden  mut  unde  wil dagen  . .  unde 

geruchtee  dar  tu  bedarff,  oft  dat  geruchte  vor  di  clage  scole  gan 
oder  dy  clage  vor  dem  geruchte  oder  wat  dar  an  geschl  dat  dar  jo 
recht  an  geschi  (diese  Schlussformel  wird  bei  jeder  Frage  wiederholt). 
Eb  ergeht  das  Urteil :  das  Geruchte  soll  vor  der  Klage  geschehen.  Nun 
fragt  der  Vorsprecher,  wo  und,  als  dies  entschieden  ist,  wie  oft  er  sein 
Gerüchte  tun  soll,  hierauf,  ob  er,  wenn  der  Klager  das  Geruchte  nicht 
könnte,  er  es  ihn  lehren  dürfte  stille  unde  openbar  (laut  und  leise), 
sodann 

Oft  (wenn)  ik  em  sin  geruchte  rechte  vor  spreke  unde  he  my  na 
spreke  . . .  .^dat  efyne  tunge  anders  ginge  wen  myne,  (wenn  er  nicht 
richtig  nachspräche)  oft  N  dar  tu  rechte  enge  not  umme  lyden  scole 
oder  nicht. 
Diesen  fünf  Vorfragen,  denen  ebensoviele  Urteile  folgen,  schliessen 
sich  drei  Fragen  um  Erlaubnis  an: 

. «  oft  man  em  sin  geruchte  ich  orloven  scole  tu  dunde; 
. .  wee  gi  em  tu  rechte  orloven  scolen; 

Her  richter  orlove  gi  N  sin  geruchte  tu  dunde  hir  vor  iu  unde  vor 

dssse  virscharen  (die  vier  Scheiden  des  Gerichtsplatzes),  als  em  ge- 

deilt  (geurteüt)  is  vor  eyn  recht. 

Endlich,  nach  vollen  acht  Fragen  und  Urteilen,  erfolgt  das  Geruchte 

selbst  in  einer  strengen  Formel,   die  der  Vorsprecher  seiner  Partei  wie 

folgt  vonpricht: 
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So  spreke  my  na:  to  jodute  (rätBelhafte  Anfangsformel  des  Geruch* 
tes)  over  eynen  N  mynen  morder  unde  myneB  heren,  dat  he  si  ge- 
komen  bynnen  mynB  heren  geriohte  und  bynnen  des  richters  (in 
den  Gerichtsbezirk),  und  het  an  my  began  selff  recht  und  gewalt  und 
het  my  gealagen  und  gemordet  up  der  koning  fiyen  Straten,  dar  ik 
hadde  gehopet  frede  und  genade  tu  hebben  gelik  eynem  anderen 
bedderven  (biderben)  manne,  und  over  sin  unrechte  volleist  (Mit- 
hilfe). 
Diese  Geruohte-Formel  wird  dreimal  ausgerufen.  Und  nun  folgt  die 
unbefangene  Frage 

. .  of  t  N  sin  geruchte  so  rechte  gedan  hebbe 
und  jetzt  erst  die  eigentliche  Klage: 

Her  richter  here,  Herman  claget  unseme  heren  gode  und  myneme 
heren  unde  iu  her  richter  in  godes  stede  over  den  vorbenumeden 
man  den  Johan,  dat  he  si  komen  .... 

und  nun  folgt  die  im  Gerüchte  bereits  dreimal  vorgetragene 
Geschichtserzahlung  mit  dem  Schlüsse: 
Vraget  N  oft  sin  recht  also  si. 
Da  der  Angeklagte  nicht  erschienen  ist,  so  beginnt  ein  neues  end- 
loses Fragen, 

ob  der  Richter  den  Angeklagten  zu  rechter  Antwort  gebieten,  hei- 
schen, tagen,  tu  borge  gebiden,  beboden  soll  (alles  ziemlich  gleich 
bedeutende  Ausdrücke  für  vorladen), 
und  nachdem  Angeklagter  je  dreimal  geboten,  geheischt,  getagt,  tu 
borge  geboten  und  bebodet  worden  ist,  wird  der  Klager  auf  über 
14  Nächte  vorgeladen.  Nach  noch  einigen  Fragen  darüber,  wie  sich 
Klager  in  der  Zwischenzeit  verhalten  solle,  wenn  er  synen  morder  an- 
träfe und  „Rechtes  mit  ihm  pflegen"  wolle,  ob  er  insbesondere  ihn, 
wenn  er  nicht  stehen  bleiben  wolle,  schlagen  dürfe,  und  nach  einer 
Frage,  ob  Ej*ankheit,  Horrendienst  oder  echte  Not  den  ELlager  im 
nächsten  Ding  entschuldigen  würde,  schliesst  der  Vorsprecher  artig 
mit  den  Worten: 

Her  richter  H.  danket  myneme  heren  und  ju  here  her  richter  unde 
dessen  erhaftigen  scheppen  gut  gerichtes. 

Dieses  ist  das  Versäumnisverfahren.  Wird  die  Verhandlung  zwei- 
seitig, so  bittet  sich  zunächst  der  Gegner  einen  Vorsprecher  aus,  der 
sich  natürlich  wieder  mit  den  uns  bekannten  Fragen  eindingen  muss» 
doch  auch  ausnahmsweise  der  Kürze  halber  mit  einmaliger  Frage  sich 
alles  das  ausbedingen  darf,  was  sein  Gegner  sich  ausbedungen  habe. 
Grimm,  Weistümer  III.  241. 
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Dann»  nach  gehaltenem  Gespräche,  beginnt  er  mit  der  Frage, 

ob  der  Herr  Richter  gönne,  dass  die  Partei  und  er  von  ihrer  wegen 
antworte, 

und  hierauf: 

die  Partei  habe  zu  Eideshelfem  fronune  christliche  biderbe  Leute, 
soviel  sie  bedürfe,  zu  ihrem  Rechte;  Alles,  das  ihr  schuld  gegeben 
werde,  dessen  sei  sie  unschuldig  und  wolle  dess  unschuldig  werden, 
so  wie  der  Herr  Richter  fragen  und  dessen  ehrhaftige  Schöffen  zu 
Recht  erteilen  werden.    Fraget  sie,  ob  ihr  Wort  also  sei. 

Nunmehr  beginnt  die  eigentliche  Antwort,  enthaltend  die  Formulierung 
des  Rechtspunktes: 

Sint  (Sintemalen)  N  hir  steit  ungevangen  und  ungebunden  gelik 
eynem  anderen  bedderven  manne  und  non  neynerleie  undat  bi  sik 
het  noch  dar  ane  nicht  en  weit,  oft  N  icht  neger  si  tu  untgätnde  (ent- 
gehen) met  syme  tuge  (Zeugnis)  und  met  efyner  vullenkomen  un- 
sohullt  (mit  seinem  Unschuldseide),  wen  em  H  si  overtugende  (als 
H  ihn  zu  überführen)  met  den  jejenwarden  mort  und  met  open 
wunden  und  met  dem  flytenden  blude  und  met  aller  ticht  der  em 
H  tyget  und  vort  mer  met  alle  deme  dat  N  bescryget  het  met  syme 
geruchte  und  na  begrepen  het  in  efyner  clage  oder  wat  daran  geschi 
dat  dar  jo  recht  an  geschi.  Her  richter  here,  vraget  N  oft  sin  wort 
so  si. 

Der  Beklagte  darf  mit  dem  Eide,  dass  er  unschuldig  sei,  der  Klage  ent- 
gehen; er  darf  nicht  durch  Zeugen  und  andere  Beweismittel  überführt 
werden,  es  sei  denn,  dass  er  gefangen  und  gebunden  vor  Gericht  gebracht 
wurde.  Er  fragt  also,  da  er  ungefangen  und  ungebunden  hier  stehe, 
ob  er  da  nicht  näher  dazu  sei,  der  Klage  mit  seinem  ünschuldseide  zu 
entgehen,  als  jener  ihn  zu  überführen  durch  offene  Wunden,  fliessen- 
des  Blut  und  Zeugnis.  Würde  er  den  Rechtspunkt  nicht  so  in  seiner 
FTBgb  zum  Ausdruck  bringen,  so  würde  er  nicht  zum  Unschuldseid 
zugelassen  werden. 

Wie  Klager  nach  seinem  Geruchte,  so  bittet  auch  Beklagter  nach 
seiner  Antwort  unbefangen  das  Gericht  um  Belehrung,  ob  er  prozess- 
gerecht (vullenkomen)  geantwortet  habe.  Da  das  Gericht  auf  den 
Unaohuldseid  erkennt,  so  fragt  der  Vorspreoher  weiter: 

ob  seine  Partei  den  Unschuldseid  leisten  solle, 

ob  sie  anfangen  solle, 

mit  wieviel  Eidhelfem  sie  schwören  solle, 

wann  sie  schwören  solle,  ob  sogleich  oder  im  nächsten  Ding. 
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Darauf  wird  gefragt, 

ob  Beklagter  seine  Eidhelfer  zu  benennen  habe. 

Es  erfolgt  die  Gegenfrage, 

ob  er  das  schon  jetzt  tun  müsse  oder  erst  im  Eidestermin. 

Da  er  es  sogleich  tun  soll,  sieht  sich  der  Vorsprecher  zu  der  Verwah- 
rung veranlasst, 

ob,  wenn  er  einen  Namen  mehr  oder  weniger  benennte,  er  darum 

Not  leiden  solle 

und  benennt  nun  erst  die  EidheUer,  fragt  aber  doch  noch, 

ob  es  schade,  wenn  mehr  als  die  benannten,  oder  wenn  anstatt  der 
benannten  Eidhelfer  wegen  Verhinderung  andere  gebracht  werden. 

Mit  der  Frage, 

wann  der  Eidestormin  angesetzt  werde, 
sohliesst  die  Verhandlung. 

Beim  Eide  selbst  ist  der  Vorsprecher  erst  recht  von  Nöten.  Es  er- 
folgen daher  wiederum  die  Eindingungsfragen,  der  Vorbehalt  der  Ein- 
holung, die  Bitte,  ihm  das  Vorsprechen  des  Eides  zu  gestatten.  Nach 
sehr  vielen  Vorfragen  über  das  Wo  und  Wie  des  Eides,  Einbringung 
und  Aufstellung  der  Heiligenreliquien,  ob  mit  der  ganzen  Hand  oder 
zwei  Fingern  geschworen  werden  solle,  welche  zwei  Finger  das  sein 
sollen,  ob  die  Partei  stehen  oder  knien  soll,  ob  sie  mit  einem  oder  bei- 
den Beinen  knien  solle,  ob  sie,  wenn  sie  den  Reliquien  zu  nah  oder  zu 
fem  kniete,  rückwärts  oder  vorwärts  rücken  dürfe,  wird  weiter  um 
Erlaubnis  gebeten, 

das  Obergewand  und  die  Waffen  abzulegen  und  in  die  Schranken 

zu  treten, 
und  gefragt, 

wenn  das  Gewand  der  Partei  oder  des  Vorsprechers  die  Schöffen 

oder  die  Bank  berührte,  ob  sie  darum  Not  leiden  solle  und  nicht 

vielmehr  trotzdem  vullenkomen  sei, 
sodann 

wenn  ihre  Zunge  hinkte  und  anders  ginge  als  des  Vorspreohera, 

ob  sie  damit  vulkomen  sei. 

Nun  bittet  er  um  die  Erlaubnis 

dass  sie  zu  den  Reliquien  trete  und  er  mit  ihr, 

dass  sie  niederkniee, 

dass  sie  die  Hand  von  sich  tue  und  zwei  Finger  auf  die  Reliquien  lege» 

dass  sie  nun  ihr  Recht  vollführe, 

dass  er  ihr  den  Eid  vorspreche. 
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Bann  spricht  er  ihr  den  Unsobnldseid  vor: 

Allent  des  di  Hinrick  sohnlt  geft  des  bistu  unsohnldioh»  dat  di  got 

also  helpe  und  di  hilgen. 
Mit  der  Frage: 

ob  Johann  Heinrichen  sein  Recht  also  getan  habe  ak  er  zu  Rechte 

soll  und  damit  yullenkomen  sei 
und  der  Bitte  am  die  Erlaubnis 

die  zwei  Finger  von  den  Reliquien  zu  nehmen»  seine  Hand  nach- 
zuziehen» aufzustehen  und  wegzugehen, 
sohiiesst  das  Verfahren. 

In  ähnlichen  Fragef ormen  mit  Vorsprecher  gehen  die  Akte  frei^ 
williger  Gerichtsbarkeit  vor  sich. 

Auch  ohne  Prozess  kann  ums  Recht  gefragt  werden.  So  kommt 
1367  in  Laupen  (Unterwaiden)  Jemand  vor  das  gehegte  Gericht  und 
bittet  durch  Fürsprechen  um  Rat  fiber  die  Rechtsbestandigkeit  eiaes 
Seelgerats.  Der  Rat  wird  ihm  in  Form  eines  Urteils  gegeben  und  ein 
Geriohtsbrief  darüber  ausgefertigt. 

Grimm,  Weistümer  IV.  430.    Ähnliche  Fälle  daselbst  V.  98,  00,  106, 

134. 
Zuweilen  wird  eine  abstrakte  Schulfrage  getan,  z.  B.  was  handhafte 
Tat  sei. 

Richtsteig  Landrechts  c.  32.  §  7. 
I>ie  ganze  Einrichtung  der  Weistümer  beruht  darauf,  dass  die 
Gerichte  verpflichtet  siad  allgemeine  Rechtsfragen,  auch  ohne  dass 
ein  bestimmter  Prozess  dazu  Anlass  giebt,  zu  beantworten,  unter  Um- 
stinden  das  gesamte  geltende  Recht  vorzutragen. 

So  umständlich  dieses  Frageweaen  war,  so  hatte  es  doch  einen  für 
ein  Volksgericht  unschätzbaren  Vorteil.  Wenn  das  Gericht  stets  nur 
auf  knappe,  bestimmt  formulierte  Fragen  zu  antworten  hatte,  so  kann 
eine  Klarheit  in  die  Verhandlungen,  die  wir  bei  unsem  heutigen  ver- 
wickelten Erörterungen  oft  schmerzlich  vermissen.  Noch  grosser  war 
der  Gewinn  an  Sachlichkeit.  Die  Vorsprecher  als  blosse  Fragesteller 
standen  der  Sache  viel  nüchterner  gegenüber  als  die  römischen  Ad- 
vokaten, die  in  schwungvollen  Reden  die  Sache  ihrer  Parteien  führten. 
Freilich  war  richtig  zu  fragen  eine  viel  schwerere  Kunst,  als  wohl  zu 
reden;  es  gehörte  volle  Beherrschung  des  Reohtsstofis,  grosser  Scharf- 
sinn und  bedeutende  Geschicklichkeit  dazu,  der  jedesmaligen  Sachlage 
gerecht  zu  werden.  Fehlten  diese  Eigenschaften,  so  konnte  das 
durch  die  Fragen  festgenagelte  Gericht  nicht  zu  Hilfe  kommen;  die 
grossere  Gewandtheit  eines  Vorsprechers  verschaffte  seiner  Partei  ein 
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entschiedenes  Übergewicht.  Indessen  der  Idee  nach  war  ja  d^  Vor- 
sprecher  kein  Parteimann.  Man  hielt  ihn  für  so  wenig  befangen,  dass 
man  ihn  nach  vollendeter  Vorsprache  wieder  unter  die  ürteü^,  ans 
denen  er  genommen  war,  zurücktreten  liess.  Ja,  es  findet  sich,  dass 
man  keinen  Anstoss  daran  nahm,  ihn  für  beide  Teile  hintereinander 
tätig  werden  zu  lassen.  Im  Stadtbuche  von  Landshut  ist  1441  ver- 
merkt, dass,  wenn  eine  Sache  vertagt  wird,  im  neuen  Termine  der  Ver- 
sprecher seinem  bisherigen  Gegner  dienen  darf. 

Rosenthal,  Beiträge  zur  Deutschen  Stadtrechtsgeschichte.  Heft  1. 

Würzburg  1883.  S.  102,  196. 
Aber  das  ist  denn  doch  eine  Ausnahme.    Denn  ein  Helfer  seiner  Partei 
bleibt  der  Vorsprecher  immer;  er  darf  nicht  zur  Gegenpartei  übergehen. 
Versäumt  er  seine  Partei  willentlich,  hat  er  Verrat  geübt,  vom  Gegner 
Geld  genommen, 

der  tut  als  Judas,  der  got  verriet  und  verkoufte.    Er  hat  sinen 

bruder  verkoufet;  wan  wir  sin  alle  einander  bruder  in  got.    Er  hat 

ouch  sine  Zunge  verkoufet. 
Wird  er  mit  zwei  Zeugen  überführt,  so  muss  er  den  Schaden  zwiefaltig 
ersetzen  und  ist  dem  Richter  seine  Zunge  schuldig,  oder  er  muss  sie 
lösen  mit  10  Pfund. 

Schwabenspiegel  c.  72.  §  3;  Blume  von  Magdeburg  II.  5,  13; 
ja  er  wird  anrüchig  und  rechtlos  und  darf  nie  mehrVorsprecher  sein. 

Magdeburger  Fragen  I.  5  dist.  6;  Glosse  zum  Scushsenspiegel  I.  M>; 

Regensburger  Statuten. 

Denn  Treue  hat  der  Vorsprecher  seiner  Partei  zu  bewahren  bis 
in  den  Tod.  Ist  sie  zum  Tode  verurteilt,  so  fragt  er,  ob  man  dem  Leich- 
nam noch  andere  Strafen  antun  dürfe,  wirkt  der  Leiche  einen  Frieden, 
Schutz  vor  Entehrung  und  ehrliches  Begräbnis  aus.  Also,  sagt  der 
Richtsteig  c.  35.  §  8, 

sc€d  eme  de  vorspreke  fruwe  bewisen  an  dem  doden  als  an  dem 

levende. 


Siebentes  Kapitel. 

Holnng  und  Wandel 

Holung  und  Wandel  ist  das  Recht  der  Partei,  Fehler  ihres  Vor- 
sprechers zu  verbessern.    Für  ihre  eignen  Fehler  hat  die  Partei 
ein  solches  Recht  nicht,  und  eben  deshalb  wird  die  Zuziehung  eines 
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Vonpreohere  dringend  empfohlen.  Ohne  Vorsprecher,  sagt  der  Sachsen- 
spiegel (I.  60  §  1),  kann  ein  Mann  zwar  klagen  und  antworten,  aber 
dann  muas  er  auch  den  Schaden  leiden,  falls  er  sich  verspricht,  und 
kann  sich  des  nicht  erholen,  sein  Wort  nicht  wandeln,  wie  er 
dies  mit  Versprecher  dadurch  kann,  daas  er  dessen  Wort  nicht  be- 
stätigt. 

Holung  und  Wandel  dingt  sich  der  Vorsprecher  besonders  aus. 
Es  ist  das  die  wichtigste,  nie  fehlende  Eindingungsfrage;  ohne  sie  wird, 
wenigstens  nach  Freyberger  Stadtrecht  (c.  31  §  17),  das  Holungsrecht 
nicht  anerkannt. 

Nach  jeder  Bede  des  Vorsprechers  wird  die  Partei,  wie  wir  schon 
im  zweiten  Kapitel  bei  den  longobardischen  Formeln  sahen,  befragt, 
ob  sie  an  sein  Wort  „jehe**,  es  bejahe;  darauf  muss  sie  mit  ja  oder  nein 
antworten  oder  um  Gespräch  bitten.  Bejaht  sie  es  nicht,  so  ist  es  ihr 
unschädlich. 

Sachsenspiegel  III.  14  §  1. 

Oft  en  man  an  sines  vorspreken  wort  nicht  ne  jet,  de  wile  bUft  he 

sunder  scaden. 

Es  scheint  nun  oft  voigekommen  zu  sein,  dass  der  Richter  die  Frage 
an  die  Partei  unterliess.  Deswegen  giebt  der  Biohtsteig  (c.  2  §  3) 
folgenden  verschmitzten  Bat :  lass  deinen  Vorsprecher  das  Urteil  fragen ; 
behagt  es  dir,  gut ;  behagt  es  dir  nicht,  so  erkläre,  dass  du  deines  Vor- 
sprechers Wort  nicht  bejahst,  so  bleibst  du  ohne  Schaden.  War  dieser 
Bat  richtig,  so  wurde  das  UrteU  in  solchen  Fällen  rückwärts  aufge- 
hoben. Er  war  aber  unrichtig,  da  der  Widerruf  des  Vorsprecherworts 
nur  bis  zum  Urteil  zulässig  war. 

Glosse  zum  Sächsischen  Landrecht.  Gerichtsformeln  der  Blume 
des  Sachsenspiegels  in  Homeyers  Ausgabe  des  Bichtsteigs  Land- 
leohts.  Freiberger  Statuten  c.  20,  210.  Witzenhausener  Hegungs- 
formel  bei  Kopp  235. 

Bejaht  die  Partei  nicht  das  Wort  des  Vorsprechers,  so  muss  dieser 
dem  Bichter  eine  Wedde  zahlen.  Davor  schützt  ihn  nicht  der  Ein- 
wand, dass  er  genau  nach  Auftrag  geredet  habe;  nur  im  Lehnreoht 
greift  dieser  Einwand,  den  er  beschwören  muss,  durch.  Der  Vorsprecher 
läset  sich  natürlich  die  Strafe  von  seiner  Partei  erstatten;  wir  haben 
im  fünften  Kapitel  gesehen,  dass  er  sich  beim  Eindingen  dafür  Sicher- 
heit bestellen  liess. 

Hcdung  und  Wandel  wird  in  der  Begel  nur  zweimal 
Freyberger  Stadtreoht  oap.  13  §  16 
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oder  dreimal  zugelaBsen;  wird  dann  wiederum  die  Genehxnigaxig 
dee  Vorspreoherwortfl  verweigert,  so  ist  die  Sache  verloren  und  die 
Partei  bekommt  keinen  Vorsprecher  und  keine  Holnng  mehr. 

Blutrecht  von  Bacharach  in  Grimms  Weistümem  II.  212;  Weistum 
von  Bhense  das.  III.  779. 
Der  Vorsprecher  selbst  darf  sich  gegen  seine  eigenen  Handlungen  drei- 
mal erholen. 

Berliner  Stadtbuch  90.  Blutrecht  von  Bacharach  in  Grimms  Weis- 
tümem n.  212.. 
Eine  ganz  besondere  Anwendung  von  Holung  und  Wandel  macht 
das  Hallische  Schöffenbuch  (T.  I  S.  446  Nr.  346),  wo  sich  der  Vor- 
sprecher für  den  Fall,  dass  ein  Zeuge  brok  würde  (das  soll  jedenfalls 
heissen:  die  Beweisfrage  nicht  bestätigte)  Holung  und  Wandel»  d.  i. 
das  Recht  weitere  Zeugen  zu  bringen,  ausdingt. 

Dem  Stotterer  wird  Holung  zugestanden,  auch  wenn  er  keinen 
Vorsprecher  hat. 

Sachsenspiegel  I.  61  §  3. 
Andrerseits  darf  der  Stotterer  selbst  Vorsprecher  sein. 

Keine  Holung  gab  es  für  Rechtlose;  wie  sie  keinen  Vorspreoher 
haben  dürfen,  sollen  sie  auch  des  Holungsrechts  darben.  Ebenso  die 
auf  handhafter  Tat  begriffen  und  vor  Gericht  gebracht  werden. 

Keine  Holung  gab  es  gegen  den  Eid,  weil  diesen  die  Partei  selbst 
sprach,  wenn  auch  unter  Mithilfe  des  Vorsprechers.  Doch  gewährte 
das  Prager  Statutarrecht  (84)  nach  dem  ersten  Eid  zweimalige  Holnng, 
sofern  der  Vorsprecher  sich  dies  ausbedungen.  Frauen  sollen»  wenig- 
stens als  Beklagte,  nicht  faUig  werden  an  ihren  Eiden,  sondern  stets 
Wandel  und  Holung  haben,  sogar  ohne  Busse. 
Brünner  Schöffenbuch  Nr.  367. 
In  den  Weistümem  wird  Holung  und  Wandel  nicht  gerade  häufig 
erwähnt: 

Orimm  Weistümer  11.  212;  m.  240,  779;  U.  381; 
zur  Zeit  ihrer  Niederschrift  (16.  und  16.  Jahrhundert)  scheint  sie  im 
Absterben  begriffen  zu  sein.    Eine  Eindingungsformel  aus  dem  Jahre 
1684  erwähnt  Holung  und  Wandel  gar  nicht  mehr. 

Gerichtsordnung    der   Dorfschaften   Massfeld  und  Meiningen.     In 
der  Zeitschrift  der  Savigny- Stiftung  VQ  germanist.  Abt.  S.  118. 
Ebenso   die  Eindingungsformel    in    den  Osterreichischen  Weistümem 
Vm.  849. 

Wie  Holung  und  Wandel  sich  weiter  entwickelte,  wie  sie  insbe- 
sondere der  Partei  auch  für  ihre  eignen  Worte  und  Handlungen,  sofern 
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flie  sioh  ee  auBbedungen  hatte,  und  schliesslioh  auch  ohne  dieee  Voraos- 
aetzong»  wenn  auch  mit  Bussgefahr,  gestattet  wurde,  wie  sich  das  „an 
das  Wort  jehen*'  auch  gegenüber  dem  eignen  Vortrage  der  Partei  er- 
hielt, indem  die  Partei  zur  Genehmigung  ihres  Vortrags  aufgefordert 
wurde,  gerade  als  ob  ein  Vorsprecher  für  sie  gesprochen  hatte,  wie 
daraus  das  prozessrechtliche  Gebilde  der  Bejawortung  entstand,  dem- 
zufolge Änderung  und  Ergänzung  des  bejaworteten  Vorbringens  un- 
zulässig war  —  alles  das  mag  man  bei  Planck,  Das  Gerichtsrerfahren 
im  Mittelalter,  S.  216  und  Siegel,  Erholung,  nachlesen. 

In  Holung  und  Wandel  sahen  die  mittelalterlichen  Bechtsquellen 
den  Grund  und  Zweck  des  ganzen  Vorsprecherwesens.  Und  es  muss 
anerkannt  werden:  die  Annahme  eines  Vorsprechers  gewahrte  ein  Wie- 
dereinsetzungsrecht  in  einem  Umfange,  wie  wir  es  heute  nicht  mehr 
kennen,  und  damit  ein  sehr  starkes  Gegengewicht  gegen  die  Formen- 
strenge  des  Verfahrens.  Allein  den  Auefgangspunkt  und  Grund  des 
ganzen  Vorsprecherwesens  kann  das  Becht  der  Holung  und  Wand- 
lung nicht  gebildet  haben.  Man  stelle  sich  vor,  dass  in  unserem  heuti- 
gen Verfahren,  dem  strenge  Formen  keineswegs  fehlen,  die  Annahme 
eines  Anwalts  einen  unbedingten  Schutz  gegen  Fristversäumnisse  u.  dgl. 
böte,  so  würde  doch  dieser  Vorteil  allein  niemals  als  Grund  und  Zweck 
der  Anwaltschaft  bezeichnet  werden  können,  der  vielmehr  lediglich 
hegt  in  dem  Bedürfnis  nach  rechtskundiger  Beihilfe.  Bei  Annahme 
eines  Vorsprechers  konnten  Verstösse  gar  nicht  so  häufig  vorkommen, 
dass  Holung  und  Wandel  sehr  praktisch  hätten  werden  können.  Die 
rechtsunkundige  Partei  war  auch  gar  nicht  in  der  Lage  das  Verhalten 
ihres  rechtskundigen  Vorsprechers  zu  überwachen.  Das  Vorsprecher- 
weeen  ist  eine  so  frühe,  so  verbreitete,  so  volkstümliche  Einrichtung, 
dass  es  nicht  lediglich  durch  eine  Hintertür  ins  Becht  gekommen  sein 
kann. 

Denn  eine  Hintertür  ist  das  Becht  der  Holung  und  Wandlung. 
Man  hat  es  wohl  auf  den  Grundsatz:  „ein  Mann,  ein  Wort**  zurück- 
fuhren wollen,  der  die  Zurücknahme  des  einmal  Gesprochenen  nicht 
aolasse.  Allein,  wenn  man  sich  die  Fehler  ansieht,  um  deren  Besse- 
rung es  sich  handelte,  Versprechen,  Stottern,  ungenaue  Namensangabe, 
unzeitiges  Hintreten  zum  Eide,  unrichtige  Haltung  der  Schwurfinger  und 
ähnliches,  so  findet  man,  dass  sie  mit  der  sittlichen  Würde  des  Mannes- 
worte sehr  wenig  zu  tun  haben.  Und  hätten  sie,  was  wäre  das  für  eine 
sittliche  Würde,  die  einen  andern  für  sich  sprechen  lässt  eigens  zu 
dem  Zwecke,  um  nicht  an  das  gesprochene  Wort  gebunden  zu  sein. 
Nein,  das  Becht  der  Holung  und  Wandlung  ist  einer  jener  Kniffe,  die 
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eine  allzu  formaliBtisohe  Jurisprudenz  als  Gegenmittel  g^gen  8ich  selbst 
allezeit  hervorgebracht  hat. 

Aber  an  einem  Punkte  wurzelt  es  im  tiefen  Boden  germanischer 
Grundanschauung:  der  Vorsprecher  ist  nicht  Ver- 
treter der  Partei.  Auch  nicht  Vertreter  im  Worte;  vielmehr 
im  Worte  erst  recht  nicht,  weil  die  Partei  durch  sein  Wort  eben  nicht 
gebunden  sein  will.     Wiederum  wird  uns  die  Auffassung  bestätigt,  l 

dass  der  germanische  Bechtsfreund  nicht  Parteiinteressen  vertritt.  ! 


Achtes  Kapitel. 

Run  und  Rat 

Mit  des  Vorsprechers  Beistand  begnügten  sich  die  Parteien  vielfach 
nicht;  sie  brachten  Verwandte  und  Freunde  ins  Gericht,  Rats  mit 
ihnen  zu  pflegen.  Die  Schöffen  verliessen  die  Urteilerbank,  um  die  Partei  zu 
beraten ;  es  wurde  das  nicht  nur  für  vereinbar  mit  ihrem  Amte  gehalten, 
sondern  der  Partei  sogar  beim  Eindingen  ein  Recht  auf  solche  „Ge- 
spräche von  der  Bank",  drei  auf  jede  Frage,  eingeräumt.  Nur  selten 
wird  den  Schöffen  solches  Beraten  verboten. 

Osterreichische  Weistümer  V.  637,  747. 

Baculus  judicü  secularis  bei  Thomas,  Der  Oberhof  zu  Frankfurt  1847. 
Daneben  erscheinen  Bauner,  Batgeber,  Warner,  Anweiser,  Lau- 
scher, Horcher,  Hörer,  Wehrer,  Bewahrer,  Weiser,  Steurer,  alles  Hil&- 
personen,  die  man  unter  dem  Namen  „Run  und  Rat"  sich  auszubedingen 
und,  wie  den  Vorsprecher,  vom  Richter  geben  zu  lassen  pflegte.  So 
fragt  in  der  Eindingungsformel  bei  Homeyer  Richtsteig  Landrechts 
zu  cap.  3  der  Vorsprecher: 

So  vrage  ik  vort  umme  ein  recht.    Eft  (ob)  N  (die  Partei)  unde 

ik  van  sinen  worden  icht  möge  ane  schaden  dries  (drei)  gespreke  umme 

iewelke  rede,  run  unde  rat,  halinge  unde  wandelinge  hebben, 

so  dicke  (oft)  als  N  des  behuf  is  to  sinem  rechte. 
Diese  Helfer  nun  durften  innerhalb  der  Gerichtsschranken  stehen, 
dann  aber  nur  flüstern;  ausserhalb  konnten  sie  laut  reden.    Der  Vor- 
sprecher stellt  dies  (nach  Richtsteig  Landrechts  cap.  3)  fest  durch  die 
Frage: 

wo  (wie)  sin  hulpe  wesen  scole.     So  vintme:  binnen  stille 

unde  buten   lut. 
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£b  bedarf  aber  einer  Frage  nach  Hilfe  überhaupt  nicht,  und  sie  ist  töricht 
(dul),  da  man  alsdann  keinen  andern  als  den  bewilligten  Helfer  zu- 
ziehen darf,  während  man  sonst  alle  Freunde  hatte  brauchen  können. 
So  verstehe  ich  die  Stelle: 

Dit  is  dul,  wen  me  darf  sus  neman  tu  hulpe  krigen,  na  deme  al  enes 

mannes  vrunt  eme  wol  helpen  muten. 

Begeht  also  der  Gegner  die  Torheit,  einen  bestimmten  Helfer  zu  ver- 
langen, so  erwirke  man  sofort  durch  Gegenfrage  ein  Urteil,  das  ihn  auf 
diesen  einen  Helfer  festnagelt. 

Run  und  Bat  erscheinen  überaus  früh.     Das  zweite  Capitulare 
von  803 

Monumenta  Germaniae  historica  Legum  tom.  I.  pag.  113. 
wendet  sich  im  cap.  IV  gegen  den,  der  einen  ungerecht  Prozessführenden 

adiuvare  per  malum  Ingenium  praesumpserit. 

In  dem  zwischen  994  und  1024  verhandelten  Prozesse  des  Bischofs  Brun 
(Kap.  2)  wird  berichtet,  dass  ein  Vorsprecher  durch  ein  Wunder  plötzlich 
so  verstummt  sei,  dass  er  nicht  einmal  das  sprechen  konnte, 

quod  ab  aliis  i n  aurem  susurrantibus  dicendum  accepit; 
und  in  Italien  werden  I0I3  und  später  adiutores  erwähnt,  mit 
denen  die  Partei  ein  Gespräch  ausserhalb  der  Gerichtsschranken  hält. 

Fioker,  Forschungen  zur  Reichs- und Beohtsgeschichte  Italiens  LEI,  108. 

Aus  diesem  hohen  Alter  des  Nebengebildes  darf  man  auf  ein  gleich  hohes 

Alter  des  Vorsprechertums  selbst  schliessen. 

In  den  Weistümem  wird  Run  und  Rat  häufig  erwähnt. 
Grimm  Weistümer  I.  328,  398,  485  Anm.,  III.  603;  IV.  364;  V.  612. 

In  Niedersachsen  heissen  die  Rater  achtsleute,  und  es  findet  sich  sogar 

etwas  wie  ein  Achtsleute  zwang  : 

dass  niemand  etwas  werbe,  er  thue  es  dann  durch  vorsprachen  und 
achtaleute. 

Grimm  Weistümer  III.  241;  IV.  671.    Weitere  Stellen  über  Achts- 
leute daselbst  III.  108,  180,  296,  296;  IV.  268,  654,  656. 

In  Sersum  dingt  sich  ein  Vorsprecher  Achtaleute  und  fragt  dann 

ifte  (ob)  sine  frunde  nicht  mochten  in  dessen  gerichte  by  ohme  stan 
(bei  ihm  stehn)?  we  na  (wie  nahe)  sse  by  ohme  stan  mochte? 
Gefunden,  sonaalsse  ein  achtsmann. 
wu  vaken  (wie  oft)  he  alsse  ein  vorspreche  sich  möchte  kehren  von 
der  acht  (Beratung)  und  tho  der  acht? 

Dass  Österreich  die  Weiser  und  Steurer  kennt,  wird  unten  im  Kapitel  12 
nachgewiesen  werden.    Eine  rätselhafte  Stelle  im  Weistum  von  Münster- 
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thal  handelt  von  „Zusprechem",  die  ebenfalls  Banner  nnd  Rater  za 
sein  scheinen. 

Österreichische  Weistümer  IV.  343. 

Oanz  vereinzelt  kommen  „Mitkläger"  neben  Vorsprechem  vor  in 
der  Neuen  Reformation  des  fränkischen  Landgerichts  von  1512. 

Schneidt  Thesaurus  juris  franconici  V.  783. 

§  8.    An  Procuratores  sint  necessario  adhibendi. 

Item  es  mag  ein  jgklicher  Antworter  sein  antwort  thun  durch  seinen 

f ürsprechen  on  mitcleger,  und  sol  nit  getrungen  werden  einen 

mitcleger  an  sein  gesprech  zu  nemen. 
Aber  diese  Procuratores  genannten  Mitkläger  werden  im  folgenden  §  10, 
der  später  eingefügt  sein  muss,  mit  den  Vorsprechem  durcheinander  ge- 
worfen. Früher,  heisst  es,  seien  die  UrteUer  Fürsprecher  gewesen ;  das 
sei  aber  abgekommen,  jetzt  redeten  die  Mitkläger  den  Leuten  das  Wort; 
damit  nun  die  Urteiler  durch  die  „Redner  oder  Mitcleger  nit  geirrt  oder 
betäubt  werden,''  sollen  diese  ausserhalb  der  Grerichtsschranken  stehen, 
hinter  ihnen,  durch  eine  zweite  Schranke  von  ihnen  getrennt,  die  Parteien, 
damit  diese  wiederum  ihren  Rednern  keine  Irrung  oder  Betäubung  zu- 
fügen. 

In  Jnnichen  (Tirol  15.  Jahrhundert)  wird  den  Gefangenen  ein  Sonder- 
recht gewährt. 

Osterreichische  Weistümer  V.  553. 

man  sol  dem  gefangen  erlauben  drei  rat,  ainen  als  bei  zwelf  schritten 

ausserhalb  der  schrannen,  den  andern  als  bei  acht  schritten  ausser* 

halb  der  schrannen,  den  dritten  in  der  schrann 

Im  Witzenhausener  Halsgericht 

Kopp  I.  235 
wählt  der  Vorsprecher  beim  Eindingen  einen  Hörer  auf  seine  rechte  und 
einen  vorwerrer  auf  die  linke  Seite  und  fragt,  ob  er  sie  werben  soll  heime- 
lich  edder  vfienbarlich  was  yme  not  sy  zu  der  sache. 

Aus  alledem  erhellt  die  Unrichtigkeit  der  zuweüen  vertretenen 
Meinung,  dass  Run  und  Rat  ein  f  ürstenmässigen  Personen  vorbehaltenes 
Recht  gewesen.  Für  einen  Akt  freiwilliger  Gerichtsbarkeit  liesse  sich 
jene  Meinung  noch  eher  vertreten;  denn  hier  finde  ich  Run  und  Rat 
allerdings  nur  einmal,  und  zwar  bei  einer  Fürstlichkeit,  erwähnt  in 

Raumer,  Codex  diplomaticus  Brandenburgensis  Continuatio  II.  290. 
Rauner  und  Rater  waren  zuweilen  besser  unterrichtet  und  rechts- 
kundiger als  der  Vorsprecher  selbst;  insbesondere  bei  Verkündung  der 
Weistümer  erscheint  der  Weiser  als  der  gelehrte  Mann,  der  den  Vor- 
sprecher unterweist  (s.  Kap.  12).    Man  darf  annehmen,  dass  dann  d«r 
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Vorapreoher  nur  voigeBchoben,  der  Bauner  die  eigentlich  bewegende 
Kraft  war.    Für  Frankreich  ist  dies  ausdrücklich  b^^ugt; 

Brunner,  Wort  und  Form  752 
ee  hatte  seinen  Grund  darin,  dass  das  Vorsprechen  vom  Urteilfinden 
ausBohloss,  das  Baten  nicht. 

Unsere  vollste  Aufmerksamkeit  verdient  zum  Schluss  eine  Ein- 
richtung» die  der  Schwabenspiegel  im  cap.  73  hinter  den  Fürsprechen 
behandelt: 

Nu  suln  wir  sprechen  von  den  ratgeben.  Ist  ein  man  also  wise» 
daz  er  den  liuten  gufcen  rat  geben  kan»  und  bittet  in  ein  man,  das  er 
im  rate  umbe  sine  sache:  er  ist  im  niht  schuldig  rat  ze  geben  umbe 
sus  (umsonst);  er  nimt  sin  gut  wol  rehte  dar  umbe. . . . 
wise  heisst  ,,^eohtskund]g'^  Das  ergiebt  bestimmt  cap.  71,  wo  die  Eigen- 
schaften eines  guten  Bichters  aufgezählt  werden,  zu  denen  aber  die  Weis- 
heit nicht  gehört,  indem  unter  den  Beisitzern  gewöhnlich  vil  wiser  liute 
sind  als  der  Bichter.  Der  Batgeber  dagegen  ist  wise.  Wenn  nun  so 
neben  dem  Vorsprecher  ein  rechtskundiger  Batgeber  auftritt,  der  den 
liuten  guten  rat  geben  kann,  so  fällt  dieser  nicht  unter  das  Gebilde  Bun 
und  Bat,  denn  dieses  ist  zur  Beratung  des  Vorsprechers  im  Gericht, 
nicht  aber  der  Partei,  bestimmt.  Es  muss  hier  vielmehr  gedacht  sein 
an  Beratung  ausserhalb  des  Gerichts,  an  einen  vor  Gericht  überhaupt 
nicht  auftretenden  Batgeber.  Dies  wird  bestätigt  durch  das  Kulmer 
B<Hsht,  das  in  seiner  letzten  Bevision  die  Stelle  des  Schwabenspiegels 
übernommen  und  darin  den  Batgeben  als  Advokaten  bezeichnet  hat. 
Der  Advokat  aber  war  zu  jener  Zeit,  wie  wir  noch  sehen  werden,  der 
auBsergerichtliche  Bater  und  Helfer,  Die  Stelle  des  Schwa- 
benspiegels enthielte  sonach  nichts  anderes  als  das  älteste  Zeugnis  deutsch- 
rechtlicher Quellen  über  die  Advokatur. 
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Eotlohnung. 

War  die  Vorspräche  ein  öffentliches,  strengste  Unparteilichkeit 
voraussetzendes  Amt,  hatte  der  Vorsprecher  im  Interesse  des 
Bechts,  nicht  der  Partei  zu  wirken,  wurde  er  aus  den  Urteilem  genommen 
und  durfte  er  trotz  Vorsprache  mit  diesen  weiter  urteilen,  so  folgte,  dass 
er  von  der  Partei  nicht  besoldet  werden  durfte.  Gleich  in  den  ältesten 
Qnellenstellen ,  die  wir  auf  Vorsprecher  beziehen  können,  aus  dem  9. 
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und  10.  Jahrhundert  (s.  Kap.  2)  wird  die  Annahme  von  Lohn  untersagt 
und  als  Bestechung  bezeichnet,  und  diese  Auffassung  findet  sich  noch 
in  ziemlich  späten  Belegen: 

König  Ottokars  II.  Altprager  Stadtrecht  von  1269.    Bei  Bossler  Be- 
deutung und  Behandlung  der  Geschichte  des  Beohts  in  Osterreich, 

Prag  1847 

Art.  74  ... .  Welch  vorsprech  des  selben  ouoh  überwunden  wirt,  das 

um  gedingten  Ion  einis  mannis  oder  einis  wei-* 

bis  wort  spricht,  uberzugit  man  in  des,  er  sol  rechtelos  und 

erbelos  bleiben  in  allin  stetin,  und  im  nimant  im  keines  rechtes  nicht 

gehelfen. 
Der  bajnische  Landfrieden  von  1300 

Quellen  und  Erörterungen  zur  bayrischen  und  deutschen  Geschichte 

VI.  126 
verbietet  die  Annahme  einer  Besoldung  bei  Strafe,  die  Salfelder  Statuten 
aus  dem  14.  Jahrhundert 

Walch,  Vermischte  Beytrage  zum  deutschen  Recht  I.  Nr.  1 
halten  daran  fest 

daz  nymand  sal  dez  andern  wort  spreche  vmme  gelt  adir  vmme 

geldiz  wert 
und  in  Zürich  schwören  1336  alle  36  Bäte  des  Gerichts  und  auch  die  zu- 
gezogenen Bürger 

als  Fürsprechen    vor    dem  Schultheissen  keine  Miete  (Lohn)   zu 

nehmen 

Bluntschli,  Staats-  und  Bechtsgeschichte  von  Zürich  1838  I.  392. 
Noch  1447  gebietet  die  Beformation  des  Würzburger  Centgeriohts: 

Die  Schöpffen  an  den  Centen  sollen  Fürsprecher  seyn  und  den  Leut^i 

ihr  Wort  sprechen  und  kein  Qeld  darvor  nehmen. 

Schneidt,  Thesaurus  juris  franconici  IV.  687. 
Stellenweise  wurde  wenigstens  Ersatz  der  Beisekosten  und  Auslagen  zu- 
gelassen.   So  erlaubt  der  Schwabenspiegel  cap.  72 

....  daz  si  wol  gut  nement  umbe  iriu  wort,  und  doch  anders  niht 

wan  ob  si  arbeit  hänt,  so  si  über  velt  varen  durch  iemans 

willen,  oder  ob  si  koste  habent,  di  sol  in  der  geben,  durch 

den  si  varent. 
An  einigen  Orten  herrscht  die  Sitte,  dass  die  Partei  dem  Vorsprecher 
allein  oder  zusammen  mit  den  Schöffen  freie  Kost  wahrend  des  Dings 
gewährt. 

Grimm,  Weistümer  VI.  439.     Osterreichische  Weistümer  III.  107; 

IV.  27,  94,  97,  142. 
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Bei  der  Gewerkschaft  Barkhaosen  in  Thüringen  (1415)  soll,  wer  ein  Urteü 
sohilt,  dem  Hofmeister  7  geben,  wovon  dieser  jedes  Teils  Vorsprechen 
1  wiedergiebt  zum   Vertrinken. 
Grimm»  Weistümer  VI.  104. 

Nach  der  Reformation  von  Oberyssel  1546 

Pofendorf  Observationes  juris  IV.  app.  393 
dürfen  die  ordelw3r8er  zwar  Geld  nehmen,  aber  nur  soviel,  als  sie  nach 
ihrer  eidlichen  Versicherung  verzehrt  und  ausgegeben  haben. 

Grimm,  Weistümer  VI.  104. 

Die  Hauptquelle  zwar,  der  Sachsenspiegel,  schwi^  über  die  Frage. 
Aber  doch  war  die  Unentgeltlichkeit  des  Vorsprecherdienstes  lange  Zeit 
gemeine  Meinung;  und  wie  stark  diese  war,  ersieht  man  aus  der  Zag- 
haftigkeit, mit  der  sich  etwa  1325  Johann  von  Buch  in  seiner  Glosse 
zum  Sachsenspiegel  I.  60  dagegen  auflehnte. 

offt  men  vorspreken  myden  muth.  (ob  man  Vorsprecher  für  Lohn 
mieten  darf.),  schal  ick  dar  rechte  tu  antwerden  so  werde  ick  mengen 
straffer  (Tadler)  hebben  ....  Ick  wene  (setze  voraus)  dat  sick  en 
kein  vromer  mann  thu  onrechte  hulpe  myden  late 

Nun  macht  er  sich  den  Einwurf 

Thu  rechte  schall  he  sick  ock  nymant  meden  laten,  wen  (denn)  yd 
recht  is  also  hiUich  dat  men  yd  mit  kope  nicht  vneren  schall. 

Aber 

....Ick  segge  dy  dat,  dat  ein  vorspreke  sick 
wol  müt  (darf)  meden  laten,  vnde  hir  is  nicht  yegen  dat 
me  sick  op  vnrecht  nicht  scholl  meden  laten,  wen  dy  vorspreke  mach 
wedder  gerecht  noch  vngerecht  don.  Wen  dy  vnrecht  don  dat  sint 
dy  ordelle  vinden  vnde  di  getügen  (Zeugen)  dat  ock  ein  vorspreke 
sal  helpen  dorch  got  (umsonst),  dat  is  ein  raedt  vnd  nicht  ein  gebot. 
Dat  men  ock  des  hilgen  rechtis  wissheit  nicht  kopen  schal,  dat  meiaet 
des  richters  ordel,  dat  schal  men  nicht  kopen. 

Hier  interessiert  zunächst  die  tiefe  Auffassung  von  der  Heiligkeit  des 
Rechts,  das  durch  Kauf  nicht  verunehrt  werden  soU,  die  allerdings  der 
nüchterne  Glossator  ins  Triviale  zieht  durch  die  Auslegung,  damit  sei 
nur  des  Richters  Urteil  gemeint,  das  man  nicht  kaufen  solle.  Selbst 
den  Einwand,  dass  man  sich  zur  Vertretung  des  Unrechts  nicht  solle 
mieten  lassen,  beseitigt  er  nicht  mit  der  einfachen  Angabe,  dass  Aufgabe 
des  Vorsprechers  eben  die  Vertretung  des  Rechts  isfc,  sondern  mit  der 
Spitzfindigkeit,  dass  der  Vorsprecher  weder  gerecht  noch  ungerecht  han- 
delt, wenn  ein  falsches  Urteil  erzielt  wird»  sondern  Urteiler  oder  Zeugen, 
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Der  Glossator  beruft  sich  nun  auf  das  römische  Recht  und  auf  das 
Schweigen  des  Sachsenrechts : 

Nu  segge  my  du  dy  yd  strafiHie  war  (wo)  lesestu  yd  in  der  Sassen 

rechte,  dat  dit  nicht  sin  mut? 

Man  darf  nun  annehmen,  dass  durch  Johann  von  Buchs  Ansehn 
das  bis  dahin  wahrscheinlich  mehr  verschämt  getriebene  Entlohnen  der 
Vorsprecher  zur  offenen  Regel  geworden  ist.  Immerhin  scheint  sich 
die  Änderung  nur  langsam  vollzogen  zu  haben.  Noch  in  den  Magde- 
burger Fragen,  die  aus  dem  Ende  des  14.  oder  Anfang  des  16.  Jahr- 
hunderts stammen,  wird  cap.  V  dist.  2  die  Frage 

was  lones  der  (vorsprech) nemen  sal 

von  den  Schöffen  von  Magdeburg  dahin  beantwortet : 

Undirwindet  sich  eyn  bedirman  vorspreche  zu  syn  in  Sachen  um  be- 

nant  Ion,  das  ist  man  ym  pflichtig  czu  gebin.    Thut  her  es  uff  genade 

sunder  benant  Ion,  so  stet  Ib  an  deme,  des  dy  sache  ist,  also  das  her 

deme  vorspreche  syner  arbeit  lone. 
Die  Lage  war  also  im  Magdeburger  Recht  immer  noch  die,  dass  nur  verein- 
barter (benannter)  Lohn  klagbar  war,  mangels  Vereinbarung  aber  es  der 
Partei  überlassen  war,  ob  und  wieviel  sie  dem  Vorsprecher  geben  wollte. 
Dagegen  war  anderwärts  der  Grundsatz  der  Entlohnung  schon  früher 
durchgedrungen.  Das  lübische  Recht  stellt  bereits  1240  ,dann  im  Codex 
II  von  1294  eine  Gebührenordnung  auf.    Es  werden  gezahlt: 

für  eine  schlichte  Sache  3  Pfennige,   . 

für  ein  gescholtenes  Urteil  6  Pfennige, 

für  Friedloslegung  mit  dreimaligem  Gerüfte  2  Schillinge; 

für  Ellagen,  die  an  die  Gresundheit  gehn,  8  Schillinge, 

für  solche,  die  an  den  Hals  gehen,  eiae  Mark  Pfennige, 
jedoch  mit  Ermässigungsrecht  des  Rats,  wenn  die  Leute  arm  sind« 
Eine  ähnUche  Gebührenordnung  findet  sich  im  Hamburger  Stadtrecht 
von  1270  (IX.  27);  doch  wird  da  noch  Vereinbarung  zugelassen.  Anders 
im  Hamburger  Stadtrecht  von  1294  (B.  III),  das  jede  Überschreitung 
der  gesetzlichen  Gebühr  mit  Verlust  des  Vorsprechr«x)hts  bestraft.  Ge» 
bührenordnungen  enthalten  auch  die  Statuten  von  Stade  1279 

Pufendorf,  Obs.  jur.  I.  app.  S.  207 
und  die  von  Regensburg  1320 

V.  Freyberg,  Samml.  histor.  Schriften  V.  61. 
Das  Brünner  Schöffenbuch  (aus  dem   14.  Jahrhundert)  kennt  eben- 
falls bereits  eine  Entlohnung  der  Vorsprecher,  die  unter  Berücksich- 
tigung der  Weitläufigkeit  und  Schwierigkeit  der  Sache  von  den  Ge- 
schworenen nach  billigem  Ermessen  festgesetzt  wird  (c.  63).   Der  Richter 
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aoD  auch  darauf  sehen»  dass  nicht  die  Reichen  die  Vorspreoher  den  Armen 
wegdingen,  vielmehr  diesen  von  amtsw^gen  Vorsprecher  anweisen. 
Die  Instruktion  Kurfiirst  Ludwigs  von  Bayern  1340 

Quellen  und  Erörterungen  zur  bayrischen  und  deutschen  Geschichte 

VI.  360 
liest  einen  leidlichen  und  bescheidenen  Lohn  zu,  was  aber  späterhin  zu 
vielen  Klagen  über  hohe  Gebühren 

Landtag  zu  Landshut  1471,  bei  Erenner  VII.  272,  426,  433 
und  zum  Erlass  von  Gebührenordnungen  führte.    Das  Münchener  Stadt- 
recht von  1340,  das  im  Art.  273  noch  die  Annahme  von  Lohn  unbedingt 
untersagt  hatte,  stellte  in  den  1404  verfassten  Artikeln  414  bis  417  die 
Gebühren  der  Vorsprecher  wie  folgt  fest: 

von  ainer  meltung zwen  pfennig 

bestaten  mit  dem  aide vier  pfennig 

von  dem  wort  zu  sprechen  altag  vier  pfennig 

war  aber  des  guets  über  zway  pfunt  pfennig,  al  tag  acht  pfennig  und 

nicht  mer. 
In  Prag  stellen  1364  Richter,  Schöffen  und  Geschworene  eine  Gebühren- 
ordnung auf  (für  Schuld  unter  10  Schock  ein  Groschen,  darüber  2  Gro- 
schen, für  Schuld  unter  1  Schock  6  Heller),  deren  Überschreitung  mit 
zehn  Schock  grosser  Pfennige  \md  zweijähriger  Verbannung  gebüsst 
wird.  1384  werden  in  Kassel  für  die  damals  eingesetzten  standigen  Ver- 
sprecher feste  Gebühren  bestimmt. 

Kopp  I.  431. 

Seitdem  werden  die  Gebührenordnungen  häufiger.  Sie  weisen  bei 
aller  Verschiedenheit  doch  manche  Übereinstimmung  auf.  So  werden  in 
Norddeutschland  vielfach  die  Sätze  des  lübischen  Bechts,  nur  unter  Er- 
höhung der  untersten  Stufe  auf  6  Pfennige,  beibehalten.  Zuweilen  giebt 
es  Natuxallöhnung,  freie  Kost  oder  ein  Quart  Wein.  Näheres  darüber  bei 
Nietssche  S.  75.  Geldlohnung  findet  sich  auch  vielfach  in  den  Weis- 
tumem. 

Osterreichische  IV.  3,  360,  338;  V.  86,  205,  214,  238,  270,  369,  566, 

610,  638,  763;  VUI.  243,  279;  Grimm  I.  26,  42,  674;  n.  386,  m.  13, 

250,  551;  IV.  692;  V.  627. 

Die  Erstattungsfähigkeit  des  Bednerlohns  wird  mehr- 
fach anerkannt. 

Osterreichische  Weistümer  V.  216,  486,  503. 
In  Bnumeok  muss,  wer  einen  Dieb  gefangen  bringt,  sich  selbst  ebenfalls 
in  Haft  begeben  und  Büxgsohaf t  dafür  stellen,  dass  er  auch  für  den  Fall, 
dass  er  nicht  Klage  erhebe,  alles  bezahlen  werde 
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was  atzung  und  auf  malefitz  gieng  mit  redner,  gerichtssohreiber»  ge* 

riohtspoten  eto. 

DaselbBt  V.  486. 
In  einem  allerdings  sehr  jungen  (1768)  Weistum  von  Stein  auf  dem  Ritten 

Daselbst  V.  238 
wird  auch  eine* Vor schusspf lic h t  gesetzt,  indem  wegen  der 
weiten  Entfernung  der  Dingstätte  der  Redner  die  Vorsprache  soll  ab- 
lehnen dürfen,  wenn  ihm  nicht  sein  Lohn  im  voraus  gezahlt  wird. 

Ein  Armenreoht  ist  anerkannt  im  Schwabenspiegel  cap.  72  §4: 

Und  der  rihter  mac  ez  im  gebieten  mit  rehte,  daz  er  armer  liute  wort 

umbe  süst  spreche. 


Zehntes  Kapitel. 

Ständigkeii 

Im  Sachsenspiegel  erscheint  die  Vorsprache  noch  als  Ehrenamt.  Der 
Vorsprecher  wird  aus  der  Mitte  der  Gerichtsversammlung  für  den 
einzelnen  Fall  vom  Richter  gegeben;  er  ist  Vorsprecher  nur  an  diesem 
Tage  und  nur  solange  als  die  Sache  verhandelt  wird.  Von  berufs- 
mässigem Vorsprechertum  verlautet  nichts. 

Dennoch  muss  es  ein  solches  schon  lange  vorher  gegeben  haben.  Die 
advocati,  die  nach  der  Verordnung  von  803  erwählt  und  in  Listen  ein- 
getragen werden  sollten,  die  im  9.  Jahrhundert  auftretenden  legum 
magistri  et  doctores,  die  sogar  von  auswärts  herbeigeholt  werden  (oben 
Kap.  2),  können  nur  berufsmässige  Vorsprecher  gewesen  sein.  Der 
Sachsenspiegel  setzt  das  Auftreten  fremder,  also  gewiss  berufsmässiger 
Vorsprecher  voraus  (I.  61  §  4).  Ebenso  die  Magdeburger  Fragen  cap.  V 
dist.  1.  Die  Zulässigkeit  einer  Entlohnung,  ohne  welche  die  Berufs- 
mässigkeit nicht  gedacht  werden  kann,  ist  zwar  lange  streitig  gewesen; 
dennoch  kommt  Entlohnung  früh  vor  (s.  Kap.  9)  und  wird,  offen  oder 
versteckt,  die  R^el  gebüdet  haben. 

Jedenfalls  zeigen  die  sich  an  den  Sachsenspiegel  anschliessenden 
Quellen  bereits  einen  Berufsstand  der  Fürsprecher.  Der  Richtsteig 
Landrechts,  allerdings  schon  etwa  100  Jahre  jünger  als  der  Sachsen- 
spiegel, ist  eine  ausführliche  Anweisung  für  Richter,  Schöffen  und  Vor- 
sprecher,  offenbar  bestimmt  für  Personen,  die  aus  dem  Rechtsberaten 
einen  Beruf  machen.  Dem  Vorsprecher  werden  genaue  Anweisungen 
gegeben  über  die  Eindingungsfragen  (c.  3),  über  den  Verkehr  mit  der 
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Partei  und  was  er  ihr  ratm,  soll  (o.  4);  es  wird  ihm  geraten,  lieber  des 
Beklagten  Sache  zu  übernehmen,  als  des  Klägers,  was  Toranssetzt, 
dass  er  die  Wahl  hatte,  also  von  mehreren  Seiten  angegangen 
wurde.  Bereits  tauchen  Formularbücher  auf.  Die  Joaohimsthalsche 
Handschrift  im  Anhange  des  Bichtsteigs  und  die  Blume  des  Sachsen* 
spiegeis  geben  die  oben  wiedergegebenen  Frageformeln,  die  letzte  auch 
eine  ausführliche  Anweisung  (Nr.  47) 

Von  des  vorsprechen  vorsichtkeit 
ebenso  Cautela  und  Premis  zum  Bichtsteig.     Über  den  Inhalt  dieser 
Ratschlage  s.  Kap.  13.     In  den  Magdeburger  Fragen  cap.  V.  dist.  2 
wird  die  Frage, 

ob  einer,  der  lange  oder  kurze  Zeit  den  Leuten  ihr  Wort  gesprochen 

hat  und  nun  nicht  mehr  Vorsprecher  sein  will,  vollkommen  an  seinem 

Bechte  bleibe, 
bejaht.  Da  nun  der  Vorsprecher  zur  Ablehnung  der  Vorsprache  nicht 
berechtigt  war  —  was  dist.  1  ausdrücklich  aufrecht  erhalt  —  so  erscheint 
die  Frage,  welche  sein  Ablehnungsrecht  voraussetzt,  nur  dann  verstand- 
lich, wenn  man  annimmt,  es  handle  sich  um  berufsmässige  Vorsprecher, 
die  ihren  Beruf  aufgeben  wollen.  Da  man  sie  daran  doch  nicht  gut  hin- 
dern konnte,  so  wird  gefragt,  ob  sie,  die  sich  der  allgemeinen  Bürger- 
pflicht des  Vorsprechens  entziehen  wollen,  nicht  auch  an  ihren  Bürger- 
rechten Einbusse  erleiden  müssen;  und  diese  Frage  wird  verneint.  Das 
Brunner  Schöffenbuch  (14.  Jahrhimdert)  spricht  bereits  von 

advocati,  qui  consueverunt  esse  coram  judicio, 
sind  ihrer  zwei  und  fehlt  zufällig  einer,  so  soll,  wenn  eine  Partei  um  einen 
Vorsprecher  bittet,  die  Sache  vertagt  werden  (c.  61). 

Gleichzeitig  zeigen  sich  früh  Anfänge  einer  gesetzlichen  Organi- 
sation des  Vorsprecherstandes.  Das  lübische  Becht  (codex  11  von  1294) 
ordnet  im  Art.  216  an,  dass 

wenn  ein  Mann  Vorsprecher  zu  werden  beehrt,  er  auf  dem  Hause 

vor  dem  Bat  schwören  soll,  dass  er  das  Amt  treulichen  halte 

als  ihm  befohlen  wird. 
Die  im  eüft^i  Kapitel  zu  erwähnenden  Einrichtungen  in  Lübeck,  Uelzen 
und  Lüneburg,  wonach  der  Bat  Vorsprechen  setzen  soll,  die  allein  die 
Urteilerbank  zu  bilden  haben,  ergeben  ebenfalls  das  Dasein  verpflichteter 
Vorsprecher.  In  Kassel  werden  1384  vier  ordentliche  geschwome  Vor- 
^necher  vom  Landgrafen  oder  Schultheissen  bestellt. 

Kopp  I.  431. 
In  Basel  giebt  es  1467  unter  dem  Namen  geschwome  amptlut  Vor- 
sprecher, die  der  Scholtheiss  in  rechter  meisterschaft  halten  und  ihnen 
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nicht  ungebührliche  Beden  und  beeonden  nicht  die  Wiederaufnahme 
erledigter  Sachen  gestatten  soll.  Diese  Amtleute  müssen  täglich,  so- 
bald geläutet  wird,  im  Gerichte  sein;  sie  sollen  vorbereitet  sein;  Urteil 
sollen  sie  nicht  geben.  Sie  haben  alle  Straftaten  dem  Vogt  mitzuteilen 
der  dann  durch  einen  fryen  amptman  klagt.  Sie  sollen  mit  niemand 
essen,  der  vor  Gericht  zu  schaffen  hat,  auch  nichts  von  ihm  annehmen, 
beziehen  nur  von  Akten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  bei  denen  de 
mitwirken,  einen  Teil  der  Gebühren.  Indes  steht  das  im  Widerspruch 
damit,  dass  schon  etwa  60  Jahre  früher  in  der  Dienstordnung  der  Baseler 
Gerichtsbeamten  eine  Gebührenordnung  für  die  Vorsprecher  aufgestellt 
worden  war.  Jährlich  am  St.  Martinstage  haben  sie  mit  dem  Vogt  und 
Schultheissen  eine  Mahlzeit. 

Bechtsquellen  von  Basel  72,  150,  156. 
Die  Stadt  Landshut  hat  1460  beim  Gerichte  berufsmässige  Vorsprecher, 
im  Rate  dagegen  ehrenamtliche  Fürleger  oder  Brcdner,  die  aus  den  Bats- 
mitgliedem  oder  anderen  Bürgern,  aber  nicht  aus  den  Vorsprechem  ge- 
wählt werden  sollen;  doch  wurden  1465  die  Vorsprecher  auch  im  Bäte 
zugelassen. 

Bosenthal,  Beiträge  zur  Deutschen  Stadtrechtsgeschichte  Heft  1  u.  2, 
1883,  S.  99. 
Straubing  hat  um  1472  vereidete  und  festbesoldete  Vorsprecher,  die  aber 
auch  von  den  Parteien  Gebühren  beziehen. 

Daselbst  S.  274. 
Herzog  Liidwigs  von  Landshut  Landesordnung  1474 

V.  Krenner,  Bayrische  Landtagshandlungen  in  den  Jahren  1429  bis 
1513  VII.  482 
verlangt  bereits  einen  Eid  persönlicher  Treue  zum  Landesherm,  ein 
wichtiges  Zeichen  beginnender  Bürokratisierung  des  Amtes.  Damit 
kein  Mangel  an  Vorsprechem  sei,  so  sollen  an  jeder  Schranne  zwei 
Vorsprechef  „aufgenommen'*  werden;  diese  sollen,  ehe  sie  das  Wort 
zum  Rechten  zu  tun  zugelassen  werden,  schwören 

Uns  getreu  und  gegenwärtig  zu  sein,  unsem From- 
men zu  fördern  und  Schaden  zu  wenden  und  unsers  Gerichts  und  Land- 
gerichts Obrigkeit  und  Gerechtigkeit  zu  öfinen  und  den  durch  ihre 
Worte  in  keinem  Weg  abzubrechen,  auch  einem  jeden,  der  dessen  an 
sie  begehrt,  vor  demselben  Gericht  das  Wort  getreulich  zu  tun, 
die  Sache  bis  zu  Ende  zu  verfolgen  und  von  jedem,  dem  er  das  Wort  tut, 
von  einem  jeden  Rechten  nicht  mehr  als  32  Pfennige  Landshuter  zu  neh- 
men.   Diese  Vorsprecher  haben  übrigens  kein  Monopol  für  ihr  Gericht; 
auch  Vorsprecher  fremder  Gerichte  werden,  sofern  sie  nur  gesohwome 
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1,  gegen  denselben  Lohn  und  Reisekosten  (für  jede  Meile  2  Groschen 
oder  16  Pfennige  Landshuter)  zugelassen. 

In  den  Weistümem,  besonders  den  tirolischen,  erscheinen  sehr 
häufig  bestellte  oder  gesohwome  Redner,  zumeist  in  bestimmt  begrenzter 
Zahl,  neben  denen  fremde  nur  bedingt  zugelassen  werden. 

Osteneiohische  Weistümer  II.  236;  IV.  3;  V.  101,  182,  213,  215,  225. 
226,  238,  244,  441,  493,  523,  636,  638,  706,  747. 

Ans  Thum  an  der  Oader  ist  uns  der  Eid  eines  solchen  Redners  aufbehalten 
Daselbst  V.  638. 

Indessen  lasst  hier  Bestellung  und  Vereidigung  nicht  immer  den  Schluss 
auf  Berufsmässigkeit  zu.  In  Thum  z.  B.  wechselt  das  Amt  des  vereideten 
Redners  jährlich. 

Wo  nicht  ständige  Vorsprecher  sind,  da  wird  wohl  von  Amts  wegen 
für  Rechtsberatung  gesorgt.    So  im  Weistum  von 

Essenbach,  Orimm  VI.  118. 

Und  wenn  ein  richtär  ehehafte  teiding  beruef t,  so  sol  er  di 
vorspreohn  selbe  werbn;  wenn  keine  zu  bekommen  sind, 

so  wird  vertagt;  zum  dritten  Rechtstag  hat  dann  jede  Partei  selbst  für 
einen  Vorsprechen  zu  sorgen. 

Winhering,  Grimm  VI«  133. 

Es  schol  auch  ain  amman  zu  Winhering  di  zwen  tag  in  den  stif t  tei- 
dingen  zwen  vorsprechn  haben,  iedem  mann  an  schaden,  also  das 
er  si  auf  sein  ugnen  chöst  und  Ion  schol  ausrichten. 

Ich  verstehe  das  so:  Der  Amtmann  muss  für  zwei  geeignete  Vorsprechen 

sorgen,  die  aber  von  ihrem  Erscheinen  keinen  Nachteil  haben  sollen. 

Werden  sie  nämlich  von  keiner  Partei  gebraucht,  so  soll  der  Amtmann 

selbst  ihnen  Kosten  und  Lohn  geben. 

Die  seit  dem  16.  Jahrhundert  zahlreich  erscheinenden  Untergeriohts- 
ordnungen  sehen  alle  die  Bestellung  ständiger  sog.  „gemeiner"'  Vor- 
spreoher  vor.  Aber  mit  dieser  seiner  Ständigmachung  betritt  das  Amt 
den  Wendepunkt  seiner  Entwiokelung,  die  wir  im  Kap.  20  weiter  ver- 
folgen wollen. 
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Eilftes  Kapitel. 

GerichtsYorspreeher. 


Der  Bechtwoiser  war,  wie  wir  wissen,  der  Bezeuger  des  Beohts- 
punkts  und  infolgedessen  der  Einbringer  des  Urteilsvorsohlags.  Es 
ist  sein  Hauptkennzeichen,  dass  er  zuerst  ums  Urteil  gefragt  wird.  Wir 
fanden  bereits  oben  Kap.  2,  dass  diese  Tätigkeit  verbunden  wurde  mit 
der  des  Parteienbeistandes.  Fänden  wir  nun  dieses  ganz  eigentümliche 
Verhältnis  bei  unserem  Vorsprecher  wieder,  so  wäre  sein  bereits  durch 
so  viele  Beweise  erhärteter  Zusammenhang  mit  dem  Bechtweiser  un- 
widersprechlich  dargetan.    Wir  finden  es  aber. 

In  Bayern  nämlich  wird  ganz  regelmässig  die  Urteilsfrage  an  einen 
Vorsprecher  gerichtet,  der  darauf  den  Urteilsvorschlag  einbringt  (erteilt). 
Er  wird  Vorsprecher  des  Bechtens,  d.  i.  Gerichtsvor- 
sprecher  genannt  und  in  den  Urkunden  in  der  Begel  als  erster  der  Urteiler- 
bank aufgeführt  mit  den  Worten 

des  rechtens  ist  vorsprecher  gewesen  N.  N. 

Die  übrigen  Urteiler,  oft  ebenfalls  Vorsprecher,  werden  von  ihm  unter- 
schieden durch  die  Worte : 

und  an  den  rechten  (oder  an  der  schrannen)  sint  gesessen  N 

Der  Bichter  berichtet  ganz  regelmässig 

da  fragt  ich  an  den  vorsprechen,  was  recht  war,  der  erteilt  auf  seinen 

eid 

Die  andern  Urteiler  folgen  ihm  and  der  Bichter  erlässt  den  Urteils- 
befehl.   Der  ganze  Vorgang  wird  in  die  Worte  zusammengef aast : 

da  gab  es  Frag,  Volg,  Urteil  nnd  das  Recht. 

So  Monumenta  Boica  XI.  411  Nr.  102  anno  1382 
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Monumenta  Boica  II.     67  Nr.   140  anno  1414 

X.  306     „        67      ,,      1466 
XXI.   118     ,,        66      »,      1442 
Aach  bei  der  Auflassung,  die  selbst  durch  Versprecher  geschieht,  sitasen 
Vorsprecher  des  Rechten  auf  der  Bank. 

Urkunde  von  1487  im  Oberbayr.  Archiv  für  Vaterland.  Geschichte 
XXV.  142  Nr.  1448. 

Dass  nun  diese  Qerichtsvorsprecher  mit  den  Parteienvorsprechem 
nicht  bloss  den  Namen  gemein  hatten,  sondern  in  der  Tat  dieselben  Per- 
sonen waren,  ergeben  folgende  Stellen : 

Monumenta  Boica  XI.  407  Nr.  101  anno  1377: 

des  rechtens  sind  vorsprechen  vnd  vrtailer  gewesen  hainreich 
der  sleicher,  Wemhart  swaiger,  vnd  Peter  der  nagel   all   d  r  e  y 
vorsprechen. 
Das.  XI.  411  Nr.  102a  anno  1382: 

Des  rectens  ist  vorsprech  gewesen  Fridreich  der  Aelenzhofer.  Da- 

bey  ist  gewesen  Heinrich  der  Bleicher  auch  ein  vorsprech 

Das.  XII.  207  Nr.  89  anno  1384: 

...  da  ward  gefragt  Heinrich  der  SIeicher  meiner  Heren  Vor- 
sprech zu   Straubing. 
Das.  XI.  418  Nr.  110  anno  1402: 

des  rechtens  ist  vorsprech  gewesen  Perchtold  von  Schambach, 
liebhart strawbinger, chunrad goldner  vorsprech  zu  stravv- 
hing. 
Das.  Xn.  217  Nr.  96  anno  1416: 

Des  Rechten  ist  vorsprech  gewesen  hanns  Vorsprech   zu 
K K a m b  vnd  Mathes  Wek  Vorsprech  zu  Vieohtach. 
Das.  xn.  228  Nr.  99  anno  1422: 

Des  ....  rechts  sind   vorsprechen   gewesen  chunrat  von  Chamb 
vnd   Perchtold   von   Motzing   vorsprech   zu   Strawbing 
vnd  Mathews  Wekch  vorsprech  im  Viechtreich. 
Das.  XV.  310  anno  1376: 

da  ward  gefragt  Ruprecht  der  vorsprecher 
Häufig  heisst  es  einfach,  dass  „Vorsprecher  und  Biederleute*^  oder 
„Vorsprecher  und  das  ehrbare  Geding'"  gefragt  wurden  und  „erteilt" 
haben. 

Monumenta  Boica  XI.  407  Nr.  101  anno  1377 

XXL  461  „  88  „  1410 
XXI.  469  „  87  „  1416 
XXI.  646    „     169      „      1467 
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Es  lag  auf  der  Hand,  dass  man  die  Urteilseinbringer  am  liebsten  ans  den 
rechtskundigen  Mitgliedern  der  Gerichtsversammlung,  vor  allem  also 
aus  den  Vorsprechem,  wählte. 

Aber  noch  mehr :  der  Parteienvorsprecher  bekleidet  in  dersel- 
ben Sache  zugleich  das  Amt  des  Urtcilers  und  sogar  die  einfluss- 
reiche,  ausschlaggebende  Stellung  des  Gerichtsvorsprechers.  Es  ist  das 
aufs  deutlichste  bezeugt. 

Münchener  Stadtrecht  Anhang  VII.  34  S.  277: 

Swenne  die  vorsprechen  paidenthalben  die  sache  fürgelegent,  so 
sol  der  rihter  der  urtail  des  ersten  vragen  zwen,  die  in  witzich  tunohent 
(dünken)  und  darnach  die  vorsprechen. 

Stadtbuch  von  Landshut  1441 

....  das  dieselben  die  von  dem  rechten  auf sten  und  den  Klägern  und 
antwortemire  wort  tun  wider  um  an  das  recht  sitzen  und 
mitsampt  den  andern,  die  an  dem  rechten  sitzen,  recht  sprechen 
Monumenta  Boica  XII.  228  Nr.  00  anno  1422: 
....  also  fragt  ich  des  hem  vorsprechen  von  Altach  (des  Beklagten) : 
der  ertailt  auf  seinen  ayd  ....  also  fragt  ich  des  Ghodem  (des 
Klägers)  vorsprechem,  der  ertailt  ....  Der  urtail  ward  verfolgt  (ge- 
billigt) des  herm  vorsprechen  von  Altach  .... 
Das.  XV.  323  Nr.  43  anno  1380: 

....  für  mich  kam  ....  mit  vorsprechen  her  peter  der  Valcken- 
steiner 

do  fragt  ich  hainreich  von  Teyspach  dez  vorgenanten  Valk- 
chensteiner  vorsprech  auf  seinen  ayd  waz  recht  war, 
der  ertailt  auf  seinen  ayd  ....  da  ward  im  gevolgt  an  der  scbrann. . . 

und  so  noch  dreimal.    Zum  Schluss  heisst  es: 

dez...  rechten  ist  vorsprech  gewesen  hain* 
reich  von  Teyspach  vnd  pei  den  rechten  ist  gewesen  (als 
Urteiler  hat  gesessen)  Peter  der  vorsprecher  von  Eyting,  vnd  chanrat 
der  vorsprech  von  Erling  vnd 

Also  hier  wird  der  Parteivorsprecher  ausdrücklich  als  Vorsprecher  des 
Rechts  aufgeführt,  obwohl  unter  den  Urteilem  noch  andere  Vorsprecher 
Sassen.  Da  es  nun  Sache  des  Parteivorsprechers  ist,  um  das  Urteil  zu 
fragen,  und  Sache  des  Gerichtsvorsprechers,  zu  antworten,  so  kommt 
es  hier  dahin,  dass  der  Frager  auch  selbst  die  Antwort  giebt.  Bei 
den  Landschrannen  im  Vizedomamt  Straubing  ist  um  das  Jahr  1507 
der  Gebrauch,  dass  des  Klägers  Redner  nach  Vortrag  der  Klage  spricht: 
Herr  Richter !  wie  sollte  es  weiter  bestehen  f 
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So  fragt  ihn    der    Richter.     Darauf  spricht  der  Redner 

zu    Recht 

y.  Krenner.  Bayr.  Landtagshandlungen  XVI.  379. 
Art.  5  der  Rechts-  and  Gerichtsordnung  der  Grafschaft  Hirschberg  vom 
28.  Oktober  1320 

y.  Rockinger,  Denkmäler  des  bayrischen  Landrechts  II.  1801  S.  Ol 
liest  Elnechte  als  Urteiler  nur  zu, 

dieweyl  sie  yorsprechen  sind. 

I47I  erklaren  die  Landshuter  Stande: 

wer  im  selbst  in  seinen  eigenen  Sachen  im  Rechten  redet,  der  soll  da- 
rumb  kein  urteil  sprechen;  wer  aber  einem  andern  im  Rechte  redet, 
der  mag  in   derselben   sache  wohl  Recht  sprechen. 
y.  Krenner,  Bayr.  Landtagshandlungen  Vli.  309. 
Ausserhalb  Bayerns  findet  sich  der  Gebrauch,  die  Vorsprecher, 

und  zwar  gerade  auch  in  ihren  eigenen  Sachen,  um  das  Urteil  zu  fragen, 

besonders  in  den  Weistümern  bezeugt.    So: 

Jnnichen  (Tirol),  Anfang  des  16.  oder  Ende  des  15.  Jahrhunderts,  Öster- 
reichische Weistümer  V.  553 : 

Item,  und  wann  man  fragt  an  die  schrannen,  so  soll  der  pluetrichter 
anheben  zu  £ragen,  yon  erst  an  die  yorsprechen,  dar- 
nach drei  urtailer. 

Enneberg  (Tirol),  das.  V.  715: 

nach  f ürbringung  seiner  gethanen  klag  soll  richter  erstlich  dem- 
selben klagenden  redner  zuesprechen  und  auf  sein  ait 
um  urtheil  abfragen. 

Zuletzt  heisst  es: 

....  so  sollen  alle  urthail  zum  erst  des  klagenden  und 
darnach  der  antwurter  redner  umb  urtl  an- 
gefragt werden  und  darnach  die  reohtsprecher. 

Das  Weistum  yon  Rottweil  in  Schwaben  aus  dem  Jahre  1574 
Grimm,  Weistümer  VI.  324 

beschreibt  die  altertümlichen  Formen  des  Malefiz-  oder  Birstgerichts. 

Der  Birstyogt  (der  öffentliche  Anklager)  begehrt  einen  Vorsprecher,  der 

flieh  Holung  und  Wandel  und  was  sonst  Rechtens  dingt  und  die  Klage 

▼ortrigt. 

so  fragt  der  birstrichtw  d  e  s  birstyogts  für  sprechen  der 
urtel  oder  rechtens,  so  nimpt  derselb  angefragt  yogt  ainen  yerdacht 
(Bedacht,  Bedenken)  und  stond  alle  richter  zusamen  uf,  und  bleibt 
der  birstrichter  und  Schreiber  sitzen  und  so  bald  die  richter  wider 

WtUtUr,  OmetäAU  d«r  BMhtMiiiriltiduift.  6 
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nider  sitzen,  so  fragt  der  birstrichter  wider,    so  urtelt  der  angefragt 

also:  her  birstrichter,  ich  erken  zu  recht 

Weistum  von  Wetteschwyl,  Sellenburen,  Stallikon  (Ziirich)  1468.    Das. 
I.  41: 

Ob  auch  ein  ussrer  (Auswärtiger)  uf  den  gedingtagen  ützit  (etwas) 
mit  recht  uss  ze  tragen  hette,  der  mag  wol  ein,  der  im  sin  red  im 
rechten  tüge  (zeuge)  und  fürtrage,  und  nit  mer  mit  im  bringen,  d  e  r  - 
selb  ouch  den  vmb  die  sache  dar  inne  er  reder 
gewesen    ist    urteylen    und    erteylen    mag;    des- 
glichen  mag  ein  indrer  ouch  ein  ussren  bestellen,  der  im  sin  red  tage 
vnnd  fürtrage,  vnnd  der  ouch  denn  vmb  die  sache  dar  inne 
er    reder    gewesen    ist   erteylen    und    urteilen 
mag  wie  obstat. 
Mehrfach  wird  in  den  alemannischen  Weistümem   die  Berufung   nur 
dann  zugelassen,    wenn  der  imterlegene  Teil   die  Stimme   seines  Vor* 
Sprechers  und  daneben  noch  zwei  für  sich  gehabt  hat. 
Grimm,  Weistümer  1.  48,  166;  IV.  285,  362: 
wer  der  ist,  der  ein  vrteil  zien  wyl  vnd  fergen  (fertigen)  für  vnnser 
hem,  do  es  hin  hört,  der  sol  han  zwu  band  zu   sinem   für- 

sprechen 

were  ouch  das  vrteil  gestiesse  (gescholten),  so  mügent  z  w  e  n  vnd 
der  fürspreche  wol  ein  vrteil  ziehen  für  den  vogt. 
da  mag  ein  jegUcher  sin  vrteil  ziechen  vnd  vertgen  gen  kyburg,  o  b 
er  zwen  hat,  die  der  vrteil  mit  sinem  fürsprechen 
V  o  1  g  e  n  t ,  oder  mit  dem,  der  die  vrteil  gesprochen  hat. 
Würden  vrteill  stössig,  die  mügent  zwene  vnd  der  für* 
Sprech  woll  für  den  vogt  ziehen,  die  der  vrteill  gevolget  handt. 
In  Zürich  werden  im  14.  Jahrhundert  vier  ehrbare  Bürger  für  6  Monate  zu 
Vorsprechem  erwählt. 

Bluntschli,  Staats-  und  Rechtsgeschichte  von  Zürich  1838  I.  393: 
dieselben  vier  sülent  och  dien  Lüten  ir  urteilen  vertigen,  die  s  i  oder 
ander    Lütt    sprechen t. 
Unter  diesen  Umständen  kann  es  kaum  noch  Wimder  nehmen,  dass 
auch  die  Partei  selbst  glaubte,  in  eigner  Sache  durch  Handaufheben  mit-> 
stimmen  zu  dürfen.    Das  aber  wurde  denn  dock  nicht  geduldet. 
Grimm,  Weistümer  V.  112.    Ähnlich  das.  V.  166;  I.  202,  215. 
Item  wer  der  ist,  der  an  dem  rechten  stat  imd  sich  mit  dem  für- 
sprechen gesteh  hat,  hept  derselb  sin  band  uf  mit  sinem 
fürsprechen  und  behülf  sich  gern  mit  siner  band,  der  verfeit  10  Pfd. 
heUer. 
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In  jedem  Falle  bildeten  die  Vorsprecher  eine  besondere  und  sicher- 
lich sehr  einflussreiche  Gruppe  auf  der  Urteilerbank.  Oft  werden  die 
Hegungsfragen  an  sie  gerichtet  (s.  nächstes  Kapitel).  Im  Lüneburger 
Niedergericht  (16.  Jahrhundert)  verkündet  der  Vorsprecher  laut,  dass 
das  Gericht  gehegt  ist  und  fordert  zu  klagen  auf. 

Pufendorf,  Observationes  juris  III.  app.  301. 
In  Frankfurt  fragt  1486  der  Schultheiss  die  Vorsprecher  des  Bichsge- 
richts,  ob  jemand  richtig  vorgeladen  sei  nach  Bichsgerichts  Becht  und 
Herkommen. 

Frankfurter  Gerichtsbuch  bei  Thomas,  Der  Oberhof  zu  Frankfurt 

1847. 
Im  Landrecht  von  Overyssel  1541  und  in  der  Beformation  von  1546  er- 
scheinen ordelwyser,  offenbar  ebenfalls  Vorsprecher,  da  ihnen  Bezahlung 
zu  nehmen  verboten  wird. 

Pufendorf ,  Observationes  juris  IV.  app.  380. 
Mit  der  Zeit  tritt  das  Bestreben  hervor,  die  Urteilerpflicht,  die  für 
die  Bechtsunkundigen  geradezu  eine  Not  war,  ganz  auf  die  Vorsprecher 
abzuwälzen.  So  verordnete  das  Uelzener  Becht  1371  §  3,  man  solle 
nicht  die  Bürger  um  das  Urteil  fragen,  sondern  die  Vorsprecher,  und 
die  solle  der  Bat  dazu  setzen.  Dasselbe  verordneten  1330  Otto  und  Wil- 
helm von  Braunschweig 

Scheidt,   Historische   und  diplomatische  Nachrichten  vom   hohen 

und  niederen  Adel,  Hannover  1754  S.  168 
Lüneburg  mit  der  Begründung, 

man  habe  die  Not  und  Bitte  der  Bürger  angesehen,  die  um  Urteil 

gefragt  wurden  und  es  nicht  finden  konnten. 
Instruktion  Kurfürst  Ludwigs  von  Bayern  von  1340 

Quellen  und  Erörterungen  zur  bayrischen  und  deutschen  Geschichte 

VI.  360 
befahl  im  Art.  11,  das  Gericht  mit  Vorsprechen  zu  besetzen.    Gleiches 
oidnen  vielfach  die  österreichischen  Weistümer  an: 

n.  116,  123;  IV.  338;  V.  207,  223,  636; 
und  ein  Züricher  Weistum  aus  den  Jahren  1436  bis  1478 

Grimm  IV.  308 
weist  dem  mit  vier  Dorf  meiern  imd  zwei  Vorsprechem  besetzten  Ge- 
richte die  Marksteinsetzung  zu.    In  Frankfurt  a.  M.  ist  im  14.  Jahr* 
hundert  der  Oberhof  mit  drei  oder  vier  Fürsprechen  besetzt. 

Baculus  judicii  bei  Thomas,  Der  Oberhof  zu  Frankfurt  1847. 
Andrerseits  beginnt  man  in  späterer  Zeit  den  Vorsprechem  das 
Urteilen  überhaupt,  oder  doch  in  eigener  Sache  zu  verbieten.    In  Basel 

6» 
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(1390 — 1411)  fragt  der  Sohultheiss  erst  die  zehn  Urteilsprecher,  dann 
den  Vogt,  dann  die  Vorsprecher  um  das  Urteil,  und  wenn  die  sehn  Urteil- 
sprecher zur  Beratung  abtreten,  so  können  sie  die  Vorsprecher  mit  sich 
nehmen  und  ihren  Rat  hören,  sollen  sie  dann  aber  von  sich  weisen.  1457 
wird  das  Urteilgeben  den  „geschwomen  Amtleuten",  welche  nichts 
anderes  als  Vorsprecher  sind,  ganz  verboten.  Eine  bayrische  Verord- 
nung von  1400 

bei  Rosenthal,  Geschichte  des  Gerichtswesens  Bayerns,  Wiirzbuig 

1880  S.  75  erwähnt 
will  die  Gerichtsbank  mit  fünf  geschwomen  Männern  besetzen, 

die  mit  den  Sachen  imyerwont  (unbeteiligt?)  sein. 
Demzufolge  werden  in  einer  Urkunde  von  1435  die  Schö£fen  von  den 
Versprechern  gesondert;  keiner  der  Vorsprecher  ist  zugleich  Schöffe. 

Oberbayrisches  Archiv  für  vaterländische  Geschichte  XXTV.  244 

Nr.  622. 
Das  Stadtrecht  von  Landshut  verbietet  den  berufsmässigen  Vorsprechem 
die  Teilnahme  am  Urteilen, 

das  f urbas  kain  vorsprech  nit  mer  urteil  gebe  und  spreche  umb  der 

ursach  willen,  das  ieder  seinen  tail  auf  seinen  aid  das  recht  zutriebt» 

es  sei  recht  oder  unrecht, 
wogegen  die  Vorsprecher  im  Ehrenamt  zum  Urteilen  ausdrücklich  zu- 
gelassen werden.    Eine  Urkunde  von  1436  sagt: 

Monumenta  Boica  VI.  451  Nr.  43:  I 

Darauf  ward  gefragt  Conrad  Pantzhauser,  der  ir  kains   vor- 

Sprecher   nit   en   was. 
Die  Landsordnung  des  Herzogs  Georg  von  Landshut  1401 

(v.  Krenner),    Bayrische  Landtagshandlungen    XII.  337    (ähnlich 

die  Landsordnung  von  1501  das.  XIII.  273) 
verbietet,  die  Vorsprecher  oder  Redner,  „von  den  Partheyen  geworben 
oder  besoldet'"',  um  das  Urteil  zu  fragen, 

angesehen,  dass  sie  ungerechte  und  falsche  Urteil  und  ihrer  jeder 

gemeiniglich  nicht  anders  bisher  gesprochen  haben,  denn  was  seiner 

Parthey  gedient  hat 

es  soll  vielmehr  „der  vernünftigsten  und  ehrbarsten  Urtheiler  einer,  so 
ungefährlich  an  dasselbe  Gericht  gesetzt  ist'*  angefragt  werden.  Will 
dieser  nicht  gleich  antworten,  so  mag  er  sich  mit  den  übrigen  Urteilem 
beraten,  jedoch  in  Abwesenheit  der  Parteien  und  ihrer  Vorspreoher. 
Nötigenfalls  ^ird  vertagt,  um  ein  Gutachten  von  Bechts- 
verständigen  (wahrscheinlich  der  Doktoren  der  jimgen  Universität 
Ingolstadt)  einzuholen.    Es  ist  für  Bayern  das  erste  Mal,  dass  eolohe 
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Gutachten  erwähnt  werden.    Von  da  ab  treten  die  Universitäten  als 
Rechtweiser  an  die  Stelle  der  Vorsprecher.     Ähnliche  Verordnungen  ent- 
halten die  Österreichischen  Weistümer,  so  das  von  Schlinig  (Tirol)  1532, 
Fassa  (Tirol)  1560.  Rauris  (Salzburg)  1565. 
IV.  83,  84;  V.  748;  I.  230. 

Gemeinrechtlich  wurde  das  Verbot  durch  die  Carolina,  die  im  Art.  88 
dem  Schöffen,  der  des  Anklägers  Vorsprecher  gewesen,  am  Urteil 
teilzunehmen  untersagte.  Das  Verbot  bezog  sich  also  auch  jetzt  noch 
nicht  auf  den  Vorsprecher  des  Angeklagten,  und  in  den  Entwürfen  des 
Gesetzes  hatte  es  ganz  gefehlt.  Aber  seitdem  wird  die  Vereinigung  des 
Vorsprecheramts  mit  dem  Urteileramte  als  Missbrauch  empfunden,  den 
Ulrich  Tengler  im  Laienspiegel  1532  streng  tadelt  und  den  die  seit  dem 
16.  Jahrhundert  erscheinenden  Untergerichtsordnungen  (s.  Kap.  20) 
geradezu  als  Grund  für  Einsetzung  ständiger  Vorsprecher  angeben« 
Doch  stellt  noch  das  Wurttembergische  Landrecht  von  1610  (Reyscher, 
Sanmil.  der  wurtt.  Gesetze,  V.  35)  fest,  dass  es  bisher 

bräuchig  gewesen,  dass  die  Partheyen  ihre  Fiirsprechen  ausser  (aus) 
dem  Ring  des  Gerichts  genonunen,  die  sich  nach  beschehe- 
nem  Fürtrag  wiederumb  zu  Gericht  niderge- 
setzt  und  die  Urthel  geben  helf f en 
und  vereinzelt  hat  sich  der  Brauch  mit  ungemeiner  Zähigkeit,  wie  wir 
noch  sehen  werden,  bis  in  die  neueste  Zeit  erhalten. 


Zwölftes  Kapitel. 

Gtemeindevorsprecher. 

Abkürzun  gen: 

Orimm  ==  Orimm,  Jakob.    Weistümer.     7  Bftnde  1S40— 1S78. 

ÖW.  =s  ÖBtemiohisohe    Weistümar.      GeBammelt    von    der    KaiaerL  Akademie    der 
WiBsenechaften.     8  Bände  1870—1896. 

Die  Erinnerung  an  das  echte  Ding  hat  sich  bis  in  die  neueste  Zeit 
erhalten  in  der  merkwürdigen  Einrichtung  der  Ehehafttai- 
dinge.  Es  waren  dies  die  jährlich  zwei  oder  dreimal  wiederkehrenden 
Versammlungen  der  Dorf-  oder  Hofmarkinsassen,  in  welchen  unter  den 
altertümlichen  Formen  einer  germanischen  Gerichtsversammlung  das 
gdtende  Recht  vorgetragen  wurde.  Der  Richter  mit  dem  Stabe 
in  der  Hand  eröffnet  das  Ding  mit  den  hergebrachten  Hegtmg^agen 
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und  fragt  alftdann  die  einzelnen  Artikel  des  geltenden  Rechts  ab.  Ein 
Beamter  giebt  die  Antworten,  deren  Richtigkeit  durch  Erkennt- 
nis der  Versammlung  bestätigt  wird.  In  diesen  Formen  erscheint  die 
Rechtweisung,  Rechtsöffnung,  wie  sie  genannt  wird,  insbesondere  in 
den  österreichischen  Taidingen,  die  hierdiux^h,  obwohl  erst  spat,  zu- 
meist im  16.  und  17.  Jahrhundert,  aufgeschrieben,  in  graues  Alter- 
tum zurückweisen.  Ihrer  viele  machen  den  geschilderten  Hergang 
unmittelbar  ersichtlich,  viele  andere  enthalten  in  der  Gestalt,  in 
der  sie  auf  uns  gekommen,  nur  die  Artikel  des  geltenden  Rechts  ohne 
Angabe  über  Art  und  Form  der  Verkündigung;  bei  vielen  treten  Ab- 
weichungen hervor,  entweder  darin  bestehend,  dass  nur  die  HegungSr 
fragen  an  den  Beamten  gerichtet  werden,  das  materielle  Recht  durch 
andere  beantwortet  oder  auch  überhaupt  nicht  mehr  in  Form  von  Frage 
und  Antwort,  sondern  einfach  durch  Verlesen  verkündet  wird,  oder 
aber  darin,  dass  das  Amt  des  Verkünders  des  Rechts  kein  standiges 
ist,  die  Gemeinde  vielmehr  sich  im  Einzelfalle  einen  Sprecher  bestellt, 
oder  endlich,  dass  die  Fragen  an  Geechwome,  an  die  Gemeinde  insge- 
samt oder  an  beliebige  Mitglieder  gerichtet  werden. 

Hier  nun  ist  uns  das  echte  alte  Rechtweiseramt  erhalten.  Und 
dieses  Gebilde  steht  in  offenbarem  Zusammenhange  mit  dem  Vor- 
sprechertume. 

1.  Der  Vortragende  heisst  Vorsprecher  oder  Redner: 
Grimm  HI.  120,  490. 

ÖW.  VIII.  361,  462,  699;  VH.  219,  VIH.  406,  410,  308,  183,  849 

auch  aussprecher  des  rechtens,  landsehehaftaussprecher,  rechtsprecher 
der  ehehaft: 

OW.  I.    181,    161,   341.     Gengier,  Beiträge  zur  Rechtsgesohichte 

Bayerns.     Zweites  Heft  1891.  S.  2 
spruchsman : 

ÖW.  Vin.  846,  849 
avant-parlier : 

Grimm  IV.  446. 

2.  Er  wird,  wie  ein  anderer  Vorsprecher,  vom  Richter  gegeben, 
erlaubt: 

Grimm  I.  71;  U.  487;  HI.  44,  490,  120;  V.  131,  613. 
ÖW.  Vn.  219;  Vm.  406,  67,  326,  183,  308,  410,  849. 

3.  Er  dingt  sich  ein,  wie  jeder  Vorsprecher  muss,  dingt 
seiner  Gemeinde  insbesondere  auch  Holung  und  Wandel: 

ÖW.  Vin.  183,  189,  67,  141,  776,  809,  849,  821;   IL  119,  160. 
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4.  Er  lässt  sich  Ran  und  Rat  geben,  wie  ein  Vorsprecher,  und 
zwar  führen  dieee  Gehüfen  in  Osterreich  vorwi^end  denNamen  Weiser: 
ÖW,  Vn.  682,  763,  836,  796,  981;   VIII.  476,  494. 

Der  Weiser  ist  der  gelehrte  Mann,  der  den  Vorsprecher  über  das  Recht 
SU  belehren,  zu  mahnen  und  zu  steuern  hat: 

ÖW.  VII,  646,  772,  861,  907,  914,  932,  941. 
Oft  redet  die  Gemeinde  überhaupt  nicht  durch  Vorsprecher,  sondern 
nur  durch  Weiser: 

ÖW.  vn.  606,  639,  726,  746,  766,  868,  961. 

Auch  wenn  Vorsprecher  bestellt  sind,  werden  doch  gewisse  Fragen 
durch  die  Weiser  gestellt : 
ÖW.  vn.  863. 

Zuweilen  werden  „Steurer"  erwähnt,  die  die  Aufgabe  der  Weiser  er- 
füllen: 

OW.  vn.  970;   Vm.  67,  178,  343 
desgleichen  „Bewahrer**: 

ÖW.  VII.  471;  Vni.  216,  821,  839,  961. 
und  wenn  der  Richter  einmal  fragt: 

Michael  R  a  t  g  e  b  ,  ich  frag  euch  des  rechten, 

ÖW.  I.  223 
so  ist  damit  offenbar  auf  den  Titel  des  Befragten  angespielt. 

6.  Seine  Aufgabe  ist  die  eines  Vorsprechers, 
nämlich  das  Wort  der  Gemeinde  zu  sprechen.  Die  Gemeinde  wird  an- 
gefragt durch  den  Richter,  sei  es  aus  dessen  eigner  Bewegung,  sei  es 
auf  Antrag  anderer,  insbesondere  des  Gutsherrn,  der  nicht  selten 
ebenfalls  diux^h  einen  Vorsprecher  nach  dem  Umfange  seiner  und  der 
Gemeinde  Rechte  fragen  lässt;  sie  antwortet  durch  den  Vorsprecher. 
So: 

Bliggenstorf  (Zug)  1381  (Grimm  IV.  366) 

antwurt  der  . . .  fürsprech  zu  ir  aller  banden  und  sprach,  daz  si  all- 
gemeinlich die  dorf  flüt  und  jeklicher  besunder  nütt  anders  wissen  .... 

Die  zwölf  Heimbüigen  der  Bergpflege  Bubenheim  geben  ein  Weis- 
tom ab 

Grimm  m.  826: 

durch  ....  iren  darzu  sonderlich  erkomen  f ürsprechen  und  redner 

von  irer  aller  wegen. 

Sonst  stellt  wohl  die  Gemeinde  eine  Anzahl  Leute,  die  das  Recht  be- 
kunden: 

OW.  n.  294. 
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Allerdings  ist  die  Gemeinde  nicht  Partei,  sondern  erkennendes 
Gericht,  der  Vorsprecher  nicht,  wie  sonst,  Frager,  sondern  Antworter» 
seine  Antwort  ein  Urteilsvorschlag,  der  durch  das  Vollwort  der  Ge- 
meinde zum  Erkenntnis  wird: 

ÖW.  II.  76,  113,  126. 
Der  Vorsprecher  „spricht   zu  Recht",  „erkennt": 

ÖW.  I.  144,  167;    VT.  509; 
in  Westfalen  wird  seine  Antwort  direkt  als  Bechtweisung  bezeichnet 
(wysede  vor  recht),  die  durch  Stillschweigen  der  Versanmilng  (schwi* 
gende  vulbordt)  zum  urteil  (gemein  ordel)  wird: 

Grimm  m.  112,  116,  108,  241,  89. 
Indessen  wissen  wir  bereits  aus  dem  vorigen  Kapitel,  dass  der  Partei- 
Vorsprecher  sehr  oft  zugleich  Urteilseinbringer  war.  Übrigens  wird 
seine  eigentliche  Aufgabe,  das  Fragen  ums  Recht,  ebenfalls  festgehalten, 
wo  dann  allerdings  Frager  und  Antworter  eine  Person  sind.  So  fragt 
1431  in  Rebstein,  St.  Gallen,  der  Gutsherr  durch  seinen  Vorspreoher 
Hans  Oeler  um  sein  Recht ;  da  fragt  der  Richter  eben  diesen  Hans  Oeler, 

der  nam  daruf  ain  bedenken  mit  ainer  ganzen  gmaind,  und  ward 

gemainlich  und  ainhelleklich  ertailt  

Es  kommt  vor,  dass  der  Vorsprecher  der  Gemeinde  unverblümt  ver- 
langt, selbst  gefragt  zu  werden: 

Her  richter,  mugtmich    fragen, 

ÖW.  Vin.  821. 
oder  dass  er  dem  Richter  alle  Fragen  in  den  Mund  legt: 

ÖW.  Vn.  262. 
Besonders  gern  richtet  man  die  Hegungsfragen,  wie  in  Frieeland  an 
den  asega,  so  hier  an  den  Vorsprecher.    So 
in  Osterreich: 

ÖW.  I.  10,  76,  161,  181,  341;  II.  12;    VIH.  84; 
Bayern : 

Grimm  VI.  138,  171; 
Westfalen : 

Münstersche  Hof  spräche:  Grimm  III.  127; 
Niedersachsen : 

Grimm  III.  268;  IV.  666.     Burchard,  Die  Hegung  der  deutschen 

Gerichte,  Leipzig  1893,  S.  287  Anm.  3,  weist  für  mehrere  Gegenden 

Niedersachsens  vorsprecher,   worthalter,   meyerdings-procuratoren 

in  gleicher  Funktion  nach. 
Vielfach  werden  die  Hegungsfragen  nicht  gerade  an  den  Gemeinde» 
vorsprecher  gerichtet,   sondern  an  einen  beliebigen  der  anwesenden 
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Parteidnyorapreoher  —  wieder  ein  Anzeichen  für  die  Gleichartigkeit 
der  beiden  Gebilde. 

ÖW.  VI.  426,  460;    H.  108  ff. 
Zuweilen  erfolgen  auch  die  Hegongsfragen  in  der  Art,  dass  der  Vor- 
sprecher den  Richter  auffordert,  die  Fragen  zu  tun,  und  sie  ihm  in  den 
Mund  legt: 

Burohard  a.  a.  O.  S.  283. 
Es  wird  auch,  ganz  wie  im  ordentUchen  Prozess,  die  Gemeinde  aufge- 
fordert, die  Bede  des  oder  der  Vorspreoher  —  denn  es  kommen  auch 
mehrere  vor  —  zu  bestätigen. 

ÖW.  Vm.  308: 

Fragt  ob  es  ihr  redt  sei! 
und  es  wird  zuweilen  bemerkt, 

Grimm  n.  487 

des  sy  auch  in  sin  wort  gangen  sint. 
Der  desavouierte  Vorspreoher  ist  bussfällig;  doch  zeigt  sich  eine  Neigung 
seine  Busspflicht  zu  mildem,  indem  sie  auf  kleinere  Summen  beschränkt 
oder  auch  ganz  aufgehoben  wird: 

ÖW.  V.  214;    vm.  214,  243. 
Wie  eine  Partei  neben  ihrem  Vorsprecher,  so  hat  die  Gemeinde  zu  schwei- 
gen; wer  da  redet,  mit  Ausnahme  des  Vorsprechers,  ist  bussfällig: 

ÖW.  Vin.  783,  799. 

6.  Die  Gemeindevorsprache  ist  hier  und  da 
ein  ständiges  besoldetes  Amt,  wie  das  Rechtweiser- 
amt es  ebenfaUs  war.  In  Döbling,  Breitenau,  Hartl,  Dietmannsdorf 
werden  gemein  redtner  gehalten: 

ÖW.  VII.  906,  206;    VI.  169;    VEDL.  773. 
Die  Besoldung  besteht  zuweilen  in  einem  Anteil  an  den  Bussen: 

ÖW.  Vn.  334,  360,  363 
oder  in  einer  Beisteuer  aller  Erschienenen: 

ÖW.  vm.  666.    Grimm  HI.  639 
oder  auch  nur  in  der  Beköstigung: 

Rosenthal,  Geschichte  des  Gerichtswesens  Bayerns,  8.  209; 

ÖW.  V.  214. 
Zuweilen  haben  bestimmte  Bauernhöfe  einen  Redner,  der  auf  dem 
Ding  ihre  alten  Rechte  und  Gewohnheiten  verliest  und  dafür  freie  Zeh- 
mng  oder  Bezahlung  erhält: 

ÖW.  IV.  338.    Grimm  m.  667,  668. 

7.  Mehrfach  findet  sich,  wie  bei  den  Rechtweisem,  dass  die  Ge- 
meinderorsprecher   zu   Geschäften   nooh   anderer   Art,   Vorladungen, 
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Zinserhebungen,  u.  dgl.  verwendet  werden.  So  in  Basel.  In  Frank- 
furt a.  M.  bieten  sie  beim  Zwangsverkauf  die  Güter  feil  und  erstatten 
Bericht  darüber,  worauf  der  Sohultheiss  mit  dem  Symbol  des  Halms 
den  Erwerber  in  das  Grundstück  einsetst: 

Thomas,  Der  Oberhof  zu  Frankfurt  1847.    Baculus  judioii. 
Mit  der  Zeit  werden  sie  an  einigen  Orten  direkt  zu  Verwaltungsbeamten. 
In  St.  Ruprecht  an  der  Raab  pfändet  1680  der  gemein  redner  schaden- 
des Vieh  und  hat  ein  Recht  auf  die  halbe  Busse: 

ÖW.  VI.  213. 
In  Hocheppen  (Tirol)  besichtigt  1650  die  Obrigkeit  mit  Zuziehung  des 
Gerichtsvorsprechers  die  Herbergen  behufs  Ausweisung  Verdächtiger: 

ÖW.  V.  293. 
In  Sterzing  hat  der  Stadtredner  die  Entnahme  von  Sand  und  Stein 
aus  dem  Vallerbach  zu  genehmigen: 

ÖW.  V.  432. 


Dreizehntes  Kapitel. 

Ideal  und  Leben. 

Wir  sahen  das  Vorsprecheramt  aus  dem  Rechtweiseramte  hervor- 
gehen. Namen  und  Aufgaben  hat  es  mit  ihm  gemein;  wie  dieses 
soll  es  die  Rechtskunde  im  Gerichte  zur  Geltung  bringen.  Wie  der  Recht- 
weiser durch  Darlegung  des  Rechtspunktes,  so  weist  der  Vorsprecher 
das  Recht  durch  Stellung  der  auf  den  Rechtspunkt  hinweisenden  Fragen. 
Der  Vorsprecher  wirkt  im  öffentUchen,  nicht  im  Parteien-Interesse;  er 
wird  nicht  von  der  Partei  gewählt  und  bezahlt,  sondern  vom  Richter 
bestellt,  gewöhnlich  aus  der  Mitte  der  Urteiler,  unter  denen  er  nach 
getanem  Vortrag  wieder  Platz  nimmt  und  unbefangen  in  eigner  Sache 
am  Urteil  teilnimmt,  sogar  in  der  einflussreichen  Rolle  des  Urteik- 
einbringers,  ein  Punkt,  an  dem  sein  Amt  völlig  mit  dem  des  alten  Recht- 
weisers  zusammenfiiesst.  Seine  Aufgabe  ist  die  Erzielung  eines  richtigen, 
nicht  eines  seiner  Partei  günstigen  Urteilsspruchs;  imd  er  berät  seine 
Partei,  damit  sie  recht  handle  und  das  rechte  Urteil  erziele,  nicht  damit 
sie  den  Prozess  gewinne.  Er  wird  ebenso  sehr  darauf  achten,  dass  dem 
Gegner,  wie  dass  seiner  Partei  kein  Unrecht  geschehe;  die  Schlussformel 
der  Frage  (Kap.  6)  lässt  diese  Auffassung  deutUch  durchblicken.  Wie 
der  Rechtweiser  ist  der  Vorsprecher  der  unbestechliche  Hüter  des  Rechts. 
Demzufolge  übeminmit  der  Vorsprecher  nur  gerechte  Sachen. 
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Schwabenspiegel  Kap.  72: 

Er  8oI  ouch  niemans  wort  sprechen  wan  der  da  reht  habe.  Und  seit 

im  sin  gowizzen,  daz  er  unreht  hat,  er  sol  sin  wort  niht  sprechen« 

So  hat  daz  unser  lantrecht. 
Selbst  wenn  es  ihm  der  Richter  gebietet,  bleibt  es  zweifelhaft,  ob  er 
ihm  folgen  muss: 

Gebiutet  imz  der  rihter,  so  muz  er  sin  wort  sprechen;  daz  sagen 

wir  niht,  daz  ez  reht  si :  d^  ist  ein  gewanheit. 
Er  soll  dann  den  Richter  bitten  ihn  dess  zu  überheben  und,  wenn  dieser 
nicht  will,  keinesfalls  mehr  sprechen,  als  was  die  Partei  und  ihre 
Leute  ihm  eingeben,  also  nichts  dazu  tun,  die  Sache  durchzubringen. 
Anderwärts  wurde  ihm,  wie  wir  im  vierten  Kapitel  sahen,  ein  Ablehnungs- 
recht aus  diesem  Grunde  gegeben.  Das  Kleine  Kaiserrecht  I.  12  be- 
droht Übernahme  ungerechter  Sachen  mit  dem  Verluste  der  Vorsprecher- 


wan  hat  er  vnrecht,  vnd  wil  ieme  sin  unrecht  zu  recht  machen,  vn 
wer  daran  yellig,  so  en  mag  er  numer  me  niemans  wort  gesprechen. 
Deir  Richtsteig  in   seiner  nüchtern  banausischen  Art  weiss  für   das 
Gebot  keine  andern  als  praktische  Gründe.   Wisse,  sagt  er, 

dat  du  ]o  recht  yordegedingeet  (verteidigst),  so  winstu  (gewinnst  du), 
wen  we  unrecht  vordegedingt,  de  vorliset  allerdickst  (der  verliert 
allermeist). 
Aber  die  anderen  Quellen  stellen  die  ethischen  Gründe  voran.    Die 
Gautela  rat: 

wer  schemeloB  (schandelos)  bliben   wil  jegin   gote  unde  jegin  der 
werlde,  der  spreche  des  wort,  der  da  recht  habe  unde  nicht  des  der 
unrecht  habe. 
Nach  den  Ende  des  16.  Jahrhunderts  aufgezeichneten  Frankenberger 
Gewohnheiten  soll  der  Vorsprecher  schwören, 

recht    zu    ihunde  ....eym    itzlichen     thun     als    dem 
andern    tzu    sinem    rechten...»  und  kein  unrecht  en 

sal  er  helfen  zu  rechte  machen Was  aber  he  siner  widdeiXMuihie 

mit  ortoU  ab  irwynnet,  ob  he  syn  recht  selbst  versumet,  da  en  hat 
he  keyn  schult  an. 
Monumenta  Hassiaca  II.  717: 
Also:  der  Vorsprecher  soll  dahin  sehen,  dass  beide  Teile  zu  ihrem 
Rechte  kommen;  was  er  aber  der  Gegenpartei  dadurch  abgewinnt, 
dass  sie  ihr  Rocht  selbst  versäumt,  darüber  braucht  er  sich  kein  Ge- 
wissen zu  machen.  Und  die  Statuten  von  Regensburg  schreiben  vor, 
der  Vorspreoher 
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Bchol  auch  jenem  (seiner  Partei)  nicht  sprechen,  was  er  ym  fuigeit 
(angiebt)  nnd  in  dy  laut  hayssen  reden, 
sondern  (so  ist  zu  ergänzen)  wie  es  dem  Rechte  dient;  und  yersaumt 
er  seine  Partei,  so  ist  er  dann  nicht  schadensersatzpffiohtig  nnd  strafbar, 
wenn  sie  im  Unrechte  war, 

wann  niemant  dem  andern  gepunden  ist,  dass  er  ym  des  unrechten 
helfen  schulde. 
Es  ist  das  der  römische  Gedanke :  mandatüm  de  turpi  causa  nullum  est. 
Und  noch  eine  andere  römische  Erinnerung  treffen  wir  in  den  Worten 
an,  mit  denen  die  Glosse  zum  Weichbildrecht  (und  ahnlich  die  zum 
sächsischen  Lehnrecht,  c.  1)  den  Grundgedanken  des  Vorsprechertnms 
klarlegt: 

vorsprechen  gesazt  sien  zu  der  gemeinen  nuze,    deme   rechte 
zu   dienen  unde   der   gemeinen,  das  sich  cleger  unde  ant- 
werter  vor  schaden  bewaren  sallen,  des  sie  sich  nicht  bewaren  künden, 
wenne  sy  nicht  vorsprechen  hetten  ....  die  vorsprechen  sien  genant 
des  rechtis  stritUche  rittere;   wenne  so  der  krigliche  ritter  mit  dem 
swerte  der  gemeine  nuz  beschermit  unde  stritit,  also  tut  der  vor- 
spreche mit  siner  vomimft  vor  das  recht. 
Die  Stelle  ist  das  Gegenstück  und  eine  Nachbildung  der  bekannten 
Buhmeshymne  auf  die  Advokaten  im  Codex  Justinianeus,  die  wir  im 
nächsten  Kapitel  besprechen  werden.  Aber  bei  aller  Ähnlichkeit  welcher 
Gegensatz!  Dort  ruhmrediges  Prahlen  mit  der  gloriosa  voz,  mit  der 
Gewandtheit,  die  zweifelhafte,  ja  verzweifelte  Sachen  doch  noch  zum 
glücklichen  Ende  führt;   hier  der  einfache,   aber  so  inhaltreiche  Hin- 
weis  auf  den  Dienst  des  Rechts  und  das  öffentUche  Interesse  (der  Ge- 
meinen Nutz);  dort  der  mit  der  Zunge  für  seine  Partei,  hier  der  mit 
der  Vernunft  für  das  Recht  kämpfende  Ritter.    Die  Auffassung  des 
deutschen  Rechts  ist  die  ungleich  tiefere  und  reinere. 

Dieses  war  das  Ideal.  Das  Leben  zeigte  ein  anderes  Bild.  Wir 
fanden  bereits,  dass  die  Partei  ihren  Vorsprecher  selbst  wählt,  die 
richterliche  Bestellung  zur  Form  herabsinkt,  dass  Bezahlung  zuge- 
lassen wird,  eine  berufsmässiges  Vorsprechertum  sich  entwickelt,  das 
auch  sehr  bald  ein  Schrifttum  nach  sich  zieht.  Der  Richtsteig  Land- 
rechts ist  das  wichtigste  der  Bücher,  die  dem  Vorsprecher  die  nötigen 
Klugheitsregeln  an  die  Hand  geben.  Lehre  deine  Partei,  so  sagt  er, 
dass  sie  nicht  spreche  im  Gericht:  nur  wenn  der  Richter  sie  fragt,  ob 
ihr  Wort  so  sei,  mit  ja  oder  nein  antworte  oder  Gespräches  bitte.  Du 
selbst  besprich  dich  oft  (mit  den  Ratgebern),  und  tu  nach  Rat, 
so   bleibt  die  Schuld  nicht  dein,  wenn  es  nüssrät.    Höre    ihrer   aller 
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Bat,  ehe  du  deinen  sagst.  Mache  deiner  Partei  lieber  zu  wenig  als 
zu  viel  Hoffnung;  gewinnt  sie  dann,  sie  weiss  es  dir  bessern  Dank. 
Hut  dich  vor  Zam^  erzürne  lieber  deinen  Widersacher,  denn  Zorn  tört 
(doUet)  den  Mann.  Hut  dich,  dass  du  den  Richter  nicht  erzürnest, 
denn  es  ist  schwer  verhandeln  vor  einem  ungewogenen  Richter.  Höre, 
so  oft  es  geht,  erst  die  Urteilsfrage  des  G^ners,  ehe  du  deine  stellst;  so 
magst  Du  prüfen,  wo  er  hinaus  wül,  und  daraus  nehmen,  was  dir  gelegen 
kommt.  Sprich  lieber  des  Beklagten  Wort  als  des  Klägers,  denn 
jenem  ist  besser  zu  helfen,  dass  er  der  Klage  entgehe,  als  diesem, 
dass  er  ihn  überwinde ;  und  weigere  auch  die  Antwort,  so 
lange  du  kannst,  denn  so  lange  bleibt  er  in  der  Were  und 
verliert  nicht. 

Diesen  schon  nicht  überall  einwandfreien  Ratschlagen  des  Rieht- 
Steigs,  die  indees  cap.  32  §  9  durch  die  Mahnung  abgeschwächt  werden, 
dem  G^ner  nicht  zu  sehr  zu  schaden,  fügt  die  Blume  des  Sachsenspiegels 
einige  noch  bedenklichere  hinzu:   Du  sollst 

dy  lewte  czu  dir  locken,  und  dem  rychter  und  den  scheppf en 
lybekosen,  und  salt  den  richter  hyrre  (Herr)  heyssen  und  dy 
scheppfen  getrewe  vnd  erbar. 

Für  die  Beratung  mit  der  Partei  und  ihren  Freunden  wird  in  aller  Un- 
schuld dem  Vorsprecher  ein  kleines  Plagiat  empfohlen :  den  besten  ge- 
hörten Rat  soll  er,  ein  wenig  verwandelt,  als  seinen  eigenen  zum  besten 
geben.  Damach  kann  man  sich  nicht  mehr  sehr  wundem  über  den 
letzten  Rat,  der  fiischw^  lautet: 

s  m  e  r  e   den  karren  und   f  u  t  e  r   dy  ros, 
so  get  der  karre  daste  baz  (desto  besser). 

Freilich  machte  die  mit  der  Zeit  eingetretene  formalistische  Ver- 
knöcherung des  Verfahrens  die  äusserste  Vorsicht  nötig.  In  den  Ge- 
richtsformeln der  Joachimsthalschen  Handschrift  muss  sich  der  Vor- 
sprecher Straffreiheit  besonders  ausdiogen  für  den  Fall,  dass  er  seine 
Partei  nicht  bei  ihrem  rechten  Christennamen  nennte  oder  einen  andern 
Mann  nennte  und  jene  doch  mit  Treuen  meinte.  Die  im  sechsten  Kapitel 
wiedergegebenen  Muster  umständlicher  und  gefahrvoller  Prozesshand- 
lungen ergeben,  wie  es  auf  Wort,  Ton,  Stellung  ankam.  Immerhin 
hatte  dieser  Formalismus  dem  guten  Rechte  nicht  allzu  gefährUch 
werden  können,  wenn  nicht  die  Vorsprecher  ihn  zu  Gunsten  ihrer  Par- 
teien aub  unglaublichste  ausgenutzt  hatten.  Die  Art,  wie  die  Partei 
auf  den  Buchstaben  ihrer  Aussage  festgenagelt  wurde,  war  mehr  wie 
hinterlistig:  sie  war  kindisch.  Siegel  hat  dieser  Buchstabenreiterei  einen 
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eigenen  Aufsatz  gewidmet:  „Die  Gefahr  vor  Gericht  nnd  im  Rechts- 
gange" 

Sitzimgsberichte  der  Wiener  Akademie  der  Wissenschaften»  philo- 
sophisch-historische Ellasse  LI.  120, 
worin  er  die  ergötzlichsten  Beispiele  erzählt.    Da  ein  über  Misshand- 
lung Ellagender  die  Worte  heraussprudelt: 

Dieser  Mann  hat  mich  wund,  mich  totgeschlagen, 
hakt  der  Gegner  sofort  ein  mit  der  unverschämten  Frage, 

ob  er  auf  die  Klage  eines  Toten  sich  zu  verantworten  nötig  habe, 
und  wird  —  imglaublich  —  auf  Grund  dieses  Einwands  freigesprochen. 
Man  hatte  sogar  die  Frechheit  demselben  Kläger  in  andern  Prozessen 
denselben  Einwand  —  dass  er  in  einem  früheren  Prozesse  sich  selbst 
als  tot  bezeichnet  habe  —  entgegenzusetzen,  da  allerdings  ohne  Erfolg. 
Eine  Frau,  die  erklärt  hatte,  sie  wolle  die  halbe  Stadt  als  Zeugen  bringen, 
wird  vom  Gegner  auf  den  Buchstaben  dieses  Beweisantritts  festge- 
nagelt und  muss  froh  sein  mit  einer  Busse  anstatt  Prozessverlusts 
davonzukonunen.  Heimtücke  und  Kinderei  waren  in  ein  System  ge- 
bracht, das  sogar  seinen  eignen  Namen  vare  führte  und  an  dessen 
Aufrechterhaltung  Richter  und  Gerichtsherr  wegen  der  ihnen  zu- 
fliessenden  Geldstrafen  interessiert  waren.  In  einigen  Gegenden  kam 
es  dahin,  dass  das  Gericht  sich  die  vare  ein  für  allemal  abkaufen 
liess.  Solches  berichtet  Siegel  aus  Westfalen,  und  es  findet  sich  auch 
in  dem  bayrischen  Weistum  von  Werdenfels  aus  dem  Jahre  1431, 

Grimm  III.  657 
dass  vier  Meierhöfe  die  vare  abgelöst  haben 

....  vnd  dar  umb  habn  sy  die  recht,  das  ir  kainer  püeswirdig  (buss- 
fällig) wirtt  auf  ainem  yeden  grafending. 
Jedoch    war    auch  das    nicht    überall    möglich.     Die  Statuten    von 
Göttingen   (14.   Jahrhundert)   bei  Pufendorf,   Observationes  juris  III 
app.  166  verboten  die  Ablösung  der  vare: 
Nemant  scal  vare  af  don. 
Ouch  ne  schal  niemand  de  vare  af  deghedingen  bi  deme  schütteten 
vor  gherichte.  we  dat  dede,   de  gheve  dre  verdunghe  vnd  scal  vier 
weken  wesen  buten  der  stat. 
Hierzu  kam,  dass  aus  den  fremden  Rechten  die  Gewohnheit  langer 
Beden  eindrang,  die  an  die  Stelle  der  kurzen  Fragen  des  deutschen 
Prozesses  traten  und  —  was  schlimmer  —  einen  parteiischen  Stand- 
punkt vertraten,    den  sonst  der  Vorsprecher  grundsätzUch  abzulehnen 
hatte.      Bereits  früh  musste  man  auf  Eindämmung  des  Bedeflusses 
bedacht  sein.    Zwar  das  kleine  Kaiserrecht  1,  12  lässt  noch  den  Vor- 
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Sprecher  dreimal  oder  mehrmals  das  Wort  ergreifen,  bis  es  die  Schöffen 
verstehen.  Aber  in  Basel  wird  um  1400  dem  Vorsprecher  jedes  Teils 
nur  einmal  das  Wort  gegeben;  dann  sollen  sie  ihren  „Bechtssatz  tun", 
d.  i.  ums  Urteil  £ragen;  das  Gericht  will  nicht  durch  lange  Reden  ge- 
irrt werden.    Es  kam  vor,  dass  der  Vorsprecher,  um  sich 

den  Ion  genuegsamb  zu  verdienen  ....  den  andern  thail  überlautet 
(überschreit),  dardurch  das  recht  undergehen  wolte, 
der  Richter  infolgedessen  aus  der  Schrannen  treten  und  den  Stab  ab- 
legen, d.  i.  die  Sitzung  aufheben  musste,  und  in  Reichenau  (Steyer- 
mark)  musste  verfügt  werden: 

welche  fürohin  bei  gericht  den  partheien  roden  wollen,  denselben 
procuratoribus  soll  keines  weeg  gestat  werden,  die  thail  ungebür- 
lieber  weiss  umbzef üren,  noch  ainich  falsch  lüstigkeit  ze  brauchen  und 
die  gerichtliche  process  zu  verlengem. 
Osterreichische  Weistümer  I.  94;    11.  271. 
In  Landshut  wird  1403  dem  dritten  Vorsprecher  —  sie  scheinen  dort 
numeriert  zu  sein  —  das  Recht  und  die  Schranne  auf  drei  Jahre  ver- 
boten, weil  gegen  seine  Ränke  keiner  aufkommen  konnte.    Konrad  von 
Hegenberg  in  seinem  Buch  der  Natur,  der  ersten  Naturgeschichte  in 
deutscher  Sprache  (14.  Jahrhimdert,  herausgegeben  von  Pfeiffer  1861), 
weiss   bei   Beschreibung   des   fabelhaften,    den  Schiffern  gefährhchen 
Meertieres  Schwertrüssel  keinen  andern  Vergleich  als  mit  den  falschen 
Fürsprechern,  die 

mit  ihren  Rüsseln  heimlich  die  Schiffe  der  Gerechtigkeit  durchgraben 
vor  Gericht  und  die  Leute  versenken,  die  mit  rechten  Sachen  fahren. 
VoU  Ekels  wandte  sich  Nicolaus  von  Cusa,  der  in  den  zwanziger  Jahren 
des  15.  Jahrhunderts  Vorsprecher  zu  Mainz  war,  von  diesem  Berufe 
ab  tmd  eiferte  noch  in  seinem  Alter  als  Kardinal  gegen  dieses  Ränke- 
wesen, 

quoniam  saepe  simpKces  pauperes  per  cavillationes  causidicorum 
extra  formam  dicuntur  et  a  tota  causa  cadunt,  quoniam,  qui  cadit 
a  syllaba,  cadit  a  causa. 
Versucht  man  sich  hiemach  einen  Begriff  von  dem  Zustande  des 
Vorsprechertums  zu  machen,  so  wird  man  unterscheiden  müssen  zwischen 
berufsmassigen  und  ehrenamtlichen  Versprechern.     Der  Vorsprecher 
im  Ehrenamt,  ein  Bürger  oder  Bauer,  mit  mehr  oder  weniger  Rechts- 
kunde ausgestattet,  ohne  Interesse  am  Ausgange  des  Prozesses,  wird  seine 
Sache  schlecht  und  recht  geführt,  die  Fragen  gestellt,  die  Formalakte 
erfüllt  haben,  wie  es  ungefähr  dem  Grundgedanken  des  Verfahrens  ent- 
sprach.   Man  darf  annehmen,  dass  er  auch  die  Rechte  des  Gegners  ge- 
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achtet  und  sich  im  wesentlichen  unparteiisch  gezeigt  haben  wird.  Von 
seinem  Bildungszustand  freilich  giebt  eine  etwa  aus  dem  Jahre  1607 
stammende  Bemerkung  eine  nicht  sehr  hohe  Vorstellung: 
(v.  Krenner),  Bayrische  Landtagshandlungen  XVI.  379 
Denn  gar  wenige  Bedner  werden  der  Enden  auf  dem  Lande  gefunden« 
die  schreiben  und  lesen  können. 
Dagegen  sind  die  berufsmässigen  Vorsprecher  sicherUch  des  Lesens  und 
Schreibens  kundige,  zuweilen  sogar,  wie  wir  eben  an  Nicolaus  von  Cusa 
sahen,  gelehrte  Leute  gewesen;  Bücher  wie  der  Richtsteig,  die  Blume 
von  Magedeburg,  später  der  Laienspiegel  und  die  Untergerichtsordnungen 
sind  für  sie  geschrieben  (s.  Kap.  21),  und  fraglos  haben  sie  sich  mit  der 
Zeit  auch  einige  Kenntnisse  im  römischen  Rechte  angeeignet.  Immer- 
hin waren  sie  wohl  eine  etwas  gemischte  Gesellschaft,  die  in  sich  die  ver- 
schiedenartigsten Elemente,  vom  wirklichen  Gelehrten  bis  herab  zum 
Winkelkonsulenten,  vereinigte.  An  den  kleineren  Gerichten  wurde  wohl 
das  Amt  oft  als  Nebenamt  von  Handwerkern,  EUtufleuten  und  deigl. 
betrieben;  bezeugt  ist,  dass  zuweilen  die  Frohnboten,  das  ist:  Gerichts- 
vollzieher, Geriohtsdiener,  zugleich  das  Amt  dos  Vorsprechers  bekleideten 
(s.  Kap.  21),  während  anderwärts  ihnen  die  Vorsprache  untersagt  ge- 
wesen zu  sein  scheint.  So  wird  in  dist.  4  der  Magdeburger  Fragen  er- 
zählt, dass  ein  Vorsprecher  sich  mit  einem  Frohnboten  auf  der  Gassen 
zankte,  sich  rühmte  besser  zu  sein  als  jener,  da  man  ihm  Gottes  Leichnam 
gebe,  jenem  nicht,  Frohnboten  auch  keines  Biedermanns  Wort  auf  dem 
Landgerichte  reden  dürften. 

Welche  Achtung  nun  diese  Leute  genossen,  hing  von  ihrer  Persön- 
Uchkeit  ab:  ihr  Vorsprecherberuf  konnte,  zumal  wenn  sie  verpflichtet 
und  bestallt  waren,  zur  Verminderung  dieser  Achtung  offenbar  nicht  bei- 
tragen. Eine  einzige  Stelle  war  bii^er  bekannt,  die  das  Gegenteil  zu 
ergeben  schien.  Es  war  dies  eine  Urkunde  von  1460,  die  Haltaus  im 
Glossarium  germanicum  unter  dem  Stichwort  „Fürsprecher"  beibrachte, 
ein  Geburtsbrief,  der  ausgestellt  wurde  zwecks  Aufnahme  in  eine  Zunft. 
In  diesem  hiess  es: 

Ouch  bekennen  wir  das  der  obgenante  N.  nicht  gebom  ist  von  vnende- 
lieber  vnd  vngeachter  Hantwerker  also  Idneweber,  Pfiffer,  soheffer, 
bader,    lutensleger,    kesseler,    swinsnyder,    vorsprechin    vnd 
der  hantwerg  glich. 
Diese  Gleichstellung  des  Vorsprechers  mit  den  ungeachteten  Hand- 
werkern widersprach  so  sehr  der  geschichtlich  erwiesenen  Würde  des  Be- 
rufs, besonders  den  Anschauungen  dos  Sachsen-  und  Schwabenspi^gels» 
die  das  Vorsprechen  dem  Richten  gleichstellen,  an  den  Versprecher 
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sdben  Anfofderungen  wie  an  den  Richter  stellen,  dass  man  hatte  Be- 
denken tragen  mnflsen,  eine  vereinzelte  Stelle  als  voUgiltigen  Beweis 
snzniassen.  Allein  es  lassen  sich  allerdings  die  Belege  vermehren.  Im 
achten  Bande  von  Knauths  Archivum  Cellense  et  Bossvinense  (Alt- 
Zeilische  Chroniken  1722)  findet  sich  eine  ganze  Anzahl  Geburtsbriefe 
gleichen  Inhalts.    So: 

8.  100.  Abt  Vincent  zu  Celle  bezeugt  1431  einem  WoUenweber,  '^«l 
dass  er  von  frommen  erUchen  bederben  lüten,  die  sich  redelich  und 
erberlich  gehalden  hoben,  geboren  ist:  nit  von  Phiffem,  Spillüten» 
Scheffem,  Badern,  Leinewebern,  Vorsprechern  (rabuUs)  noch 
von  keineriey  gerenden  Lüten  geboren  ist.  Begeren  wir  von  euch,  dass 
ir  yn  vfnemet  in  ewer  Handwerg. 

S.  106.  Johann  Abt  zur  Zellen  bescheinigt  1443  einem  Wollweber» 
dass  her  gezogen  und  gebom  ist  von  frommen  eUchen  Leuthen,  di 
nicht  gewest  sein  Schefer,  Lyneweber,  Pfeiffer,  noch  Bader  noch 
Vorsprecher  noch  Bütteln  noch  Pferdeechinder  noch  Henger 
noch  andere  dergleichen,  dy  man  nicht  pflegt  vf  redeliche  Hant- 
werger  zu  nemen. 

S.  108.  Richter  und  Schoppen  des  Gerichts  zu  Marbach  bezeugen  1445, 
dass  Frantze  Gothzschalg  von  vater  vnd  muther  frommen  vnvor- 
sprochenen  gebawhers  Leuthen  ehlichen  geboren  ist,  untadelichen 
Geschlechts,  nicht  ungeachteter  handthirunge,  nemlichen  als  pfeyffer, 
fedler,  ^kugeler,  leynewebers,  kesseler,  vorsprecher,  schafer, 
oder  wy  man  dy  mit  sunderUchen  namen  benennen  mögte  .... 

S.  1 10.    Prior,  Kellner  imd  Alteste  des  Klosters  zu  der  Gellen  bezeugen 

1449, 

Ouch  ist  der  . . .  nicht  geboren  von  vnredelicher  vnd  ungeachter 
Handwercker  art  als  Lineweber,  Pfeyffer,  Lutenschlager,  Bader, 
Schäfer,  Kesseler,  Sweinschneyder,  Vorspechir  (causidicis) 
und  dergleichen  Handwerks,  darum  man  In  nit  solte  odir  wolte  auf 
ewer  Handwerck  nemen. 

S.  112.    Johann  Abt  zur  Gellen  bezeugt  1453, 

das  her  nicht  sy  ungeachter  Handwercker  art  der  Gebort,  Alss  nem- 
lichen Bader,  Lineweber,  Scheffer,  Pfiffer,  Fideler,  Lutensleger,  Swin- 
snider,  Keeeeler,  Vorsprecher  (Causenmacher)  oder  der- 
gleichai,  doduroh  willen  man  In  mogte  verwerfen  vf  uweren 
Handwerg  anzunemen. 

Femer  hat  K  o  p  p  in  den  Frankenberger  Gewohnheiten  eine  Stelle  auf- 
gespurt, die  als  Eigenschaft  eines  Zeugen  fordert: 

WsUaltr,  Owdiidito  d«  AwblHBwaltMiii^  6 
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he  en  aal  keyn  spylman  ader  kein  V  fi  s  p  o  h  e  syn,  wanth  (denn) 
tzwey  entsetzen  sich  irs  veterlichen  erbs,  (haben  kein  Pflichfcteila- 
recht),  das  findet  man  im  lantrecht  im  27  capittel. 
Hier  war  die  Sache  noch  rätselhafter,  denn  der  Satz,  dass  der  Vorsprechar 
seines  Pflichtteils  beraubt  werden  könne,  findet  sich  keineswegs  im  Land- 
recht. Kopp  wollte  daher  das  abgekürzte  Wort  „vorsproohener*'  lesen, 
was  einen  Rechtlosen  bedeutet.  Nun  kommt  das  Wort  vorsproohener 
in  diesem  Sinne  allerdings  in  Geburtsbriefen  vor,  so  in  dem  obenerwähnten 
von  1445  (unvorsprochenen  Bauersleuten)  und  in  einem  zweiten  von 
1432  bei  Knauth  S.  101 : 

das  her  keyn  gemden  mannis  son  ist,  keyns  pfeyffers  keyns  aoheffira 
son  ist  her  nicht,  noch  keynes Lynewebirs,  vnd  auch  keynes 
vorsprochenen  son. 
Man  könnte  daher  vermuten,  dass  der  Unverstand  eines  Schreibers  den 
Fehler  in  ein  Muster  gebracht  habe,  von  wo  er  in  die  verschiedenen  Ge- 
burtsbriefe übergegangen  sei.  Allein  die  Zusammenstellung  mit  den 
Bütteln  im  Geburtsbriefe  von  1443  leitet  auf  etwas  anderes.  Es  ist  er- 
wiesen, dass  die  Zünfte  vielfach  die  Aufnahme  von  Kindern  niederer 
Beamten,  insbesondere  von  Bütteln,  ablehnten.  Nun  konnte  allerdings 
in  den  kleinen  Gerichten  das  Vorsprecheramt  als  niederes  Gerichtsamt 
angesehen  werden,  zumal  es  zuweilen,  wie  wir  sahen,  mit  dem  eines  Büttels 
oder  Frohnboten  verbunden  war.  Es  ist  dann  erklärlich,  dass  die  stoken 
Handwerker  sich  etwas  Besseres  dünkten,  und  ihre  Weigerung,  Vor- 
sprecherkinder anzunehmen,  ist  alsdann  nur  ein  Beweis  ihres  masalosen 
Kastengeistes,  aber  nicht  einer  verachteten  Stellung  der  Vorsprecher; 
wie  denn  auch  andere  Gewerbe,  die  keineswegs  zu  den  verachteten  ge- 
hörten, z.  B.  das  der  Müller,  in  gleicher  Lage  waren.  Jedenfalls  findet 
sich  diese  Äusserung  des  Zunfthochmuts  nur  ganz  vereinzelt,  und  als 
die  auf  dem  Augsburger  Reichstage  1548  aufgerichtete  Polizeiordnung 
die  Zunftmässigkeit  der  meisten  dieser  Gewerbe  anerkannte,  führte 
sie  die  Versprecher  nicht  darunter  auf,  sicher  deshalb,  weU  man  davon, 
dass  auch  diese  an  einzelnen  Orten  für  nicht  zunf tmässig  erachtet  worden 
seien,  nichts  wusste.  Die  Kinder  der  niederen  Beamten  wurden  aller- 
dings erst  durch  Beichsschluss  von  1731  für  zunftmässig  erklärt;  allein 
auch  da  sind  die  Vorsprecher  nicht  genannt. 

Auffallend  ist  femer,  dass  zuweilen  der  Vorsprecher  ein  „feiler 
Mann'*  genannt  wird.  Haltaus  bringt  im  Glossarium  germanioum  ein 
Weistum  der  Leipziger  Schöffen  bei,  in  dem  es  heisst: 

Hans  von  B.  ist  komen  vor  meynir  gnedigen  frauwin  geriohte,  vnde 
fragt  orteils  nach  rechte,  Das  ejm  man  steint  vor  gehegtir  bang,  pfleget 


Kap.  13.    Ideal  und  Leb«n.  83 

der  lüte  wort  zou  redene  vmb  ir  gelt  gnt  Thomas  N.  vnde  habe  den 
gewunnen  mit  rechtem  orteile  zcu  eynem  male  zou  dem  andern 
vnde  zcu  dem  dritten  male  ehir  kein  man  gewunnen  hod  (bevor  ihn 

ein  anderer  gewonnen  hatte) vnde  gebeten  vmb  thomas  B. 

als  eyn  feyl  man,  der  der  luthe  wort  spricht t. 

Man  sieht  aber  hier  sofort,  dass  dem  Worte  „feil^'  jeder  gehässige  Sinn 
fehlt.  Der  Vorsprecher  ist  feil,  d.  i.  er  ist  zu  haben,  steht  zur  Verfügung. 
Keinen  andern  Sinn  kann  das  Wort  haben  in  den  Rechten  der  Herr- 
schaft Allensteig  von  1585: 

und  was  si  an  das  gericht  haben  fürzubringen,  das  sollen  si  durch 
den   vailen   mann    den   vorsprecher   fürbringen. 
Osterreichische  Weistümer  VUI.  279. 

Vgl.  den  im  34.  Kapitel  unter  III.  angezogenen  Vers: 

Schaut,  hier  sind  Advokaten  feil. 

Hier  nehmen  wir  für  längere  Zeit  Abschied  vom  Vorsprechertume. 
Seine  Geschichte  verfliesst  von  hier  an  mit  der  anderer  neu  auftretender 
£r8cheinungen,  die  ihrerseits  erst  ergründet  weiden  müssen.  Wir  schei- 
den ungern.  Wir  haben  dich  liebgewonnen,  du  merkwürdiges,  tief- 
ainniges  Gebilde.  Wir  suchten  dein  Wesen  zu  erforschen,  und  siehe, 
was  uns  erst  so  fremd  anmutete,  ist  uns  innig  vertraut  geworden.  Wehe 
uns,  verständen  wir  dich  nicht  mehr!  Sahen  wir  nur  noch  Unverstand 
and  Missbrauch  in  dem,  was  dem  tiefsten  Bechtsgefühl  entquollen! 
Wehe  uns,  vermöchten  wir  nicht  mehr  aus  deinem  Wesen  die  rechte 
Gnindauffassung  unseres  Berufs  zu  gewinnen! 
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ordine.     Edidit  Bergmann.     1842. 
Ordo  iudiciarius  von  1161.    In  der  kritiBchen  Ueberschau  der  deutschen  Gesetzgebung 

n.  17. 
Qrdo  iudiciarius  von  1181.     Veröffentlicht  von  Schulte  in  den  Sitzungsberichten  der 

Wiener  Akademie  LXX. 
Ricardus  Anglicus,  Ordo  judiciarius  von  1190.    Herausgegeben  von  Witte.    Halle  1863. 
Bulgarus,  Summa  de  Judicüs,  vor  1184  geschrieben,  abgedruckt  bei  Wunderlich  Anaodota» 

quae  processum  dvilem  spectsnt.     1841. 
Summa  de  ordine  et  processu  iudicü  spirituaUs  (Ifitte  des  13.  Jahrhunderts),  teilweise 

abgedruckt  in  den  Quellen  und  Erörterungen  zur  bayrischen  und  deutschen  Ge- 
schichte IX.,  AbteUung  II,  S.  993. 
Konzil  zu  Ljron  1274.     In  Labbe  Sacrosancta  Concilia  tomus  XIV.,  Spalte  631,  o.  19 

de  postulando. 
Synode  von  Canterbury  1296.     Daselbst  tom.  XIV.,  Spalte  1230. 
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Johann  voa  Bolognaa  Formelbiioh  1289.    In  den  Quellen  und  Erörterungen  zur  bayrischen 

und  dentaohen  Geacshiohte,  IX,  Abteilung  II,  8.  603. 
Zwei  Präger  Lehrbücher  des  kanoniachen  Prozeaaea  1386  und  1398.     Bei  Muther,  Zur 

Oeachichte  dea  römiach-kanoniaohen  Prozeaaea.     1872. 
WItevburger  Verordnung  von  1422  in  Sohneidt,  Theaaurua  juria  firaaconioL    Abaohnitt  II 

Heft  1  8.  288. 
Reformation  dea  Würzburger  Konaiatoriuma  von  1634.    Daaelbat  Abachnitt  n  Heft  5 

&  1194. 
Reformation  dea  Bamberger  Konaiatoriuma  1463.     Bei  Lünig,  Teutaohea  Reiohaarohiv 

xvn.  60. 

Statut  dea  KurfOraten  Theoderioh  n.  von  Köln  (etwa  1466).    Bei  Lünig,  Teutachea  Beicha- 

azohiv  XVI.  697. 
C^ner  Reformation  von  1628—29.     Bei  Lünig,  Teutachea  Beichaarohiv  XVI.  669. 
Oanabrüokar  Synodalatatuten  von  1628.    Bei  Lünig,  Teutachea  Reiohaarohiv  XVn.  660. 
KooatitQtkm  Papat  Benedikte  Xn.  von  1340  Decena  et  neoeaaarium.     Im  Magnum 

Bnllarium  Romanum  I,  209. 

Reiohakammergerioht. 

Staataarehiv  dea  Kammergerichta.     4  Teüe.     Ulm  1767  ü. 

Reiehaabaehiede.    Neue  Sammhing  der  Reichaabachiede.     IVankfurt  a.  M.  1767  ff. 

Oorpua  inria  cameralia.    Herauagegeben  von  Georg  Melchior  v.  Ludolf .    IVankfurt  a.  M. 

1724.     Abkürzung:  C.  L  cam. 

In  dieaen  beiden  Werken  aind  die   Kanmiergerichtaordnungen,   Viaitationa- 

abaehiade  und  gemeinen  Beacheide  dea  Kammergerichta  zu  finden. 

I«  n  d  o  1  f  9  De  jure  eamerali  1730.    IHeaea  Werk  iat  überall  da  gemeint,  wo  Ludolf  an- 


T.  Harppreoht,   Geachichte  dea  Kaia.  und  Reichakammergeriohta  von  den  Jahren 

1646—1668.    Uhn  1786. 
Fahnenbarg,  Literatur  dea  Kaiaeri.  Reiohakammergeriohta.     1792. 
H  a  a  a ,  Etwaa  über  den  Kammergerichtlichen  Gemeinen  Beacheid  vom  13.  Mai  1786. 

Oder:  VerbeaaerungavorBchläge,  wie  aelbiger  mit  älteren  Geaetaen  zu  verbinden. 

2  Teüe.    1786.    (Anonym  erachienen.    Verfaaaer  iat  der  Kammergeriohtaprokurator 

Haaa.) 
R  e  u  a  a »   Joh.  Aug.»  Beitrttgo  zur  neueaten  Geachichte  der  Reichagerichtlichen  Ver- 

faaaimg  und  Prazia.     3  Bände.     Ulm  1786—1790. 
P  ü  1 1  e  r  •  Job.  Stephan.,  Von  der  SoUidtatur.     Göttingen  1768. 
Malblank,  Anleitung  zur  TTonwianig  der  deutaohen  Reiche-  und  Provinzial-Gerichta- 

und  KanzleyverfaaBung  und  Praxis.    Erster  TeiL    Von  der  Verfassung  dea  höchat- 

prejaliehen  Kaia.  und  Reichakammergerichta.     1791. 
Vahlkampf,    Reichakammergerichtliche  Miacellen.    Wetzlar  1806. 
Thudiohnm,   Das  vormalige  Reiohskammergerioht  und  seine  Sohickaale.     In  der 

Zeltaehrift  ffir  deutaohea  Recht  XX.    (1861)  S.  148. 
Endemann,   Vom  alten  Reiohakammergericht.    In  der  Zeltaehrift  für  Zivilproseaa 

XVm.  166. 

Rheinländer. 

Hofgeriohtaordnung  dea  Erzatifta  Mains  1616.  In  Abraham  Säur,  Faaoioulua  iudidarii 
OftUnis.  Daa  iat:  Ein  aehSner  Auaabund  Etlicher  Chur-  vnd  FOrsten  Gerichts  Ober 
vnd  vnder,  auch  Grälen  und  Herrn  Landordnung.  Gedruckt  zu  Frankfurt  a.  M. 
durch  Kicolaimi  Baaaeom.     1688. 

Wonnsar  Reformation  von  1498.     Daaelbat. 

HoijgBffiehtsofdnung  der  hinteren  GraÜMhalt  Sponheim  1686.     Daaelbat. 
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Jülich-BergBche  Beohtoordnu&g  von   1555.    DuelbBt.    Auch  in  ICanveobraoher»    Dia 
rheinprouflsiBchen  Landreohte  I.   Endlich  selbständig  enohienen   Düsseldorf  1596. 
Ordnimg  des  HoohffbnstUohJüUoh- und  Beigischen  Hof^richtsTO  Düsseldorf.  1684. 
Heidelberger  Hofgerichtsordnmig  von  1610.    Im  ersten  Teil  des  „Churfürstlicheir  Pfalz 
bey  Rhein  emeuwerten  und  verbesserten  Landxeobts*'.     Heidelberg  bei  Qotthardt 
Vögelin.    1611. 
Untergerichtsordnangen 

des  Erzstifts  Mainz  von  1534, 
»f  »»        Köln      „     1538» 

»  „        Trier      ,,     1539» 

der    Grafschaften    Nassau,    SaarbrüolBaii,    Wiesbaden    unii 

Jdstein  von  1498, 
der  Grafschaft  Sohns  und  Henrsohaft  Ilinzenberg  von  1571» 
der  hinteren  Grafschaft  Sponheim  von  1578» 
sämtlich  zu  finden  bei  Säur»  Fasoieulus  judioiarii  ordinis  1588,  die  Sponheimsoh* 
auch  bei  Maurenbrecher,  Die  rheinpreussiBchen  Landxechte  IL 
Geldemsches  Landrecht  von  1619.  Auszugsweise  bei  Maurenbrecher»  Die  rhainpreussisoheo 

Landrechte  II. 
Wildenburgisches  Landrecht  von  1607.     Daselbst. 

Untergerichtsordnung  für  die  Kurpfalz  1582,  in  einer  Neufassung  als  erster  Teil  des  Kur* 
pfälzischen  Landrechts  (Heidelberg  1611)  verkündet. 

Frankfurt  a.  M. 

Frankfurter  Reformation  von  1509  und  1578,  beide  bei  (Orth)  Nötig  und  nütsüdi  ar» 
achtete  Anmerkungen  über  die  sog.  erneuerte  Reformation  der  Stadt  Frankfurt.  1757. 

Verbesserte  Ordnung»  das  Amt  der  verordneten  Advokaten  betreffend»  von  1641.  Das. 
V.  802. 

Hessen. 

Hessische  Untergerichtsordnung  von   1497  (Halsgerichtsordnung  von  1535).    In  Saar, 

FasciouluB  judicisiii  ordinis  1588. 
Hofgerichtsordnung  der  Landgrafschaft  Hessen  von  1527.    Daselbst. 
Hessische  Hofgerichtsordnung  vom  17.  Januar  1747.    In  Kersting,  Sonderrechte  im  Kur* 

fürstentum  Hessen  1N57  S.  464. 
Fuldische  Advokatenordnung  von  1775.     Daselbst  S.  170. 
Butcbachische  Untergerichtsordnung  von  1578.  In  Säur,  Fascioulus  judioiarii  ordinis.  1588. 

K  o  p  p  ,  Ausführliche  Nachricht  von  der  älteren  und  neueren  Verfassung  der  geistlicheil 
und  Zivilgerichte  in  den  fürstUoh  hessen-casselsohen  Landen.     1771. 

Braunschweig-Hannover. 

Wolfenbütteler  Hofgerichtsordnung  1559.    In  Säur»  Fasoieulus  judiciarii  ordinis.    1588. 
Hofgerichtsordnung  Herzogs  Georg  Wilhelm  von  Braunschweig-Lüneburg  (Gelle)  vom 

15.  Juni  1686.     Celle  1685. 
Herzog  Georg  Wilhelms  von  Braunschweig  und  Lüneburg  Canzley-Ordnung.   Hannover 

1664. 
Hannoversche  Hofgerichtsordnung  Herzog  Georgs   zu  Braunschweig  -  Lüneburg  vom 

2.  Dezember  1639.     Hannover  bei  Nicolaus  Förster. 
Braunschweig-Lüneburgisches  Reglement  vom  9.-20.  Dezember  1718»  wonach  sich  dia 

Cautzleyen  und  Hoff-  auch  Untergerichte  ...  zu  richten.    Celle. 
Braunschweig-Lüneburgische  Ober-Appellationsgerichts-Ordnung  von  1713.     Celle. 
Sämtliche    Hochfürstl.    Braunschweig-Lüneburgischen    (Cellischen    Teils)    Qeriohtsord* 

nungen.  Gemeine  Bescheide  und  sonsten  zu  Administration  der  Justiz  gereiohenda 
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Mandata  und  Verordntmgen.  Gelle  und  Leipsig  1698.  EnthAlt  tu  a.  die  oben  genannten 

Braimaehweig-Lünebnrgsofaen  Ordnungen  von  1686  und  1664  sowie  die 

Oellische  CantaEeley-Oidnung  von  1666» 

Calenbergieohe  Cantxley Ordnung  von  1664. 
Bremen-Verdiache  Hofgeric^teordnung  von  1672.    Stade  1676. 
TTntefgeriohtaoidnung  für  die  Henogtümer  Bremen  und  Verden.    Stade  1763. 
SLarvos^ieh  Bremenacher  Reoeasua  oomminionia  von  1692.    In  Pufendorf  Obeervationea 

juria  IV.  appendix  517. 
Hadelereche  Landgeriohtaordnung  1583.     Daselbst  I.  app.  3. 
Kedinger  Landreoht  1662.     Daselbst  I.  app.  141. 
Kmunaebweiger  Stadtrecht  1582.     Daselbst  IV.  app.  78. 
Lüneburgisohea  Stadtrecht  1579.    Daselbst  IV.  app.  624. 
Cantaleyordnong  der  Stadt  Goalar  vom  15.  Januar  1655.   Goalar  bei  Nioolaa  Dunckem. 

Hamburg    und    Lübeck. 

» 

Gemeine  Beaeheide  des  Rata  zu  Lübeck,  die  Tazam  der  Gebühren  der  Advocatorum, 
Ober-  und  Niedexgeriohta-PMouratorum  und  Notariorum,  wie  auch  einige  das  Juatis- 
waaen  betrefifend.     Lübeck,  gedruckt  bei  Job.  Nio.  Green.     1756. 

Hamburger  Gerichtsordnung  und  Statuta  von  1603.  Herausgegeben  von  Baumeister 
und  Genossen.    1842. 

Schleswig-Holstein. 

Landgerichteordnung  von  1573.  Gedruckt  zu  Hamburg  1573. 

Bevidirte  Landgerichtsordnung  von  1636.     Gedruckt  zu  Glüokstadt  1690. 

Lauenburgiaohe  Hofgeriohtsordnung  von  1681.    Ratzeburg  1681. 

Advokatenordnung  vom  13.  März  1740  für  Holstein.   Im  Corpua  Constitutionum  Regio> 

Holsaticarum  pars  n. 
Advokatenordnung  vom  14.    März  1740  für  Schleswig.    Im  Corpus  statutorum  Sleavi- 


▼.    Stemann,    Sammlung  der  (zur  Zeit  gültigen)  Gesetze,  Verordnungen  und  Ver^ 
fi^;ungen,  welche  den  bürgerlichen  Prozess  in  Schleswig-Holstein  betreffen.  Kiel  1868. 

Franken. 

fMnkJache  Landgerichteordnung  1610  bei  Schneidt,  Theaaurua  juris  franoonici    Ab* 

schnitt  1    Heft  20. 
Frinkisehe  Advokateninstruktion  von  1720.    Daselbst  Abschnitt  1  Haft  20  8.  3839. 
Nürnberger  Reformation  von  1479,  mehrfach  in  alten  Drucken  herausgegeben. 
Nfimberger  Erneuerte  Reformation  von  1564.   In  Säur,  Faaoioulua  judioiarü  ordinis  1588. 
Hofgeriehtaordnung   des    Brandenbuigiaeh-Culmbaohiaohen   Hofgeriohta   aufm   Gebirg. 

1543.    Daseibat. 

Bayern. 

Henog  Georgi  von  Landshut  Landeaordnung  von  1501.      In  v.  Krenners   Bayriaohen 

Landtagshandlungen  XIIL  273. 
Bayrische  Gerichtsordnung  von  1520.    Druck  von  1588. 
Bayrisches  Landrecht  von  1616. 
Codex  juria  bavarioi  judiciarii  von  1753. 

Württemberg. 
Reyaober,   Sammlung  der  württembergisohen  Gesetze  IV.  V.  VL 

T.   W&obter,   Handbuch  dea  württembergisohen  Privatrechta  L  Abteüung  2. 
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Sachsen. 

Leipziger  Oberhofgenohteordaungen  von  1488»  1492  und  1529.  Bei  Kietflchmann»  Ge» 
schichte  des  Oberholgerichts  zu  Leipzig  8.  27.  48,  77. 

Dieselbe  von  1648.     Im  Codex  Augusteus  L     1279. 

Wittenberger    Hofgeriohteordnung    von    1629.     Im  Codex  Augusteus  L    1334. 
„  „  „      1660.      „         „  pp  L    1338. 

Dresdner  Appellationsgerichteordnung  von  1605.     „         „  „  L    1226. 

Bautzener  Statuten  über  den  Prozess  des  ordentlichen  Gedinges  1694.  In  Schott,  Samm- 
lungen zu  den  deutschen  Land-  und  Stadtrechten  1772  IL  52. 

Bautzener  Artikel  1601.     Daselbst  S.  6. 

Die  sächsischen  Verordnungen  sind  im  übrigen  zu  finden  im  Codex  Augusteus,  meistens 
im  ersten  Bande. 

Chilian  König,  Practica  und  Prozess  der  Gerichtsleullte  nach  dem  Brauch 
sächsischer  Landart.  Vor  1626  verfasst.  Herausgegeben  u.  a.  von  Schulte. 
Leipzig  1625. 

Christoph   Friederichs,    Processus  iudioiarius  1625. 

Kretschmann,  Geschichte  des  Churfürstlich  sachsischen  Oberhofgeriohts  eq 
Leipzig  1804. 

Oesterreich. 

Reichshofraths-Ordnung  vom  16.  März  1664.  In  der  Neuen  Sammlung  der  Beiohsab- 
schJede.     Frankfurt  a.  M.  1767  ff.   Zugabe  zum  vierten  TeU  S.  44. 

(v.  Schröder  u.  Oberer),  Sammlung  der  bey  dem  Kaiserlichen  höchs^reisliehen 
Beichshofrath  von  dem  Jahre  1613  bis  ad  annum  1786  ergangenen,  die  Agenten» 
Procuratoren  und  Parteien  betreffenden  Decretorum  communium.  Wien,  gedruckt 
bei  BCatth.  Andr.  Schmid  1786.     Zu  haben  bei  Joh.  Mich.  Böhler.     163  S. 

Gerichts-Prozess  und  Ordnung  (des  Landgerichts  des  Erzherzogthums  Oesterreich). 
Wien  1601. 

Die  Oesterreichische  Advokatenordnung  von  1638,  und  die  übrigen  filteren  Gesetze  und 
Verordnungen  sind  zu  finden  im 

Codex  Austriacus,  1704  ff.  Mit  Supplementband  unter  dem  Titel:  Sammlung  öeter> 
reichischer  Gesetze  und  Ordnungen  bis  auf  das  Jahr  1720.  Die  neueren  Gesetze  und 
Verordnungen  sind  zu  finden  im  Reichsgesetzblatte. 

Allgemeine  Gerichtsordnung  von  1781. 

Advokatenordnung  vom  6.  Juli  1868.  Mit  Disziplinarstatut  vom  1.  April  1872.  Nr.  30 
der  Manzschm  Gesetzausgaben. 

Joh.    Christophorus    v.  TJffenbach,     Tractatus    de    ooncilio    Caesaieo- 

Imperiali  Aulico.     Vom  Kayserl.  Beichs-Hof-Rath.     Wien  und  Prag  1700  foL 
Christian  d*Elvert,    Von  den  Rechtsbeiständen,  insbesondere  den  Advokaten 

und  Notaren  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Mähren  und  Oesterreichisch  Schlesien. 

Brunn  1893.     Sonderabdruck  aus  dessen  weiteren  Beiträgen  zur  Oesterreichisehen 

Rechtsgeschichte,  zweiter  TeU. 
Alphons    V.    Domin-Petrushevecz,     Neuere    österreichische    Reohtsge- 

schichte.     Wien  1869. 

Preussen. 

Die  Kammergerichtsordnungen  und  sonstigen  Gesetze  und  Verordnungen  sind  zu  finden 
in  folgenden  vier  Sanunlungen: 

M  y  1  i  u  s ,  Corpus  Constitutionum  Marchicarum.  Sechs  Teile,  reichend  bis  1736.  Hier 
kommt  vorwiegend  der  zweite  TeU  in  Betracht.  Dazu:  vier  Continuationes  und  eiii 
Supplementband,  reichend  von  1737 — 1747.    Daran  anschliessend: 
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Kovum  CorpuB  Consütutioniim  Pruadoo-Brandenburgenmum,  pmecipue  Marohioarum. 

12  Bde.,  reichend  von  1761 — 1810,  von  wo  ab  die  heut  nooh  fortbeetehende  PreuaaiBche 

GeaetflOBammlung  beginnt. 
M  y  1  i  n  8 ,    Corpus  Gonetitutionum  Magdeburgicarum  noviaamarum.     1714. 
Grube,    Corpus  Constitutionum  Prutenicarum.     1721. 
Revidirtes  Landreoht  des  Herzogtums  Preussen  von  1620.     Königsberg  1686. 
Jus  Cuhnense  ex  ultima  revisione  1694  (Hanow.)    Danzig  1767. 

Erfurter  erneuerte  Geriohtsordnung  1683.    In  Säur,  Fasdoulus  judidarii  ordinis.     1688. 
Ordnung  der  Hofgerichte  su  Stettin  und  Wolgast.     1666.     Daselbst. 
Breslauer  Statuten  1627—1634.    In  der  Zeitschrift  des  Vereins  für  Geschichte  und  Alter- 

thum  Schlesiens  IV.    (1862)  77. 
Projekt  des  Codiots  Frideridani  MarohioL     1748. 
Act«  Borussica.     Denkmäler  der  preusaischen  Staatsverwaltung  im  18.  Jahrhundert. 

Behörden-Organisation  und  Staatsverwaltung. 

8 1  ö  1  s  e  1 ,  Brandenburg-PveusBens  Rechtsverwaltung  und  Rechtsverfassung.     1888. 

H  o  1 1 B  e ,    Geschichte  des  Kammergeriohts.     1890—1904.     Abkürzung:  Holtie. 

H  o  1 1  z  e ,   Das  juristische  Berlin  beim  Tode  des  ersten  Könige.    In  den  Schriften  des 

Verains  für  die  Geschichte  Berlins.     Heft  39.     1892. 
Isaaksohn,    Geschichte  des  preussischen  Beamtentums.    3  Bfinde.     1874 — 1884. 
Ruhm,   Die  berufsmässige  Parteienvertretung  im  alten  Danzig.    In  der  Juristischen 

Monatsschrift  für  Posen,  West-  und  Ostpreussen.     1901. 


Vierzehntes  Kapitel. 

Römische  Advokatur. 

In  der  altrömischen  Zeit  war  bekanntlich  die  Rechtskunde  eine  den 
Priestern  vorbehaltene  Oeheimwissenschaft.  Der  Richter  war 
folglich  rechtsunkundig  und  auf  das  Gutachten  der  Priester  angewiesen; 
diese  werden»  wie  die  Gebetsformel,  so  auch  die  Klagformel  den  Par- 
teien vorgesprochen  haben.  Als  seit  dem  Pontifikat  des  Goruncanius 
die  Rechtskunde  zugänglich  geworden  war,  bildete  sich  eine  welt- 
liche Rechtsgelehrsamkeit  aus,  die  bei  den  Gerichten  und  Parteien  in 
hohem  Ansehen  stand.  Der  Rechtsgelehrte  beriet  die  Partei,  die 
sich  an  ihn  wendete,  gab  ihr  die  Klageformel  schriftlich  oder  be- 
gleitete sie  zum  Gericht,  um  sie  ihr  vorzusprechen,  und  gab  auf 
Anfrage  des  Richters  ein  schriftliches  oder  mündUohes  Gutachten 
ab  oder  wirkte  durch  sein  blosses  Erscheinen.  Er  war  also  keines- 
wegs Wortführer  der  Partei,  sondern  entweder  ein  Vorsprecher  im 
eigentlichen  Sinne  oder  ein  Gutachter.  Man  nannte  ihn  iuris- 
consultus   oder   advocatus. 

Diese  Gutachtertatigkeit  nun  war  keine  beru&mässige.  Unent- 
geltlich geübt,  galt  sie  als  Liebhaberei  der  Vornehmen,  als  Zierde  des 
Alters.  Die  beiden  Catonen  waren  Gutachter,  in  der  Familie  der  Mucii 
Scaevola  war  die  Rechtskunde  erblich.  Cicero  wiegte  sich  gern  in  dem 
Gedanken,  dereinst  im  Alter  auf  dem  Lehnstuhle  sitzend  das  angenehme 
und  ehrenvolle  Amt  eines  Rechtsberaters  üben  zu  können.  Freilich  bot 
es  keineswegs  nur  Annehmlichkeiten.  Ob  und  wie  man  eine  Tochter 
verheiraten,  ein  Grundstück  kaufen,  den  Acker  bestellen  solle,  auf  alles 
das  sollte  der  Rechtsgelehrte  Antwort  geben;  Tag  imd  Nacht,  erzahlt 
Cicero  de  oratore  3,133,  hatte  er  keine  Ruhe  vor  den  Fragem.  Es  galt 
das  als  eine  Ehrenpflicht  der  Vornehmen,  der  sich  selbst  der  Kaiser 
nicht  immer  entziehen  konnte.  Bekannt  ist  die  Anekdote  von  Kaiser 
August,  der,  von  einem  seiner  Veteranen  gebeten  ihm  vor  Geriohc 
durch  sein  Erscheinen  beizustehen,  dazu  eine  Person  seines  Gefolges 
abordnen  wollte.  Da  entblösste  der  alte  Krieger  seine  Wunden  und  rief : 
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li  Aktimn  habe  ioh  persönUch  für  Dich  gefoohten  und  keinen 
Vertreter  geeohiokt. 
Der  Kaiser  errötete  und  ging  selbst  mit. 

Um  indes  eine  solche  Sache  lediglich  aus  Liebhaberei  und  als  Ehren- 
pflicht zu  betreiben,  daasu  waren  die  Bömer  denn  doch  zu  praktische 
Leute.  Wenn  man  sonst  es  sich  ungeheure  Summen  kosten  liess  die 
Ämter  und  Provinzen  vergebende  Volksgunst  zu  gewinnen,  so  war  es 
einfacher  und  ehrenvoller  sie  durch  Beistand  im  Gerichte  zu  erkaufen. 
Daher  rühmt  Cicero  de  officiis  2,65  diese  Kunst  als  Mittel  zur  Gewin- 
nung von  Reichtum  (ad  opee  augendas),  weil  man  sich  so  viele  Menschen 
dadurch  verpflichte,  und  C.  M.  Figulus  wollte  nicht  mehr  Bat  geben, 
weil  die  Bürger  ihn,  den  sie  so  viel  konsultiert,  nicht  zum  Konsul  ge- 
wählt hätten. 

Neben  dem  Gutachter  bedurfte  die  Partei  auch  eines  Wortführers, 
der  die  Anträge  richtig  zu  formulieren  (postulare)  und  vor  allem  durch 
eindrucksvolle  Beden  zu  vertreten  hatte.  Dieser  war  der  o  r  a  t  o  r 
oder  patronus.  Die  Kunst  der  Bede,  das  kostbare  Erbteil  des 
romanischen  Stammes,  ist  wohl  niemals  wieder  zu  solcher  Höhe  ge- 
bracht worden,  wie  im  alten  Bom.  Und  zwar  war  es  vor  allem  die 
gerichtliche  Beredtsamkeit,  die  von  den  Besten  ihrer  Zeit  ge- 
pflegt und  in  vorzüglichen  Schriften  von  Männern  wie  Cicero,  Quin- 
tilian,  Tacitus,  gelehrt  wurde.  In  bedeutenden  Sachen  traten  tagelang 
Redner  in  beliebiger  Zahl  auf,  und  erst  unter  dem  dritten  Konsulat 
des  Pompeius  wurden  Beschränkungen  darin  eingeführt.  Die  Beden 
wurden  sorgfältig  vorbereitet  —  Cicero  schrieb  den  vollen  Wortlaut  auf 
—  und  hierbei  nicht  nur  die  Schlager,  sondern  die  kleinsten  Wirkungen 
berechnet.  Nur  ein  Beispiel.  Cicero  erwähnt  in  der  Bede  gegen  Verres 
actio  II  Über  quartus  ein  Kunstwerk,  das  Verres  geraubt  hatte.  E!r 
kann  den  Namen  des  Künstlers  Polyclit  nicht  gleich  finden,  bis  ein 
Zwischenruf  ihn  darauf  bringt. 

Quem!  Quemnam?  —  Beete  admones.  Polyclitum. 
Nun  ist  aber  diese  Bede  niemals  gehalten,  sondern  im  voraus  aufge- 
schrieben, der  Zwischenruf  mithin  bestellt,  die  Vergesslichkeit  ge- 
heuchelt worden,  um  den  Eindruck  der  Namensnennung  zu  erhöhen. 
Die  Kunst  dieser  kleinen  Mittel  verstehen  wir  heute  nicht  mehr.  Aber 
selbst  die  grossen  würden  heut  nicht  mehr  wirken.  Eine  rednerische 
Selbsteteigerung,  wie  das  grossartige:  abUt,  excessit,  evasit,  erupit, 
würde  heut  wahrscheinlich  Gelächter  erregen.  Aber  zu  jener  Zeit 
war  die  Beredtsamkeit  eine  Kunst,  die  um  ihrer  selbst,  um  ihrer  Schön- 
heit willen  gepflegt  wurde,  an  der  sich  das  Volk  und  der  Bedner  selbst 
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berauschte.  Berühmte  Gerichtsredner  wurden  gefeiert  wie  heut  etwa 
berühmte  Künstler.  Taoitus  im  Dialogus  de  oratoribus  schildert  be- 
redt ihr  glänzendes  Gefolge  beim  Auftreten  vor  Gericht,  die  atemlose 
Spannung  der  Zuhörer,  die  Verehrung  des  Publikums. 

Patrem  primum,  postea  patronum  proximum  nomen  habuere 

sagt  M.  Cato  bei  Gellius  Noctes  Atticae  V.  13.  Die  Redner  nahmen, 
wie  die  Gutachter,  kein  Geld,  sehr  gern  aber  Geschenke;  im  Dialogus 
wird  die  Beredtsamkeit  der  Poesie  g^enüber  besonders  auch  darum 
gepriesen,  dass  sie  Ehren,  Geschenke  imd  Reichtum  bringe: 

Honoribus   et   omamentis  et  facultatibus  refertas  domos  eorum 
videmus,  qui  se  causis  forensibus  et  oratorio  studio  dederunt; 

und  Quintilian  Jnst.  orat.  12,  7  erklärt  es  für  die  natürlichste  Sache 
von  der  Welt,  dass  Redner,  die  sonst  kein  genügendes  Einkommen 
haben,  sich  für  ihre  Kunst  bezahlen  lassen,  nur  sollen  sie  es  nicht  als 
Lohn  nehmen,  sondern  als  Gegengeschenk  (sed  mutua  benivolentia 
utetur)  für  eine  viel  höher  zu  bewertende  Tätigkeit  (cum  sciat  se  tanto 
plus  praestitisse). 

Beredtsamkeit  also  war  die  Kunst  des  patronus,  Rechtskunde  die 
des  advocatus. 

—  aut  patronus  dicitur,  si  o  r  a  t  o  r  est,  aut  advocatus,  si  aut  i  u  s 
suggerit  aut  praesentiam  suam  commodat  amico 

heisst  es  bei  Cicero  divin.  4.  Cicero  selbst  war  nur  Redner,  kein  be- 
deutender Jurist.  Er  macht  sich  sogar  (de  orat.)  über  die  Juristen 
lustig,  nennt  sie  leguleji,  praecones  actionum,  cantores  formularam 
(Vorsprecher  der  Formeln),  anceps  syllabarum  (Silbenstecher)  und  ver- 
misst  sich  (pro  Murena  25  ff.)  in  drei  Tagen  sich  zu  einem  iurisconsultus 
zu  machen.  Ein  gewisses  Mass  von  Rechtskunde  war  freilich  dem  Ge- 
richtsredner unentbehrlich;  aber  man  darf  vermuten,  dass  gründliche 
Rechtskunde  dem  Schwünge  glänzender  Beredtsamkeit  eher  hinder- 
lich als  förderlich  gewesen  sein  wird.  Es  ist  uns  indes  bezeugt,  dass 
grosse  Rechtsgelehrte  wie  Qu.  Mucius  Scaevola  zugleich  bedeutende 
Redner  waren. 

Als  mit  dem  Untergange  der  republikanischen  Freiheit  die  Volks- 
gunst im  Werte  fiel,  hörte  allmählich  die  ohnehin  nur  scheinbare  Un- 
entgeltlichkeit des  Rechtsbeistandes  auf.  Diokletian  erliess  bereits 
eine  Gebührenordnung  für  die  Redner:  250  Denare  für  die  postulatio» 
1000  für  die  cognitio.  Zur  Vergleichung  diene,  dass  der  gewöhnliehe 
ländliche  Tagelohn  damals  25  Denare  betrug.  In  den  Digesten  ist  die 
Vergütung  ins  Ermessen  des  Richters  gestellt,  der  sie  nach  dem  Ge* 
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nohtagebrauclx  und  der  Beredtsamkeit  des  Redners  bemessen  und  100 
aurei  nicht  überschreiten  soll. 

L.  1.    §§  9—13  Dig.  de  eztraord.  cogn.  60.  13. 

Es  entsteht  ein  berufsmässiger  Sachwalterstand,  auf  den  der  6ut- 
aohtenuune  advocatus  übergeht.  An  jedem  Gerichte  wird  eine  bestimmte 
Zahl  Advokaten  zugelassen.  Im  Jahre  319  gab  aber  Constantin  die 
Advokatur  frei,  sie  zugleich  lokalisierend,  indem  sich  jeder  für  ein  be- 
stimmtes Gericht  entscheiden  musste  und  bei  andern  nicht  zugelassen 
wurde,  weil,  ganz  wie  heut,  durch  die  gleichzeitige  Beschäftigung  an 
verschiedenen  Orten  (per  multa  officia  et  diversa  secretaria  rapiuntur) 
die  Geschäfte  leiden  und  nicht  zu  ihrer  Zeit  drankommen  können  (desti- 
tuuntur  negotia  et  temporibus  suis  ezcidunt). 

L.  1.  2.  Cod.  Theod.  de  postul.  2.  10. 

Die  Freigabe  der  Advokatur  dauerte  bis  ins  fünfte  Jahrhundert,  wo, 
zum  Teil  auf  Andringen  der  Advokaten  selbst,  allmählich  durch  ein- 
zelne Verordnungen  für  einzelne  Gerichte  ein  (aber  anscheinend  sehr 
hoher)  numerus  clausus  eingeführt  wurde.  So  waren  dem  Praefectus 
urbi  80,  dem  Praefectus  praetorio  150  Advokaten  beigegeben,  die  aller- 
dings auch  bei  andern  Gerichten  auftreten  durften.  Es  wird  nur  zu- 
gelassen, wer  durch  ein  Zeugnis  seiner  Lehrer  (doctores)  Rechtskunde 
oder  doch  die  gesetzliche  Studienzeit  nachweist.  Die  Söhne  Zuge- 
lassener werden  bevorzugt.  Die  Zugelassenen  bUdeten  ein  coUegium 
togatorum  unter  einem  primas,  der  zugleich  das  besoldete  Amt  eines 
advocatus  fisci  bekleidet  und  nach  zwei  Jahren  mit  hohem  Titel  aus 
diesem  Amt  und  zugleich  aus  der  Advokatur  überhaupt  ausscheidet. 
Die  Behörde,  bei  der  die  Advokaten  zugelassen  sind,  hat  Gerichtsbar- 
keit und  Disziplinargewalt  über  sie. 

Wie  überall,  wo  der  Staat  keine  eigenen  Einrichtungen  zur  Aus- 
bildung seiner  Beamten  getroffen  hat,  war  die  Advokatur  die  Pflanz- 
schule des  Staatsdienstes  (seminarium  dignitatum).  Die  Staatsgewalt 
privilegierte  sie,  befreite  sie  von  Staatslasten.  Gern  vergleicht  man 
den  Beruf  mit  dem  Kriegsdienst;  so  Cicero  in  der  Bede  für  Murena  und 
so  vor  allem  die  berühmte  L.  14  Cod.  Just,  de  advoc.  div.  iud.  2.  7. 

Advocati,  qui  dirimunt  ambigua  fata  causarum  suaeque  defensi- 
onis  viribus  in  rebus  saepe  publicis  ac  privatis  lapsa  erigunt,  f atigata 
reparant,  non  minus  provident  humano  generi,  quam  si  praelüs 
atque  vulneribus  patriam  parentesque  salvarent.  Nee  enim  solos 
nostro  imperio  miUtare  credimus  illos,  qui  gladiis,  cljrpeiB  et 
thoraoibus  nituntur,  sed  etiam  Advocatos:  Militant  namque  cau- 
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sarum  patroni,  qai  gloriosae  voois  confisi  mumminey  laborantium 

spem,  vitam,  et  posteros  defendunt. 
An  diesem  Hymnus  hat  sich  von  jeher  die  Eitelkeit  der  Advokaten 
berauscht.  Mir  hat  er  nie  gefallen  wollen,  der  schwülstige  Lobgesang« 
Wie  kommt  er  überhaupt  in  die  Gesetzsammlung,  dieser  Erlaas,  der 
nichts  verordnet,  der  nur  lobt?  Offenbar  ist  er  ein  Ausschnitt  aus  einer 
Verordnung,  die  eine  Ehrenbezeugung  für  einen  bestimmten  Advo- 
katen oder  ein  Privilegium  für  den  ganzen  Stand  aussprach,  und  ver- 
mutlich hat  ein  schlauer  Advokat  ihn  in  den  codex  eingeschmuggelt. 
Was  aber  die  Hauptsache:  es  ist  ein  sehr  bedenkliches  Lob,  das  uns 
hier  gespendet  wird.  Der  geschickte  Klopffechter,  der  bedenkliche» 
ja  verlorne  Sachen  mit  Zungenfertigkeit  durchzubringen  versteht  (lapsa 
erigunt,  fatigata  reparant),  ist  mit  nichten  unser  Ideal.  Wir  halten 
uns  lieber  an  die  deutsche  Nachbildung  der  Stelle,  die  wir  im  vorigen 
Elapitel  besprachen,  und  die  im  Dienste  des  Rechts  den  Orund- 
gedanken  des  Vorsprechertums  erschaut.  Von  dieser  wahren  Angabe 
der  Advokatur,  die  allein  ihre  Ehre  ausmacht,  weiss  der  römische 
Despot  nichts. 

Ist  an  jene  Buhmeshymne  mit  Vorsicht  heranzugehen,  so  wird 
auch  die  auf  sie  vorzugsweise  gestützte  gemeine  Meinung  von  dem 
ausserordentlichen  Ansehen  der  römischen  Advokatur  für  die  spät- 
römische Zeit  etwas  ermässigt  werden  müssen.  Sicherlich  kam  das 
althergebrachte  Ansehen  der  Bechtskunde  auch  der  Advokatur  zu  stat- 
ten. Aber  hinter  dem  Beamtentum,  besonders  dem  Militär,  stand  sie 
doch  bedeutend  zurück.    Eine  Verordnung  von  418 

L.  24  Cod.  Theod.  de  jud.  16.  8, 
die  Juden  vom  Militärdienst  ausschloss,  liess  sie  doch  zur  Advokatur 
zu.     Dem  Würdenträger  (honoratus)  wird  es  erlaubt,  Sachwaltungen 
zu  übernehmen,  mit  der  Bemerkung,  er  vergebe  dadurch  seiner  Würde 
nichts,  cum  ipse  necessitatem  elegerit  standi  et  contempserit  ius  sedendi 

L.  6  §§  5.  6.  Cod.  Just,  de  post  2.  6 
Denn  der  Advokat  steht,  der  Bichter  sitzt. 

An  Klagen  über  die  Advokatur  fehlt  es  in  den  Gesetzen  nicht.  Im 
Codex  Theodosianus  wird  berichtet,  dass  sie  pacta  de  quota  litis  schliee- 
sen  und  sich  die  besten  Stücke  von  Feld  und  Vieh  versprechen  lassen ; 
im  Codex  Justinianeus  wird  ihnen  geboten,  in  Schmähung  des  Gegners 
nicht  weiter  zu  gehen,  als  es  „der  Prozesszweck  erfordert'*  (quam 
litium  poscit  utilitas),  mit  der  eignen  Partei  kein  pactum  zu  machen, 
die  Klienten  nicht  schlecht  zu  behandeln,  die  Prozesse  nicht  hinzuziehen. 
In  der  Literatur  fehlte  es  weder  an  Spott   (Juvenal,  Ammian),   noch 
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ernstem  TadeL  Tacitus  berichtet  in  den  Annalen  IV.  62,  dass 
Hob  Afer,  einer  der  ersten  Redner,  sich  gar  sehr  um  Verteidigungen 
bemüht  (capessendis  aocnsationibas)  und  als  Redner  einen  besseren 
Ruf  wie  als  Mensch  gehabt  habe  (prosperiere  eloquentiae  quam  morum 
fama  fuit),  und  bitter  schreibt  er  in  den  Annalen  XI: 

nee   quicquam   publicae  mercis   tam   venale   quam    advocatorum 

perfidia. 
Wenn  Florus  die  alten  Deutschen  in  der  Schlacht  im  Teutoburger 
Walde  vor  allem  gegen  die  römischen  Advokaten*  wüten  laast,  denen 
sie  die  Zungen  ausrissen,  damit  die  Vipern  nicht  mehr  zischten,  so  ist 
diese  höchst  unwahrscheinliche  und  bei  den  übrigen  Schnf tstellem 
nicht  erwähnte  Geschichte  gewiss  nichts  anders  als  eine  Stichelei  auf 
die  Advokaten.  Was  aber  die  Hauptsache :  die  Advokatenmoral  selbst 
war  brüchig,  und  es  wurden  ganz  offen  Dinge  als  erlaubt  behandelt, 
die  in  der  deutschen  angeblich  so  viel  tiefer  stehenden  Advokatur  zu 
allen  2ieiten  streng  verpönt  gewesen  sind.  Cicero  de  officüs  2,  14  er- 
klart Verteidigen  für  lobenswerter  als  Anklagen,  zumal  Anklagen 
eines  Unschuldigen.  Dagegen  brauche  man  sich  nicht  so  sehr  zu 
scheuen  (nee  item  est  habendum  religioni)  einen  Schuldigen,  wenn  er 
nicht  gerade  ein  ruchloses  Scheusal  ist,  zu  verteidigen  (nocentem 
aliquando,  modo  ne  nefarium  impiumque,  defendere);  denn 

vult   hoc   multitudo,   patitur   consuetudo,   fert   etiam   humanitas. 

Judicis  est  semper  in  causis  verum  sequi,  patroni  non  nimquam 

veriaimile,  etiam  si  minus  sit  verum,  defendere. 
Im  Prozess  des  Cluentius  rühmte  er  sich  offen,  die  Richter  hinters  Licht 
gefuhrt  zu  haben  (se  tenebras  offudisse  iudicibus).  Quintilian  setzt 
in  der  Institutio  oratoria  2,  17  auseinander,  dass  die  Beredtsamkeit 
allerdings  mit  Unwahrheiten  arbeite  (nonnunquam  dicere  falsa  pro 
veris,  non  semper  tuenda  veritas  erit),  aber  so  wie  der  Feldherr  mit 
Kriegslisten;  naiv  fügt  er  hinzu,  dass  es  etwas  ganz  anderes  sei  andere 
etwas  glauben  zu  machen  und  selbst  zu  glauben  (longe  diversum  est, 
ipei  quid  videri  et,  ut  alü  videatur,  efficere).  6,  7  heiast  es,  dass,  wenn 
sich  gegen  die  Person  des  Zeugen  nichts  einwenden  ISsst,  man  doch  die 
Zeugen  des  über  seine  Aussage  aufgenommenen  Protokolls  begeifern 
kann  (infamare  signatores  licet).  Die  Zeugen  selbst  empfiehlt  Quin- 
tilian vorher  tüchtig  zu  bearbeiten  (multum  domi  ante  versandi),  sich 
ihrer  fdndseligen  Gesinnung  gegen  den  Gegner  zu  versichern,  die  geg- 
nerischen Zeugen  durch  künstliche  Befragung  reiozulegen  (ut  in  aliquod 
responsum  incidat).  Selbst  der  12,  8  erteUte  Rat  sich  als  Richter  zu 
denken  und  zu  erwägen,  welcher  Grund  wohl  den  stärksten  Eindruck 
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maohen  würde  (quod  ipsom  movisset  de  eadem  re  pronuntiatumm»  id 
potentissiinuin  existimet),  ist  nicht  einwandfrei,  da  der  Advokat  vor 
allem  für  seine  Person  von  dem  Rechte  seiner  Partei  überzeugt  sein  musa. 

Der  Zusammenhang  der  Advokatur  mit  der  Gutachtertatigkeit 
der  iurisconsulti  zeigt  sich  nicht  bloss  in  ihrem  Namen,  sondern  beson« 
ders  in  ihrem  Verhältnisse  zu  dem  Gerichte.  Der  oft  rechtsunkundige 
Magistrat  zog  von  jeher  rechtskundige  Beisitzer  (assessores)  zu,  von 
deren  Gutachten  er  joicht  leicht  abwich.  Diese  wählte  man  gern  aus 
den  Advokaten.  Das  geschah  so  häufig,  dass  das  AdvokatenkoU^om 
einmal  als  Beirat  des  Präf ekten  bezeichnet  wird 

L.  11.  pr.  Cod.  2.  7: 

quos  sibi  praefectura  in  consiUum  assumpserit 

und  den  Versuchen  der  Behörden,  unter  dem  Vorwande,  dass  man 
Beisitzer  brauche  (sub  adsidendi  colore),  die  geschlossene  Zahl  der  Ad- 
vokaten zu  vermehren,  entgegengetreten  werden  musste.  Man  muss 
auch  lange  kein  Arg  darin  gefunden  haben,  den  Advokaten  in  d  e  r  - 
selben  Sache  zugleich  als  Beisitzer  zuzulassen.  Denn  erst  Justi- 
nian  verbietet  dieses  in  L.  14  Cod.  de  adsessor.  1,  61.  Vielleicht  bezieht 
sich  das  Verbot  Richter  und  Advokat  in  derselben  Sache  zu  sein  (L.  6 
pr.  Cod.  de  post.  2.  6)  auf  dasselbe  Verhältnis,  da  der  assessor  in  gedach- 
ter L.  14  §  2  am  Schlüsse  einmal  judex  genannt  wird,  was  sonst  freilich 
nicht  geschieht.  Dass  der  Advokat  Richter  war,  konnte  sonst  höch- 
stens noch  so  vorkommen,  dass  er  von  der  Behörde  gegeben  (iudex 
datus)  oder  von  den  Parteien  gewählt  wurde  (arbiter);  aber  in  diesem 
Falle  konnte  von  Advokatentätigkeit  in  derselben  Sache  nicht  die  Rede 
sein.  Sonst  aber  stand  allerdings  nichts  im  Wege,  den  juristischen  Gut- 
achter, den  das  Gericht  oder  auch  eüie  Partei  angerufen  hatte,  in  die 
Richterbank  aufzunehmen.  Die  Ähnlichkeit  mit  dem  deutschen,  eben- 
falls unter  den  Urteilem  sitzenden  Rechtweiser  und  Vorsprecher 
springt  in  die  Augen. 

Die  Gutachtertätigkeit  hat  also  neben  der  Sachwaltertätigkeit 
nicht  aufgehört,  und  es  ist  in  der  späteren  Kaiserzeit  den  ausgezeich- 
netsten der  iurisconsulti  das  ius  respondendi  erteilt  worden  mit  der 
Wirkung,  dass  ihre  übereinstimmende  Ansicht  den  Richter  binde;  zu- 
letzt wurde  vier  von  ihnen,  Papinian,  TJlpian,  Paulus  und  Modeetin, 
der  allererste  Rang  eingeräumt.  Auch  als  die  juristische  Wissenschaft 
erstarb,  noch  aus  dem  fünften  Jahrhundert,  sind  solche  Gutachten  in 
der  consultatio  veteris  iurisconsulti 

coUectio  iuris  anteiust^  Bd.  3,  Berlin  1890 
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fiberlieferty  und  bei  der  päpstlichen  Kurie  hat  sich  die  Einrichtung,  sogar 
unter  dem  ursprünglichen  Namen,  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten 
(s.  Kap.  17). 


Fünfzehntes  Kapitel, 

Cognitar  und  Prokuratur. 

Dass  das  romische  Recht  die  Stellvertretung  grundsatzlich  aus- 
Bchliesst,  ist  einer  seiner  bekanntesten  Sätze.  Dass  dieser  Satz  mit 
römischer  Spitzfindigkeit  umgangen,  mit  römischer  Unfolgerichtigkeit 
durch  fortwährende  Ausnahmen  auf  den  Kopf  gestellt  wurde,  ist  nicht 
minder  bekannt.  Aber  eine  selbst  für  Römer  staunenswerte  Unlogik 
lag  vor  in  der  Einrichtung  der  Cognitur.  Ursprünglich  nur  wegen 
Alters  und  Krankheit  zugelassen  — 

Ut  maior  annis  LX  et  cui  morbus  causa  sit,  cognitorem  det  — 
wurde  sie  später  allgemein :  jedermann  kann  ohne  weiteres  einen  Cognitor 
bestellen;  nur  muss  es  —  wieder  echt  römischer  Formalismus  —  certis 
▼erbis  coram  adversario  geschehen.  Alsdann  ist  der  Cognitor  direkter 
ProzesssteUvertreter;  das  Urteil  wirkt  für  und  gegen  seine  Partei,  aber 
—  eine  weitere  Unfolgerichtigkeit  —  nur  wenn  diese  Kläger  ist.  Für  den 
CSognitor  des  Beklagten  (defensor),  obwohl  doch  seine  Legitimation  durch 
oerta  verba  coram  adversario  ebenso  ausser  Zweifel  gestellt  ist,  muss 
cautio  iudicatum  solvi  geleistet  werden,  was  Oajus  IV.  lOI  durch  den 
Haohtspruch  rechtfertigt: 

quia  nemo  alienae  rei  sine  satisdatione  defensor  idoneus  intelligitur. 

Neben  dem  Cognitor,  der  noch  zu  Ciceros  Zeit  der  regelmässige  Typus 
des  Plrozessbevollmächtigten  war,  erscheint  seit  Gajus  Zeit  ein  durch 
formloses  Mandat  bestellter  procurator  litis,  der  aber,  weil 
seine  Legitimation  nicht  zweifellos,  den  Ptozess  in  eignem  Namen  führt 
und,  damit  nicht  seine  Partei  von  neuem  den  Prozess  erhebe,  satisdatio 
ratam  rem  dominum  habiturum  stellen  muss.  Späterhin  wird  derjenige 
procurator,  dessen  Legitimation  zweifellos  ist,  dem  Cognitor  gleichge- 
stellt; so  der  procurator  praesentis,  der  zu  gerichtlichem  Protokoll  be- 
stellte (apud  acta  factus),  der  in  einer  dem  Monarchen  eingereichten 
oder  in  einer  dem  Gegner  übersendeten  Schrift  ernannte.  Daher  fliessen 
schon  im  codex  Theodosianus  die  beiden  Begriffe  ineinander  und  in  den 
Digesten  ist  jeder  Unterschied  zwischen  cognitor  und  procurator  ausge- 
ment,  der  cognitor  sogar  nicht  einmal  erwalmt. 
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Es  ist  nicht  ganz  sicher,  ob  die  Cognitor  berufsmässig  ausgeübt 
wurde.  Bezeugt  ist  das  Dasein  von  Geschäftsagenten  (tabdUo* 
nes  sive  pragmatici),  die  neben  dem  Urkunden  verfassen  auch  Frozess- 
steUvertretungen  gern  übernahmen, 

L.  0  Dig.  de  poenis  48,  10 
und  die  gut  bezahlt  wurden,  wie  man  aus  Cäcero  pro  Boscio  comoedo 
(c.  13  §  38)  ersieht,  wo  ein  Cognitor  für  einen  einzigen  Ptozess  (pro  opera, 
quod  cognitor  fuisset,  quod  vadimonia  obisset)  die  ungeheure  Gebühr 
von  100  000  Sesterzen  erhält.    Sueton  erzahlt  im  Vitellius,  dass  ein  Vor- 
fahr dieses  Elaisers  durch  Cognituren  reich  geworden  sei,  und  Horaz 
lässt  in  den  Satiren  (2.  5.)  den  Seher  Teiresias  als  Weg  zum  Reichtum 
empfehlen,  sich  an  einen  reichen  Kinderlosen  heranzumachen,  der  einGn 
faulen  Prozess  führt,  und  sich  zum  Cognitor  bestellen  zu  lassen.    Es  sind 
das  die  geschäftigen  Leute,  die  Cicero  pro  Caecina  6  wie  folgt  beschreibt: 
Quam  personam  iam  e  cotidiana  vita  cognoscitis,  recuperatoris, 
mulierum   adsentatoris,   cognitoris   viduarum,   defensoris   ni- 
mium  litigiosi,  contriti  ad  Begiam  (Hans  in  allen  Gassen),  inepti  ao 
stulti  inter  viros,  inter  muheres  periti  iuris  et  callidi. 
Kein  Gewerbe  oder  Berufsstand  war  die  Prokuratur,  auoh 
als  sie  mit  der  Cognitur  verschmolz.    Denn  sie  wird  durch  Mandat  über- 
tragen, also  unentgeltlich  geleistet.     Die  Unentgeltlichkeit  wird  noch 
in  L.  16  Cod.  de  procur.  2.  13  stark  betont  und  der  alte  Dionysius  Gotho- 
fredus  bemerkt  dazu  in  seiner  Ausgabe  des  corpus  juris: 

hinc  coUigere  possis  vetus  procurationis  officium  longe  diversum 
fuisse  ab  eo  quod  nostro  tempore  procuratores  exercent:  quorom 
oculatae  manus  nihil  credunt  nisi  quod  tenent. 
Es  ist  daher  auch,  ganz  anders  als  bei  den  Advokaten,  niemals  von  Ge- 
bühren, sondern  höchstens  von  Auslagen  der  Prokuratoren  die  Bede. 
Prokurator  ist  überhaupt  jeder,  der  einem  andern  aus  Gefälligkeit  irgend 
einen  Dienst  leistet: 

Procurator  est,  qui  aliena  negotia  mandatu  domini  adminiatrat 
so  dass  in  der  Tat  auoh  der,  der  einen  Brief  zu  überbringen  übernommen 
hat,  Prokurator  genannt  wird.  Ursprünglich  ist  der  Prokurator  der 
Generalbevollmächtigte;  das  Gesetz  findet  nötig,  es  besonders  auszu- 
sprechen, dass  auch  der  für  ein  einzelnes  Geschäft  Bevollmächtigte 
Prokurator  zu  nennen  sei 

L.  I  u.  2  Dig.  h.  t. 
Im  weiteren  Verlaufe  handelt  der  Titel  De  procuratoribus  allerdingB 
ganz  vorwiegend  von  Prozessbevollmächtigten;  aber  deren  Tätigkeit 
erscheint  deutlich  als  Freundschaftsdienst,  den  übernommen  zu  haben 
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manchen  reute.  Es  wird  angeordnet,  dass,  wer  sie  einmal  übernommen 
hat,  zu  ihrer  Ausführung,  sofern  für  ihn  Kaution  geleistet  ist,  gezwungen 
wird;  und  es  werden  lang  und  breit  die  Gründe  erörtert,  die  ihn  aus- 
nahmsweise zur  Niederlegung  des  Mandats  berechtigen.  Auch  wird, 
wer  für  einen  andern  klagt,  gezwungen,  diesen  auch  gegen  Widerklagen 
und  deigl.  zu  verteidigen  und  Kaution  für  ihn  zu  leisten.  Sehr  oft  werden 
Eltern,  Kinder,  Verwandte  erwähnt,  die  für  einander  als  Prokuratoren 
auftreten.  Das  alles  verträgt  sich  nicht  mit  der  Annahme  einer  berufs- 
mässigen Prokuratur. 

Noch  weniger  ist  von  einer  Arbeitsteilung  zwischen  Pro- 
kuratur und  Advokatur  die  Bede,  wie  sie  uns  später  in  Deutschland  und 
Frankreich  entgegentritt.  Nirgends  eine  Andeutung,  dass  die  Partei 
neben  ihrem  Advokaten  noch  einen  Prokurator  oder  Cognitor  habe  an- 
nehmen müssen,  nirgends  die  Spur  eines  irgendwie  gearteten  Zusammen- 
wirkens beider.  Es  ist  nicht  ersichtlich,  dass  irgend  ein  Teil  des  Prozess- 
betriebs den  Advokaten  entzogen  und  den  Prokuratoren  vorbehalten 
gewesen  wäre  oder  umgekehrt.  Wurden  Advokaten  zugezogen,  so  lag 
der  Prozessbetrieb  voll  in  ihrer  Hand.  In  erster  Linie  lag  ihnen  das 
postulare  ob,  so  sehr,  dass  später  in  der  kanonistiBchen  Prozessliteratur 
poetulare  und  advocare  als  gleichbedeutend  gebraucht  werden. 

L.  1.  u.  2.  Dig.  de  postul.  3.  1: 

Postulare  autem  est    desiderium  suum  vel  amici  sui  in  jure  apud 

enm,  qui  jurisdictioni  praeest,  ezponere:  vel  alterius  desiderio  con- 

tradicere. 
Postulare  ist  also  vor  allen  Dingen  die  Antragstellung,  diejenige  Tätig- 
keit, welche  in  Frankreich,  heute  noch  postuler  genannt,  ausschliesslich 
den  Prokuratoren  zukommt  und  ihr  scharfes  Unterscheidungsmerkmal 
gegen  die  Advokaten  bildet.  Femer  wissen  wir  aus  L.  14  §  1  Cod.  de  jud. 
3.  1,  dass  die  Advokaten  nach  der  Litiskontestation  schwören  mussten, 
ihrem  Klienten  nach  besten  Kräften  zu  seinem  Rechte  zu  verhelfen, 
jedoch  seine  Sache,  wenn  sie  ungerecht,  nicht  zu  führen.  Sie  waren  also 
auch  hier,  bei  dem  Beginn  der  Verhandlung  zur  Hauptsache,  bereits 
tatig.  Endlich  ergiebt  L.  1  Cod.  de  error,  adv.  2.  10,  wonach  das  vom 
Advokaten  in  Gegenwart  der  Partei  Vorgetragene  als  von  ihr  selbst 
voigetragen  gilt,  dass  der  Vortrag  des  Tatbestandes  Sache  des  Advokaten 
war.  Welche  Tätigkeit  hiemach  für  den  Prokurator  übrig  bleiben  konnte, 
ist  nicht  einzusehen. 

Demzufolge  ward  der  Prokuratur  keine  gerichtsver- 
fassungsmässige  Stellung  eingeräumt.  Es  verlautet  nichts 
von  Zulassung,  Beeidigung,  Anstellung  von  Prokuratoren,  wo  doch  die 
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betreffenden  Verordnungen  über  Advokaten  alle  erhalten  sind.  Im 
Gegenteil,  es  steht  fest,  dass  jeder  prokurieren  kann  (Inst.  4.  10).  Sdbst 
Ehrlose  sind  nioht  ausgeschlossen;  die  früher  allerdings  gewährte  Ein- 
rede der  Infamie  des  Prokurators  hat  Justinian  in  L.  ult.  Inst,  de  exe. 
4. 13  aufgehoben  —  ein  klarer  Beweis,  dass  es  keine  organisierte  Geriohte- 
prokuratur  gab.  In  L.  0  §  4  Dig.  de  poen.  48.  19  werden  unter  denen, 
die  wegen  unwürdigen  Verhaltens  von  der  gerichtlichen  Tätigkeit  au»- 
geschlossen  werden  können,  zwar  die  Advokaten,  aber  nicht  die  Pro- 
kuratoren erwähnt,  die  an  dieser  Stelle  nicht  unerwähnt  bleiben  konn- 
ten, wenn  sie  überhaupt  einen  oder  gar  einen  gerichtlich  zugelassenen 
und  organisierten  Berufsstand  gebildet  hätten.  Die  Prokuratoren  waren 
das,  was  heute  die  ProzessbevoUmäohtigten  sind,  die  auch  als  solche 
keinen  besonderen  Berufsstand  darstellen,  sondern  eine  Tätigkdt  üben, 
die  man,  je  nach  Umständen,  einem  Verwandten,  Freunde,  Bediensteten, 
Agenten  oder  aber  einem  Advokaten  überträgt. 

Denn  auch  das  ist  nach  der  bisherigen  Erörterung  klar,  dass  von 
einer  Unvereinbarkeit  der  Advokatur  mit  der  Pro- 
kur atur  nicht  die  Bede  sein  konnte.  Im  Gegenteil  nimmt  Beth- 
mann-HoUweg  an,  dass  in  der  späteren  ICaiserzeit  der  Advokat  in  der 
Regel  zugleich  zum  Prokurator  bestellt  worden  sei.  Es  lag  dies  an  und 
für  sich  sehr  nahe.  Ausserdem  umging  man  damit  aufs  glücklichste 
den  unbequemen  Satz  von  der  Unentgeltlichkeit  der  Prokuratur,  indem 
der  Prokurator  nunmehr  nicht  in  dieser  Eigenschaft,  sondern  in  sdner 
Eigenschaft  als  Advokat  die  ihm  vom  Gesetze  bewilligten  Gebühren 
erhob. 

Nun  giebt  es  allerdings  eine  Stelle,  die  auf  das  Dasein  öffentlicher, 
bei  bestimmten  Gerichten  zugelassener  Prokuratoren  zu  deuten  scheint: 
L.  27  Cod.  de  proc.  2.  13.  Nach  dieser  soll  nicht  derselbe  Prokorator 
vor  verschiedenen  Behörden  auftreten, 

ne  idem  apud  duos  gloriosissimos  magistratus  procuratoris  vel  ad- 

sessoris  Officio  fungatur, 
weil  dadurch  die  Prozesse  verzögert  werden.  Wird  infolge  Übertretung 
dieser  Vorschrift  eine  Ungesetzlichkeit  verübt,  so  wird  der  Richter  mit 
Geld,  der  Prokurator  mit  Prügeln  und  Entziehung  seiner  Zulassung 
(a  iudiciali  advocatione  in  futurum  prohibendus)  bestraft.  Dw  Sohloss 
aus  der  Stelle  auf  eine  gerichtsverfassungsmässige  Prokuratur  wäre  an 
sich  keineswegs  zwingend.  Es  ist  aber  ausserdem  klar,  dass  der  Pro- 
kurator,  von  dem  hier  die  Bede,  ein  Advokat  ist;  soll  er  doch  das  offi- 
cium adsessoris,  das  Amt  eines  rechtskundigen  Beisitzers,  ausüben,  der, 
wie  wir  wissen,  in  der  Regel  aus  den  Advokaten  genommen  wurde;  und 
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Wird  doch  seine  Tätigkeit  als  advooatio  bezeichnet.  Überdies  besitzen 
wir  die  Stelle  nicht  in  ihrer  ursprünglichen  Gestalt.  Sie  ist  erst  von  Cu- 
jaoins  ans  den  Basiliken  übersetzt  und  in  den  Codex  aufgenommen 
worden.  Die  Basiliken  aber  sind  eine  unter  Leo  dem  Weisen  (886 — 911) 
erschienene  griechische  Überarbeitung  der  justinianischen  Gesetzgebung, 
die  sie  durch  Weglassungen,  Zusätze,  Veränderungen  auf  den  Stand  des 
damals  geltenden  Rechts  bringen  wollte.  Gerade  die  vorliegende  Stelle 
hat  offenbar  solchen  Veränderungen  unterlegen;  das  beweist  schon  die 
Erwähnung  der  Prügelstrafe.  Unter  diesen  Umständen  kann  diese 
einzige,  späte,  unsichere  Beweisstelle  die  sehr  starken,  in  ihrer  Gesamt- 
heit geradezu  überwältigenden  Gründe  für  das  Nichtbestehen  einer  orga- 
nisierten Prokuratur  nicht  beseitigen,  welche  wir  in  der  Unentgeltlich- 
keit der  Prokuratur,  in  dem  Fehlen  jeder  Andeutung  über  ihre  Organi- 
sation und  Abgrenzung  gegen  die  Advokatur,  in  der  Zulassung  Ehrloser, 
endlich  in  dem  Aufbau  des  Prozesses  gefunden  haben,  und  welche  sich 
im  Fortgange  der  Untersuchung  noch  vermehren  werden. 


Sechzehntes  Kapitel. 

Gewalthaber,  Vögte,  Anwälte. 

Wie  im  römischen,  so  ist  auch  im  deutschen  Rechte  Stellvertretung 
grundsätzlich  unzulässig.    Aber  während  das  römische  Recht 
diesen    Grundsatz    durch   unbegreifliche  Unfolgerichtigkeiten  bis  zur 
Unkenntlichkeit  verdunkelte,  hat  das  deutsche  ihn  ernsthaft  verwirk- 
lioht  und  nur  durch  einige  Ausnahmen  gemildert. 
Die  erste  findet  sich  in  der  lex  Salica  76 : 

qui  causa  aliena  dicere  praesumpserit,  cui  nee  demandata  nee  leuer- 
pita  (laisowerpita)  fuerit  .  .n . . .  solides  XV.  culpabilis  iudicetur. 
Laisowerpire  heisst  der  für  Veräusserungen  vorgeschriebene  Formalakt 
des  fränkischen  Rechts,  bestehend  im  Zuwerfen  eines  Halms.  Die  Stell- 
Vertretung  ist  also  zulässig,  wenn  sie  aufgetragen  ist  entweder  durch 
Mandat  oder  durch  den  Formalakt  des  Halmwurfs.  Auch  im  römischen 
Rechte  wurde  die  Vertretung  entweder  durch  Mandat  einem  procurator, 
oder  durch  Formalakt  einem  cognitor  übertragen.  Aber  während  dort 
durch*  den  Formalakt  direkte  Stellvertretung  hergestellt  wurde,  durch 
das  Mandat  nur  indirekte,  so  war  dies  hier  umgekehrt.  Durch  Hahn- 
wuif  wurde  der  Anspruch  veräussert,  der  Beauftragte  führte  mithin  den 
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Prozess  in  eignem  Namen  und  gab  das  Erstrittene  seiner  Partei  heraus: 
es  lag  mithin  indirekte  Stellvertretung  vor.  Durch  Mandat  hingegen 
wurde  eine  wahre  Vollmacht  erteilt,  die,  soviel  wir  sehen  können,  direkte 
Stellvertretung  herbeifiihrte.  Die  indirekte  Stellvertretung  mittels 
Halmwurfs  war  rechtlich  keine  Stellvertretung,  daher  unbeschränkt, 
wahre  Stellvertretung  mittels  Vollmacht  dagegen  nur  unter  besonderen 
Umständen  zulassig.  Wir  ersehen  dies  aus  einer  salischen  Formel  des 
achten  Jahrhunderts 

Formulae  Arvemenses  Nr.  2  a  Monumenta  Germaniae  histoxioa 
Leges  V.  20. 

Es  heisst  da,  dass  einer  alten  Sitte  und  königlichen  Verordnungen  zufolge 
Unwissende,  Weiber  'tind  Kranke  ihre  Vertretung  andern  übertragen 
können;  und  demzufolge  erteilt  eine  Frau  ihrem  Sohne  ohne  Halmwurf 
Generalvollmacht.  Die  Stelle  der  lex  Salica  besagt  also,  dass  als  unbe- 
fugter Stellvertreter  bestraft  wird,  wer  die  Sache  nicht  entweder  durch 
Halmwurf  oder,  wo  Vollmacht  zulässig,  durch  Vollmacht  überkom- 
men hat. 

Die  Vollmacht  wird  ersetzt  durch  gerichtliche  Bestellung.  Dies  er- 
giebt  sich  aus  einem  longobardischen  Formular  zu  Bachis  VII.,  das  für 
uns  von  ganz  besonderem  Interesse  deshalb  ist,  weil  es  den  Stellvertreter 
neben  seinem  Vorsprecher  einführt. 

Monumenta  Germaniae  historica  Leges  IV.  477 : 
Petre  —  so  redet  der  Vorsprecher  des  Klägers  den  Beklagten  an  — 
te  appeUat  Martinus  (dich  verklagt  der  hier  anwesende  Martin, 
dessen  Vorsprecher  ich  bin),  quod  tu  fecisti  unam  plagam  in  capite 
ad  Marcoardum  (dass  du  dem  Marquard  ein  Kopfstück  ge- 
geben). 

Antwort :  Da  vadia  de  Widrigildo  (Gieb  Pfand  wegen  des  Wergelds) 
quia  tu  agis  causam  alterius  (weil  deine  Partei  die 
Sache  eines  Andern,  des  Marquard,  führt). 

Entscheidung :  Aut  probet  quod  sibi  data  sit  actio  (er  muss  Vollmacht 
nachweisen)  aut  componat  Widrigild  (oder  das  Wergeid  erlegen). 
Si  dizerit:  „iste  est  simpIex,  aut  est  orphanus,  aut  vidua.  Et  Comes 
dedit  michi  licentiam",  aut  probet,  aut  emendet  Widrigild. 
(Ist  aber  Marquard  eine  Witwe,  Waise  oder  ein  Unwissender  und  Mar- 
tinus ihm  vom  Bichter  als  Stellvertreter  bestellt,  so  kann  er  ohne 
Vollmacht  für  ihn  klagen.) 

Nun  erst  sind  die  beiden  Kapitularien  von  802  und  817  zu  verstehen.  Das 
erste  (oap.  Aquisgranense)  verordnet  oap.  0, 
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es  8otte  im  Gerichte  niemand  gewohnheitsmässig  die  Sache  eines 
Andern  führen  (pro  alio  rationare),  damit  nicht  der  Redegewandte 
den  Ungewandten  unterdrücke,  viebnehr  solle  jeder  selbst  Bede 
stehen;  nur  Kranken  und  Unwissenden  soll  das  Gericht  aus  seiner 
Mitte  oder  aus  sonst  vertrauenswürdigen  Personen  einen  Vertreter, 
der  die  Sache  kennt,  bestellen. 

Es  wird  hier  verordnet,  dass  Stellvertreter  nur  für  Kranke  und  Un- 
wissende imd  nur  auf  Grund  richterlicher  Bestellung  zugelassen  werden. 
Das  Kapitulare  von  817  legibus  addita  c.  3  dehnt  dies  auf  die  Witwen, 
Waisen  und  Armen  aus.  Es  ist  das  persönliche  Erscheinen,  was  diese 
Gesetze  einschärfen.  Dagegen  sagen  sie  nichts  aus  über  rechtskundigen 
Beistand  des  persönlich  Erschienenen  oder  seines  Stellvertreters.  Die- 
sen zu  verbieten  oder  zu  beschränken  konnte  der  Gesetzgebung  nicht 
beifallen;  wissen  wir  doch,  dass  der  Beistand  eines  Vorsprechers  überall 
gewünscht  und  vielfach  sogar  der  Partei  aufgedrungen  wurde.  Eben- 
sowenig treffen  die  Vorschriften  den,  der  durch  Abtretung  den  Anspruch 
erworben;  denn  dieser  macht  ihn  für  sich  selbst  geltend. 

Der  Bechtszustand  war  also  der,  dass  indirekte  Stellvertretung  auf 
Grund  von  Abtretung  unbeschränkt,  direkte  auf  Grund  von  Vollmacht 
nur  wegen  besonderer  persönlicher  Verhältnisse  oder  auf  Grund  richter- 
licher Bestellung,  zuweilen  nur  bei  Zusammentreffen  beider  Voraus- 
setzungen, zulässig  war.  Die  Vollmacht  wurde  meistens  schriftlich  ge- 
geben, oft  imter  Anführung  der  ihre  Zulässigkeit  b^ründenden  Um- 
stände. Die  Abtretung  erfolgte  durch  Formalakt,  im  Bereiche  des  frän- 
kischen Bechts  durch  Halmwurf,  im  Bereiche  des  sächsischen  vor  Gericht 

mit  finger  vnd  mit  czungen 

durch  die  Erklärung,  dass  man  dem  Vertreter  die  Sache  übergebe  auf 
Gewinn  und  Verlust,  meist  wohl  in  Gegenwart  des  Gegners,  nach  süd- 
deutscher, lange  festgehaltener  Gewohnheit  durch  Anfassen  des  Ge- 
richtsstabs. Doch  kommt  die  Bedeutung  des  Formalakts  als  einer 
Anspruchsveräusserung  frühzeitig  ins  Vergessen;  es  findet  sich  Halm- 
wurf, wo  lediglich  Vollmacht  vorliegt. 

Formulae  Marculfi  1.  21  und  die  unten  beschriebene  Vollmacht  der 
Katrijn. 

In  späterer  Zeit  pflegte  man  in  Steyermark,  wo  die  Stellvertretung  ganz 
besonders  eingeschränkt  war,  den  Anspruch  schriftlich  zu  übertragen 
und  sich  durch  Bevers  die  Bückübertragung  versprechen  zu  lassen.  Die 
Landesordnung  von  1674  verbot  das  und  forderte  einen  Eid  darüber, 
daas  die  Übertragung  „nit  auf  Bevers,  sondern  erblich'*  geschehen  sei. 
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Direkte  Stellvertretung  konnte  auch  gegeben  sein  duioh  ein  G  e  - 
w a  1 1 -  oder  Amtsverhältnis.  Ein  solches  bestand  gegenüber 
dem  Fiskus,  den  Kirchen  und  Klöstern,  den  höheren  Geistlichen,  den 
Grafen  und  den  unmittelbaren  königlichen  Vasallen.  Diese  hatten  Be- 
amte, welche  sie  in  allen  Geschäften  der  Vermögensverwaltung,  in  Pro* 
scessen  und  in  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  vertraten.  Den  GeisÜiohen 
war  es  sogar  zur  Pflicht  gemacht,  solche  Vertreter  zu  halten;  es  war  das 
schon  decJialb  notwendig,  weil  sie  für  den  Zweikampf  eines  Vertreters 
bedurften.  Diese  Beamten  hiessen  Vögte  oder  Advooati. 
Das  ganze  Mittelalter  hindurch  wird  das  Wort  Advocatus  ganz  vor- 
wiegend in  dieser  Bedeutung  gebraucht;  nur  ausnahmsweise  bedeutet 
es  einen  Vorsprecher  oder  einen  Advokaten  im  heutigen  Sinne  (s.  Kap.  2). 
Der  Advocatus  ist  Stellvertreter  und  tritt  oft  genug  selbst  mit  einem 
Vorsprecher  auf,  obwohl  er  nach  dem  ersten  Kapitulare  von  802  eigent- 
lich rechtskundig  sein  sollte.  Übt  er  doch  selbst  richterliche  Befugnisse 
aus,  so  dass  der  Name  auch  einen  Richter  bezeichnet.  So  nennen  sich 
1290  die  hessischen  Landrichter  Advocati  Domini  Landgrafii  oder  Ad- 
vocati  terrae  Hassiae;  auch  die  Centgrafen  heissen  zuweilen  Advocati« 
und  im  Stadtgericht  ist  der  Advocatus  (=  Schultheiss)  die  fümehmste 
Person.    Belege  bei  Kopp  I.  282,  301,  325. 

Dieses  Vertretungsverhältnis  wurde,  wie  die  meisten  mittelalter- 
lichen Vertretungsverhältnisse,  im  Laufe  der  Zeit  den  Vertretenen  lästig. 
Denn  es  war  Zwangsvertretung,  der  Vertreter  auch  nicht  frei  gewählt, 
denn  schon  die  fränkischen  Könige  nahmen  das  Becht  der  Emennuiig 
oder  Bestätigung  der  Advocati  in  Anspruch.  Die  Advokatie  wurde  mit 
der  Zeit,  nach  dem  Beispiel  anderer  Ämter,  erblich  und  konnte,  wie  es 
scheint,  auch  auf  die  weibliche  Linie  übergehen.  So  erscheint  1249  in 
einer  Urkunde  bei  Kopp  I.  Nr.  71  eine  advocatissa  de  Keseberg.  War 
der  Advocatus  ein  Höherer,  so  Hess  er  sich  wohl  durch  einen  Subadvo- 
catus  vertreten,  wogegen  sich  die  Geistlichkeit  mehrfach  wehrte  und 
auch  1156  eia  kaiserliches  Verbot  erzielte.  Kaiser  Rudolf  entschied 
1283,  dass  das  Kloster  Schwartzach  nur  einen  Advokaten  haben  und 
sein  Oberadvokat  Burggraf  Friedrich  von  Nürnberg  diesen  bestellen 
solle.  Überhaupt  hat  die  Geistlichkeit  die  Advokatie  los  zu  werden  ge- 
sucht und  schliesslich  ihre  Beschränkung  auf  den  Blutbann  (den  Geist- 
liche nicht  ausüben  durften)  durchgesetzt. 

Vgl.  Kopp  I.  106. 
Mit  der  Advokatur  hat  sonach  diese  Advokatie  nichts  zu  tun. 

Der  Grundsatz  der  Unzulässigkeit  oder  doch  beschränkten  ZulSasig- 
keit  der  Stellvertretung  hat  sich  das  ganze  Mittelalter  hinduroh  erhalten. 
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Die  BechtBbficher  des  Land-  und  Lehnreohts  wissen  nichts  von  Stell- 
vertretung voUfreier  und  wehrhafter  Personen.  „Auch  die  Stadtreohte," 
sagt  Brunner  in  den  Beiträgen  zur  Geschichte  und  Dogmatik  der  Wert- 
papiere, „welche  doch  am  ehesten  Veranlassung  hatten,  auf  das  Ver- 
txetungsbedtirfnis  einer  handeltreibenden  Bevölkerung  Rücksicht  zu 
nehmen,  kennen  nur  eine  sehr  beschränkte  Zulässigkeit  der  Vertretung. 
Beispiele  bieten  Augsburg,  Bamberg,  Begensburg,  Frag,  Braunschweig, 
Bremen,  Hamburg,  Lübeck,  Riga,  Eisenach,  München,  Freising  und 
andere  Städte,  deren  Recht  nur  mit  Zustimmung  des  Gegners  oder  nur 
zu  Gunsten  von  gesippten  Freunden  und  Hausangehörigen  oder  nur  im 
Falle  echter  Not  oder  der  Partei,  die  verreisen  will,  dem  wegfertigen 
Manne,  die  Bestellung  eines  gerichtUchen  Vertreters  gestattet."  Ahn- 
liehe  Grundsätze  herrschten  in  den  nordischen  Rechten  und  nach  fran- 
zösischem, englischem  und  normannischem  Rechte.  Li  Frankreicch  wurde 
die  Stellvertretung  nur  auf  Grund  von  Gnadenbriefen  (lettres  de  gräce) 
gestattet,  die  allerdings  der  Gebühren  wegen  sehr  gern  erteilt  wurden. 
Erst  mit  dem  gemeinen  Rechte  drang  der  Satz  von  der  Zulässigkeit  der 
Stellvertretung  überall  durch. 

Der  Stellvertreter  heisst  muntporo  (Mompar),  vormunt,  Gewalt- 
haber, Vogt,  später  vorzugsweise  Auwald.  Anwald  bedeutet  genau 
dasselbe  wie  procurator,  nämlich  einen  Bevollmächtigten  überhaupt, 
nicht  notwendig  einen  berufsmässigen,  nicht  notwendig  einen  Prozess- 
bevollmächtigten; selbst  die  Bevollmächtigten  des  ICaisers  auf  den 
Beiofastagen  heissen  Anwälte,  imd  noch  1820  wird  in  Ersch  und 
Grubers  Encyklopädie  „Anwalt**  gleichgesetzt  mit  „Prozessbevoll- 
mäohtigter",  welcher  keine  Rechtskenntnisse  nötig  habe,  sondern  nur 
statt  der  Partei  erscheine  oder  Schriften  einreiche,  oder  Gebühren  be- 
zahle, oder  aber  Zustellungsbevollmächtigter  sei.  In  f2;leichem  Sinne 
erscheint  der  Ausdruck  „Gewalthaber"  noch  in  der  badischen  Anwalt- 
ordnung von  1864. 

Der  Anwald  ist  etwas  anderes  als  der  Vorsprecher.  Der  Vorsprecher 
tritt  neben  einer  anwesenden,  der  Anwald  für  eine  abwesende  Partei 
auf;  das  Wort  des  Vorsprechers  bindet  die  Partei  nicht,  das  des  Auwalds 
bindet  sie;  für  den  Vorsprecher  wird  Rechtskunde  vorausgesetzt,  für 
den  Anwald  nicht.  Die  Anwaldschaft  soll  das  persönliche  Erscheinen 
der  Partei  ersetzen,  die  Vorspräche  ihr  rechtskundige  Unterstützung 
gewahren.  Gewisse  Teile  der  Aufgabe  des  Vorsprechers  Hessen  sich  über- 
haupt nur  erfüllen,  wenn  er  seine  Partei  oder  deren  Vertreter  neben  sich 
hatte,  so  das  Vorsprechen  der  Eüagformel  und  des  Eids.  Aber  auch  die 
Idee  des  Vorsprechertums  widersprach  einer  Vereinigung  mit  der  Stell- 
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Vertretung :  der  VoiBprecher  war  eben  kein  Parteimann.  In  Frankreich 
führte  diese  Idee  dahin,  dass  die  Advokatur  dem  Verlangen»  Vollmacht 
auf  edch  zu  nehmen,  hartnäckig  und  bis  heute  Widerstand  entgegensetste, 
und  neben  ihr  ein  besonderer  BevoUmäohtigtenstand  der  avou^  sich 
bildete.  In  Deutschland  finden  wir  Spuren  einer  ähnlichen  Entwicke- 
lung.  Die  Vollmacht  wird  in  der  Regel  nicht  dem  Vorsprecher  über- 
tragen; vielmehr  sehen  wir  den  Auwald  zumeist  selbst  mit  einem  Vor- 
sprecher erscheinen  und  im  Urkundenbuche  der  Stadt  Magdeburg  TL. 
144  lautet  seine  Vollmacht  auch  dahin 

vorspreken  to  biddende  unde  to  behaldende. 

Aber  zu  einer  festen  Überlieferung,  wie  in  Frankreich,  führte  das  nicht. 
Schon  in  einem  Magdeburger  Weistume  von  1304  Art.  140  erhalt 
jemand  einen  Vormund,  der  zugleich  sein  Vorsprecher  ist. 

Gaupp,  Das  alte  Magdeburgische  und  Hallische  Recht  1826. 

In  der  Kölner  Untergerichtsordnung  von  1538  wird  zwar  die  begriff- 
liche Scheidung  noch  scharf  festgehalten,  aber  die  tatsächliche  Ver- 
einen jemand  mischung  klargestellt: 

Zwischen  dem  Fürsprechen  und  Anwaldt  ist  allein  der  Vndersoheidt, 
dass  der  Anwaldt  derjenige  ist,  welcher  genugsam  Gewalt  oder  Voll- 
macht hat.  Aber  der  Fürsprech  ist  derjenige,  welcher  die  Rede  in 
Gericht  führet,  entweder  in  Krafft  gegebener  Gewalt  oder  dass  er 
zum  Anwaldt  bestellt  ist,  oder  aber  auss  Befelch  g e - 
genwärttiger  Partheyen.  Dessgleichen  die  vollmächtigen 
Anwäldte,  so  fem  sie  selber  im  Gericht  zugegen  seyn  vnd  nit  reden 
können  oder  wollen,  durch  einen  Fürsprechen  ihre  Wort  thun  lassen 
mögen. 

Brunners  Rechtsgeschichte  (II.  364)  bringt  ein  Beispiel  aus  den  Dingtalen 
von  Delft.  Katrijn  bittet  durch  ihren  Vorsprecher  (talman)  um  ein 
Urteil,  wie  sie  zu  einem  Vogt  gelangen  solle.  Die  Schöffen  weisen :  mit 
hellem  imde  mit  stro.  So  soll  Katrijn  ein  Stroh  ihrem  Vor* 
Sprecher  geben  und  sagen:  Ich  kiese  euch  zu  meinem  Vogt.  In 
Frankfurt  a.  M.  finden  wir  zwar  sogar  einen  besonderen  Berufsstand 
der  Bevollmächtigten,  Monpam  genannt.  Diese  Monpam  waren  Ge- 
neralbevollmächtigte der  Geschlechter  oder  anderer  Wohlhabender, 
aber  öffentlich  vereidet  und  auf  festes  Gehalt  („jährliche  Mompar- 
gülden")  gesetzt.  Sie  hatten  früher  das  ausschliessende  Recht,  zu  Pro- 
zessbevollmächtigten bestellt  zu  werden,  neben  denen  besondere  Vor- 
sprecher angenommen  wurden.  Aber  die  Reformation  von  1509  er- 
laubte die  Verbindung  des  Amts  mit  dem  Vorsprecheramte: 
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Tit.  35.  De  proouratoribufi.  Von  montpam,  anwalden  and  für- 
sprechen. 

AIb8  aber  montpar  und  f ürsprechen  bissher  zwey  ampt  gewest,  da- 
durch die  parthyen  des  oostens  und  expens  halber  beschwert  gewest 
sein:  So  wöUn  wir  das  hinfür  die  fürspreohen  auch 
montpar  mögen  sein.  Wo  aber  einer  ein  besundem  für- 
sprechen  und  besundem  montpar  haben  wil,  sol  yederman  erlaubt 
sein  und  ssu  thun  haben. 

erneuerte  Reformation  von  1578  hob  dann  das  Amt  der  Mompam 
gans  auf  und  stellte  vier  geschwome  Vorsprecher  an,  denen  allein  Pro- 
sessyollmacht  erteilt  werden  darf  und  die  deshalb  Gerichtsprokuratoren 
heissen.  In  Sachsen  (Kap.  32)  werden  wir  eine  ähnliche  Einrichtung 
finden,  und  Gleiches  berichtet  Ruhm  aus  Danzig.  Dort  gab  es  zwei 
Klassen  von  Parteivertretem :  Prokuratoren  (Redner,  Fürsprecher)  und 
M&ohtiger;  von  Advokaten  hören  wir  nichts.  Nach  dem  Mach- 
tiger-Artikel  von  1603  lag  den  Prokuratoren  der  Vortrag  ob,  den  Mach- 
tigem die  Einziehung  der  Information;  die  Machtiger  stehen  niedriger, 
versehen  zugleich  das  Amt  des  Türstehers.  Prokuratoren  wie  Machtiger 
weiden  auf  ein  Jahr  ernannt  und  vereidigt;  doch  wird  die  Ernennung 
in  der  R^el  erneuert.  Ausser  ihnen  darf  niemand  als  Vertreter  auf- 
treten oder  Schriftsatze  einreichen;  andrerseits  dürfen  sie  selber  nicht 
vor  dem  Wett-(Polizei-)Gericht  auftreten.  Der  älteste  Prokurator  hat 
ein  Recht  auf  gewisse  Vormundschaften  und  die  Vertretung  der  Anklage 
in  Strafsachen.  Seit  1609  gab  es  eine  Gebührenordnung;  die  Gebühren 
der  Prokuratoren  flössen  in  eine  gemeinsame  Kasse,  deren  Bestand  gleich- 
massig verteilt  wurde.  Diese  Verfassung  bestand  bis  1793,  wo  Danzig 
an  Preussen  kam,  und  dann  wieder  von  1807  bis  1814. 

Hier  erscheint  etwas  wie  Teilung  der  Arbeit  zwischen  Vorsprecher 
und  Gewalthaber.  Es  ist  dies  erklärlich,  da  der  einmal  angenommene 
Gewalthaber  doch  auch  etwas  zu  tun  haben  musste.  Dennoch  ist  es 
Ausnahme.  Der  Gewalthaber  hatte  neben  dem  Vorsprecher  in  der  Regel 
nichts  zu  tun;  er  musste  zugegen  sein,  weil  die  Partei  selbst  hatte  zu- 
gegen sein  sollen;  er  hatte  zu  leisten,  was  die  Partei  selbst  geleistet  haben 
wurde,  das  ist  seine  Gegenwart;  eine  Arbeitsteilung,  wie  wir  sie  spater 
zwischen  Advokaten  und  Prokuratoren  finden,  trat  nicht  ein.  „Die 
gemeinrechtliche  Unterscheidung  von  Advokaten  und  Prokuratoren,** 
sagt  Bmnner  in  dem  Aufsatze  über  die  Zulassigkeit  der  Anwaltschaft, 
„kann  nicht  etwa  geschichtlich  an  den  Gegensatz  von  Vorsprechem 
und  Gewalthabern  angeknüpft  werden.**  Sieht  man  von  den  Neben- 
personen der  Rauner  und  Rater  ab,  so  kannte  der  deutsche  Prozess  nur 
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einen  Bechtefireund,  den  Vorspreohery  und  nur  eine  Art  der  rechte- 
kundigen Unterstützung,  die  Bede  vor  Qerioht. 


Siebzehntes  Kapitel. 

Zweiteilung  des  B^^nfe. 

Die  Zweiteilung  des  Berufs  in  Advokatur  und  Prokuratur»  von  der 
wir  weder  im  römischen,  noch  im  deutschen  Beohte  eine  Spur 
fanden,  hat  sich  vollzogen  im  kanonischen  Beoht.  Aber  auch  hier  finden 
wir  sie  im  Anfang  gar  nicht,  späterhin  nur  in  sparsamen  und  unbe- 
stimmten Andeutungen;  zuletzt  verschwindet  sie  so,  dass  kaum  eine 
Erinnerung  daran  übrig  bleibt.  Der  Verlauf  des  Vorganges  ist  in 
Dunkel  gehüllt,  und  bis  zu  den  Anfängen  der  Entwickelung  vermochten 
wir  nicht  vorzudringen. 

Der  kanonische  Prozess  setzt  ein  mit  Erbittung  eines  Bichters 
beim  Papst  oder  Erzbischof,  fährt  fort  mit  schriftlicher  Klage  und  La- 
dung. Ist  entschieden,  dass  der  Beklagte  zu  antworten  verpflichtet  ist 
—  was  zuweilen  weitläufige  Erörterungen  hervorruft  — ,  so  geschieht 
die  litis-Contestation,  d.  h.  der  Beklagte  hat  bestimmt  zu  erklären,  ob 
er  den  Anspruch  anerkenne  oder  bestreite.  Dann  wird  der  CSalumnien- 
cid  geleistet.  Und  nun  folgt  die  BUdung  der  positiones,  eine 
dem  römischen  Bechte  fremde,  durch  den  Gebrauch  eingeführte  Ein- 
richtung. Kläger  formuliert  seine  Behauptungen  unter  seinem  Eide 
einzebi,  Beklagter  hat  sich  darauf  mit  Ja  oder  Nein  ebenfalls  eidlich 
zu  erklären;  der  Bichter  kann  interrogationes  hinzusetzen.  Ein  Be- 
weisbeschluss  oder  Beweisurteil  ergeht  nicht.  Sondern  die  bestrittenen 
positiones  hat  Kläger  zu  beweisen.  Dazu  wird  ihm  eine  Frist  gesetzt. 
Die  Beweisaufnahme  erfolgt  durch  beauftragte  Kommissare  in  Abwesen- 
heit der  Parteien;  der  Beweisführer  reicht  schriftliche  articuli  ein,  über 
die  der  Zeuge  vernommen  werden  soll.  Die  Beweisprotokolle  werden 
verschlossen  dem  Prozessgerichte  eingereicht,  in  einem  besonderen  Ter* 
mine  eröfiEnet  und  in  Abschrift  den  Parteien  mitgeteilt.  Nun  folgen 
mündliche  Parteiausführungen,  der  Bichter  fasst  das  Ergebnis  der  Ver- 
handlungen zusammen  und  schliesst  sie.  Die  Anträge  werden  gestdlt, 
assessores  zugezogen  und  es  ergeht  das  Urteil. 

Die  assessores  kennen  wir  bereits  aus  dem  vierzehnten  Elapitel. 
Es  sind  Beisitzer,  die  der  Bichter  nach  seinem  Belieben  zuzieht.  Als  ihre 
Aufgabe  wird  ganz  bestimmt  die  Belehrung  des  Bichters  bezeichnet.   Der 
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maasgebende  ProKeesualist  seiner  Zeit,  Tankred,  sohrieb  um  das  Jahr 
1216  darüber 

Assessor  est  ille,  qui  ab  eo,  qui  habet  iudicandi  potestatem,  asso- 
ciator»  ot sibi  in causae cognitione assideat etut  instruat  eum 
oansam  debito  decidere  fine. 
Also  ganz  wie  der  nach  der  lex  Bajuvaiionim  mit  dem  Gesetzbuche 
neben  dem  Grafen  sitzende  Beohtweiser.  Wie  dieser  ist  der  assessor 
rechtskundig,  daher  heisst  er  auch  sapiens.  Er  wird  vom  Richter  zu- 
gezogen, jedoch,  fährt  Tankred  fort: 

de  consuetudine  habetur  et  congruit  rationi,  ut  d  e  assensu  par- 
tium  eligatur. 
Die  Parteien  einigen  sich  also  über  seine  Person,  und  er  muss  häufig 
aus  den  Advokaten  gewählt  worden  sein,  denn  es  heisst: 

Item  nota,  quod  nemo  potest  fungi  officio  assessoris  et  advocati,  ut 
ne,  dum  ad  utrumque  festinet,  neutrum  bene  gerat,  ut  Cod.  1,  51. 
Wir  fanden  das  Verbot,  in  derselben  Sache  zugleich  Advokat  und  Assessor 
zu  sein,  bereits  im  römischen  Rechte,  eben  in  der  hier  bezogenen  Codex- 
stelle; und  bezeichnenderweise  wird  es  nicht  etwa  aus  der  Natur  der 
Sache,  sondern  mit  Nützlichkeitsgründen  gerechtfertigt.  Die  Verbin- 
dung dieser  beiden  Ämter  erschien  jener  Zeit  also  keineswegs  so  undenk- 
bar, wie  uns  Heutigen;  und  wir  wissen  ja,  dass  sie  in  der  deutschen  Ge- 
richtsverfassung geduldet,  ja  vorgeschrieben  war.  Aber  noch  weiter 
geht  der  Zusammenhang  von  Assessur  und  Advokatur;  denn  der  Assessor 
darf  von  der  Partei  eine  Vergütung  annehmen  pro  justo  consilio;  sed  fit, 
sagt  Durant  im  Speculum  juris,  plerumque  pro  iniusto.  Wir  sehen: 
auch  das  römisch-kanonische  Recht  hat  seinen  Reohtweiser,  und  auch 
hier  bildet  er  die  Brücke  zur  Advokatur. 

Der  Advokat  nun  ist  der  Betreiber  des  Prozesses.  Wie  in  Rom, 
ist  seine  Aufgabe  das  postulare.  Postulare  ist  dasselbe  wie  advocare, 
sagt  Tankred.  Der  Advokat  tritt  in  jedem  Stadium  des  Prozesses  auf: 
vor  der  litiskontestation,  denn  er  bringt  die  aufschiebenden  Einreden 
vor  (ü.  15);  nach  der  litiskontestation,  denn  er  formuliert  positiones 
et  artioulos  (m.  3);  vor  allem  nach  EröfiEnung  der  Beweisprotokolle  in 
der  mündlichen  Schlussverhandlung  (allegationes).  Tunc  surgere  de- 
bent,  sagt  Tanored,  patroni  causarum,  qui  gloriosae  vods  munimine 
lapsa  erigunt,  und  nun  ergiessen  sich  die  Schleusen  der  Beredsamkeit. 
Der  Advokat  erzählt  den  Sachverhalt,  verliest  die  Klage  und  die  sie 
stützenden  Urkunden,  legt  dar,  was  zugestanden,  was  bewiesen  ist,  und 
sohliesst  daran  die  Rechtsausführung  (iuris  productio)  all^gando  l^ges 
et  oanones. 
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Officium  advocati  est,  sagt  Tankred,  stare  et  onmia  proponere,  qiiae 

clientulo  suo  expediant. 
Von  Unentgeltlichkeit  seines  Dienstes  ist  so  wenig  die  Bede,  dass  viel* 
mehr  die  Stelle  fortfährt: 

et  ante  litem  contestatam  de  salario  convenire. 
Für  die  Gebühr  ist  also  der  heute  von  der  romanischen  Advokatur  streng 
verpönte  Ausdruck  salarium  gebraucht.    Die  römische  Vorschrift,  dass 
die  Gebühr  100  aurei  nicht  übersteigen  darf,  ist  aufgehoben,  meint 
Tankred, 

hoc  olim  obtinuit,  cum  salaria  ex  publico  praestabantur  et  par  distri- 

butio  advocatorum  a  iudice  fiebat. 
EQer  erfahren  wir  plötzlich,  dass  in  früheren  Zeiten  die  Gebühren  aus 
öffentlichen  Mitteln  gezahlt  und  die  Prozesssachen  unter  die  Advokaten 
gleich  verteilt  wurden.  Da  wir  nun  davon  weder  in  Rom,  noch  in  Deutsch« 
land  bisher  etwas  gefunden  haben,  so  bleibt  nur  die  Annahme  übrig,  dass 
entweder  wir  oder  Tankred  sich  getauscht.  Das  Erste  aber  ist  wahr-> 
scheinlicher.  Tankred  zielt  entweder  auf  die  Armenadvokaten  oder  aal 
die  Vorsprecher,  die  ja  grundsätzlich  nicht  von  der  Partei  gewählt, 
sondern  vom  Richter  im  öffentlichen  Interesse  gegeben  wurden  und 
dafür  allerdings  hier  und  da  eine  Gebühr  aus  öffentlichen  Mitteln  be- 
zogen hatten. 

Hodie,  schliesst  er,  quilibet  advocatus  pacisci  potest  de  salario  cum 

clientulo  suo  secundum  utriusque  placitum  consensum,  dummodo 

de  certa  parte  litis  non  paciscatur;  et  licite  ac  sine  peccato  salarium 

accipere  potest. 

Neben  dieser  alle  Sachwaltertätigkeit  in  sich  schliessenden  Advo- 
katur erscheint  in  den  kanonischen  Rechtssammlungen  die  Prokurator 
als  das,  was  sie  im  römischen  Rechte  gewesen  war:  als  Gattungsbegriff 
der  Stellvertretung.  Die  von  den  Prokuratoren  handelnden  Titel  er- 
geben nichts  über  das  Bestehen  eines  organisierten  BeruhstandoB  der 
Prokuratoren.  Weder  von  Vorbildung,  noch  von  Zulassung  oder  Be- 
eidigung, noch  von  Gebühren  der  Prokuratoren  ist  die  Rede;  von  einer 
Zweiteilung  des  Sachwalteramtes  in  Advokaten-  und  Prokuratoren- 
dienst  zeigt  sich  keine  Spur.  Auch  das  kanonistische  Schrifttum  ergiebt 
nichts  darüber.  Der  ordo  iudiciarius  von  1161  weiss  nichts  von  einer 
öffentlichen  Prokuratur,  ebensowenig  wie  der  von  1181,  der  des  Ma- 
gisters Ricardus  Anglicus  von  1190  ebensowenig  wie  das  Prozeaslehr- 
buch  Tankreds.  Dagegen  lehren  diese  beiden,  dass  der  Prokuratur  die 
Unentgeltlichkeit  wesentlich  sei,  welche  sich  mit  der  Berufsmaaeig- 
keit  nicht  verträgt: 
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Procurator  non  est,  qni  aliquid  accipit ;  nam  tale  officium  debet  esse 
gratoitum 

und  der  ordo  iudiciarius  von  1181  sagt  bei  Besprechung  der  Gesetzes- 
stelle,  welche  den  Geistlichen  zur  Pflicht  macht,  sich  per  advocatum 
vertreten  zu  lassen: 

Ibi  enim  per  advocatum  procuratio  intelligitur,  qui  utrumque  gerit 
officium  et  advocationis  et  procurationis, 

ergiebt  also,  dass  nichts  im  Wege  stand,  dem  Advokaten  zugleich  die 
Stellvertretung  —  solche  war  nach  kanonischem  Recht  ohne  weiteres 
zulassig  —  zu  übertragen.  Unter  advocatus  versteht  dieselbe  Schrift 
(Tit.  8)  jeden,  der  auf  irgend  eine  Weise  Prozesse  betreibt 
(causis  agendis  aliquo  modo  occupatur),  unter  Prokurator  jeden  Be- 
vollmächtigten, für  Kaxd  so  gut  wie  für  Prozess.  Auch  bei  dem  Leglsten 
Bulgarus,  einem  der  vier  berühmten  Doktoren  der  Glossatorenschule, 
tritt  von  einer  irgendwie  gerichtsverfassungsmässigen  Stellung  der  Pro- 
kuratur,  von  einer  Arbeitsteilung  zwischen  ihr  und  der  Advokatur 
nichts   in  die  Erscheinung. 

Etwas  weiter  führt  uns  die  aus  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts 
stanmiende  Summa  de  ordine  et  processu  iudicü  spirituahs.  Sie  be- 
ginnt mit  Aufzählung  der  im  Gericht  notwendigen  Personen.  Ausser 
dem  Richter  und  den  Parteien  seien  noch  fünf  Personen  notwendig: 
testis,  advocatus,  assessor,  procurator  et  auditor.  Zum 
ersten  Male  erscheint  der  Prokurator  neben  dem  Advokaten  ab  not- 
wendige Hilfsperson;  doch  ist  es  mit  der  Notwendigkeit  nicht  allzu  ge- 
nau zu  nehmen,  da  auch  die  anderen  als  notwendig  aufgeführten  Per- 
sonen keineswegs  unbedingt  notwendig  sind. 

Deutlichere  Spuren  tauchen  1274  auf.  In  diesem  Jahre  erneuerte 
n&mlioh  das  Konzil  von  Lyon  die  in  Vergessenheit  geratene  Verord- 
nung der  L.  14  Cod.  3.  1  über  die  Beeidigung  der  Advokaten  und  fügte 
hinzu,  dass  die  Prokuratoren  einen  ähnlichen  Eid  zu  leisten  und,  ebenso 
wie  die  Advokaten,  alle  Jahre  zu  erneuern  haben.  Treten  sie  an  einem 
Gerichte  auf,  bei  dem  sie  ihn  noch  nicht  geleistet  haben,  so  soUen  sie 
für  den  Einzelfall  vereidigt  werden.  Ohne  Eid  dürfen  sie  ihr  „offi- 
cium'' nicht  ausüben.  Zugleich  wurde  eine  Gebührenordnung  aufge- 
stellt. Der  Advokat  soll  für  eine  Sache  nicht  über  20,  der  Prokurator 
nicht  über  12  libras  Turonensee  salarii  nomine  vel  etiam  sub  palmarii 
colore  nehmen.  Wer  mehr  nimmt,  erwirbt  nicht  das  Eigentum  des 
Oberschussee  und  muss  ihn  wiedergeben,  geht  ausserdem  seines  Amts 
verlustig,  der  Advokat  auf  drei  Jahre,  der  Prokurator  für  immer. 

Welsiler,  n«acfalchte  der  RochtMuiwaltschftfi.  8 
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F'WDiese  Bestimmungen^ übernahm  König  Philipp  von  Frankreich 
durch  Verordnung  vom  23.  Oktober  1274  für  die  weltlichen  Gerichte, 
und  von  da  datiert  der  Qeschichtsschreiber  der  franzöBischen  Prokuratur, 
BataiUard, 

Les  origines  de  Thistoire  des  procureurs  et  des  avouäs,  Paria  1868, 

S.  106 
die  Geburt  der  öffentlichen  organisierten  Prokuratur  in  Frankrdch. 
Welches  aber  die  Aufgabe  der  Prokuratur  im  Unterschiede  von  der  der 
Advokatur  gewesen,  erfahren  wir  hier  nicht;  dass  die  der  Advokatur 
die  höhere  war,  dürfen  wir  aus  der  Gebührenbemessung  schUeseen. 

Von  nun  an  fliessen  die  Nachrichten  reichlicher.  1295  werden  auf 
der  Synode  von  Canterbury  die  Verhältnisse  der  Advokaten  und  Pro- 
kuratoren bei  dem  Konsistorium  geordnet.  Sie  werden  generales,  d.  i. 
öffentliche  genannt,  schwören  einen  Amteeid  (cap.  3);  die  Zahl  wird  fest- 
gesetzt auf  16  Advokaten  und  10  Prokuratoren,  die  lokalisiert,  d.  i. 
auf  das  eine  Konsistorium  beschränkt  sind  und  bei  anderen  nicht  auf- 
treten dürfen;  die  Advokaten  müssen  bereits  wenigstens  vierjähriges 
Universitätsstudium  und  eine  einjährige  praktische  Vorbereitung  nach- 
weisen, von  den  Prokuratoren  wird  derartiges  nicht  verlangt  (cap.  8). 
Die  älteren  Advokaten  und  Prokuratoren  sitzen  dem  Richter  gegen- 
über; die  übrigen  zur  Seite,  nach  ihrem  Alter  geordnet  (cap.  9).  Es  fol- 
gen Strafandrohungen  wegen  Fälschung,  Unterdrückung,  Zeugenbe- 
steohung  und  dergl.  Besonders  erwähnt  wird,  dass  Prokuratoren  nach 
Widerruf  der  Vollmacht  wissentUch  weiter  prokurieren  oder  aber  die 
Vollmacht  verheimlichen  oder  absichtlich  widerrufen  lassen,  um  die 
Sache  aufzuhalten.  Zu  den  Strafen  gehört  auch  die  Amtsentsetzung. 
Ein  Licht  auf  den  Zustand  der  Anwaltschaft  wirft  es,  dass  den  Advoka- 
ten und  besonders  den  Prokuratoren  verboten  wird,  öffenthch  oder  heim- 
lich Schenken  zu  halten  (ne  tabemarius  esse  praesumat)  oder  auch  nur 
Schenken  zu  besuchen,  ausser  im  Falle  dringenden  Bedürfnisses,  was 
aber  nicht  leichtUch  anzunehmen  sei.  Unzucht  und  Nachtschwärmerei, 
auch  der  Besuch  öffentlicher  Schauspiele  ist  verboten,  alles  das  äussersten- 
falls  bei  Strafe  der  Amtsentsetzung  (cap.  16). 

Nunmehr  folgt  eine  merkwürdige  Stelle  über  die  Advokaten  als 
Beisitzer  (assessores)  und  Batgeber  (consiliarü)  der  Gerichte. 
Schon  auf  dem  KonzU  zu  Lyon  war  über  consiharü  geklagt  worden,  qui 
malam  causam  fovent.  Jetzt  wird  erzählt  (c.  17),  es  sei  vorgekommeo, 
dass  der  Richter  von  Advokaten  in  ihrer  Eigenschaft  als  GerichtsbeiBitzer 
Bat  eingeholt  habe,  die  in  derselben  Sache  von  einer  Partei  gewonnen 
(dandestine  procurati  et  ad  id  conducti)  waren,  dies  aber  verschwiegen 
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ond  aioh  iinbeteiligt  gestellt  hatten  (indifferentes  se  Simulant).  Dies 
wird  streng  verboten  und  die  grosse  Exkommunikation,  bei  gewohn- 
heitsmassigem Betrieb  Entlassung  darauf  angedroht.  Doch  wird  den 
Parteien  freigestellt,  weise,  fürsichtige  und  getreue  Männer,  nicht  aber 
Advokaten  oder  Gerichtsbeamte,  2u  stellen,  um  ohne  Entgelt  dem  Ge- 
richte rechten  und  getreuen  Bat  zu  geben,  wenn  sie  darum  gefragt 
werden.  Da  erscheint  er  ja  wieder,  imser  wohlbekannter  Rechtwei- 
ser, sogar  in  seiner  ältesten,  echtesten  Gestalt,  als  von  der  Partei  her- 
beigerufener Batgeber  des  Bichters,  wie  wir  ihn  kennen  gelernt  haben 
im  römischen  .iurisconsultus.  Die  enge  Verbindung  dieser  Einrichtung 
mit  der  Bechtskunde  und  folglich  mit  dem  Advokaten-  und  Vorsprecher- 
amte erscheint  hier  augenfällig. 

Keine  Partei  soll  mehr  als  sechs  Advokaten  und  zwei  Prokuratoren 
annehmen,  damit  auch  für  die  andere  ein  Bechtsbeistand  übrig  bleibe, 
(cap.  18).  Advokaten  und  Prokuratoren  sollen,  während  ihre  Sache 
verhandelt  wird,  sich  nicht  ohne  Erlaubnis  des  Bichters  entfernen 
und  die  Geschäfte  dadurch  stören;  sondern  sie  müssen  nötigenfalls  — 
wie  modeml  —  eine  Sozietät  eingehen  (socium  habeant,  per  quem 
causa  possit  opportune  tractari);  sie  sollen  auch  pünktlich  antreten,  da 
die  Sachen  nach  der  Beihenfolge  der  Terminsliste  (registrum)  erledigt 
werden  (cap.  13). 

Die  für  uns  wichtigste  Vorschrift  aber  giebt  cap.  14: 
Procuratores  sine  advocatis  causas  vel  negotia  non  assumant  nee 
etiam  proeequantur;  sed  sui  officii  finibus  sint  contenti. 
Hier  erfahren  wir  zum  ersten  Mal,  dass  der  Prokurator  neben  dem 
Advokaten  tätig  wird,  dass  er  ohne  Advokaten  keine  Sache  übernehmen 
soll  und  dass  er  einen  bestinmit  begrenzten  Wirkungskreis  hat.  Welcher 
daa  aber  ist,  das  erfahren  wir  hier  so  wenig,  wie  aus  den  früheren  Zeug- 
nissen. Ersichtlich  ist  nur,  dass  beide  Bechtsfreunde  in  der  Sitzung 
anwesend  sind,  und  dass  der  eine,  der  Prokurator,  Vollmacht  hat;  wie 
sie  sich  in  die  Arbeit  teilen,  bleibt  unklar. 

Diese  Unklarheit  hält  merkwürdig  lange  an,  doch  lässt  sich  be- 
merken, dass  die  Advokaten  in  den  Hintergrund  zu  treten  beginnen. 
In  dem  höchst  anschaulichen  aktenmässigen  Bilde,  das  Johann  von 
Bolognas  Formelbuch  1289  vom  kanonischen  Prozesse  entwirft,  sind 
es  die  Prokuratoren,  die  den  Prozess  betreiben;  Advokaten  werden  fast 
gar  nicht  erwähnt.  Die  von  Muther  herausgegebenen  Prager  Prozess- 
lehrbucher  aus  den  Jahren  1386  und  1398  zeigen  Prokuratoren,  die  in 
den  Terminen  erscheinen,  Schriftsätze  überreichen,  Abschrift  der  geg- 
nerischen Schriftsätze  und  Termine  zur  Erklärung  darauf  erbitten,  die 

8* 
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litiskontestation  vollziehen.  Von  Advokaten  hören  wir  nichts;  eist 
aus  der  Kostenrechnung  ergiebt  sich  ihre  Mitwirkung,  die  also  eine 
aussergerichtliche  gewesen  sein  muss,  dennoch  mit  1  Schock  Prager 
Groschen  bedeutend  höher  bezahlt  wird,  als  die  des  Prokurators,  der 
nur  40  Groschen  erhalt.  Ein  Lichtschein  fallt  auf  sie  durch  die  Bemer- 
kung, dass  im  Prager  Konsistorium  mit  Zustimmung  der  Prokuratoren 
die  Gewohnheit  eingeführt  sei,  dass  Positionen,  in  denen  der  Advokat 
Wahres  und  Falsches  zusammengefasst  hat,  geteilt  beantwortet  werden 
können.  Wir  wissen  nunmehr  so  viel,  dass  der  Advokat  die  Positionen 
fasst.    Wenn  femer  1422  in  Wärzburg  angeordnet  wird 

ut  advocati  libellis,  positionibus  et  articulis,  exceptionibus,  repU« 
cationibus,  consilüs  et  coeteris  causarum  actis  per  eos  concipiendis 
seu  formandis  nomine  proprio  se  subscribant, 
so  sehen  wir,  dass  der  Advokat  die  gesamte  schrifthche  Arbeit  anfertigt. 
Da  wir  femer  bereits  wissen,  dass  die  Abwartung  der  Termine  Sache  der 
Prokuratoren  ist,  so  sind  wir  einen  bedeutenden  Schritt  weiter.  Wir 
haben  die  Spur. 

Wir  stellen  im  Vorbeigehen  fest,  dass  1417  ein  Prozess  vor  einem 
geistlichen  Kommissar  in  Mainz  und  dann  in  den  weiteren  Instanzen 
durch  causarum  procuratores  iurati  geführt  wurde, 

Kopp,  I.  Beilagen  zum  zweiten  Stück  Nr.  35 
und  gelangen  zu  einem  wichtigen  Zeugnisse,  dem  Statut,  das  Kurfürst 
Theoderich  II.  von  Köln  seinen  Gerichten  etwa  1456  gab.  Hier  werden 
neben  Advokaten  Procuratores  Audientiarum  erw&hnt, 
beide  Kleriker,  beide  vereidet;  die  Zahl  der  Prokuratoren  ist  auf  8  fest- 
gesetzt, die  der  Advokaten  unbeschränkt  —  eine  Erscheinung,  die  wir 
noch  oft  werden  wiederkehren  sehen.    Dann  heisst  es: 

Procuratores  non  intromittent  se  de  officio  Advo- 
catorum,  ne  aliquis  Procurator  sit  Procurator  utriusque  partis. 
Den  Sinn  der  letzten  Worte  werden  wir  bald  verstehen.  Das  Statut 
schreibt  nämlich  weiter  vor,  dass  formgerechte  Klagen  und  Schrift- 
sätze der  Kostenersparnis  wegen  auch  dann  zugelassen  werden  sollen, 
wenn  sie  nicht  von  Advokaten  unterzeichnet  sind.  Also  eigentlich 
müssten  sie  von  Advokaten  unterzeichnet  sein.  Aber,  heisst  es  weiter, 
es  müssen  dann  solche  Schriftsätze  sein,  für  die  die  Partei  nichts  be- 
zahlt hat, 

ne  procuratores  vel  alii  officia  exerceant  Advocatomm,  zu  deutsch: 
damit  nicht  das  Schriftsätzemachen,  welches  das  Amt  der  Advokaten 
ist,  gewerbsmässig  von  den  Prokuratoren  oder  anderen  ausgeübt 
werde. 
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Nun  sehen  wir  auf  einmal  klar:  das  Sohriftsatzemachen  ist  das  Amt 
der  Advokaten.  Und  da  wir  bereits  wissen,  dass  die  Fassung  der  Po- 
sitionen ebenfalls  den  Advokaten,  das  Verhandeln  in  den  Terminen 
aber  den  Prokuratoren  gebührt,  so  können  Mrir  die  Grenzen  der  Gre- 
Schaftsbereiche  nunmehr  dahin  abstecken:  die  schriftliche 
Arbeit  macht  der  Advokat,  die  mündliche  der 
Prokurator.  Die  Prokuratoren  haben  den  Sitzungsdienst.  Darum 
heissen  sie  Procuratores  Audientiarum,  darum  erscheinen 
sie  nach  der  Schilderung  unseres  Zeugnisses  in  der  Audienz,  tragen  da 
in  geordneter  Beihenfolge  vor  (proponere),  überreichen  nach  Beschluss 
der  Sache  dem  Richter  möglichst  schnell  die  versiegelten  Akten  der 
Parteien,  wobei  sie  keine  Partei  der  andern  vorziehen  sollen  bei 
Strafe  einer  achttägigen  Amtssuspension.  Auch  wird  ihnen  anbe- 
fohlen, nicht  die  Gelder  hinter  sich  zu  behalten,  die  ihnen  behufs 
Weitergabe  an  die  Advokaten  und  Notare  gegeben  sind.  Ergänzen  wir 
diese  Schüderung  dahin,  dass  die  Prokuratoren  bevoUmächtigte  Ver- 
treter der  Parteien  sind,  so  ist  klar,  weshalb  sie  immer  als  die  alleinigen 
Betreiber  des  Prozesses  erscheinen.  Das  Gericht  hat  unmittelbar  nur 
mit  dem  Prokurator  zu  tun ;  hinter  diesem  verborgen,  dem  Gerichte  amt- 
lich unbekannt,  fertigt  der  Advokat  seine  Schriftsätze,  die  der  Pro- 
kurator zeichnet  und  dem  Gerichte  im  Termine  überreicht.  Das  eigent- 
liche organisierte,  dem  Gerichte  angegliederte  Sachwalteramt  ist  das 
der  Prokuratoren;  daher  ist  ihre  Zahl  festgesetzt,  die  der  Advokaten 
nicht.  Die  Prokuratoren  verhandeln  mit  den  Parteien,  nehmen  die 
Gelder  von  ihnen  an,  die  sie  an  die  Advokaten  für  Schriftsätze,  an  die 
Notare  für  Zustellungen  weiter  zahlen :  sie  sind  die  Haupt-,  die  Advo- 
katen Hilfis-  und  Nebenpersonen.  Sie  soll^  sich  das  Amt  der  Advo- 
katen, das  Schriftenmachen,  nicht  anmassen,  denn  sonst  könnte  es 
kommen,  dass  ein  Prokurator  mündlich  vor  Gericht  eine  Partei  vertritt, 
heimlich  durch  Schriftsätze  aber  die  andere  unterstützt. 

Noch  deutlicher  wird  alles  dies  aus  der  Reformation  des  Bam- 
borger  Konsistoriums  von  1463,  wo  vier  geprüfte  und  vereidete  Pro- 
kuratoren neben  vereideten  Advokaten  ein  publicum  procurationis 
officium  ausüben,  und  noch  mehr  aus  der  Kölner  Reformation  von  1628 
bis  1629,  welche  die  Prokuratoren  anweist, 

Quod  se  non  intromittant  de  his,  quae  pertinent  ad  Advocatos,  c  o  n  - 
ficiendo  libellos,    artioulos  et  alias    materias 
judicialiter   exhibendas 
und  dann,  zur  Bestrafung  schmähsüchtiger  Advokaten  und  Prokura- 
toren übergehend,  fortfährt: 
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Quod ei vel  ille  scribendo  vel  hio  exhibendo  et  pro- 
p  o  n  e  n  d  o  ultra  quam  litium  exposcit  utilitas,  in  licentiam  oon- 

viciandi  et  -  maledicendi proruperint,  praeter  inf  amiae  notam 

a  Consistorio  amoveantur. 

Weiter  heisst  es :  der  Prokurator  soll  kein  Schriftstück  überreichen,  das 
nicht  von  einem  vereideten  Advokaten  unterzeichnet  ist;  nur  wenn  der 
Advokat  eidlich  einen  genügenden  Weigerungsgrund  angiebt,  darf  der 
Prokurator  selbst  unterschreiben.  Es  ist  nunmehr  völlig  klar:  der  Ad- 
vokat wirkt  scribendo,  der  Prokurator  exhibendo  (durch  Überreichung 
von  Schriftstücken)  et  proponendo  (mündlichen  Vortrag).  Aber  noch 
eins  erfahren  wir  aus  dieser  Reformation.    Der  Richter,  heisst  es, 

a  Procuratoribus  referentibus  ad  Jura  nihil  recipiat, 
nisi  ab  eo,  qui  per  interlocutoriam  suam  injuste  ad  jura  retulisse 
convincitur. 

Der  Richter  soll  also  von  dem  Prokurator,  der  Rechtsausführungen 
macht,  nichts  (kein  Strafgeld)  erhalten,  ausser  wenn  durch  Zwischen- 
urteil erkannt  ist,  dass  die  Rechtsausführung  unrichtig  (injuste)  war. 
Es  sind  also  dem  Prokurator  Rechtsausführungen 
nur  unter  Bussgefahr  gestattet;  sie  sind  dem  Advo- 
katen vorbehalten.  Insoweit  scheint  dem  Advokaten  auch  mündlicher 
Vortrag  gestattet  gewesen  zu  sein;  es  heisst,  dass  der  Richter  die  Advo- 
katen gütig  anhören  soll. 

Die  Osnabrücker  Synodalstatuten  von  1628  befehlen,  überall  be- 
stellte und  vereidete  Prokuratoren  in  bestimmter  Zahl  zu  haben.  Eben- 
so die  Reformation  des  Würzburger  Konsistoriums  von  1634,  die  auch 
die  Unvereinbarkeit  von  Advokatur  und  Prokuratur  scharf  betont. 
Vier  Hauptämter  gebe  es,  die  jedes  mit  dem  andern  imvereinbar  seien : 
Richteramt,  Advokatur,  Prokuratur,  Notariat.  Wer  zwei  dieser  Amter 
gleichzeitig  auf  sich  nimmt,  soll  mit  sechsmonatlioher  Amtssuspenaion, 
im  Rückfalle  mit  immerwährender  Infamie  bestraft  werden.  In  Frank- 
reich ist  indessen  die  Unvereinbarkeit  damals  nicht  durchgedrungen. 
Mit  dem  Notariat  scheint  die  Prokuratur  sogar  eine  ganz  regelmässige 
Verbindung  eingegangen  zu  sein;  denn  es  erscheinen  praktische  Hand- 
bücher, die  für  beide  Berufe  berechnet  sind. 

So:  Horry,  le  Parfaitnotaire  apostolique  et  procureur  des  offioialit6s 
Paris  1688.  Brunet,  Le  parfait  notaire  a]>ostolique  et  procureur 
d'officialit6  2  vol.  Paris  1728. 

Kein  Zweifel:  der  Prokurator,  als  der  allein  legitimierte  Ptozess- 
bevollmächtigte,  ist  die  juristisch  bedeutsamere  Figur.    Der  Advoka 
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ist  ein  Ratgeber  und  Sohriftenmaoher,  aber  prozessrechtlich  ein  Nichts. 
Ein  Auflgangs  des  Mittelalters  geschriebenes  Prozesslehrbuch 

Joannis  Urbach  Processus  judicii  ed.  Muther.    Halle  1873 
drückt  das  so  aus:  es  gebe  im  Prozess  ausser  den  in  agendo  et  defen- 
dendo  tatigen  Personen,  wie  Prokurator,  Syndikus  etc.,  noch  andere, 
welche 

nee    agunt    nee    defendunt,    aed  sunt  ibi,  ut  praestent 

adminiculum,  ut  advocati.... 
Aber  der  Advokat,  obwohl  nach  aussen  nicht  handelnd,  überragt  den 
Prokurator  geistig.  Seitdem  die  ursprünglich  lebhafte  Mündlichkeit 
des  kanonischen  Prozesses  durch  die  Schriftlichkeit  überwunden  war, 
enthielten  die  Schriftsätze  der  Advokaten  die  schwierige  sachliche 
Arbeit,  beschränkte  sich  das  Arbeitsfeld  des  Prokurators  auf  Förmlich- 
keiten. Der  Advokat  hat  die  höhere  Bildung  xaid  die  höheren  Ge- 
bühren; ohne  seinen  Bat  darf  keine  Sache  angenommen  werden;  nur 
er  darf  Schriftsätze  fertigen. 

Wie  kamen  nun  die  geistUchen  Gerichte  zu  dieser  merkwürdigen 
Zweiteilung  des  Sachwalterbemfs,  die  weder  im  römischen  noch  im  ger- 
manischen Rechte  ein  Vorbild  fand?  Wie  kam  man  dazu,  die  Unter- 
schiede in  dem  Geschäftskreise  dieser  beiden  Berufe  als  so  bekannt 
vorauszusetzen,  dass  man  sie  gar  nicht  erwähnte  und  wir  daher  so  grosse 
Schwierigkeit  hatten,  sie  aufzufinden?  Weil  man  die  Einrichtung  fertig 
von  einer  Stelle  übernahm,  deren  Autorität  fraglos  anerkannt  wurde. 
Diese  Stelle  war  die  römische  Kurie.  Nicht  nur  die  weite  Ent- 
fernung, nicht  nur  die  Menge  und  Wichtigkeit,  sondern  vor  allem  auch 
die  Beschaffenheit  der  dort  zu  verhandelnden  Sachen,  welche  zum 
grossen  Teil  nicht  rechtlicher  Natur  waren,  muss  es  bewirkt  haben,  dass 
in  Rom  sich  ein  Stand  von  Bevollmächtigten  ausbildete,  der  anfangs 
vielleicht  nur  die  nichtrechtlichen,  später  aber  auch  die  Rechtssachen 
bei  der  Kurie  betrieb.  Diese  Bevollmächtigten,  Kleriker,  wohl  auch 
etwas  des  Rechts  kundig,  aber  nicht  so  sehr  Juristen,  dass  sie  in  wichtigen 
Rechtssachen  der  Mitwirkung  ausgebildeter  Juristen  hätten  entbehren 
können»  erhielten  schliesslich  eine  gesetzliche  Organisation.  Die  älteste 
Spur  davon  findet  sich  in  der  Konstitution  Benedikts  XII.  Decens  et 
neoessarium  vom  Jahre  1340,  welche  die  Verhältnisse  der  patroni  oau- 
sarum  ordnet, 

qui  in  Romana  Curia  officium  Advocationis  assumunt. 
Hier  erscheint  neben  dem  Advokaten  ein  Prokurator  (promotor  oausae), 
welcher  die  Sachen  mit  ihm   bespricht;   beiden  wird  für  nachlässige 
oder  untreue  Geschäftsführung  Absetzung  angedroht;   beide   Berufe 
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sind  also  gesetzlich  organisiert.  Die  Advokaten  sollen  nicht  mehr  als 
die  vereinbarte  Gebühr  fordern,  nicht  zu  viel  Sachen  übernehmen.  Keine 
Partei  soll  mehr  als  zwei  Advokaten  haben;  und  damit  nicht  eine  Partei 
die  erfahrensten,  die  andere  die  ungeschicktesten  Advokaten  bekomme, 
so  kann  auf  Antrag  causidicorum  distributio  geschehen.  Diese  Be- 
stimmimg fanden  wir  ahnlich  in  der  Synode  von  Canterbury  vor.  Ob- 
wohl mm  die  Synode  von  Canterbury  45  Jahre  älter  als  die  vor- 
liegende Konstitution  ist,  so  ist  doch  viel  glaublicher,  dass  Canterbury 
die  Vorschrift  und  jedenfalls  die  ganze  Einrichtung  von  Born  entlehnt 
hat,  als  umgekehrt.  Die  öffentliche  Prokuratur  wird  also  in  Rom  schon 
vor  der  Synode  von  Canterbury  (1295)  und,  da  auch  das  Konzil  von 
Lyon  (1274)  sie  erwähnt,  auch  schon  vor  diesem  bestanden  haben;  sie 
ist  aber  vor  dieser  Zeit  schwerlich  schon  in  anderen  geisthchen  Ge- 
richten eingeführt  worden,  sonst  würden  nicht  Gesetze  und  Literatur 
so  beharrlich  darüber  geschwiegen  haben. 

Die  Unterschiede  zwischen  Advokatur  und  Prokuratur  ergiebt  nun 
freilich  die  päpstUche  Konstitution  nicht.  Aber  hier  dürfen  wir  unbe- 
denklich aus  dem  späteren,  bis  heute  andauernden  Zustande  Rück- 
schlüsse ziehen.  Die  Advokaten  der  römischen  Kurie  sind  noch  heute 
nur  durch  Gutachten  und  Schriftsätze  tätig.  Die  Gutachten  erstatten 
sie  auf  Ansuchen  des  Richters  oder  der  Parteien,  in  der  Regel  schrift- 
lich, wenn  aber  mündUch,  dann  nicht  in  Form  der  Rede  vor  offenem 
Giericht,  sondern  privatim  im  Zimmer  des  Richters  ohne  G^enwart 
der  Parteien.  Sie  fordern  keine  Vergütung  von  den  Parteien,  erhalten 
aber  freiwillige  Geschenke  (honoraria),  für  deren  Höhe  sich  gewohnheits- 
mässig  gewisse  Taxen  festgestellt  haben.  Sie  sind  selbstverständlich 
akademisch  gebildet,  hoch  angesehen  und  werden  vielfach  in  hohe  Ämter 
befördert.  Ein  Teil  von  ihnen,  die  advocati  consistoriales,  bilden  ein 
Kollegium,  dem  verschiedene  flhrenrechte  zustehen,  darunter  früher 
das  Rektorat  der  Römischen  Universität,  an  der  sie  auch  die  junstiaclie 
Fakultät  bildeten.  Neben  ihnen  stehen  die  ebenfalls  jurisüach  gebildeten 
Ptokuratoren,  welche  vor  Gericht  auftreten,  den  Prozess  betreiben, 
erst  nach  Aktenschluss  den  Advokaten  zuziehen  und  dann  eine  von 
beiden  gemeinsam  gezeichnete  Reohtsdeduktion  einreichen.  Sie  fordern 
Vergütung  (salarium  genannt,  ja  nicht  honorarium),  bikl^n  ebenhJk 
ein  KoU^um  und  haben  ebenfalls  verschiedene  Ehrenrechte.  Da  der 
Vortrag,  der  eigentliche  Kern  der  Advokatentätigkeit  (das  poetulaie), 
zu  ihren  Aufgaben  gehört,  so  ist  der  rranische  Name  des  AdvcAaten: 
patronus  oausarum  auf  sie  übergegangen.  Es  muss  das  aber  MAmlii»li 
spät  geschehen  sein,  denn  die  Konstitution  von  1S40  versteht  unter 
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patronus  oausarum  noch  den  Advokaten,  erlaubt  ihm  auch  die  Verein- 
barung einer  Vergütung,  die  sie,  entgegen  dem  heutigen  Sprachgebrauch, 
salarium  nennt.  Sache  der  Advokaten  ist  die  Rechtsausfüh- 
rung, Sache  der  Prokuratoren  der  Prozessbetrieb;  doch  wird 
berichtet,  dass  die  Prokuratoren  nicht  selten  in  die  Bechtsdeduktion 
übergreifen,  umgekehrt  die  Advokaten,  wenn  auch  nicht  in  Person,  so 
doch  durch  ihre  Gehilfen,  Prokuraturen  übernehmen.  Die  Advokaten 
beschäftigen  Hilfspersonal  und  halten  Kanzleien,  in  denen  Advokaten 
und  Prokuratoren  ausgebildet  werden.  Auch  tritt  die  von  der  Zwei- 
teilung der  Anwaltschaft  stets  unzertrennliche  Erscheinung  auf,  dass 
die  Advokaten,  obwohl  im  Range  höher  stehend,  von  den  Prokura- 
toren wirtschaftlich  abhängig  sind  (Bangen,  Die  römische  Kurie  1854). 
Was  ist  das  nun  für  eine  Advokatur,  die  nicht  vor  Gericht  auftritt, 
nicht  redet,  nicht  Prozesse  führt,  sondern  nur  daheim  Gutachten  und 
Rechtsausführungen  fertigt?  Wer  sind  diese  Männer,  die  der  Richter 
zu  seiner  Belehrung  ins  Beratungszimmer  fordert,  die  aus  der  Advoka- 
tur zu  hohen  Ämtern  befördert  werden?  Es  sind  die  advocati 
im  altrömischen  Sinne,  die  iurisconsulti.  Der  Gredanke, 
dass  der  Advokat  von  Haus  aus  Gutachter,  nicht  Interessenvertreter 
ist,  dieser  römische  Gredanke  hat  sich  hier,  in  seiner  Heimat,  in  der  über- 
haupt römische  Erinnerungen  mit  grosser  Zähigkeit  festgehalten  werden, 
bis  heute  erhalten. 


Achtzehntes  Kapitel. 

Reichskamm  erger  i  cht 

I.  Verfassung. 

Das  „Hof-  und  Kammergericht"  der  deutschen  Könige,  welches  an 
dem  jedesmaligen  Aufenthaltsorte  des  Königs  aus  seinem  Gefolge 
gebildet  wurde,  hatte  wesentlich  noch  unter  deutschrechtlichen  Regeln 
gestanden.  Es  erschienen  da  die  Parteien  oder  ihre  Stellvertreter  (An- 
walde)  mit  Vorsprechem  oder  Rednern  und  dem  ganzen  sich  an  diese 
schliessenden  Apparat  von  Rim  imd  Rat,  Anweisem  und  Wamem, 
Andingen,  Fragewesen.  Da  tritt  1452  der  Markgraf  Albrecht  von  Bran- 
denburg mit  einem  Fürsprechen  auf,  „der  Ihm  mit  anweisser  undt 
wamer  alss  des  Reichs  Fürsten  von  Gerichts  wegen  erlaubet  ward'S 
dingt  sich  zu  Recht  an  und  streitet  mit  der  Stadt  Nürnberg,  deren  „An- 
walte" ebenfalls  durch  einen  „Redner"  sprechen,  über  die  Rechtmässig- 
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keit  des  Andingens.  1472  und  1473  erscheint  der  „volmechtige  An* 
wald''  der  Partei  und  lässt  durch  seinen  „zu  Recht  angedingten  Redner'* 
vorbringen;  und  so  viel  Ähnliches. 

Staatsarchiv  I.  161,  226,  249,  264,  96—102,  109,  113,  119,  175. 
Indessen  beginnen  um  diese  Zeit  bereits  die  fremden  Formen  und 
Namen  einzudringen.  Schon  1431  erscheint  im  Hofgerioht  zu  Niimberg 
ein  Procurator  der  Stadt  Hamburg  und  redet  durch  Fiirspreohen« 
1443  legt  ein  Peter  Knorre  „in  gaistlichen  Rechten  Doctor"  und  Soho- 
lasticus  zu  Onolzbach,  „ein  volmechtiger  Anwald  und  Procurator^' 
des  Markgrafen  von  Brandenburg,  ein  Mann,  dem  wir  schon  im  Kap.  4 
begegneten,  Appellation  zu  notariellem  Protokoll  unter  Berufung  auf 
die  „gemain  kayserlich  und  gaistlich  Rechf  ein.  1449  erscheint  wieder 
ein  „vollmächtiger  Anwalt  und  Procurator"  und  in  demselben  Jahre 
ein  Dieterich  von  Alzey  alsAdvokat  der  Stadt  Frankfurt  am  Kaiser- 
lichen Hoflager.  1451  giebt  Conrad  Billung  von  Speyer  die  Stadtschult- 
heissenstelle  zu  Mainz  auf,  um  Kammergerichts-Prokurator  zu  werden; 
und  1454  erscheint  für  die  Stadt  Gelnhausen  ein  vollmächtiger  Anwalt, 
„angedingt  zum  Rechten". 

Staatsarchiv  III.  493;  I.  128,  89,  100,  171;  UI.  494. 
Gegen  Ende  des  15.  Jahrhunderts  klärt  sich  dieser  Wirrwarr  ein- 
heimischen und  fremden  Rechts  dahin  ab,  dass  endgültig  der  kanonische 
Prozess  im  Reichsgerichte  zur  Herrschaft  gelangt.  Damit  wird  auch 
die  kanonische  Organisation  des  Sachwaltertums  übernommen  mit 
ihrer  Zweiteilung  in  eine  zu  Hause  schreibende  Advokatur  und  eine  vor 
Gericht  redende  Prokuratur.  Verglich  man  diese  Einrichtungen  mit 
den  einheimischen,  so  war  offenbar  nur  im  Prokurator,  dem  Gerichts- 
redner, die  Figur  des  einheimischen  Vorspreohers  oder  Redners  wieder» 
zuerkennen.  Daher  werden  die  Namen  Vorspreoher» 
Redner,  Prokurator  als  gleichbedeutend  gebraucht. 
Nach  der  ersten  Reichskammergerichtsordnung  von  1471,  welche  nicht 
Gesetz  geworden  ist,  soll 

kein   Fürsprech    oder    Prokurator    das  Wort  in   den 

Rechten  zu  thun  zu  gelassen  werden, 
der  nicht  zuvor  ordnungsmässig  aufgenommen  oder  vereidet  ist;  in  dem 
zweiten  Projekt  von  1487  werden  die  Advokaten  von  den  »Prokura- 
toren   oder   Rednern"   unterschieden; 

Staatsarchiv  II.  223 
imd  in  der  ersten  wirklichen  Kammergerichtsordnung  von  1495  die  Pro- 
zessstellvertreter „Redner",  in  den  späteren  sehr  häufig  „Redner  oder 
Prokuratoren"  genannt. 
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Diese  Entwiokelmig  der  Prokuratur  aus  dem  Vorsprechertum  war 
entscheidend  für  die  Geschichte  dieses  Rechtsgebildes.  Denn  da  man 
zu  jener  Zeit  allerorten  die  Vorsprache  zu  einem  ständigen  gerichtlichen 
Amte  auszubilden  begann,  so  teilte  die  Prokuratur  dieses  Schicksal.  Die 
Prokuratoren  wurden  in  bestimmter,  die  Advokaten  in  unbestimmter 
Zahl  zugelassen;  die  Prokuratoren  erhielten  ein  ausschliessendes  Recht 
fär  ihr  Giericht,  die  Advokaten  konnten  für  jedes  beliebige  Gericht 
schreiben.  Geschlossenheit  und  Monopol  sind  seitdem  das  Kennzeichen 
der  Prokuratur,  Freiheit  das  der  Advokatur  gewesen. 

Sodann  war  die  kanonische  Überlieferung  zwar  stark  genug  ge- 
wesen, die  Teilung  in  zwei  Berufsstande,  nicht  aber  deren  Unvereinbar- 
keit durchzusetzen.  Allerdings  schien  der  Reichsabschied  von  Freiburg 
1498  auch  diesen  kanonischen  Grundsatz  festzuhalten: 

Nachdem  sich  teglich  begiebt,  dass  ein  Procurator  des  andern  Pro- 
curators  Advocat  sein  will,  und  aber  der  Redner  oder  Pro- 
curator   und    der    Advocaten    Aempter    under- 
schiedlich    sein,    auch   die  Procuratores  von  Menge   der 
Sachen  w^^  beyden  Empter  nit  wol  vor  sein  mögen:    Ist  gerat- 
schlagt,  dass  fürohin    kein    Procurator    sich    Advo- 
caten-Ampts,    und   herwiederum   kein   Advocat 
sich    Procurator-Ampts    underfahen   soll.     Wölt 
aber  ein  Parthey  zue  Irm  Procurator  ein  Advocaten  brauchen,  so 
soll  sy  ein  aus  den  geschwom  Advocaten  diss  Camer-Geriohts  nemen, 
der  sunst  kein  Procurator  diss  Cammer-Gerichts  sey. 
Allein  der  letzte  Satz  ist  von  dem  Falle  zu  verstehen,  dass  eine  Partei 
neben  ihrem  Prokurator  einen  Advokaten  brauchen  wolle ;  er  ergiebt, 
dass  dies  nicht  die  Regel  war,  jedenfalls  dass  auch  ein  Prokurator  allein 
ohne  Advokaten  die  Sache  durchführen  konnte.     Ganz  deutlich  wird 
1521  angeordnet,  dass  die  Partei  neben  ihrem  Prokurator  nicht  noch 
einen  Advokaten  zuziehen  muss,  und  der  Reichsabschied  von   1530 
spricht  von  Sachen,  in  denen  ein  Prokurator  „advocirt  und  procurirt'\ 
Demgemäss  stellt  die  Kammergerichtsordnung  von  1665  den  Sinn  des 
Beschlusses  von  1498  dahin  klar: 

dass  hinfüro  kein  Procurator  sich  des  Advocaten-Ampts  inSaohen, 
in  denen  er  nicht  Procurator  ist,  dergleichen  kein 
Advocat,  der  zu  einem  Procurator  nicht  aufgenommen,  sich  des 
Procurator-Ampts  unterfahen  soll. 

Die  Rechtslage  war  also  die:  der  Prokurator  ist  ipso 
jure  zugleich  Advokat;  nur  dass  er  sich  in  die  von  anderen 
Prokuratoren  geführten  Sachen  nicht  advocirend  einmischen  soll.    Der 
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Advokat  hingegen  ist  nicht  zugleich  Prokura- 
tor. Der  Prokurator  ist  zu  allen  Prozessgeschäften  befugt,  der  Advokat 
nur  zur  Anfertigung  der  Schriftsätze.  Der  Prokurator  kann  den  Pro- 
zess  ohne  Advokaten  führen,  der  Advokat  aber  nicht  ohne  Prokurator. 
Der  Prokurator  ist  Vollanwalt,  der  Advokat  Minderanwalt. 
Es  stand  bei  den  Parteien,  neben  ihrem  Prokurator  noch  einen 
Advokaten  anzunehmen  oder  nicht.  Tatsächlich  freilich  lag  es  in  der 
Hand  der  Prokuratoren.  In  der  Kammergerichtsordnung  von  1600 
werden  sie  angewiesen,  die  Parteien  nicht  zum  Verzicht  auf  die  Hülfe 
eines  Advokaten,  im  Beichsabschied  von  1557  umgekehrt  sie  nicht  zur 
Annahme  eines  Advokaten  zu  drängen. 

In  jedem  Falle  blieb  der  Prokurator  der  prozessrechtlich  allein  in 
Betracht  kommende  Vertreter  der  Partei.  Er  allein  tritt  vor  Gericht 
auf;  das  Gericht  verhandelt  nur  mit  ihm,  stellt  ihm  alle  Bescheide  zu. 
Der  Advokat  ist  ein  ausserhalb  des  Gerichts  stehender  unverantwort- 
licher Hilfsarbeiter,  dessen  Schriftsätze  der  Prokurator  prüft,  verbess^t» 
mit  seiner  Unterschrift  deckt  und  unter  eigener  Verantwortung  persön- 
lich in  der  Sitzung  dem  Gerichte  überreicht. 

Visitations-Memorial  von  1559  im  C.  i.  cam.  233. 
Ludolf  bemerkt  S.  441,  dass  die  Unterschrift  aller  Gesuche  (Suppliken) 
dem  Prokurator  gebühre;  die  Unterschrift  des  Advokaten  genüge  nicht 
einmal  in  dessen  Privatsachen. 

Die  Kammergerichtsordnung  von  1555  enthielt  zwar  einen  Titel 
XXIII  „Von  derAdvocaten  und  Procuratoren  Ampt  fürGericht'';  aber 
ihre  Vorschriften  wendeten  sich  fast  ausschliesslich  an  die  Prokuratoren» 
diesen  pünktliches  Erscheinen,  Aufmerksamkeit,  Ehrbarkeit,  Kürze 
empfehlend.  Eine  deutliche  Abgrenzung  der  Wirkungskreise  der  beiden 
Ämter  sucht  man  in  ihr  ebenso  vergeblich,  wie  in  den  übrigen  Gerichts- 
ordnungen; die  Aufgabe  des  Advokaten  wird  nur  angedeutet  in  der  Be- 
stimmung Tit.  46,  dass  die  Schriftsätze  nach  der  Geschicklichkeit  des 
Advokaten  taxiert  werden  sollen  und  in  der  des  Visitations-Abschiedfi 
von  1567,  nach  welcher  die  Prokuratoren  die  Schriftsätze  rechtzdtig 
den  Advokaten  zur  Anfertigung  der  Entgegnung  zu  senden  haben. 

C.  i.  cam.  289.    Ähnlich  1581  das.  389. 

Wie  sich  diese  Arbeitsteilung  tatsächlich  gestaltete,  wird  klar  durch 
die  1556  erhobenen  Gravamina  einiger  Stände  wider  die  Kammer- 
gerichtsordnung, worin  um  Erhöhung  der  Advokatengebühren  gebeten 
wird, 

dieweU  die  Advocaten  viel  mehr  labores  wie  die  Procuratores,  als 

mit  anhörung  der  Partheyen,  lesen,  nachlesen,  concipiren  und  zwi* 
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fachen  oder  weiteren  mundiren,  jtem  mit  Missiven  (Briefen)  an  den 
dienten,  Unterhaltung  eines  Substituten  (eines  Bureauvorstehers). . . 
Das  Kammergerioht  erwiderte,   dass  die  Advokaten  besser  bedacht 
würden,  sei  billig,  auch  jederzeit  so  gehalten  worden. 
Harpprecht  Geschichte  491,  529. 
Also  die  Advokaten  unterhalten  eine  Kanzlei,  in  der  sie  die  Parteien 
empf€Lngen  und  beraten,  den  Briefwechsel  fähren,  die  Schriftsätze  fer- 
tigen.    Die  Prokuratoren  konnten  natürlich  das  Oleiche  tun.     Aber 
wenn  sie  sich,  wie  oft,  auf  die  Prokuratur,  also  den  Sitzungsdienst,  be- 
schränkten, den  Verkehr  mit  den  Parteien  aber  und  das  Schriften- 
machen  vornehm  den  Advokaten  überliessen,  die  ihnen  die  Sachen  zur 
Audienz  vorbereitet  zu  übermitteln  hatten,  so  war  das  Verhältnis  zwi-* 
sehen  Prokurator  und  Advokat  genau  das  umgekehrte  von  dem,  was 
wir  uns  heute,  verwirrt  durch  das  französische  VorbUd,  darunter  vorzu- 
steUen  pflegen. 

Anwaltzwang  und  Lokalisierung  bestanden  nur  für 
die  Prokuratur.  Vor  dem  Reichskammergerichte  dürfen  keine  anderen 
als  die  bei  ihm  zugelassenen  Prokuratoren  auftreten;  nur  Fürsten,  Ora- 
fen,  Prälaten,  Freiherren,  Bitterschaften  und  Städten  gestattet  die 
Kammergerichtsordnung  ihre  eignen  „Anwäld  oder  Redner"  mitzu- 
bringen. Den  Parteien  selbst  war  es  zwar  nicht  verboten,  vor  dem 
Reichskammergerichte  aufzutreten,  doch  berichtet  Ludolf  S.  454,  dass 
der  Beklagte  durch  einen  Prokurator  vertreten  sein  müsse.  Der  Kam- 
mergerichts -  Prokurator  seinerseits  darf  vor  anderen  Gerichten  nicht 
auftreten;  es  sei  denn,  dass  der  Kammerrichter  jungen,  wenig  beschäf- 
tigten Prokuratoren  eine  Ausnahme  bewilligt.  Die  Aufgabe  der  Advo- 
katur, das  Schriftenmachen,  liess  weder  Monopol  noch  Lokalisierung 
zu.  Die  Reichskanunergerichtsordnung  von  1555  gestattete  ausdrück- 
lich die  Annahme  anderer  als  der  bei  dem  Grerichte  zugelassenen  Ad- 
vokaten. 

Die  Vorschrift  aus  dem  kanonischen  Recht,  dass  nicht  eine  Partei 
der  andern  allen  Rechtsbeistand  wegdinge,  findet  sich  in  der  Kammer- 
gerichtsordnung von  1471  wieder:  jede  Partei  darf  nicht  mehr  als  einen 
Advocaten  oder  Procurator  haben,  „auf  dass  die  ander  Partei  auch  möge 
Advooaten  und  Fürsprecher  bekommen"  und  damit  diese  Vorschrift 
nicht  umgangen  werde  („dass  darinnen  kein  Gefehrlichkeit  gebraucht 
werden  möge"),  so  soll  auch  kein  Advokat  oder  Prokurator  sich  von  einer 
Partei  um  Rat  fragen  lassen,  wenn  diese  ihn  nicht  zugleich  für  den  Pro- 
zeoB  annimmt.  Diese  Vorschrift  wird  in  den  Kammergerichtsordnungen 
von  1405  und  1555  wiederholt. 
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Die  Vorbildung  wird  frühzeitig  in  ziemlich  modemer  Weise 
geordnet.  Bereits  die  Kammergerichtsordnung  von  1500  führte  eine 
Prüfung  für  die  Prokuratoren,  nicht  für  die  Advokaten,  ein.  1630  wurde 
verordnet,  dass  die  (bereits  zugelassenen)  Prokuratoren  und  Advo- 
katen  samtlich  geprüft  und  die  ungeschickten  „beurlaubt"  werden 
sollen, 

Beichsabschiede  II.  320 

ein  Verfahren,  das  damals  auch  den  Gerichtsbeisitzem  gegenüber  für 
zulässig  gehalten  wurde.  Allgemeine  für  die  Zukunft  gültige  Vor- 
schriften gab  dann  die  grosse  Kammergerichtsordnung  von  1555.  Es 
werden  verlangt:  akademisches  Studium,  dessen  Dauer  nicht  bestimmt 
ist,  aber  in  der  Regel,  wie  bei  den  Beisitzern,  fünf  Jahre  beträgt;  ein 
akademischer  Grad;  eine  Prüfung  durch  Kammerrichter  und  Beisitzer, 
bestehend  in  einer  schriftUchen  Klausurarbeit  über  ein  selbstgewähltes, 
seit  1672  ein  aufgegebenes  Thema;  seit  1672  endlich  ein  zweijähriger  Vor- 
bereitungsdienst in  Advocatura  camerali  und  ein  angemessen  hohes 
Lebensalter. 

C.  i.  cam.  927. 

Wer  diese  Bedingungen  alle  erfüllt  hat,  wird  vorerst  nur  zur  Advokatur 
und  erst  später  zur  Prokuratur  zugelassen.  An  dieser  Praxis  wurde  un- 
verbrüchlich festgehalten;  selbst  ein  Beisitzer  des  Beichskammeige- 
richts  (Rehm),  der  zur  Prokuratur  übergehen  wollte,  mussfce,  wie  die 
Matrikel  unter  III.  dieses  Kapitels  zeigt,  erst  Advokat  werden.  Ein 
im  „Teutschen  Advokaten"  (1695)  aufgestelltes  Formular  eines  Be- 
werbungsgesuchs erwähnt  gleich  im  Anfang: 

weiln  ich  mich  berichten  lassen,  dass  bey  diesem  höchsten  Gericht 
nicht  herkommens,  einem  gleich  anfangs,  benebenst  der  Advocatur 
auch  procuraturam  zu  conferiren 

Die  Prokuratur,  sagt  Joannes  Wilhelm  LudoU  im  Tractatus  de  differen- 
tiis  Processus  iudiciarü  camerae  imperii  a  processu  iudiciorum  Saxo- 
niae  (Erfurt  1714),  erfordert  grössere  Erfahrung.  Sie  ist  das  ange- 
sehenere und  meistens  auch  ertragreichere  Amt.  Die  Advokatur 
ist  die  Vorstufe  zur  Prokuratur. 

Die  Zulassung  geschieht  seit  1757  durch  das  Plenum  des  Kammer- 
gerichts. Es  sollte  dabei  vor  allem  auf  Charakter  und  Fähigkeit,  erst 
in  zweiter  Linie  auf  das  Dienstalter  gesehen  werden.  Tatsächlich  wurde 
auch  noch  auf  manches  andere  gesehen.  Kinder  der  Kammergerichts- 
personen wurden  bevorzugt;  die  Absicht,  eine  Prokuratorstochter  zu 
heiraten,  fiel  ins  Gewicht;  und  noch  1770  wurde  ein  Doctor  Mainone 
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aogewieeen,  die  Kinder  seines  Schwiegervaters  BoUes  zu  ernähren,  weü 
er  bei  Übernahme  der  Proknratorstelle  desselben  dies  versprochen  hatte. 
Haas  I.  247;  11.  730. 

Die  Zahl  der  Prokuratoren  war  in  der  Kammergerichtsordnung 
von  1665,  in  Übereinstimmung  mit  der  Reformation  von  1631,  auf  24 
festgesetzt.  Sie  wurde  im  Beichsabschied  von  1670  auf  30  erhöht  und 
seitdem  mit  geringen  Schwankungen  festgehalten.  Für  die  Advokaten 
war  keine  Höchstzahl  festgesetzt,  und  nur  angeordnet,  dass  ihrer 
zwölf  immer  anwesend  sein  müssen,  damit  es  nie  an  recipierten  Advo- 
katen fehle. 

Der  Zuzulassende  hat  einen  Eid  zu  leisten,  dessen  Formel  den 
übrigen  Gerichten  zum  Muster  gedient  hat.  Die  Prokuratoren  schwören 
nach  der  Kammergerichtsordnung  von  1496: 

dass  sy  dye  Partheyen,  der  Sachen  zu  handien  Sie  annemen,  in  den- 
selben Sachen  mit  gantzen  vnd  rechten  Treuen  mainen,  (mainen  = 
pflegen,  behüten,  lieb  haben,  „Freiheit,  die  ich  meine^')  vnd  solch 
Sachen  nach  jrem  besten  Verstendnüss,  den  Partheyen  zu  gut,  mit 
Fleias  fürbringen  vnnd  handeln,  vnd  darinnen  wissenUch  keinerley 
falsch  oder  vnrecht  gebrauchen,  oder  gevärUch  Schub  vnd  Dilacion 
zu  Erlengrung  der  Sachen  suchen,  vnd  des  die  Parthey  zu  thun  oder 
zu  suchen  nit  vnderweyssen,  auch  mit  den  Partheyen  keinerley  Vor- 
geding  oder  Vorwort  machen,  ein  tau  von  der  Sache,  der  sy  jm 
rechten  Redner  sind,  zu  haben  oder  zu  warten,  auch  heimlicheyt 
vnd  Behelf,  so  sy  von  den  Partheyen  empf ahen,  oder  Vnderrichtung 
der  Sachen,  die  sy  von  jn  selbs  mercken  werden,  jrer  Partheyen  zu 
Schaden,  Nyemand  offenbaren,  das  Gericht  vnd  Gerichts-Personen 
eren  und  f ürdem,  vnd  vor  Gericht  Erberkeyt  gebrauchen,  vnd  Lä- 
sterung, bei  Pen,  nach  Ermessung  des  Gerichtes,  sich  enthalten, 
darzu  auch  die  Partheien  über  den  Solt  oder  Lon,  der  Ihnen,  nach 
laut  der  Ordnung  über  das  Camer-Gericht,  gebürt,  mit  Merung  oder 
anderm  Geding  nit  beschwären,  oder  erhöhen  wollen.  Vnd  ob  Soldes 
oder  Lonss  halben  zwischen  In  vnnd  den  Partheyen  jrrung  oder 
Spenn  (Spane)  entstünden,  desselben  zu  bleiben,  bey  dem  Camer- 
Richter  vnd  den  VrtaUem,  die  Er  zu  jm  nemen  oder  den  er  das  be- 
fehlchen wirdet,  vnnd  wie  sy  durch  dieselben  entscheiden  werden, 
des  benügig  zu  sein  und  es  dabey  bleiben  zu  lassen,  dass  sy  sich  auch 
der  Sachen,  so  sy  angenommen  haben,  on  redUch  Ursach  vnnd  des 
rechten  Erkantnyss  nitt  wollen  entechlahen,  sunder  jren  Partheyen 
getreulich  biss  zu  Ende  des  Bechten  warten  vnd  handeln,  alles  un- 
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Die  Advokaten  sollen  schwören 

jren  Partheyen  zum  rechten  getrewlich  zu  raten  vnd  zu  handeln,  mit 

vemerm  Anhang  obgeschriben  Aydes,  so  vfl  sy  auch  berüren  mag. 
Das  ganze  Personal  des  Kammergerichte,  Kammerrichter,  Urteiler, 
Advokaten,  Bedner,  Schreiber,  Boten  und  ihr  aller  Qesinde  sind  an  dem 
Orte,  wo  das  Kammergericht  gehalten  wird,  von  allem  Ungeld  und  Be- 
schwerung, sowie  vom  Gerichtezwange  frei;  doch  sollen  sie  nit  Grastung 
oder  Kaufmannschaft  treiben  (§  18).  Daraus  ergab  sich  die  Befreiung 
von  jeder  direkten,  für  Haushaltungssachen  auch  von  jeder  indirekten 
Abgabe,  von  Wege-,  Brückengeld,  Nachsteuer,  Abzugsgeld,  Zoll,  auch 
von  Einquartierung,  welche  letztere  Freiheit  freilich  von  den  1689 
in  Speier  einbrechenden  Franzosen  nicht  respektiert  wurde.  Auch  be- 
Sassen  die  Sachwalter  ein  Vorrecht  auf  Pachtung  gewisser  Häuser  und 
Briefpostfreiheit  im  ganzen  Reiche,  endlich  das  Recht,  in  eignen  Pro- 
zessen nur  die  Hälfte  der  Gebühren  zu  zahlen. 

Endemann  183;  C.  i.  cam.  939. 
Im  Range  stenden  Advokaten  und  Prokuratoren  sich  gleich; 
unter  sich  rangierten  sie  nach  dem  Dienstalter;  doch  gab  es  für  die 
Reihenfolge  der  Vorträge  in  der  Sitzung  eine  andere  Ordnung,  die  nur 
die  Prokuratoren  umfasste.  Ein  Rangstreit  mit  den  Protonotaren 
(Obersekretären)  wurde  1660  im  Sinne  der  Gleichberechtigung  ent- 
schieden. 

C.  i.  cam.  771. 
Titel  erhielten  die  Prokuratoren  und  Advokaten  nicht  von  der 
Reichsgewalt,  sondern  von  den  Fürsten  und  Reichsständen,  die  sie,  zu- 
meist als  ständige,  fest  besoldete  Bevollmächtigte,  vertraten;  weshalb 
sie  auch  in  der  Matrikel  nicht  mit  ihren  Titeln  erscheinen.  Der  Visi- 
te tions-Abschied  von  1713  (§  20)  erlaubt  ihnen  die  Annahme  solcher 
„Ehren-  und  Rats-Praedicate*' ;  doch  sollen  sie  sich  deswegen  keinen 
höheren  Rang  beilegen,  weder  gegenüber  den  anderen  Prokuratoreo, 
noch  gegenüber  den  von  jenen  Reichsständen  „würcklich  vwpflicht* 
und  etwa  an  das  Cammer-Gericht  abgeordneten  Räthen'",  insbesondere 
sich  nicht  ihnen  im  Gehen  oder  Sitzen  vordrängen.  Der  Titel  war  zu- 
meist der  Hofrate-,  für  angesehenere  der  Geheimratetitel;  und  wir  hören 
mit  Steunen,  dass  einige  Prokuratoren  sich  „ExoeUenz"  nennen  liessen, 
was  1713  als  ihnen  nicht  gebührend  und  der  Subordination  zuwider 
getedelt  wird. 

C.  i.  cam.  963. 
Der  Fiskus  wird  vertreten  durch  einen  KaiserliohenKam- 
mer-Prokurator,    dem   ein   Hilfsarbeiter  und   Vertreter,   der 
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Adyocatus  Fiaci,  unterstellt  ist.  Das  Amt,  schon  im  alten  Hofgericht 
von  1495  vorhanden,  wird  „General-Fiskal-Amt  unseres  KayserUchen 
Oammer-Procurators^*  genannt.  Es  hat  die  erste  Aufgabe  des  Kammer- 
geriohts,  den  Schirm  des  Landfriedens,  zu  vertreten,  die  Beichsumlagen 
von  den  meist  widerhaarigen  Beiohsstanden,  femer  die  kaiserlichen  Ge- 
falle einzutreiben,  öffentliche  Schriften  wegen  Irrlehren  zu  verfolgen 
und  sonst  die  fiskalischen  Sachen  zu  vertreten.  Fiskal-Prokurator  und 
Fiskal-Advokat  sind  auf  festes  Gehalt  gesetzt,  das  1521  auf  500  und  200 
Gulden  angegeben  wird  und  sonst  beim  Prokurator  immer  dem  eines 
Reioharichters  gleich  geht,  zuletzt  1800  Taler,  für  den  Advokaten  1000 
Taler  betrug.  Privatpraxis  zu  treiben  ist  ihnen  in  der  Kammergerichts* 
Ordnung  verboten;  1663  werden  die  Prokuratoren  angewiesen,  vom 
Fiakaladvokaten  keine  Schriften  anzunehmen. 

C.  i.  cam.  911. 
Der  Fiskal  ist  durch  seinen  Sitz  auf  dem  Gerichtspodium  ausgezeichnet. 
Im  übrigen  ist  er  ein  Prokurator  wie  jeder  andere  und  muss  sich  dies 
mehrmals  zu  Gemüte  führen  lassen.  Sein  Amtseid  ist  wesentlich  der 
der  Prokuratoren,  sogar  das  muss  er  schwören,  dass  er  nicht  gefähr- 
lichen Schub  noch  Dilation  suchen  werde.  Er  nahm  allerdings  mehrere 
Vorrechte  in  Anspruch:  vor  den  anderen  Prokuratoren  gehört,  im  Fall 
des  Unterliegens  nicht  in  die  Kosten  verurteilt  zu  werden,  öffentUchen 
Glauben  für  seine  Boten.  Diese  Ansprüche  gründeten  sich  auf  ein 
kaiserliches  Reskript  von  1496,  gegen  welches  sich  aber  die  Reichs- 
kammergerichtsbeiaitzer  auflehnten: 

ist  uns  nit  zu  thun,  auch  wider  unsem  aydt,  dann  Wir  gleich  den 
armen  und  dem  Reichen  nach  geschriben  Rechten  urtheiln  soUn. . . . 
sein  jetzt  etwa  60  fiskalische  Handel,  mehren  sich  taglich,  müssen 
alle  andern  liegen  lassen,  ist  wider  unser  gewissen  und  jurament. 
Der  Reichstag  respektierte  diese  Aufweülung  richterUchen  Unabhangig- 
t,  ermächtigte  das  Gericht,  das  Reskript,  als  möglicherweise 


erschlichen,  zu  ignorieren  und  empfahl  dem  Kaiser  seine  Aufhebung. 

Staatsarchiv  II.  244,  251. 
Der  Vorrang  des  Fiskals  im  Vortrag  wurde  indes  in  der  Kammergerichts- 
oidnung  von  1555  (I.  16)  anerkannt;  die  Frage  der  Kostenlast  scheint 
stratig  geblieben  zu  sein.  Merkwürdig  ist  das  Auftauchen  einer  Spur 
von  kollegialer  Verfassung  des  Amts.  Schon  1507  wird 
angeordnet  (Reichsabschiede  II.  113),  dass  der  Fiskal  gemeinsam  mit  dem 
Kammerrichter  und  zwei  Beisitzern  die  Gefälle  einzunehmen,  zu  ver- 
wahren und  daraus  den  Beamten  des  E^mmergerichts  ihre  Besoldungen 
XU  reichen  hat.    Ausgebildet  aber  erscheint  die  Kollegialverfassung  erst 

WftUftUr,  QiMlüeikto  der  BMhtMBwalticIttfi.  0 
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in  der  Kammergerichtsordnung  von  1666  I.  16.  Der  Fiskal  hat  näm- 
lich zwei  Beisitzer  (Deputate).  Ohne  Bat  dieser  Beisitzer  und  seines 
Advokaten  soll  er  keine  Sache  vornehmen :  tut  er  es  doch  imd  geschieht 
dadurch  den  Parteien  Unrecht,  so  soll  er  in  die  Kosten  verurteilt 
werden.  Mit  strafwürdigen  Personen  soll  er  ohne  Wissen  und  Willen 
der  Beisitzer  kein  Geding  oder  Pakt  (über  Erlass  oder  Ermässigung  der 
Strafe)  machen.  Handelt  es  sich  um  Länder,  Städte,  Schlösser»  so  soll 
er  die  Genehmigung  des  Elaisers  einholen. 

Aufsicht  und  Disziplin  übt  das  Gericht.    Seine  Macht 
ist  nahezu  schrankenlos;  weder  von  einem  geregelten  Disziplinarver- 
fahren, noch  von  einer  Grenzabsteckung  zwischen  Aufsichts-  und  Dis- 
ziplinargewalt ist  die  Rede.    Selbst  auf  sein  Amt  hat  der  Zugelassene, 
wie  übrigens  auch  der  Richter,  kein  unantastbares  Recht;  denn,  sagt 
das  Konzept  der  Reichskammergerichtsordnung  von  1613  I.  30  §  4: 
wird  er  darnach  ungeschickt,  unfleissig  oder  sonsten  untügUch  be- 
funden, so  soll  derselbig  jederzeit  durch  Cammerrichter  imd  Bey- 
sitzer  beurlaubt  und  an  seine  Statt  ein  anderer  angenommen  werden. 
Das  Strafensystem  zeigt  in  früherer  Zeit  sehr  grosse  Mannig- 
faltigkeit.   In  den  Reichskammergerichtsordnungen  findet  sich  neben 
Verweis,  Geldstrafe,  Suspension  auf  Zeit,  Entlassung 

Verstrickung  etlicher  Tag  in  einem  Gemach  zu  bleiben,  doch  dass 
man  bei  ihnen  ab-  und  zugehen  möge, 
also  Hausarrest,    aber  auch  T  h  u  r  n  ,    d.  i.  Gefängnis,  endlich 
„Veränderung  seiner  statt  im  Procuratorstand'S  d.  i.  seiner  Reihenfolge 
beim  Vortrag  in  den  Audienzen. 
S.  unter  II.  dieses  Kapitels. 
Malblank  (I.  222)  erwähnt  noch:    Deprekation   in  der  Audienz. 
Diese  Strafe  hängt  offenbar  zusammen  mit  einer  älteren,  sehr  entwür- 
digenden Striae,  der  „Straff  im  offenen  Gerichtes  die  bereits  durch  den 
Kreutnerschen  Vergleich  von  1617  (s.  unter  III.  dieses  Elapitels)  abge- 
schafft worden  war,  dennoch  in  Übung  geblieben  sein  muss,  da  die  Pro- 
kuratoren in  einer  gemeinsamen  Eingabe  von  1666  nochmals  ihre  Ab- 
schaffung erbaten. 

dieweü  sie  in  offener  Audientz  mit  den  straffen  heftig  angetsogen 
vnd  benanntlich  ausgeschrieben  werden,  vnd  aber 
....  sollich  aussschreyhen  dem  Gericht  zu  sondern  Vnehien  vnd 
auch  bey  dem  Vmbstandt  ein  sonder  bedencken  vnd  nachiedt  ge- 
peren. 
Die  Geldstrafe  war  selbstv^Btändlich  die  häufigste.  Die  mindeste 
war  die  „Strafe  der  Ordnung",  die  1  Kammergulden  =  20  Batsen  be- 
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trug;  die  nächstfolgende  die  ,»Strafe  nach  Ermässigang",  doppelt  so 
hoch. 

Ladolf  De  jure  oam.  240. 
Mit  der  Formel  „Vorbehalten^"  zeigt  das  Beichskammergericht  an,  dass 
eine  Strafe  verwirkt  ist.  Im  Visitationsabsohied  von  1713  und  sonst 
wird  geklagt,  dass  in  Bestrafung  der  Prokuratoren  gegen  einige  mit 
aller  Scharfe  verfahren,  andern  aber  aus  Gunst  durch  die  Finger  ge- 
sehen werde.  1702  wird  berichtet,  dass  einige  Prokuratoren  den  zur 
Eintreibung  der  Strafen  abgeschickten  Kammergerichtsboten  nicht 
allein  nichts  erl^t,  sondern  auch  ihnen  „mit  spöttlichen  zum  höchsten 
Despect  des  GoUegii  gereichenden  Diskursen  und  Entschuldigungen" 
begegnet  seien.  Es  wird  ihnen  deswegen  auferlegt,  sich  so  lange  der 
Audienzen  zu  enthalten,  bis  sie  die  Strafe  erlegt  haben. 

C.  i.  cam.  04^. 
Urlaub  ist  vom  EAmmerrichter ,  und  zwar  persönlich,  zu  erbitten ; 
laut  Beichsabschied  von  1657  §§  62,  53  werden  im  Jahre  sechs  Wochen 
Urlaub  bewilligt,  der  aber  mit  Bewilligung  des  Ciollegii  erstreckt  werden 
kann  und  so  oft  erstreckt  wurde,  dass  es  1774  verboten  wurde,  sich  auf 
mehrere  Jahre  unter  tJbemehmung  anderer  Dienste  zu  ent- 
fernen. 

Malblank  S.  211. 
Eine  Kollegialverfassung  hatten  die  Advokaten  und 
Prokuratoren  des  Reichsgerichts  nicht,  obwohl  die  Gesamtheit  mehr- 
fach als  KoUegiimi  bezeichnet,  bei  den  Kammergerichtsvisitationen 
r^ielmässig  befragt  wurde  und  vielfach  in  gemeinsamen  Eingaben  her- 
vortrat. Wenn  1517  und  1766  Seniores  Procuratorum  in  einer  Beschwerde 
wegen  Kanzleigebühren  auftreten, 

Staatsarchiv  m.  155.      Faber,    Neue    Europäische    Staatscanzlei 

XX.  413 
so  ist  damit  nur  ihre  Stelle  in  der  Rangordnung  angedeutet. 

Eine  Gebührenordnung  gab  es  lange  Zeit  nicht.  Die  Ge- 
bühren werden  mit  der  Partei  vereinbart,  im  Streitfalle  durch  das  Ge- 
richt festgesetzt;  der  Festsetzungsbeschluss  ist  vollstreckbar  wie  ein 
Urtefl,  d.  i.  durch  Achtserklarung,  die  auch  in  der  Tat  wegen  Gebühren- 
forderongen  vorkommt. 

Staatsarchiv  m.  147. 
Frühzeitig  erscheint  die  Vereinbarung  eines  festen  Jahresgehalts,  Dienst- 
oder Wartgeld  genannt,  für  einen  Prozess;   1476  beträgt  ein  solches 
7  Gulden  jahrlich. 

Staataaiühiv  I.  352. 
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Die  Beiohsstände,  diese  häufigen  Gäste  des  Reichsgerichts,  setzten  gern 
ihren  Prokuratoren  Dienstgelder  aus  und  verteidigten  diese  Einrichtung» 
auch  wenn  sie  sich  sonst  über  zu  hohe  Gebühren  beschwerten.  So  ge- 
schah es  1556.  Das  Beichskammergericht  aber  wollte  die  Dienstgelder 
und  überhaupt  die  Gebührenvereinbarung  trotz  lebhaften  Widerstands 
der  Prokuratoren  abschaffen;  es  behauptete,  dass  zwei  Prokuratoren 
von  einer  Partei  nach  und  nach  über  1600  Goldgulden  an  Dienstgeld 
und  darüber  noch  eine  namhafte  Summe  pro  honorario  gezogen;  ein 
andrer  habe  von  einer  abgeurteilten  und  in  der  ZwangsvoUstreckungs- 
instanz  befindlichen  Sache  1000  Gulden  haben  wollen,  noch  ein  andrer 
hätte  in  causam  victoriae  2000  fl.  praetendiert,  und  ein  abgekommener 
Prokurator  seinen  Klienten  überredet,  ihn  zum  Erben  einzusetzen  und 
seinen  einzigen  Sohn  zu  enterben.  Demzufolge  verbot  der  Beichsab- 
schied  von  1557  (c.  50)  die  Vereinbarung  von  Dienst-  und  WartgekL 

Harpprecht  Geschichte  S.  127,  429,  401,  469,  491. 

Nachdem  dann  noch  1608  ein  gemeiner  Bescheid  über  die  Honorarver- 
einbarungen ergangen  war,  hat  in  dem  1613  verfassten  Konzept  der 
Kammergerichtsordnung  das  Verbot  der  Honorarvereinbarung  und  der 
Dienstgelder  eine  ziemlich  unklare  Fassung  erhalten  und  ist  1693 

C.  i.  cam.  942 

für  Beichsstände,  Vornehme,  Stadtgemeinden  und  Kollegien  aufgehoben 
worden.  Endlich  wurde  im  Visitationsabschied  von  1713  für  die  Pto- 
kuratoren,  „welche  von  Churfürsten,  Fürsten  und  Ständen  des  Beichs 
keine  Bestallung  haben''  (nicht  als  deren  Syndiken  angestellt  sind), 
eine  Gebührenordnung,  die  erste  am  Beichskammergericht,  aufgestellt, 
in  der  für  jede  Prozesshandlung  eine  bestimmte  Gebühr,  meist  1  Gulden, 
für  den  „gemeinen  Bezess"  aber  (wohl  der,  der  nur  in  Übergabe  des 
Schriftsatzes  oder  Bitte  um  Vertagung  besteht)  nur  20  Kr.,  für  unnötige 
Bezesse  gar  nichts  bewilligt  wird.  Eidesleistung  für  die  Partei  kostet 
3  fl.,  Bevision  der  vom  Advokaten  zugesendeten  Schriftsätze  1  bis  4  fl. 
Ausserdem  werden  für  jeden  Brief  15  bis  30  Kr.  und  für  jeden  Bogen 
8  Kr.  Schreibgelder  erhoben.  Für  die  Advokaten  sind  keine  Gebühren 
festgesetzt;  für  sie  bleibt  es  bei  der  Taxierung  durch  den  Bichter;  auf 
ihren  Schriftsätzen  soll  der  Prokurator  bei  der  Überreichung  gleich  die 
Taxa,  d.  i.  den  Betrag,  den  er  festzusetzen  vorschlägt,  bemerken.  Bei 
dieser  Gebührenordnung  konnten  die  Prokuratoren  jedenfalls  sehr  gut 
bestehen.  Einer  von  ihnen,  Haas  (I.  269),  nahm  an,  dass  ein  Prokniator 
damit  auf  4000  fl.  kommen  könne,  das  ist  das  damalige  Gehalt  eines 
Beichsrichters. 
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Die  Geriohtskosten  wurden  yorzugsweiBe  in  der  Form  von 
Schreib-  und  Ausfertigungsgebiihren  erhoben,  für  welche  die  Prokura- 
toien  personlich  hafteten.  Sie  suchten  dieser  Haftung  dadurch  zu  ent- 
gehen, dass  sie  die  Urkunden  uneingelöst  in  der  Gerichtssohreiberei 
liegen  liessen,  sich  die  Abschriften  vom  g^;nerischen  Anwalt  rerschafften 
oder  ihre  Erteilung  yon  der  armen  Partei  (die  sie  umsonst  bekam)  be- 
antragen liessen.  Daraus  entwickelte  sich  ein  fortwährender  Kampf 
mit  den  auf  diese  Gebühren  angewiesenen  Kanzleibeamten,  in  welchem 
diese  die  Unterstützung  ron  oben  erhielten. 

Camdeyordnung  in  der  Zugabe  zum  vierten  Theil  der  Beichsabschiede 
S.  106.  Visitationsabschied  von  1713  §  103.  Reichsabschiede  lY. 
261.    Haas  11.  880  ff. 

Sogar  die  Abschriften  ihrer  eignen  Schriftsätze  sollten  die  Anwälte 
nicht  selbst  anfertigen  dürfen.  Diese  Forderung  führte  1783  zu  einem 
wirklichen  Streik  der  Prokuratoren;  sie  horten  auf,  Schriftsätze  zu 
übergeben.  Ein  gemeiner  Bescheid  vom  14.  Februar  1783  schritt  gegen 
„sothanes  bis  nun  unerhörtes  Unterfangen",  das  „speciem  justitii"  her- 
beiführe, mit  Androhung  von  Suspension  und  Ben^otion  ein.  Nach 
langem  Hin-  und  Herschreiben  schloss  der  Kampf  mit  der  Niederlage 
der  Anwälte. 

Vahlkampf,  Miszellen  I.  536. 

Ein  Armenrecht  tritt  schon  in  der  ersten  (nicht  ausgeführten) 
Kammergerichtsordnung  von  1471,  sodann  in  der  von  1406  auf.  Der 
Arme  erhält  Befreiung  von  den  Gerichtskosten  und  einen  Advokaten 
und  Redner  „zu  rathen  und  fürzubringen^' ;  diese  müssen  bei  Strafe  der 
Amtsentsetzung  den  Auftrag  ausführen.  Die  Armensachen  sollen  unter 
sie  gleichmäsaig  verteilt  werden,  „alles  ungevärlich*\  Der  Arme  muss 
schwören: 

Ihr  werdet  schweren,  dass  ihr  so  arm  seyd,  auch  an  liegender  oder 
fahrender  Haab  ....  dass  ihr  die  Cantzley  um  nothdürfftig  Brief, 
noch  euem  Advocaten  und  Procuratom  bezahlen  oder  belohnen 
moget:  dass  ihr  auch  darum  euer  Haab  oder  Güter  gefährlicher  Weiss 
nicht  veräussert  oder  übergeben  habt :  Und  so  ihr  in  euer  Sachen  mit 
Recht  gewinnen  oder  sonst  zu  besseren  Vermögen  kommen  werdet, 
dass  ihr  alsdann  jedem  nach  seiner  Gebühr  Bezahlung  und  Aus- 
richtung thun  wollet,  alles  getreulich  und  ungefährlich. 
Reichsabschiede  11.  420. 

In  der  Kammergerichtsordnung  von  1555  erscheinen  die  iäinf orderungen 
an  den  Armen  etwas  geschärft.    Er  muss  „seiner  Armuth\Urkundt  oder 
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Anzeig"  bringen  und  ausserdem  den  Armeneid  leisten;  auch  darf  die 
Bechtsverfolgung  nicht  mutwillig  oder  ungegriindet  erscheinen.  Die 
Anwälte  werden  angewiesen,  die  Armensachen  mit  nicht  geringerem 
ileiss  als  andere  zu  behandeln,  „auch  keinem  andern  Proourator  auf- 
zuhencken".    (I.  41,  19  §  6.) 

Das  Gehilfenpersonal  der  Anwaltschaft  tritt  unter  ver- 
schiedenen Namen  auf.  Zunächst  steigerte  sich  die  überragende  Stel- 
lung der  Prokuratoren  gegenüber  den  Advokaten  oft  zu  einem  dienst- 
herrlichen  Verhältnis,  das  bereits  Verwandtschaft  mit  dem  später  in 
Bayern  und  heute  noch  in  Osterreich  blühenden  Komdpiententume 
zeigt.  Der  Beichsabschied  von  1657  berichtet,  dass  die  Prokuratoren 
oft  junge  Advokaten  annehmen,  denen  sie  für  ihre  Arbeit  wenig  oder 
nichts  geben,  und  verfügt,  dass  dies  nur  mit  Vorwissen  der  Parteien 
und  unter  gründlicher  Nachprüfung  der  von  den  jungen  Doctoree  ge- 
lieferten Arbeiten  geschehen  soll.  Unter  den  übrigen  Gehilfen  stiessen 
wir  oben  (S.  125)  bereits  1556  auf  die  Substituten.  Im  Visi- 
tationsabschied von  1561  werden  sie  wieder  erwähnt  als  solche,  die  nach 
der  Audienz  auf  Anweisung  der  Prokuratoren  die  verkündeten  Ent- 
scheidungen des  Gerichts  aufschreiben;  sie  sollen  daher  bei  Verlesung 
der  Bescheide  fleissig  aufmerken,  nicht  schwätzen,  scherzen  oder  sonst 
einander  irren.  Nach  §  93  des  Reichsabschieds  von  1566  sollen  sie  zur 
Verschwiegenheit  verpflichtet  werden,  wenn  sie  in  andere  Dienste  sich 
b^;eben,  sollen  auch  nicht  die  Sollicitatoren  —  wer  diese  sind,  werden 
wir  unter  m  dieses  Kapitels  erfahren  —  über  die  Protokolle  der  Pro- 
kuratoren laufen  lassen,  sondern  nur  in  der  öffentlichen  Audienz  mit 
ihnen  verhandeln.  Es  sind  das  also  Begistratoren  oder  Bureaav<Mr- 
steher,  die  aber  anscheinend  auch  zur  Vertretung  des  Anwalts  im  Ge- 
richte zugelassen  werden;  denn  im  Visitations-Memoriale  von  1680 
heisst  es,  dass  sie  oft  ohne  „Bericht''  (Information)  handeln.  Daneben 
kommen  Protokollisten  vor,  die  in  der  Audienz  für  die  Pro- 
kuratoren die  Verhandlungen  protokollieren,  Praktikanten, 
Sollicitanten  und  Skribenten,  deren  Greschäf tskreis  nicht 
näher  beschrieben  wird,  zuletzt  Notarien  zum  Behuf  der  nötigen 
Zustellungen.  Dieses  gesammte  Personal  zahlt  zu  den  „Kammergeriohta^ 
Verwandten"  und  nimmt  an  deren  Privilegien  tefl ;  es  kann  gescdlsohaft- 
lich  nicht  ganz  niedrig  gestanden  haben,  denn  es  ist  von  Duellen  unter 
ihm  die  Brcde,  die  bei  „Thum  und  Leibesstrafe''  untersagt  werden« 

Gemeiner  Bescheid  vom  29.  Juli  1678  C.  i.  cam.  931. 
Bei  Auflösung  des  Kammergerichts  erscheint  eine  Vereinigung  „sämmt- 
Ucher  bei  den  Reichskammergerichts-Advokaten  und  Prokuratoren  an- 


Kap.  18.    Rwinhiikaminqrgerioht   II.  Sitanngsdiaiitt  135 

gestellteii  ProtokoUiBten  und  Notarien*^  die  bei  den  Beichsständen  1806 
am  UnteratütKung  einkommt. 

Zeiteehiift  des  Deutschen  Notarvereins  1902,  S.  368. 

Im  Reichskammergerichte  ist  jene  Verfassung  am  schärfsten  aus- 
gebildet worden,  der  zufolge  der  Prokurator  redet,  der  Advokat  schreibt, 
der  Prokurator  der  allein  legitimierte  Parteivertreter,  der  Advokat  ein 
zum  Überfluss  zugezogener  unsichtbarer  Helfer,  der  Prokurator  Voll- 
anwalt, der  Advokat  Minderanwalt,  die  Advokatur  die  Vorstufe  zur 
Prokuratur  ist.  Von  der  Entwickelung,  die  zur  Verwischung  der  Wir- 
kungskreise und  schliesslich  zur  Aufhebung  der  Prokuratur  geführt  hat, 
ist  das  Reichskammergerioht  frei  geblieben.  Bis  zu  seiner  Auflösung  im 
Jahre  1806  hat  es  die  beiden  Amter  in  der  Gestalt  rein  bewahrt,  die  sie 
bei  ihrer  Aufnahme  erhalten  hatten. 


IL  EtttBungsdienBt. 

Der  altere  kanonische  Prozess  hatte  noch  ein  bedeutendes  Mass 
von  Mündlichkeit  gehabt.  Die  nach  der  Beweisaufnahme  stattfindende 
mundUche  Schlussverhandlung  bot  reichliche  Gelegenheit  zur  Entfal- 
tung rednerischer  Känste,  und  zur  Unterweisung  darin  bestand  eine 
ganze  Literatur.  Mit  der  Zeit  aber  hatte  die  Schriftlichkeit  gesiegt; 
über  die  Parteierklarungen  wurden  Schriftsatze  in  festen  Fristen  und 
fester  Zahl  gewechselt,  und  auch  die  mündliche  Schlussverhandlung 
war  durch  schriftliche  Deduktionen  über  das  Ergebnis  der  Beweisauf- 
nahme ersetzt  worden. 

In  dieser  völlig  imdeutschen  Gestalt  hatte  das  Beichskammer- 
gericht  den  kanonischen  Prozess  übernommen.  Allein  den  einen  ger- 
manischen Gedanken  hatte  es  doch  beibehalten,  dass  der  Prozess  durch 
Parteihandlungen  vor  dem  Gerichte  fortschreitet. 
Das  Gericht  sitzt  in  gut  germanischer  Weise  zu  bestimmten  Zeiten  be- 
reit zur  Entgegennahme  der  Parteihandlungen;  aber  es  weiss  nicht» 
wekhe  Parteien  sich  melden  und  „handeln*'  werden.  Es  ist,  wie  es  die 
heutigen  Mündlichkeitsfanatiker  anstreben,  völlig  unvorbereitet  und 
ohne  Akten,  die  vielmehr  erst  nach  Schluss  aller  Parteihandlungen 
gebildet  und  zum  Spruch  vorgel^  werden.  Selbst  die  Terminsladung 
bedeutet  nicht,  dass  man  im  Termine,  sondern  dass  man  spätestens 
im  Termine  handeln  muss. 

Worin  bestanden  nun  aber  die  Parteihandlungen?  Das  lehrt  uns 
so^flioh  der  Beichsabsohied  von  1507:    Die  Prokuratoren  sollen  alle 
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Handlung  in  Schriften,    und  zwar  artikelweiae,  fäibiingen  und 
nichts  anderes  als  also  reden: 

In  Sachen  A.  wider  B.  gib  ich  diese  Schrifft,  nemlioh  Libell,  Ezcep- 

tiones,  Artikel,  Replik,  Duplik. 
Der  Gegner  soll  darauf  nur  kurz  Abschrift  begehren,  seine  Einwendungen 
aber  schriftlich  im  nächsten  Termine  vorbringen;  mündlich  darf  er 
höchstens  die  Vollmacht  bemängeln  oder  kurze  Anzeigen  machen,  dass 
eine  Partei  gestorben,  ein  Vergleich  geschlossen  und  dergleichen;  in  die 
Sache  selbst  einzusteigen  („merita  causae  einzumischen"')  ist  streng 
verboten.  Ist  nichts  mehr  vorzubringen,  so  haben  die  Prokuratoren 
zu  „beschliessen"  mit  einer  allgemeinen  Formel,  die  in  der  Kammerge- 
richtsordnung  von  1566  dahin  wiedergegeben  ist: 

In  Sachen  N.  contra  N.  sag  ich  wider  des  Gegentheils  Handlung 

gemeine    Einred    (bestreite  alles)  und  erhole  meine  vcHige 

Handlung,  setze  die  Sach  zur  Erkanntnuss. 
Die  Parteihandlungen  bestanden  sonach  in  Überreichung  der  Schrift- 
sätze, verbunden  mit  kurzen,  rein  formellen  Vorträgen  („Reoeflse**). 
Überreichung  und  Becesse  waren  Sache  des  Prokurators.  Zu  ihrer  Ent- 
gegennahme waren  die  Sitzungen  (Audienzen)  des  Gerichts  bestimmt, 
die  sonst  im  schriftlichen  Verfahren  überflüssig  gewesen  wären.  Das 
Verfahren  schritt  von  Becess  zu  Recess  fort.  In  der  ersten  Audienz 
l^gte  Kläger  seine  Vollmacht  vor,  spätestens  in  der  nächstzwöUten  hatte 
Beklagter  die  Klagebeantwortung  zu  übergeben,  und  so  ging  es  fort 
bis  zum  Beschluss.  Zwölf  solcher  Audienzen  und  ein  Jahr  Zeit  sind 
regelmässig  nötig,  um  das  ordentliche  Verfahren  erster  Instanz  mit 
Beweisaufnahme  zu  Ende  zu  bringen. 

Die  Audienzen  fanden  in  der  Begel  nachmittags  von  1  bis  3  Uhr 
statt;  vorübergehend  waren  Vormittagssitzungen  (um  7  Uhr)  eingelegt. 
Sämmtliche  Prokuratoren,  gleichviel  ob  sie  in  der  Sitzung  beschäftigt 
waren  oder  nicht,  hatten  sich  einzufinden  und  bis  zum  Ende  „in  ihren 
Stellen  ohnverruckt  stehen  oder  sitzen  zu  bleiben'S  sich  ohne  Erlaubnis 
nicht  zu  entfernen,  sich  Bedens  und  Geschwätzes  zu  enthalten«  vid- 
mehr  aufzumerken  und,  wenn  in  ihrer  Sache  jemand  handelte,  unaufge- 
fordert ihre  Notdurft  dagegen  vorzubringen,  falls  sie  aber  mit  jemand 
zu  reden  hatten,  „einen  Abtritt  zu  nehmen". 

Gemeiner  Bescheid  von  1626  C.  i.  cam.  766,  neu  eingeschärft  im 

Visitations-Abschied  von  1713  §  2  und  mehrfach. 
Die  Advokaten,  die  ja  in  der  Audienz  nichts  zu  tun  hatten,  mussten 
doch  ebenfalls  erscheinen  und  wenigstens  bis  zur  Verkündung  der  Urteile 
—  womit  die  Audienz  begann  —  da  bleiben  „von  mehreren  des  Gerichts 
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als  auch  ihre  sselbst  Ansehens  wegen'^  Sie  mussten  öfter  dazu  ermahnt 
werden.  Aber  auch  die  Prokuratoren  schwänzten  haujBg,  zuweilen  er- 
schien bloss  einer  oder  zwei.  Wer  fehlte,  hatte  sich  duroh  Zettel 
(flohednla)  zu  entschuldigen.  Selbst  wer  allgemeinen  Urlaub  hatte, 
musste  gleichwohl  die  Ursache  seiner  Abwesenheit  durch  den  Pedell  in 
jeder  Sitzung  anzeigen  lassen.  Die  Urlaubscheine  erhielt  der  Pedell, 
der  alsdann  die  ohne  Urlaub  WeggebUebenen  feststellte  und  zur  Be- 
strafung anzeigte;  von  jedem  Strafgulden  erhielt  er  einen  Batzen. 

C.  i.  cam.  241,  323,  389,  396,  933.  Anhang  15.  Malblank  496. 
Die  Prokuratoren  haben  „mit  zierlichen  langen  Kleidern,  ihrem 
Ehrenstand  gemäss*'  zu  erscheinen,  nicht  „mit  schlechten  kurtzen  Män- 
teln und  Hüten,  dass  sie  vielmeht  gemeinen  Handelsmännern  und  Bür- 
gom  als  des  Kayserlichen  Cammer-Gcrichts  Verwandten  Persohnen 
inn-  und  ausländi-  verwunderlich  angesehen  werden".  Die  Kleidung 
soll  schwarz  sein,  selbst  unter  dem  Mantel.  Der  Degen  ist  in  der  Sitzung 
nur  den  Richtern  erlaubt.  Als  1676  eines  Tages  die  Anwälte  zufolge 
einer  Verabredung  mit  Degen  erschienen,  wurde  ihnen  dies  sofort  unter- 
sagt; auch  sollten  sie  sich  nicht  auf  den  Gassen  mit  Degen  ohne  Mäntel 
sehen  lassen.  Auf  Gegenvorstellung  wurde  ihnen  das  Degentragen 
ausserhalb  der  Audienzen  gestattet:  sie  haben  aber  vor  der  Audienz 
den  Degen  abzulegen  und  nicht  eher,  als  bis  sich  der  Richter  erhebt, 
ihn  wieder  anzulegen.  1691  wird  geragt,  dass  sie  in  der  Kanzlei  sowie 
in  den  Behausungen  der  Präsidenten  und  Beisitzer  bei  Sollicitierung 
der  Ptozesse  mit  Degen,  „allein  oder  unter  Mänteln"  erschienen.  Die 
FtotokoUisten  und  Skribenten  der  Anwälte  sollen  auch  auf  der  Strasse 
ohne  Degen  erscheinen. 

C.  i.  cam.  323,  327,  357,  631,  930,  931,  941.  Anhang  15. 
Die  Gerichtspersonen  treten  unter  Vortritt  des  den  Richterstab 
tragenden  PedeUs  in  den  Saal,  wo  bereits  die  Anwälte  und  das  Publikum 
Tersammelt  sind.  Der  Präsident  nimmt  unter  dem  Thronhimmel  Platz 
und  lässt  sich  vom  Pedell,  der  Stillschweigen  gebietet,  den  Richterstab 
fiberreichen,  den  einst  Kaiser  MftTimiliAn  bei  Errichtung  des  Gerichts 
dem  ersten  Kammerrichter  Grafen  Eitel  Friedrich  von  HohenzoUem 
öbergeben.  Dann  bedecken  die  Richter  ihre  Häupter,  die  sie  nur  bei 
der  Urteilsverkändigung  entblössen.  Früher  sassen  auch  die  Anwälte 
bedeckten  Hauptes.  Durch  gemeinen  Bescheid  vom  16.  Juni  I6T6 
aber,  denselben,  der  ihnen  den  D^gen  untersagte,  wurde  angeordnet, 
dass  sie  „zu  gebührender  Ehr  dieses  höchsten  Gerichts  ihre  Hute,  in- 
mnnsen  ohne  das  bei  Publikation  der  Urtheil  beschieht,  continuirlich 
abhalten''. 
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Auf  ihrer  Bank  sitzen  die  Prokuratoren  in  ihrer  ,,Ordnung'\  deren 
einschneidende  Bedeutung  wir  sogleich  kennen  lernen  werden.  Hinter 
ihnen  sitzen  ihre  Kanzleibeamten,  die  ProtokoUisten,  welche  die  Ver» 
handlungen  für  sie  aufschreiben;  denn  das  vom  Gerichtsschreiber  (No- 
tar) geführte  Protokoll  ist  nur  für  das  Gericht  bestimmt. 

Sobald  ein  Prokurator  an  die  Reihe  kommt,  erhebt  er  sich,  richtet 
an  den  Bichter  eine  ehrerbietige  Anrede  (compellatione  honorifica)  und 
trägt  vor.  Ein  besonderes  Rednerpult,  wie  heute,  hat  er  nicht;  er  mosB 
von  seinem  Platze  in  der  Bank  aus,  in  ziemlicher  Entfernung  von  den 
Richtern,  sprechen.  Seine  Bemerkungen  werden  von  dem  Notar,  d.  i. 
Gerichtsschreiber,  wörtUch  in  das  Gerichtsbuch  aufgenommen. 

Nach  geendigter  Audienz  geht  zuerst  der  Pedell  mit  dem  Gerichts- 
Stab,  hinter  ihm  Präsident  und  Bichter  nebst  den  Kanzleipersonen 
hintereinander  ab;  die  Prokuratoren,  Advokaten  und  Zuschauer  folgen. 
Malblank  600;  Ludolf  239. 

Das  Bild  einer  Kammergerichtssitzung  in  Wetzlar  ist  uns  in  Maurers 
Geschichte  des  altgermamschen  Gerichtsverfahrens  erhalten.  Auf  er- 
höhtem Throne  sitzt  der  Kanmierrichter  oder  Präsident,  den  Bichter- 
stab  in  der  Hand,  etwas  hinter  ihm  zu  beiden  Seiten  die  Richter,  alle 
bedeckten  Hauptes,  ohne  Tisch  und  Akten,  an  einem  Tisch  der  proto« 
kollführende  Notar  und  der  Leser  (Archivar),  vor  ihnen  der  Protonotar 
(Obersekretär)  stehend,  eine  Entscheidung  verkündend,  diese  alle  die 
Perrückenhäupter  unbedeckt,  ebenso  wie  die  Prokuratoren,  die  unten 
auf  einer  Bank  sitzen,  hinter  sich  ihre  ProtokoUisten.  Nur  der  Fiskal 
sitzt  oben  auf  dem  Podium,  dem  Schreibertische  gegenüber.  Hinter 
diesem  Tische  auf  einer  Bank  die  „Herrn  Standspersonen^',  zur  Aus- 
zeichnung eine  Fussbank  vor  sich,  auf  die  sie  die  Füsse  stellen. 

Das  in  Audienzen  fortschreitende  Verfahren  war  gewiss  nicht  muster- 
gültig, aber  schliesslich  doch  nicht  so  schlecht,  dass  nicht  bei  richtiger 
Handhabung  leidlich  damit  auszukommen  gewesen  wäre.  Für  dea 
Teil,  dem  an  der  Beschleunigung  lag,  bot  sogar  die  Möglichkeit,  an  jedem 
Gerichtstage  handeln,  die  Termine  selbst  bestimmen  zu  können»  Vor- 
teile, die  unser  heutiges  Verfahren  uns  manchmal  schmerzlich  ver^ 
missen  lässt.  Auch  wurde  der  Prozess  fortwährend  durch  neue  Verord- 
nungen verbessert,  die  drei  ersten  Termine  in  einen  zusammengezogen, 
1654  das  artikulierte  Verfahren  abgeschafFt.  Die  Termine  selbst,  nur 
kurze  formelle  Vorträge  enthaltend,  konnten  sehr  schnell  erledigt  werden. 

Aber  zunächst  blieb  es  keineswegs  bei  kurzen  Vorträgen.  Die  Pro- 
kuratoren liessen  es  sich  nicht  nehmen,  die  Übergabe  ihrer  Schriftsatse 
mit  längeren  mündlichen  Ausführungen,  Oral-Recesse  genannt. 
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ZU  breiten»  die,  weil  sie  wörtlich  zu  Protokoll  genommen  werden 
muBBten,  die  Sachen  unendlich  aufhielten.  Gegen  sie  richteten  sich  un- 
zählige Verordnungen  und  Straf drohungen.  Die  Becesse  sollen  „züchtig, 
kürtzlich,  dienstlich*'  sein,  nicht  in  die  Sache  selbst  einsteigen,  keine 
Schimpf-  und  Spottreden  enthalten,  nicht  über  drei  oder  vier  Linien 
(im  Protokoll  des  Notars)  einnehmen;  selbst  Amtsentsetzung 
wild  1566  darauf  angedroht. 

Reichsabsohiede  ni.  226ff.  §§  76,  77. 

Aber  es  half  alles  nichts.  Der  in  den  Becessen  erhaltene  letzte  Rest 
gerichtUcher  Beredsamkeit  liess  sich  nicht  ausrotten.  Geschicktes 
Reoessieren  brachte  in  Ruf.  Haas,  selbst  ein  Kammergerichts-Pro- 
kurator,  schildert  S.  168,  271,  278  diese  Recesskünstler,  wie  sie  über 
Quisquilien  zanken,  boshafte  Pointen  unterstreichen,  merita  causae 
einmischen,  triumphieren,  wenn  der  Gegner  darauf  nicht  vorbereitet  ist, 
und  diese  Klopffechterei  viele  Audienzen  hindurch  fortsetzen.  Für 
ein  Drittel  der  Prokuratoren,  sagt  er,  besteht  die  Hauptnahrungsquelle 
in  überflüssigen  Recessen. 

Endlich  machte  man  aus  der  Not  eine  Tugend.  Ein  gemeiner  Be- 
scheid von  1669  verordnete,  dass  der  Prokurator  zwar  nur  den  Schrift- 
satz zu  übergeben  und  nichts  weiter  zu  erklären,  dann  aber  ihn  zu  v  e  r  - 
lesen  hat.  Das  nannte  der  Bescheid  Abschaffung  des  mündlichen 
Recessierens.  Tatsachlich  war  es,  nur  in  viel  langweiligerer  Form, 
wiederhergestellt.    Die  Audienz  wurde  jetzt 

ein  longum  quoniam,  wo  der  Assessor  schlaft  und  der  Prokurator 

Unsinn  schwätzt. 

Äusserung  des  Vizekanzlers  v.  Eistor  (18.  Jahrh.)  bei  Vahlkampf, 
Miszellen  617. 

Die  Prokuratoren  verlasen  schliesslich  die  Schriftsätze  ganz  flüchtig 
oder  auch  gar  nicht,  überliessen  den  Sitzungsdienst  Vertretern  und 
verwendeten  ihre  Zeit  nützlicher. 
C.  i.  cam.  Anhang  16. 

Ein  zweiter,  viel  böserer  Übektand  war  die  bereits  erwähnte  „Ord- 
nnng**  der  Vortrage.  Sie  erscheint  schon  in  der  Kammergerichtsord- 
nang  von  1600  unter  XXL: 

Item:  als  auch  bisshero  ein  Ordnung  und  Gebrauch  an  ünserm 
Königlichen  Cammer-Gericht  gewesen  ist,  dass  ein  jeglicher  Pro- 
ourator  oder  Redner  sonder  Tag  und  Zeit  gehabt,  darinn 
er  seiner  Partheyen  Saoh  fürbracht,  und  die  andern  Proouratores 
oder  Redner,  je^cher  mit  seiner  Partheyen  Sachen  hat  ruhen  und 
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BiiU  stehen  mÜBsen,  bifls  ihn  die  Ordnung  dess  Redens  oder 

bringung  troffen. 
Die  Ordnung  bestimmte  sich  nach  dem  Datum  der  Zulassung  sur  Pro- 
kuratur.  Der  älteste  Prokurator  begann  mit  „Anrufen"  der  Sachen, 
die  er  zu  verhandeln  wünschte;  war  er  fertig,  so  kam  der  nachstälteste 
daran.  War  die  Sitzung  zu  Ende,  so  wurde  abgebrochen  und  in  der 
nächsten  Sitzung  mit  dem  Prokurator  fortgefahren,  der  an  der  Reihe 
gewesen  war.  Der  Gegner  fehlte  nie,  da  alle  Prokuratoren  anwesend 
zu  sein  hatten. 

Eine  Hauptfrage  war  nun  die,  in  welchen  Zeiträumen  der  Turnus 
umging.  Damit  sah  es  aber  sehr  schlimm  aus.  Da  in  der  ersten  Zeit 
das  Gericht  nur  einmal  wöchentUch  sass,  so  geschah  es,  dass  „etwa  die 
Ordnung  indrey  oder  vier  Monaten  nicht  an  den  Prooora* 
tom  kompt". 

Terminsordnung  von  1508  in  den  Reichsabschieden  11.  123. 
Später  sass  das  Kammergericht  dreimal  wöchentlich;  der  Turnus  hätte 
sich  daher  um  das  Dreifache  verkürzen  müssen. 

Aber  inzwischen  hatte  sich  die  Sache  wieder  anders  verwickelt. 
Um  nämlich  nicht  durch  einen  Prokurator  alle  andern  allzulang  aufisu- 
halten,  hatte  man  die  Prozesshandlungen  in  gewisse  Klassen  geteilt 
dergestalt,  dass  jedesmal  nur  die  zu  der  aufgerufenen  Ellasse  gehörigen 
Prozesshandlungen  vorgenommen  werden  durften,  innerhalb  der  Klasse 
aber  wieder  der  älteste  Prokurator  zuerst  an  die  Reihe  kam.  Diese 
Klasseneinteilung,  die  vielfach  gewechselt  hat,  erscheint  in  der  Kammer» 
gerichtsordnung  von  1565  in  Gestalt  von  sechs  Umfragen,  ob  nämlich 

1.  auf  die  zu  Beginn  der  Sitzung  eröffneten  Bescheide, 

2.  in  neuen  Sachen  (Nova)  etwas  vorzubringen, 

3.  eine  durch  Urteil  auferlegte  oder   freiwillig  übernommene  Piro- 
zesshandlung  (Praefixa)  vorzunehmen  sei, 

4.  kraft  Gesetzes  zu  handeln, 

5.  contumacia  zu  entschuldigen, 

6.  contumacia  anzuklagen  sei. 

Nun  kam  aber  innerhalb  der  wichtigen  Kontumazienklasse  die  Ordnung 
wiederum  erst  in  3  bis  5  Monaten  herum,  da  ein  Prokurator  oft  mehiere 
Audienzen  allein  mit  seinen  Kontumaz-Anträgen  ausfüllte.  Die  Pro- 
kuratoren  schlugen,  um  Kürze  zu  erzielen,  1566  vor,  einen  jeden  mit 
Kontumaz- Anträgen  nicht  länger  als  eine  Stunde  zu  hören;  man  be* 
schloss  jedoch,  ihn  mit  nicht  mehr  als  sechs  Sachen  zu  hören,  was»  wie 
die  Prokuratoren  1667  klagten,  zur  Folge  hatte,  dass  keiner  mehr  als 
24  Kontumazien  im  Jahre  abmachen  könne,  für  200  folglich  8  Jahre 
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brauchen  würde.  Das  Kammergericht  hob  demi  auch  den  Beschluss 
auf:  die  Sachen  würden  aufgehalten,  der  Prokurator  nehme  die  vor, 
die  er  zu  fördern,  halte  die  zurück,  die  er  aufzuhalten  wünsche,  der  junge 
Prokurator,  der  wenig  und  neue  Sachen  habe,  müsse  so  oft  gehört  werden, 
wie  der  alte,  der  viele  und  alte  Sachen  habe  und  dem  immer  neue  zu- 
wachsen. 

Harpprecht  Geschichte  401,  429,  431,  118,  126. 

Das  Übel  wurde  immer  ärger.  Jetzt  kam  die  Umfrag  contuma- 
ciarum  schon  in  mehr  als  Jahresfrist  nicht  herum ;  ein  Prokurator  besetzte 
monatelang  alle  Audienzen.  (Visitationsabschied  von  1569.)  Man 
yermehrte  die  Audienzen,  besserte  an  der  Ordnung  fortwährend  herum, 
die  dadurch  immer  künstlicher  wurde.  Der  ordo  praefixarum  wurde 
in  ordinarias  und  eztraordinarias  ,diese  wieder  in  primas  und  secundas 
geteilt.  Man  weiss  bald  nicht  mehr,  klagt  ein  gemeiner  Bescheid  von 
1651,  in  welche  Klasse  eine  Handlung  gehört;  die  Ordnung  stecke  bei 
dem  jetzigen  ältesten  Prokurator  Dr.  Georg  Collen  bereits  im  t i e r - 
ten  Jahre;  die  im  ordo  Praefixarum  gehaltenen  Vorträge  würden 
im  ordo  Novarum  wiederholt  und  so  die  kostbare  Zeit  vergeudet.  1656 
reformierte  wieder  einmal  ein  gemeiner  Bescheid  den  ordo,  aber  es  blieb 
beim  alten. 

Das  Schlimmste  war  dabei,  dass  die  Fristen  zu  Blendwerk  wurden« 
Hatte  der  Beklagte  sich  bis  zur  nächstzwölf  ten  Audienz  zu  erklären, 
so  konnte  er  das  tatsächlich  erst  in  einer  viel  späteren,  weil  vorher  sein 
Prokurator  nicht  zum  Vortrag  kam;  und  tat  er  es  dann  noch  nicht,  so 
konnte  er  wiederum  nicht  eher  kontumaziert  werden,  als  bis  seinen  Geg- 
ner die  Ordnung  traf.  So  erklärt  1496  ein  Prokurator,  der  contuma- 
oiae  angeklagt  wird,  weil  er  nicht  innerhalb  der  Frist  die  Duplik  über- 
geben: 

die  Ordnung  wäre  noch  nicht  an  ihm  gewesen ;  wenn  die  an  ihn  käme, 
so  wollt  er  handeln. 

Zeitschrift  für  Bechtsgeschichte  XII.  257. 

8o  wird  bei  der  Visitation  1557  geklagt,  dass  die  Anwälte  oft  Vertagung 
ad  prozimam  (bis  zur  nächsten  Audienz)  beantragen,  nicht  in  der  Mei- 
noqg,  die  Frist  innezuhalten  —  was  auch  meist  unmögUch  —  sondern 
weil  die  Frist  tatsächlich  viel  länger  wird.  Man  drohte  zwar  Strafen 
<iem  an,  der  eine  Prozesshandlung  im  Vertrauen  darauf  versäumt,  dass 
der  Gegner,  weU  noch  lange  nicht  an  der  Reihe,  keine  Versäumnisan- 
trage stellen  könne;  man  verbot  dem  Prokurator,  sich  auf  die  Ordnung 
SU  berufen»  sofern  er  vorher  handeln  konnte.    Aber  schliesslich  musste 
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man  anerkennen,  dass  den  kein  Vorwurf  treffen  kann,  der  nach  AbUnf 
der  Frist,  sobald  ihn  die  Ordnung  trifft,  handelt. 

Harpprecht  Geschichte  485.     Visitationsbescheide  von  1559,  1567, 

1562.    C.  i.  cam.  242,  264,  201;  Beichsabschied  Ton  1654  das.  872. 

Diese  ganze  „Ordnung",  oder  vielmehr  Unordnung,  eine  der  haupt- 
sachlichsten und  am  wenigsten  gewürdigten  Ursachen  der  kammerge- 
richtlichen Prozessverschleppung,  hängt  mit  einem  grossen  und  an- 
scheinend unlösbaren  Probleme  des  Anwaltsprozesses  zusammen.  Auch 
heute  ist  es  die  Schwierigkeit  „dranzukommen",  die  Unmöglichkeit 
einer  richtigen  2#eiteinteilung  der  Anwälte,  die  oft  genug  zu  Vertagungen 
führt.  Allein  die  Grösse  der  hier  gemeldeten  Übelstände  übersteigt 
denn  doch  unser  Verständnis.  Gewiss:  der  einmal  zu  Wort  gekommene 
Prokurator  wird  die  Gelegenheit  ausgenutzt,  wird  seine  ältesten,  jahre- 
lang liegen  gebliebenen  Sachen  herausgesucht,  wird  —  die  oft  wieder- 
kehrenden Verbote  bezeugen  es  —  Sachen,  die  in  eine  andere  Umfrage 
gehört  hätten,  hineinzuziehen  versucht  haben.  Aber  wenn  das  Kon- 
tumazieren mehrere  Monate,  wenn  der  ordo  praefixarum  vier  Jahre 
lang  bei  einem  einzigen  Prokurator  stecken  bleiben  konnte,  so  wäre  doch 
in  aller  Welt  nichts  übrig  geblieben,  als  die  Zahl  der  Sitzungen  zu  ver- 
mehren. Anstatt  dessen  hob  man  1660,  zur  Zeit  der  ärgsten  Stockung, 
zwei  Nachmittags-  und  zwei  Vormittagssitzungen  auf,  „weil  so  viele 
Audienzen  nicht  mehr  von  nöthen",  verminderte  noch  dazu  später 
die  Dauer  der  übrig  bleibenden  Sitzungen,  die  am  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts nur  noch  wenig  über  eine  Stunde  und  zuletzt  kaum  10  Minuten 
dauerten  und  deren  Zahl  daher  1805  auf  Antrag  der  Anwälte  auf  zwei 
wöchentlich  herabgesetzt  wurde. 

C.  i.  cam.  203.  Vahlkampf  Miszellen  517. 
Da  konnte  es  freilich  kommen,  dass  22  Jahre  geschrieben  wurde,  ehe  es 
zu  einem  Gerichtsbescheid  kam,  dass  nach  weiteren  16  Jahren  das  End- 
urteil erging,  die  Exekution  sich  aber  dann  noch  Jahre  hinschleppte, 
dass  in  einer  andern  Sache  ein  Schriftsatz  nach  drei  Jahren  beantwortet 
wurde,  die  Replik  darauf  wieder  nach  drei  Jahren,  der  nächste  Schrift- 
satz nach  vier  Jahren  erschien  und  13  Jahre  nach  diesem,  im  ganzen 
23  Jahre  nach  eingelegter  Appellation  ,  das  Endurteil  erging. 

Wigand,  Denkwürdigkeiten  aus  dem  Archiv  des  Beichskammer- 

gerichts  Leipzig  1854,  S.  5,  6,  68ff. 
Daran  waren  nicht  die  Anwälte  schuld,  sondern  die  „Ordnung*^ 

Man  hätte  nun  die  Audienzen,  die  ja  doch  wesentlich  nur  zur  Ent- 
g^ennahme  der  Schriftsätze  bestimmt  waren,  ganz  aufheben  und  an 
die  Stelle  der  persönlichen  Überreichung  die  einfache  Einreichung  der 
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setzen  können.  Im  Beichsabschied  Ton  1664  (§  94)  war 
auch  derartiges  in  die  Wege  geleitet  worden.  Aber  man  hatte  schliess- 
Ucli  doch  die  Audienzen  beibehalten,  weil  man  sie,  wie  Lndolf  sagt,  als 
eflsenüalis  solennitas  betrachtete.  Das  Gefühl  war  nicht  zu  unter- 
drücken, dass  nach  germanischer  Anschauung  der  Prozess  vor  sitzendem 
Gerichte  verhandelt  werden  muss.  Deswegen  ist  bis  zum  Schluss  der 
Prozees  des  Reichskammergerichts  in  viel  grösserem  Umfange,  als  das 
Gesetz  ahnen  laset,  ein  mündlicher,  deswegen  die  Aufgabe  des  Vor- 
sprechers  und  des  Prokurators,  so  verschieden  in  jeder  Hinsicht,  doch 
im  tiefsten  Grunde  dieselbe  gebUeben:  die  Parteihandlungen  vor  Ge- 
richt vorzunehmen. 


m.  PerBÖnliches  und  SittengesohiohtlicheB. 

Bei  EröfiEnung  des  Kammergerichts  zu  Frankfurt  am  31.  Oktober 
1405  leisteten  neun  Prokuratoren  und  zwei  Advokaten  in  Gegenwart 
des  Kaisers  den  Amtseid  in  die  Hände  des  Kammerrichters  Grafen  Eitel 
Friedrich  von  HohenzoUem  und  seiner  Beisitzer.  Ein  Teil  der  Prokura- 
tocen  hatte  schon  bei  dem  alten  Hof-  und  Kammergericht  gestanden  und 
war  diesem  überall  an  seinen  wechselnden  Sitz  gefolgt.  Dieser  mochte 
aufatmen  bei  dem  Gedanken,  nun  an  einem  standigen  Gerichte  mit 
festem  Wohnsitze  und  geregelter  Tätigkeit  wirken  zu  können.  Man 
Boüte  sich  bitter  täuschen.  Schon  1406  hatte  das  Kammergericht  seinen 
Betrieb  eingestellt,  und  Prokuratoren  und  Advokaten  waren  in  alle 
Winde  verstreut.  Auf  die  amtliche  Mitteilung  von  der  baldigen  Wieder- 
erofbung  des  Gerichts  begaben  sie  sich  wieder  nach  Frankfurt,  liessen 
auch  ihre  Parteien  von  weither  dahin  kommen  und  —  warteten,  war- 
teten. Schliesslich  beschwerten  sie  sich  bei  dem  damals  zu  Lindau  ver- 
sammelten Reichstage,  erzielten  auch  den  Wiederzusammentritt  des 
Gerichts.  Aber  schon  am  Sonntag  nach  Galli  1406  mussten  sie  dem 
Reichstage  schreiben,  das  Kammergericht  stehe  schon  wieder  still,  der 
Verweser  Graf  zu  Eberstein  habe  mit  den  Beisitzern  die  Audienz  ver- 
lassen, die  grosse  Menge  anhängiger  Sachen  einfach  im  Stich  gelassen; 
jelst  kämen  die  Parteien  ,4auffen  uns  mit  wainenden  Augen  an  umb 
Rath*\  haben  die  schweren  Kosten  umsonst  gemacht,  „so  liegen  Wir 
hie  auch  mit  sohwehren  Kosten»  seyn  dem  Heiligen  Reich  und  auch  den 
Partheyen  verpflicht**  .... 
Staatearchiv  n.  244,  260. 

Derartige,  zuweilen  jahrelang  dauernde  Störungen  des  Geriohts- 
gangee  sind  noch  sehr  oft  vorgekommen  und  eine  der  Ursachen  der 
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Langsamkeit  der  kammergeriohtlichen  Prozesse  gewesen.  Dazu  kam 
in  der  ersten  Zeit  ein  fortwährender  Wechsel  des  Sitzes  von  1496  bis 
1527  neunmal,  bis  das  Gericht  1627  in  Speier  zur  Ruhe  kam.  An  sich 
wurden  die  Mittel  f  iir  das  Kammergericht  vom  Reichstage  in  der  Regel 
nur  ftir  einige  Jahre  bewilligt.  Aber  auch  die  bewilligten  Umlagen 
gingen  nicht  ein,  die  Richtergehalter  konnten  nicht  gezahlt  worden» 
und  so  musste  das  oberste  Reichsgericht  stillstehen.  Das  grosse  deutsche 
Reich  konnte  die  geringen  Mittel  zur  Erhaltung  einer  der  wichtigsten 
gemeinsamen  Einrichtungen  nicht  aufbringen. 

Die  Anwälte  suchten  ihre  unter  diesen  Umständen  völlig  unsichere 
Lage  dadurch  zu  verbessern,  dass  sie  sich  von  ihren  Parteien  feste  Jahr- 
gelder (Wartegelder)  bewilligen  Uessen.  Aber  auch  das  versagte  oft« 
So  kündigten  1606  die  schwäbischen  Stände  ihrem  Kammergerichte- 
prokurator  Hitzhofer  sein  Wartgeld,  weil  sie  nicht  viel  Kammergerichts- 
sachen hätten,  auch  das  Kammergericht  „lang  nit  in  Wesen  gewest, 
noch  gewis  sey,  wie  lang  das  bleyb'\ 

Staatsarchiv  II.  440. 
Zudem  wurden  die  Jahrgelder  später  verboten,  s.  oben  I. 

Bei  der  Zerstörung  von  Speier  durch  die  Franzosen  im  Jahre  1689 
musste  das  Reichsgericht  wiederum  wandern,  diesmal  nach  Wetzlar, 
und  1719  wurde  schon  wieder  seine  Verlegung  angeregt.  Jetzt  aber 
setzten  sich  die  Advokaten  und  Prokuratoren  zur  Wehr;  sie  hätten  bei 
der  Zerstörung  von  Speier  ihr  Vermögen  eingebüsst,  bei  dem  dann  fol- 
genden siebenjährigen  Stillstande  des  Gerichts  abermals  alle  Ersparnisse 
zugesetzt  und  sich  in  Schulden  gestürzt;  40  oder  60  der  zum  Kanuner- 
gerichte gehörigen  Familien  hätten  eigene  Häuser  gebaut  oder  gekauft. 

Thudichum  186. 
Das  Verhängnis  wurde  denn  auch  noch  einmal  abgewendet;  das  Reichs- 
kammergericht ist  bis  zu  seinem  Ende  in  Wetzlar  geblieben. 

Im  „Staatsarchiv  des  Kays,  und  des  H.  Rom.  Reichs-Kammer- 
Gerichts",  dritter  Teil  Ulm  1769  findet  sich  S.  463  ein  Verzeichnis  aller 
Kammergerichtspersonen  unter  der  Regierung  Maximilians  I.,  darunter 
folgende  Liste  der  Prokuratoren  und  Advokaten: 


Reoeptionis 
Amras     MeQB.     Dies. 


Finales 


£onuidem 
Sulwtitati 


Procuratores 


Advooati 


1495 


Ootob. 


ult. 


H.  Geo.  Schroetel 
D.  Joh.  Engellender 
D.  Valentin  de 
Tnrckheim 


— r"  ■ 

«M      M,wvm 

noMiwwwaiw.                 XVV 

RMeptkmii 

Fiaoalea 

Eonindem 

Praooratoree 

AdTocati 

AnrnMl  Heofl. 

Dies. 

Sabsütuti 

U95 

Oktob. 

nlt 

• 

D.  Ambro«.  Foohs- 

hart 
L.  Christoph  Hitc- 

jiofer 
D.  Frana  Braon 
11  Petr.  G«mp 
11  Gea  Ortolf 
D.  Wilh.  Wapreoht 

Not. 

15 

D.  Petras  Völ- 
aoher 

*~" 

"^ 

D.  Adamos  SohAn- 
wetter  T.Heimbaoh 

17 

^^ 

-— ' 

-^ 

D.  Florsntinas  t. 
Venningen 

1496 

Jon. 

8 

^^ 

"~" 

^^ 

D.  Alexen.  Dietrich 
de  Franofart 

10 

— 

— 

11  Joan.  Maier  de 
Feooht 

8opt 

23 

— 

— 

D.Philipp  Siegwein 

Oktob. 

8 

"^ 

"~" 

11  Georg  Hadt 
T.  Strasbarg 

1497 

Jan. 

28 

— 

— 

11  Joan  Beräger 

JuL 

8 

^~ 

*— 

— 

D.Jao.deMosheini 
M.  PhiL  Semmer 

Sept. 

27 

— 

— 

— 

D.  OeoigPretnaoer 

Oktob. 

18 

~~ 

~^ 

M.  Jo.  Reohlingsr 
D.  Vir.  Molitoris 

1498 

April 

4 

— 

D.  Vir.  Plets 

Oktob. 

8 
17 
22 

— 

11  Joh.  Qassel 
lLJoh.Brotier 

D.  Christoph  MfiDer 

26 

.— 

— 

«i* 

D.  Vir.  PletB 

1499 

Maji 

17 

— 

— 

D.  WoU^ang 

Sept. 

22 

-^ 

— 

— 

lio.  Joh.  Brotasr 

1501 

Hart 

19 

D.  Fhmo.  Braan 
D.  Aogostin  Lesoh 
D.  Joh.  Ziogel 

Jun. 

21 

— 

— 

— 

D.  Henr.  Leosnaan 
Bostook 

Not. 

5 

-* 

^^^ 

D.  Petras  N. 

Dn. 

20 

-» 

^^^ 

— 

L.  Vir.  Heinta 

1502 

*— 

D.  Oonnd 
PeaUfaiger 

D.  Joh.  Engel- 
lender 

"— 

1508 

April 

28 

D.Joh.B^sel- 
Ifloder 

D.  Vdalrions  MoU- 

toris 
D.  Henr.  Leaenaaa 

Bestock 

Aqg. 

28 

—. 

-« 

— 

D.  Joh.  Protnr 

1504 

Jan. 

15 

— 

-. 

~. 

D.  Herrn.  Rchrenok 

1507 

Dn. 

10 

D.  Hieran  de 
GhMria 

D.  Wotf  de 

Dwm 
D.  Petras 

KIner 

D.  Wolf  de  Dam 
D.  Petras  Kirssr 

a  Oebr.  Biedler, 
Canon.  Batlsp. 

1608 

H^Ü 

5 

— 

— 

-— 

D.  WoVg.  B«B. 

Dn. 

11 

D.  Christoph 
MfiUer 

Weliiltr,  Qatchlcfate  dm  BeehtMawattMliaft. 


10 
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Reoeptionie 
Annosl  Mene.     Dies. 


FiBoalee 


ESornndem 
Subetituti 


Pnxnmtoiee 


Ad¥oc»ti 


1509 


1510 


1511 


1512 


1518 


Jan. 

Febr. 
Sept. 


Aprfl 
Oktob. 


1515 
1516 
1517 


April 

Sept 
Febr. 

Mart 
April 
Maji 
Jan. 

Febr. 
Jon. 

Jul. 

Nov. 

Febr. 
Maji 
Jan. 
JuL 

Hart 

Jun. 

JoL 
Sept 


22 
27 

ult 


28 

22 

7 

12 
14 


7 

nlt. 

5 

9 

19 

28 

7 

18 

4 

27 

11 

28 
5 

28 
14 
11 
18 

22 

6 

2 

16 


D.  ReinharduB 
Thvel 


D.  WoUg.  Rem. 
D.  Georg  Kxell 
D.  Job.  Traoh. 
D.  Reinhard  N. 
D.  Sebald  N. 


D.  Friedr.  Kreutoer 

D.  Jacob  Krell 

D.  Caspar  Mari. 

D.  Wol^ang 

Affenstein 

D.  N.  Rndesel 

D.  Cunrad  Sohwap- 

paoh 
D.  Job.  Rüokinger 


D.  Wilh.  Sesler 
D.  N.  Sachs 
D.  N.  Moller 


D.  Leonh.  Hoch- 
müUer 


D.  Eytel  Senfft 
D.  Math.  Remeok 
D.  Arnold  Glaubarg 
D.  Henr.  Neidthard 

Lio.  Caspar  Kalten- 

thal 
D.  WUh.  Gundels- 

haimer 
D.  N.  Funok 
D.  Job.  Wolf g.  Egon 


D.  N.  Rayennas 
i),  Bhrenbreoht 

Barth 
Lt  PhiL  Sooner 

D.N.Meuradsgaden 


N. 
OfficiaL  Wormat. 


D.  Job.  Docknm 
D.  Bernhard  Reh- 
llnger 


D.  Wol^.  Rom  ex 

^kssessore 
D.  Fried.  Kroutner 


D.  Rngelmann 


D. 


Wir  ersehen  aus  dieser  Liste,  dass  alle  Sachwalter  akademische 
Grade  hatten,  dass  die  Prokuratoren  an  Zahl  bedeutend  fiberwogen  und 
zwei  der  Advokaten  Geistliche  waren.  Unter  den  Namen  fallt  der  Con- 
rad Peutingers  auf,  des  berühmten  Augsburger  Stadtschreibers.  Das 
Verzeichnis  des  Kammergerichtspersonals  ist  vom  Kammergerichta- 
advokaten  G.  W.  Wormbser  fortgesetzt  worden:  Judicii  Camerae  Im- 
perialis Personae  Speyer  1618.  Aus  ihm  ergiebt  sich,  dass  es  in  der 
ersten  Zeit  bis  1622  wohl  einige  Male  vorgekommen  ist,  dass  man  Fto- 
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kurator  wurde,  ohne  Adrokat  gewesen  zu  sein  oder  gar  erst  Prokurator, 
dann  Advokat  wurde,  dass  aber  sonst  ausnahmslos  von  der  Advokatur 
2ur  Prokuratur  aufgestiegen  wurde  und  der  Advokat  in  der  R^el  mehrere 
Jahre  auf  die  Prokuratur  warten  musste. 

Von  diesen  ersten  Prokuratoren  des  Beichskammergerichts  sollte 
einer,  Dr.  Friedrich  Kreutner,  zu  grossen  Irrungen  Anlass  geben. 
Eines  Tages  machten  folgende  Verse  im  Kammergerioht  die  Runde: 

Hitzhofer,  der  blind,  ist  zu  bösen  Rathen  geschwind, 
D.  Henrich  Rostock  steht  am  Gericht  wie  ein  andrer  Block, 
D.  Georg  Kreel  thut  manchen  Fehl, 
D.  Johann  Trach  verderbt  manch  Sach, 
D.  CSaspar  Mart  ist  ein  Krieger  von  Art, 
D.  Wolff  von  AfiFenstein,  der  Mann  ist  gross,  der  Adel  klein, 
D.  Leonhard  Gerspach  (Hochmüller)  wart  auch  ob  ihm  werd  ein 

Sach. 

Der  Urheberschaft  wurde  Ejreutner  bezichtigt  und  von  seinen  Kollegen 
darum  verklagt.  Als  er  nun  inzwischen,  1515,  für  eine  Richterstelle  am 
Reichskammeigericht  präsentiert  wurde,  waren  die  Prokuratoren  so 
empört,  dass  das  Kammergerioht  vor  seiner  Rezeption  noch  einmal  an 
den  Kaiser  berichtete.  Der  aber  verfügte  die  Rezeption.  Nimmehr 
stellten  die  sieben  beleidigten  Prokuratoren,  welche  die  meisten  Sachen 
hatten,  die  Arbeit  ein;  die  Audienzen  blieben  leer,  das  Gericht  stand 
still.  Die  Entschlossenheit  der  Prokuratoren  überwand  schliesslich  den 
Widerstand  des  Kaisers:  Ejreutner  wurde  entlassen.  Jetzt  aber  nahm 
sich  das  Kammergericht  seiner  an ;  es  erklärte  das  Entlassungsdekret  für 
erschlichen.  Die  Prokuratoren  wandten  sich  aufs  neue  an  den  Kaiser, 
aber  ihr  Wortführer  Trach  wurde  durch  Urteil  des  Kammergerichts 
wegen  Ungehorsams  und  Verachtung  des  Gerichts  abgesetzt,  auch  gegen 
andere  Strafen  verhängt,  bis  endUch  eine  nach  Worms  entsendete  Reichs- 
kommission am  24.  Januar  1517  einen  Vergleich  dahin  zu  stände  brachte, 
dass  der  Beleidigungsprozess  vertragen,  Kreutner  als  Beisitzer  bestätigt, 
den  Ptokuratoren  jede  Strafe  erlassen,  insbesondere  Trach  zur  Proku- 
ratur wieder  zugelassen  und  auch  manche  allgemeine  Anordnung  ge- 
troffen wurde. 

1548,  als  Karl  V.  nach  dem  Siege  bei  Mühlberg  auf  der  Höhe  seiner 
Macht  stand,  hatte  der  Reichstag  zu  Augsburg  beschlossen,  bei  dem 
nach  längerem  Stillstande  wieder  zu  eröffnenden  Reichskammergerichte 
nur  Katholiken  zuzulassen.  Demzufolge  wurden  sämtliche  Prokura- 
toien  und  Advokaten  entlassen  und  ihnen  durch  den  Pedell  angesagt, 
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wer  von  ihnen  künftig  am  Kammergericht  zu  dienen  gedächte»  der 
möge  känftigen  Morgen  um  7  Uhr  in  der  Pfak  oder  im  Dom  er« 
scheinen,  da  werde  man  ein  Amt  der  Messe  de  Sancto  Spiritu  halten. 
Am  nächsten  Tage  begab  sich  der  Bischof  von  Speier  mit  dem  gesammten 
Personal  des  Kammergerichts,  die  Prokuratoren  und  Adrokaten  ein- 
geschlossen, in  feierlicher  Prozession  nach  dem  Dom;  dort  opferten  alle; 
darauf  begab  man  sich  zurück,  und  es  wurden  die  Richter  sowie  der 
Fiskal  und  sein  Advokat  neu  vereidet.    Am  3.  Oktober  1848  wurde  den 
Advokaten  und  Prokuratoren  vor  versammeltem  Gerichte  eröffnet,  dasa 
am  Kammergerichte  nur  solche  geduldet  werden  könnten,  die  sich  im 
Punkte  der  Religion  dem  Reichstagsabschied  gemäss  halten  wollten;  wer 
dies  wolle,  möge  sich  um  die  Zulassung  bewerben,  auf  die  man  befinden 
werde;  doch  seien  auf  besonderen  Befehl  Seiner  Majestät  drei  von  ihnen, 
Simon  Engelhard,  Johann  Hulffmann  und  Bernhard  May,  völlig  aus- 
geschlossen.   Es  bewarben  sich,   ausser  diesen  dreien,  alle  alten  und 
viele  neuen  Sachwalter  „mit  Erbietung  vorgemeldter  Verpflichtungen 
und  Catholisch  Christlicher  Wollhaltung",  wurden  neu  geprüft,  zuge- 
lassen und  vereidet.    Nicht  zu  ihnen  gehörte  ein  Paul  Hoohstetter,  der 
1651  als  Kammergerichtsprokurator  erscheint.    Der  hatte  unter  beider- 
lei Gestalt  kommuniziert.     Zur  Verantwortung  gezogen,  erklärte  der 
mutige  Mann,  dass  er  wider  sein  Gewissen  nicht  tun  könnte,  daher  dann 
solcher  „andern  zu  abscheuigem  Exempel  abgeschafft  worden'^    Wie 
er  aber  überhaupt  zur  Prokuratur  hatte  gelangen  können,  ist  ein  Ratsei, 
da  man  es  mit  der  Religion  so  genau  nahm,  dass  1550  einem  Bartholo- 
maeus  Meichsner  die  Zulassung  lediglich  deshalb  versagt  wurde,  weil 
er  auf  der  evangelischen  Univeristät  Tübingen  graduiert  worden  war. 
Es  dauerte  das  zwar  nicht  lange,  denn  auf  Grund  des  Passauer  Friedena 
von  1552  mussten  die  der  Augsburgisohen  Konfession  Verwandten  wieder 
zugelassen  werden.    Aber  Angehörige  anderer  „sondern  Secten^*  blieben 
streng  außgeechlossen,  und  noch  1702  wurde  zwei  Bewerbern  um  die 
Prokuratur,  die  des  Pietismus  und  Separatismus  verdächtig  waren,  die 
Beibringung  eines  Zeugnisses  über  ihre  Zugehörigkeit  zur  Augsburgisohen 
Konfession  aufgegeben;  erst  dann  wurden  sie  zugelassen,  jedoch  mit 
der  Bemerkung: 

Wann  sie  aber  in  Zukunft  heimlichen  Conventiculis  beywohnen,  die 

Kirche  nicht  frequentiren,  viel  weniger  beichten  und  communioiren 

würden,  solle  die  Reception  vor  null  und  nichtig  zu  achten  sein. 

Die  Prozess  verschleppung,  mit  der  das  höchste G^ioht des 

Reiches  den  anderen  Gerichten  ein  gern  befolgtes  Beispiel  gab,  hatte  ihren 

Hauptgrund  in  dem  oben  beschriebenen  Audienzenwesen.   MitUnreoht 
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yersoohte  man  die  Sohuld  den  Anwalten  suzuaohieben.  Die  Anwälte  hatten 
nnr  ein  Intereese  an  der  Besohleunigung  und  waMten  mit  Vorliebe  die 
schleimigen  Prozessarten.  Der  Mandatsprozess,  sagt  Lndolf ,  ist  so  be- 
hebt, dass  die  Prokuratoren  für  sehr  geschickt  gehalten  werden,  die  die 
Sache  auf  diesen  Weg  zu  leiten  wissen.  Welchen  Zulauf  würde  erst  ein 
Ptokurator  gehabt  haben,  dem  es  gelungen  wäre,  die  Terrostete  Ma- 
schine des  ordentUchen  Prozesses  in  Gang  zu  bringen? 

Aber  das  Schriftenwesen,  die  Vertagungen!  Gewiss:  es  wurde  un- 
geheuer viel  geschrieben;  es  wird  von  Klagen  erzählt,  die  in  160  Artikel 
abgeteilt  waren,  Ton  Zeugen,  denen  900  Generalfragen  vorgelegt  wurden. 
Allein  gute  Artikulierung  machte  die  Klage  nur  übersichtlicher  und  die 
900  Fragen  konnten  wohl  das  Zeugenverhör  um  Stunden,  aber  nicht 
den  Prozess  um  Jahre  Tcrlängem.  Die  Vertagungen  aber  fielen  dem 
Gerichte  zur  Last,  das  sie  bewilligt  hatte.  Sich  gegenseitig  Vertagungen 
zu  bewilligen,  war  den  Anwälten  verboten.  Der  Kammergerichts- 
prokurator  Haas,  der  die  gründlichsten  Studien  über  die  Ursachen  der 
ProzesBverschleppung  angestellt,  zu  diesem  Zwecke  sämmtUche  Proto- 
kolle nachgeschlagen  hat,  ein  Mann  von  strengster  Unparteilichkeit, 
fand,  dass  die  Vertagungen  auf  die  Laxheit  des  Gerichts  zurückzuführen 
waren,  das  immer  und  immer  wieder  Fristen  bewilligte,  anstatt  von 
seinen  unbegrenzten  Machtmitteln  gegen  die  Anwälte,  von  den  zahl- 
losen Strafandrohungen  gegen  Verschleppung  Gebrauch  zu  machen. 
Wollten  jüngere  Richter  einmal  Energie  zeigen,  so  pflegte  sie  der  Assessor 
V.  Guden  zu  fragen: 

Sind  Sie  denn  mit  Ihrer  Relation  fertig?    Nein?    Nun,  so  geben  Sie 

der  Parthie  und  sich  selbst  noch  eine  Frist. 
Die  allerlängsten  Fristen  gab  das  Gericht  sich  selbst.  Hatten  die  Pro- 
kuratoren  ihren  Schriftwechsel  beendet,  die  Sache  für  „beschlossen''  er- 
klärt, so  war  sie  wirklich  beschlossen:  sie  ruhte  von  da  ab  im  Archiv  des 
Kammergerichts,  und  ob  sie  je  wieder  herauskam,  das  stand  bei  den 
Göttern« 

Gesamtbeschwerde  der  Prokuratoren  von  1567  über  das  jahrelange 

Ausbleiben  der  Entscheidungen  nach  beschlossener  Sache.    Harpp- 

recht  Geschichte  S.  431. 
Endlich,  im  jüngsten  Reichsabschied  von  1654,  erklärte  das  Reichs- 
gericht sich  für  bankerott  durch  die  Einführung  der Sollicitatur. 
Es  sollten  nur  noch  solche  Sachen  zum  Spruche  kommen,  die  das  Ge- 
richt auf  Andringen  (Sollizitieren)  der  Parteien  dazu  bestimmt.  Das 
Andringen  war  an  sich  Sache  der  Prokuratoren.  Aber  zu  dieser  un- 
juristischen Tätigkeit  zeigten  sich  bald  andere  Elemente  geeigneter. 
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Ein  Strom  von  Sollizitatoren,  besonders  auch  weiblichen  GeschlechtSp 
ergoss  sich  nach  Wetzlar,  die  bald  in  den  Ruf  kamen,  die  Sache  nicht  nur 
zum  Spruch,  sondern  auch  zum  günstigen  Spruch  bringen  zu  können. 
Das  wurde  noch  schlimmer,  als  im  Visitationsabschiede  von  1713  den 
Prokuratoren  die  Gebühr  für  das  Sollizitieren  abgesprochen  wurde, 
welches,  wie  sie  in  einer  Beschwerde  an  die  Beichsversammlung  1720 
schrieben,  „eine  von  unsem  allerverdriesslichsten  Bemühungen  und 
der  besten  Morgens-Zeit  Verlust  ist".  Denn  da  nutzte  nicht  Schrei* 
ben,  nur  persönliches  und  häufiges  Andringen  beim  Referenten  oder, 
da  dessen  Person  geheim  gehalten  werden  sollte,  bei  allen  Beisitzern, 
am  besten  auf  Schleichwegen  und  Hintertreppen.  Die  bunt  gemischte 
Gesellschaft  der  SoUizitatoren  zeichnet  eine  Beschwerde  der  AdTokaten 
und  Prokuratoren  von  1736  wie  folgt: 

Dergleichen  thun   der  Jüdinn  Bräunchen  Sohn,  Mardochai, 

nebst  noch  vielen  anderen,  als  hiesigen  Stifts-Canonicis,  Jesuiten, 
und  Franciscaner  Ordens-Leuten,  Medicis,  Frauenzimmer  von  aller- 
ley  Stand,  Christinnen  und  Jüdinnen 

Es  ergingen  schwere  Edikte  gegen  die  Sollizitatur.  Bei  der  Visitation 
von  1768  beantragten  die  Prokuratoren  ihre  völlige  Aufhebung;  min- 
destens aber  solle 

den  Winkel-Sollicitanten  (die  damit  ein  eignes  Gewerb  treiben)  und 
den  Prokuratoren  (die  in  Sachen,  in  denen  sie  auch  nicht  Anwalte 
sind,  die  SoUicitatur  an  sich  ziehen,  und  darinn  eine  eigene  Prapotenz 
sich  anmassen). 

das  Handwerk  gelegt  werden.  Diese  Beschwerde  hatte  den  Erfolg,  dass 
der  Visitationsabschied  von  1768  verordnete,  dass  ausser  den  Parteien 
und  ihren  besonders  abgeordneten  Bevollmächtigten  nur  die  Advokaten 
und  Prokuratoren,  und  zwar  allein  in  den  Sachen,  in  denen  sie  Anwälte 
sind,  sollizitieren  dürfen,  gewerbsmässige  SoUizitatoren  aber  nicht  ge- 
duldet werden  sollen.  Seitdem  und  als  1774  ein  Jude  Aaron  Nathan 
in  Wetzlar  nebst  mehreren  Richtern  w^en  Bestechung  bestraft  worden 
war,  scheinen  die  gewerbsmässigen  SoUizitanten  verschwunden  zu  sein. 

Wenn  nur  dieser  Bankerott  des  Reichsgerichts  wenigstens  reinigend 
gewirkt  hätte!  Jetzt,  wo  von  den  an  das  Gericht  gebrachten  Sachen 
niur  so  viele  erledigt  wurden,  als  man  für  gut  hielt,  mussten  doch  diese 
wenigstens  ordnungsmässig  abgewickelt  werden.  Aber  nein.  1762 
wurden  schon  wieder  838  Prozesse  gezählt,  in  denen  die  geeohloesenen 
Akten  seit  länger  als  12  Jahren  dem  Gerichte  zum  Spruch  vorlagen 

Endemann  176 
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und  1786  erhielten  die  Prokuratoren  auf  eine  GeBamtbeschwerde  über 
das  lange  Ausbleiben  der  Entscheidungen  den  ungerechten  Bescheid» 
ob  selbst  seien  schuld  durch  ihre  weitläufigen  Schriftsätze  und  Ver- 
tagungen. 

Vahlkampf  Missellen  II.  189  ff. 
Das  Verschleppungsproblem  schien  unlösbar. 

Trotz  alledem  strahlte  vom  höchsten  Reichsgerichte  ein  hoher  Glanz 
aus,  an  dem  seine  Anwälte  teil  hatten.  Die  Wichtigkeit  der  Prozesse» 
die  Vornehmheit  der  Parteien  erforderten  ausgesuchte  Sachwalter.  Aus 
den  Prokuratoren  des  Beichskammergerichts  wählten  die  Beichsstände 
nicht  nur  ihre  ständigen,  auf  Jahrgeld  gesetzten  Prozessvertreter, 
sondern  auch  ihre  Bevollmächtigten  zu  diplomatischen  Geschäften. 
Die  Beichstagsabschiede  sind  von  vielen  Doktoren  unterschrieben,  und 
1648  musste  den  Prokuratoren  die  Übernahme  solcher  Ämter  sogar  ver- 
boten werden.  Ja,  es  kam  1661  vor,  dass  ein  Kammergerichtsadvokat 
lic.  Gregor  v.  Nallinger  als  Bevollmächtigter  der  rheinischen  Grafen- 
und  Herren-Bank  Mitglied  der  zur  Visitation  des  Reichsgerichts  er- 
nannten Kommission  war;  seine  Zulassung  wurde  allerdings  beanstandet, 
weil  „der  Knecht  über  seinen  Herrn  sein  wollte". 

Harpprecht  Geschichte  S.  302. 
Wir  fanden  unter  I.  dieses  Kapitels  Prokuratoren,  die  sich,  mit  Recht 
oder  Unrecht,  den  Titel  „Excellenz"  beilegten.  Dass  Kammergerichts- 
Prokuratoren  Reichsrichter  wurden,  war  nichts  Seltenes;  einen  Fall 
(Kreutner)  haben  wir  oben  erzählt.  Auch  den  umgekehrten  Fall  des 
Assessors  Rehm  haben  wir  S.  126  bereits  erwähnt.  Harpprecht  im 
Staatsarchiv  III.  129  bemerkt  darüber: 

dergleichen  Ezempel  seynd  verschiedene  vorhanden:  das  Collegium 

derer  Herrn  Advocatorum  und  Procuratorum  wäre  von  Zeit  zu  Zeit 

mit  gelehrten  und  geschickten  Männern  besezet. 

Viele  von  Adel  seien  darunter  gewesen  und  manche  hätten  mit  dem 

Kaiser  und  vielen  Fürsten  zu  Gericht  gesessen  und  geurteilt  oder  Könige 

und  Fürsten  vertreten. 

Dieses  KoU^um  war  eine  Baumschule,   worin  die  geschicktesten 
Männer  zu  wichtigen  Aemtem  auferzogen  wurden. 
Und  1786  sagt  der  Prokurator  Haas,  ein  Mann,  der  kein  Blatt  vor  den 
Mond  nimmt,  und  gerade  auch  seine  Kollegen  nicht  schont  (II.  828): 
Es  hat  unter  den  Kameraladvokaten  und  Prokuratoren  an  ge- 
Idirten  und  brauchbaren  Männern  nie  gefehlt.    Sie  waren  sehr  ge- 
achtet und  bey  Auswärtigen  in  vieler  Konsideration.  Edelleute  aus 
den  besten  Häusern  drängten  sich  dazu;  der  unsterbliche  Hugo 
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Grotins  bezeigte  Lust,  zu  Speyer  Advokat  zu  werden.  Selbst  Asses- 
soren stiegen  von  ihren  erhabenen  Richterstülen  und  wurden  Advo- 
katen. Sie  bezeigten  den  Prokuratoren  Achtung,  liessen  ihre  Sohne 
Prokuratoren  werden,  und  verheiratheten  ihre  Töchter  an  selbige; 
Beichsstände  vertrauten  ihnen  Elanzler-  und  GeheimerathssteOen. 

Dazu  bemerkt  er  freilich  in  einer  Anmerkung: 

Wie  hat  sich  das  Ding  geändert!  Der  Sohn  eines  Assessor  soll  jetzt 
Prokurator  werden?  Das  läjsst  er  wohl  bleiben!  Aut  Caesar  aut 
nihil!  Eine  gnadige  Fräulein  würde  der  Schwindel  überfallen,  Sie 
würde  Vapeurs  kriegen,  wenn  ein  Prokurator  —  Phuy!  —  um  ihre 
Hand  werben  wollte ;  Freylich  denkt  sie  alsdann  nicht,  was  die  gnä- 
dige Mama  vorhin  war.  Es  sey  drum!  Sie  mögen  also  immer  alte 
Fräulein  bleiben.  Uebel  würden  Sie  doch  nicht  thun,  wenn  Sie  gegen 
geschickte  Prokuratoren  sich  nicht  so  verzierten,  und  nicht  immer 
ihre  Netze  gegen  Edelleute  ausstreuten,  die,  sobald  sie  über  die 
Wetzlarer  Grenzzeichen  sind,  sich  herzlich  satt  lachen. 

Auch  für  die  Ausbildung  einer  freieren  Greselligkeit  in  jenen  klein- 
bürgerlichen, von  Vorurteilen  erfüllten  Zeiten  waren  die  Prokuratcuren 
und  Advokaten  von  Bedeutung.  Vielleicht  nirgends  in  Deutschland^ 
berichten  Bergsträssers  „Briefe  über  das  Studium  eines  Praktikanten 
am  Beichskammergericht"  1788  (S.  94),  ist  die  Grenzlinie  zwischen,  dem 
Adel  und  der  gelehrten  Klasse  so  scharf  gezogen  wie  in  Wetzlar.  Von 
den  grossen  Zirkeln  des  Kammerrichters,  der  Präsidenten  und  Assessoren 
sind  Unadelige  ganz  ausgeschlossen. 

Weit  zuvorkommender,  als  man  es  in  andern  Städten  ist,  sind  die 
Prokuratoren  und  Advokaten  gegen  Fremde  jeder  Art.  Sie  dürfen 
nur  Besuchzeddel  abgegeben  haben,  so  werden  Sie  schon,  ohne  dass 
es  einer  besondem  Einführung,  oder  eines  Empfehlungsschreibens 
bedürfte,  in  jede  Donnerstagsgesellschaft  geladen,  welche  mehrere 
Prokuratoren  nach  einer  gewissen  Abwechslung  zu  halten  pflegen. 
Fünfzig,  sechzig  und  mehr  Personen  beiderlei  Geschlechts  und  aus 
allen  Ständen  finden  Sie  hier  gewöhnlich  beisammen. 

Manche  Prokuratoren  führten  ein  grosses  Haus,  und  nicht  immer  bloss 
aus  Geselligkeitstrieb.  Beuss  (Staatskanzlei  VII.  23)  erzählt,  wie  es 
dahin  gekommen  sei,  dass  Prokuratoren  sogar  „Mannsköohe"  halten, 
alle  Wochen  traktieren,  fremde  SoUizitanten  einladen  und  mit  den  be- 
ziehungsreichen Worten  empfangen: 

Es  wird  Ihnen  doch  nicht  entgegen  sein,  dass  ich  Sie  zu  Ihrem  Herrn 
Beferenten  setze. 
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Ob  wohl  nicht  hemaoh  die  Traktierkosten  öfiFentlioh  oder  verdeckt  in 
die  Rechnung  kommen?  Davon  sei  bei  letzter  Visitation  mehr  als  ein- 
mal die  Frage  gewesen.    Dazu  bemerkt  Haas  (11.  650): 

-Die  Herren  Visitatoren  hatten  aber  den  Herrn  Assessoren  auch  mit 

gutem  Beispiel  vorgehen  und  sich  die  Prokuratorssuppen  nicht  eben 

so  gut  sollen  schmecken  lassen. 

In  der  Tat  war  es  vorschriftswidrig,  dass  die  Beichsrichter  bei  den 

Prokuratoren  speisten.     Schon  die  Kammergerichtsordnung  von  1500 

hatte  verboten  (XVII.),  dass  Kammerrichter  und  Beisitzer 

einigen  Procuratom,  Redner,    Sollicitatom  bey  ihnen  im   Hauss 
wesentlich  oder  in  der  Kost  haben  sollen 
und  umgekehrt.    Der  Beichsabschied  von  1631  gebot  den  Beisitzern, 
sich  taglicher  Gemeinschafft  und  Familiarität  mit  den  Procuratom 
gäntzlich  zu  entäussem  .... 
Ebenso  ein  Visitationsabschied  von  1533,  die  Kammergerichtsordnung 
von  1556  (Xni.  §  14);  und  der  Visitationsabschied  vom  11.  Juli  1770  ver- 
bot, wie  Haas  II.  647  berichtet,  den  Richtern  die  TeUnahme  an  Oast- 
mahlen  der  Prokuratoren,  weil  üble  Nachrede  daraus  entstanden. 

Der  grosse  Aufwand  zwang  zu  gewaltsamer  Vermehrung  der  Ge- 
schäfte, die  am  besten  zu  erzielen  war  durch  die  in  Ruf  bringenden 
Fechterkunststücke  in  der  mündlichen  Verhandlung.  Haas  eifert  gegen 
diese  Rezesskunststücke.  Möchten  die  Herren  lieber  fleissig  advozieren 
oder  aber  sparen. 

Ich  will  die  Pille  vergulden,  so  gut  ich  kann;  verschluckt  muss 
sie  aber  seyn.  Ihre  Weiber  und  Töchter  müssen,  statt  des  Spiel- 
tisches und  der  fast  taglichen  Gesellschaften,  sich  der  Küche  und 
Haushaltung  annehmen;  die  goldenen  Uhren,  die  Brasselets  und 
Medaillons,  die  prächtigen  Hüte  k  la  Blanchard,  k  la  Laitiere,  k  U 
CSaravanne,  k  la  Mongolfier,  k  la  Malbrough  et  Figaro,  die  niedlichen 
Anzüge  k  Tangloise,  k  la  Chinoise,  k  la  Muselmanne  et  Susanne,  die 
kostbaren  Garnituren,  die  blendende  attrapes  d'Abbö  und  die  reizende 
venez  ci  voir,  ou  fl  ya  tant  de  helles  choses  k  regarder  etc.,  kurz  den 
herrschaftlichen  Ton  und  Aufwand  müssen  sie  abschafiFen.  Damit 
ist  der  Schade  zwanzigmal  ersetzt,  und  Sie,  meine  schöne  Kinderl 
bekommen  viel  eher  Männer. 
Und  die  grossen  vornehmen  Kollagen  redet  er  wie  folgt  an: 

Nun,  meine  Herren  Geheime  Räthe  und  Procureurs  Cavaliers!  wa- 
rum sind  dann  Sie  so  verdrüsslich?  Sie  haben  ja  ihre  Schäfchen  ins 
Trockene  gebracht.  Sie  hält  es  aus.  Sie  werden  itzt  noch  viel  grösser : 
Sie  werden,  als  hohe  Eichen,  izt  noch  viel  mehr  den  kleinen  Unter- 
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wuchs  ihrer  Koliken  erstdcken.     Lassen  Sie  diese  dooh  auch  du 
wenig  aufwachsen;  ziehen  Sie  den  Saft  nicht  ganz  an  sich.    Wollen 
Sie  aber  ja  Ihren  Schaden  einbringen,  so  fehlt  es  Ihnen  an  hund^t 
Ressourcen  nicht;  Sie  dörfen  nur  Ihre  Suppen  allein  essen,  die  Post- 
züge abschaffen,  keine  Firlefänze  und  politische  Verhältnisse  sich 
träumen  lassen,  in  die  Sie  glauben,  sich  immer  von  neuem  setzen  zu 
müssen,  so  oft  sie  von  ihren  Landgütern  nach  einiger  Abwesenheit 
zurück  kommen.    Sie  müssen  nicht  allezeit  den  Stilliten  nachäffen 
wollen,  und  ihre  Kollegen  in  einer  erstaunlichen  Höhe  sich  nach- 
sehen lassen.    Bleiben  Sie  mit  ihnen  fein  schön  auf  der  Erde  bey  der 
guten  alten  Kammergerichtsordnung;  Sie  sind  doch  mehr  nicht,  als 
Prokuratoren;    Sie  haben  alsdann  nicht  zu  besorgen,  dass  Sie  der 
Schwindel  doch  einmal  von  der  hohen  Säule  herabstürzen  werde. 
Diese    hervorragende    Stellung    der  Prokuratoren  fiel  den  zeitge- 
nössischen Gelehrten  auf.    Liess  doch  das  römische  Hecht  selbst  Ehr- 
lose als  procuratores  zu  und  folgerte  man  doch  daraus,  dass  die  Pro- 
kuratur  ein  officium  vile  sei  (s.  Kap.  21).  Gaill  in  den  Observationes 
ad  processum  camerae  (obs.  43)  findet  die  Erklärung  darin,  dass  im 
Reichskammergericht  nur  Doktoren  und  Lizentiaten  als  Prokuratoren 
zugelassen  werden,  jeder  Prokurator  zugleich  Advokat  sei,  nicht  aber 
umgekehrt,  die  Prokuratur  einträglicher  sei  als  die  Advokatur  (pro- 
curatorum  Camerae  conditio  pinguior  et  uberior  est  grandiusque  über 
habet  quam  Advocatorum),    übrigens   nach  kanonischem  Rechte  und 
heutigen  Sitten  Ehrlose  nicht  Prokuratoren  sein  können.    Das  grosse 
Ansehen   der  Prokuratoren,    sagt  Ludolf ,  kommt  daher,    dass  ihnen 
allein  gebührt,  in  der  Audienz  das  Wort  zu  führen ;  tmd  er  rechtfertigt 
die  Aufrechterhaltung  der  Audienzen  damit,    dass  Reden  vor  Gericht 
ein  ehrenvolles  Amt  sei,  an  dessen  Erhaltung  auch  dem  Gerichte  liegen 
müsse,  damit  es  ihm  nie  an  gebildeten  Sachwaltern  fehle. 

Schlechter  war  die  Stellung  der  Advokaten.  Für  ihr  Geschäft  der 
Schriftsatzverfertigung  hatten  sie  nicht,  wie  die  Prokuratoren  für  das 
ihrige,  ein  Monopol.  Die  Schriftsätze  wurden  daher  meistens  von  aus- 
wärtigen Kollegen  angefertigt  tmd  den  Prokuratoren  behufs  Ober* 
reichung  zugesendet.  Aber  auch  die  am  Sitze  des  Reichskammer- 
gerichts  gefertigten  Schriftsätze  stammten  vielfach  nicht  von  den 
Advokaten  des  Gerichts,  sondern  von  den  Prokuratoren,  die  es  fik  gut 
fanden,  sich  ihre  Schriftsätze  selbst  zu  machen.  Mancher  Advokat 
wartete  jahrelang  auf  die  Prokuratur,  setzte  inzwischen  sein  Vermögen 
zu  oder  hatte  lebenslang  an  den  Schulden  zu  zahlen,  die  er  in  dieser 
Zeit  gemacht.     Haas   machte  1786    bei  Schilderung    dieser  Zustände 
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den  Vonohlag,  die  Advokaten  von  vornherein  zu  Prokoratoren  zu 
machen,  ihre  Zahl  aber  zu  venmndem. 

Bei  allen  KammergerichlBvisitationen  wurden  auch  Gutachten 
der  Prokuratoren  erfordert,  die  nach  Haas  (II.  825) 

überall  eine  grosse  Prozesskeimtniss  zu  erkennen  geben  und  eine 
freymfithige  laute  Gesetzsprache  im  Munde  führen 
und  auf  die  manche  wichtige  Neuerung  zurückzuführen  ist.  So  der 
Grundsatz  der  Begründung  der  Urteile.  Das  Kammer- 
gericht gab  seine  Entscheidungen  ohne  Gründe  ab.  Die  Kammerge- 
richtsanwalte  klagten  1556,  dass  man  sich  „daraus  nicht  zu  richten 
vermöge"  und  verlangten  Beifügung  von  Gründen.  Das  Kammer- 
gericht erklarte  diese  Forderung  für  hochbeschwerlich, 

dieweü  keinem  Richter  vermöge  der  Rechten  gebührt  denen  Par- 
theyen  die  Ursachen  seiner  Erkenntnis  in  specie  anzuzeigen,  noch 
viel  weniger  eine  Parthey  zu  inf ormiren  und  sich  damit  partheyisch 
zu  machen,  zudem  dass  solches  in  viele  wege  zur  Verkleinerung  des 
Gerichts  Auctoritaet  gereichen  und  denen  Procuratoren  zu  mehrerem 
Unfleiss  auch  sonst  denen  Partheyen  ....  zu  allerhand  Gavilla- 
tionen  und  Nachreden  Ursach  gegeben  würde. 

Die  Reichsdeputation  zu  Speier  beschloss  indes  1557,  dass  abschlagige 
Dekrete  so  weit  zu  begründen  seien,  dass  man  sehen  könne,  worin  der 
Mangel  bestehe. 

Harpprecht  Geschichte  401,  420,  125. 

Unter  den  Anwälten  des  Reichskammergerichts  sind  viele  schrift- 
stellerisch hervorgetreten.  Ulrich  Molitor,  den  wir  oben  in 
der  Liste  der  ersten  Anwälte  angetroffen  haben,  war  weit  herumge- 
konmien,  hatte  zu  Konstanz,  Rom,  am  kaiserlichen  und  anderen  Fürsten- 
höfen advociert  und  1489  in  einem  dem  Erzherzog  Sigismund  erstatteten 
Gutachten 

Von  den  Unholden  oder  Hexen.    (Die  verschiedenen  Ausgaben  zählt 
Stintcing,   Geschichte  der  populären  Literatur  des  römisch-kano- 
nischen Rechts  S.  472,  auf.) 
gegen  den  Hexenwahn,  jedoch  nicht  entschieden  genug,  Stellung  ge- 
nommen.   Von  ihm  stammt  auch  das  1501  zu  Nürnberg  durch  Balthasar 
Schleyffer  gedruckte  Büchlein: 

Lantfrids  auch  etlicher  cammergerichtischer  Artickel  ....  dispu- 
tirung,  so  Doktor  Ulrich  Molitoris  von  Constanz  seynem  sun  in  form 
eynes  dyalogus,  da  dann  der  sun  fragt  vnd  der  Vatter  antwort, 
gemacht 
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Von  Butger  Buland,  1668  zu  Aachen  geboren,  1630  gefitorben. 
rulunt  Deckheir:  oninia  Bulandina  rel  a  magnis  originem  habere  vd 
ex  8e  magna  esse  et  illustria.  Das  V^eeichnis  seiner  Schriften  s.  bei 
lipenius  Bibliotheca  iuridica.  Adrian  O  i  1  m  a  n  schrieb  Decisiones  in 
Camera  Imperiali  1603,  Paul  Oambs  einen  Commentarius  in  reoessum 
Imperii  de  anno  1664.  Sein  Schüler  war  Jakob  Blum,  ein  Bremer 
aus  Oldenland,  der,  1664  zu  Orleans  promoviert,  1666  Kammergericht»- 
advokat,  1666  einen  Processus  cameralis  erscheinen  liess,  ein  vieibe- 
nutztes  Handbuch,  das  1667,  1676,  1606,  1703  und  1718  neue  Auflage^ 
erlebte  und  selbst  der  Ausgangspunkt  zu  neuer  literarischer  Tätigkeit 
wurde. 

Deckhers  unten  zu  erwähnende  Vindiciae,  Joh.  Jac.  de  Bampacha 
Palaestra  S.  B.  Imperii  architribunalium.  Wien  1726.  Joh.  Chr. 
Bocken  Lectio  Blimiiana  iuris  cameralis  seu  notae  perpetuae  ad 
Blimiium  Göln  1728.  Bockens  Noten  sind  aber  dem  Kammer- 
gerichtsprokurator  Vergenius  gestohlen.  S.  Fahnenberg,  Literatur 
des  Kais.  Beichskammergerichts  1792,  S.  96. 

Er  hat  auch  das  sog.  Konzept  der  Kammergerichtsordnung  zu  Speier 
1663  herausgegeben,  welchem  alle  seit  1666  bis  1613  erfolgten  Abande-* 
rangen  einverleibt  sind,  und  das  tatsächlich  als  geltendes  Gesetz  ge- 
braucht wurde.  Ebenfalls  oft  aufgelegt  sind  Blums  zuerst  1666  erschie- 
nenen Camerales  supplicationes  und  seine  Chilias  cameralium  senten- 
tiarum  1667,  1676,  1720.    Gestorben  ist  Blum  in  Hamburg. 

Weit  bedeutender  als  Blum  ist  Johann  Deck  her.  1660  in 
Strassburg  geboren,  ein  Professorssohn,  wurde  er  1672  Doktor,  1673 
Advokat  und  1676  Prokurator  am  Beichskammergericht,  zuletzt  unter 
dem  Namen  Deckherr  von  Wallhorn  geadelt,  starb  etwa  1694  arm. 
Er  ist,  wie  fast  alle  hier  genannten,  kammergerichtlicher  Prozessualist. 
An  seinen  zahlreichen  Schriften  wird  die  erschöpfende  Behandlung  und 
der  Scharfsinn  gerühmt,  die  Dunkelheit  des  Stils  getadelt;  er  wurde 
rei  cameralis  peritissimus  genannt  und  von  Pütter  einer  Biographie 
für  würdig  erklärt.  Seine  Schriften  sind  bei  Fahnenberg  verzeichnet, 
doch  ist  das  Verzeichnis  durch  die  Angaben  in  Lipenius  Bibliotheca 
juridioa  zu  erganzen.  In  seiner  Dissertation  De  cultu  juris  cameralia 
hat  er  selbst  eine  Literaturgeschichte  der  kammerg^chtlichen  Beohte- 
Wissenschaft  gegeben.  Hochfahrend  und  heftig,  hatte  er  noch  gegen 
Ende  seines  Lebens  wegen  einiger  Stellen  in  seiner  Goncordia  aupie- 
morum  Imperii  Tribunalium  und  in  Prozessakten  geschehener  An- 
zapfungen einen  Beleidigungsprozess  mit  seinem  Kollegrai  Mueg,  deasexi 
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Verlauf  er  in  seinen  Vindiciae  pro  veritate  et  justitia  rei  cameralis, 
Anmerkangen  tu  Blums  Processus  cameralis,  erzahlt. 

Vergenius,  der  einer  der  besten  Kameralisten  genannt  wird, 
sammelte  die  auf  den  kammergerichtlichen  Prozess  bezüglichen  Ge- 
setze, Reichs-  und  Visitationsabschiede  und  sonstigen  Verordnungen; 
diese  Sammlung  ist  1717  von  Winkler  unter  dem  Namen  Corpus  juris 
cameralis  herausgegeben  und  1724  von  dem  Assessor  Georg  Melchior 
V.  Ludolf  vermehrt  worden.  Johann  Wilhelm  L  u  d  o  1  f  ,  ein  Ver- 
wandter Geoig  Melchiors  v.  Ludolf,  hat  1717  eine  gelehrte  Vorrede  zu 
dem  oben  erwähnten  Corpus  iuris  cameralis  und  1714  De  differentüs 
Processus  camerae  a  processu  Saxoniae  geschrieben,  Johann  Friedrich 
Hof  mann  1601,  Johann  Christian  Limbach  1723  und  Johann 
O brist  1738  Einführungen  in  den  kammergerichtlichen  Prozess. 
Johann  Jakob  v.  Zwierlein,  1699  zu  Worms  geboren,  1723  Advo- 
kat, 1730  Prokurator  am  Kammergericht  gehört,  wie  Fahnenberg 
sagt,  „unter  die  grossen  Männer,  die  sich  am  Kammergericht  befunden 
haben**.  Seine  Bedeutung  muss  aber  mehr  in  praktischer  als  literarischer 
Tätigkeit  beruht  haben,  denn  aus  letzterer  ist  nur  bekannt  die  Heraus- 
gabe des  Kammergerichtsordnungs-Konzepts  von  1613  und  einer  v.  Lu- 
dolfschen  Commentatio  de  jure  camerali  (1741),  beide  mit  Noten.  Sein 
Sohn  Christian  Jakob  v.  Zwierlein,  1737  geboren,  wurde  1758 
Advokat  und  1762  Prokurator  am  Kammergericht  und  ebenfalls  ka- 
meralistischer  Schriftsteller.  Seine  1767  erschienenen  „Vermischten 
Briefe  über  die  Verbesserung  des  Justizwesens  am  Kammergericht'', 
die  er  der  Visitationskommission  einreichte,  erregten  solches  Aufsehen, 
dass  er  für  gut  fand,  in  einer  zweiten  Auflage  die  anstössigen  Stellen 
zu  beseitigen.  Franz  Jakob  v.  Bestell,  1743  zu  Wetzlar  geboren, 
1767  Advokat,  1783  Prokurator  beim  Kammergericht,  Jacob  Abel, 
1752  zu  Wetzlar  geboren,  1783  Advokat,  1790  Prokurator  am  Kammer- 
gericht, und  Johann  L  o  s  k  a  n  t  waren  alle  Kameralisten;  die  Schriften 
dieser  drei  sind  bei  Engelmann  Bibliotheca  juridica,  die  der  übrigen 
zumeist  in  Lipenius  Bibliotheca  juridica,  die  kameralistischen  auch 
bei  Fahnenbeig  verzeichnet. 

Eine  nicht  gewöhnliche  Erscheinung  war  Damian  Ferdinand 
Haas.  1726  zu  Trier  geboren,  studierte  er  fünf  Jahre,  praktizierte  zu 
Köln,  Koblenz  und  Wetzlar  und  wurde  1765  Advokat,  1762  Prokurator 
am  Beichskammergericht.  Nachdem  er  bereits  früher  literarisch  be- 
deutsam hervorgetreten  war,  liess  er,  als  am  13.  Mai  1785  wieder  einmal 
ein  gemeiner  Bescheid  Massregeln  zur  Verbesserung  des  ewig  kranken 
Prozesses  anordnete,  anonym  erscheinen: 
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Etwas  über  den  Kammergerichtlichen  Gemeinen  Bescheid  Tom 
13.  Mai  1785.  Oder:  Verbesserongsvorschläge,  wie  selbiger  mit 
älteren  Gesetzen  zu  verbinden.  Wetzlar  1786. 
Ein  zweibändiges  Werk,  das  neben  äusserst  gründlichen,  bis  1405  zuräck- 
gehenden,  in  alle  Einzelheiten  des  Kanzleidienstes  eindringenden  For- 
schungen zugleich  eine  so  lebendige,  durch  Satyre  gewürzte  Schilderung 
der  damaligen  Zustände  am  Kammergericht  enthält,  dass  es  als  kultur- 
geschichtliches Denkmal  nie  seinen  Wert  verUeren  kann.  Wie  spottet 
Haas  über  die  „tiefen  Bücken"  und  die  „Recesskünste''  seiner  Kollagen, 
über  ihr  Sportulieren,  ihr  Laufen,  Rennen  und  Stafettenwegschicken, 
wenn  es  sich  um  die  Agentenstelle  eines  fürstlichen  Hofes  handelt, 
über  ihre  Gastereien  und  den  Kleideraufwand  ihrer  Frauen !  Mit  welcher 
tiefen  Sachlichkeit  andererseits  tmtersucht  er  die  Ursachen  der  Pro- 
zessverschleppung,  kommt  er  zu  dem  einfachen  Schluss,  dass  es  keiner 
neuen  Gresetze,  sondern  nur  richtiger  Anwendung  der  alten,  ausreichender 
Besetzung  des  Gtorichts  und  Verbesserung  des  Menschenmaterials  be- 
dürfe. Es  ist  im  wesentUchen  der  Standpunkt,  von  dem  aus  Cocoeji 
in  Preussen  die  Beform  der  Justiz  unternommen  hatte.  Wäre  ihm 
Coccejis  Machtstellung  beschieden  gewesen:  mit  seinem  Eifer,  mit  seiner 
Sachkenntnis  hätte  er  vielleicht  Ooccejis  Erfolge  erzielt.  So  aber  zog 
ihm  das  redlich  gemeinte  Buch  einen  Prozess  zu.  Die  Anklage  scheint 
auf  Beleidigung  des  Gerichts  gegangen  zu  sein.  Ich  habe  in  dem  Buche 
keine  solche  finden  können;  das  Gericht  ist  vielmehr  mit  grösster  Hoch- 
achtung behandelt.  Aber  freimütige  Kritik  hat  das  Schreibertum  nie- 
mals vertragen,  und  das  Schreibertum  des  Beichskammergerichts  war 
«ines  der  schlimmsten  seinesgleichen.  Darum  wurde  auf  Dienstent- 
lassung erkannt.  Einer  der  bedeutendsten  unseres  Standes  nahm  vor- 
gr&mt  Abschied  von  dem  Berufe,  den  er  bei  allem  Spott  hochgehalten, 
und  zugleich  von  der  Schriftstellerei.  Es  geschah  dies  in  einer  mir  leider 
unzugänglich  gebUebenen  Schrift,  die  das  kammergerichtliche  Urteil 
-enthielt  und  zuerst  in  Wetzlar,  sodann  in  Begensburg  erschienen  ist 
unter  dem  Titel: 

Ein  Spiegel  für  alle  moderne  Beformatoren,  nebst  dem  Abschied 
des  Herrn  Haas  ans  Publikum  und  dessen  Verzicht  auf  alle  Schrift- 
stellerei,  zur  Nachahmung  für  jeden   GeniepubUcisten,   alles  zu- 
sammen ein  elendes  Bild  des  Geistes  unseres  Zeitalters. 
Fremd  mutet  in  der  Schar  dieser  juristischen  Praktiker  die  Er- 
4acheinimg  eines  reUgiösen  Schwärmers  an.    Johann  Georg  Giohtel 
(1638 — 1710),  Prokurator  des  Beichskammergerichts  in  Speier»  spater 
Bechtsgelehrter  in  Augsburg,  hatte  sich  religiöse  Anschauungen  ge- 
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bildet»  die  mit  denen  der  herrschenden  Orthodoxie  im  Widerspruch 
standen.  Ihr  offenes  Aosspreohen  brachte  ihn  ins  Gefängnis  tmd  an 
den  Pranger.  Seine  Lehre  führte  auf  Jakob  Böhme  zurück,  dessen 
Schriften  er  zuerst  herausgegeben  hat.  In  Holland  hat  er  dann  eine 
asketische  Sekte  gegründet,  deren  Ideal  ein  Priestertum  nach  der  Weise 
Melchisedeks  war  und  die  sich  bis  ins  neunzehnte  Jahrhundert  erhalten 
hat.  Eine  Zeitlang  wurde  behauptet,  dass  Bismarcks  religiöse  An- 
schauungen denen  der  Gichtelianer  nahe  ständen. 

Im  übrigen  war,  wie  wir  sahen,  die  Tätigkeit  der  Kammergerichts- 
anwälte fast  durchw^  kameralistisch.  Das  hing  zusammen  nicht  nur 
mit  ihrer  gerichtlichen,  sondern  vor  allem  mit  ihrer  Lehrtätig- 
keit. Der  Reichskammergerichtsprozess,  obwohl  zur  Norm  für  die 
Unteigerichte  erklärt,  wurde  doch  nicht  auf  allen  Universitäten  ge- 
lehrt. Ihn  zu  erlernen,  ging  man  auf  einige  Zeit  nach  Wetzlar,  wo  die 
Plokuratoren  und  Advokaten  Vorlesungen  darüber  hielten.  Berg- 
strässer  in  seinen  „Briefen  über  das  Studium  eines  Praktikanten  an  dem 
Beichskammergerichte"  (Frankfurt  a.  M.  1788)  empfiehlt  als  Lehrer 
die  Anwälte  v.  Bostell,  Haas,  Loskant  und  Abel.  Haas  nehme  von 
jedem  Zuhörer  22  Gulden  „Ehrengeld'^  Bostell  „w^gen  Verbesserung 
der  schriftlichen  Aufsätze''  33  Gulden.  Es  ist  schade,  dass  Goethe  aus 
seiner  Wetzlarer  Zeit  nichts  über  diese  Lehrtätigkeit  berichtet  hat. 
Einige  seiner  kurzen  Bemerkungen  würden  über  Persönlichkeiten  wie 
Haas  mehr  licht  verbreitet  haben,  als  wir  jetzt  durch  mühselige  Unter- 
suchungen gewinnen  können. 

Mit  dem  heiligen  römischen  Reiche  löste  sich  1806  auch  sein  höchstes 
Gericht  auf,  nachdem  es  in  der  letzten  Zeit  immer  weniger  Beschäf- 
tigung gehabt  hatte.  Durch  Bundesbeschluss  vom  14.  Juni  1817  wurden 
den  damals  noch  lebenden  Mitgliedern,  dem  Fiskal,  Fiskaladvokaten, 
auch  einigen  Advokaten  und  Prokuratoren  Pensionen  zugesprochen, 
auf  deren  endgültige  Bestimmung  sie  aber  bis  1831  warten  mussten. 
Die  Langsamkeit  des  Kammergerichts  hatte  sich  auf  den  Bundestag 
übertragen. 


Neunzehntes  Kapitel. 

Ho^richte. 

Nach  dem  Muster  des  Reichskammergerichts  und  der  KaiserUchen 
Hofgerichte   errichteten    seit  Beginn   des    16.  Jahrhunderts  die 
Landesherren  eigene  Hofgerichte,  die,  wie  jene,  gleichzeitig  erste  und 
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sweite  nnd,  wenn  das  Gebiet  das  priyflegium  de  non  appellando  hatte, 
wohl  auch  dritte  Instanz  f  iir  das  Gebiet  waren.  Für  diese  Gerichte  wurden 
Hofgerichtsordnungen  erlassen,  die  man  in  der  Regel  nach  dem  Muster 
der  Eammergerichtsordnung  und  also  des  römisch-kanonischen  Pro- 
aesses  zuschnitt,  die  daher  auch  die  Advokatur  tmd  Prokuratur  wesent* 
lieh  in  der  Gestalt,  die  sie  beim  Reichskammergericht  angenommen 
hatten,  übernahmen.  Der  Prokurator  ist  der  Redner  vor  Gericht,  der 
Nachfolger  des  alten  Vorsprechers,  daher  ganz  regelmässig  auch  Redner 
oder  (in  Hessen)  Färsprecher  genannt.  Der  Advokat  verfertigt  die 
Schriftsätze,  der  Prokurator  unterschreibt  sie  nach  Durchsicht  und 
iibergiebt  sie  persönUch  in  der  Audienz  dem  Gerichte.  Die  Prokura* 
toren  sind  in  geschlossener  Zahl,  zum  Teil  (Leipzig,  Preussen)  mit  einer 
kleinen  festen  Besoldung  angestellt,  neben  der  sie  Gebühren  beziehen; 
sie  allein  dürfen  Parteien  bei  ihrem  Gericht  vertreten;  die  Advokaten 
sind  aussergerichtliche  Hilfsarbeiter,  bei  keinem  bestimmten  Gerichte 
zugelassen.  Der  Prokurator  ist  von  selbst  zugleich  Advokat,  der  Ad* 
vokat  aber  nicht  von  selbst  Prokurator. 

Hiemach  waren  die  Advokaten  jedenfalls  für  das  Gericht  über- 
flüssig, und  bei  manchen  Gerichten  in  der  Tat  nicht  vorhanden.  Die 
preussische  Hofgerichtsordnimg  von  1578  kennt  keine  Advokaten, 
am  Stettiner  und  Wolgaster  Hofgerichte  sind  Personen  bestellt,  „die 
zugleich  Procura tores  und  Advocaten  sein  mügen''.  Selbst  für  das 
grosse  kaiserliche  Hofgericht  zu  Rothweil  heisst  es  in  Tit.  24  der  Hof- 
gerichtsordnung von  1672: 

Wie  wol  biss  anhero  kein  Advocat  bey  dem  Hoffgericht  gewesen, 
sondern  die  Partheyen  Ausländische  gebraucht 

Es  giebt  an  diesem  Gerichte  nur  Prokuratores,  auch  Redner,  K  1  a  g  - 
führ  er  und  Underschreiber  (vom  Unterschreiben  der 
Schriftsätze)  genannt.  In  ganz  schweren  Sachen  soll  das  Gericht  den 
Rat  der  „darzu  insonderheit  bestellten  Advokaten  und  Rechtsgelehrten'* 
gebrauchen,  welche  aber  nicht  Advokaten  in  unserem  Sinne,  sondern 
syndici  und  consiUarii  der  Stadt  Rothweil  sind.  Beim  Hofgericht 
Celle  heisst  es  noch  1686: 

wiewol  es  nicht  undienlich^wäre,  dass  etliche  geschwome  advocaten 
auffgenommen  würden. 

Dagegen  giebt  es  in  Württemberg  von  vornherein  nur  Advokaten  und 
keine  Prokuratoren;  auch  in  den  späteren  preussischen  Hofgerichts- 
ordnungen  (von  1632  und  1663)  erscheinen  wieder  Advokaten,  die 
aber  zweifellos  nichts  anderes  als  Prokuratoren  sind. 
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AndererseitB  findet  sich  an  geistlichen  Höfen  der  kanonische  Grund- 
satz von  der  Unvereinbarkeit  der  Ämter.  So  wird  in  Mainz  den  Pro- 
knratoien  das  Advocieren  verboten.  In  Würzburg  wird  der  Oeechäfts- 
kreis  der  Prokuratoren  von  dem  der  Advokaten  in  der  Advokaten- 
Instruktion  vom  19.  Februar  1720    wie  folgt  gesondert: 

Damit  aber  unter  denen  Advocatis  und  Procuratoribus  ihrer  Be- 
dienungen halben  keine  Confusion  entstehe  und  einer  dem  andern 
in  seine  Function  und  Verrichtung  nicht  eingreife;  Als  sollen  die 
Advocati»  wie  auch  diejenige,    welche    zugleich    Advo- 
cati    und    Procuratores    seynd,    die  Klag-Iibell,  Ex- 
oeptiones,  Beplioas,  Duplicas,  und  andere  Hauptschriften,  wie  auch, 
wann  Zeugen  zu  führen,  die  Articulos  und  Interrogatoria  verfassen 
und  aufsetzen;  die  Procuratores  hingegen  bey  den  Gerichtem  allein 
übergeben;  anlangend  aber  andere  geringere  Schriften,  welche 
die  merita  causae  nicht  angehen,  als  da  seynd  Memorialia  pro  pro- 
rogatione  termini,  accusationes  contumaciae  und  desgl.  selbige  den 
Procuratoribus,  welche  keine  Advocati  seynd, 
um  dass  ihnen  allein  den  Stylum  iudiciarium  und  die  Terminos  zu 
observiren  obliegen  will,  zu  verfertigen  unbenommen  seyn  solle. 
In  ähnlicher  Weise  sondert  die  Bremen-Verdische  Hof gerichtsordnung 
von  1672  die  Wirkungskreise    und   die  Hessische  Hof  gerichtsordnung 
vom  17.  Januar  1747  macht  fast  mit  denselben  Worten  den  Prokurator 
verantwortlich 

für  alle  äusserliche  Formalität  und  was  die  Ord- 
nung oder  der  Stylus  judicii  erheischt. 
Somit  entdecken  wir  wieder  einen  Punkt,  in  dem  sich  Prokuratur 
und  Vorsprechertum,  äusserlioh  so  verschieden,  innerUoh  berühren:  wie 
der  Vorsprecher,  so  spricht  der  Prokurator  nicht  zu  Gunsten  seiner  Partei, 
sondern  bringt  nur  ihre  Handlungen  formgerecht  vor  das  Gericht.  Wie 
dem  Vorsprecher,  so  wird  dem  Prokurator  zwar  zur  Pflicht  gemacht, 
v<m  unrechten  Sachen  abzuraten;  lasst  sich  aber  die  Partei  nicht  ab- 
bringen, so,  sagt  die  preussische  Hofgerichtsordnung  von  1678,  soll  der 
Prokurator  nicht  mehr  schreiben  und  reden,  als  ihm  von  der  Partei  ein- 
gegeben wird  und  die  böse  Sache  mit  keinem  scheinlichen  behelff  des 
Rechten  coloriren  oder  verblümen. 

Prokuratur  und  Advokatur  dienten  vielfach  als  Vorbereitungs- 
dienst für  Staatsämter.  In  Tübingen  wird  es  ausdrücklich  bezeugt  und 
in  den  Zulassungsgeeuohen  wurde  wohl  gleich  die  Hoffnung  auf  spätere 
Erlangung  eines  Staatsamts  ausgesprochen.  Die  mehrfach  erscheinenden 
feetbesoldeten  Fiskalstellen  wurden  wohl   immer  Anwälten  verliehen. 

WtUtUr»  OMdüehte  d«r  BMhtnBwaltMlutft.  11 
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Diese  Verfassung  der  Advokatur  und  Prokuratur  hat  sich  bei  den 
Hofgerichten,  solange  sie  bestanden,  d.  i.  bis  ins  19.  Jahrhundert,  im 
wesentlichen  erhalten.  Nur  begannen  im  18.  Jahrhundert  die  grösseren 
Staaten,  Bayern,  Sachsen,  Osterreich,  Preussen  ihre  eigenen  W^e  eu 
gehen;  es  vollzog  sich  da  eine  Auflösung  der  Prokuratur,  welche  unten 
in  den  Kapiteln  21,  32,  33,  34  dargestellt  werden  wird. 

Über  die  Verhältnisse  beim  Reichshofrat  siehe  Kap.  33. 


Zwanzigstes  Kapitel. 

Weitere  Scliicksale  des  Vorsprechertams. 

Jetzt  endlich,  nach  so  langer  Abschweifung,  kehren  wir  zu  unsem 
Vorsprechem  zurück. 

In  der  Verfassung  des  Reichskammergerichts  und  der  Hofgeriohte 
kam  der  Widerstreit  der  fremden  tmd  der  deutschrechtlichen  Elemente 
nicht  voll  zum  Ausdruck.  Denn  die  Gründung  oder  doch  Neuorgani- 
sation dieser  Gerichte  fiel  in  die  Zeit,  da  das  fremde  Recht  bereits  durch- 
gedrungen war,  und  erfolgte  auf  der  Grundlage  des  fremden  Rechts. 
Anders  in  den  Niedergerichten,  die  in  zahlloser  Menge  über  Stadt  und 
Land  zerstreut  waren.  Hier  stand  die  volkstümliche  Verfassung  des 
Gerichts-  und  besonders  des  Vorsprecherwesens  noch  in  voller  Kraft. 
Auf  diesem  Schauplatze  musste  der  Kampf  des  einheimischen  Rechts 
mit  dem  fremden  ausgekämpft  werden. 

Wenn  nun  die  kanonische  Lehre  der  Zweiteilung  des  Sachwalter- 
berufs in  eine  redende  Prokuratur  und  eine  schreibende  Advokatur 
schon  in  den  Obergerichten  nicht  voll  durchdrang,  dort  vielmehr  in  d^ 
Prokuratur  ein  einheitliches  voll  zuständiges  Sachwalteramt  sich  aus- 
bildete, neben  dem  die  Advokatur  als  blosser  Hilfsdienst  sich  erhielt, 
so  fand  bei  den  kleineren  Verhältnissen  der  Niedergerichte  die  Zwei- 
teilung erst  recht  keinen  Eingang.  Es  wurde  gar  kein  Versuch  ihrer 
Einführung  gemacht.  Lustig  blühte*  das  Vorsprecherwesen  weiter, 
als  gäbe  es  kein  fremdes  Recht.  Nur  eine  seiner  auffallendsten  Be- 
sonderheiten musste  es  ablegen:  die  schon  längst  als  ungehörig  emp- 
fundene Vereinigung  von  Vorsprecher-  und  Urteileramt;  und  dies  führte 
wiederum  zur  Weiterverbreitung  der  vielfach  bereits  vorhandenen 
Ständigkeit  des  Amts. 

Seit  Beginn  des  16.  Jahrhunderts  erscheinen  eine  Menge  Unter- 
gerichtsordnungen, die  sich  zumeist  auch  mit  dem  Vorsprecherwesen 
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beechäftigen,  zum  Teil  geradezu  als  volkstümliche  Belehrungen  über 
das  fremde  Recht  für  die  Vorsprecher  zu  erkennen  geben.  Diese  finden 
es  den  gemeinen  Rechten  zuwider,  was  ja  in  der  Tat  durch  die  Carcdina 
bereits  verboten  war  (s.  Kap.  11  am  Ende), 

daas  an  etlichen  Orten  einer  aus  den  Schöffen  durch  die  Parthey 
erfordert  wird  der  Partheyen  das  Wort  zu  thun,  zu  rathen  und  also 
Richter  und  Vorsprech  zu  seyn. 
Es  wird  daher,  wo  e»  noch  nicht  geschehen  war,  eine  feste  Zahl  ständiger 
Vorsprecher,  „gemeine  Vorsprecher"  genannt,  eingesetzt,  bestallt  und 
vereidet.  So  die  Untergerichtsordnungen  des  Erzstifts  Köln  von  1638, 
des  Erzstifts  Trier  von  1630,  Mainz  von  1634,  die  Jülich  und  Bergschen 
Prozessordnungen  von  1666.  Im  Trierschen  sollen  an  jedem  Gerichte 
wenigstens  zwei  vereidete  Redner  und  Fürsprecher  sein,  die  nicht  des- 
selben Gerichts  Schöffen  oder  Mitglieder  sein  dürfen;  wo  derartige  Für- 
sprecher nicht  zu  haben,  dürfen  die  Parteien  zwei  Schöffen  in  ihr  Wort 
nehmen  und  durch  sie  ihre  Notdurft  vortragen  lassen;  diese  sind  aber 
dann  von  der  Urteilsfällung  ausgeschlossen.  In  Köln  und  Mainz  heisst 
es,  dass,  „wo  sonderliche  Personen  zu  Fürsprechern  und  Rednern  ge- 
ordnet seyn'S  diese  einen  Eid  leisten  müssen.  Ähnlich  im  Preussischen 
Landrecht  von  1620  und  sonst  vielfach. 

Natürlich  suchte  man  für  das  also  standig  gemachte  Amt  nach 
einer  Analogie  im  fremden  Rechte.  In  diesem  entsprach  aber  keine 
andere  Prozessfigur  der  des  Vorsprechers,  als  der  Prokurator.  Denn 
dieser  war,  wie  der  Vorsprecher,  der  bestellte  Gerichtsredner.  Eine 
Figur,  wie  die  des  Advokaten,  der  lediglich  ausserhalb  des  Gerichts 
Schriftsatze  fertigt,  fand  im  deutschen  Prozesse  nicht  ihres  gleichen. 
Es  wiederholt  sich  daher  die  beim  Reichskammergerichte  und  bei  den 
Hofgerichten  bereits  hervorgetretene  Erscheinung ,  dass  die  Be- 
griffe Vorsprecher  und  Prokurator  zusammen- 
fliessen. 

Das  zeigt  sich  zunächst  im  Namen.  Schon  der  Richtsteig 
Landreohts  hatte  die  Eindingungsformeln  der  Vorsprecher  in  einer 
Anmerkung  zu  cap.  3  als  Practica  modemorum  Procuratorum 
bezeichnet,  und  die  Glosse  zu  Art.  41  des  sachsischen  Weichbildrechts 
ebenfalls  Vorsprecher  mit  procurator  übersetzt.  Jetzt  brauchen  die 
Untergerichtflordnungen  und  Stadtrechte  durchweg  die  beiden  Namen 
als  gleichbedeutend,  oft  schon  im  Titel: 

Von  Prokuratoren  oder  Vorsprechem. 
Ebenso  vielfach  die  Weistümer.    1493  nennt  sich  Jodocus  Pflantzmann 
in  der  Vorrede  zu  seiner  Übersetzung  der  libri  f eudorum : 
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Procurator  und  Fürsprech  des  Hofs  zu  Augsburg. 
In  dem  grotesken  Kohlenberger  Gericht  zu  Basel,  das,  nur  für  Scharf- 
richter tind  Schinder  zuständig,  aus  Fryetsknaben  (Sackträgem)  ge- 
bildet wird,  die  mit  nackten  Füssen  sitzen,  der  Richter  den  rechten 
Schenkel  in  einem  noch  nie  gebrauchten  Wasserzuber,  den  er  beim 
Urteil  umstösst,  in  diesem  Gericht,  in  welchem  der  Richter  geduzt 
wird,  heisst  es: 

Diewil  nun  dise  als  schlechte  leuth  gewiss  zuo  urteilen  zuo  schlecht 
und  unverständig,  so  sind  die  geschwomen  amptleuth  —  so 
heissen  in  Basel  die  Vorsprecher  —  und  procuratores  der 
stat  Basel  zuogegen ;  die  tragen  den  parteyen  clag  und  antwort  für. 

In  dem  vor  1626  geschriebenen,  seinerzeit  sehr  angesehenen  Prozees- 
lehrbuche  von  Chilian  König  heisst  es  unumwunden: 

Gap.  XI.   „Wer  ein  Procurator  ist" : 

Der  wirdet  im  Rechten  ein  Procurator   oder    Vorspre- 
che r  genannt,  der  frembde  Händel  aus  befehl  des  Herrn  gutwillig 
zu  handeln  auf  sich  nimpt, 
nachgebildet  der  Bestimmung  der  Prokuratorentätigkeit  in  1.  1.  Dig. 
de  proc.  3,  3. 

Oder  ist  der,  der  seines  Freundes  Begehrung  oder  Sache  dem  Richter 
verkündet, 
nachgebildet  der  Bestimmung  der  Vorsprechertätigkeit  im  Richtsteig. 
Die  Namen  bezeichnen  so  sehr  denselben  Begriff,  dass  die  ursprüngliche 
Bedeutung  des  Wortes  Prokurator  ganz  verloren  geht.  In  der  emeuert^i 
Frankfurter  Reformation  von  1578  heisst  es  I.  5  §  4,  dass  der  Pro- 
kurator von  seiner  Verantwortlichkeit  für  den  Inhalt  der  Schrift  nicht 
durch  die  Entschuldigung  befreit  wird, 

dass  er  in  der  Sachen  nicht  Anwalt,  sondern  nur  n u d u s 
procurator   seye. 

Für  einen  Römer  ein  vollendeter  Widerspruch:  ein  procurator,  der 
nicht  Anwalt,  nicht  Bevollmächtigter,  also  nicht  procurator  ist;  für 
uns  völlig  verständlich:  ein  Vorsprecher,  der  keine  Vollmacht  hat. 

Aber  nicht  nur  der  Name,  der  ganze  Apparat  des  Vorsprecher- 
wesens, wie  wir  ihn  mit  Beetellen,  Eindingen,  Holung  und  Wandel 
kennen  gelernt  haben,  ging  auf  den  Prokurator  über.  Das  preussische 
Landrecht  von  1620  (I.  18)  lässt  den  Prokurator  gerichtlich  bestellt 
werden : 

so  mögen  sie  bitten   ihnen  einen  Procuratom  oder  Vorspreoher 

zu    erlauben. 
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In  Hessen  heissen  die  erlaubten  Vorsprecher  Procuratores  accepti. 
(Kopp  I.  428.)  Das  Baden-Durlachsche  Landreeht  von  1654  (Schwartz, 
374)  lasst,  wo  keine  bestallten  (gemeinen)  Fürsprecher  sind,  den  Pro- 
knrator  aus  dem  Bing  des  Gerichts  gewählt  werden. 
In  den  Bautzener  Statuten  von  1504  dingt  sich  der  Prokurator 
an,  wie  es  Dinges  Brauch.  Das  ius  Culmense  von  1504  (II.  5)  wendet 
die  Regeln  von  der  Genehmigung  des  Vorsprecherworts,  von  H  o  1  u  n  g 
und  Wandel  alle  auf  den  Prokurator  an.  In  den  Statuten  von 
Breslau  1527 — 1534  sehen  wir  einen  Prokurator  ganz  nach  Vorsprecher- 
brauch den  Eid   staben,    indem  er  fragt, 

ob  das  Kreuz  recht  liegt  wie  es  soll, 
der  Partei  zwei  Finger  aufs  Kreuz  legt  und  dann  wieder  fragt; 

Ehrbare  Herrn,  hab  ich  ihm  aufgeholfen  wie  Recht  ist?    So  er  an 

seinem  Eide  brüchig  würde  (einen  Fehler  machte),  zu  wie  viel  Malen 

mag  er  wieder  aufkommen? 
und  so  weiter  mit  dem  bekannten  unendlichen  Fragewerk.    Noch  mehr : 
der  uns  aus  dem  elften  Kapitel  wohlbekannte  Vorsprecher  des  Rechten, 
der  Einbringer  des  Urteilsvorschlags,  der  Beantworter  der  Hegungs« 
fragen,  verwandelt  sich  in  einen  Prokurator.    So: 

Grimm  Weistümer  VI.  127,  138. 

frog  ich  euch  N.  als    procuratorn    rechtens,    ob  es  sei 

an  weil,  zeit  und  stund  des  tags darauf  antwurt  procurator. . 

weil  ir  mich  rechtens  fragt,  so  Spruch  ich  zu  recht. 
Im  Pongau  tritt  ein   „verordneter    Prokurator    oder    Aus- 
sprecher    des     Rechtens'',     in   Höffeld   ein    „verpflichteter 
Gerichtsprokurator''  auf. 

Österreichische  Weistümer  I.  10,  181. 
Burchard  (Die  Hegung  der  deutschen  Gerichte,  Leipzig  1803  S.  287, 
Anm.  3)  weist  für  mehrere  Gegenden  Niedersachsens  vorsprecher,  wort- 
halter,  meyerdings  -procuratoren  nach,  offenbar  alles  dieselben 
Amtspersonen,  an  die  die  Hegimgsfragen  gerichtet  werden.  Ebenso 
werden  in  Kuf stein  die  Hegungsfragen  an  den  ältesten  „Gerichtspro- 
kuratoren oder  Schrannenredner"  gestellt. 

Osterreichische  Weistümer  II.  12. 
Nach  der  Hamburger  Niedergerichtsordnung  von  1622  cap.  1  können 
die  Urteiler  sich  vom  Rat  advis  oder  ratliches  Bedenken  erbitten,  auch 
einen  oder  zwei  Prokuratoren  verlangen,  die  mit  ihnen  in  die 
Findung  gehen,  auch,  wo  es  begehrt  würde,  dieselbe  Findung  einbringen. 

Stobbe,  Geschichte  der  deutschen  Rechtsquellen  U.  107,  Anm.  84. 
Und  eben  diese  Einrichtung  hat  sich  mit  unglaublicher  Zähigkeit  in 
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Lübeok  bis  tief  ins  19.  Jahrhundert  erhalten  (s.  Kap.  47).  Auch  der 
Gemeindevorsprecher  mit  seinen  Bechtsvorträgen  erscheint  unter  dem 
Namen  Prokurator  wieder. 

Gengier,  Beiträge  zur  Rechtsgeschichte  Bayerns.  Zweites  Heft 
1891,  S.  2. 

Das  Erstaunlichste  aber  ist,  dass  sich  sogar  die  Spur  eines  direkten 
Zusammenhangs  der  Prokuratur  mit  dem  Ahnen  des  Vorsprecher- 
tums,  dem  Rechtweiseramte,  nachweisen  lässt.  Wir  erinnern  uns  aus 
dem  ersten  Kapitel  der  schwierigen  Stelle  der  lex  Salica  über  die 
Sagibarones,  die  wir  für  Rechtweiser  erklarten,  vor  denen  die  sonst 
verpönten  Vergleiche  über  Straftaten  gültig  abgeschlossen  werden 
können.  Im  Münchener  Stadtrechte  von  1340  zeigt  sich,  dass  auch  die 
Vorsprecher  mit  diesen  Vergleichen  zu  tun  hatten;  denn  Art.  274 
erklärt  solche  vor  Vorsprechem  abgeschlossene  „schidung'^  für  kraftlos 
unter  dem  Verwände,  damit  sie  ihres  Amtes  besser  warten,  in  Wahrheit 
aus  dem  Grunde,  damit  dem  Gerichte  keine  Gebühren  entgehen.  Jetzt 
finden  wir  in  den  Osterreichischen  Weistümem  I.  107,  und  zwar  im 
Landrechte  von  Raschenberg  (Salzburg)  aus  dem  Jahre  1671,  folgendes: 

Demnach  ie  und  alwegen  beim  pfleggericht  Raschenberg  alhie 
zwen  procuratores  gehalten  werden,  dass  sie  die  under- 
thonen  und  partheiön  vor  unbillichen  Kriegen  warnen,  die  ungebier 

kaineswegs  fürbringen ;  und  sollen  ausser  ermelten  procu- 

ratom,  es  seie  wer  es  wolle,  ohne  vorwissen  und  bewilligung  der 
Obrigkeit  ainenvergleich  odervertra  gze  machen 
und  demselben  beizewohnen  bei  der  straff  hinf  üran  nit  mehr  under- 
stehen,  dann  sich  ain  zeit  hero  vU  straffmessige  handlungen  begeben, 
so  alsbald  vor  beschechener  clag  ohne  vorwissen  und  bewüligung 
der  Obrigkeit  durch  unbestellte  Vertragspersonen  und  beiwohnimg 
derselben,  dadurch  dem  pfleggericht  ihr  gebierende  jura  (Gebühren) 
entzogen  werden,  welches  hinfüran  nicht  mehr  gestattet  und  sich 
also  ein  ieder  vor  straff  zu  verhueten  wirdet  wissen. 

Die  Prokuratoren  sind  also,  ganz  wie  die  Sagibaronen,  allein  berechtigt, 
die  sonst  verbotenen  Vergleiche  über  Straftaten  zu  beurkunden,  und 
eine  Verordnung  von  1671  muss  uns  helfen,  die  Richtigkeit  unserer 
Deutung  einer  Stelle  der  lex  Salica  zu  bestätigen. 

Noch  heute  betet  in  einigen  Gegenden  Bayerns  nach  dem  Toten- 
trank  ein  „Prokurator''  die  Armenseelen-Litanei,  einen  Rosenkranz  und 
ein  Vaterunser  für  den  zunächst  Sterbenden  und  spricht  den  alther- 
könmilichen  Totendank  für  alle  Anwesenden. 
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Proknrator  ist  Vorspreoher;  Vorspreoher  ist,  wer  andern  etwas  vor- 
spricht oder,  wie  hier,  vorbetet;  und  wer  der  Phantasie  gern  die  Zügel 
schiessen  Ifisst,  könnte  in  diesen  Gebrauchen  sogar  eine  Hinweisung  auf 
den  priesterlichen  Ursprung  des  Amtes  entdecken. 

So  lebte  im  Prokurator  der  alte  Vorsprecher  fort.  Freilich  änderte 
sich  seine  Stellung,  je  mehr  das  fremde  Verfahren  eindrang.  Bereits 
darf  er  Stellvertreter  (vormund)  der  Partei  sein,  was  der  Vorsprecher 
nie  gewesen.  Die  bayrische  Gerichtsordnung  von  1520  erklärt  dies  für 
zulassig.  Chilian  König  behauptet  sogar,  der  Prokurator  werde  im 
Sächsischen  Rechte  an  etlichen  enden  ein  Vormunde  genannt, 
und  wendet  die  römischen  Grundsätze  über  Inhabilität,  dominium  litis, 
cautio  de  rato  und  judicatum  solvi,  Defensionspflicht,  falsus  procurator 
usw.  auf  ihn  an.  Je  mehr  die  alten  Formen,  das  Fragewesen,  die  münd- 
liche Verhandlung,  absterben,  desto  mehr  wird  der  Vorsprecher  zum 
wirklichen  Prokurator,  wie  ihn  das  Reichskammergericht  und  die 
Hofgerichte  kannten,  der  nur  noch  Schriftsätze  zu  übergeben  und 
Termine  wahrzunehmen  hat. 

Schleswig-Holsteinische   Landgerichtsordnung   von    1673: 
Nachdeme  der  Parteien  notdurfft  erfordert,   das  sie  verstendige 
Procuratores  haben  mügen,  die  jre  Producta  und,  was  Gerichtlich 
zu  übergeben,  einbringen,  und  was  die  notturfft  ist,  daneben  münd- 
lich handehi  und  fürbringen 

Aber  der  Name  hat  sich  erhalten,  nachdem  das  Wesen  längst  ge- 
schwunden war.  Noch  1748  nennt  der  Rat  zu  Lübeck  die  Prokuratoren 
Redner;  der  CSodex  juris  bavarici  iudiciarii  von  1753  handelt  unter  der 
Oberschrift  „Von  Advokaten  und  Gerichtsprokura toren"  von  geschwor- 
nen  Vorsprechem;  1757  findet  sich  im  Rostocker  Stadtrecht  der  Aus- 
druck „Vorsprach''  (Schwartz  323);  und  noch  1765  heisst  es  im  Vogt- 
gericht derer  von  Löwenstein  zu  Wabern: 
Kopp  Urkunde  No.  93. 

Auch  soll  Niemand  ohne  Erlaubniss  des  Richters  oder  (ohne)  durch 
Vorsprechers  Mund  reden. 

Ja,  in  gewissen  Gegenden  scheint  eine  Rückverdeutschung  des  Namens 
eingetreten  zu  sein ;  denn  wir  lesen  bei  Jeremias  Gotthelf  (Jakobs  Wan- 
demngen): 

müssen  wir  zu  einem  Rechtsagenten  oder  Fürsprech,  wie  man  solchen 
Kosaken  jetzt  sagt  (ehedem  hiess  man  sie  Prokuratoren). 
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Und  nach  §  75  des  württembergischen  Edikts  vom  31.  Dezember  1818 
darf  die  Partei,  ganz  nach  altem  deutschen  Brauch,  aus  den  Gemeinde- 
räten sich  einen  „Fürsprecher"  wählen.  Es  ist  wohl  die  letzte  Erwäh- 
nung des  Namens,  der  von  nun  an  aus  Deutschland  verschwindet,  in 
der  Schweiz  aber  sich  erhalten  hat  bis  auf  den  heutigen  Tag. 


Einundzwanzigstes  Kapitel. 

Advokatur  und  Prokuratur. 

In  dieser  Weise  bequemte  sich  die  Prokuratur  deutscher  Bechtsan- 
schauung  an.  Wie  aber  die  Advokatur?  Welches  deutsche  Gebilde 
entsprach  dieser  vor  Gericht  nicht  auftretenden,  nur  aussergerichtlich 
ratenden  und  helfenden  Sachwalterschaft?  Das  der  Bater  und  Bauner 
nicht,  die  hinter  dem  Vorsprecher  standen  und  ihm  zuflüsterten :  dann 
das  war  Beistand  vor  Gericht.  Einen  aussergerichtlichen  Berater  haben 
wir  nur  in  dem  „Bathgeb''  unseres  achten  Kapitels  gefunden,  dem 
weisen  Manne,  den  der  Schwabenspiegel  im  cap.  73  erwähnt.  Im  Bat- 
geben findet  man  das  WesentUche  des  Advokatenberufs ;  und  Bathgeb 
wird  in  der  That  der  Advokat  genannt.  So  in  der  Wormser  Beformation 
von  1408,  in  den  württembergischen  Hofgerichtsordnungen  von  1514 
und  1567  und  in  der  bayrischen  Landesordnung  von  1553  (II.  7): 
Ob  aber  ein  Bedner  in  ainer  Sachen  nit  allain  Procurator  vnd  Bedner, 
sonder  dazu  A  d  v  o  c  a  t ,  das  ist  B  a  t  g  e  b  tmd  vergreiffer  ( !) 
der  sach,  samentlich  sein  würde. 
Und  das  Kulmer  Becht  von  1594  übernimmt  die  Batgebenstelle  des 
Schwabenspiegels  unter  dem  Titel: 

Von  Advocaten  und  Bathgebem. 
Der  Advokat  ist  also  der  aussergerichtliche  Bater  und  Helfer,  im 
schriftUchen  Prozesse  vor  allem  der  Verfertiger  der  Schriftsätze.  Da  nun 
aber  der  schriftliche  Prozess  in  den  Untergerichten  nicht  oder  nur  in 
sehr  ermässigter  Gestalt  übernommen  wurde,  so  trat  die  Advokatur  hier 
zunächst  wenig  hervor.  Die  Gesetzgebung,  welche  die  Vorsprecher, 
jetzt  Prokuratoren  genannt,  mit  grösster  Sorgfalt  behandelte,  ihre  Zahl 
festsetzte,  Zulassung  und  Vereidung  vorschrieb,  kümmerte  sich  um 
die  Advokaten  nicht;  sie  sind  nicht  vereidet  und  zugelassen,  überhaupt 
keine  gerichtsverfassungsmässige  Einrichttmg.  Die  Untergerichtsord- 
nungen  erwähnen  den  Advokaten  zumeist  nur  bei  der  Kostenfest- 
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fletKung,  und  hier  in  charakteristiBcher  Weise :  seine  Gebühren  gehören 
zn  den  ansseigewöhnlichen,  nicht  ohne  weiteres  erstattungsfähigen  Auf- 
wendungen. Chilian  Königs  Prozesslehrbuch  handelt  ausführlich  von 
den  Prokuratoren:  Advokaten  kennt  es  nicht. 

Während  nun  aber  die  grössere  juristische  Bedeutung  der  Pro- 
kuratur  sie  am  Beichskammergerichte  und  an  den  Hofgerichten  auch 
tatsächlich  über  die  Advokatur  emporhob,  so  war  dies  bei  den  Unter- 
gerichten anders.  Hier  waren  die  Prokuratoren  nicht,  wie  dort,  gelehrte 
Leute,  sondern  aus  dem  Vorsprechertum  hervorgegangene  ehrbare 
Bürger  und  Bauern,  vielleicht  recht  vertraut  mit  den  Gebräuchen  des 
Ortes,  vielleicht  recht  angesehen  in  ihrem  Kreise,  aber  den  Anforde- 
rungen der  neuen  Zeit  nicht  im  Entferntesten  gewachsen.  Das  bayrische 
Landrecht  von  1616  (Schwartz  242)  ist  schon  zufrieden,  wenn  die  ge- 
Bchwomen  Prokuratoren  des  Gerichts  schreiben  und  lesen  können; 
aber  in  den  Hofmarkgerichten  müssen  selbst  diese  bescheidenen  An- 
forderungen fallen  gelassen  werden.  Die  Gerichtsordnungen  sind  meist 
als  populäre  Belehrungen  für  die  Prokuratoren  gedacht ;  so  beschreibt 
die  Butzbachische  von  1678  die  Bestandteile  einer  Klage 

damit  die  gemeinen  fürsprechen,  so  mehrer  theil  unge- 
lehrte   Layen    seynd, 

sich  daraus  unterrichten  können.  Nach  dem  Stadtrecht  von  Braun- 
flchweig  1553  sind  die  Frohnboten  (Gerichtsdiener)  die  alleinigen 
Redner  vor  Gericht,  neben  welchen  fremde  Prokuratoren  zwar  nicht 
zum  Reden,  aber  zur  Unterrichtung  der  Frohnboten  zugelassen  werden. 
Ahnlich  ist  wohl  die  nachfolgende  Stelle  des  Kedinger  Landrechts  von 
1662  zu  verstehen. 

Tit.  IV.    Von  Fürsprechern  und  Prokuratoren. 

Es  ist  von  Alters  hero  der  Gebrauch  gehalten  worden,  dass  ein  jeder 
Landtmann  selbst  seine  Klage  mündlich  vorgetragen,  der  Beklagter 
imgleichen;  und,  da  solches  von  ihnen  nicht  geschehen  können, 
durch  einen  andern  verrichten  lassen,  es  musste  aber  der- 
selbe   auch    ein    Landtmann    seyn. 

Dieweilen  aber  sich  befindet,  dass  die  Sachen  zu  itzigen  Zeiten 
etwas  intricat,  (schwer  und  verwirret)  daher  die  schlechten  P  r  o  - 
curatoren  die  Sachen  ihrer  Nohtdurfft  und  Beschaffenheit 
nach,  dem  Richter  gebühr-  und  bescheidentlich  nicht  können  an- 
deuten,   so  ist  hierum  zugelassen,  dass  die  Partheyen  jeder- 

seits  sich  mit  einem  guten  gelahrten  Procuratoren 
versehen  mögen. 
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Es  gab  also  allerdings  auch  gelehrte  Prokuratoren,  die  aber,  wenn  sie 
nicht  etwa  bei  den  Obergerichten  angestellt  waren,  ihre  Gelehrsamkeit 
meist  durch  ein  kurzes,  in  der  Regel  einjähriges  Universitätsstudium 
erworben  hatten. 

Der  Advokat  hingegen  war  immer  reohtsgelehrt.  Er  musste  es 
sein,  wollte  er  neben  dem  Prokurator  überhaupt  etwas  bedeuten.  Die 
Sache  stand  nun  so,  dass  rechtlich  der  Vorsprecher  oder  Prokurator  allein 
vor  Gericht  handelte  und  vertrat,  auch  keineswegs  eines  Advokaten 
bedurfte,  wenn  er  aber  einen  zuzog,  die  von  diesem  gefertigten  Schrift- 
sätze prüfen,  verbessern,  unterschreiben  und  unter  seiner  Verantwortr 
lichkeit  dem  Gerichte  überreichen  sollte.  Der  ungelehrte  Prokurator 
war  alles,  der  gelehrte  Advokat  nichts.  Das  musste  graue  Theorie  bleiben. 
Der  kundige  Ratgeber,  der  Fertiger  der  Schriftsätze  musste  die  Seele 
des  Prozesses  werden,  der  Prokurator  zum  Sprachrohr  des  Advokaten 
herabsinken.  Schon  Geiler  von  Kaisersberg  (f  1510)  beschreibt  in 
Marie  Himmelfahrt  das  Verhältnis  also: 

advocatus  heisst  in  tütsch  ein  fürsprech  oder  ein  ratgeb,  den  man  be- 
rüfFt  zu  einer  sach,  das  er  darinn  raten  sol,  procurator 
heisst  auch  ein  Fürsprech  und  ist  der,  der  da  redt  uss  An- 
geben des  Advokaten. 
Der  Prokurator,  sagt  die  1748  erschienene  Schrift  „Etwas  von  Advo- 
katen" vollzieht  nur  das, 

was  ihm  entweder  von  seiner  Parthie  anbefohlen  oder  von  deren 
Advocato  et  Patrono  causae,  d.  i.  dem  selbstigen  Schrifftsteller,  zu 
übergeben  anvertrauet  wird,  wesswegen  auch  ein  Proctirator,   der 
im  Nahmen  eines  andern  vor  Gericht  stehen  und  erscheinen,  mithin 
alljegliche  Sachen  und  Gerichts-Handlungen  vortragen  muss,  das 
Hertz    des  Advocaten,  dieser  aber,    weil   er   den   Procu- 
ratorn  informirt  und  Ihme  das  Recht  cum  ConsUüs  an  die 
Hand  giebet,  der  Mund   desselben  genennet  wird, 
eine  ganz  richtige  Schilderung,  in  der  nur  das  Gleichnis  gänzlich  schief  ist. 
Dieses  tatsächliche  Übergewicht  des  Advokaten  konnte  nicht  ohne 
Einfluss  auf  die  Gesetzgebung  bleiben.     Schon  setzt  die  Nürnberger 
Reformation  von  1479  voraus,  dass  Kläger  „vor  fümemen  seiner  Clag 
einen  advocaten  ersuche"  und  der  Beklagte  die  ihm  gesetzte  Frist  so 
einem  Gleichen  benutze;  bei  der  Fristsetzung  wird  berücksichtigt,  ob 
die  Partei  einen  einheimischen  oder  auswärtigen  Advokaten  hat.    Schon 
beginnt  man  in  Worms  die  Advokatengebühr  zu  den  erstattungsfahigen 
Kosten  zu  rechnen.    Die  Gesetze  wenden  sich  vielfach  an  die  „Advo- 
katen  und   Prokuratoren",  ja  noch  mehr:  sie  beginnen  die  SteUong 
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der  Prokuratoren  herabzudrüoken.  Die  Frankfurter  Reformation  von 
1578  verbietet  ihnen,  in  Sachen  über  50  Gulden  Wert  zu  advozieren 
(I.  5  §  20).  Die  fränkisohe  Landgerichtsordnung  von  1610  gebietet  ihnen 
in  zweifelhaften  Sachen  den  Bat  der  Advokaten  einzuholen,  die  Han- 
noversche HofgerichtBordnung  von  1630  sogar,  die  Schriftsätze  (wenn  sie 
sie  selbst  gefertigt)  von  einem  geschwomen  Advokaten  revidieren  und 
unterschreiben  zu  lassen.  Frankfurt  a.  M.  schreibt  1640  Vereidung  und 
Zulassung  der  Advokaten  vor,  setzt  auch  eine  Höchstzahl  fest  (Lüne- 
burg schon  früher)  und  erlässt  1641  eine  Advokatenordnung,  nach 
welcher  alle  Schriften  von  dem  Advokaten  „als  Schriftstellern"  neben 
der  Partei  oder  ihrem  Prokurator  unterschrieben  werden  müssen.  Durfte 
kein  anderer,  als  ein  zugelassener  vereideter  Advokat  Schriften  unter- 
schreiben, wurden  Schriften,  die  nicht  vom  Advokaten  unterschrieben 
waren,  zurückgewiesen,  konnte  der  schriftliche  Prozess  ohne  Schriften 
nicht  geführt  werden,  so  ergab  sich  hieraus  die  Einführung  des  Advo- 
katenzwanges, da  es  doch  bisher  stets  nur  emen  Prokuratoren- 
zwang gegeben  hatte.  Demzufolge  werden  auch  die  Advokatenge- 
bühren zu  den  Gerichtskosten  gerechnet  (Tit.  40)  und  damit  als  er- 
stattungsfähig anerkannt. 

Doch  alles  dies  machte  wenig  aus,  so  lange  die  eigentUche  Domäne 
des  Prokurators  unberührt  blieb:  sein  ausschliessendes  Recht,  vor  Ge- 
richt zu  reden  und  zu  handeln.  Aber  bald  brach  die  Advokatur  auch 
in  dieses  ein.  Die  Kanzleiordnungen  von  Braunschweig  und  Calenberg 
gestatteten  1664  anstatt  des  Prokurators 

Dootores  oder  Licentiatos  juris  zur  Stelle  zu  bringen,  auch  durch 

dieselbe  ihre  Noturfft  fürzutragen. 
Eine  Jülich -Bergsche  Verordnung  vom  8.  Juli  1698  ergibt,  dass  das 
„Versetzen"",  d.  i.  der  Vortrag  der  Sache  (s.  Kap.  32)  durch  die  Advo- 
katen geschieht.  Nach  der  Schleswig-Holsteinischen  Advokatenord- 
nong  von  1740  sind  es  die  Advokaten,  welche  den  Prozess  betreiben 
and  in  den  Terminen  erscheinen.  Das  Gleiche  werden  wir  in  Württem- 
berg, Sachsen,  Osterreich,  Preussen  finden. 

Wo  nun  dies  geschah,  wo  das  eigentliche  Kennzeichen  des  Pro- 
knrators,  sein  Monopol  des  Auftretens  vor  Gericht,  beseitigt  wurde, 
da  unterschied  ihn  rechtlich  vom  Advokaten  immer  noch  eines:  die 
Vollmacht.  Die  Vollmacht  lautete  auf  den  Prokurator,  der  infolge- 
dessen allein  befugter  Parteivertreter  war,  im  Termine  neben  dem 
Advokaten  aufzutreten,  alle  Gerichtsbescheide  in  Empfang  zu  nehmen 
und  vor  allem  für  die  Gerichtskosten  zu  haften  hatte,  insoweit  eine 
für  Gerichte  und  Advokaten  ganz  bequeme  Einrichtung,  deren  Ab- 
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schaffang  daher  von  diesen  beiden  Seiten  keineswegs  erstrebt  wurde. 
Aber,  hatte  sonst  das  Amt  einen  guten  Sinn  gehabt,  da  es  dem  Advo- 
katen den  zeitraubenden  Sitzungsdienst  abnahm,  so  trat  jetzt  keine 
Arbeitsteflung,  sondern  eine  Arbeitsvergeudung  ein,  indem  beide,  Ad- 
vokat und  Prokurator,  zur  Sitzung  erscheinen  mussten,  in  welcher  der 
Advokat  ohne  Prokurator  nicht  legitimiert  war,  der  Prokurator  neben 
dem  Advokaten  nichts  zu  tun  hatte.  Andererseits  wurde  dadurch  die 
aussergerichtliche  Arbeit,  die  ursprüngliche  und  eigentliche  Aufgabe 
des  Advokaten,  diesem  keineswegs  abgenommen.  Die  ganze  Vorbe- 
reitung der  Sache,  die  Anfertigung  der  Schriftsatze,  der  Betrieb  des 
Prozesses  war  Sache  des  Advokaten,  nur  dass  zu  jeder  Prozesshandlung 
der  Prokurator  seinen  Namen  herzugeben  hatte.  Nicht  einmal  darin, 
dass  der  Prokurator  die  Zustellungen  besorgte  und  in  Empfang  nahm, 
lag  eine  Entlastung  des  Advokaten,  der  ja  doch  alles  nachprüfen  musste. 
Wohl  aber  lag  darin,  dass  der  Verkehr  mit  Gericht  und  Partei  immer 
durch  eine  Mittelsperson  ging,  eine  sehr  bedeutende  Erschwerung  des 
Geschäftsganges.  Welchen  Zweck  nun  eigentlich  die  Prokuratur  zu 
erfüllen  hatte,  vermochte  niemand  zu  sagen.  Die  Prokuratur  war  Selbst- 
zweck geworden,  ein  aus  Grewohnheit  mitgeschlepptes  Erzeugnis  grauester 
Theorie. 

Es  stellte  sich  nun  die  Sache  so,  dass  am  Reichskammergericht 
und  an  den  meisten  Hofgerichten  die  Prokuratur  in  ihrer  uns  bekannten 
Gestalt  fortbestand  als  das  Amt  des  gelehrten,  allein  zum  Auftreten 
vor  Gericht  befugten  Vollanwalts,  das  Advokatur  und  Prokuratur 
in  sich  vereinigte,  neben  ihr  die  Advokatur  als  das  ebenfalls  gelehrte, 
aber  vom  Auftreten  vor  Gericht  ausgeschlossene,  auf  die  Schreibarbeit 
beschränkte  Amt  des  Minderanwalts.  Die  Prokuratur  war  hier  das 
höhere,  die  Advokatur  das  niedere  Amt.  Beim  Reichskammergericht 
hat  sich  diese  Verfassung  bis  zum  Ende,  bei  den  Hofgerichten  sehr  lange, 
zum  Teil  bis  1879  erhalten. 

Bei  den  übrigen  Gerichten  hingegen  trat  ein  buntscheckiger,  zer- 
fahrener Zustand  ein.  Vielfach  blieben  die  Prokuratoren  im  Besitze 
ihres  Monopols,  vor  Gericht  aufzutreten,  vielfach  Hessen  sich  die  Advo- 
katen zu  Prokuratoren  ernennen  und  nannten  sich  dann  „Advokat  und 
Prokurator'\  vielfach  nahmen  die  Advokaten  die  Vollmachten  auf  sich 
und  umgingen  dadurch  die  Prokuratur.  Die  Regel  war  doch,  dass  die 
Prokuratoren  die  Masse  der  kleinen  Untergerichtssachen  allein  be- 
arbeiteten, zu  grossem  und  Obergerichtssachen  Advokaten  zuzogen, 
den  Verkehr  mit  den  Parteien  führten,  dem  Gerichte  gegenüber  als 
allein  legitimierte,  für  die  Kosten  haftende  Bevollmächtigte  auftretend. 
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den  Advokaten  gegenüber  je  nachdem  nützliche  oder  überflüssige 
Mittelspersonen.  Der  ursprüngUche  und  eigentliche  Unterschied,  wo- 
nach der  Proknrator  der  Gerichtsredner,  der  Advokat  der  Schriftsatz- 
verfOTtiger  ist,  geriet  völlig  in  Vei^essenheit. 

Bei  dieser  Sachlage  war  es  nicht  verwunderlich,  dass  die  ärgste  Be- 
griffsverwirrung Platz  griff.  Schon  früh  kamen  Verwechselungen  vor. 
In  den  gegen  Ende  des  Mittelalters  erschienenen  Satansprozessen  tritt 
Satan  als  procurator  nequitiae  inf emalis  gegen  das  Menschengeschlecht 
auf.  Da  sich  für  dieses  Maria  als  advocata  generis  humani  meldet, 
behauptet  er,  sie  sei  als  Weib  von  der  Prokuratur  ausgeschlossen. 
Maria  wird  denn  auch  ein  andermal  proctiratrix  et  advocata  genannt. 
Zum  Schluss  erbittet  sich  Satan  zwei  Advokaten:  Gerechtigkeit  und 
Wahrheit,  Maria  ebenfalls  zwei:  Barmherzigkeit  und  Frieden. 

Stintzing,   Geschichte  der  populären  Literatur  des  römisch-kano- 

mschen  Rechts  1867. 
In  dem,  was  Mattheeius  1670  in  der  Historia  Christi  sagt: 

Denn  das  heisset  eigentlich  ein  Advokat  oder  Fürsprech,  der  bey 

einem  stehet  und  redet  ihm  das  Wort  oder  erinnert  ihn,  was  und 

wie  er  reden  soll, 
passt  jedes  Wort  auf  den  Prokurator,  keins  auf  den  Advokaten. 
Christoph  Friederichs  beschreibt  1625  im  Processus  judiciarius  ein 
Mannlehngericht,  in  dem  der  Beklagte  mit  seinem  „erwundenen  Advo- 
katen und  Redner"  auftritt,  eine  Verwechselung,  da  nur  der  Proku- 
rator Redner  genannt  und  in  die  Rolle  des  Vorsprechers  gebracht  werden 
konnte. 

Die  Wissenschaft  suchte  mit  Eifer  nach  ausreichenden  Unterschei- 
dungsmerkmalen. Juristisch  war  nur  ein  einziges  vorhanden :  die  Voll- 
macht; und  auch  dieses  war  nicht  allzu  fest,  da  kein  Rechtesatz  es  ver- 
bot, die  Vollmacht  dem  Advokaten  zu  übertragen.  Man  stellte  daher 
noch  andere  auf.  Carpzow  im  Processus  juris  giebt  1657  die  Unter- 
schiede dahin  an:  der  Prokurator  wird  durch  Mandat  bestellt  und  ist 
der  Gehilfe  (apparitor  et  ezecutor)  des  Advokaten,  den  er  um  Rat  fragt, 
dem  er  die  Urkunden  und  das  Tatsächliche  des  Falls  (cognitionem  totius 
negotii)  an  die  Hand  gibt;  der  Advokat  wird  nicht  durch  Mandat  be- 
stellt (sondern?),  unterstützt  und  beschützt  die  Partei  durch  Rat,  Tat 
und  Ansehn;  für  den  Prokurator  ist  die  Partei  Mandant,  für  den  Advo- 
katen Klient,  er  ist  Patron  (was  ist  das  für  ein  Rechtsverhältnis?);  der 
mit  der  G^enpartei  unter  einer  Decke  steckende  Prokurator  haftet 
mit  der  actio  mandati,  der  Advokat  im  gleichen  Falle  de  praevaricatione ; 
der  Prokurator  kann  zur  Übernahme  des  Mandats,  als  eines  privaten 
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Bechtsverhältnisses,  nicht  gezwungen  werden,  wohl  aber  der  Advokat 
zur  Übernahme  des  Patronats  als  eines  öffentlichen  und  notwendigen 
Amts.  Andere  fügen  noch  manche  Unterscheidungsmerkmale  hinzu: 
dass  der  Prokurator  dominus  litis  werde,  der  Advokat  nur  den  Bechts- 
punkt  ausführe,  und  viele  andere  halb  oder  ganz  unrichtige :  das  haupt- 
sachlichste übersehen  sie  regelmässig.    In  einer  einzigen  dieser  Schriften 

M.  Christ.  Godofred  Hofmann  Dissertatio  inauguralis  De  origine 
et  conditione  Procuratorum  jure  Romano  et  canonico  nee  non  eorum 
progressu  in  forum  Grermanicum.  Bectore  Magn.  Principe  Carolo, 
principe  Borussiae.    Halle  (?)  1716 

finde  ich  den  Unterschied  richtig  dahin  ausgedrückt,  dass  die  Prokura- 
toren das  besorgen,  was  den  römischen  Advokaten  oblag: 

postulant,  causis  agendis  adsunt,  eas  in  foro  et  viva  voce  tuen- 
tur;  Advocati  e  contrario  ipsis  causis  non  adsunt,  jus 
Procuratoribus  suggerunt. 

Aber  eben  diese  Schrift  gesteht  zu,  dass  die  beiden  Ämter  ineinander- 
geflossen sind  und  nicht  mehr  unterschieden  werden. 

Zuletzt  blieb  doch  der  Unterschied  ein  unjuristischer:  er  lag  in  der 
höheren  Bildung  und  gesellschaftlichen  Stellung  des  Advokaten.  So 
Heinrich  K  n  a  u  s  t ,  ein  Dichter  geistlicher  Komödien,  Verfasser  einer  ars 
notariatus  und  eines  Buches  über  Bierbrauerei,  in  seinem  Enchiridion 
Procuratorum  (Frankfurt  1661): 

Procurator  dicitur,  qui  in  iudicio  negooia  domini  sui  speciali  mandato 
administrat  agendo  vel  defendendo.  Advocatus  est  Jurisperi* 
tus,  vir  gravi  autoritate  et  magna  ezistimatione 
praeditus,  qui  propter  exoellentem  doctrinam  et  iuris  cognitionem 

nee  non  eloquentiam   ad  causas  f orenses  agendas  vel  def en- 

dendas  . .  vocatur,  ut  in  negociis  gravibus  et  arduis  suum  patro- 

cinium  litigantibus  praebeat sive  viva  voce  postulando  sive 

scriptis  pugnando  et  consulendo. 

Daher  er  denn  auch  seine  Anleitung  nicht  für  die  Advokaten,  diese  ge- 
lehrten Herren,  geschrieben  haben  will,  sondern  für  die  tyrones  praotioae 
forensis,  quos  vulgo  Procuratores  dici  solitum  est.  Jacob  B  o  u  r  i  o  h  , 
ein  friesischer  Advokat,  der  1643  eine  Instruktion  für  seinen  Sohn  unter 
dem  Titel  Advocatus  veröffentHchte,  sagt  kurz: 

Advocatus  dignitatem  habet,  Procurator  nuUam.  In 
advocatis  requiritur  iuris  soientia,  Procuratores  saepe 
idiotae  ac  Latinae  linguae  imperiti,  apud  iudices  inferi- 
ores  causas  agentes. 
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Bei  dem  friesiBohen  Obergericht,  berichtet  er,  werden  Prokuratoren 
nicht  asogelaasen,  obwohl  aus  früheren  Prozessordnungen  erhelle,  dass 
sie  zugelassen  gewesen,  auch  er  selbst  sie  in  Meoheki  habe  auftreten 
sehen.  Einem  Manne  wie  Samuel  S  t  r  y  k  war  allerdings  der  richtige 
Sachverhalt  nicht  verborgen.  Aber,  sagt  er  in  seiner  Disputatio  De 
privikgüs  Advocatorum  1668: 

Hodie  Advocatos  non  tantum  scriptis,  sed  et  verbis  partes  in 
judicio  adjuvare  satis  quotidiana  demonstrat  experientia,  q  u  a  m  - 
quam  hoc  potius   Procuratorum   sit,   illud   Ad- 
vocatorum. 
Er  versucht  auch  noch  etwas  von  der  echten  Unterscheidung  zu  retten : 
Advocatus  tantum  in  iure  instruit,    non    gerit    (handelt  nicht 
vor  Gericht). 
Aber  diese  Andeutung  verfolgt  er  nicht  weiter,  kann  es  auch  nicht,  da 
er  dem  Advokaten  Vortrag  (postulare)  und  Gerichtsrede  zugesteht. 
Schliesslich  findet  auch  er  den  Unterschied  nur  in  der  höheren  Bildung 
des  Advokaten,  dem  höheren  Gericht,  bei  dem  er  wirke  (denn  die  Unter- 
geriohtsadvokaten  unterschieden  sich  wenig  von  den  Prokuratoren) 
und  in  der  höheren  Würde  seines  Berufs.    Denn  die  Advokatur  sei  ein 
Ehrenstand,  die  Prokuratur  ein  niederes  Amt  (officium  vile). 

Diese  letzte,  den  geschichtlichen  Hergang  geradezu  auf  den  Kopf 
stellende  Ansicht  stützte  sich  auf  L.  ult.  Inst,  de  except.  4,  13,  durch 
welche  die  früher  gegen  einen  Prozessbevollmächtigten  gewährte  Ein- 
rede der  Infamie  aufgehoben  wurde,  damit  nicht  durch  derart  unnützes 
Gezänk  die  Hauptsache  aufgehalten  würde  (ne,  dum  de  üs  altercatur, 
ipsius  negotii  disceptatio  proteletur).  Wir  haben  oben  im  Kap.  16  aus 
dieser  Stelle  einen  Beweisgrund  dafür  entnommen,  dass  es  in  Rom  eine 
organisierte  Gerichtsprokuratur  nicht  gegeben  habe,  das  Wort  procu- 
rator  fiberall  nur  den  Bevollmächtigten  überhaupt  bedeute.  So  meinte 
es  wohl  auch  die  Glosse  zu  L.  6  Cod.  2,  13,  wo  angeordnet  ist,  dass  ein 
in  Untersuchung  befindlicher  (daher  Ehrloser)  nicht  dürfe  defensionem 
causae  suscipere,  d.  i.  Advokatur  ausüben.  Warum,  so  fragt  die  Glosse, 
darf  ein  Ehrloser  nicht  Advokat  sein,  da  er  doch  Prokurator  sein  darf? 
Antwort:  weil  Bevollmächtigter  jeder  sein  kann,  Advokatur  aber  ein 
Ehrenamt  ist  (esse  procuratorem  est  hominis,  esse  advocatum  est  ho- 
noris). Jetzt  bezog  man  die  Stelle  auf  das  Prokuratorenamt,  das  Bom 
nie  gekannt  hatte,  und  es  bildete  sich  die  Meinung,  dass  es  Kavalieren, 
Doktoren  und  Lizentiaten  nicht  anstehe,  ein  Amt  zu  bekleiden,  zu  dem 
Ehriose  Zutritt  haben.  Sogar  der  kaiserliche  Kammerprokurator  am 
Rdcfaskammeigericht,  dessen  Amt  im  Bange  etwa  dem  unseres  Ober- 
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reichsanwalts  entsprach,  hatte  unter  diesem  merkwüidigen  VorarteQ 
zn  leiden,  wie  folgendes  kaiserliche  Reskript  von  1496  beweist: 

als    Etlich    unsers    Cammergerichts    Verwandten    yermeinen, 

dass     kein     Bitter     an     demselbigen     Canimer* 
gericht  procurator  seyn  möge,  nnd  dass  unser  Ratii 
KönigL  Cammer- Procurator  Fiskal  und  des  Reichs  lieber  getreuer 
Peter  Volsch  Ritter  ist,  haben  Wir  deklarirt  und  erklärt,  dass  er  un- 
verhindert solcher  Ritterschaft  alle  und  jegliche  unsere  und  des  BeichB 
händel  und  sachen  ....  Procurim  und  fürwenden  möge. 
Staatsarchiv  des  Kammergerichts  ü.  261. 
Wexm  auch  CSarpzow  unter  Hinweis  auf  die  vornehmen  Prokuratoren 
an  den  hohen  Gerichten  diesem  Vorurteile  widersprach,  so  schrieben 
doch  die  meisten  übrigen  Schriftsteller  von  einander  den  Satz  ab,  dass 
die  Prokuratur  ein  officium  vile  sei,    nicht  ahnend,    dass  gerade  der 
ehrenvollste  Teil  der  Advokatentätigkeit,  das  Auftreten  vor  Gericht, 
von  der  Prokuratur  abgeleitet  war,  und  übersehend,  dass  Advokatur 
und  Prokuratur  sich  juristisch  nur  durch  die  Vollmacht  und  im  tat- 
sachlichen Betriebe  überhaupt  nicht  unterschieden.    So  entstand  eins 
der  folgenreichsten  Missverständnisse,  das  die  Rechtsgesohichte  kennt, 
jene  Missachtung  der  Prokuratur,  auf  der  heute  noch  die  französische 
Teilung  in  avocats  und  avou6s  und  in  Deutschland  die  noch  immer 
zuweUen  auftauchende  Forderung  der  Trennung  der  Prokuratur  von 
der  Advokatur  beruht. 

Ein  Gutes  hatte  dieses  Missverständnis  doch:  dass  es  eine  hohe 
Auffassung  vom  Advokatenberufe  zeitigte.  Die  Idee  des  Vorspreefaer- 
tums  und  der  aus  ihr  erwachsenen  Prokuratur  konnte  dazu  verleiten, 
die  Aufgabe  des  Anwalts  in  der  formgerechten  Vorführung  der  Pro- 
zesshandlungen, nicht  in  der  Vertretung  des  Rechts  zu  finden.  Jetzt 
teilte  man  die  erste  niedrigere  Aufgabe  der  Prokuratur,  die  zweite 
höhere  der  Advokatur  zu.  Advocati,  sagt  Caspar  Manzius  im  Tractatus 
de  advocatis,  procuratoribus,  defensoribus  etc.  (Ingolstadt  1669): 
non  privatim  aliena  negotia,  uti  Procuratores,   mandato  domini 

gerunt,  sed  publice  jus  dicunt Procurator  tantum 

communes  et  vulgares  operas  praestat  veluti  administer  domini, 
advocatus  veluti  antistes  justitiae  jurisque  tutor  et  vindex  adeoque 
non  tam  clientis  quam  juris  minister  est. 
Alle  Schriftsteller  stimmten  überein  in  der  Betonung  des  öffentlioh- 
rechtlichen  Charakters  der  Advokatur,  die  eben  deshalb  so  hoch  über 
das  private  Geschäft  der  Prokuratur  gestellt  wurde  —  eine  recht  fnicht- 
bare,  nur  leider  gänzlich  ungeschichtliche  Unterscheidung,  da  gerade 
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im  G^enteil  das  Vorsprechertum  und  die  aus  ihm  hervorgegangene 
Prokuratur  von  Gerichts  wegen  und  im  öffentlichen  Interesse  eingesetzt, 
die  Advokatur  von  Haus  aus  ein  privates  EQlfsgewerbe  gewesen  war, 
überdies  auch  derzeit  die  Prokuratoren,  in  fester  Zahl  angestellt,  be- 
eidet und  aussohliessUch  zum  Auftreten  vor  Gericht  berechtigt,  weit 
deutlichere  Kennzeichen  eines  öffentlichen  Amtes  für  sich  geltend 
machen  konnten,  als  die  in  unbegrenzter  Zahl,  zumeist  nicht  bei  einem 
bestimmten  Gericht  zugelassenen  und  oft  nicht  einmal  beeideten  Ad- 
vokaten. 

Aber  selbst  Vorurteil  und  gesellschaftliche  Stellung  schieden  nicht 
immer  die  beiden  Berufe.  Oft  genug  gelang  es  den  Prokuratoren,  zu 
einer  angesehenen  Stellung  zu  gelangen.  Das  bayrische  Landrecht 
(T.  IV.  Kap.  10  §  4)  rechnet  zu  den  „vornehmen  Bürgern''  zuvörderst 
die  Ratsglieder,  dann  die  Handelsleute,  Weinschenken  und  Proku- 
ratoren, Man  benutzte  sie  bei  Geeetzgebungsarbeiten.  So  sind  die 
,Jjandtsgebräuch  des  Kaiserlichen  Landgerichts  Herzogthumbs  zu 
Franken*'  1536  „durch  die  alte  erfarene  Landtgerichts-Procuratores 
zusammengezogen" : 

Schneidt,  Thesaurus  juris  franconici,  1.  Abschn.  1.  Heft  S.  04. 
Vielfach  gelangten  sie  zu  Einfluss,  wussten  die  Advokaten  von  sich 
abhängig  und  die  Richter  durch  Gastmahle  und  Greschenke  sich  geneigt 
BU  machen. 

Rehmer,  Otia  in  otio  minime  otiosi.    Lemgo  1773. 
Freilich  wurden  zuweilen  Vorschriften  nötig,  wie  die  der  Goslarer  Cantz- 
leyordnung  vom  16.  Januar  1655: 

Würde  aber  einer  sich  mit  Brandtwein  vorhero  der- 
gestalt angefüllet  haben,  dass  man  dasjenige,  was 
er  proponiret,  nicht  einmal  einnehmen  noch  verstehen  könne,  So 
soll  derselbe  wilkührlich  bestraffet,  auch  vor  dassmahl  ad  proouran- 
dum  nicht  admittiret,  sondern  mit  Schimpffe  abgewiesen  werden. 
Es  hing  eben  ganz  von  der  Persönlichkeit  des  Prokurators  ab,  sich  eine 
Stellung  zu  geben. 

Mochte  man  nun  den  Unterschied  wo  immer  finden :  eine  praktisch 
Cassbare  Grenzlinie  zwischen  den  beiderseitigen  Wirkungskreisen  gab 
es  nicht.  Die  beiden  Ämter  konnten  wohl  äusserlich  getrennt  gehalten 
werden,  innerlich  flössen  sie  ineinander.  Allmählich  hörte  die  sinnlos 
gewordene  Zweiteilung  des  Berufs  auf,  zumeist  von  selbst  und  unmerk- 
lich, so  dass  sich  die  Entwickelung  nicht  im  einzelnen  verfolgen  lässt. 
Im  kanonischen  Recht,  von  dem  die  Zweiteilung  ausgegangen  war, 
hören  wir  nichts  mehr  davon;  die  Erinnerung  daran  verliert  sich  so 

Wf  IttUr.  G«schlcht«  d«r  BMbtnawBltacluft.  12 
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vollBtändig,  dass  eine  neuere  Darstellimg  des  kanonischen  Prozesses 
(München,  Das  kanonische  Gerichtsverfahren  1865)  gar  nichts  davon 
weiss,  dass  es  je  eine  Gerichtsprokuratur  als  gerichtsverfassungsmässige 
Einrichtung  gegeben.  In  den  weltlichen  Gerichten  waren  die  Ämter 
—  so  berichtet  die  Literattir  De  advocatis  —  oft  vereinigt;  bei  dwi 
Kanzleien  (den  grösseren  Untergerichten)  wurde  nach  dem  Zeugnis 
des  1678  erschienenen  „Teutsohen  Advokaten"  der  Advokat  in  der 
Regel  „Anwalt  und  Mandatarius"  genannt  und  musste  Vollmacht  vor* 
legen.  Der  Name  Advokat  wird  vorherrschend;  wo  der  Name  Frokn- 
rator  beibehalten  wird,  liegt  doch  in  der  Regel  eine  sachliche  Verschie- 
denheit nicht  mehr  vor;  oft  werden  die  beiden  Namen  als  gleichbe- 
deutend gebraucht.     Ftur  Breslau  wird  1736  berichtet: 

Apud  nos  nulla  inter  Advocatos  et  Procuratores 
differentia.  Unde  et  art.  10  ordinationis  nostrae  judicialis 
inscribitur :  Von  Procuratoren,  cum  tamen  in  ipso  contextu  de  Advo- 
catis juratis  agatur. 

Joh.  Christophorus  Wolff  Diss.  de  jure  singulari  Vratislaviensi  in 
Processu.  In  dem  Werke:  Deliciae  juris  Silesiaci  Frankfurt  und 
Leipzig  1736.  II.  614. 
Der  Codex  juris  bavarici  judiciarii  von  1753  kennt  (cap.  2  §  6)  geprüfte 
und  v^eidete  Advocaten  und  Gerichts-Procuratores,  die  er  auch  „Red- 
ner'' und  „geschwome  Vorsprecher"  nennt,  und  zwischen  denen  er 
keinen  anderen  Unterschied  macht,  als  dass  die  bei  den  höheren  Ge- 
richten angestellten  graduiert  sein  müssen.  Kreittmayers  Anmer- 
kungen dazu  bemerken: 

In  Bayern  ist  zwischen   Gerichts-Procuratoribus  und  Advocaten 
quoad   officium    gar    kein    Unterschied.     Beede   haben 
einerley  Pflicht,  und  pflegen  denen  Partheyen  das  Wort  zu  sprechen, 
nur  darin  differiren  sie,  dass  die  Advocaten  bey  denen  Dicasteriis 
(höheren    Gerichten),    hingegen    die    Procuratores    bey    Städten, 
Märckten,  Land-  und  Hofmarchs-Gerichten  gebraucht  oder  ange- 
stellet  werden. 
Wenn  die  Advokatenordnung  von  1769  für  jede  Prozessschrift  die  Unter- 
schrift eines  Advokaten  verlangte,  so  verstand  sie  sicherlich  den  Pro- 
kurator mit;  den  Bevollmächtigten  als  solchen  bezeichnete  d^  Codex 
als  „Anwalt"  und  behandelte  ihn  im  cap.  7  unter  dem  Titel  „Von  der 
Legitimation  und  Vollmacht'' ;  und  da  als  Anwalt  jeder  auftreten  konnte, 
so  war  es  ganz  richtig,  was  Brater  in  den  Blättern  für  Rechtsanwendung 
Xm.  17  ausführte,  dass  die  Vorschriften  gegen  die  Winkeladvokaten 
sich  auf  Winkelanwälte  nicht  beziehen  und  daher  nicht,  wie  mehrfach 
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geschehen  war,  gegen  die  als  UnterbevoUmächtigte  der  Advokaten 
auftretenden  Hilfsarbeiter  derselben  (Concipienten)  angewendet  werden 
konnten. 

Um  dieselbe  Zeit  verschwindet  in  Osterreich  die  Prokuratur;  in 
Sachsen  und  Preussen  wird  sie  ausdrücklich  aufgehoben  (Kap.  32,  33, 
34).  Württemberg  (Kap.  31)  hatte  sie  nie  gekannt.  Am  Ausgange  des 
18.  Jahrhunderts  bestand  wohl  noch  in  verschiedenen  Teilen  des  Reichs 
die  gelehrte  Prokuratur  der  Hofgerichte  in  ihrer  alten  Gestalt  als  Voll- 
anwaltsohaft,  zu  welcher  die  minderberechtigte,  vom  Auftreten  vor 
Geridit  ausgeschlossene  Advokatur  die  Vorstufe  bildete:  von  jener 
andern  hier  behandelten  Prokuratur  hören  wir  nichts  mehr. 

Wie  war  doch  der  frische,  kräftige  Trieb  des  Vorsprechertums 
also  verdorrt!  Warum  musste  er  mit  der  Prokuratur  welken,  anstatt 
in  der  Advokatur  weiter  zu  blühen?  Weil  die  Advokatur  die  fremden 
Rechte,  weil  sie  die  undeutsche  Schriftlichkeit  des  Verfahrens  mit  sich 
brachte.  Diese  beiden  Oebilde  konnten  nicht  miteinander  verschmelzen. 
1^  schied  nicht  nur  die  geschlossene  Verfassung  des  Vorsprecherstandes, 
die  das  Eindringen  Fremder  ausschloss,  nicht  nur  die  gesellschaftliche 
Ungleichheit  der  sich  gegenüberstehenden  Elemente,  sondern  vor  allem 
der  nationale  Gegensatz.  Der  Kampf  der  beiden  Rechte  findet  seinen 
greifbarsten  Ausdruck  in  dem  Kampfe  des  unter  dem  Namen  Proku- 
ratur fortbestehenden  Vorsprechertums  mit  der  welschen  Advokatur. 

Der  Kampf  war  aber  hier  noch  ungleicher,  als  an  andern  Stellen. 
Die  Vertreter  des  einheimischen  Rechts,  obzwar  im  Besitze  einer  ge- 
sicherten gerichtsverfassungsmässigen  Stellung,  fochten  mit  den  unbe- 
hülflichen  Waffen  ihrer  Statuten  und  Gewohnheiten  gegen  einen  mit 
der  ganzen  Bildung  seines  Zeitalters  ausgerüsteten  Gegner.  Und  wenn 
aie  schliesslich,  als  dem  überlegenen  Feinde  der  Eintritt  in  die  Gerichts- 
sale  nicht  länger  verwehrt  werden  konnte,  dennoch  nicht  wichen,  son- 
dern das  Feld  hielten,  eine  unnütze  und  selbst  längst  verwelschte  Truppe, 
da  waren  es  in  letzter  Reihe  die  geheimen  Kräfte  des  nationalen  Emp- 
findens, die  an  der  Prokuratur  als  dem  letzten  Reste  germanischer  (Se- 
richtsverfassung  auch  dann  noch  festhielten,  als  sie  Unsinn  geworden 
war,  die  in  der  Prokuratur  die  germanische  Mündlichkeit  des  Verfahrens 
verteidigten.  Es  würde  das  vielleicht  mit  noch  grösserer  Zähigkeit  ge- 
schehen sein,  wenn  die  Prokuratur  nicht  unter  welschem,  sondern  unter 
ihrem  alten,  gut  deutschen  Namen  aufgetreten  wäre.  Anders  als  aus 
unwägbaren  Kräften  ist  die  Jahrhunderte  lange  Fortdauer  eines  hand- 
greiflich unsinnigen  Zustandes  nicht  zu  erklären. 

12* 
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Zweiundzwanzigstes  Kapitel. 

Anwalizwang  und  Lokalisienmg. 

Wenn  nach  deutscher  Bechtsanschauung  der  Bechtsbeistand  der 
Partei  vom  Richter  gegeben  wird,  nicht  in  ihrem,  sondern  im 
öffentlichen  Interesse,  wenn  wir  in  Verfolg  dieses  Gedankens  einen  weit* 
verbreiteten  Vorsprecherzwang  fanden,  so  wird  es  nicht  befremden,  dass 
wir  jetzt  den  Anwaltzwang  vorzüglich  an  der  Stelle  wiederfinden,  an 
der  sich  nationales  Recht  am  längsten  erhalten  hat,  an  der  er  aber  fiir 
unser  Empfinden  am  entbehrlichsten  ist:  bei  den  Niedergerichten.  Noch 
lange  werden  die  bäuerlichen  Grerichte  mit  der  Hegungsf ormel  eröffnet: 

dass  niemand  anders  spreche  als  durch  den  Prokurator. 
So  noch  1766  im  Löwensteinschen  Vogtgericht  (Kopp  Urkunde  No.  93). 
Nach  der  Niedergerichtsordnung  von  Stade  1606  (Schwartz  61)  sollen 
alle  Sachen  durch  4  bestellte  Procuratores  ordentlich  und  mündlich 
eingebracht  und  fürgetragen  werden;  und  wenn  das  später  dahin  ge- 
ändert ist,  dass  die  Parteien  nur  mit  Erlaubnis  des  Gerichtsverwaltera 
einen  Prokurator  gebrauchen  dürfen,  so  ist  darin  nur  die  Einschärfong 
der  alten  Regel  zu  finden,  dass  nicht  die  Partei  den  Anwalt  zu  wählen, 
sondern  der  Richter  ihn  zu  geben  hat.  Nach  dem  bayrischen  Land* 
recht  von  1616  (Schwartz  242)  dürfen  in  summarischen  Sachen  die  Par- 
teien nur  durch  den  verpflichteten  Prokurator  reden.  Ähnlich  die  öster- 
reichische Gerichtsordnung  von  1601.  Zuweilen  muss  die  Partei,  wenn 
sie  selbst  reden  will,  dem  bestellten  Prokurator  seine  Gebühren  zahlen 
so,  als  ob  er  sie  vertreten  hätte.  So  in  der  Gerichtsordnung  für  Nassau 
1498,  für  Butzbach  1578;  in  Butzbach  muss  sie  ausserdem  dem  Zeni- 
grafen  etwas  bezahlen.  Nach  der  bayrischen  Gerichtsordnung  von 
1520  (Titel  1  Gesatz  11)  muss  die  selbst  redende  Partei  den  G^ahide- 
und  Boeheitseid  leisten.  Gleiches  berichtet  Ulrich  Tengler  im  Laien* 
Spiegel. 

Bei  den  Obergerichten  bestand  zwar  in  der  Regel  kein  Anwalt* 
zwang,  ausser  im  Mainzer  Hofgerichte;  aber  hier  führte  der  Zwang  der 
Verhältnisse  dahin,  dass  tatsächlich  der  Anwaltsprozess  die  Regel  wurde. 
Die  Partei  muss,  so  heisst  es  in  Hessen,  förmlich  und  den  Rechten  ge- 
mäss reden,  sonst  wird  sie  nicht  zugelassen.  Im  Bayreuther  Hof* 
geriohte  treten  seit  1582  keine  Parteien  mehr,  sondern  nur  Prokura* 
toren  auf. 

Lang  im  zweiten  Teil  der  Neueren  Geschichte  des  Färstentums 

Bayreuth,  Göttingen  1801  S.  271. 
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Aber  auch  wo  die  Partei  selbst  auftreten  dürfte,  darf  sie  doch  sich  nicht 
durch  einen  anderen  als  einen  Prokurator  vertreten  lassen;  höchstens 
Freunde  und  Verwandte  werden  in  den  Hofgerichten  als  Vertreter  zu- 
gelassen, und  auch  diese  nur  dann,  wenn  sie  kein  Entgelt  erhalten  und 
dies,  wie  zuweilen  verlangt  wird,  eidlich  versichern,  auch  dem  zustän- 
digen Prokurator  seine  Gebühr  bezahlen,  wie  wenn  er  sie  vertreten 
hatte.    So  in  Braunschweig,  Celle. 

Der  Anwaltzwang  ist,  wie  wir  sehen,  ein  Prokuratorenzwang.  Beim 
Advokaten,  der,  nach  aussen  unsichtbar,  nur  die  Schriftsätze  fertigte, 
konnte  von  Anwaltzwang  nicht  gut  die  Rede  sein;  doch  haben  wir  (im 
21.  Kapitel)  in  Frankfurt  etwas  wie  Advokatenzwang  gefunden.  Auch 
findet  sich  häufig  die  Vorschrift,  dass  alle  Schriften,  und  insbesondere 
alle  Suppliken  von  dem  „Concipienten",  also  in  der  Regel  vom  Advo- 
katen, unterschrieben  sein  müssen.  Ein  Anwaltzwang  in  der  Gestalt, 
dass  neben  dem  Prokurator  ein  Advokat  zugezogen  werden  müsste, 
findet  sich  in  Deutschland  nicht;  höchstens,  wie  im  21.  Kapitel  erwähnt, 
die  Dienstanweisung  für  den  Prokurator,  in  wichtigen  Sachen  Advo- 
katen zuzuziehen. 

Andererseits  wird  für  die  kleinen  Untergerichte  vielfach  voraus- 
gesetzt oder  auch  vorgeschrieben,  dass  sie  ohne  Advokaten  verhandeln. 
So  findet  sich  in  Reyschers  württembergischer  Sammlung  IV.  427  eine 
Verordnung  vom  23.  Juni  1573,  welche  den  langsamen  Gang  der  Justiz 
vornehmlich  dem  zuschreibt, 

dass  in  Unseren  Landrechten  zugelassen  bey  etlichen  Stätten  son- 
dere Advocaten  zu  bestellen,  welche  nicht  allein  an  selbigen  Orten, 
sonder  auch  sonsten  ....  in  Dörffem  so  wol  als  in  Stätten  advo- 
ciren  . . ,  die  underthonen  gegen  einander  verhetzen,  und  nicht  allein 

in  nambhafften,  sonder  auch  sohlechten  ringfügigen  Sachen  lange 

Prozess  anstellen,   ....   mit  überflüssigen  und  ungereimbten  Alle- 
gationibus  juris  dermassen  überfüllt,  dass  die  Richter  erster  Instanz, 
wölche  gemeinhch  Burgers  oder  Pawersleutt  seien,  gantz  irrig  ge- 
macht würdt. 
Da  dies  von  alters  nicht  Herkommen  sei,  so  wird  befohlen,  Advokaten 
vor  Dorfgerichten  nicht  mehr  zuzulassen,  ausser  in  wichtigen  Sachen, 
in  denen  aber  dann  nichts  schriftlich  und  besonders  nicht  lateinisch 
vorgebracht  werden  darf.    Auch  in  Stadtgerichten   sollen  Advokaten 
nur,  wenn  die  Sache  über  50  Gulden  beträgt,  zugelassen  werden.    Noch 
1781  wird  diese  Vorschrift  in  Erinnerung  gebracht  (Reyscher  VI.  660), 
«ugleich  aber  etwas  gemüdert.     In  Hessen  wurde  durch  Verordnung 
vom  9.  April  1732  bei  allen  Untergerichten  die  Mitwirkung  der  Anwälte 
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ausgeschlossen,  1767  wieder  zugelassen,  1773  wieder  ausgeschlossen, 
1705  aber  wiederum  zugelassen  (Sohwartz  365).  Die  beiden  Advokaten- 
ordnungen vom  14.  Mai  1740  für  Schleswig  und  Holstein  lassen  zwar 
Advokaten  bei  den  Untergerichten  zu,  würden  aber  „gern  sehen,  wenn 
die  Sachen  ohne  Advokaten  betrieben  werden  könnten^'.  Nach  der 
revidierten  Danziger  Willkür  von  1761  ist  beim  Wettgerioht  das  „Pro- 
zediren  durch  Machthaber*'  gänzlich  verboten.  Ebenso  beim  lübischen 
Seegericht  seit  1655.  (Schwartz  276,  310.)  Durch  ihren  rohen  Ton 
fällt  auf  die 

Sohns-Braunsf eisische  Verordnung  vom  11.  März  1786,  die  Ver- 
bannung der  Advokaten  aus  den  Untergerichten  betreffend 
(Hertel,  Über  die  Rechtsverfassung  der  zum  Regierungsbezirk 
Koblenz  gehörigen  Landesteile  in  v.  Kamptz  Jahrbüchern  der 
Preuss.  Gesetzgebung  XXVI.  79): 

Wir  haben  seit  langer  Zeit  schon  mit  dem  gerechtesten  Unwillen 
wahrnehmen  müssen,  zu  welchem  drückenden  Verschleif  der  Justiz, 
welcher  unverantwortlichen  Vervielfältigung  und  chikanösen  Er- 
weiterung der  Prozesse  zum  Ruin  der  Unterthanen  die  Advokaten 
Anlass  gegeben;  so  dass  man  wohl  in  Versuchung  kommen  könnte 
zu  zweifeln  ob  die  Türkische  Paschajustiz  oder  die  der  deutschen 
Reichsstände  die  vorzüglichere  sei.  —  Ob  nun  gleich  jene  Geschöpfe 
nach  unserer  Gerichtsverfassung  leider  immer  noch  unentbehrlich 

sind ,    so   können  wir  uns   doch   nicht   entschliessen,   ihren 

Harpyenklauen  unsere  Unterthanen  so   schlechterdings  Preiss   zu 

geben Wir  halten  es  daher  in  dieser  Rücksicht  für  einen 

unverantwortlichen  Missbrauch,  Advokaten  sogar  bei  Unterämtern 
zu  admittiren,  und  sie  mit  ihrer  Dummheit,  Bosheit  und  Eigen- 
nutz freien  Trafic  treiben   zu  lassen Deren  Aufsätze  ohnehin 

meistens  nur  ein  Ausguss  seichten  Advokatengewäsches  und  oft  ein 

Sammelplatz  von  mancherlei  Cruditäten  sind 

Nicht  selten  sind  Verordnungen,  die  den  Advokaten  un4  Prokurator 
vom  Sühnetermin  und  Güteversuch,  auch  vom  Termin  zur  Beantwortung 
der  positiones,  ausschliessen. 

Beläge  bei  Schwartz  307,  313,  317,  350. 
Von  den  Beweisaufnahmeterminen  waren  sie,  wie  die  Parteien  über- 
haupt, von  jeher  kraft  gemeinen  Prozessrechts  ausgeschlossen. 

Lokalisiert  ist  die  Prokuratur  insofern,  als  die  Partei  ihren 
Vertreter  nur  aus  den  beim  Prozessgericht  zugelassenen  Prokuratoren 
wählen  darf,  fremde  Prokuratoren  nicht  oder  nur  unter  schwereren  Be* 
dingungen  zugelassen  werden.    In  JüUch  und  Berg  (1568)  darf  der  un- 
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gefichwome  Vorsprecher  nur  neben  dem  gesohwomen  auftreten.  Im 
Herzogtum  Bremen  musB  er  1692  einen  Schein  unterschreiben,  sich  den 
Gerichteordnungen  und  Stilo  iudiciorum  gemäss  verhalten  zu  wollen. 
In  Hessen  muss  er  den  Prokuratoreneid  schwören, 

Hessische  Hofgerichtsordnung  von  1500.  Landgraf  Philipps  Re- 
formation von  1524. 
Nach  der  bayrischen  Gerichtsordnung  von  1520  muss  er  und  seine  Partei, 
selbst  wenn  sie  nicht  redend  auftritt,  den  Gefährde-  und  Bosheitseid 
leisten.  Ähnlich  die  Wormser  Reformation  von  1498.  Simultan- 
zulassung bei  mehreren  Gerichten  ist  in  der  Regel  gestattet;  bei 
den  kleinen  Hofgerichten  konnte  die  Prokuratur  vielfach  nur  als  Neben- 
amt ausgeübt  werden. 

Die  Advokatur,  so  lange  sie  nicht  zur  Prokuratur  wurde,  war  nicht 
lokalisiert ;  ihre  aussergerichtliche  Tätigkeit  vertrug  keine  Lokalisierung. 
Noch  1691  konnte  der  Advokat  und  Professor  Adrian  Beier  in  Jena  in 
einer  Schrift  De  advocatorum  in  amanuenses  ephoria  behaupten,  dass 
der  Advokat  seine  Berufung  in  sich  selbst  trage  und  ihm  die  exceptio 
negotii  peregrini  seu  ad  ipsum  non  pertinentis  nicht  entgegengesetzt 
werden  könne. 


Dreiundzwanzigstes  Kapitel. 

Vorbildimg  und  Zulassung. 

Bei  den  Hofgerichten  wurde  als  Prokurator  zugelassen,  wer  von 
Hofrichter  und  Beisitzern  geschickt  erfunden  wurde.  Diese  nun 
pflegten  regelmässig  Universitätsstudium,  oft  einen  akademischen  Grad, 
sonst  aber  weder  Prüfung  noch  praktischen  Vorbereitungsdienst  zu 
fordern.  Doch  galt  Vorbereitungsdienst  als  gute  Empfehlung,  beson- 
ders wenn  er  beim  Reichskammergericht,  noch  besser  wohl,  wenn  er 
bei  einem  Anwalt  des  Orts  abgeleistet  war  und  zur  Verlobung  mit 
dessen  Tochter  geführt  hatte.  Wenigstens  wird  dieser  Punkt,  die  Ver- 
lobung, in  den  Mustern  von  Zulassungsgesuchen,  die  der  Teutsche 
Advokat  (1605)  bringt,  sehr  hervorgehoben. 

Die  Advokaten,  als  unverantwortliche  private  Hilfspersonen, 
werden  überhaupt  nicht  bestellt  und  zugelassen;  aber  dass  sie  studiert 
haben,  versteht  sich  von  selbst,  daher  kann  ungeschickten  Personen 
allerdings  das  Advozieren  ganz  oder  „bis  er  es  besser  lernt  oder  sich 
einem  examini  sistiert"  untersagt  werden.    Die  Düsseldorfer  Hofgerichts- 
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Ordnung  von  1684  verbietet  den  Prokuratoren,  von  unstudierten  „un- 
tauglichen vermeinten  Advokaten  herkommende  ungeachickte  pro- 
ducta" anzunehmen.  Zuweilen  wird  auch  für  Advokaten  direkt  Zu- 
lassung gefordert. 

[j  Bei  den  Untergerichten  gab  es,  wie  schon  erzäMt,  vielfach  unge- 
lehrte Prokuratoren,  Bürger,  Bauern,  Handwerker,  die  das  Amt  im 
Haupt-  oder  Nebenberufe  billig  versahen,  wie  man  sie  heute  noch  in 
kleinen  anwaltlosen  Landstädtchen  findet.  Wo  das  Amt  nicht  orga- 
nisiert war,  da  war  eine  deutliche  Grenze  gegen  die  Winkelkonsulenz 
nicht  gezogen.  Der  Name  Prokurator  eignete  sich  sehr  zum  Deck- 
mantel für  unbefugte  Konsulenten:  bedeutete  er  doch,  wenn  man 
wollte,  nur  den  Bevollmächtigten,  gab  aber  doch  zugleich  das  Ansehn 
einer  bestallten  Gerichtsperson.  Es  sind  daher  sicher  die  vielen  Klagen 
über  ungelehrte  Prokuratores  grösstenteils  gegen  die  Winkelkonsulenten 
gerichtet.  So,  wenn  Melchior  v.  Ossa,  der  ELanzler  Kurfürst  Johann 
Friedrichs,  in  seinem  (von  Thomasius  1717  herausgegebenen)  Testa- 
mente von  etwa  1665  klagt  über  die  unverständigen  Prokuratoren,  be- 
stehend aus  „Handwercksleuten,  Kirchnern  und  ander  Gre8indlein^\ 
das  „die  Arbeit  fliehet,  sich  unterstehet  zu  procuriren  und  der  Recht 

nicht  allein  keinen  Verstand  haben,  sondern nicht  schreiben  und 

lesen  können''.  Die  Anhaltische  Policey-  und  Landeeordnung  (1672  als 
Sonderausgabe  erschienen)  will  nicht  dulden,  dass 

besessene  Bürger,  Pauren,  Handwercksleute,  welche  darumb  ihre 

Narunge  verlassen,  allein  die  Arbeit  zu  fliehen  und  hierdurch  faule 

Tage  zu  suchen,  sich  Procurirens  anmassen  ....  Sondern  welche  in 

vnsem  Landen  Advocirens  und  Procurirens  pflegen  wollen.  Sollen 

der  Rechte  erfaren  sein. 

Noch  1748  wird  in  einer  zu  Frankfurt  erschienenen  Schrift  „Etwas  von 

Advocaten  und  Procuratoren'S  deren  Verfasser  sich  als  alter  Advokat 

zu  erkennen  giebt,  berichtet,  dass 

sich  heut  zu  Tage  an  vielen  Orten,  ja  selbstigen  Reichs-Städten,  v. 
gr.  zu  Wetzlar,  einige,  obgleich  in  denen  Rechten  unbelehrte,  doch 
in  äusserlichen  Gerichts-Formalitäten  wohlgeübte,  an  sich  ehrliche 
Handwercks-Leute,  als  Barbirer,  Becker,  Schuster  und  Schneider 
zur  Procuratur  gebrauchen  lassen. 
Die  bestallten  Prokuratoren  dagegen,  wenigstens  die  an  den  grös- 
seren Untergerichten,    waren  grossenteils  rechtsgelehrt.     Das  Beispiel 
der  Obergerichte  und  das  immer  weitere  Eindringen  des  römischen 
Rechts  wirkten  darauf.    Die  österreichische  Landgerichtsordnung  von 
1601  lässt  nur  Doctores  oder  Magistri  als  Prokuratoren  oder  Fürsprecher 
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ZU.  Die  Frankfurter  Advokatenoidnung  von  1641  erwähnt  procura- 
toreB,  welohe  doctoree  oder  lioentiati  sind.  Eine  BraunschweigiBohe 
Proafieflsordnung  von  1667  spricht  von 

bestallten  Procuratores,  so  gutentheils  graduirte  Personen  seyn. 
Immerhin  wurden  an  die  Vorbildung  der  Prokuratoren  geringere 
Anforderungen  gestellt,  als  an  die  der  Advokaten.  Samuel  Stryk  (De 
privilegüs  Advocatorum  1668)  berichtet,  dass  der  Advokat  in  der  Regel 
fünf  Jahre  studiere,  der  Prokurator  höchstens  ein  Jahr.  Doch  fehlten 
feste  Vorschriften;  Zaunschleiffer  im  Miles  togatus  1684  schildert  das 
Verhältnis  dahin,  dass,  wessen  Mittel  zur  Vollendung  der  Studien  nicht 
ausreichten,  das  Studium  abbrach,  Prokurator  wurde,  anderer  Schriften 
abschrieb,  nach  einiger  Zeit  zur  Advokatur  überging,  hier  erst  für  billigen 
Lohn  diente  und  auf  Kosten  des  Publikums  seine  Erfahrungen  sammelte ; 
wer  aber  seine  Studien  vollenden  und  den  Doktorhut  kaufen  konnte, 
gleich  als  vornehmer  Advokat,  wenn  auch  mit  sehr  unzulänglichen  Kennt- 
nissen, auftrat. 

Denn  allerdings:  der  Besuch  der  Universität  bot  keine  Grewähr 
für  erlangte  Gelehrsamkeit.  Die  Universität  forderte  von  ihrem  Jünger 
kein  bestimmtes  Mass  von  Vorkenntnissen,  ihr  Unterricht  war  unmetho- 
disch  imd  zerfahren,  ihre  Zeugnisse  und  Grade  mit  Gelde  leicht  zu  er- 
langen, wenn  auch  Caspar  Zieglers  (s.  Kap.  30)  Behauptung,  dass  sie 

gantz  unbekannten  Notariis  und  teutschen  (des  Lateins  unkundigen) 

Schreibern,  Schulmeistern,    Bauern  und  Küh-Hirten    er- 

theilt  werden, 
offenbar  übertrieben  ist.  Das  Studium,  dessen  Dauer  nicht  vorge- 
schrieben war,  bestand  im  Anfiören  des  Vortrags  und  ungemessen  aus- 
gesponnener  Erläuterung  einiger  Titel,  wenn  es  hoch  kam,  einiger 
Bücher  der  Digesten  und  Institutionen;  es  fehlte  völlig  an  Plan  und  Ziel. 
Thomasius  und  Vigelius  klagten  bitter  über  die  unrichtige  juristische 
Erziehung,  die,  anstatt  feste  Bechtsbegriffe  beizubringen,  sich  in  end- 
lose Exegese  zersplittere  und  Leute  ausbüde,  die  nichts  fest  wüssten, 
als  dass  alles  bestritten  werden  könne. 

Andererseits  stellte,  wer  es  ernst  nahm,  an  sich  ganz  andere  An- 
forderungen als  heute.  Das  Studium  wurde  zuweilen  bis  auf  neun  Jahre 
ausgedehnt,  vielfach  auf  ausländischen  Universitäten,  noch  im  16.  und 
17.  Jahrhundert,  zurückgelegt,  auf  eine  Menge  allgemein  bildenden 
Stoffes  erstreckt.  Zur  Vorbildung  eines  Advokaten  erklärt  Jakob 
Schröder,  selbst  ein  Advokat,  in  der  Schrift  Advocati  togati  (Jena) 
für  notwendig  Kenntnis  der  theologischen  Dogmatik,  der  Logik, 
lUietorik  (obwohl  es  für  einen  Advokaten  wenig  zu  reden  gebe),  Ethik, 
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Arithmetik  (wegen  der  Bechnungsprozesse),  Geometrie  (weg^i  der 
Grenzprozesse),  Physik  (wegen  der  Ehelichkeita-  und  Hezenprozesae). 
Dann  erst  soll  zum  Bechtsstudium  fortgeschritten  werden.  An  diese 
ausgebreiteten  Studien  schlössen  sich  oft  weite  Reisen,  nicht  selten 
Beschäftigung  im  Dienste  von  Fürsten  oder  Gremeinwesen,  ehe  der  ge- 
reifte Mann  in  der  Advokatur  ein  dauerndes  Unterkommen  fand. 
Johannes  Schermar,  Sohn  eines  Ulmer  Ratsherrn,  kam,  im 
Lateinischen  und  im  Schönschreiben  ausgebildet,  1541,  16  Jahre  alt, 
nach  Augsburg,  wo  ihn  Herzog  Philipp  von  Pommern  in  seine  Dienste 
nahm  und  1643  einer  Gesandtschaft  nach  Wittenberg  beiordnete.  Nach 
der  Rückkehr  besuchte  er  die  Schulen  zu  Wolgast  und  Stettin,  dann  die 
Universitäten  Greifswald  und  Padua,  bereiste  Siena,  Rom,  Perugia  imd 
wurde  nach  neunjährigem  Studium  zu  Ferrara  1655  doctor  juris.  Jetzt 
erst  liess  er  sich  als  Advokat  in  Esslingen,  Speier  und  1568  in  Ulm  nieder. 
Stölzel,  Entwickelung  des  gelehrten  Richtertums  I.  66. 
Eine  Prüfung,  wie  man  sieht,  blieb  unsem  glücklichen  Vor- 
eltern erspart;  höchstens  dass  die  Gerichte  dann  und  wann  vor  der 
Zulassung  eine  Proberelation  forderten.  Im  Reichskammergerichte 
zwar  wurde,  wie  wir  sahen,  seit  lange  eine  Prüfung  verlangt;  und  die 
fränkische  Landgerichtsordnung  von  1610  forderte  vom  Prokurator 
entweder  den  Licentiatengrad  oder  eine  Prüfui^,  vom  Advokaten  nur 
den  Licentiatengrad.  Sonst  aber  finde  ich  eine  Prüfung  zum  ersten 
Male  in  der  Goslarer  Cantzleyordnung  von  1656  und  der  Braunsohwei- 
gischen  Cantzleyordnung  von  1664  bezeugt,  welche  ad  procurandum 
nur  zulassen,  wer  der  gemeinen  Bechte  und  des  Landesherkommens, 
„soviel  solches  einem  Procuratori  zu  wissen  gebühret,  erfahren  und 
darüber  per  Deputatos  geprüft  ist''.  Bald  darauf  gehen  Sachsen  und 
Preussen,  wie  noch  zu  zeigen,  mit  Prüfungsordnungen  vor.  Die  Bremen- 
verdische  Untergerichtsordnung  ordnet  erst  1753,  Lübeck  erst  1756 
eine  Prüfung  an.  Auch  diese  Prüfungen,  vor  dem  zulassenden  Gericht 
abgelegt,  werden  nicht  allzu  schlimm  gewesen  sein.  Die  wirklich  bös- 
artigen Prüfungen,  wie  wir  sie  heute  kennen,  hat  wohl  erst  Cocceji  im 
18.  Jahrhundert  aufgebracht. 

Die  Zulassung,  früher  in  der  Hand  des  Gerichts  liegend, 
geht  mit  der  Zeit  auf  den  Landesherm  über.  In  der  Eidesformel  zeigt 
sich  diese  Änderung  sogleich.  Ulrich  Tengler  im  Laienspiegel  giebt  be- 
reits 1632  die  Formel  des  Eides  dahin  an: 

Ich  gelob  und  schwör  hiemit  zu  Gott  und  den  Heyligen  m  e  i  n  e  na 
gnedigen  Herrn  N.  und  an  seiner  gnaden  statt  dem  Biohter 
und  Beisitzern  zu  demselben  Gericht  gewärtig  und  gehorsam  sein. « .  • 
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hatte  der  Eid  des  Landesherm  nicht  erwähnt,  schon  deswegen 
nicht,  weil  er  meistens  dem  Eide  der  Beichskammergerichts-Prokora- 
toien  (Kap.  18  I.)  nachgebildet  war,  die  keinem  Landesherm  schworen. 
Nach  der  I>ässeldorfer  Hofgerichtsordnung  von  1684  muss  der  Proku- 
rator  nicht  nur  schwören,  sondern  auch  Bärgen  stellen.  Die  Advokaten, 
obwohl  nicht  eigentlich  zugelassene  und  bestallte  Gerichtspersonen, 
werden  eb^alls  vereidet.  Je  mehr  die  Advokatur  Gebietsteile  der 
Prokuratur  an  sich  riss,  desto  mehr  erhielt  sie  ein  amtUches  Ansehen, 
und  im  18.  Jahrhundert  finden  wir  sie  meistenteils  als  Staatsamt  aus* 
gebildet,  das  auch  gar  bald  die  Süssigkeit  amtlicher  Unterordnung  zu 
koeten  bekam. 

Die  Prokuratoren  sind  in  der  Regel  in  geschlossener  Zahl 
angestellt,  die  Advokaten  nicht,  da  sie  ja  von  Haus  aus  überhaupt  nicht 
angestellt  sind.  Solange  Advokatur  und  Prokuratur  nebeneinander 
bestanden,  ist  Geschlossenheit  und  Monopol  das  Kennzeichen  der  Pro- 
kuratur, Freiheit  das  der  Advokatur  gewesen.  Als  aber  die  Advokatur 
mehr  und  mehr  mit  der  Prokuratur  verschmolz,  da  begann  man  auch 
hier  die  Zahl  zu  schliessen.  Die  fränkische  Landgerichtsordnung  von 
1610  setzte  die  Zahl  der  Advokaten  auf  4  fest.  Sachsen  bestimmte  im 
Mandat  vom  12.  April  1723,  dass  jährlich  nicht  mehr  als  40  Advokaten 
zugelassen  werden.  Die  Bremen-Verdische  Untergerichtsordnung  von 
1753  will  wegen  der  „bishero  überhand  genommenen  Anzahl  der  Ad- 
vocaten''  nur  so  viel  als  „höchst  nothwendig''  dulden,  auf  dem  Lande 
Prokuratoren  überhaupt  nicht,  Advokaten  nur  mit  königlicher  Er- 
laubnis, die  auch  nur  auf  3  bis  6  Jahre  erteilt  wird.  Es  fehlte  aber  der 
rechte  Ernst.  Man  duldete  supemumerarii  oder  eztraordinarii  unter 
Vorwanden,  wie  zwecks  Vorbereitung  oder  zwecks  Vertretung  eines 
Ordinarius  oder  auch  ohne  Vorwand.  Nur  Preussen  ging  im  18.  Jahr- 
hundert hier  mit  einschneidenden  Massregeln  vor,  die  unten  berichtet 
werden  werden. 


Vierundzwanzigstes  Kapitel. 

Anfsicbt  und  Disziplin. 

P>kuratoren  und  Advokaten  stehen  unter  einer  fast  unbeschränkten 
Gewalt  des  Gerichts,  bei  dem  sie  zugelassen  sind.  Aufsichts-  und 
Disziplinargewalt  sind  ungeschieden ;  ohne  weiteres,  im  Verwaltungswege 
kann  der  ungeschickt  befundene  entlassen  werden.    Bei  längerer  Ent- 
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f emung  ist  Urlaub  zu  erbitten.  Nebenämter  sind  meist  gestattet ;  häufig 
sind  Bichterämter  und  Stadtsyndikate,  besonders  aber  Notariate  , 
mit  dem  Amte  verbunden,  wo  dann  oft  die  Vorschrift  erscheint,  sich  in 
Sachen,  da  sie  als  Notarien  gebraucht,  des  Procurirens  zu  enthalten« 
So  in  der  Düsseldorfer  Hofgerichtsordnung  von  1684.  In  Lübeck  scheint 
die  Verbindung  des  Notariats  mit  der  Prokuratur  die  Regel  gewesen 
zu  sein;  ein  Bescheid  vom  3.  März  1724,  der  den  Notaren  verbietet, 
anstatt  zweier  Zeugen  einen  zweiten  Notar  zuzuziehen,  wird  den  Pro- 
kuratoren zur  Nachachtung  bekannt  gemacht.  Von  Unvereinbarkeit 
der  beiden  Berufe  ist  nirgends  die  Bede.  Dagegen  scheinen  Kon- 
kursverwaltungen, wie  noch  heute  in  Deutschland,  den  Advokaten 
nicht  häufig  übertragen  worden  zu  sein;  v.  Bamdohr  (Kap.  48)  konnte 
1801  vorschlagen,  den  Stand  durch  Übertragung  solcher  zu  stärken. 
Die  in  zahlloser  Menge  angedrohten  Strafen  werden  ohne  geord- 
netes Verfahren  verhängt. 

Diese  Gewalt  steht  den  Untergerichten  nicht  weniger  zu,  als  den 
oberen.  Erst  in  späterer  Zeit  macht  sich  das  Bestreben  geltend,  den 
Untergerichten  wenigstens  die  Disziplinarstrafgewalt  zu  entziehen  und 
sie  den  Obergerichten  (Begierungen)  zuzuweisen.  So  im  Kursächsischen 
Mandat  vom  12.  August  1723:  das  Untergericht  soll  den  Advokaten 
„mit  Nachdruck,  jedoch  gebührender  Bescheidenheit"  an  seine  Pflicht 
erinnern  und,  wenn  dies  nicht  verfangen  will,  der  Begierung,  d.  i.  dem 
Obergerichte,  Anzeige  machen,  welche  dann  auf  Verweis,  Geld- 
strafe, Suspension  auf  Zeit  oder  Absetzung  erkennen 
kann;  nur  wegen  Ungebühr  kann  jedes  Grericht,  vor  dem  sie  b^angen 
wird,  Strafe  verhängen. 

Die  eben  genannten  Strafen  sind  die  gewöhnlichen.  Der  Verweis 
findet  sich  zuweilen  geschärft  durch  einen  symbolischen  Akt.  So  werden 
beleidigende  Schriftsätze  nach  der  Fränkischen  Advokaten-Instruktion 
von  1720 

dem  Advokaten  „publice  und  in  Gegenwart  aller  andern  Advoc. 
u.  Proc.  vor  seinem  Angesichte   verrissen,  für   die   Füss 
geworfen,    und  derselbe  nach  Grösse  der  Calunmia  mit  ge- 
bührender   wohlverdienter    Straf,    vorbehaltlich    der   gegenteiligen 
Satisfaction,  angesehen." 
Etwas  milder  ist  der  Lübeckische  Batsbescheid  vom  12.  August  1740, 
der  den  Prokuratoren  solche  Schriften  zerrissen  zurückzugeben  und  sie 
mit  10  Talern  und  höher  zu  bestrafen  heisst.  Ebenso  wird  in  Österreich 
von  Zerreissung  der  Schriften  berichtet, 
d'  Elvert  S.  18. 


\ 


lUp.  24.    Anlnolit  und  DissiplixL  189 

Leyser  (De  convitiis  advooatorum  Wittenberg  1732)  erzählt,  dass  die 
Fakultät  Helmstedt  1714  auf  Verbrennung  durch  den  Büttel  am  Pranger 
erkannt  habe,  Jakob  Bourioh  im  Advocatus  (Kolberg  1666),  dass  er  zu 
Mechehi  mit  angesehen  habe,  wie  der  erste  Advokat  des  Mechehier 
Parlaments,  der  den  Präsidenten  dieses  Gerichtshofes  von  Waterdijk 
doich  eine  Schmähschrift  beleidigt  hatte,  nach  längerer  Haft  im  Beisein 
aller  Advokaten  und  Prokuratoren  dem  Grerichtshofe  vorgeführt  wurde, 
dort  kniend  sich  als  Verfasser  der  Schrift  bekennen,  eine  ihm  vom 
Generalprokurator  vorgesagte  Abbitte  nachsprechen  und  die  Schrift 
mit  eigner  Hand  zerreissen  musste. 

Die  Geldstrafen  sind  teilweise  auffallend  hoch.  Besonders 
hart  sind  darin  Osterreich  und  Preussen.  Das  Niederösterreichische 
Eklikt  vom  7.  August  1669  straft  unpünktliches  Erscheinen  zum  Termin 
mit  2  Talern,  das  vom  10.  März  1688  sogar  mit  6  Talern;  die  Advokaten- 
ordnung vom  27.  März  1638  droht  dem,  der  Urkunden  nicht  binnen 
drei  Tagen  vorlegt,  6  Taler,  die  Verordnung  vom  28.  März  1681  sechs 
Dukaten  und  dem,  der  dem  Schriftsatze  nicht  sogleich  die  darin 
erwähnten  Beilagen  beifügt,  ebenso  viel  als  Strafe  an,  wozu,  wenn  die 
Urkundenedition  verweigert  und  die  Weigerung  unbegründet  befunden 
wird,  noch  eine  weitere  Strafe  eintritt ;  wird  Anerkennung  der  Urkunde 
gefordert,  so  wird  dazu  ein  Termin  anberaumt,  in  dem  die  Urkunde  bei 
zehn  Dukaten  Strafe  vorzulegen  ist;  auf  Entschuldigung  kann 
ein  weiterer  Termin  bewilligt  werden,  der  aber  dann  bei  zwanzig 
Dukaten  Strafe  innezuhalten  ist.  Strafen  von  sechs  und  zehn  Du- 
katen sind  überhaupt  in  Osterreich  nicht  gar  selten.  In  Preussen  droht 
die  Neumärkische  Kammergerichtsordnung  von  1561  für  Überschrei- 
tung der  Fristen  zum  Schriftsatzwechsel  10  fl.,  die  von  1646  für  Invek- 
tiven.  Schmähen,  Schelten  6  0  T  a  1  e  r ,   die  Altmärkische  von  1602 

„stachlichte  Worte'^  10  bis  30  Taler  Strafe  an.  Nicht  eigentliche 
linarstrafen  sind  die  Sukkumbenzstrafen.  Das  Kur- 
sächosche  Mandat  vom  18.  Februar  1691  bestraft,  wenn  Appellant 
unterliegt,  ihn  und  seinen  Advokaten  mit  10  Talern,  welche  Strafe  1699 
auf  20  Taler,  für  den  Advokaten  „auch  wohl  Gefängnis",  erhöht  wird. 
Im  gleichen  Falle  soll  nach  der  Berliner  Kammergerichtsreformation 
von  1540  der  Appellant  (oder  Supplikant)  20  fL  und  sein  Prokurator 
10  fl.  Strafe  zahlen.  Zur  Vergleichung  des  Geldwerts  sei  bemerkt,  dass 
das  Jahresgehalt  eines  Sekretärs  damals  30  fl.  betrug.  Vielfach  indes 
standen  diese  hohen  Strafen  nur  auf  dem  Papier.  Die  Magdeburger 
Prozeasoidnung  von  1696  weist,  weil  die  Advokaten  die  Strafen  wenig 
achten,  in  der  Hoffnung,  sie  werden  nicht  eingefordert  werden,  den 
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Fiskal  an,  sie  sofort  beizutreiben;  der  Sekretär  soll  wöchentlich  eine 
Liste  der  Strafen  aufstellen,  und  vor  deren  Bezahlung  sollen  die  Advo- 
katen nicht  zu  mündlicher  oder  schriftlicher  Handlung  verstattet 
werden. 

Seltener  findet  sich  Gefängnisstrafe,  und  wo  sie  sich 
findet,  ist  gewiss  noch  seltener  von  ihr  Gebrauch  gemacht  worden. 
Denn  die  mit  ihr  bedrohten  Vergehen  stehen  in  gar  keinem  Verhältnis 
zur  Strafe.  Nach  §  47  der  Fuldischen  Advokatenordnung  von  1775 
wird  Überschreiten  der  Schranken  in  der  ELanzlei  und  Störung  der 
Kanzleibeamten  mit  1  fl.  30  kr.,  das  zweite  Mal  aber  mit  Arrest  auf  der 
Hauptwache  bestraft,  der  so  lange  dauert,  bis  die  Regierung  Ihn  zu 
relaxieren  für  gut  fiinden  wird;  und  nach  §  21  wird  ein  Schriftsatz,  der 
Anzüglichkeiten,  beissende  Satyren  und  dergl.  enthält,  zerrissen,  der 
Advokat  muss  die  Kosten  ersetzen  und  5  Taler  Strafe  oder  Arrest  bei 
Wasser  und  Brot  leiden,  wowider  ihn  keine  facto  oontrariae  protesta- 
tiones  honorem  salvantes  schützen  sollen.  Eine  Art  vorläufiger 
Festnahme  findet  sich  im  §  49  daselbst: 

Keiner  soll  sich  unterstehen,  auf  dem  Lande  herumzuziehen,  Pro* 
zesse  zu  werben,  die  Bauern  aufzutreiben  und  bei  ihnen  zu  zechen. 
Ein  jeder  Beamter,  der  in  seinem  anvertrauten  Gebiete  einen  solchen 
antrifft,  und  in  derlei  unerlaubtem  Beginnen  betritt,  soll  den  Advo- 
caten  kurzum  arretiren,  dessen  Unfug  kurz  und  sum- 
marisch untersuchen,  und  selbigen  mit  Bericht  ad  regimen  anher 
zur  Hauptwache  einsenden,  wonach  dann  gegen  ihn  als  einen  ge* 
fährlichen  Aufwickler  procedirt,  und  er  nach  Verdiensten,  Um- 
ständen . . .  .cassirt  oder  noch  gar  am  Leibe  gestraft  werden  soll; 
welche  gleichmässige  Strafe  die  Advocaten  auch  gewärtigen  sollen, 
wenn  sie  unbefugt  gegen  Uns  und  Unser  Hochstift,  wider  die  klare 
Landes-Verfassung,  Becesse,  Vergleiche  und  Ordnung  zu  dienen 
sich  unterfangen  sollten. 
Die  mehrfach  erwähnte  Leibesstrafe  ist  wohl  nichts  anderes 
als  Freiheitsstrafe. 

Mit  der  Suspension  soll,  wie  die  eben  erwähnte  Fuldische 
Advokatenordnung  schreibt,  nicht  leicht  vorgegangen  werden,  weil 
dadurch  nur  die  Prozesse  aufgehalten  und  die  Parteien  in  mehrere 
Kosten  gestürzt  werden. 

Entlassung  war  nicht  bloss  für  schwere  Verfehlungen,  wie 
Richterbestechung,  Prävarikation  angedroht,  in  welchem  Falle  aie 
wohl  durch  Anrüchigkeit  und  Landesverweisung  verstärkt  wurde,  Baa- 
dern auch  auf  sehr  dehnbare  Tatbestände,  so  auf  Aufwi^;eln  der  Gut«- 
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Untertanen,  deren  Prozesse  gegen  die  Gutsherrschaf  t  wegen  Überlastung 
mit  Abgaben  und  Frohndiensten  sehr  häufig  und  sehr  ungern  gesehen 
waren. 

Magdeb.  Prozessordnung  von  1696  cap.  XIV. 
Entlassung  droht  auch  dem  Advokaten,  der,  wenn  die  Akten  zum  Spruch 
an  eine  Fakultät  geschickt  sind,  die  Sache 

durch  Hand-Brieffe  reoommendiret  oder  selbst  darnach  gereiset  zu 
erkundigen  oder  durch  andere  erkundigen  zu  lassen,  was  in  der  Sache 
erkannt,  damit  er  solches  vor  publication  des  Urtheils  wissen 
möge. 
Eün  Richter  wird  im  gleichen  Falle  nach  cap.  XLI  mit  500  Talern  und 
erst  im  Rückfalle  mit  Amtsentsetzung  bestraft.  Die  österreichische 
Advokatenordnung  von  1638  bestraft  den  Advokaten,  der  eines  „Winkel- 
schreibers, SchrifiN;en-Stellers  oder  fremden  SoUicitanten^*  Eingabe 
unterschreibt,  nach  Befund  mit  Entlassung  „oder  anderer  schärfferen 
Straff'\  Das  Preussische  Edikt  vom  13.  März  1717  bedroht  den,  der 
eine  böse  Sache  wider  besser  Wissen  und  Grewissen  def endiert  oder  gar 
die  Parteien  verhetzt,  mit  Suspension,  Remotion  oder  gar  Leibesstrafe. 
Die  Entlassung  hatte  jedenfalls  nur  die  Wirkung,  dem  Advokaten  die 
Berufsausübung  bei  dem  einen  Gerichte  unmöglich  zu  machen;  denn 
über  seinen  Bereich  hinaus  konnte  das  Grericht  nichts  verfügen.  Aus- 
nahmsweise ordnet  die  Berliner  Kammergerichts-Reformation  von  1640 
an,  dass  die  Rate  des  Kammergerichte  den  Sachwaltern,  von  denen 
„einiger  gefer  oder  Verzug''  zu  verspüren,  die  Prokuratur  nicht  allein 
für  das  Kammergericht,  sondern  für  das  ganze  Land  verbieten  sollen. 


Fünfundzwanzigstes  Kapitel. 

MttncUichkeit  nnd  SehriftUehkeii 

Der  ältere  kanonische  Prozess,  den  wir  im  siebzehnten  Kapitel  be- 
schrieben, bot  in  seinem  Positionenverfahren  und  in  seiner  münd- 
lichen Schlussverhandlung  bereite  soviel  Gel^;enheit  zur  Entfaltung 
gerichthcher  Fechtkunst  und  Beredtsamkeit,  dass  schon  im  13.  Jahr- 
hundert eine  Anzahl  Schriften  zur  Unterweisung  der  Advokaten 
erschienen,  deren  Inhalt  Durant  im  Speculum  iuris  unter  dem  Titel 
De  advocatis  zusammenfasste.  Die  bedeutendste  ist  wohl  Bonaguida's 
des  Aretiners 
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Summa  introductoria  super  officio  advocationis  in  foro  ecclesiastico« 

erschienen  etwa   1249,  abgedruckt  in  Wunderlich  Anecdota  quae 

processum  civilem  spectant  1841. 
Jacob  Balduini,  des  Bolognesers,  libellus  de  instructione  advocatorum 
(aus  dem  Anfang  des  13.  Jahrhunderts)  ist  unvollendet  geblieben,  die 
Schrift  des  Ubertus  de  Bobio  von  etwa  1236  in  ihrer  ersten  Gestalt  nur 
handschriftUch  erhalten,  1246  von  dem  Spanier  Johannes  de  Deo  um- 
gearbeitet und  unter  dem  Titel  Cavillationes  mehrfach  gedruckt.  Dieses 
ganze  Schrifttum  de  instructione  advocatorum  hat  Bethmann-Hollweg 
im  sechsten  Bande  seines  Handbuchs  des  Zivilprozesses  ausführlich 
besprochen,  auch  den  Inhalt  der  nur  handschriftlich  erhaltenen  Schriften 
angegeben.  Mitteilungen  darüber  finden  sich  auch  bei  Savigny,  Ge- 
schichte des  römischen  Rechts  im  Mittelalter  V.  632,  471. 

Sehr  ausführUch  ist  Auftreten  und  Beden  behandelt.  Aus  Ubertus 
de  Bobio  erfahren  wir,  dass  bereits  damals  die  Bobe  eingeführt  war 
(habeat  vestes  ad  officium  pertinentes  et  t  a  1  a  r  e  m).  Die  Advokaten 
treten  mit  gelehrtem  Ernst  ein  (sicut  sapientes,  non  eant  ridentes)  in 
der  Reihenfolge  des  Lebensalters,  es  sei  denn,  dass  ein  jüngerer  aner- 
kanntermassen  den  älteren  an  Grelehrsamkeit  überragt.  Dem  Richter 
nahe  gekonmien,  begrüsse  der  Advokat  ihn  geziemend  mit  Neigung  des 
Kopfes  und  Abnahme  der  Kopfbedeckung  und  beginne  seine  Bede. 
Über  diese  giebt  Durant  ausführUche  Anweisimgen. 

Der  Redner  muss  stehen,  nicht  sitzen.  Er  lasse  eine  kleine  Pause» 
ehe  er  beginnt.  Er  räuspere  sich  nicht  und  putze  nicht  die  Nase,  blioke 
nicht  zum  Himmel,  gebe  sich  nicht  den  Anschein,  als  ob  er  wunder  was 
denke.  Er  stelle  sich  an  einen  gut  sichtbaren  Platz  und  beginne:  Im 
Namen  Gottes  oder  im  Namen  des  Vaters  und  des  Sohnes  und  des  hei- 
ligen Geistes!  EQerauf  folge  eine  Einleitung  (exordium),  für  die  Muster 
gegeben  werden.  Wenn  z.  B.  der  Grüner  Verse  eingeflochten  hat,  so 
lautet  sie: 

Der  Herr  Vorredner  hat  Liebes-  und  Hirtengedichte  Virgils  und 

Ovids  für  seine  Behauptungen  ins  Feld  geführt,  ohne  zu  bedenken» 

dass  Poetengeschwätz  zur  Sünde  führt. 
Oder  wenn  der  Gegner  über  Greometrie,  Astronomie,  Arithmetik,  Musik, 
Medizin  oder  Grammatik  gesprochen  hat: 

Das  Alles  kann  richtig  sein,  es  ist  aber  profane  Wissenschaft,  die 

zum  Irrthimi  verleitet. 
Den  Papst  lässt  Durant  folgendermassen  angeredet  werden: 

Wenn  das  Antlitz  erbleicht,  die  Zunge  stockt,  die  Glieder  zittern, 

da  ich  vor  dem  reden  soU,  dem  Macht  gegeben  ist  zu  binden  und 
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ZU  löeen,  dem  die  Reiche  der  Erde  gehorchen,  so  ist  es  kein  Wunder ; 

denn  ioh  bin  wie  ein  Sperling  vor  dem  Throne  Grottes  und  des  Lamms 

imd  wie  eine  Bleiröhre,  die  Wasser  sprudelt. 
Ähnlich,  doch  in  bedeutend  geringeren  Hyperbeln,  wird  der  Kaiser  an- 
geredet. Vor  den  Kardinälen  genügt  Hinweisung  auf  ihre  hervor- 
ragende Stellung  als  Kirchenlicht.  Auch  sonst  rat  Durant,  den  Richter 
durch  Schmeicheleien  einzuschläfern.  Dagegen  tadelt  er,  was  einige 
raten,  dem  Richter  häufig  etwas  ins  Ohr  zu  flüstern,  damit  die  andere 
Partei  meine,  von  ihr  sei  die  Rede,  und  Respekt  vor  dem  Advokaten 
bekomme,  der  so  vertraut  mit  dem  Richter  umgehe.  Out  ist's,  als  Un- 
beteiligter die  passende  Gesetzesstelle  wie  von  ungefähr  in  die  Verhand- 
lung zu  werfen,  denn  wen  der  Richter  in  fremder  Sache  so  bewandert 
sieht,  dem  wird  er  in  eigner  umsomehr  glauben.  Unter  Umständen 
aber  schweige  lieber,  wo  du  nicht  beteiligt  bist;  denn  vielleicht  fordert 
dich  der  Richter  nach  lombardischer  Sitte  zum  Outachten  auf,  das  Ge- 
bühren einbringt  (vocabit  ad  consilium  et  lucrabitur  salarium).  Den 
Gegner  behandle  höflich,  lobe  ihn  sogar,  jedoch,  wie  Seneca  rät,  nicht 
zu  sehr,  weil  du  ihn  nachher  vielleicht  tadeln  musst.  Mache  ihm  nicht 
Vorwürfe,  auch  nicht  versteckt,  wie  etwa  in  der  Form:  Ich  bin  kein 
Dieb.  Die  Rede  sei  kurz,  aber  wohlerwogen,  bringe  die  stärkeren  Gründe 
zuerst  und  zuletzt.  Gieb  nichts  unbedingt  zu  und  behalte  dir  alles  vor. 
Dinge  dir  stets  aus,  dass  du  nur  vorgetragen  haben  willst,  was  deiner 
Partei  günstig,  nicht,  was  ihr  ungünstig.  Aber  auch  die  Partei  selbst 
tut  gut  daran,  durch  öffentliche  Urkunde  feststellen  zu  lassen,  dass 
sie  die  Rede  ihres  Advokaten  genehmigt,  soweit  sie  ihr  gunstig,  ablehnt, 
soweit  sie  ungünstig.  Holung  und  Wandel  im  kanonischen  Prozess! 
Der  Advokat  des  Beklagten  hat,  nach  Ubertus  de  Bobio,  die  Auf- 
gabe, seine  Partei  d^  Klage  zu  entziehen  oder  wenigstens  den  Fort- 
gang des  Prozesses  zu  hemmen.  Er  erscheine  daher 
im  Termine  möglichst  spät  und  nur  dann,  wenn  der  Kläger  da  ist.  Redet 
der  Gegner,  so  merke  er  scharf  auf,  stelle  sich  aber  schlafend  und  erhebe 
sich  langsam,  wie  aus  dem  Schlafe  erwacht,  zur  Gegenrede.  Er  bringe 
sunächst  prozesshindemde  dilatorische  Einreden  vor,  die  aber  alle  gleich- 
zeitig einzuwenden  man  nach  Zivilrecht  nicht  genötigt  werden  könne. 
Nach  Erschöpfung  dieser  Einreden  beehre  er  langsam,  träge,  wider- 
willig die  Klagschrift.  Alsdann  werden  scheinheilig  die  Advokaten 
daran  erinnert,  dass  sie  am  Tage  des  Gerichts  auch  über  ihr  Verhalten 
bezüglich  verzögerlicher  Einreden  werden  Rechenschaft  geben  müssen 
und  dass  es,  besonders  unter  den  Kanonisten,  viele  schlechte  Advo- 
katen gebe,  deren  Gott  ihr  Bauch  sei  und  die  sich  rühmen,  eine  Sache 

Wsltaltr,  G«Kltl€fat«  der  AeetatMowiattclMft.  13 
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zwei  Jahre  hingehalten  zu  haben,  ehe  es  zur  Überreichung  der  Klag- 
schrift kam. 

Ulrich  Tengler  im  Laienspiegel  1532  rät  dem  Vorsprecher,  ,,mit 
langen  und  ehrlichen  Kleidern  und  nicht  in  leichtfertigen  Bekleidungen'^ 
vor  den  Richter  zu  kommen,  ihip  „nach  gebürlicheyt  der  stende  ney* 
gung  des  haupts,  knye  und  ehrworten  reverentz  zu  erbieten"',  seine 
Rede  „steend  mit  züchtigen  und  ersamen  Worten  fürzutragen  und  nit 
mit  den  henden  oder  andern  ungeberden,  sondern  mit  dem  mund"*, 
auch  „des  ersten  nit  mit  der  gäch  oder  hoher  stimm,  sonder  wol  be- 
dächtlich  und  dapfferlich  anfallen  und  bitten  jn  unverdriesslich  zu 
hören.    Er  möcht   a,uch  zu  hilff  der  sach  etlich  geziert  vorreden  heim 

kürtzesten    brauchen gleicherweiss    als    ein    künstlicher    Musicus 

sein  gsang  des  ersten  mit  preambulen  Ueblich  machen  wU." 

Indes  ist  diese  Art  gezierter  Beredtsamkeit  in  Deutschland  schwer- 
lich viel  geübt  worden,  wo  man  an  klar  formulierte  Fragen,  an  nüchterne 
Darlegungen  gewöhnt  war.  In  Italien  und  Frankreich,  berichtet  Ma- 
ranta  in  der  Praxis  sive  de  iudiciorum  ordine  Gol.  1570,  streiten  die 
Advokaten  vor  einer  neugierigen  Menge  viva  voce  miteinander  mit 
Sarkasmen,  Greschrei  und  lächerlichen  Gesten,  dass  man  sie  für  ver- 
rückt hält;  die  deutschen  Gerichte  verachten  solche  Torheiten. 

Zudem  drang  jetzt  der  schriftliche  Frozess  ein.  Im  kanonischen 
Prozesse  war  die  EQage  noch  ganz  kurz,  bezeichnete  nur  allgemein  den 
Streitgegenstand.  Die  eigenthche  Formulierung  der  Parteibehaap- 
tungen  erfolgte  erst  nach  der  Litiskontestation  im  Poeitionenverfahren, 
demzufolge  die  Klage  in  einzelne  Behauptungen  (positioneB)  zerlegt 
wurde,  die  der  Beklagte  unter  Eid  zu  beantworten  hatte.  Die  podtiones 
werden  von  den  Advokaten  aufgesteUt,  vom  Richter  genehmigt,  der 
alsdann  die  Advokaten  entfernt,  damit  sie  die  Parteien  weder  doioh 
Wort  noch  Miene  beeinflussen.  Kommt  es  zum  Zeugenbeweis,  so  stellt 
der  Advokat  des  Beweisführers  schriftliche  Fragen  (articuli,  capitula), 
der  Gegner  Gegenfragen  (interrogatoria)  auf;  die  vom  Beweiaführer 
zur  Stelle  zu  bringenden  und  zu  bezahlenden  Zeugen  haben  bis  zur 
Fertigstellung  dieser  Fragen,  jedoch  nicht  über  15  Tage,  zu  warten. 
Das  Verhör  selbst  erfolgt  in  Abwesenheit  der  Advokaten,  die  daher  ge* 
swungen  sind,  ihre  Fragen  im  voraus  für  alle  möglichen  Fälle  zuzu- 
schneiden. Wenn  z.  B.  der  Zeuge  über  ein  Eheversprechen  vernommen 
werden  soll,  so  lässt  Bonaguida  den  Gegenadvokaten  folgendes  inter- 
rogatorium  abfassen: 

Wenn  der  Zeuge  das  Eheversprechen  bestätigt,  so  bitte  ich  zu  fragen, 
woher  er  das  weiss,  ob  er  ee  gesehen  oder  gehört  hat.    Antwortet  er: 
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gesehen,  so  fragt,  wo  er  es  gesehen,  ob  im  Hause  oder  ausserhalb. 
Antwortet  er:  im  Hause,  so  fragt  weiter,  in  welchem  Theile  des 
Hauses,  ob  zu  ebener  Erde  oder  im  ersten  Stock.    Fragt  nach  den 
Grenzen  des  Hauses,  ob  Andere  zugegen  waren,  ob  die  Parteien  ge- 
sessen oder  gestanden  haben,  wie  sie  angezogen  waren?     Und  so 
weiter  in  einer  endlosen  Schraube. 
Die  auf  die  Eröffnung  der  Zeugenaussagen  früher  folgende  mündliche 
Schluseverhandlung  wird  jetzt  ersetzt  durch  einen  Schriftwechsel  über 
die  Beweisaufnahme. 

Dieses  Verfahren  war  immer  noch  kein  rein  schriftliches.  Die 
Hauptsache,  die  Formulierung  der  Parteibehauptungen,  geschah,  wenn 
auch  auf  schriftlicher  Gnmdlage,  doch  durch  mündliche  Befragung 
der  persönlich  erscheinenden  Parteien  in  einem  gar  nicht  so  schlechten, 
in  vielen  Zügen  an  die  zweite  Friedericianische  Justizreform  erinnernden 
Verfahren,  das  zu  scharfer  Frage  und  klarer  Antwort  zwang  und  eine 
Art  eidlicher  Parteienvemehmung  herstellte,  wie  sie  heute  wieder  von 
vielen  angestrebt  wird. 

Es  lag  nun  aber  nahe,  die  Klage  von  vornherein  in  Positionen  ab- 
zufassen oder  zu  „artikulieren* \  was  einen  ähnlich  antwortenden  Schrift- 
satz nach  sich  ziehen  musste.  Beim  Beichskammergericht  erscheint 
die  erste  artikulierte  EQage  1474. 

Staatsarchiv  des  Kammergerichts  I.  92. 
Man  schrieb  zu  jener  Zeit  immer  noch  wenig.  Die  Akten  enthielten 
wohl  weitläufige  Urteilsbriefe,  aber,  ausser  der  Klage,  keine  Schrift- 
sätze. Erst  mit  Ständigmaohung  des  Kammergerichts  1496  erscheinen 
Schriftsätze,  die  von  den  Prokuratoren  in  der  Sitzung  übergeben  werden, 
und  es  entwickelt  sich  jenes  rein  schriftliche  Verfahren,  in  welchem  die 
Parteibehauptungen  nur  durch  Schriftsätze  formuliert  werden.  Zwar 
behielt  man  für  kleinere  Sachen  (unter  10,  20,  30  Gulden)  das  münd- 
liche Verfahren  als  Regel,  und  auch  für  grössere  in  ziemlich  grossem 
Umfange  bei.  Aber  was  man  jetzt  Mündlichkeit  nannte,  war  selbst 
nichts  als  eine  gesteigerte  Schriftlichkeit.  Wurde  doch  das  mündliche 
Vorbringen  Wort  für  Wort  „aus  dem  Mund  des  Redners"  ins  Gerichts- 
buch geschrieben;  in  Sachsen  werden  wir  tmter  dem  Namen  „Versetzen" 
eine  noch  viel  schriftlichere  Mündlichkeit  finden. 

Unter  diesen  Umständen  bildete  sich  jener  öde  Sitzungsdienst  aus, 
den  wir  beim  Reichskammergerichte  bereite  kennen  gelernt  haben,  und 
der  hier  eine  noch  schlimmere  Quelle  von  Verschleppungen  deshalb 
war,  weil  viele  Gerichte,  besonders  die  Hofgerichte,  ihre  Sitzungen  in 
grossen  Abständen,  wenige  Male  im  Jahre,  abhielten,  die  Prokuratoren 
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daher  oft  gar  nicht  am  Sitze  des  Gerichts  wohnten  und  erst  zur  Sitzung 
hinreisten.  In  den  Sitzungen  hatten  sämtliche  Prokuratoren  zu  er- 
scheinen und  von  Anfang  bis  zu  Ende  auszuharren.  Die  Advokaten 
brauchten  in  der  Regel  (eine  Ausnahme  im  Mainzer  Hofgericht)  nicht 
zu  erscheinen,  da  sie  in  der  Sitzung  nichts  zu  tun  hatten;  war  doch  daa 
Verhandehi  lediglich  Sache  der  Prokuratoren. 

Dieses  Verhandeln  nun  bestand  darin,  dass  die  Prokuratoren  in 
einer  bestimmten  Reihenfolge  die  von  ihnen  oder  von  den  Advokaten 
gefertigten  Schriftsätze  übergaben  etwa  mit  den  Worten: 

In  Sachen producire  und  übergebe  ich  nomine  Klagers  eine 

Schrift,  intituliret  ....    mit  Bitte  ut  intus. 
Goslarer  Gantzleyordnung   1655. 
Prokuratores  sollen  nur  in  Schriften  handeln  und  sich  „aller  schlechten 
verbalproduction''  enthalten. 

Heidelberger   Hofgerichtsordnung    1610. 
Sie  sollen 

allein  mit  kurtzen  Worten  antzeigen,  was  sie  einbringen  und  dar- 
neben bitten  und  suchen  oder  worumb  sie  sonst  anregung  thun. 
Aber  aller  geschichtertzelung,    disputation  und  weittlaufftigen  Be- 
richts sollen  sie  sich  gentzlich  eussem. 
Schleswig-Holsteinische  Landgerichtsordnung  von  1573. 
Längere  Darlegungen,  insbesondere  „Haupthandlungen",  Klage,  Ein- 
rede, Replik,  Duplik,  sind  mit  zwei  Abschriften  zu  übergeben  und  an 
manchen  Gerichten,  z.  B.  am  preussischen  Hofgerichte  (1578),  zu  ver- 
lesen.   Mündlich  dürfen  nur  Vertagungs-,  Frist-  und  ähnliche  formelle 
Anträge  gestellt  werden;  und  auch  diese  werden,  wie  alles  Gesprochene, 
protokolliert,  einmal  durch  den  Gerichtsschreiber  fürs  Gericht,  und  ein- 
mal für  den  Prokurator  durch  seinen  von  ihm  mitgebrachten  „Proto- 
koUisten".     Alles  wie  im  Reichskammergericht. 

NatürUch  galt  das  nur  für  den  voU  sclurif tlichen  Prozess  der  grösaeven 
Kollegien.  In  den  kleinen  Untergerichten  blühte  noch  lange  die  soig- 
lose  MündUchkeit  und  das  Fragewesen  der  Vorsprecher  mit  wenig  oder 
keinem  Schreibwerk.  Wurde  dann  Appellation  eingel^,  so  muaste 
freiUch  ein  schriftlicher  Bericht  gemacht  werden.  Dann  setzte  wohl 
der  Richter  einen  „Schreibtag'^  an,  auf  dem  aber  oft  die  Vorspreoher 
erst  darum  stritten,  was  vorher  gesprochen  worden. 

Landschrannen   im  Vicedomamt  Straubing    von    etwa    1507.      In 
von  Krenners  Bayrischen  Landtagshandlungen  XVI.  377. 
Die  äussere  Gestalt  der  Schriftsätze  beschreibt  der 
Vizekanzler  v.  Estor  1752  in  seiner  „Anleitung  für  die  Advokaten".   Die 
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Schriftsätze  wuiden  in  f olio  gesohrieben,  aber  in  quart  gefaltet  (quadran- 
goliert)  und  so  in  der  Gerichtsschreiberei  auf  einen  Haufen  zusammen- 
gelegt, den  man  einen  Stock  Akten  nannte.  Die  Akten  in  folio  zu  einem 
Volumen  oder  Fasoikel  zu  sammeln  oder  zu  heften,  war  nur  an  einigen 
Orten  Sitte;  im  Reichskammergerichte  wurden  nicht  einmal  Akten- 
stöcke gebildet,  sondern  die  Schriftsätze  nach  der  Zeitfolge  in  Schränken 
aufbewahrt  und  erst  viel  später,  wenn  es  zum  Spruch  ging,  zu  Akten- 
banden zusammengefasst  (complirt).  Der  zusammengelegte  Schrift- 
satz  trug  auf  der  Aussenseite  eine  „Rubrik^'  oder  „Intitulatur",  ent- 
haltend den  Namen  der  Schrift  (rechtliche  Klage,  abgenöthigte  excep- 
tion,  höchstgemüssigte  Gegennothdurft  und  dergl.)»  zuweilen  mit  kturzer 
Inhaltsangabe,  z.  B. 

pro  dementissime  decemenda  citatione  ad  videndum  se  condemnari ; 
femer  die  Namen  der  Parteien  nebst  ihrer  Parteirolle  (Implorant,  Im- 
plorat,  Produoent,  Product,  Ponent,  Ponat),  unten  in  der  Ecke  Unks 
den  Tag,  an  dem  man  die  Schrift  zu  übergeben  gedachte.  Abgeschmackte 
Rubriken,  sagt  Estor,  sind  zu  vermeiden,  wie  z.  B. 

Höchstgenecessirte  peinliche   Rüge  iuncto  petito  pro   decemenda 
inquisitione  atque  incarceratione  uti  intus  abseiten  der   gnädigen 

Frau  N deferentin   an   einem,    entgegen   N.  N.  et  complices 

....  delaten  andemtheils,  in  puncto  iniuriarum  atrocissimarum. 
Oben  links  in  die  Ecke  setzt  der  Aktuar  in  ein  kleines  Viereck  (Quad- 
rangel)  eine  Zahl,  welche  dem  Schriftstücke  seinen  Platz  innerhalb  des 
Aktenstockes  anweist.  Die  Rubrik  hatte  den  Zweck,  erkennbar  zu 
machen,  welcher  und  ob  überhaupt  ein  zulässiger  Schriftsatz  vorli^e. 
Denn,  wie  der  Reichsabschied  von  1570  §  81  klagte,  es  kam  vor,  dass 
die  vorgeschriebene  Zahl  der  Schriftsätze  überschritten  und  die  Über- 
schreitung durch  ungenaue  Benennung  der  Schriftsätze  verdeckt  wurde, 
die  nicht  ersehen  liess,  ob  exceptiones,  replicae,  duplicae  vorlagen. 

In  der  Schrift  selbst  ist  zunächst  die  Anrede  sehr  wichtig.  Sie 
wird  peinlich  nach  dem  Range  des  Richters  abgemessen.  Wenn  der 
Richter  nicht  von  Adel  ist,  so  lautet  sie: 

Hochedelgebohmer 
insonders  hochgeehrter  Herr  Oberamtmann! 
Eb  ist  durchaus  wider  den  Respekt,  diese  Anrede  durch  die  Buchstaben 
P.  P.  (Praemissis  praemittendis),  S.  T.  (Salvo  Titulo)  oder  T.  P.  (Titulus 
Plenos)  zu  ersetzen,  auch  nicht  anständig  sie  abzukürzen,  etwa  in 

Ew.  Hochedelgeb. 
Der  Stadtrat  einer  angesehenen  Reichsstadt  wird  angeredet: 

Hochedle,  Veste  und  Hochgelahrte. 
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Die  Titelkunde  war  eine  Wissenachaft  für  sich,  die  ihre  Handbiksher 
hatte,  wie  das  Lünigsche  Titularbuch  des  Professors  Jenichen,  und  ihie 
zahllosen  Streitfragen.  Als  albern  und  kleinstadtisch  wird  folgende 
Anrede  bezeichnet: 

Grosgeneigter  Herr  Richter! 
Wohledler  grosachtbarer  Herr  Richter! 
Euer  richterlichen  Grosgünsten. 

Die  Sachdarstellung  baut  sich  ordentlicherweise  in  drei 

Stufen  auf,  Geschichtserzählung  („Es  ist "'),  medium  condudendi 

(„Wann  nun ")  und  Antrag  („Als  bitte ").     Beilagen  werden 

mit  Buchstaben,  Zeichen  oder  Querstrich  am  Rande  angedeutet.  Der 
Antrag  muss  sehr  vorsichtig  gefasst  sein  („rechte  förmliche  Bitt'*), 
um  nicht  bei  dem  herrschenden  Formalismus  angebrachtermassen  abge- 
wiesen zu  werden.  Für  alle  Fälle  soll  ihm  die  sog.  clausula  salu- 
taris  angehängt  werden, 

Reichsabschied  von   1551  II.  615.     Kurpfälzische  Hofgeriohtsord- 

nung  von  1610 
ein  Eventualantrag,  der  alle  möglichen  Fälle  decken,  gewissermaasen 
eine  Müderung  des  jus  strictum  ermöglichen  soUte  und  der  etwa  lautete: 

Hierüber  begehrend  mit  Recht  und  Gerechtigkeit,  nicht  allein  ge- 
botener, sondern  auch  einer  jeden  andern  rechtmässigen  Form  und 
Gestalt. 

oder  abgekürzt: 

hierüber  etc. 
oder  auch  nur: 

desuper. 

Indes  wurde  bei  einer  Visitation  des  Reichskammergerichts  geklagt: 
seitdem  clausula  salutaris  angehängt  würde,  zeige  sich  bei  den  Pro- 
kuratoren  mehr  Unfleiss  wie  zuvor,  trete  Neigung  zu  formlosen  und 
ungeschickten  Anträgen  hervor. 
Harpprecht  Geschichte  303  ff. 

Ein  gemeiner  Bescheid  des  Beichskammergnichts  von  1721  rügte, 
dasB  zuweilen  —  ganz  wie  heute  —  Schreiben  der  Partei  oder  ihres  Ad- 
vokaten anstatt  ordentlicher  Schriftsätze  ubeigeben  werden. 

Das  Verfassen  der  Schriftsätze  war,  wie  wir  sah^i,  Sache  des  Advo- 
katen» wenn  man  für  gut  fand,  einen  zuzuziehen.  Zu  untenohreiben 
waren  sie  vom  Prokurator;  dw  Advcdcat  war  aber  zu  benennen.  Dieae 
Nennungspflicht  musste  oft  dügeschärft  werden;  man  entzog  aioh  ihr 
gern,  einerseits,  um  nicht  den  Verfasser  der  vielleicht  angesehenen  und 
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einfluflsreichen  Gegenpartei  bekannt  werden  zu  lassen,  —  ein  Grund, 
den  die  Gesetzgebung  zuweilen  gelten  liess  —  andererseits,  um  etwaigen 
Strafen  wegen  Formwidrigkeit,  Unziemlichkeit,  Weitläufigkeit  zu  ent- 
gehen, für  die  der  Prokurator,  obwohl  allein  verantwortlich,  doch  gern 
den  Advokaten  vorschob.  Man  benannte  ihn  daher  oft  verschleiert, 
etwa  in  der  Form :  Advocatus  ex  praecedentibus  Actis  bekannt,  wobei, 
da  der  Advokat  —  bei  der  langen  Dauer  der  Prozesse — vielfach  wechselte, 
der  eigentliche  Verfasser  der  Schrift  unbekannt  blieb.  Um  femer  dem 
unangenehmen  Appellations-  und  Restitutionseide  (s.  Kap.  26)  zu  ent- 
gehen, wurde,  wie  Ludolf  erzählt,  oft  nicht  der  Advokat  benannt,  der 
den  Schriftsatz  verfasst  hatte,  sondern  ein  anderer,  der  die  Sache  nur 
obenhin  kannte  und  den  Eid  leistete,  den  der  andere  nicht  geleistet 
haben  würde. 

Die  Schriftsätze  werden  in  der  Audienz  am  Gerichtsschreibertische 
(ad  mensam  notariorum)  in  drei  Abschriften  übergeben;  eine  für  das 
Gericht,  eine  für  den  Gegner,  die  dritte  hat  der  Prokurator,  wie  wir  im 
18.  Kapitel  unter  II.  sahen,  zu  verlesen.  Dem  Gegner  wird  die  Ab- 
schrift in  der  Audienz  durch  den  Pedell  übergeben.  Bedarf  es  einer 
Zustellung,  so  erfolgt  sie  auf  Betreiben  des  Prokurators,  der  damit  einen 
Boten  des  Gerichts  oder  einen  Notar  beauftragt  —  eine  Konkurrenz, 
wie  wir  sie  auch  heute  noch  ähnlich  auf  dem  Gebiete  des  Wechselprotestes 
haben.  Im  17.  Jahrhundert  scheint  indes  das  Zustellungswesen  vor- 
wiegend auf  die  Boten  übergegangen  zu  sein  und  sich  zwischen  diesen 
und  den  Prokuratoren  ein  ähnliches  Verhältnis  herausgebildet  zu  haben, 
wie  in  neuester  Zeit,  so  lange  die  Gerichtsvollzieher  auf  Gebühren  ange- 
wiesen waren,  zwischen  Gerichtsvollziehern  und  Rechtsanwälten.  Die 
dabei  hervorgetretenen  Missstände  führten  zu  ähnlichen  Massnahmen, 
wie  sie  mit  der  neuen  Gerichtsvollzieherordnung  in  Preussen  getroffen 
worden  sind.  Es  wurde  im  Reichskammergerichte  angeordnet,  dass 
die  Prokuratoren  die  Zustellungsaufträge  dem  Botenmeister  einreichen, 
der  sie  nach  einer  gewissen  Ordnung  unter  die  Boten  verteilt. 

Verboten  war  das  Zitieren  und  Allegieren.  Der  Beamten- 
Hochmut  erklärte  es  für  eine  Überhebung,  dem  Richter  das  Recht 
nachweisen  zu  wollen. 

Archenholtz  Disp.  De  advocatis  1704  §  15. 
Freilich  waren  auch  die  Schriftsätze  nicht  frei  von  der  in  der  gesamten 
Rechtsliteratur  des  16.  und  17.  Jahrhimderts  herrschenden  Torheit, 
jeden,  auch  den  selbstverständlichsten  Satz  durch  massenhafte  Stellen 
aus  corpus  juris,  Lehrbüchern  und  antiken  Schriftstellern  zu  belegen,  die 
alle  der  Verfasser  unmöglich  eingesehen  haben  konnte,  vielmehr  zu- 
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meist  aus  den  zu  diesem  Zwecke  vorhandenen  dicken  Zitaten-Reper- 
torien  entnommen  hatte.  Einen  gewissenhaften  Richter,  der  alles 
nachschlagen  wollte,  konnte  diese  Zitierwut  in  der  Tat  zur  Verzweiflung 
bringen;  sparsame  und  passende  Zitate  hingegen  konnten  nur  nützlich 
sein,  und  mit  Recht  hat  Justus  Moser  in  den  Patriotischen  Phantasien 
das  Allegieren  in  Schutz  genommen.  Auch  verordnete  der  Reichsabschied 
von  1654  nur,  dass  die  Schriftsatze  kurz  sein,  nur  Tatsächliches  vor- 
tragen, disputationes  et  allegationes  iuris  auslassen,  jedoch  ad  marginem 
einen  oder  mehr  textus  iuris  oder  bewährte  Skribenten  allegieren,  auch 
„rechtliche  Consilia  und  Berathschlagungen  mit  vorangeeetzter  facti 
specie  und  den  rationibus  dubitandi,  in  Gestalt  einer  Quasi-Relation,^' 
übergeben  sollen.  Von  diesen  KonsiUen  werden  wir  unten  im  Kap.  30 
noch  hören.  Die  Churpfälzische  Hofgerichtsordnung  von  1610  (Tit.  VI) 
will  Schriftsätze,  die  nur  das  factum  „kurtz  und  nervöse"  vortragen. 
Allegationen  und  Deduktionen,  besonders  aus  den  fremden  Rechten, 
sind  zu  vermeiden;  wohl  aber  dürfen  Statuten  und  Gewohnheiten  an- 
gezogen werden,  „dann  dieselben  nicht  in  den  geschriebenen  Rechten, 
sondern  in  der  geschieht  oder  that  stehen*\  Die  Magdebuiger  Prozess- 
ordnung von  1686  wehrt  sich  gegen  das  unnötige  Latein  \md  wiU  nur 
ein  oder  zween  Haupt-Textus  und  höchstens  3  Doctores  zitiert  wissen, 
und  zwar  solche,  welche  den  Leser  auf  die  übrigen  verweisen.  Ähnlich 
die  Berliner  Kammergerichtsordnung  von  1709.  Der  Ausschluss  aller 
Rechtsdarlegung  hätte  zum  Ausschluss  rechtsgelehrter  Beistände  führen 
müssen,  und  in  der  Tat  waren  nach  Meltorfis  Juristenspi^gel  (1666) 
etliche  Gelehrte  der  Meinung,  dass  Advokaten  keines  Studiums  bedürfen, 
weil  sie  nicht  anführen  dürfen,  was  recht  ist,  welches  der  Richter  wissen 
muss,  sondern  nur  speciem  facti  erzählen. 

Der  Ton  der  Schriftsätze  war  keineswegs  nüchtern,  sondern  leb- 
haft und  nach  Umständen  witzig  und  geistreich.  Es  wird  das  bestätigt 
durch  die  vielen  Strafandrohimgen  gegen  stachlichte,  höhnische  Wen- 
dungen, die  sich  nicht  nur  gegen  den  Gegner,  sondern  zuweUen  auch 
gegen  das  Gericht  richteten.  Von  freimütiger  Sprache  werden  wir  im 
Falle  Oldekop  im  Kap.  20  hören.  Der  Advokat  v.  Almendingen  nahm 
sich  heraus,  dem  Konsistorium  in  Dillenburg  anheimzustellen,  es  sich 
bequem  zu  machen  und  um  die  Entscheidung  zu  würfeln  —  was 
natürlich  dem  Prokurator,  der  den  Schriftsatz  gezeichnet  hatte,  eine 
namhafte  Strafe  einbrachte.  Der  Einfluss  literarischer  Bewegungen 
lässt  sich  nachweisen  durch  eine  Schwerinsche  Verordnung  vom  2.  Februar 
1792,  die  über  die  in  den  Schriftsätzen  eingerissene  Kraftsprache  und 
Schöngeisterei  klagt. 
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Über  nichts  wird  mehr  geklagt,  als  über  die  Weitläufigkeit 
der  Sohriftsätze.  Die  Akten  eines  Prozesses  bestanden  aus  vielen  Ban- 
den, die  zuweilen  ein  ganzes  Zimmer  füllten.  Der  Gegenstand  des  Pro- 
zesses stand  oft  dazu  in  schreiendem  Missverhältnis;  Carpzow  erzählt 
von  ungeheuren  Aktenstossen,  die  um  einen  Hahn  zusammengeschrieben 
wurden.  Dass  an  dieser  Weitläufigkeit  die  Bezahlung  nach  der  Bogen- 
zahl schuld  gewesen,  kann  nur  glauben,  wer  nicht  weias,  dass  dem  An- 
walt die  Zeit  das  wertvollste  Ding  ist.  Auch  war  diese  Bezahlung  nicht 
überall  eingeführt,  und,  wo  sie  es  war,  konnte  vom  Richter  das  Honorar 
„moderirt"  werden.  Vollständig  versagt  der  Grund  für  die  Erklärung 
der  Erscheinung,  dass  ursprünglich  die  Schriftsätze  recht  kurz  und 
sachlich  waren  und  erst  allmählich,  im  17.  und  18.  Jahrhundert,  so  an- 
schwollen. Ein  dem  Kaiser  Josef  U.  erstattetes  Gutachten  der  Beichs- 
hofräte  bezeichnet  diese  voIumina  als 

schwimmendes  Stroh,  unter  das  man  sich  untertauchen  muss,  um 
ein  Korn  Wahrheit  zu  finden;  Folianten,  an  denen  man  sich  die 
Augen  und  gesunde  Vernunft  zu  schänden  lesen  muss,  bis  man  weiss, 
was  der  Schmierer  haben  will 
Anwaltzeitung  1846  S.  95. 
Früher  seien  die  Schriftsätze  so  „nervig  und  substantiös*'  gewesen,  dass 
ein  Auszug  nicht  möglich  gewesen  und  die  Beichshofratsordnung  das 
Ablesen  der  Akten  befehlen  konnte.    Carpzow  im  Processus  juris  tit. 
5  art.  7  No.  32  rühmt  die  Advokaten  in  den  Sächsischen  Hofgerichten, 
qui  palmam  vere  hac  in  re  obtinent,  in  negotüs  etiam  perplexis  ao 
diffioilibus  jura  partium  succincte,  nervöse,  breviter  adducentes. 
Und  der  Reichakammergerichtsprokurator  Haas  erzählt  I.  224: 

Die  Schriften  waren  in  älteren  Zeiten  so  nervös,  mit  einer  so  ange- 
nehmen Kürze  und  Präcision  gefasst,  dass  sie  nicht  konnten  extra- 
hirt  werden.    Die  Akten  waren  selten  über  eine  Hand  hoch  —  auch 
schon  eine  ganz  annehmbare  Dicke  —  jetzt  wachsen  sie  zu  Manns- 
höhe an.    Doch  ist  oft  weniger  darin  als  in  den  älteren  ganz  kleinen 
Akten.    Es  wird  Witz  auf  Witz  gehäuft,  mit  Blumen  und  Bildern, 
mit  scherzhaften  Anspielungen  und  lebhaften  Einfällen  nur  immer 
gespielt  und  getändelt.    Lässt  man  diese  Verzierungen  weg,  so  ist 
es  an  sachdienlicher  Gründlichkeit  oft  unbeschreiblich  leer,  so  sehr 
im  Anfange  die  Schreibart  gefiel  und  den  Leser  hinriss. 
Stölzel,  der,  wie  Haas,  viele  Akten  des  Reichskammergerichts  durch- 
gesehen hat,  bestätigt  in  der  Entwickelung  des  gelehrten  Bichtertums 
I.  174,  dass  die  Schriftsätze  ursprünglich  einen  oder  wenige  Bogen  stark 
waren  und  erst  mit  der  Zeit  zu  ganzen  Folianten  anschwollen,  so  dass 
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man  schon  aus  der  äusseren  Erscheinung  der  Akten  mit  fast  untrüg- 
licher Sicherheit  auf  die  Zeit  ihrer  Entstehung  schliessen  kann.  Es 
giebt  in  der  Tat  nur  eine -Erklärung:  die  Verderbnis  des  GerichtsstUa, 
der  im  17.  Jahrhimdert  sich  zu  jenem  ekelhaft  breiten,  halb  lateinischen, 
entsetzliche  Perioden  bauenden  Kanzleideutsch  ausgebildet  hatte,  das 
wir  heute  noch  nicht  ganz  abgeschüttelt  haben.  Dazu  kam  der  Ge- 
lehrtendünkel, der  durch  lange  Bechtsausführungen  glänzen,  und  der 
Spieltrieb,  der  den  trockenen  Stoff  durch  Geist  und  Witz  beleben  wollte, 
die  mit  der  Ausbildung  des  gemeinen  Rechts  steigende  Neigung  zur 
Formenreiterei  imd  Auffindung  von  tausend  Nichtigkeiten,  endlich  die 
Schriftlichkeit  überhaupt,  welche  zwang,  in  den  Schriftsätzen  alles  zu 
sagen,  was  wir  heute  mündlicher  Klarlegung  vorbehalten.  So  bildete 
sich  eine  feste  Überlieferung  aus,  gegen  die  alle  Verordnungen  nichts 
ausrichteten.  Erst  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  trat,  wahrschein- 
lich unter  dem  Einflüsse  unserer  Klassiker,  eine  Besserung  ein,  und 
Ernst  Ferdinand  Klein  konnte  in  seinen  „Kurzen  Aufsätzen'^  1797, 
und  zwar  in  dem  Aufsatze  „Von  dem  Gebrauche  der  Beredtsamkeit'S 
schreiben: 

Da  die  deutsche  Schreibart  sich  überhaupt  verbessert  hat,  so  konnte 

auch  die  Schreibart  unserer  Advokaten  nicht  mehr  so  bleiben,  wie 

sie  ehehin  war. 

Den  Unterschied  zwischen  der  Gerichtssprache  zur  Zeit  Luthers 

und  dem  Kanzleideutsch  des  folgenden  Jahrhunderts  mögen  folgende 

zwei  Beispiele  klar  machen.     Die  Trierer  Untergerichtsordnung  von 

16S9  bringt  folgendes  Muster  einer  Beleidigungsklage: 

Vor  euch  dem  fürsichtigen  und  ehrsamen  Schuldtheissen  und  Schop- 
fien  des  Gerichts  zu  N,  erschein  ich  N.  und  bring  Klage  und  sag, 
wie  woU  ich  von  Jugendt  auff,  ohn  rühm  zu  melden,  meine  Tag 
nicht  anders,  dann  wie  einem  frommen  Bidermann  zustehet,  ver- 
bracht, vnnd  mich  alles  ehrbam  Wesens  geflissen,  vnd  vor  aller  Vn- 
tugendt,  so  viel  immer  müglich,  gehütet,  vnnd  insonderheit  nie- 
mandt  das  sein  gestolen  oder  entwendet  habe,  nicht  desto  weniger 
hat  der  Beklagt  in  diesem  jetztlauffenden  Jar  in  dem  oder  dem 
Monat  an  dem  oder  jenem  Orth  vnd  Malstatt  vor  vielen  Leuten 
ofientUoh  mich  einen  Dieb  gescholten,  vnd  mich  darmit  ohn  alle 
Warheit  geschmähet,  welche  Schmähe  ich  alsbaldt  zu  Hertzoi  ge- 
nommen, acht  vnd  schetze  die  auf Guld^i,  die  ich  nicht  nemmen 

oder  lieber  von  dem  meinen  verlieren,  dann  solche  Schmähe  erlitten 
haben  oder  noch  erleiden  wolt.  Bitt  derhalb  zu  erkennen,  dass 
solche  W<»rt,  Schmähwort  seyen,  die  dem  Beklagten  über  mich  zu 
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sagen  keins  wegs  geziempt  oder  gebärt  haben  vnnd  er  mir  derhalb 

die  obgenannten    Gülden,  doch  richterlich  mässigung  fürbe- 

haltlich,  bezahlen  solle,  mit  erstattung  der  richtlichen  anffgegangenen 
Kosten. 

Damit  vergleiche  man  Justos  Oldekops  im  Kap.  29  zu  erwähnende  Ver- 

teidigungBSchrift  aus  dem  Jahre  1661: 

Innooentiae  et  inaigniorom  nullitatum  deductio  cum  annexa  petitione 

legitima  Andreas  Schmidts,  des  Ochsen  Hirten  zu  Groesen-Schwülber, 

Captivae  Vaters  und  deroselben  Anverwandten 

In   unterstandener   Peinlichen    Sache   dieser   Stadt    Braunschweig 

Fiscalis 

(kontra 
Die  annoch  unschuldig  Gefangene  und  wider  BechtUch  torquirte 

Margarethen  Schmidts. 
Wol  Edle,  Wol  Ehrenveste,  Hoch-  und  Wol  Weise,  Hoch-  und  Wol- 
Gelahrte,  Ehrbare  und  Fürsichtige  Herrn  Bürgermeister  und  Rath 
dieser  Stadt  Braunschweig. 

Grossgünstige  Hochgeehrte  Herrn. 

Demnach die  ergangene  Acta endlich  copialiter  auss- 

gefolget  werden.     Als  erfordert  die  äusserste  unumgängliche  Noth- 

wendigkeit  mit  der  Gefangenen  def ension einzukommen.  Welche 

dann  in  nachfolgenden  (salvo  et  illibato  semper  hie  et  ubicunque 
respectu  et  honore  Dominorum  judicum)  offenbahren  über  die 
massen  grossen  nulliteten beruhet.  Durohauss  in  keinen  Zwei- 
ffei setzend,  auch  zugleich  flehentlich  bittend,  E.  E.  Hoch  und 
WW.  Gest.  als  hochverständige  ChristUche  Justitiarü,  welche  Gott 
und  die  HochheiUge  Justitz  billig  vor  Augen  haben,  wollen  diese  zu 
Rettung  unschuldigen  Bluts  und  Abwendung  des  grawsamen  ge- 
rechten Zorns  Gottes  eintzig  und  allein  angesehene  und  abgenöthigte 
deductionem   innocentiae nicht   in   Vngunsten   auffnehmen. 

Folgt  nun  die  Aufzahlung  von  15  Nullitäten  und  10  Unschulds-Indizien. 

Die  erste  Nullität  ist  die  nullitas  non  existentis  corporis  delicti. 

Da  doch  klaren  Rechtens,  wann  ein  peinlicher  inquisitions  oder 
accusations-Proces  wider  jemand  angestelt  werden  sol  und  wil,  quod 
tunc  de  corpore  pro  ratione  delicti  ante  omnia  judici  constare  debeat. 
Hoc  enim  est  de  forma  essentiali,  qua  omissa  ipsa  inquisitio  est 
ipso  jure  nulla. 

Und  so  geht  es  weiter,  natürlich  mit  massenhaften  Zitaten. 

Ein  Bild  des  schriftlichen  Prozesses  geben  die  im  zweiten  Teil  des 

„Teutflchen    Advokaten"    (1691)    abgedruckten    echten    Prozessakten 
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sächsischer  Gerichte,  auserlesene  Musterstücke,  von  guten,  alten  und 
berühmten  Advokaten  herrührend.  Wir  wollen  eines  dieser  Akten- 
bündel durchblättern. 

Die  Sommerschen  Erben  klagen  gegen  die  Stadt  Barby  auf  Zahlung 
von  6000  Gulden  Schuld  der  Grafen  zu  Barby,  für  die  sich  die  Stadt 
verbürgt  hat.  Infolge  von  Vergleichsverhandlungen  ist  der  Prozess  liegen 
geblieben,  wird  aber  wieder  aufgenommen.  An  diesem  Punkte  beginnen 
die  Akten  mit  dem  Gesuche  um  Vorladung  der  Stadtgemeinde  ad  viden- 
dum  litem  reassumendam,  Bekognition  der  Urkunden  und  TginlAimiing 
auf  die  Klage.  Zu  diesem  Zwecke  legt  der  Prokurator  seine  Vollmacht 
nebst  Vormundsbestallung  und  sonstiger  Legitimation  in  vidimirter 
Copey  nieder,  vertrauend,  er  habe  seine  Person  zu  diesem  gerichtlichen 
Handel  zur  Genüge  habilitirt  und  geschickt  gemacht,  reservirt  und  be- 
dingt sich  —  ganz  wie  ein  Vorsprecher  —  „alle  und  jede  Woltahten, 
wie  solche,  ihnen  zum  besten,  im  Bechten  heilsamlich  ausgesetzt,  Namen 
haben  können  oder  mögen,  insonderheit  mit  Uberfluss  (überflüssiger 
Beweislast)  unbeladen  zu  seyn,  protestando*',  wiederholt  die  Klage, 
legt  die  Urkunden  in  beglaubigter  Abschrift  zur  Bekognition  vor  und 
beantragt  zu  erkennen 

dass  lis  zur  Genüge  reassumirt   und  daher  die  Stadt  zur  Zahlung 
verbunden  sei. 

Der  Prokurator  des  Gegners  bringt  unter  ganz  gleichen  Förmlich- 
keiten und  Verwahrungen  zunächst  Einwendungen  gegen  die  Legi- 
timationsurkunden vor,  deren  Abschrift  von  einem  im  Prozessgerichte 
unbekannten  Notar  beglaubigt  sei,  da  doch  Abschriftsbeglaubigung 
nur  dem  Protonotar  des  Prozessgerichts  zustehe. 

Kläger  erwidert,  dass  er  seinerseits  des  Gegners  Vollmacht  nicht 
anerkennen  könne,  weU  sie  von  niemand  namentlich  unterschrieben 
sei,  bestreitet  die  Berechtigung  des  gegnerischen  Einwands. 

Beklagter  macht  Bechtsausführungen  und  klagt  den  Ungehorsam 
des  Klägers  an,  weil  Erscheinen  eines  nicht  gehörig  legitimierten  Be- 
vollmächtigten dem  Nichterscheinen  gleichstehe,  erhebt  aber  auch 
sachliche  Einwendungen: 

1.  die  Bürgschaf  tsurkimde  hätte  auch  von  Bath  und  Viertelsmeistern 
unterschrieben  werden  müssen, 

2.  sie  sei  erzwungen, 

3.  Kläger  hätten  vom  Hauptschuldner  Befriedigung  erlangen  können. 
Über  die  Echtheit  der  Urkunden  brauche  er  sich  nicht  zu  erklären, 
weil  ihm  jetzt  andere  vorgelegt  würden,  als  mit  der  EJagschrift  mit- 
geteUt  seien.    Diese  Büge  bezog  sich,  wie  erst  die  Antwort  des  Klägers 
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ergiebt,  darauf,  dass  in  den  der  EJage  beigefügten  AbBohiiften  der  Be* 
glanbigungsvermerk  gefehlt  hatte. 

Klager  klagt  seinerseits  in  einer  längeren  Triplik  den  Beklagten  des 
Ungehorsams  an,  weil  er  unrechtmässig  die  Bekognition  unterlassen, 
reumet  Beklagtem  weder  tacite  noch  expresse  nichts  ein,  setzet  dem 
Widrigscheinenden  entgegen  generalia  juris  et  facti,  protestiret  wider 
Neuerung,  und  schliesst  im  Namen  der  heiligen  und  hochgelobten  Drey- 
faltigkeit  zu  einem  erfreulichen  Urteil.  Beklagter  ähnlich  in  einer 
Quadruplik. 

Es  ergeht  das  Urteil,  dass  lis  zur  Genüge  reassumirt  und  Beklagter 
auf  anderweite  Ladung  die  Urkunden  zu  rekognosciren  oder  diffitiren 
schuldig. 

Kläger  erwirkt  hierauf  ein  Einehen  nach  Magdeburg  um  Eiin- 
Sendung  der  Urschriften  und  legt  diese  dem  Beklagten  vor.  In  seiner 
Antwortschrift  erkennt  Beklagter  Hand  und  Siegel  der  beglaubigenden 
Urkundpersonen  bei  den  Abschriftsbeglaubigungen  an,  die  aber  für 
sich  allein  nicht  beweiskräftig  seien;  über  die  aus  Magdeburg  gekom- 
menen Urschriften  sei  er  nicht  verpflichtet  sich  zu  erklären,  weil  das 
Urteil  auf  diese  nicht  laute.  Auf  eine  wiederum  Ungehorsamsbeschul- 
digung androhende  Gegenschrift  des  Klägers  lässt  er  sich  jedoch  herbei, 
eventuell  und  unter  Protest  „bloss  zur  Beschleunigung  der  Sachen" 
eine  gewundene  Erklärung  über  die  Urschriften  abzugeben,  die  Kläger 
als  undeutlich  und  ungenügend  erklärt. 

Nach  wiederum  6  Sätzen  ergeht  das  Urteil,  dass  Beklagter  sich 
besser  über  die  Echtheit  der  Urkunden  zu  erklären,  Kläger  den  Beweis, 
wie  die  Forderung  auf  ihn  gediehen,  zu  erbringen  und  sich  auf  des  Be- 
klagten Einwendungen  einzulassen  hat. 

Nach  Rechtskraft  des  Urteils  erwirkt  Kläger  einen  neuen  Termin, 
in  welchem  er  dartut,  wie  die  Forderung  auf  ihn  gediehen,  und  die  Ur- 
kunden darüber  vorlegt.  Beklagter  findet  diese  ungenügend  und  klagt 
Klagers  Ungehorsam  an.  Über  die  Urkunden  erklärt  er  sich  in  einer 
Weise,  die  Kläger  wieder  für  ungenügend  erklärt;  und  jetzt  erst  be- 
quemt er  sich  zu  unumwundenem  Anerkenntnis.  In  mehreren  Sätzen 
werden  nun  ausführlich  die  sachlichen  Einwendungen  des  Beklagten 
erSrtert. 

Das  Urteil  lautet,  dass,  obwohl  die  Urkunden  zur  Genüge  rekog- 
noeoirt,  der  Beklagte  von  der  Klage  zu  absolviren.  Drei  Urteile  und 
aohtedm  lange  Schriftsätze  sind  nötig  gewesen,  um  eine  lediglich  auf 
Urkunden   gestützte,     keiner   weiteren    Beweisaufnahme    bedürfende 
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Klage  zu  entscheiden.  Schon  jetzt  nehmen  die  Akten  26  gedrackte 
Folioseiten  ein,  nicht  viel  weniger  Raum  beansprucht  die  Appellations- 
Instanz,  obwohl  in  dieser  nur  6  Hauptschriften  gewechselt  werden  und 
nur  ein  einziges  Urteil  ergeht,  das  die  beklagte  Stadt  verurteilt  und  das 
in  der  Leuterungs^Instanz  (15  Folioseiten)  mit  der  Massgabe  bestätigt 
wird,  dass  die  Befriedigung  aus  des  Rats  Gütern  zu  suchen  sei. 

Es  versteht  sich,  dass  nunmehr  Streit  darüber  ausbricht,  was  unter 
des  Rats  Gütern  zu  verstehen.  Nach  10  langen  Schriftsätzen  ergeht 
das  Urteil,  dass  unter  des  Rats  Gütern  die  der  Stadt  gehörigen,  vom 
Rat  verwalteten  Güter  zu  verstehen;  und  nach  weiteren  12  erst  recht 
langen  Schriftsätzen  wird  dieses  in  der  Leuterungsinstanz  bestätigt. 
Es  wird  aber  die  Oberleuterung  eingewendet,  die  nach  weiteren  19 
Schriftsätzen  zu  einem  in  der  Hauptsache  bestätigenden  Urteil  führt. 
Bis  jetzt  füllen  die  Schriftsätze  160  Foliodruckseiten  \md  gewiss  10 
Aktenbände.  Die  Gremeinde  Barby  versucht  es  jetzt  mit  einer  dritten 
schlechthin  unzulässigen  Leuterung  und  erreicht  wirklich  ein  fürst- 
liches Dekret,  das  von  der  Juristenfakultät,  die  das  letzte  Urteil  ge- 
sprochen, die  rationes  decidendi  einfordert.  Hier  brechen  die  gedruckten 
Akten  ab. 

Wie  lange  dieses  ganze  Verfahren  gedauert,  ist  leider  nicht  zu  er- 
sehen; sicher  mehrere  Jahre.  Wer  war  nun  an  diesem  endlosen  Ge- 
schreibe schuld?  Das  Gesetz  nicht,  das  gestattete  in  Sachsen  jedem 
Teile  nur  drei  Schriftsätze,  die  innerhalb  sieben  Tagen  gewechselt  sein 
mussten.  Aber  die  SchlafiEheit  der  Gerichte  machte  das  Gesetz  zum 
Spott.  Die  Advokaten  freilich  bieten  auch  kein  erbauliches  Bild  mit 
ihrem  Gezänk  um  Förmlichkeiten,  den  gegenseitigen  Vollmachtsbe- 
mängelungen und  Ungehorsamsanklagen.  Aber  wenn  der  Beklagte 
mit  seinen  offenbaren  Umzügen,  seinen  hinterhaltigen,  gewundenen 
Erklärungen  in  erster  Instanz  soviel  Erfolg  erzielen  konnte,  so  kann 
man  ihm  sein  Benehmen  beinahe  nicht  verdenken.  Wir  wissen,  was 
vom  Pharisäer  geschrieben  steht.  Aber  so  wie  hier  wird  denn  doch  ein 
Prozess  heute  weder  vom  Richter  geleitet,  noch  von  den  Anwälten 
geführt. 
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Sechsundzwanzigstes  Kapitel. 

Prozesseide. 

Der  gemeine  Prozess  litt  an  einer  Eideshäufung,  die  mit  seiner 
geistlichen  Herkunft  schwer  vereinbar  ist.  Aber  noch  viel  fremder 
berührt  uns  die  Einrichtung  der  Sachwaltereide,  mit  denen  die 
Anwälte  ihren  und  ihrer  Parteien  guten  Glauben  bekräftigen  mussten. 
Ihrer  gab  es  einen  ganzen  Haufen.  Wir  verzeichnen  sie,  imd  zwar,  wo 
nicht  anders  angegeben,  nach  der  Beichskammergerichtsordnung  von 
1555: 

1.  Gefährdeeid  (iuramentum  calumniae),  vom  Prokurator 
des  Klägers  nach  der  Litiscontestation  zu  schwören: 

Ihr  werdet  schweren  einen  Eyd  zu  Grott  und  den  Heiligen  in  euer 
Partheyen  und  euer  eigen  Seel,  dass  ihr  glaubet  eine  gute 
Sach  zu  haben.  Dass  ihr  auch  keinen  unnothdürfiFtigen  ge- 
fährlichen Schub  der  Sachen  begehret.  Und  so  offt  ihr  in  Rechten 
geragt  werdet,  die  Wahrheit  nicht  verhalten,  auch  in  dieser  Sachen 
niemands  andern,  dann  denjenigen,  so  das  Recht  zulässt,  i  c  h  t  s 
geben  oder  verheissen  wollet,  damit  ihr  das  Urtheil 
erlangen  oder  behalten  möget,  alles  getreulich  und  ungefährlich. 

2.  Eyd  der  Bossheit  (iuramentum  malitiae),  der  unter  be- 
sonderen Umständen  neben  dem  Gefährdeeid  gefordert  werden  kann, 
von  dem  er  sich  vorzugsweise  durch  seinen  noch  böseren  Geruch 
unterscheidet: 

Ihr  werdet  in  euer  Partheyen  und  euer  eigen  Seelen  schweren  einen 
Eyd  zu  Gott  und  den  Heiligen,  ob  ihr  das  in  euer  Gewissenheit  thun 
möget,  dass  ihr  fiirbringet  und  begehrt,  nit  aus  Gefährden  oder 
böser  Meynung  noch  Verlängerung  der  Sachen,  sondern  allein  zur 
NothdurfFt  thut,  und  dass  ihr  also  zu  thun  von  euer  Partheyen  Unter- 
richtung und  Gewalt  empfangen  habt. 

3.  Artikeleid,  zu  schwören  bei  Übergabe  der  artikulierten 
Klftgebehauptungen : 

Ihr,  als  Anwald,  werdet  schweren  einen  Eyd  zu  Gott  imd  den  Hei- 
ligen, dass  die  Articul,  von  euch  in  dieser  Sache  gegeben  und  Über- 
antwort, so  viel  dieselbe  euer  Partheyen  eigen  Geschieht  oder  That 
berühren,  wahr  seyen.  Sofern  aber  dieselbe  frembd,  und  andere 
That  oder  Geschieht  betreffen,  dass  ihr  glaubt  die  wahr 
oder  bewährlich  zu  seyn,  alles  ungefährlich. 
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Auf  die  Artikel  hat  Beklagter  in  der  nächsten  zwölften  Audienz  zu  ant- 
worten.   Die  Antwort  erfolgt,  falls  sie  nicht  Einwendungen  gegen  die 
Zulässigkeit  der  Artikel  enthält,  durch  die  Worte: 
Glaub  oder  glaub  nicht  wahr  zu  seyn. 

Auf  Antrag  hat  aber  vorher  der  Anwalt  wieder  einen  Eid  zu  leisten: 
Ihr,  als  Anwalt,  sollet  bey  eurem  Eid,  den  ihr  jetzo  thun  werdet, 
zu  den  Articuln,  durch  euren  Widertheil  in  dieser  Sachen  einbracht 
und  euch  übergeben,  vermittelst  dieser  Wort,  dass  ihr  glaubet  die- 
selben wahr  oder  nit  wahr  seyn,  antworten,  alle  gefahrd  ausge- 
schlossen. 

4.  Appellationseid 

Magdeb.  Beskr.  v.  6.  Mai  1706.  Corpus  Const.  Magd.  I.  281: 

dass  ich  glaube  und  nach  meinem  besten  Verstände  andero  nicht 

begreiffen  kan,  denn  dass  meines  dienten  N.  wider  N.  habende 
Rechtssache  gerecht  sey,  und  da  in  sothaner  Sache  ein  gravirliches 
Urtheil  bei  diesem  Gericht  eröffnet  worden,  er  erhebliche  Uhrsachen 
gehabt,  davon  zu  Erlangung  bessern  Rechts  an  das  Kgl.  Hoch* 
preissliche  Oberappellationsgericht  zu  Colin  an  der  Spree  zu  appellim, 
ich  auch  bei  Verfertigung  des  Appellationszettels  keine  Grfahide 
gebraucht,  noch  darin  etwas  wider  die  Acta  und  Wahrheit  gesetzet 
oder  meinen  Principal  die  Appellation  zu  der  Sachen  Verzögerung 
eingerathen  habe. 

5.  Bestitutionseid. 

Gemeiner  Bescheid  des  Beichskammergerichts  vom  7.  Juli  1671. 
C.  i.  cam.  024: 

Ihr  werdet  in  Sachen  ....  angeloben  und  in  Kraft  vorbrachten 
Spezial- Gewalts  in  euer  darin  benamsten  Principalen  wie  auch  euer 
eigene  Seele  ein  Eyd  zu  Gott  und  auf  das  hl.  Evangelium  schwören, 
dass  weder  ihr  noch  gedachte  eure  Principalen  und  deren  Advocaten 
von  jetzigem  neuen  Einbringen  einige  Wissenschaft  gehabt,  oder 
doch  solches  zu  der  Sachen  dienlich  zu  seyn  nicht  vermeynet,  sondern 

nunmehr  das  Bemedium  Bestitutionis  in  Integrum Platz  zu 

haben  und  hierzu  die  Sach  von  Bechtswegen  ohne  Wiederholung 
desjenigen,  so  allbereit  in  Facto  und  Jure  vorkommen,  genugsam 
qualificirt  zu  seyn  erachtet,  alles  getreulich  und  ohne  Gefährde. 

6.  Supplikationseid  fiir  das  gegen  die  letztinstanzUohe 
Entscheidung  des  Ober-Appellations-Gerichts  noch  zulässige  remedium 
supplicationis,  über  das  ^m  plenum  dieses  Gerichts  entschieden  wird. 

Bescheid  v.  17.  Febr.  1710.  Corpus  Const.  Magd.  II.  298. 
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dass  ich  glaube,  dass  mein  Principal  N.  in  Sache durch 

die  Sententz  dergestalt  graviret  worden,  dass  er  dawider  nothwendig 
das  beneficium  supplicationis  ergreifen  müssen  und  dass  ich  seine 
dawider  übergebene  Gravamina  in  denen  Rechten  genugsam  be- 
gründet zu  sein  glaube,  wie  ich  denn  in  dem  Libello  nichts,  als  was 
zu  der  Sachen  Nothdurf  t  und  zu  Erlangung  bessern  Rechts  dienlich, 
angebracht,  hingegen  nichts  gefährliches  dabei  gebrauchet,  noch 
auch  femer  gebrauchen  will,  um  die  Sache  aufzuhalten,  sondern  den 
Procees  bestens  beschleunigen. 
Dazu  traten  unter  Umständen  noch  Eide  in  Kosten-  und  Armen- 
sachen (Kap.  28) .  Nach  der  preussischen  Verordnung  vom  21.  Juni  1713 
konnte  selbst  dem  Richter  der  Eid  darüber,  dass  er  nicht  bestochen 
sei,  zugeschoben  werden. 

Solche  Eidesfreude  musste  notwendig  die  entsprechende  Eides- 
tüohtigkeit  zur  Folge  haben.  Es  war  allbekannt,  dass  diese  Eide  leicht- 
hin abgeschworen  wurden,  wie  die  Magdeburger  Prozessordnung  vom 
16.  Mai  1696  klagte,  „nur  aus  Gewohnheit  und  sonder  (üonsideration 
der  Seelen  Gefahr*'. 

Den  Eid  leistet  im  Reichskammergerichte  der  Prokurator  innerhalb 
der  Gerichtssohranken  vor  dem  Throne;  er  berührt  den  Gerichtsstab 
mit  den  drei  „vordem  Fingern''  und  spricht,  nachdem  der  Protonotar 
die  Formel  abgelesen,  dem  Präsidenten  die  Worte  nach.  Ausserhalb 
der  Schranken  schwört  der  jüdische  Prokurator,  der,  weil  christliche 
Prokuratoren  für  Juden  keinen  Eid  leisten  konnten,  beim  Reichskam- 
mergerichte in  der  Wetzlarer  Zeit  eigens  zu  diesem  Behufe  angestellt  war. 
(Thudiohum  164.) 

Mit  der  Zeit  schränkte  man  dieses  Eidesweeen  etwas  ein.  Schon 
in  der  Neumärkischen  Gerichtsordnung  von  1561  wurde  der  Gefährde- 
eid für  den  Anwalt  abgeschafft  und  nur  noch  für  die  Partei  beibehalten; 
der  Magdeburgischen  Prozessordnung  von  1696  nach  soll  er  nur  noch, 
wo  man  Chikane  merkt,  gefordert  werden,  und  in  Schlesien  wurde  er 
gleich  nach  der  Einverleibung  für  den  Anwalt  beseitigt. 

Acta  Borussica  VI.  2  S.  123. 
Der  Codex  Fridericianus  1748  behielt  zwar  den  Gefährdeeid  bei,  aber 
eo,  dasB  nur  das  Gericht,  nicht  die  Partei,  ihn  fordern  kann,  und  zwar 
von  der  Partei  oder  vom  Advokaten.  Nach  der  Allg.  Gerichtsordnung 
1794  (I.  22  }§  37 — 46)  kann  es  ihn  nur  noch  von  der  Partei  fordern.  lu 
Schleswig-Holstein  wurden  unterm  11.  Dezember  1758  (Stemann  581) 
nicht  nur  die  Gefährde-,  Appellations-,  Kautions-,  Armeneide,  sowie 
der  dort  üblich  gewesene  Prorogationseid  (der  bei  Nachsuchung  einer 

WeUtler,  Oetchicht«  der  RecbtMnwaltsdiAft.  14 


210  Dritter  Abflohnitt     Advokaten  und  ProkazatoreiL 

dritten  Fristverlängerung  zu  leisten  war)  al^;e8chafi(t,  sondern  anch 
der  Zengeneid  dnroh  eine  Versicherang  „bei  Verinst  der  Ehre  and  guten 
Leamunds"  ersetzt;  der  Eid  in  fremde  Seele  wurde  ausgehoben.  In 
Bayern  wurde  der  Gefahrdeeid  erst  1819  aufgehoben. 

Am  unbeliebteeten  war  der  Appellationseid,  der  durch  Geldstrafeu 
erzwungen  und,  wie  wir  im  26.  Kapitel  sahen,  auf  wenig  feine  Weise  um- 
gangen wurde.  Die  Formel  dieses  Eides  war  sehr  verwickelt,  viel  ver- 
wickelter, als  die  hier  unter  4  wied^gegebene  Formel  eigiebt.  Diese  ist 
nämlich  bereits  durch  das  dort  erwähnte  Reskript  vereinfacht  und  mit 
der  in  den  andern  PreussiBchen  Provinzen  henrschenden  in  Überein- 
stimmung gebracht,  weil  geklagt  worden  war,  dass  man  diesen  ver- 
klausulierten Eid,  wenn  man  auch  das  beste  Gewissen  habe,  nicht 
schwören  könne,  viele  Parteien  ihre  Sach^i  lieber  preisgeben  und  die 
Magdeburgischen  Advokaten  sämtlich  den  Eid  verweigert  hätten. 
Aber  auch  der  vereinfachte  Eid  stiess  auf  Widerstand,  wurde  aber  erst 
durch  Edikt  vom  28.  Dezember  1740  au%ehoben,  an  seiner  Statt  Suk- 
kumbenzgelder  eingrfuhrt. 


SiebenundzwanzigBtes  Ka^td, 

VoUinaelit 

Die  VoUmaoht  heisst  Gewalt,  und  zwar  männlich  gebraucht: 
der  Gewalt,  und  erscheint  unter  diesemNamoi  noch  in  den^Oster- 
reiohischen  Gerichtsordnung  von  1781,  dort  aber  weiblich  gebrancht.  Sie 
bleibt  ün  neuoi  Prosees,  was  sie  im  altm  gewesen  war  (v{^.  Kap.  16): 
ein  Formalakt.  Nach  der  aus  dem  14.,  höchstens  16.  Jahrhundert 
stammenden  Ordnung  des  Kaiseiiichen  Ho^richts  zu  Bothweil  er- 
scheint Kläger  persönlich  und  erwirkt  ein  Urtheil  darüber,  wie  er  die 
Klage  setzen  sdle,  dass  es  Recht  sey.  Das  Urthdl  ergeht,  dass  er  die 
Klage  setze 

mit  sdner  Hand  und  mit  des  HoSrichters  Hand  oder  Stab,  und  in 
des  SLlagfuhrers  (Bevollmächtigten)  Hand,  ihm  die  zu  treiben  zu 
Gewinn  und  zu  Verlust,  biss  dass  es  an  den  Eyd  geht. 
Hier  haben  wir  also  die  alte  Form  der  YnIhnanhtBerteihmg  durch  Y  e  r  - 
greifung  am  Oerichtsstab;  genauer  schildert  den  Vor* 
gang  die  Tübinger  Ho^erichtsoidnuQg  von  5187.  Der  Richter  spricht 
zur  Partei: 
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Ihr  soUet  am  Gerichtsstab  an  Eidesstafct  angeloben,  dass  Ihr  euren 
vollmaohtigen  Gewalt  in  dieser  Sach  dieselbig  in  euerem  Namen  an 
diesem  Fiirstlichen  Hofgerichte  nach  desselben  Ordnung  zu  ver- 
treten, auch  insonderheit  den  Eid  fär  Gefährde,  so  derselbig  er- 
fordert, oder  einen  andern  mit  Recht  erkannten  Eid  in  Eure  Seele 
zu  schwören  N.  N.  gebt  \md  gegeben  haben  wollt. 
Zum  Bevollmächtigten  spricht  der  Richter: 

Ihr  sollet  am  Geriohtsstab  angeloben,  dass  ihr  den  von  N.  N.  Euch 
gehörtermassen  gegebenen  Gewalt  hiermit  also  angenommen  haben 
wollet. 
Die  Angeredeten  geloben  das  unter  Anfassung  des  Gerichtsstabs  oder 
durch  Handschlag.    In  Württemberg  kommt  die  Angelobung  am  Ge- 
richtsstab noch  im  19.  Jahrhundert  vor. 

Wo  diese  altertümliche  Form  nicht  beibehalten  ist,  wird  die  Voll- 
macht erklärt  vor  dem  Hofrichter  oder  Sekretär,  bei  den  Untergerichten 
vor  einem  Kollegium,  welches  besteht  aus  dem  Gerichtsschreiber  und 
entweder  dem  Schultheissen  imd  einem  Schöffen,  oder  zwei  Schöffen, 
und  ins   Gerichtsbuch  eingeschrieben. 

Daneben  ist  Vollmachtserteilung  vor  einem  Notar  und  zwei  Zeugen 
zulässig,  oder  in  Privatschrift,  aber  unter  einem  bekannten  Siegel, 
d.  i.  dem  Siegel  eines  Fürsten,  Herrn,  Prälaten,  einer  Stadtgemeinde 
und  dergl.,  imter  Umständen  dem  eignen  Siegel  der  Partei,  doch  wird 
einmal,  in  der  Tübinger  Hofgerichtsordnung,  der  gerichtlichen  Voll- 
macht insofern  höhere  Kraft  beigelegt,  als  nur  eine  solche  die  Befugnis 
zur  Unterbevollmächtigung  giebt,  die  ihrerseits  zuweilen  wiederum  an 
die  gerichtliche  Form  gebunden  ist.  Zuweilen  ist  angeordnet,  dass  nur 
Auswärtige  von  der  gerichtlichen  Vollmacht  entbunden  sind.  Denn 
es  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  diese  Vollmacht  nur  vor  dem 
Prozessgericht  erklärt  werden  konnte,  also  persönliches  Erscheinen 
vor  diesem  erforderte.  Die  alte  Rothweilsche  Hofgerichtsordnung 
laeet  aussergerichtliche  Vollmacht  nur  zu,  wenn  die  Partei  wegen  Krank- 
heit oder  Feindschaft  nicht  im  Prozessgericht  erscheinen  kann  und  dies 
eidlich  erhärtet.  Auch  findet  sich  die  Vorschrift,  dass,  wer  nicht  schrei- 
ben kann,  die  Vollmacht  gerichtlich  erteilen  muss.  In  Lübeck  dagegen 
wird  noch  1740  gefordert,  dass  alle  Vollmachten  in  Gegenwart  des 
Aktuars  unterschrieben  werden.  Im  Reichskammergericht  ist  von  ge- 
richtlicher Vollmacht  keine  Rede.  Die  Forderung  des  Siegels  bei  Privat- 
nrkunden  wird  mit  dem  Abkommen  des  Siegelrechts  fallen  gelassen; 
die  preussischen  Verordnungen  aus  dem  18.  Jahrhundert  kennen  sie  nicht 
mehr,  verlangen  dafür  ein  amtliches  gedrucktes  gestempeltes  Formular. 

14* 
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Der  Inhalt  der  Vollmacht  erforderte  grosse  Sorgfalt.     Sie  ist 
auf  die  ganze  Prozesssache,  nicht  etwa  auf  eine  einzelne  Prozesshand- 
lung, zu  richten.    Sie  muss  alle  wesentlichen  Stücke  einer  Prozessvoll- 
macht enthalten;  welches  aber  diese  sind,  wird  nirgends  deutlich  ge- 
sagt.   Sie  muss  endlich  alle  Handlungen  besonders  benennen,  zu  welchen 
Spezialvollmacht  („sonderer  Gewalt'*)  nötig.    Aber  gerade  dieser  letzte 
Punkt  war  äusserst  zweifelhaft.     Carpzow  im  Processus  juris  erzählt, 
dass  ein  Kommentator  97  Fälle  aufzähle,  die  Spezialvollmacht  erfordern. 
Die  Beichs-Notariatsordnung  von  1512  wies  in  ihrem  Titel  :„Von  An- 
wälden  Setzung"  die  Notare  an,  die  Ermächtigung  aufzunehmen 
zu  klagen,  zu  vertreten,  zu  libelliren,  den  Krieg  zu  befestigen,  den 
Eid  für  Gefährde  und  sonst  jeden  andern  ziemlichen  Eid  in  die  Seele 
der  Partei  zu  schwören,  zu  poniren  und  articuliren,  auf  des  Wider* 
theils  Position  eidlich  zu  antworten,  Zeugen  und  andere  probation 
fürzustellen,    zu    excipiren,    repliciren,    dupliciren,    tripliciren,    zu 
concludiren,  Urtheil  zu  hören,  zu  appelliren,  Apostel  zu  bitten  und 
zu  empfahen,  die  Appellation  zu  verfolgen,  zu  substituiren,  zu  revo- 
ciren  und  wieder  zu  substituiren,  mit  Versprechung  der  Caution 
solches  stet  zu  halten  und  den  Anwalt  schadlos  zu  halten  unter  Ver- 
pfändung des  ganzen  Vermögens. 
Auch  soll  die  Formel  des  Gefährdeeids  möglichst  ausführlich  aufge- 
nommen werden,  weil  die  Partei  oft  nicht  wisse,  was  alles  in  ihre  Seele 
geschworen  werde.    Carpzow  verlangt  Spezialvollmacht  nur  für  Wieder- 
aufnahme des  Prozesses,  „weil  sie  eine  Art  Erbschaftsantritt  sei",  Ver- 
zicht auf  den  Prozess,  Anerkennung  von  Urkimden,  Leistung  der  cautio 
de  rato  für  einen  Streitgenossen  oder  Verwandten,  Zahlung  der  dos, 
restitutio  in  integrum.  Zu-  und  Bückschiebung  von  Eiden,  Kraftlos- 
erklärung, dann  aber  —  verhängnisvolle  Generalklausel!  —  für  alle 
Fälle,  in  quibus  magnum  versatur  praejudicium.     Die  Substitutions- 
klausel wurde  vielfach  für  wesentlich  erklärt.    Die  Klausel  „unter  Ver- 
pfändung meiner  Güter"  war  wichtig,  so  lange  wegen  des  dominium 
litis  der  Prokurator  in  Gefahr  war,  persönlich  vom  Gegner  in  Anspruch 
genommen  zu  werden.    Seitdem  aber  das  dominium  litis  nur  noch  ein 
theoretisches  Dasein  führte,  war  nicht  recht  einzusehen,  wofür  eigentlich 
der  Machtgeber  dem  Prokurator  sein  Vermögen  verpfändete.     Man 
stritt  darüber,  ob  diese  Generalhypothek  nur  die  Auslagen  oder  auch 
die  Gebühren,  insbesondere   das  jährliche  Dienstgeld  des  Prokurators, 
decke.     Pufendorf    in   den  Observationes  juris  III.  34  entschied  sich 
für  das  letztere  und  führte  dafür  ein  UrteU  des  Obertribunals  zu  Gelle 
an.      Die    Gerichtsordnungen    enthielten    mehrfach    weitläufige    Voll- 
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maohtsformulore;  doch  konnten  gerichtliche  VoUmaohten,  wie  das 
eingangs  wiedergegebene  Tübinger  Formular  ergiebt,  auch  recht 
kurz   sein. 

Die  Vollmacht  muss  im  ersten  Termine  vorgelegt  werden,  bei  Strafe. 
Ist  sie  mangelhaft,  so  ist  Genehmhaltung  der  Partei  und  Nachbringung 
einer  ordnungsmässigen  VoUmacht  anzugeloben,  wiederum  bei  Strafe. 
Li^  eine  Generalvollmacht  bei  andern  Akten,  so  kann  man  sich  auf 
diese  berufen,  muss  aber  Abschrift  zu  den  Prozessakten  bringen.  Wer 
ganz  ohne  Vollmacht  erscheint,  wird,  jedoch  zuweilen  nur  für  den  Be- 
klagten, vorläufig  zugelassen,  wenn  er  sich  durch  den  Besitz  von  Akten- 
stücken legitimieren  kann  und  Sicherheit  leistet,  die  Sache  auch  femer 
wahrzunehmen  und  dem  Urteil  Genüge  zu  tun.  Die  Sächsische  Pro- 
zessordnung von  1622  lässt  Vollmachtlose  überhaupt  nicht,  auch  nicht 
g^en  Sicherheit,  zu,  wenn  sie  nicht  nahe  Verwandte  der  Partei  sind; 
ist  dagegen  die  Vollmacht  nur  mangelhaft,  so  kann  der  Anwalt  gegen 
cautio  de  rato  zugelassen  werden.  Das  Versprechen  der  Nachbringung 
der  Vollmacht  wurde  oft  nicht  gehalten,  so  dass  die  Prozesse  deswegen 
liegen  bleiben  mussten;  es  wird  das  oft  gerügt  \md  im  Reichskammer- 
gerichts-Visitationsabschiede  von  1659  den  säumigen  Prokuratoren  hier- 
für sogar  Absetzung  angedroht. 

Oberhaupt  bot  der  Vollmachtspunkt  viel  Grelegenheit  zur  Schikane. 
Zunächst  gab  es  eine  Menge  von  Einwendungen  gegen  die  Person  des 
Bevollmächtigten,  die  freilich  g^gen  einen  geschwomen  Prokurator 
in  der  Regel  nicht  zutrafen.  So  durften  nicht  Prozessbevollmächtigte 
sein:  Minderjährige,  Geächtete,  Gebannte,  Ketzer,  Juden,  Ungläubige, 
Sinnlose,  Taube,  Blinde,  Stumme,  Anrüchige.  Weiber  wurden  nur  für 
ihre  Eltern  oder  Kinder  zugelassen.  Den  Einwand,  dass  der  Bevoll- 
mächtigte mächtiger  sei  als  der  Maohtgeber  (cessio  in  potentiorem),  er- 
klärt der  Prozessualist  Georg  v.  Rotschütz  (um  1530)  noch  immer  für 
zulässig.  Dann  bot  die  Form  viel  Anlass  zu  Beanstandungen.  Die 
Beweiskraft  des  Siegels  konnte  stets  in  Zweifel  gezogen  werden,  denn 
es  musste  nicht  nur  von  einer  siegelfähigen  Person  herrühren,  sondern 
auch  „bekannt"  sein.  Selbst  notarielle  Urkunden  wurden  häufig  be- 
anstandet, weil  die  Notarseigenschaft  der  Urkundperson  nicht  bekannt 
wid  auch  keineswegs  immer  leicht  erweislich  war :  durch  das  Siegel  über- 
haupt nicht,  denn  es  führte  kein  Zeichen  der  Staatshoheit,  war  bei  jedem 
Notar  anders  und  von  einem  Privatsiegel  nicht  zu  unterscheiden;  und 
durch  das  Emennungspatent  nicht  immer,  denn  dieses  rührte  auch 
nicht  von  der  Staatsgewalt,  sondern  meist  von  Hofpfalzgrafen  her, 
deren  Recht  der  Notaremennung  wiederum  erst  nachgewiesen  werden 
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muBste  und  in  der  Tat  zuweilen  zweifelhaft  war.  Dazu  kam  die  völlige 
Unfidoherheit  über  die  Gegenstände,  die  Spezialvollmaoht  erfordern» 
und  endlioh  die  Neigung  zu  Haarspaltereien  'überhaupt.  So  wird  die 
Formel: 

Gewaltgeber  will  Alles,  was  sein  Anwalt  rechtlichen  thun 
wird,  State  und  fest  halten 
für  ungenügend  erklärt:  Machtgeber  soU  unbedingt  genehmigen,  was 
Anwalt  tun  wird.  Auch  kann  man  nicht  sagen,  dass  diese  ezoeptiones 
proouratoriae  ungünstig  angesehen  wurden.  Mehrfach  wird  den  Pro- 
kuratoren  eiogeschärft,  die  Vollmachten  des  Gegners  zu  prüfen  und 
ihre  Einwendungen  dagegen  vorzubringen;  sie  erhalten  zu  diesem 
Zwecke  Abschrift  der  Vollmacht;  imd  1721  wird  den  Prokuratoren 
des  Beichskammergerichts  sogar  der  Vorwurf  gemacht,  dass  sie  mangel- 
hafte   Vollmachten  des  Gegners  imbedacht  anerkennen. 

Die  einmal  übernommene  Vollmacht  darf  der  Prokurator  nach  der 
litiskontestation  nicht  zurückgeben,  es  sei  denn  aus  guten  Gründen 
mit  gerichtlicher  Erlaubnis.  Auch  darf  er  erst  nach  der  litiskontestation 
sich  einen  andern  Prokurator  substituieren,  jedoch  nicht  für  die  ganxe 
Sache,  sondern  nur  zu  einzelnen  Prozeeshandlungen.  Das  hängt  mit 
dem  durch  die  Litiskontestation  erlangten  dominium  litis  des 
Plrokurators  zusammen. 

Dieses  besteht  darin,  dass  das  UrteU  auf  den  Bevollmächtigten« 
nicht  auf  die  Partei  lautet.     Ein  solches  Urteil  des  Kammezgeriohts 
von  1540  (im  Staatsarchiv  des  Kammergeriohts  m.  520)  lautet: 
In  Sachen  Dootor  Ludwigen  Zieglers  als  Anwaldten  und  Herren 

des    Kriegs    Margarethen  Geylin an  einem  Doctor  Leon- 

hard  HochmoUem  als  Anwaldten  imd  Herrn  des  Kriegs  der  Graven 

von  ZoUem  zum  andern,  und  dem  Keyserfichoi  Fiscal  für  sein  an- 

gemasst  Literease  zum  dritten.    Ist  nach  allem  füipringen  zu  recht 

erkant,  dass  gemelter  Doctor  HochmoUer  als  Anwaldt  und  Heer 

des  Kriegs  von  furbrachter  dag  zu  absolviien  vnnd  entledigen  sei.  • 

Wenn  mm  auch  der  Gebrauch,  die  Urteile  auf  den  Namen  des  Bevoll- 

miohtigten  zu  stellai,  sich  lange  erhalten  hat,  zum  Teil  auch  geeetzlioh 

festgelegt  worden  ist,  so  sind  doch  im  gemein«Qi  Rechte  praktische 

Folgerungen  daraus  nicht  gezogoi  word«Qi,  und  das  dominium  HtiB  ist 

eine  künstliche  theoretische  Spekulation,  wie  das  romische  Recht  ae 

vielfach  bietet,  geblieben.    Just  Henning  BSmier  widmet  ihm  im  etsten 

Bande  seines  Jus  ecdeeiasticum  Protestantioum  lib.  I.  Tit.  38  eine  lange 

Erörterung,  in  der  er  viomehn  Wirkungen  des  dominium  litis  aubUilt, 

die  er  abw  aDe  sehon  damals  (1738)  für  beseitigt  erklärt.    Bethmann- 
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Hdlwcig,  der  in  seinen  „Versuchen  über  einzelne  Theile  der  Theorie  des 
CSvilprozesses'*  dem  Gegenstande  ebenfalls  eine  Studie  widmet,  ist 
beigetreten. 


Achtundzwanzigstes  Kapitel. 

Kosten. 

Die  Memungy  welche  einen  tiefgehenden  Unterschied  zwischen 
Advokatur  und  Prokuratur  findet,  jene  für  eine  hohe,  notwendig 
unentgeltliche  freie  Kunst,  diese  für  ein  gemeines  Gewerbe  erklart,  hat 
diesen  Unterschied  auch  darin  auszudrücken  versucht,  daas  sie  das 
nun  freilich  der  freien  Kunst  ebenfalls  unentbehrliche  Entgelt  als 
Ehrengeschenk  (honorarium),  die  Gebühr  des  Prokurators 
hingegen  als  L  o  h  n  (salarium)  bezeichnete.  Eine  gewisse  Bestätigung 
findet  dieser  Sprachgebrauch  in  dem  Projekt  einer  Beichskammerge- 
riohtsordnung  von  1487  (Staatsarchiv  11.  223),  das  die  Gebühr  der 
Advokaten  E  r  u  n  g ,  die  der  Prokuratoren  Sold  und  Beloh- 
nung nennt.  Indes  haben  wir  bereits  in  der  kanonischen  Literatur 
gefunden,  daas  gerade  das  salarium  als  das  wesentliche  Kennzeichen 
des  Advokaten  erscheint.  Gaill  (Practicarum  Observationum  Ubri  II.)» 
der  im  16.  Jahrhundert  lebte,  macht  in  der  Obs.  44  De  salario  Advo- 
catorum  et  Procuratorum  durchaus  keinen  Unterschied  in  der  Bezeich- 
nung, und  die  Kammergerichtsordnungen  von  1471  und  1495  nennen 
die  Vergütung  des  Advokaten  imbedenklich  Sold  und  Belohnung. 

Überhaupt  konnte  Unentgeltlichkeit  höchstens  fiir  die  Prokura- 
tur, als  die  Nachfolgerin  des  von  Haus  unentgeltUchen  Vorsprecher- 
amts»  gefordert  werden.  Aber  man  hatte  gefunden,  dass  offenes  Ge- 
bührennehmen doch  besser  ist  als  scheinbare  Unentgeltlichkeit.  Die 
Tiiersohe  Untergerichtsordnung  von  1539  berichtet,  dass  bisher  an 
vielen  Untergerichten  die  Gerichtspersonen  —  darunter  fallen  jeden- 
falls auch  die  Vorsprecher  —  zwar  kein  Geld  genommen,  dafür  aber 
auf  der  Parteien  Kosten  dermassen  geprasst  und  geschlemmt 
haben,  dass  an  einem  Gerichtstag  mehr  als  die  Hauptsache  wert  darauf 
gegangen.  Eben  deswegen  führt  sie  feste  Gebührensatze  ein,  die  jetzt 
fiberall  die  B^gel  werden.  Die  Bayrische  Landesordnung  von  1553  be- 
willigte den  Prokuratoren,  ,»so  bey  den  Landtgerichten,  Hoffmarohen, 
auch  Stet  und  Markten  sein"  für  einen  mündlichen  Vortrag  6  Kreuzer, 
▼OD  einem  „Bechtstand"  (?)  32  Pfennig  und  von  einer  jeden  Recht- 
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sohrif t  42  Pfennig,  die  Jülich-Bergsche  Ordnung  von  1558  an  den  Haupt- 
gerichten von  jeder  Partei  auf  jeden  Gerichtstag  4,  an  den  Unter- 
gerichten 2  rote  Heller  (Bader  Albus). 

Unnd  soUen  die  Fürsprecher  vor  solche  Belohnung  den  Partheyen 

den  gantzen  Tag  dienen. 
Das  war  für  die  ungelehrten  Prokuratoren  auf  dem  Lande.  Die 
Grebühr  des  gelehrten  Prokurators  am  Obergerichte  wird  in  der  B^ge! 
für  jeden  Vortrag  auf  1  Ort,  einen  halben  oder  ganzen  Gulden  festge- 
setzt. Doch  finden  sich  auch  Unterschiede,  indem  für  den  „schlechten^* 
Bezess  (durch  den  nur  ein  Schriftsatz  überreicht  oder  Abschrift  er- 
beten wird)  weniger  bewilligt  wird  als  für  den  „Substantialrecess** 
(durch  den  meritorisch  verhandelt  wird). 

Braunschweigische  Hofgerichtsordnung  1559,  ChurpfalziBche  1610. 
Es  scheint,  dass  das  Wort  „meritorisch*'  von  hier  seine  heutige  Bedeu- 
tung angenommen  hat.  Für  unnütze  Bezeese,  Schriften  oder  Vortrage 
giebt  es  nichts;  mit  dieser  Bestimmung  hatten  die  Gerichte  das  Mittel 
in  der  Hand,  den  Anreiz  zu  Verschleif  und  Verwickelung,  der  in  dem 
System  der  Sonderbezahlung  jeder  einzelnen  Prozesshandlung  lag,  im- 
schädlich  zu  machen.  Es  finden  sich  aber  auch  frühzeitig  Ansätze  zum 
Bauschsystem,  das  diesen  Anreiz  von  vornherein  ausschliesst. 
Die  Ordnung  des  Brandenburgisch-Culmbachischen  Hofgerichts  aufm 
Gebirg  von  1543  setzt  dem  Prokurator  für  seine  gesammte  Tätigkeit 
vor  der  Kriegsbefestigung  bei  Sachen  bis  zu  20  Gulden  Wert  ein  Ort, 
bei  20 — 50  Gulden  V«  Gulden,  über  50  Gulden  1  Gulden,  und  wenn  in 
diesem  Stadium  des  Verfahrens  ein  Endurteil  ergeht,  noch  einmal  soviel 
fest;  weitere  Belohnung  hat  er  bis  zum  Ende  des  Prozesses  nicht  zu  be- 
anspruchen; ist  aber  der  Prozess  zu  Ende,  so  mag  er  sich  mit  der  Partei 
vergleichen  oder  mangels  Einigung  seine  Gebühren  gerichtlich  fest- 
setzen lassen.  In  Schleswig-Holstein  wurde  die  Gebühr  nach  Prozenten 
des  Werts  berechnet.  Zuweilen  wird  die  Gebühr  nach  der  Vermögens- 
lage abgestuft.  So  soll  nach  der  bayrischen  Landesordnung  von  1553 
der  Prokurator  für  eine  Schrift  oder  einen  Termin  von  den  „vermög- 
lichen Landleuten"  einen  Gidden,  vom  „gmainen  Paurssmann'^  ^'^  Gul- 
den nehmen;  doch  kann  ihm  das  Gericht  auch  ein  Mehreres  zubilligen. 
Ähnlich  beim  Hofgericht  Celle. 

Auch  die  Jahrgelder  finden  wir  hier  wieder.  Eine  Braun- 
schweigische Prozessverordnimg  von  1667  (gedruckt  zu  Wolf^ibuttel 
1667)  bewilligt  mangels  Verembarung  den  Prokuratoren  ein  Jahxgeld 
von  allenfalls  3  Talern;  jedoch  sollen  sie  von  Unvermögenden  weniger, 
etwa  halb  soviel,  nehmen,  ganz  Arme  unentgeltlich  vertreten. 
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Reisekosten  billigt  die  Bajnisohe  Landesordnung  von  1563 
dem  Ho^^erichts-Proknrator  za :  von  einer  Meile  Wegs  2  Schilling  Man- 
ohener  Pfennig  und  für  Zehrung  ^/,  Gulden;  dem  Untergerichts-Pro- 
kuiator  von  jeder  Meile  1  Schilling,  Zehrungskosten  15  Ejreuzer  für 
Tag  und  Nacht,  dazu  eine  kleine  Erhöhung  der  Terminsgebühr.  Bück- 
weg wird  in  beiden  Fällen  nicht  berechnet.  Kommt  er  noch  denselben 
Tag  nach  Haus,  so  erhält  er  nur  die  Hälfte  der  Zehrungskosten. 

Ob  alle  diese  Gebühren  hoch  oder  niedrig  zu  neimen  waren,  und 
welches  Einkommen  sie  gewährten,  darüber  ist  ein  Urteil  bei  dem  bunten 
Gewirr  der  Währungen  und  dem  schwankenden  Werte  der  Münzen  und 
des  Geldes  nicht  mehr  mögb'ch. 

Die  Grebührenordnungen  sind,  wie  man  sieht,  in  der  Regel  nur  für 
die  Prokuratoren  bestimmt,  weil  diese  allein  vor  Gericht  auftreten. 
Die  Gebühren  der  Advokaten  sind  nicht  festgelegt,  sondern  werden 
in  erster  Linie  durch  Vereinbarung  bestimmt,  nur  dass  jedes  pactum 
de  quota  litis 

si  suspensa  lite  societatem  futuri  emolumenti  cautio  pollicetur  L.  1 
§  12  Dig.  de  eztraord.  cogn.  50,  13 
verboten  ist,  was  sogar  in  den  Amtseid  aufgenommen  wird;  ein  pal- 
marinm,  d.  i.  eine  für  den  Fall  des  Sieges  versprochene  besondere  Ver- 
gütung, ist  gestattet.  Im  Streitfall  oder  auch  ohne  Streitfall  setzt  das 
Gericht  die  Gebühren  nach  seinem  Ermessen  fest;  der  Advokat  soU  zu 
diesem  Zwecke  seine  Forderung  unter  jeder  Schrift  vermerken.  Die 
Festsetzung  geschah  zumeist  nach  der  Bogenzahl.  Vergebens  wenden 
sich  die  Gerichtsordnungen  gegen  diese  Art  der  Berechnung,  der  man 
die  Weitläufigkeit  der  Schriftsätze  zur  Last  legte;  vergeblich  gebieten 
sie,  die  Gebühren  nach  der  Güte  der  Schriftsätze  zu  bemessen:  die  Be- 
quemlichkeit der  Gerichte  kam  immer  wieder  auf  die  Berechnung  nach 
Bogenzahl  zurück.  Der  Mangel  fester  Gebührensätze  hat  für  die  Advo- 
katur sehr  lange  angedauert.  In  Bayern  hatte  noch  1835  nur  der  Nogat- 
kieis  eine  Gebührenordnung  für  Advokaten,  und  Osterreich  hat  sie 
bis  in  die  neueste  Zeit  nicht  gehabt.  Sonst  sind  da,  wo  die  Advokatur 
mit  der  Prokuratur  verschmolz,  Gebührenordnungen  aufgestellt  und, 
namentlich  in  Preussen,  Gebührenvereinbarung  streng  untersagt  worden. 

Eigentümlich  ist,  dass,  wer  Vollmacht  hat,  für  die  Gerichts- 
kosten haften  muss.  Dies  findet  sich  schon  in  der  Rothweiler 
Ho^eriohtsordnung  von  1572.  In  Kursachsen  wird  1658  vorgeschrieben, 
dass  vor  Entrichtung  der  Gerichtskosten  oder  Übernahme  der  Selbst- 
haftung dafür  die  Advokaten  nicht  zum  „Versetzen"'  (s.  Kap.  32) 
sugelassen  werden. 
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VorschuBs    zu  nehmen  ist  gestattet; 

Mainzer  Hofgerichtsordnung  von  1616,  Braunschweiger  von  1559» 

Churpfälzische  von  1610, 
doch  wird  er  arrha,  subarratio  genannt  und  scheint  mehr  ein  kleineB 
Angeld  gewesen  zu  sein.  So  ist  in  Braunschweig  nur  eine  „ziemliche 
Subarration,  die  zu  der  part  Gefallen  steht"  erlaubt  und  darf  wahrend 
des  Prozesses  für  jede  Schrift  nur  1  Gulden,  von  einem  Bauern  aber  nur 
Vs  Gulden  genonmien,  der  Best  erst  nach  Beendigung  des  Prozesses  ge- 
fordert werden.  In  Preussen  hat  1748  der  codex  Fridericianus  verboten, 
vor  rechtskräftiger  Erledigung  des  Prozesses  etwas  anzunehmen;  die 
Gtothaische  Advokatenordnimg  von  1776  und  die  Fuldische  Verord* 
nung  vom  6.  Dezember  1776  haben  dies  in  etwas  gemilderter  Form 
nachgeahmt. 

Bamdohr,  Über  die  Organisation  des  Advokatenstandes.    Hannover 

1801.  S.  456,  460. 
EigentUcher  Vorschuss,  der  die  Gebühren  deckt,  war  wenig  übUoh. 
„Nichts  ist  gewöhnlicher,''  sagt  Bamdohr  (S.  265),  „als  dass  der  Ad- 
vokat erst  nach  geendigtem  Prozesse  seine  Bezahlung  von  den  Cüienten 
empfange";  eben  dies  hält  er  für  den  grössten  Missstand  und  will  er 
durch  besondere  Einrichtungen  beseitigen. 

Die  Gebührenforderung  geniesst  gewisse  Vorzüge.  Nach  der 
Bothweiler  Hofgerichtsordnung  von  1572  gehören  Klagen  um  Prokura- 
torenlohn ausschliesslich  vor  das  Hofgericht.  In  Lübeck  hat  die  Ge- 
bührenforderung im  Konkurse  ein  Vorrecht  vor  den  Hypothekai^lau- 
bigem.  Der  codex  Fridericianus  gewährt  ihr  parate  Exekution,  und 
zwar  unentgeltlich. 

Das  Armenrecht  treffen  wir  überall  an,  und  zwar  meist  in 
derselben  Gestalt.  Wer  seine  Armut  durch  glaubwürdige  schriftliche 
Kundschaft  nachweist  und  den  Armeneid  leistet,  dem  wird  ein 
Prokurator  oder  Advokat,  zuweilen  beides,  zugeordnet,  der  ihn  umsonst 
zu  vertreten  hat.  Der  Armeneid  ist  entweder  auf  die  Armut  über- 
haupt, oder  auf  ein  bestimmtes  Höchstmass  des  Vermögens  (im  Lüne- 
burgischen Stadtrecht  von  1579  30  Gulden)  gerichtet.  Überall  wird 
Nachzahlung  versprochen,  sobald  bessere  Vermögensverhältnisse  ein- 
treten. Wo  die  Armut  offenkundig,  wird  der  Armeneid  erlassen.  Zu- 
weilen erscheint  ein  Indef ensibilitätseid ,  den  der  Anwalt  schworea 
muss,  wenn  er  die  Sache  als  aussichtslos  ablehnen  will.  Die  Armen- 
sachen werden  imter  die  Anwälte  gleich  verteilt  und  ihnen  mehrfach 
bei  schwerer  Strafe  eingebunden,  sie  mit  nicht  geringerem  Fleiss  als  die 
andern  zu  behandeln.    Eine  Ausnahme  ist  es,  wenn  in  der  altmärldsohen 
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Qaartalgerichtsoidniixig  von  1002  die  Armensachen  den  beiden  jüng- 
sten ßroknratoren  zugewiesen  werden.  In  Sachsen  und  Preussen 
werden  wir  von  fest  besoldeten  Armenadvokaten 
hfiran. 

Fachs,  Über  die  gesohichtliohe  Entwiokelung  des  Armenreohts.    In 
der  2Seit8ohrift  für  Beohtsgeschichte  V.  104. 
Erstattungsfähig   sind  in  älterer  Zeit  nur  die  „Gerichts- 
schaden'*.    Was  darunter  fällt,  lehrt  die  Nürnberger  Reformation  von 
1479  Tit.  6.  »  i 

Die  gewoenlichen  gerichtssoheden  sein  der  Ion  der  gerichtzschreiber 
vmb  ir  mü  lesen  vnd  einschreiben.  Auch  briefgelt  der  gerichtz- 
schreiber und  Cantzelschreiber  vnd  darzu  gepürlich    belonung 

der    procuratoren    vnd  auch  zuvoran  den  fronboten 

dazu  die  Kostung  gestellter  Zeugen. 
Ebenso  die  Gerichtsordnung  der  Grafschaft  Solms  1571  und  die  Hessische 
Gerichtsordnung  von  1497.  Die  Advokatengebühr  ist,  wie  man  sieht, 
nicht  dabei;  der  ordentliche  Vertreter  ist  eben  der  Prokurator,  der  Ad- 
vokat eine  vom  Standpunkt  des  Gegners  aus  überflüssige  Hilfsperson. 
Nur  langsam  und  bedingungsweise  wird  die  Erstattungsfahigkeit  der 
Advokatengebühren  anerkannt.  Die  kursächsische  Verordnimg  vom 
21.  April  1572  sagt  darüber  unter  31: 

Die  Schöppenstühle  haben  bisher  nur  Gerichtskosten  für  erstattungs- 
fähig  erklärt,  nicht  aber  aussergerichtliche,    wie  Fuhrlolm,  Reise- 
kosten, Advokatengebühren  ;   nur  wenn  sie  mit  Eid  an- 
gegeben worden,  hat  man  sie  taxirt  und  zu  schwören  erkannt.    Es 
sollen  aber  auch  ohne  Eid  „etliche  eztra-judicial  expensen,  derer 
man  ungefährlichen  gewiss  seyn  möchte''  zuerkannt  werden. 
Hier  erscheint  also  ein  Kosteneid,    der  in  der  Tat  vorzugsweise 
den  Advokatengebühren  zu  Liebe  eingeführt  zu  sein  scheint.  Die  Trierer 
Untergerichtsordnung  von  1539  fordert  ebenfalls  den  Kosteneid,  wenn 
„neben   den   gewöhnlichen  Gerichts-  noch  andere  Kosten    auffgangen 
sind,  als  Advocaten  imd  Rechtsgelehrte  Rathgeben  zu  gebrauchen'\ 
Ebenso  die  Prozessordnung  von  Jülich-Berg  1555,  die  aber  auch  die 
Zeugenkoetmi  nicht  zu  den  gewöhnlichen  Gerichtskoeten  rechnet.    Zu- 
weilen, wie  in  der  Gerichtsordnung  der  Grafschaft  Solms  1571,  wird  der 
Kosteneid  nur  bei  grösseren  Beträgen  gefordert,  zuweUoi  dem  Ermessen 
das  Gerichte  anheimgestellt.     Der  Kosteneid  wird  der  Partei  oder 
ihrem    Anwalt    auferlegt,  der  aber  dazu  einer  Spezialvollmacht 
and  „sonderen  Bericht  seiner  Partei'^  braucht.    Schwört  der  Anwalt, 
so  lautet  der  Eid  nach  der  kurpfälzischen  Hofgerichtsordnung  von  1610: 
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dasB  ewere  Parthey  die  taxirte  summa  GerichtBkostens  aus- 
geben und  erlitten,  vnd  dass  ihr  also  zu  thun  von  ewerer  partheyen 
gewalt  empfangen  habt  vnd  vnderriohtet  seyd.  Ohn  alle  gefährde. 
Im  Reiohskammeigerichte  wird  dem  Gegner  Abschrift  der  Kostenreoh- 
nung  und  Termin  zur  Erhebung  seiner  Einwendungen  gegeben,  falls 
er  solche  erhebt,  wiederum  dem  Antragsteller  Abschrift  und  Frist  ge- 
geben, alsdann  geschlossen,  der  Betrag  festgesetzt,  darauf  durch  be- 
dingtes Urteil  —  zu  jener  Zeit  geschah  alles  durch  Urteil  —  ein  Eid 
von  der  Partei  oder  ihrem  Prokurator  darüber  erfordert,  dass  mindestens 
dieser  Betrag  an  Kosten  und  Schaden  erwachsen  sei. 

Ordnung  von  1538.  Reichsabschiede  in.  419. 
War  der  Eid  geleistet,  so  b^annen  erst  die  Schwierigkeiten  der  Voll- 
streckung, für  welche  dieses  Gericht  keine  andern  Mittel  als  Zahlungs- 
befehl und  äusserstenfalls  Achtserklärung  hatte.  Wir  haben  Beispiele 
dafür,  wie  ein  solches  Kostenfestsetzungsverfahren  noch  durch  die 
Einrede  der  Nichtigkeit  des  Haupturteils  imd  allerhand  Bänke  viele 
Monate  lang  hingezogen  werden  konnte. 

Die  Kosten  erreichten  in  den  Jahrzehnte  dauernden  Ptozessen 
natürlich  eine  sehr  bedeutende  Höhe,  die  jedoch  keineswegs  in  erster 
Linie  auf  den  Advokaten-  imd  Prokuratoren-Gebühren  beruhte.  Im 
Staatsarchiv  des  Kammergerichts  I.  352  ist  uns  die  Kostenrechnung 
eines  von  1476  bis  1496  geführten  Prozesses  erhalten.  Der  Gesammt- 
betrag  der  Kosten  ist  617  Gulden  Rheinisch  34  Kr.  Davon  hat  der 
Prokurator  für  die  erste  Instanz  12  Gulden  erhalten,  für  die  zweite 
Instanz  ein  jährliches  Dienstgeld  von  7,  später  5  Gulden.  Daneben 
muss  ein  SoUicitator  am  kaiserlichen  Hofe  mit  ebenfalls  jährUch  5  Gulden 
besoldet,  es  müssen  nicht  imbedeutende  Botenlöhne  imd  Notarakosten 
für  Zustellimgen  aufgewendet  werden.  Den  Hauptposten  aber  bilden 
ganz  andere  Aufwendungen.  Die  Partei,  der  das  Gericht  Haus  und 
Hof  verkaufen  will,  reitet  an  den  kaiserlichen  Hof  imd  erlangt  da  mit 
Hilfe  des  erwähnten  SoIIicitators  einen  kaiserlichen  Verbotsbrief,  der 
aber  50  Gulden  kostet,  abgesehen  von  den  Kosten  des  SoIIici- 
tators und  den  eignen  Reise-  imd  Zehrungskosten  für  12  Wochen,  die 
mit  3  Gulden  wöchentlich  für  Person  und  Pferd  angesetzt  werden.  Der- 
gleichen Reisen  müssen  wiederholt  gemacht  werden.  Auch  kommen 
Kommissionen  vor,  zu  denen  die  Partei  mit  einem  Redner  imd  einem 
Advokaten  erscheint  imd  auf  deren  einer,  die  sechs  Wochen  dauert,  sie 
allein  43  Gulden  verzehrt. 
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Neunundzwanzigstes  Kapitel. 

Verteidigang. 

Im  altdeuteohen  Rechte  war  in  den  Grundzügen  das  Strafverfahren 
dem  Zivilverfahren  gleich:  beide  erforderten  Kläger  mid  Beklagten, 
beide  wurden  im  offenen  Grerichte  durch  UrteiLafrage  und  Oerichtaant- 
wort  erledigt,  der  Vorsprecherzwang,  wo  er  bestand,  erstreckte  sich 
auf  beide  Parteien,  die  Vorsprecher  beider  Teile  waren  gleichberechtigt. 
Das  änderte  sich,  als  gegen  Ende  des  Mittelalters  aus  dem  kanonischen 
Rechte  der  Inquisitionsprozess  eindrang,  der  keinen  Anklager  erfor- 
derte, aus  dem  Beklagten  einen  Angeklagten,  aus  der  dem  Kläger  gleich* 
stehenden  Prozesspartei  ein  Objekt  der  Untersuchung  machte,  dem 
die  Ergebnisse  der  Untersuchung  verheimlicht  wurden,  das  auf  Fragen 
antworten  musste,  deren  Zusammenhang  es  nicht  einsehen  konnte,  das 
überschaut  wurde,  ohne  selbst  zu  überschauen,  das  zuletzt  durch  Folter 
zum  Geständnis  gebracht  werden  musste.  WoUte  man  sich  an  den 
bestehenden  Zustand  anschhessen,  so  konnte  man  wohl  die  Vorsprecher 
als  öffentUohe  Ankläger  mitwirken  lassen,  wie  es  in  den  Hamburger 
Rezessen  von  1520  und  1603  geschah,  die,  wenn  der  Ankläger  eine 
Sache  nicht  weiter  verfolgen  will,  einen  der  Vorspraken  auf  öffentliche 
Kosten  als  Ankläger  verordneten. 

Neues  Archiv  des  Criminakechts  VI.  430, 
während  anderswo  ein  besonderer  Malefizprokurator  oder  der  Fiskal 
Funktion  übernahm.  Dagegen  dem  zu  bezwingenden  und  zum 
zu  bringenden  Objekte  der  Untersuchung  einen  rechts- 
kundigen Beistand  zu  gewähren,  widersprach  eigentlich  dem  Zwecke 
der  Untersuchung.  Dennoch  ist  diese  Folgerung,  Ausschluss  des  Ver- 
teidigers, in  ihrer  vollen  Schroffheit  nirgends  gezogen  worden.  Wohl 
aber  wurde  die  Verteidigung  sehr  eingeschränkt  und  fast  gänzlich  dem 
richterlichen  Ermessen  überantwortet.  Die  Gesetze  übergingen  sie 
meist  mit  Stillschweigen:  ein  Recht  der  Verteidigung  gab  es  so  gut  wie 
gar  nicht. 

Die  Carolina,  obwohl  für  die  Regel  einen  privaten  Ankläger  voraus- 
setzend, lässt  doch  bereits  amtswegiges  Einschreiten  auf  Grund  ge- 
meinen Leumunds  oder  glaubwürdiger  Anzeige  zu  (Art.  6),  stellt  die 
Folter  in  den  Mittelpunkt  des  Verfahrens,  ist  daher  tatsächlich  bereits 
auf  den  Inquisitionsprozess  zugeschnitten.  Demzufolge  spielt  die  Ver- 
teidigung in  ihr  keine  Rolle;  sie  wird  ignoriert.  Keine  Vorschrift  über 
Zulassung  oder  Beiordnung  eines  Verteidigers,  Akteneinsicht,  Unter- 
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redung  mit  dem  Häftling,  Verteidigongssohrift.  Nur  für  die  Komödie 
des  „endlichen  Rechttags"  muss  auch  die  Verteidigung  herhalten. 
An  diesem  Tage  nämlich,  an  welchem  nur  das  vorher  bereits  beschlossene 
Urteil  verkündet  und  zumeist  auch  gleich  vollstreckt  wird,  wird  ein 
feierliches  Gericht  vor  dem  mit  Stab  oder  Schwert  sitzenden  Richter 
gehegt,  vor  welches  der  Angeklagte  durch  den  Nachrichter  „mit  Be- 
schreien"  gebracht  wird.  Hier  wird  ihm,  wie  auch  dem  Kläger,  auf 
sein  Begehren  ein  „Fürsprech  auss  dem  Gericht"  erlaubt,  der  ermahnt 
wird,  die  Gerechtigkeit  und  Wahrheit  zu  fördern  und  durch  keinerlei 
Gefährlichkeit  zu  verkehren  imd  der  an  der  Verkündung  des  Urteüa 
nicht  teilnehmen  darf.  Der  Vorsprecher  des  Anklägers  klagt  mit  vor- 
geschriebener Formel,  der  des  Angeklagten  bittet,  wenn  Geständnis 
oder  genügsamer  Beweis  vorliegt,  nur  um  Gnade,  andernfalls  spricht  ^: 

Herr  Richter,  B.  der  beklagt  antwurt im  aller  massen  wie  er 

vormals  geantwurt  hat  vnd  genugsam  fürbracht  ist  Vnd  bitt,  dass 
jr  der  selben  beschehen  klag  vnd  antwurt  halb  alle  handlung  vnd 
ausschreiben  ....  fleissig  wolt  ermessen  vnd  dass  er  auff  sein  er- 
fundene vnschult  mit  entlicher  vrtheyl  vnnd  recht ledig  erkent 

werde 

Elann  der  Fürsprech  diese  Formel  nicht  sprechen,  so  mag  er  sie  schrift- 
lich vorlegen  und  verlesen  lassen.  Darauf  lässt  der  Richter  das  Urteil 
schriftlich  verfassen  imd  fragt  einen  Schöffen  des  Rechtens,  der  ant- 
wortet, dass  geschehen  soll,  was  das  Gericht  schriftlich  verfasst  hat. 
Das  Urteil  wird  mm  verlesen,  der  Richter  zerbricht  seinen  Stab  und 
befiehlt  den  Verurteilten  dem  Naohrichter  zur  Vollziehung  des  UrteQs 
(Art.  88  ff.).  So  erhält  der  Angeklagte  einen  Verteidiger  erst,  wenn  er 
bereits  verurteUt  ist.  Aber  erhalten  muss  er  ihn,  weU  im  germanischen 
Prozesse  ein  öffentliches  kontradiktorisches  Verfahren  mit  Vorsprechem, 
imd  wäre  es  auch  nur  ein  Scheinverfahren,  unerlässlich  ist. 

Gaben  nun  die  Gesetze  darüber,  ob  ein  wirklicher  Verteidiger, 
und  mit  welchen  Befugnissen,  zuzulassen  sei,  keine  Auskunft,  so  wurde 
die  Unsicherheit  des  Rechtszustandes  der  Verteidigimg  dadurch  ver- 
grössert,  dass  man  sie,  wozu  der  Name  Prokurator  leicht  verleiten  konnte, 
mit  der  Vertretung  verwechselte,  die  im  Strafprozesse  allerdings, 
schon  des  dominium  litis  wegen,  unzulässig  sein  musste. 

Die  gemeine  Meinung  stellte  sich  indessen  dahin  fest,  dass  ein  Ver- 
teidiger regelmässig  zuzulassen  sei.  Benedikt  Carpzow,  der  in  der  Prac- 
tica nova  imperialis  Saxonica  rerum  criminalium  die  Verteidigung  in 
pars  III  quaestio  106  und  116  behandelt,  spricht  dies  bestimmt  aus, 
kennt  sogar  bereits  eine  notwendige  Verteidigung,  indem  Un- 
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beholfenen  und  solchen,  die  aus  Lebensüberdruss  ihre  Verteidigung 
remaohläBsigen»  von  Amts  wegen  ein  Verteidiger  bestellt  wird.  Ja, 
er  berichtet  von  einem  Gewohnheitsrechte,  demzufolge  ohne  schriftliche 
Verteidigung  nicht  das  Endurteil  erlassen  werden  darf,  daher  den  An- 
geklagten ohne  ihren  Antrag  und  selbst  gegen  ihren  WUlen  Verteidiger 
beeteilt  werden,  deren  Schriften  man  freilich  oft  ansieht,  dass  sie  ge- 
schrieben sind,  nur  um  etwas  geschrieben  zu  haben.  Diese  Verteidiger 
wurden  vielfach  aus  öffentlichen  Mitteln  bezahlt;  so  in  Hannover,  wo 
aber  1809  dies  aufgehoben  imd  den  Advokaten  die  Pflicht  auferlegt 
wurde,  umsonst  die  Defensionsschriften  auszuarbeiten. 

Breuer,  Sammlung  der  Allgemeinen  Bescheide  der  Königl.  Justiz- 
kanzlei zu  Hannover  von  1800 — 1827.  Hannover  1828. 
Mittermaier  in  der  1813  erschienenen  Verteidigungskunst  bezeichnet 
es  als  durch  Gerichtsgebrauch  festgestellt,  dass  Verteidigung  in  allen 
Faüoi  zulässig  und,  wo  wenigstens  Zuchthausstrafe  angedroht,  not- 
wendig sei,  so  dass  dem  Angeklagten  auch  g^gen  seinen  WUlen  ein  Ver- 
teidiger gegeben  werden  müsse.  Feuerbach  im  Peinlichen  Recht  1803 
erU&rt  zwar,  dass  es  nach  dem  Gesetze  eine  notwendige  Verteidigung 
nicht  gebe,  die  Übung  aber  dahin  gehe,  dass  bei  den  mit  Leibes-  oder 
Lebensstrafe  bedrohten  Verbrechen  eine  förmliche  Defension  zur  Ab- 
wendung oder  Milderung  der  Strafe  oder  Tortur  notwendig  sei. 

Wie  früher  der  Vorsprecher,  so  wird  der  Verteidiger  grundsatzlich 
nicht  von  der  Partei  gewählt,  sondern  vom  Richter  gegeben.  Brunne- 
mann  im  Tractatus  de  inquisitioms  processu  1647  erklärt  sogar  aus- 
drücklich den  Art.  88  der  Carolina  für  anwendbar,  demzufolge  einer 
der  Schöffen  zum  Vorsprecher  gegeben  werden  soll,  übersehend,  dass 
sich  diese  Bestimmung  nur  auf  die  Formalität  des  endlichen  Recht- 
tages bezog,  bei  deren  Beschreibung  er  wiederum  gerade  die  Vorsprecher, 
als  offenbar  veraltete  Einrichtung,  auslässt.  Jedenfalls  rät  er,  nicht 
gerade  den  Verteidiger  zu  geben,  den  die  Partei  wünscht,  sondern  einen 
andern  ehrenfesten  und  klugen  Advokaten.  Auch  Garpzow  empfiehlt 
die  Zungendresoher,  Beutelfüller,  Vielschreiber  fem  zu  halten.  Olde- 
kop,  der  1654  und  Thönniker,  der  1702  schrieb  —  ihre  Bücher  werden 
aoglmoh  näher  beschrieben  werden  —  klagen,  dass  zuweilen  der  Richter 
keinen  Verteidiger  geben  wolle;  und  noch  1834  kam  es  in  dem  poli- 
tischen Prozesse  des  Dr.  Jucho  in  Frankfurt  a.  M.  vor,  dass  der  gewählte 
Verteidiger  nicht  bewilligt  wurde  und  der  Angeklagte  einen  andern 
bestellen  musste. 

Der  Verteidiger  hat  einen  E  i  d  zu  leisten,  der  in  der  österreichischen 
Landgeriohtsordnung  von   1656  dahin  lautete: 
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dass  er  dem  Gefangenen  nicht  etwas  böses,  so  zu  Unterdriiokang 
der  Wahrheit  gereicht,  an  die  Hand  geben,  sondern  allein  aoff  dieses 
sehen  wolle,  ob  nicht  vielleicht  der  Gefangene  etwas  zu  seiner  Ent- 
schuld- oder  Ringerung  der  Straff  dienstUches  anzuzeigen  und  auss- 
zuführen  unterlassen  hätte. 
Nach  der  Magdeburger  Prozessordnung  von  1686  schwört  der  Advokat 
den  Calunxnieneid.     Dieser  Verteidigereid  hat  sich  mehrfach  bis  ins 
19.   Jahrhundert  erhalten. 

Dem  Angeklagten  und  seinem  Advokaten  wird  Abschrift 
der  Protokolle  erteilt  oder  die  Einsicht  der  Akten 
im  Beisein  von  Richter  und  Schöffen  gestattet.  Letzteres  war  in  den 
sächsischen  Ländern  Brauch,  in  c.  50  der  Magdeburger  Prozessoidnung 
von  1686  ausdrücküch  ausgesprochen,  und  der  unten  zu  erwähnende 
Advokat  Oldekop,  der  diesen  Brauch  nicht  kannte  imd  auf  Abschiiften- 
erteilung  bestand,  geriet  darüber  mit  dem  Magistrat  zu  Braunsohweig 
hart  zusammen. 

Sodann  wird  dem  Advokaten  eine  Unterredung  mit  dem 
verhafteten  Angeklagten  gestattet;  in  der  Regel  in  Gegenwart  einer 
Gerichtsperson,  doch  wurde  auch,  z.  B.  von  Feuerbach,  das  Gegenteil 
behauptet. 

Die  Verteidigung  ist  natürlich  eine  schriftliche.  In  der 
Generalinquisition,  d.  i.  in  dem  emen,  vornehmlich  der  Feststellung 
des  corpus  delicti  dienenden,  noch  nicht  gegen  eine  bestimmte  Person 
gerichteten  Verfahren  war  für  eine  Verteidigung  eigentlich  kein  Raum; 
höchstens  dass  sie  einschritt,  wenn  die  Grenze  dieses  Vorverfahrens 
überschritten  und  z.  B.  der  Verdächtige,  der  in  diesem  Verfahren  nur 
als  Zeuge  behandelt  werden  durfte,  verantwortUch  vernommen  wurde. 
Dagegen  gab  es,  wenn  der  Richter  zur  Spezialinquisition  gegen  eine 
bestimmte  Person,  zu  deren  artikuliertem  Verhör  oder  zur  Verhaftung 
schreiten  wollte,  eine  defensio  pro  avertenda  (speciali  inquisitione  vel 
captura),  welche  allerdings  besonders  zugelassen  werden  musste,  aber 
nicht  leicht  verweigert  wurde.  War  die  Haft  angeordnet,  so  fehlte  es 
nicht  an  Grelegenheit  zu  Beschwerden  über  die  Beschaffenheit  des  Ge- 
fängnisses und  die  Behandlung  des  Gefangenen.  Sodann  konnten 
schriftUche  Fragen  für  die  Belastungszeugen  aufgestellt  oder  Ent- 
lastungszeugen benannt  werden,  für  die  wiederum  besondere  Frage- 
artikel  zu  formieren  waren.  Das  Hauptstück  der  Verteidigung  aber 
war  die  Defensionsschrift,  zu  deren  Einreichimg  nach  Schluss  der  Unter- 
suchung eine  Frist  gesetzt  wurde.  Auch  an  diesen  Schriften  wird  oft 
der  blühende  Stil  imd  die  Überladung  mit  Beinstellen  getadelt.  Carpzow 
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indessen  erklärte,  gut  geschriebene  Verteidigungsschriften  mit  Ver- 
gnügen zu  lesen;  sie  verschönten  ihm  wenigstens  in  etwas  die  entsetz- 
liche Ode  des  Aktenlesens;  und  auch  die  Belegstellen  seien  durchaus 
nicht  überflüssig;  nur  dürfe  nicht,  wie  es  oft  geschehe,  was  mit  einer 
GesetzessteUe  bewiesen  werden  könne,  mit  massenhaften  impassenden 
SteUen  bewiesen  werden  woUen.  Freilich  gebe  es  Vielschreiber,  deren 
Schriftsätze  man  nicht  ohne  Ekel  lesen  könne,  die  dem  Richter  mit 
AUegationen  aus  dem  corpus  juris  beweisen  wollen,  wie  er  zu  richten 
habe,  ein  Unternehmen,  so  lächerlich  —  hier  bricht  der  bürokratische 
Dünkel  krass  zutage  —  als  wenn  ein  Kranker  dem  Arzte  aus  dem  Ga- 
lenus  die  Kur  vorschreiben  wollte.  Diese  langen,  langen  Schriften  bil- 
deten den  Stolz  ihrer  Verfasser  und  wurden  zuweilen  gesammelt  und 
gedruckt.  So  Johann  Georg  Bremens  Schutzschriften,  Altenburg  1735, 
Jeremias  Ersohels  Defensionsschriften,  Marburg  1679.  Noch  1833  er- 
schienen Schutzsohriften  von  Theodor  Ludwig  August  Hobein.  Aus 
Thönnikers  1702  erschienenen  Advocatus  prudens  in  foro  criminali 
seien  folgende  Muster  mitgeteilt: 

Q.  B.  V.  D. 
Höchst  miserabler  Inquisit  C.  L. 

Dancket  zuförderst  vor  allergn.  Verstattung  femerweiter  Defension, 
derer  er  sich  denn  propter  imputatum  homicidium  culposum  wieder 

das  foL  200  Vol.  C  gesprochene  scharffe  Urtheil ne  sibi  ipsi 

crudelis  sit,  bedienen  muss  etc. 

Defension-Schrifft. 
M.  M. 

Wegen  einiger  durch  Verleitung  imd  Verfährung  gegossener 

falschen  Müntze. 

Obwohl  hochbetrübter  Inquisit  M.  M.  durch  sein  hoch  verpoentes 
und  böses  Vornehmen,  worüber  ihm  nunmehro  erst  nach  dessen 
VoUbringung  die  durch  des  Satans  Ust  und  Trug  verfinsterte  Augen 
geöffnet  worden,  seinen  hoch-theuren  Landes-Fürsten  dermassen 
irritiret  zu  haben  vermeynet,  daas  er  sich  auch  nicht  würde  er- 
kühnen dürffen  S.  Cburfl.  Durchl.  Gnade  sich  zu  getrösten;  So  hat 
doch  hoch-gedachte  S.  Churfl.  Durchl.  nach  Dero  Welt-gepriesenen 
und  unbeschreiblichen  clementz  niedergeschlagenen  und  unter  der 
Banden-Last  wimmernden  und  seuffzenden  Inquisiten  freywillig 
Dero  unverkürtzte  Gnaden-Hand  gezeiget,  und  nicht  nur  selbigen 
mit  einer  Defension  zu  hören,  sondern  ihm  auch  einen  Advocaten 
ex  officio  zuzuordnen  und  die  Defensions-Kosten  ex  fisco  zu  reichen 

W«lttl«r,  Gatchtelit«  der  BceMwnwaltMhaft.  1^ 
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gnädigst  anbefohlen,  wodurch  Sie  sich  nach  dem  Aussprach  CSau- 
diani   Theodosii 

referente  Reinh.  Lorich.  lib.  de  inst.  Reg.  tit.  de  dem. 

vergöttert etc. 

Unglaublich  weitschweifig  sind  die  Muster,  die  Kirchhof  in  der  Ab* 
handlung  von  den  Advokaten  1766  giebt.  Eine  Kindermord-Schate- 
rede  beginnt  wie  folgt: 

Unter  allen  Gütern,  welche  die  gütige  Hand  des  Allerhöchsten  den 
vernünftigen  Groaturen  in  dieser  Sterblichkeit  verleiht,  ist  das 
Leben  mit  allem  Recht  für  das  edelste  und  kostbareste  zu  achten. 

Das  Leben  ist  die  erste  Wohlthat 

Auf  der  dritten  Druckseite  ist  dieser  Gedanke  soweit  entwickelt,  dass 
daraus  der  fruchtbare  Schluss  gezogen  werden  kann: 

Es  ist  also  der  Todtschlag  überhaupt  ein  schweres  Verbreehen. 
Aber  dies  wird  noch  weit  grösser,  wenn  es  an  nahen  Verwandten  be- 
gangen wird 

bis  dann  endlich  auf  der  fünften  Druckseite  in  die  Sache  eingestiegen 
und  auf  27  Druckseiten  Schwermut  des  Angeklagten  ins  Feld  gefuhrt 
wird. 

Dieses  war  im  allgemeinen  die  Stellung  der  Verteidigung  nach  der 
gemeinrechtlichen  Lehre,  wie  sie  insbesondere  von  Benedikt  Caipsow 
und  Brunnemann  vertreten  wurde.  Es  versteht  sich,  dass  lande»- 
rechtliche  Besonderheiten  in  Menge  hervortraten.  Vielfach  erhielt 
sich  die  altdeutsche  Regel,  dass  dem  Angeklagten  der  Vorspreoher  ge- 
geben werden  muss,  um  den  er  bittet.  So  im  lübischen  Stadtrechte  von 
1586  V.  3,  Art.  4.  Die  Steyrische  Land*  und  peinliche  Gerichtsordnung 
von  1574  (im  Auszuge  bei  Herbst,  Einleitung  in  das  österreichische 
Stra^rozessrecht)  lässt  zwei  Prokuratoren  besolden,  die  dem  Ange- 
klagten als  Fürsprecher  dienen,  unbeschadet  seines  Rechts,  einen  Beir 
sitzer  des  Gerichts  oder  einen  anderen  als  Fürsprecher  anzunehmen* 
Die  ärgsten  Besonderheiten  waren  die,  welche  nach  Besohränkong 
oder  Ausschluss  der  Verteidigung  strebten.  Am  weitesten  hierin  ging 
wohl  der  kursachsische  Befehl  vom  5.  Januar  1579,  der,  streng  befolgt» 
zur  fast  völligen  Vernichtung  der  Verteidigung  führen  musste;  denn 
er  verbot  für  den  Liquisitionsprozess 

sonderliche   Interrogatorien   durch   die  Advocaten   zu   übergeben» 
die  Gezeugniss  zu  disputim  und  andere  Weitläu£Ptigkeit, 
es  sei  denn,  dass 

es  wegen  angezogener  Nothwehr  oder  andere  dergleichen  duroh  ge- 
sprochene ürtheil  zu  einem  ordentlichen  Beweiss  kommet. 
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Die  Osterreiohisohe  Landgerichtaordnuiig  vom  30.  Dezember  1666  kennt 
einoi  besonderen  Purgationsprozess,  in  welchem  der  An- 
geklagte seine  Unschuld  gegen  einen  ihm  gegenübergestellten  Advokaten 
ausfuhrt.  Wenn  n&mlioh  eine  Verteidigung8(Purgations-)8chrift  ein- 
gereicht ist,  die  zu  beurteilen  dem  Richter  schwer  fallt,  so  soll  er  einen 
Advokaten  bestellen  (Art.  19  §  6), 

der  wider  solche  Purgation  von  Ambts  wegen  die  gebührende  Noth- 
durfft  handle,  und  also  ein  völliger  Process  mit  zwey  Purgation- 
und  zwey  Impugnations-Schrifften  in  obbestimbten  Terminen  pe- 
remptorie  aussgeführt  und  darüber  erkannt  werden. 
Art.  20.     Ausser  der  ordentlichen  Klagen  (ausserhalb  des  Anklage- 
prozesses) imd  Purgations-Processen,  oder  wann  der  Gefangene  zur 
Darthuung  seiner  Unschuld  zuzulassen,  soU  man  sonsten  keinem 
Uebeithater,  bevorab  in  klaren  offenen  Thaten  einigen  Advocaten 
zugeben. 
Die  Zulassung  zum  Purgationsprozesse  hat  also  das  Besondere,  dass 
Angeklagter  einen  Advokaten  haben  darf,  der  ihm  sonst  nur  noch  im 
Anklageprozesse  zugestanden,   im  Inquisitionsprozesse  aber  verweigert 
wird;  und  hierin  liegt  der  hauptsächlichste  Unterschied  der  beiden 
Prozessarten.   Im  Inquisitionsprozesse  wird  auch  nicht  das  Belastungs- 
material  mitgeteilt.     In  der  constitutio  criminalis   Theresiana   vom 
31.  Dezember  1768    ist   der  Purgationsprozess    beibehalten  (Art.  51), 
sonst  aber  die  Verteidigung  sehr  beschrankt.    Ein  Bechtsverstandiger 
soll  dem  Angeklagten  nur  dann  beigegeben  werden,  wenn  er  selbst  durch 
Einfalt,  Schrecken  oder  missliche  Gesundheit  gehindert  oder  die  Sache 
sehr  verwickelt  ist,  oder  w^gen  anderer  erheblicher  Ursachen.     Als 
Rechtsmittel  ist  nur  der  Rekurs  an  den  Landesherm,  hierbei  wiederum 
Hilfe  eines  Advokaten  zugelassen,  obwohl  Versuche  gemacht  worden 
waren,  die  Advokaten  auch  hiervon  auszuschliessen.     Zum  völligen 
Ausschluss  der  Verteidigung  aber,  wenigstens  für  die  erste  Instanz, 
versti^  sich  Josefs  II.  Kriminalgerichtsordnung  von  1788  (§  151);  und 
auch  das  österreichische  Strafgesetz  von  1803  (I.  §337)  gestattete  einen 
Verteidiger  nur  für  die  Rekursinstanz,  der  aber  nur  die  Urteilsbegrün- 
dung zu  sehen  bekommt.    Im  Codex  juris  Bavarici  criminalis  von  1751 
18t  ebenfalls  die  Verteidigung  fast  gänzlich  beseitigt,  dagegen  im  Bayri- 
schen Strafgesetzbuch  von  1813  gestattet  und  in  den  schwersten  Fällen 
sogar  notwendig. 

Ungemein  sorgsam  hingegen  behandelt  die  Preussische  Kriminal- 
ovdnung  vom  11.  Dezember  1805  den  Gegenstand.  Die  Verteidigung 
ist  stets  zulässig  und  bei  den  schwersten  Verbrechen  notwendig.    Dem 

15* 
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Angesohuldigten  ist  seine  Befugnis,  sich  verteidigen  zu  lassen,  zu  Pro- 
tokoll bekannt  zu  machen;  in  schwereren  Sachen  darf  nicht  erkannt 
werden,  ehe  dies  geschehen.  Erklärt  Angeschuldigter,  auf  einen  Ver- 
teidiger zu  verzichten,  so  muss  er  seine  Orimde  angeben;  seine  Ange- 
hörigen können  trotz  seines  Verzichts  auf  die  Verteidigung  dringen. 
Ist  zehnjährige  Strafarbeit  oder  noch  härtere  Strafe  angedroht,  so  ist 
Verzicht  nur  zulässig,  wenn  Angeschuldigter  durch  Greständnis  und  Be- 
weis zugleich  überführt  und  der  Verzicht  in  Gegenwart  eines  glaub- 
würdigen, dem  Richter  nicht  imtergeordneten  Mannes  erklärt  ist,  welcher 
das  Protokoll  mit  imterschreibt.  Liegt  kein  zulässiger  Verzicht  vor, 
so  muss  dem  Angeschuldigten  in  diesen  schwersten  Fällen  gleich  bei 
Beginn  der  Untersuchung  ein  Verteidiger,  wenn  er  keinen  gewählt  hat, 
von  Amts  wegen  beigeordnet  werden,  und  zwar  ein  Advokat  oder  Ge- 
richtsbeamter, der  in  Gegenwart  des  Richters  oder  Protokollführers 
eine  Unterredung  mit  dem  Angeschuldigten  halten  muss  (sein  Aus- 
bleiben wird  durch  Ordnungsstrafe  geahndet),  ihn  dabei  über  seine  Be- 
handlung während  der  Untersuchung  befragen  soU.  Über  die  Unter- 
redung wird  ein  Protokoll  aufgenommen.  Ist  der  Angeschuldigte  nicht 
verhaftet,  so  muss  bei  Einreichung  der  Verteidigungsschrift  nachge- 
wiesen werden,  dass  der  Verteidiger  mündlich  oder  schriftlich  mit  ihm 
Rücksprache  genommen.  Die  Akten  sind  dem  Verteidiger  vorzulegen 
oder,  wenn  er  ein  öffentlicher  Beamter  ist  (was  ja  die  preussischen  Advo- 
katen waren),  auf  drei  Tage  auszuhändigen.  Der  Verteidiger  ist  zum 
artikulierten  Verhör  zuzuziehen.  Er  wird  —  es  ist  immer  von  den 
schwersten  Fällen  die  Rede  —  zur  Eüireichung  einer  Verteidigungs- 
schrift, nötigenfalls  durch  Haft,  angehalten;  in  den  leichteren  Fällen 
kann  er  die  Verteidigungsgründe  in  einem  Termine  mündlich  zu  Pro- 
tokoll geben. 

Die  Verteidigung,  wie  die  Strafrechtspflege  überhaupt,  wurde  als 
etwas  Minderwertiges,  fast  Schimpfliches  betrachtet.  Die  Schöffen 
Sassen  ungern  in  Strafsachen,  die  Advokaten  übernahmen  ungern  Ver- 
teidigungen ;  besonders  die  Doktoren  hielten  sich  für  zu  vornehm  dazu. 
Im  Landtagsabschied  von  Landshut  1474  wurde  angeordnet,  dass  kein 
gemeiner  Vorsprecher,  „der  über  das  Blut  redet'S  ▼or  dem  Hofgeriohte 
reden  soll,  was  sonst  jeder  fromme  Mann  tun  darf. 

V.  Ejrenner,  Bairische  Landtagshandlungen  VII.  431. 
Als  Conrad  Lagus  1539  als  Syndikus  nach  Danzig  berufen  wurde,  machte 
er  sich  aus: 

weil  er  in  Bluttsachen  biss  anhero  von  keinem  Fürsten  oder  Poten- 
taten sich  zu  gebrauchen  hat  bewegen  lassen,  will  Er  sich  das  ooh 
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vor  Gerichte  vor  Jedennänniglich  zustehen  und  in  keinen  Missthaten 
zur  rechtlichen  Straffe  zu  verfoidem  gäntzlich  entschlagen  und  be* 

geben  haben dieweil  zu  sulcher  Fuiderunge  die  rechte  Pro- 

ouratoree  verordnen  und  benennen,  wil  er  sich  als  das  seinem  Beruffe 
und  Stande  von  Nachtheil  ist,  nicht  verpflichten. 
Nur  den  Prokuratoren  mit  Rat  und  Schrift  zur  Hand  zu  gehen,  erklärte 
er  sich  bereit. 

Muther,  Zur  Greschichte  der  Rechtswissenschaft  1876  S.  328. 
Die  Peinliche  Grerichtsordnung  des  Landgrafen  Georg  II.  von  Hessen* 
Darmstadt  (Anwaltzeitung  1844  S.  145)  musste  1630  eine  Ehrenrettung 
der  Verteidigung  unternehmen: 

Demnach  es  eine  hohe  und  schwere  Sache  ist,  einen  Peinlichen  Be- 
klagten zu  defendiren,  die  Procuratores  aber  und  insonderheit  alle 
Doctores  solches  bis  dahero  fast  gering  geachtet  und  ihnen  vor  einen 
Schimpf  gehalten,  in  eigener  Persohn  an  das  Peinliche  Halssgericht 
zu  trotten, 
dieses  Vorurteil  aber  ungegründet  sei,  indem  dergleichen  Personen  nach- 
gehends  noch  zu  hohen  Ehren'  befördert  worden  seien,  so  wird  allen 
Prokuratoren,  sie  seien  graduiert  oder  nicht,  die  Übernahme  der  Defen- 
donen  zur  Pflicht  gemacht.    Leyser   hat  eine  eigene  Dissertation  De 
odio  defensionis  1734  geschrieben,   die  auch  in  seinen  Meditationes  ad 
Fandectas  als  spec.  562  vorkommt. 

Und  doch  wäre  eine  wirksame  Rechtsbeistandschaft  nirgends  nötiger 
gewesen  als  hier.  Was  wollte  die  Verzwicktheit  und  Endlosigkeit  des 
Zivilprozesses  bedeuten  gegenüber  dem  Zustande  der  Strafrechtspflege! 
Wenn  im  heutigen  StrafvOTfahren  die  Schutzwehren  fast  über  das  ver» 
nunftige  Maas  hinaus  gehäuft  sind,  so  darf  niemals  vergessen  werden, 
welch  furchtbare  Sündenlast  das  Richtertum  friiherer  Zeiten  auf  sich 
geladen  Itat,  ausgedrückt  in  den  zwei  schauerlichen  Worten:  Folter  und 
Hexenprozess.  Die  Folter,  wieviel  Abscheu  sie  auch  verdiente,  durfte 
und  musste  angewendet  werden,  so  lange  sie  eine  gesetzliche  Einrichtung 
war.  Aber  doch  nur  dann,  wenn  die  blonderen,  sorgfältig  abgewogenen 
Voraussetzungen  des  Gesetzes  vorlagen.  Aber  was  tat  das  Schreiber- 
tum!  Was  es  überall  tut.  In  Formfragen  peinlich  bis  zur  Ergötzlich- 
keit, setzte  es  sich  in  dieser  fürchterlich  sachlichen  Frage  leichten  Sinnes 
über  die  bestimmten  Vorschriften  der  Carolina  hinweg  und  machte 
die  als  bedenkliches  und  ausnahmsweises  Untersuchungsmittel  zuge- 
laaaene  Folter  zum  regelmässigen  Mittelpimkt  des  Verfahrens.  Gern 
und  schnell  griff  man  zu  diesem  bequemen  Mittel,  in  dessen  Hand- 
habung manche  es  zu  einer  bedeutenden  Kunstfertigkeit  brachten. 
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Wenn  z.  B.  einem  solchen  Künstler  der  Angeklagte  den  unangenehmen 
Possen  spielte,  schon  beim  ersten  Angriff,  noch  vor  Beginn  der  Folter, 
zu  gestehen,  nachher  aber  das  Geständnis  zu  widerrufen,  so  galt  es  ab 
erlaubter  Kunstgriff,  ihn,  auch  wenn  er  gestand,  also  auf  jeden 
Fall,  foltern  zu  lassen,  damit  er  spater,  aus  Furcht  vor  wiederholter 
Folter,  nicht  widerrufe 

Brückner  (Trautmann),  De  sferategematibus  advocatorum  vnigo: 
Von  Advokaten*Streichen,  Jena  1720; 
was  freilich  bei  dem  erfahrenen  oder  durch  seinen  Advokaten  belehrten 
Angeklagten  den  Gegensohachzug  hervorrief,  auf  keinen  Fall 
zu  gestehen.  Missachtung  der  Rechte  des  Angeklagten  war  der  Haupt- 
zug des  Strafprozesses.  Oldekop  und  Thönnicker  berichten,  dass  oft 
der  Richter  keinen  Verteidiger  zulasse,  oft  nicht  sämtliche  Akten  vor- 
lege, oft  die  Unterredung  mit  dem  Verhafteten  verweigere.  Für  die 
schwersten  Fälle,  besonders  auch  die  Hexenprozesse,  wurden  unbe- 
fangen die  gesetzlichen  Formen  ausser  Kraft  gesetzt;  wer  einen  Hoch- 
verräter verteidigen  wollte,  musste  erst  um  Entbindung  vom  Unter- 
taneneide einkommen.  Gegen  die  in  der  Strafrechtspflege  sich  breit 
machende  Willkür,  Dummheit  und  Nichtswürdigkeit  war  im  geord- 
neten Prozesswege  wenig  auszurichten.  Die  Rechtsanwaltschaft  ver- 
suchte es  daher  mit  dem  literarischen  Wege.  Waren  die  früheren  Kau- 
telenwerke  (s.  Kap.  30)  durch  die  Ränke  der  Prozessgegner  hervor- 
gerufen worden,  so  schoss  jetzt  ein  ähnliches,  durchweg  von  Advokaten 
herrührendes  Schrifttum  auf,  dessen  Kampfgeschrei  war:  Schutz 
gegen  den  Richter.  Johannes  David  Thönnicker  liess  1702 
ein  Buch  erscheinen: 

Advocatus  prudens  in  foro  criminali.     Sive  Succincta  instructio 

advocati  circa  inculpati  defensionem,  qua  inprimis  haud  raro  m  a  - 

litiosi,    malevoli    et    imperiti    judicis    f]^audes 

ac    ineptias    declinare    et   superare   valebit. 

In  der  Vorrede  verwahrt  er  sich  gegen  die  Unterstellung,  das  Buch  zur 

Herabsetzung  des  Richteramts  geschrieben  zu  haben.    Aber  ftllArHingpi 

komme  es  vor,  dass  judex  vel  ex  odio  vel  ex  affectata  severitate  vd 

aucupio   gloriae   conscientiam   vulneret   et   vitae   miserrimi   Inquisiti 

fraudulenter  et  dolose  insidietur,  dum  in  oculis  eorum,  qui  judiciali 

fnlgent  potestate,  nihil  vilius  est  quam  sanguis  et  vita  hominum.    Solche 

seien  Krummacher,  nicht  Gleichmacher,  offensores,  nicht  defensoree, 

Sturmherm,  nicht  Schirmherm.     Das  Bild  passe  auf  sie,  das  eineii 

schlecht  gekleideten  Messerschmid  zeigt,     der  aus  gebogenem   Stahl 

gerade  Messer  schmiedet  mit  dem  Spruch: 
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Das  Kram  wolt  ioh  gern  machen  schlecht 

Und  blieb  daher  ein  armer  Knecht, 
daneben  einen  mit  Pnrpnr  angetanen,  der  aus  geradem  Stahl  gebogene 
Messer  fertigt: 

Das  Hechte  kan  ich  kram  machen 

Und  trage  deswegen  roth  Scharlacken. 
Er  schildert  die  Bestechlichkeit  besonders  der  Untemchter,  welche 
die  nach  gemeiner  Meinung  gestatteten  Grenzen  (Annahme  von  Ess- 
waren und  Getranken)  weit  überschreite,  ihre  Habsucht,  derzufolge  sie, 
wo  ihnen  ein  Teil  der  Geldstrafen  gebührt,  Tag  und  Nacht  nach  Straf- 
fallen sinnen  und  die  schwersten  FäUe  zu  Geldstrafsachen  machen, 
ihre  Trunksucht,  oft  erschwert  durch  das  Nebenlaster  starken  Tabak- 
rauchens, ihre  Unwissenheit.  Und  nun  werden  Anweisungen  gegeben, 
wie  man  die  Gesetzlichkeit  ihres  Verfahrens  kontrollieren  und  erzwingen 
könne.  Merkwürdig  berührt  bei  einem  solchen  Werke  die  Verteidigung 
der  Folter,  die  für  nötig  und  nützlich  erklart  wird;  nur  hatten  sich  die 
Gerichte  oft  durch  Missbrauch  dieses  Mittels  befleckt.  Charakteristisch 
ist  der  Rat,  schon  vor  Ankunft  des  voraussichtlich  auf  Folter  lautenden 
Urteils  das  gesetzliche  Rechtsmittel  dagegen  bedingt  einzulegen,  damit 
der  Richter  nicht  nach  der  Ankunft  schleunigst  zur  Folter  schreite  und 
80  den  Angeklagten  des  Rechtsmittels  beraube.  Ähnhche  Werke  waren : 
Just  Oldekops  Observationes  criminales  (Bremen  1664,  Frankfurt  1685, 
1699),  Jacob  Bourichs  (Verfasser  eines  verbreiteten  Advokatenhand- 
buchs s.  Kap.  30)  Captivus  seu  Enchiridion  defensionum  (Leuwarden 
1644,  Stettin  1664,  Leipzig  1686,  1701  und  noch  einmal  in  seinen  Opera), 
Cliristian  Jakob  Heils  Iudex  et  Defensor  (Leipzig  1717,  1738,  HUd- 
buighausen'  1756).  Johann  Heinrich  Kirchhof,  dänischer  Justizrat, 
lieas  1765  eine  „Abhandlung  von  den  Advocaten  und  ihren  Pflichten 
besonders  in  peinlichen  Fällen**  erscheinen,  eine  weitschichtige  Schrift 
in  vier  Bänden,  die  vom  Advokatenstande  überhaupt,  vorzugsweise 
aber  von  Verteidigungen  handelt;  mit  massenhaften  Mustern  für  Ver- 
teidigungsschriften; von  etwas  laxer  Moral,  da  sie  Verteidigungen  ohne 
Wahl  anzunehmen  rät,  den  Bat  zur  Flucht  oder  zum  Leugnen  unbe- 
denklich findet,  wenn  Angeklagter  die  Tat  begangen  hat,  aber  seine 
Sfcrafaussohliessungsgrände  nicht  erweislich  sind. 

Der  bedeutendste  Kopf  imter  diesen  Schriftstellern  war  Just  0 1  d  e  - 
kop.  Seine  Observationes  criminales  enthalten,  im  Gegensatz  au 
lliSnickers  praktischen  Klugheitsr^geln ,  selbständige  wissenschaft- 
liehe  und  besonders  gesetzeskritische  Erörterungen.  So  machte  er, 
gewiss  einer  der  ersten,  auf  die  Ungleichheit  der  Stellung  des  uner- 
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bthrenen  Angeklagten^und^des  rechtskundigen  FiBkals^aufmerksain, 
forderte  überall  Bestellung  eines  Verteidigers.  Freilich  werde  dieser  — 
dies  klingt  fast  prophetisch  —  nicht  vermeiden  können,  sich  die  Feind- 
schaft der  Behörden  zuzuziehen,  und  schon  mancher  sei  bei  korrektester 
Amtsausübung  der  Kerkerhaft  verfallen;  er  solle  sich  daher  seine  per- 
sönliche Sicherheit  durch  Schein  von  Fürst  oder  Behörde  verbürgen 
lassen;  die  Feindschaft  des  Gegners  müsse  ertragen  werden.  G^^ 
die  Folter  äussert  er  bereits  damals,  lange  bevor  Thomasius  gegen  sie 
aufgetreten  war,  den  tiefsten  Abscheu,  eifert  gegen  die  hartherzigen 
Richter,  die  aus  Bequemlichkeit  oder  gar  aus  Aberglauben  zur  Fcdter 
greifen,  gegen  die  Künste  der  Henkersknechte,  gegen  die  abergläubischen 
Gebräuche  der  Wasser-  und  Tränenprobe,  gegen  die  wahnsinnige  Lehre, 
dass  bei  Untersuchung  schwerer  Verbrechen  das  Gesetz  nicht  beobachtet 
zu  werden  brauche,  gegen  den  heimtückischen  Gebrauch,  das  auf  Folter 
lautende  Urteil  sogleich  bei  der  Verkündung  zu  vollstrecken  und  den 
Angeklagten  so  seiner  Rechtsmittel  zu  berauben  —  wie  es  später  in 
seinem  noch  zu  erzählenden  Braunschweiger  Falle  geschah  —  oder  ihn 
die  Gesetzmässigkeit  der  stattgehabten  Folter  anerkennen  zu  lassen. 
Die  volle  Schale  seines  Zornes  giesst  er  aus  über  die  blutdürstigen  Richter, 
die  neue  Martern  erfinden.  Um  die  Wertlosigkeit  der  Folter  zu  er- 
weisen, führt  er  eine  Masse  von  Beispielen  an,  in  denen  sie  einerseits 
Schuldigen  auf  keine  Weise  Geständnisse  zu  entreissen  vermocht,  an- 
dererseits Unschuldigen  unrichtige  Geständnisse  erpresst  hatte.  Be- 
sonders ergreifend  sind  die  Fälle,  in  denen  die  VerurteUten  vor  dem 
Todesgange  dem  Beichtvater  ihre  Unschuld  bekannt,  ihn  aber  eid- 
lich verpflichtet  hatten,  davon  vor  der  Hinrichtung  nichts  verlauten 
zu  lassen;  denn  sie  wollten  lieber  tausendmal  sterben,  als  noch  einmal 
gefoltert  werden.    Er  versteigt  sich  zu  dem  Ausspruch: 

imperitiam  et  illegaUtatem  iudicis  pestem  esse  hodiemorum  pro- 

cessuimi  criminahum  communem. 
Wir  werden  sogleich  den  unerschrockenen  Mann  die  von  ihm  gegeisselte 
richterliche  Willkür  am  eigenen  Leibe  erfahren  sehen. 

Just  Oldekop  war  1507  zu  Hildesheim  geboren,  aus  einer  angesehenen 
wappenfähigen  Familie.  Als  Student  mochte  er  es  wohl  etwas  bunt 
getrieben  haben,  da  man  ihn  in  Jena  relegierte.  Indes  erwarb  er  in 
Marburg  den  Doktorhut,  wurde  Advokat  in  Hildesheim,  dann  Beisitzer 
im  fürstlichen  Konsistorium  zu  Hannover,  später  Syndikus  der  Haiber- 
städter  Landstände.  Bereits  ein  Gelehrter  von  Ruf  geworden  durch 
die  Observationes  criminales  und  den  1656  zu  Halberstadt  erschienenen 
Tractatus  de  appellatione  in  causis  eriminaUbus,    worin  er  gegen  den 
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damals  allmächtigen  Caipzow  die  Zulässigkeit  der  Appellation  verfocht, 
kam  er  nm  1660  nach  Braunschweig,  wo  er,  wie  er  schreibt,  „um  sein 
Geld  zehrte*^  tatsächlich  aber  die  Advokatur  ausübte.  Hier  war  es, 
wo  ihm  das  Unerhörte  zustieas,  das  wir  nun  erzählen  wollen. 

Am  4.  April  1661  wurde  in  der  Oker  eine  ganz  frische  Kindesleiche 
gefunden.  Der  Verdacht  des  Kindesmords  fiel  auf  eine  14jährige  Dienst- 
magd Margarethe  Schmidt,  welche  von  dem  Stiefsohn  ihrer  Dienst- 
herrschaft verführt  worden  war,  dies  von  Anfang  an  zugegeben,  auch 
die  Mütze,  das  Zeichen  verlorner  Jungfemschaft,  das  ihr  sonst  die  Po- 
lizei aufgenötigt  haben  würde,  freiwillig  angelegt,  Schwangerschaft 
jedoch  stets  entschieden  bestritten  hatte.  Da  aber  einige  Weiber  „etwas 
Frauenhaftes''  an  ihr  bemerkt  haben  wollten,  so  wurde  sie  verhaftet 
und  von  zwei  Hebammen  untersucht,  welche  aber  befanden,  dass  Cap- 
tiva  kein  Kind  gehabt  haben  könne. 

Bei  diesem  Stande  der  Sache  wurde  Oldekop  um  die  Verteidigung 
angegangen.  Nach  Einsicht  der  Akten  fand  er  nichts  weiter  nötig,  als  in 
einer  kurzen  Eingabe  die  ihm  unausbleibUch  erscheinende  Freisprechung 
zu  beantragen.  Während  er  auf  diese  wartete,  schritt  das  Gericht 
auf  Gkund  eines  ganz  insgeheim  erwirkten  Fakultätsurteils,  ohne  den 
Verteidiger  oder  die  Angehörigen  zu  benachrichtigen,  zur  Folter. 
In  dieser  gestand  die  Angeklagte,  drei  Tage  vor  Neujahr  1661  im  Hause 
ihrer  damaligen  Dienstherrschaft  zu  Braunschweig  ein  Kind  geboren, 
erdrückt  und  ins  Wasser  geworfen  zu  haben. 

Oldekop  war  empört.  Der  klare  Wortlaut  des  Artikels  35  der  Ca- 
rolina war  verletzt,  nach  welchem  die  des  Kindesmords  Verdächtige 
durch  verständige  Frauen  untersucht  und,  wenn  sie  auch  da  „aigwöhnig^^ 
erfunden  würde,  gefoltert  werden  koxmte.  Die  verständigen  Frauen 
hatten  die  Unmöglichkeit  einer  Geburt  behauptet,  und  doch  war  An- 
geklagte gefoltert  worden.  Dazu  kam,  dass  ihm  das  Vorhandensein 
einer  Kindesleiche  völlig  unbekannt  gebUeben  war.  Er  reichte  daher 
eine  23  Bogen  lange  innocentiae  deductio  ein,  in  der  er  15  Nichtigkeits- 
grunde geltend  machte  (Fehlen  eines  corpus  delicti,  Folter  ohne  genügende 
Verdachtsgründe  u.  a.)  und  das  Verfahren  „jämmerlich,  erbärmlich, 
widerrechüich'",  den  Fiskal  „fast  blutdürstig*'  nannte. 

Die  jetzt  angefragte  Fakultät  zu  Helmstedt  entschied,  dass  keine 
Nichtigkeit  vorliege,  jedoch  weitere  Ermittelung  nötig  und  die  Ent- 
scheidung über  eine  Ungebührstrafe  gegen  den  Verteidiger  dem  End- 
urteil vorzubehalten  sei.  Das  Geständnis  war  zweifellos  unrichtig. 
Das  am  4.  April  gefundene  Kind  konnte  nicht  drei  Monate  vorher  ge- 
boren sein;  die  Dienstherrschaft  hatte  von  einer  Geburt  nichts  gemerkt, 
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im  Gegenteil  die  Magd  neun  Tage  nach  der  angeblichen  Geburt  als 
schwanger  entlassen;  die  Hebammen  erklärten  es  für  fast  unmögliehy 
dass  Angeklagte,  wie  sie  angegeben,  ohne  Hilfe  das  Kind  bei  den  Beineii 
von  sich  gezogen  haben  sollte ;  die  Angeklagte  selbst  wiederrief  ihr  Ge- 
ständnis. Die  wiederum  befragte  Fakultät  Hehnstedt  erkannte  jetst, 
weil  keine  probabiles  causae  des  Widerrufes  vorhanden,  auf  noch- 
malige Folter.  Nach  Ansetzung  der  Beinschraube  gestand 
Angeklagte,  das  Kind  in  ihrer  Eltern  Hause  zu  Gross-Schwülper  geboien 
und  mit  dem  Deckbett  erstickt  zu  haben ;  ihre  Mutter  habe  es  im  Garten 
begraben.  Auch  dieses  Geständnis  war  offenbar  unrichtig.  Das  in  Gross- 
Schwülper  gebome  Kind  konnte  nicht  zu  Braunschweig  in  der  Oker 
gefunden  werden;  die  Mutter  bestritt  ihre  Teflnahme;  eine  Nachgra- 
bung im  Garten  förderte  nichts  zutage.  Die  nunmehr  befragten  Fakul- 
täten zu  Rinteln  und  Jena  erkannten  auf  eine  Verdachtsstrafe,  Staupen- 
schlag  und  Landesverweisung,  Jena  ausserdem  gegen  den  Advokaten 
auf  20  Taler  Geldstrafe. 

Gleichzeitig  mit  diesem  Urteil  erhielt  Oldekop  eine  Vorladung 
auf  den  27.  Juni  1662  vor  den  Rat  zu  Braunschweig,  dort  „weiterer 
gebührUcher  Erinnerung  zu  gewarten  und  Anlobung  zu  thun  hioffiro 
seiner  dienten  Nothdurft  bescheidentlich  einzubringen*'.  Also  eine 
Verschärfung  der  erkannten  Geldstrafe  durch  Verweis.  Oldekop  l^gte 
sofort  die  Appellation  ein  und  ersuchte  zugleich  um  Verschiebimg  des 
Termins.  Der  Rat  Uess  ihn  jedoch  weiter  auf  den  1.  August  1662  vor- 
laden bei  Strafe  der  Verfestung.  Er  bat  wiederum,  ihn 
zu  entschuldigen,  da  er  doch  Appellation  eingelegt  habe,  und  Uess  auf 
nochmalige  mündliche  Aufforderung  „alsbald  hinaufzugehen  und  sich 
vor  grossem  Schimpff  zu  hüten"  sagen,  er  wolle  sich  schriftlich  erklären. 
Hierauf  befahl  der  Magistrat,  die  Verfestung  sofort  zu  vollstrecken. 

Vor  dem  Untergerichte  auf  offenem  Markte  stand  ein  BUd,  das  jüngste 
Gericht  darstellend.  Vor  diesem  wurde  eine  Gerichtsbank  gebildet, 
dergestalt,  dass  die  sitzenden  Gerichtspersonen  dem  Bilde  den  Büoken 
kehrten  und  es  verdeckten.  Zwei  Frohnboten  traten  vor,  die  unter 
Glockengeläut  vor  allem  Volk  in  Form  feierlicher  Frage  und  Antwort 
die  Verfestung  und  den  Namen  des  Verfesteten  ausriefen.  TkAtor 
Just  Oldekop  war  in  die  Acht  erklärt,  mit  der  Schandglocke  aus  Braun* 
schweig  ausgeläutet. 

Diese  ungeheuerliche  Schändung  eines  Rechtsgeldurten  von  Bnf 
war  ein  neuer  Gewaltakt.  Ungehorsames  Ausbleiben,  das  Verfestung 
hätte  nach  sich  ziehen  können,  war  im  Rechtssinne  nur  mog^ch  gegen- 
über einer  im  ordentlichen  Prozesse  ordnungsmässig  ergangenen  La« 
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dung.  Eine  Disadplinarstrafe  hingegen  durch  Verfeetung  zu  voUstreoken, 
das  war  neu  und  ist  denn  auch  vom  Hofgerichte  zu  Wolfenbüttel  „zum 
höchsten  improbirt  und  Bürgermeister  und  Bäht  ernstlich,  mit  vor- 
behaltener Straffe,  verwiesen  worden'\  Oldekop  hat  dann  den  Braun- 
sohweiger  Magistrat  auf  40000  Taler  Schadenersatz  verklagt,  das  Ende 
dieses  Prozesses  aber  nicht  erlebt,  denn  er  starb  schon  5  Jahre  später, 
am  19.  Februar  1667.  Den  ganzen  Sachverhalt  hat  er  selbst  in  einer 
Schrift  dargestellt,  auf  die  der  Bat  zu  Braunschweig  mit  einer  langen 
aktenmässigen  DarsteUung  erwiderte,  die  Oldekop  wiederum  mit  einer 
Gegönsohrift  beantwortete.  Alle  drei  Schriften  Uess  er  zusammen  unter 
dem  Titel:  „Vngehewres  Iniustitiae  monstrum  BürgermeiBtere  und 
Baths  der  Stadt  Braunschweig"  1666  in  Zeitz  erscheinen.  Schonte 
Oldekop  das  Gericht  jetzt  gar  nicht  mehr,  so  stach  doch  sein  Ton  immer 
noch  angenehm  ab  gegen  die  einer  Behörde  ganz  unwürdige  Schreibart 
der  Gegenschrift,  die  fortwährend  von  „Oldekopischem  Schmierwerk" 
sprach,  den  Gegner  frech,  boshaft,  verrückt  nannte,  ihm  lügnerisch  vor- 
warf, in  seiner  Jugend  dem  Knochenhauerhandwerk  zugetan  gewesen 
zu  sein. 

Ohne  Oldekops  Vorgehen  überall  zu  billigen,  wird  man  doch  aner- 
kennen müssen,  dass  hier  die  Advokatur  einen  überzeugten  und  furcht- 
losen Kampfer  gegen  die  Willkür  gestellt  hatte.  Nicht  nur  war  er  schrift- 
lich kraftvoll  für  die  widerrechtlich  Gefolterte  eingetreten,  auch  mündlich 
hatte  er  sich  scharf  gegen  einen  der  Bürgermeister  ausgesprochen :  wenn 
die  Herren  mehr  solcher  Prozesse  hatten,  so  hätten  sie  gross  Ursache, 
Gott  ihre  Sünden  abzubitten;  und  würden  sich  so  in  dieser  Sache  ver- 
wickeln, dass  sie  mit  Becht  und  Ehren  nicht  würden  herauszukommen 
wissen.  Es  war  dieses  nachdrückliche  Eintreten,  was  das  Gericht  ver- 
anlasste, viermal  Fakultäten  anzufragen,  eine  Bechtsgarantie,  die  frei- 
lich ebenfalls  kläglich  versagt  hatte.  Andererseits  hatte  Oldekop  auch 
zu  vermitteln  gesucht,  dem  Bat  angedeutet,  dass  er,  wenn  die  Gefangene 
entlassen  würde,  sie  von  Braunschweig  entfernen,  seine  Akten  ver- 
brennen und  von  dem  Prozesse  nichts  verlauten  lassen  wolle,  sich  er- 
boten, in  gütlicher  Verhandlung  sich  w^gen  seiner  etwa  zu  hart  aus- 
gefallenen Ausdrücke  zu  entschuldigen,  schliesslich  sogar  die  Vertei- 
digung niedergelegt.  Aber  weder  freimütige  Beschwerde,  noch  kluge 
Nachgiebigkeit  hatten  verfangen  wollen.  Oldekop  hat  für  das  Becht 
gekämpft  und  gelitten:  das  ist's,  was  ihm  einen  Platz  sichert  in  der 
Oeechichte  der  Advokatur. 
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Dreissigstes  Kapitel. 

Persönliches  nnd  Sittengescliiehtliches. 

Unter  sehr  ungünstigem  Sterne  trat  die  Advokatur  und  Prokuratur 
ins  deutsche  Leben  ein:  unter  dem  des  römischen  Rechts.  Die 
neuen  Sachwalter  waren  auf  Universitäten,  oft  auf  ausländischen,  ge- 
bildet, begierig,  ihre  schwer  erworbene  römische  Weisheit  mögUchst 
nutzbringend  zu  verwerten.  Sie  gehörten  zur  Zunft  der  Juristrai,  welche 
von  Anfang  an  ein  Gegenstand  tiefster  Abneigung  gewesen  ist,  nicht  blos 
wegen  ihrer  undeutschen  Bechtsbildung,  sondern  vor  allem,  weil  sie  die 
Sohreiberherrschaft  in  das  deutsche  Bechtsleben  einführten,  eine  der 
schlimmsten  Schreiberherrschaften,  die  es  je  gegeben,  die  sich  anschickte, 
einen  Zustand  der  Rechtlosigkeit  herbeizuführen  im  Wege  unendlichen 
Formengezänks  und  endlosen  Prozessganges.  Hei,  wie  donnerte  Ulrich 
von  Hütten  im  Dialog  Praedones  gegen  diese  zweitschlimmste  Art  von 
Räubern  (die  schlimmste  sind  die  Priester),  die  im  Rate  der  Fürsten  und 
Grossen  sitzen  und  den  Adel  seines  Einflusses  berauben,  die  erst  dann 
etwas  zu  bedeuten  glauben,  wenn  sie  einer  schlechten  Sache  zum  Si^ge 
verhelfen  köxmen;  denn  einer  guten,  meinen  sie,  sei  keine  Kunst.  Und 
eine  aus  dem  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  stammende  private  Herzens* 
ergiessung,  die  lange  Zeit  für  ein  Reichsgesetz  Friedrichs  III.  gehalten 
und  im  ersten  Teile  von  Goldasts  Reichssatzungen  veröffentlicht  wurde, 
polterte: 

Alle  Doctores  der  Rechten,  sie  seindt  Greystlich  oder  Weltlich  sollen 
an  kaynem  Gericht  bey  kaynem  rechten,  auch  in  kayns  Fürsten 
oder  andern  Räthen  mer  gelitten,  sunder  gantz  abgethan  werden. 
Sie  sollen  auch  f  ürbas  hin  vor  Gericht  oder  Recht  nit  weitter  reden, 

schreiben    oder    rathgeben 

Den  Doctoren  ist  das  Recht  härter  als  den  Laien  verschlossen 

und  kann  jr  keiner  ein  Schlüssel  darzu  finden,  bis  beide  Thail  arm 

werden  oder  gar  verdorben  sindt.     Aber  der  Ley  behelt  doch  den 

Schlüssel  zum  Rechten  bey  ime,    das  man  zu  zimlicher  Zeit  das 

Recht  herfürbringen  mag. 

Im  Bauernkriege   1525  war  eine  Hauptforderung  der  Aufständischen 

die  Abschaffung  der  Doctores,    und  Shakespeare  (Heinrich  VI.  T.  II) 

lässt  im  Aufstand  des  Hans  Cade  rufen: 

Wir  wollen  alle  Rechtsgelehrten  umbringen. 
Diese  gewaltige  Unbeliebtheit  traf  also  die  Juristen  überhaupt, 
vor  allem  die  Richter,  die  schliesslich  doch  das  entscheidende  Wort 
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sprachen.  Soweit  sie  sich  gegen  das  römische  Recht  richtete,  konnte 
sie  gar  nicht  in  erster  Linie  die  Advokaten  treffen,  die  sicher  ebenso  oft 
als  Verteidiger  wie  als  Feinde  des  einheimischen  Rechts  auftraten.  Ja, 
Tielleioht  war  die  ihnen  so  oft  vorgeworfene  Rechtsunkenntnis  in  diesem 
Betracht  sogar  ein  Segen;  die  einmal  auftretende,  als  Tadel  gemeinte 
Bemerkung,  sie  hielten  es  für  genug,  die  Ortsgewohnheiten  und  Statuten 
zu  kennen,  deutet  an,  dass  sie  manches  gute  Stück  deutschen  Rechts 
gerettet  haben. 

Mochten  nun  Adel  und  Volk  murren:  gegen  die  überlegene  Kultur 
der  gelehrten  Bildung  war  nichts  auszurichten.  Die  Juristen,  besonders 
die  im  Auslande  gebildeten,  waren  ungemein  gesucht.  Fürsten  und 
Oroese  wogen  ihre  Dienste  mit  Gold  auf  und  Johann  Apell  erzahlt,  wie 
ein  Doctor  juris  einem  Fürsten,  der  ihm,  weil  er  g^en  ihn  aufgetreten 
war,  ein  ungnädiger  Fürst  zu  sein  drohte,  erwiderte, 

er  werde  sich  bemühen  ihm  ein  ungnädiger  Doktor  zu  sein 
und  in  der  Tat  später  nur  durch  viele  Bitten  und  Geschenke  zur  Ver- 
söhnung bewogen  werden  konnte.  Die  grosseren  Städte  stellten  rechts- 
gelehrte  S  y  n  d  i  c  i  (Ratskonsulenten,  Stadtadvokaten,  Stadtschreiber) 
an,  die  die  Rechtssachen  der  Stadt  führten,  in  schwierigen  Fällen  vom 
Gericht  um  Rat  angegangen,  auch  wohl  zur  Sitzung  mit  beratender 
Stimme  zugelassen  wurden,  und  tatsächlich  die  ausschlaggebende 
Stimme  hatten,  ja  den  Vorrang  vor  dem  Schultheissen  beanspruchten. 
Das  erste  Beispiel  eines  solchen  Stadtschreibers  ist  Magister  Hein- 
rich von  Kirchberg,  der  1275  als  Syndikus  der  Stadt  Erfurt  bestellt 
wurde.  Das  Carmen  historicum  von  Occultus  Erfordensis  (Nicolaua 
V.  Bibra  1282— 1283) 

Muther,  Zur  Geschichte  der  Rechtswissenschaft  1876  S.  38 
sohildert  nicht  ohne  leisen  Spott,  wie  er  zum  Termine  reitet, 

veste  nova  tectus  in  equo  celeri  pede  vectus, 

dreist  den  Gerichtssaal  betritt, 

Protinus  inisti  fretus  munimine  CSristi 

Et  consedisti  velut  expediens  fore  scisti, 

die  Kopfbedeckung  ablegt  und  von  oben  herab  (super  humeroe)  den 
Gegner  anredet: 

Post  surrexisti  t^gmen  capitis  posuisti 

Absque  labore  super        humeroe  dicens:  quia  nuper 
Istins  merita  cause  non  sunt  bene  trita 

Nee  disousea  satis  qui  contra  nos  vice  statis 

Alterius  partis  vestris  ostendite  cartis 

Qoomodo  processum       vel  quo  sit  fine  reoessum. 
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1377  erscheint  in  Frankfurt  ein  licentiat  Hermann,  ein  Geistliolier, 
ak  Batskonsulent  mit  70  Gulden  Gehalt;  1435  in  Nümbeig  Gregor 
Heimburger.  1516  hatte  Niimberg»  wie  Scheurl  in  einem  Briefe  er* 
zählt,  fünf  solcher  „iureperiti*^  früher  sieben,  dazu  noch  vier  geschwome 
aus  öffentlichen  Mitteln  besoldete  Advokaten  zur  Beratung  der  Bürger. 
Das  Amt  der  iureperiti  ist 

in  causis  Bei  publioae  patrocinari,   orare,   causas  appellationum 

domi  legere,  consulere,  sententiam  dictare 
oder,  wie  Scheurl  es  ein  andermal  ausdrückt,  ius  indicare.  Also 
der  iureperitus  legt  den  Bechtspunkt  dar  und  bringt  den  UrteÜBVor- 
schlag  ein:  genau  die  Tätigkeit  des  alten  Beohtweisers!  Er  hat,  so  fahrt 
der  Brief  fort,  viel  zu  tun,  den  ganzen  Tag  und  zuweilen  auch  bei  Nacht, 
niemals  Buhe,  bezieht  aber  dafür  auch  das  schöne  Gehalt  von  200  Da* 
katen.  Der  Lüneburger  Syndikus  Dr.  Heinrich  H  u  s  a  n  u  s  ,  der 
Advokat  am  Beichskammergericht,  Professor  in  Jena  und  Kanzler  eu 
Schwerin  gewesen  war,  der  Verfasser  der  Lüneburger  Bef ormation  von 
1583,  erhielt  dafür,  dass  er  sich  der  Stadt  Lüneburg  auf  zehn  Jahre  ver- 
pflichtete, eine  einmalige  Entschädigung  von  3000  Talern,  ein  Jahres- 
gehalt  von  500  Talern,  dazu  freie  Wohnung,  Holz-  und  andere  Liefe- 
rungen, für  jeden  seiner  Söhne  ein  üniversitätsstipendium  von  50  Talem 
auf  fünf  Jahre;  bei  alledem  war  ihm  Privatpraxis  gestattet. 

Stobbe,  Geschichte  der  deutschen  Bechtsquellen  I.  328,  n.  62. 
Die  bedeutendsten  Männer  haben  solche  Stellungen  bekleidet:  in 
Nürnberg  Wilibald  Pyrkheimer,  Christoph  Scheurl  mul 
Johann  A  p  e  1 1;  in  Freiburg  Ulrich  Z  a  s  i  u  s  ,  der  Verfasser  des  Frei- 
burger  Stadtrechte;  in  Frankfurt  Johann  Fichard,  der  Verfasaer 
des  Solmser  Landrechts  und  der  Frankfurter  Beformation,  und  Justin 
G  o  b  1  e  r  ;  in  Strassburg  Sebastian  B  r  a  n  t ,  der  Humanist,  der 
das  „Nanenschiff**  geschrieben  und  den  Klagspiegel  herausgegeben  hat ; 
in  Emden  Johannes  Althusius;  in  Bostook  Johann  0 1  d  e  n  - 
d  o  r  p  ;  in  Stralsund  David  M  e  v  i  u  s  ,  der  tiefe  Kenner  des  Ifibimhen 
Beohts;  in  Zwickau  Chilian  König,  der  Prozessualist.  Hohen  Flog 
und  tiefen  Fall  zeigt  die  Strassburger  Sjmdikusfamilie  O  b  r  e  c  h  t. 
Georg  Obrecht  (1547  bis  1612)  brachte  es  bis  zum  Pfalzgrafen;  der  Sohn 
Georg  wurde  1673  wegen  Schmähschriften  gegen  den  Ammeister  Diet- 
rich enthauptet,  wofür  sein  Sohn  Professor  Ulrich  Obrecht  unedle  Bache 
nahm,  zu  diesem  Zwecke  den  Übertritt  zu  den  Franzosen  und  zur  katho- 
lischen Beligion  nicht  scheuend. 

Mit  der  Zeit  erhielten  diese  gelehrten  Beisitzer  der  Gerichte  auch 
das  Stimmrecht,  und  schliesslich  fiberliess  man  ihnen  die  Bechtspreohung 
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Überhaupt:  das  gelehrte  Gericht  war  fertig.  Auch  die  Schöppenstühle, 
bei  denen  die  üntergerichte  Gutachten  einholten,  erhielten  gelehrte 
Beisitzer  oder  doch  Grerichtsschreiber,  die  oft  zugleich  Advokaten  waren; 
den  Schöffen  des  Hallesohen  Schöppenstuhlee  forderte  eine  Verordnung 
vom  12.  Juni  1584  einen  Eid  darüber  ab,  dass  sie  in  Sachen,  die  vor  den 
Schöppenstuhl   kommen   könnten,   nicht   advocieren   werden. 

Dreyhaupt,  Beschreibung  des  Saalkreises  n.  457. 
Für  die  geringeren  StadtschreibersteUen  in  den  kleineren  Städten  kamen 
halbgelehrte  Leute  in  Betracht,  die  eine  Universität  nur  kurze  Zeit 
oder  auch  gar  nicht  besucht  hattrai,  doch  aber  in  ihrer  Eigenschaft  als 
Protokollführer  und  Urteilsverfasser  die  Rechtsprechung  sehr  beein- 
flussten.  Notarius  hiess  der  Protokollführer  im  Gericht,  notarius 
pubUous  imperiali  auctoritate,  wenn  er  zugleich  vom  Kaiser  oder  Hof- 
Pfalzgrafen  zur  öffentlichen  Beurkundung  im  Dienste  Privater  bestellt 
war.  Diese  Leute  meint  Melanchthon  in  der  Oratio  de  l^bus  mit  den 
pragmatici  (Routiniers),  die  der  ungelehrte  Richter  zuzieht,  mit  deren 
Augen  er  sieht,  mit  deren  Ohren  er  hört,  von  denen  er  sich  an  der  Nase 
herumfuhren  lässt. 

ESinen  noch  grösseren  Einfluss  als  durch  amtliche  Tätigkeit  übten 
die  Juristen  aus  durch  Rechtsgutachten  (consilia).  Nicht 
nur  Private,  sondern  auch  Gerichte,  selbst  das  Reichskammergericht, 
holten  Gutachten  hervorragender  Juristen,  Stadtsyndiker,  Advokaten, 
besonders  aber  Universitätslehrer  ein;  Stadt  und  Amt  Schorndorf  in 
Württemberg  empfahlen  1503,  consilia  nur  anzunehmen,  wenn  sie  von 
beiden  Parteien  beigebracht  werden»  weil,  wenn  nur  ein  Teil  ein  consi- 
lium  beibringe,  sein  Übergewicht  zu  gross  sei. 

Stobbe»  Geschichte  der  deutschen  Rechtsquellen  II.  82. 
Es  war  das  Ziel  der  juristischen  Ausbildung,  gute  consilia  schreiben  zu 
können.  Kurfürst  Johann  Friedrich  befahl  1538  in  einem  Erlass  an  die 
Wittenbeiger  Universität,  die  jungen  Leute  so  auszubilden,  dass  sie 
„bestendige  ergrundte  Consilia''  schreiben  und  den  Leuten  durch  Rathen 
und  Schreiben  dienen  köxmen.  Es  gab  Doktoren,  die,  ohne  sonstiges 
Amt,  vornehmlich  von  der  Gutachtertätigkeit  lebten.  So  Christoph 
Kuppener  (1466  bis  1511,  zuletzt  Professor  in  Leipzig),  Valentin 
F  o  r  s  t  e  r  in  Worms  (1530  bis  1608),  Dethard  H  o  r  s  t  in  Wittenberg 
(1548  bis  I6I8),  Henning  G öde  in  Erfurt  (1464  bis  1521),  einer 
der  gesuchtesten  Gutachter,  als  Juris  Monarcha  gepriesen.  Melchior 
Kling  (1504  bis  1571),  der  in  seiner  Jugend  als  Kurrendeschüler  in 
Halle,  wie  noch  heute  Brauch,  vor  den  Türen  um  Geld  gesungen,  dann 
1534  in  Wittenberg  das  kanonische  Recht  gelehrt,  1541  als  kurfürst- 
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Hoher  Bat  dem  B^ensburger  Reichstage  beigewohnt,  1543  das  Reichs* 
kammergericht  visitiert  hatte,  zog  sich  nach  verschiedenen  Unannehm- 
lichkeiten (er  war  1544  verhaftet,  aber  bald  losgelassen  worden)  1647 
von  seinen  Ämtern  zurück  und  lebte  seitdem  in  Halle  als  ein  von  vielen 
Fürsten  und  Herren  gesuchter  Gutachter,  zugleich  Beisitzer  des  Halle* 
sehen  Schöffenstuhls  und  des  Jenaer  Hofgerichts.  Zur  Vennitteluug  der 
Streitigkeiten  der  Grafen  von  Mansfeld  wurde  er  zusammen  mit  Luther 
berufen,  der  ihn  jedoch  für  zu  weitläufig  befand  und  ihm  drohte,  ein 
Buch  gegen  die  goldenen  und  silbernen  Juristen  zu  schreiben,  die  alles 
in  die  Länge  zögen.  In  seinen  Schriften  strebte  Kling  nach  Methode  and 
System.  Merkwürdig  ist  der  von  ihm  unternommene  Versuch  einer 
Kodifizierung  des  sächsischen  Rechts,  der  indes  nur  zu  einer  Privat- 
arbeit (Das  sächsische  Landrecht  Leipzig  1572)  geführt  hat.  Der  be- 
kannte Sammler  der  leges  barbarorum  und  Formeln,  Friedrich  Lin- 
den brog  (1575 — 1648)  war  ein  angesehener  Rechtskonsulent  in 
seiner  Vaterstadt  Hamburg ,  Johann  Schilter,  der  Verfasser  der 
Exercitationes  ad  Pandeotas,  in  Strassbuig.  Fast  alle  Groesmeister 
der  Rechtswissenschaft  sind  Advokaten  in  diesem  Sinne  gewesen. 

So  kehrte  hier  in  etwas  anderem  Gewände  die  Erscheinung  der 
römischen  iurisconsulti  wieder,  die,  den  Lärm  der  Gerichtshöfe  ver- 
schmähend, in  ihren  Häusern  Fragende  und  Bittsteller  empfingen.  Die 
Gutachten  hervorragender  Praktiker  genossen  grosses  Ansehen,  wurden 
gesammelt  und  gedruckt  und  übten  auf  die  Rechtspflege  eine  Wirkung» 
die  nur  mit  der  der  Entscheidungen  unserer  höchsten  Gerichte  ver- 
glichen werden  kann.  Die  Gutaohtertätigkeit  galt  als  viel  vornehmer, 
denn  der  Richter-  oder  Advokatenberuf.  Gerichtliche  Beredtsamkät 
wurde  gering  geschätzt.  Ulrich  Zasius,  selbst  ein  hervorragender  Gut- 
achter, sprach  dies  in  seinen  Lucubrationes  in  1.  2  Dig.  de  orig.  jur. 
1518  aus: 

Quanto  satlus  est  legendo  soribendoque  iuri  operari,  quam  per^ 
traotandis  litibus  iudicum  conterere  subsellia!  Lidignam  me  Her- 
cule  Jurisperito  rem  putaverim,  ob  meroedum  speouJam  omnia 
circumvoUtare  fora,  perstrepere,  vodfetari,  forensique  eloqoentia. 
quam  veteres  caninam  facundiam  nuncupamnt,  mutuis  sese  latra- 
tibus  impetere,  deos  fatigare  et  homines,  maximeque  causis  injustis, 
quae  tarnen  iniquorum  advooatomm  pasooa  sunt,  quos  Plato  aoci- 
pitres  peouniae  appellavit. 
Und  Martin  Luther  klagte,  dass  die  Juristen  notgedrungen  w^gen  zu 
geringer  Besoldung  auf  das  Praknrieren  angewiesen  seien. 

Tischreden  (Bd.  62  der  Erlanger  Ausgabe  von  Luthers  Werkm  8. 280) : 
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Juristen  sollen  nicht  Babulae,  Zungendrescher  noch  Prokuratoren 

sein,  sondern  Rechtsverständige,  die  daBathschläge  stellen 

und  des  Rechten  berichten,  was  recht  ist;  nicht  procurim  und  färm 

gericht  einem  seine  Sache  fähren  und  Wort  speien,  fümehmlich 

Doctores;  sollen  nur  Advocaten  seyn,  so  da  richten,    was   in 

Rechten  gegründet  ist. 

Richten?     Da  haben  wir  es  ja  wieder,  das  kennzeichnende  Wort,  das 

uns  vom  Beginne  unserer  Untersuchungen  an  begleitet  hat,  das  j  u  d  i  - 

c  a  r  e  unseres  Rechtweisers.     Rechtweisen,  Ratgeben,  Gutachten  ist 

Sache  des  Advokaten;  das  charakterverderbende  Prozessfiihren  und 

vor  Gericht  Reden  (Prokurieren)  ziemt  nicht  dem  Gelehrten.  Die  Tren* 

nung  von  Advokatur  und  Prokuratur,  in  diesem  Sinne  gefasst,  war  ein 

bedeutender  Gedanke. 

Dieser  Gedanke  aber  war  damals  zum  Teil  verwirklicht.  Denn 
den  Prozess  führte  in  der  Tat  nicht  der  Advokat,  sondern  der  Prokurator ; 
der  Advokat,  der  nur  Ratschlage  gab  und  Schriftsätze  fertigte,  stand 
in  der  Tat  dem  Gutachter  ziemlich  nahe  und  nahm  an  seinem  Ansehen 
teil.  Da  noch  nirgends  Einrichtungen  zu  geregelter  Nachzucht  des 
Beamtentums  getroffen  waren,  so  war  die  Advokatur  fast  überall  die 
Pflanzschule  des  Staatsdienstes,  vielfach  auch  des  Lehrfachs.  Eine 
grosse  Zahl  bedeutender  Männer  ging  aus  ihr  hervor.  Der  berühmte 
A 1  c  i  a  t ,  einer  der  ersten  Rechtsgelehrten  seiner  Zeit,  hat  seine  Sporen 
(um  1518)  ak  Advokat  in  Mailand  verdient  durch  einen  Hexenprozess, 
in  dem  er,  einer  der  ersten,  die  Unsinnigkeit  der  durch  die  Folter  er- 
pressten  Geständnisse  dartat.  Joachim  Mynsinger  ist  von  1537  biB 
1548  Advokat  und  zugleich  Professor  in  Freiburg  gewesen.  In  Witten- 
berg lebte  seit  1522  Konrad  Lagus  als  Lehrer,  dann  auch  als 
angeeehener  Advokat,  der  zum  ersten  Male  die  Rechtswissenschaft  in 
ein  System  brachte  (Methodica  juris  utriusque  traditio  1543),  das  älteste 
Kompendium  des  Rechts,  auch  ein  Compendium  juris  Saxonici  schrieb, 
seit  1540  Syndikus  in  Danzig. 

Muther,  Doctor  Conrad  Lagus.  In  der  Sammlung :  Zur  Geschichte 
der  Rechtswissenschaft  1876. 
Johann  F  i  c  b  a  r  d  ,  der  bereits  Genannte,  ist  Advokat  und  etwas 
später  Prokurator  am  Reichskammergerichte  gewesen,  ehe  ihn  (1533) 
fVankfurt  als  Syndikus  berief.  Nicolaus  Fr  ey ,  der  Schüler  und  Freund 
desUbich  Zasius,  der  Herausgeber  seiner  Werke,  seit  1535  doctor  juris, 
war  Notar  in  Freiburg,  dann  Advokat  und  Prokurator  beim  Hofgerichi» 
in  Ensisheim,  noch  später  Syndikus  in  Freiburg  i.  B.  Franz  Frosch, 
der  ebenfalls  Zasius  nahe  stand,  verschmähte  es  nicht,  die  Würde  eines 

WcliiUr,  G«Mlüekto  der  aochtMiiwftltodufi.  16 
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Biohters  am  Beiohskammergerichte  1633  mit  dem  Berufe  eindB  Advo- 
katen in  Strasflbuig  zu  vertauschen.  Heinrich  G  e  s  s  1  e  r ,  Färapieoh 
des  grossen  Rats  zu  Strassburg,  trug  durch  seine  von  1493  bis  1514  sechs- 
mal gedruckten  „Formulare  und  Tütseh  rhetorika^^  viel  zur  Einbür- 
gerung des  römischen  Rechts  bei.  ChiUan  Goldstein,  der  sacli- 
sische  ProzessuaUst,  der  Freund  Luthers  und  Melanchthons,  Rektor 
der  Wittenberger  Universität,  war  1533  Prokurator  am  Oberhof geriohte, 
Christoph  B  e  s  o  1  d ,  der  grosse  Staatsgelehrte  (1577 — 1038),  ist  laagece 
Zeit  Advokat  gewesen.  Einer  der  einflussreichsten  Praktiker  seiner 
Zeit  war  der  Leipziger  Advokat  Matthias  B  er  lieh  (158ft— 1638), 
der,  ein  Vorgänger  Carpzows,  in  seinem  grossen,  oft  au^el^ten  Werke 
Condusiones  practicabiles  das  gemeine  und  das  Sachaenreoht  zu  einer 
Einheit  verarbeitet  hat.  Paul  Matthias  Wehner  (1683—1612),  der 
Verfasser  eines  bekannten  1608  erschienenen  Rechtalezikons  (Fraeti- 
carum  juris  observationum  über  singularis)  war  ein  gesuchter  Advokat 
in  Kitzingen,  Kaspar  Schieferdecker  (1583 — 1631)  als  Advokat 
iu  Schweidnitz,  seit  1620  in  Breslau  so  angesehen,  dass  er  die  Stelhmg 
eines  kaiserUchen  Rats  ablehnte.  Die  Schicksale  des  Kriminalintftn 
Just  0 1  d  e  k  o  p  haben  wir  im  20.  Kapitel  erzählt.  Christfried  W  a  e  o  h  t- 
1er  (1652 — 1731),  ein  hochangesehener  Advokat  in  Dresden,  war  su- 
gleich  ein  fruchtbarer  juristischer  Schriftsteller.  Cornelius  van  B  y  n.  - 
kershoek  (gestorben  1743),  Präsident  des  grossen  Rats  von  Holland 
und  bedeutender  juristischer  Schriftsteller,  Johann  Siegmund  S  t  u  r  na  , 
Präsident  des  Berliner  Kammergerichts,  Cihristian  Otto  M  y  11  o  a  , 
der  Sanmiler  des  corpus  juris  constitutionum  Marchicarum,  Geheimer 
Tribimalsrat,  Fuchs,  des  grossen  Kurfiirsten,  und  K  a  t  s  c  h ,  Fried« 
rieh  Wilhelms  I.  Minister,  Ernst  Ferdinand  Klein,  der  Mitarbeiter 
am  Allgemeinen  Landrecht,  der  Aufklärer  und  Germanist  Josias  Ludwig 
Ernst  Püttmann  (1730 — 1748)  und  Christian  Gk>ttlob  B i e n e  r  , 
der  Verfasser  des  grossen  Werks  Commentarii  de  origine  et  progEeasa 
legum  juriumque  Grermanicorum  (Leipzig  1787 — 1795)  —  sie  alle  aiiKl 
Advokaten  gewesen.  Auch  in  der  schönen  Literatur  haben  sich  die 
Advokaten  bemerkUch  gemacht.  Johann  Fischart,  der  schnridige 
Satiriker,  der  Dichter  des  Jesuitenhütleins ,  des  Flöhaz,  der  Affen- 
theoerlichen  Naupengeheuerlichen  Geschichtsklitterung  und  des  Gäüok- 
haften  Schiffs,  hat  nach  langen  Reisen  in  Siena  seine  Studien  abgesohlo»- 
sen,  ist  um  1576  in  Strassburg,  1581  am  Reichskammergerichte  Advokat 
gewesen.  Jacob  A  y  r  e  r ,  der  Komödiendichter,  war  Lehrling  in  einem 
Nürnberger  Eisengeschäft,  errichtete  nachher  selbst  ein  solohaa  Ge- 
schäft, legte  sich  aber,  als  es  nicht  gehen  wollte,  aufs  Schreiben  ond 
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wurde  nach  einiger  Zeit  Hof-  und  Stadtgeriohtsprokurator  in  Bamberg 
und,  als  er  diese  Stadt  seiner  evangelischen  Religion  wegen  veilassen 
musste,  1594  Gerichtsprokurator  in  Nürnberg,  auch  Kaiserlicher  Notar. 
Er  starb  1605  und  hinterliess  zwei  Söhne,  Jacob  und  Matthaeus,  beide 
doctores  juris.  Wahrscheinlich  einer  dieser  Söhne  war  der  Jacob  Ayrer, 
der,  ebenfalls  Advokat  in  Ntimberg,  1579  einen  oft  aufgelegten 
Processus  juris  Luciferi  contra  Christum  und  einen  Traktat  aber 
den  Mord  schrieb  und  1603  von  Nürnberg  weg  in  pfälzische  Dienste 
übertrat. 

Die  Advokatur  rief  ein  Schrifttum  hervor  von  einer  Art 
und  Ausdehnung,  wie  wir  es  heute  nicht  kennen.  Bereits  haben  wir 
eine  Literatur  De  instructione  advocatorum  im  25.  Kapitel  kennen  ge- 
lernt. Mit  auffallender  VorUebe  beschäftigten  sich  die  Doktoranden 
mit  unserem  Berufe.  Die  Aufzählung  ihrer  Dissertationen  de  advocatis 
füllt  bei  lipenius  Bibliotheca  juridica  mehrere  Spalten.  Ein  reiches 
Schrifttum  über  Advokatenethik  werden  wir  noch  in  diesem  Kapitel 
kennen  lernen.  Der  Advokat  schmückte  gern  seine  Kanzlei  mit  einer 
grossen  Bibliothek,  die  den  Inhaber  als  gesuchten  und  gelehrten  Mann 
kennzeichnete!  Da  prangten  die  grossen  wertvollen  Foliobände  des 
corpus  iuris  civilis  und  canonici  mit  den  Glossen  von  Accursius  und 
Bartolus,  Durants  Speculum  iuris,  Tancreds  ordo  judiciarius,  diese  aus 
dem  13.  Jahrhundert  stammenden,  immer  noch  nicht  veralteten  Werke; 
daneben  neuere,  wie  Robert  Marantas,  des  Practicorum  Princeps, 
Praxis  sive  De  ordine  iudiciorum  tractatus  (Coloniae  1570,  1598,  1614, 
1650),  genannt  Speculum  aureum  et  Lumen  Advocatorum,  später  na- 
türlich Carpzo  WS  Processus  juris  imd  die  übrigen  angesehenen  Lehr- 
bücher; sodann  besondere  Handbücher  der  Advokatur,  wie  wir  sie  heute 
gar  nicht  mehr  haben,  dtu*chweg  von  Advokaten  herrührend:  Jacob 
B  o  u  r  i  c  i  u  s  Advocatus,  1643  erschienen,  1650,  1665,  1686  und  1716 
neu  aufgelegt,  Johannes  David  Thönnicker  Advocatus  prudens 
(1702,  1703,  1708)  und  eine  Anzahl  strafrechtUcher  (s.  Kap.  29),  welche 
alle  weniger  die  Prozeeswissenschaft  lehren  wollten,  die  man,  wie  Bourich 
erklärte,  aus  Durant,  Tancred  und  Maranta  viel  besser  schöpfen  werde, 
als  vielmehr  praktische  Verhaltungsmassregeln  geben.  Es  fehlten  nicht 
Handbücher  über  das  Ausserliche  des  Dienstes,  wie  des  Vizekanzlers 
Estor  „Anleitung  für  die  Advokaten  und  Anwälte  nach  Vorschrift 
des  Reichsprozesses"  (in  vermehrter  Auflage  zu  Marburg  1752  erschienen), 
und  dickleibige  Formularbücher,  welche  das  gesamte  Kanzlei-  und 
Schreibwerk  und  besonders  auch  das  wichtige  Titelwesen  in  getreuen 
Mustern  vorführten.     So  Uess  Abraham  Säur,    Advokat  und  Pro- 

16* 
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korator  des  HofgeiichtB  zu  Marburg,  1580  eiiien  PenuB  Notariomm, 
das  ist:  ein  new  ausserlesen  Formular  vnd  volkomUch  Notariat  erBohei- 
noD,  Adolf  Volkmann  1610  ein  Manuale  advocatomm  oder  No- 
tariatkunsty  das  oft  und  zuletzt  1744  in  Leipzig  au^^elegt  worden  ist, 
Caspar  ▼.  Stieler  unter  dem  Namen  »»Der  Spähte"  zwei  Foliobande 
»»Der  Teuteche  Advokat''  (1678»  1691»  1695)»  dn  voDstandigee  Lehi^ 
buch  für  Advokaten,  die  ganze  Prozese-  und  Bechtalehre  und  im  zwäten 
Teile  vollständige  echte  und  deshalb  geschichtlich  sehr  wertvolle  Pro- 
zessakten enthaltend.     Was  alles  doch  ein  Advokat  schreib^i  sollte! 

und  Vokationen  zu  Pfarr-  und  SchulmeistersteUen» 
über  Ehe  und  Geburt,  zierliche  Einladungen  zur 
Taufe  und  unglaublich  schwulstige  Danksagungen  an  HochzeitggSste, 
vor  allem  natfirlich  Vertrage  und  andere  WillensOTUärungen,  durch 
deren  Aufnahme  die  Advokaten  in  grossem  Umfange»  wie  noch  heute, 
die  Qeschaftolast  der  Notare  erleichterten.  Man  ersieht  hieraus,  wie 
nahe  sich  Advokatur  und  Notariat  berührten,  die  ja  auch  formell  viel- 
fach vereinigt  waren  (Kap.  24).  Advokaten  schreiben  die  Formokr- 
bucher  der  Notare,  manuale  advocatorum  wird  mit  Notariatkunst 
übersetzt. 

Mit  der  Zeit  trat  eine  Überfiillung  des  Berufs  ein,  die  nachteilig 
auf  sein  Ansehen  wirkte.  Die  Stellung  der  Gelehrten  war  überhaupt 
im  17.  Jahrhundert  nicht  mehr  die  alte.  Sie  waren  nicht  mehr  selten; 
bereite  gab  es  ein  Gelehrten-Proletariat.  MeltorfEs  Juristenspiegel  1666 
bejahte  die  Frage,  ob  Advokaten  studiert  haben  müssen, 

weil  Teutschland  überflüssig  mit  Gelahrten  versehen,  in  Betrach- 
tung ein  jeder  HandwerokB-Mann  die  seinen  studieren  lasst,  also 
dass  man  eher  einen  Studenten  als  einea  Schuhknecht»  Amme  oder 
Magd  bekommen  kann,  war  es  ja  thorlich»  dass  man  mit  Huren 
tantzete,  wenn  man  Jungfrau  hab^i  kann. 
An  den  Obergerichtssitzen  waren  die  Advokaten  zahlreich  und  konnten 
sich  kaum  ernähren,  so  dass  Stiyk  ihnen  deswegen  Steuerfreiheit  zu- 
sprechen wollte.    Mevius  in  den  Commentarii  ad  jus  Lubecense  lib.V. 
Tit.  in.  erzahlt  zu  Art.  6,  dass  fast  jeder,  der  sonst  keinen  Unterhalt 
habe,  zur  Advokatur,  wie  früher  zum  Mönchtum  oder  Kriegsdienst, 
dränge.    Da  die  Advokatur  meistens,  und  zwar  auch  für  Niohtgeprufte, 
freigegeben  war,  die  allerdings  geschlossene  Prokuratur  aber  —  von  den 
Obergerichten  abgesehen  —  überhaupt  nur  Halbbildung  erforderte, 
so  war  dem  Eindringen  zweifelhafter  demente  nicht  in  dem  Masse  wie 
heute  Einhalt  geboten.    Und  da  der  Zustand  des  formellen  und  ma- 
teriellen Rechte  zur  Schikane  gwadecu  herausforderte,  so  kann  man 


Kftp.  30l     Pecaönliohes  und  SiUengoBohiohtlioheB.  245 

sich  nicht  wundem  über  die  lauten  Klagen  und  den  Spott,  die  sich  von 
allen  Seiten  über  die  Advokatur  ergossen.  Dieser  heikelste  und  am 
öftesten  gemissbrauchte  Beruf  hat  von  jeher,  von  den  römischen  Sa- 
tirikern an  bis  zu  den  heutigen  Witzblättern,  dem  Spotte  breite  Angriffs- 
flachen geboten.  Der  Spott  ist  aber  grimmiger  und  trifft  tiefer,  weil 
er  nicht,  wie  bei  anderen  Berufen,  über  harmlose  Äusswlichkeiten 
lacht,  sondern  über  schwere  Sünde  zürnt.  Nur  die  Priesterschaft  noch 
hat,  und  aus  ähnlichen  Gründen,  gleich  schwere  Angriffe  zu  erdulden 
gehabt,  wie  die  Advokatur. 

Die  Vertretung  des  Unrechts  ist  es  vor  allem,  die  das  Volk  empört. 
Im  Hessischen  Historienbüchlein  Marburg  1842  wird  folgende  Ge- 
schichte erzählt,  die  aus  Sachsen  stammen  muss,  wo  die  Advokatur- 
kandidaten Notare  waren.  In  einer  Stadt  lebte  einst  ein  sehr  ange- 
sehener und  reicher  Advokat.  Zu  dem  kam  ein  armer  Notarius,  um 
bei  ihm  zu  arbeiten.  Der  sah  die  BibUothek  imd  sagte:  Lieber  Herr 
Doktor,  sind  das  lauter  Bücher,  darinnen  das  Recht  steht?  Ja,  ant- 
wortete der  Doktor.  Der  Notarius  sagte:  Mein  lieber  Herr  Doktor, 
wo  habt  Ihr  denn  die  Bücher,  darinnen  das  Unrecht  steht? 
Der  Doktor  sagte :  Dergleichen  hab  ich  keins.  Mein  lieber  Herr  Doktor, 
begann  der  Notarius  wieder,  wo  habt  Ihr  es  doch  gelernt? 
Da  merkte  der  Doktor,  dass  er  einen  guten  Lehrling  angetroffen  habe, 
und  in  kurzer  Zeit  ward  der  Schüler  ein  ebenso  starker  Unrechtsge- 
lehrter, wie  der  Meister,  ohne  Bücher. 

Gern  lässt  man  den  Advokaten  durch  seine  eigenen  Künste  ge- 
schlagen werden.  So  ist  die  nachfolgende  Greschichte  dreimal,  in  Beuch- 
lins Henno,  Georg  Wickrams  BoUwagenbüchlein  und  auch  von  Hans 
Sachs  behandelt  worden.  Ein  Fürsprecher  giebt  einem  Angeklagten, 
der  ihm  vier  Gulden  versprochen,  den  Rat,  auf  alle  Fragen  nur  „Ble'* 
zu  antworten.  Der  Rat  ist  gut,  Angeklagter  wird  als  unzurechnungs- 
fähig freigesprochen.  Als  er  nun  die  vier  Gulden  zahlen  soll,  erwidert 
er  ebenfaUs  „Ble"  und  wird,  vor  Gericht  gezogen,  wiederum  losgesprochen. 
„Also  muoss  der  redner  das  wort  Ble  für  seine  vier  gülden  zuo  Ion  han 
und  traff  untrew  jren  eygen  Herrn''. 

Mit  Vorliebe  denkt  man  sich  den  Advokaten  in  der  Hölle.  Vom 
heiligen  Ivo,  der  ein  frommer  Advokat  in  England  gewesen  und  vielen 
Armen  zu  ihrem  Rechte  verhelfen,  ging  die  Legende,  dass  er,  zum  Himmel 
eingegangen,  die  Leiter  hinter  sich  heraufgezogen,  dass  kein  Advokat 
femer  hinaufsteigen  könne.  Als  ein  Advokat  im  Sterben  lag,  fand  man 
folgendes   Gedicht  öffentlich  angeschlagen: 
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Dur  Herren  Adyocaten  und  Hebe  Gesellen, 
Hat  jemand  in  der  Höllen  etwas  zn  bestellen, 
D^  stelle  sich  morgen  in  meiner  Wohnung  ein. 
Um  3  Uhr  wird  die  Abfahrt  sein. 

N.  N. 

Selbst  diBtss  Christus  unser  Furq>reoher  bei  Gott  ist,  wurde  eu  dem 
S^ttvers  verwertet: 

Gausidicum  in  ooeUs  unum  (inquit  Paulus)  habemus. 
Praeter  eum  num  qui  sunt  ibi  causidici? 

Noch  heute  geht  folgendes  sicherfioh  sehr  altes  Scherzr&tsel  um :  Wenn 
Gott  mit  Satan  einen  Prosess  hatte,  wer  würde  gewinnen?  Satan, 
denn  der  hat  alle  Advokaten  auf  seiner  Seite. 

Die  Gelehrsamkeit  der  Advokaten  schilderten  folgende  V^se: 

In  Institutis  vos  comparo  brutis. 

In  Digestis  nil  potestis. 

In  Godice  scitis  modice. 

In  Novelhs  oomparamini  asellis. 

In  dem  Reichsabscheid  seid  ihr  kommen  nit  weit. 

Et  tarnen  creamini  Doctoree 

O  temi>ora  o  mores! 

Diese  Leute,  sagt  Melanchthon  in  der  Oratio  de  legibus,  haben  sieh  mit 
den  Gesetsen  selber  nicht  beschäftigt,  aondern  nur  aus  den  Formeln 
einiger  geriebenen  Praktiker  ihre  Kenntnis  geschöpft,  leiten  einen  Pro- 
less  aus  dem  andern,  schinden  ihre  EJienten  und  machen  den  unwissenden 
Richter  mit  immer  neuen  Kniffen  sum  Spott.  „Die  ungeschickieo, 
unerfarenen,  eigensinnigen  Fär8prechen^\  sagt  Johann  Köbel  in  seiner 
1623  zu  Oppenheim  erschienenen  „Gierichtsordnung*\  „lassen  sich  nit 
wesen  noch  leren,  wissen  auch  selbe  nichts,  denn  ein  frevelich  geschwet8^\ 
Für  den  hier  geschUderten  Tjrpus  hatte  man  den  rätselhaften  Namen 
rabula  erfunden.  Die  Zunge  des  Rabulisten,  hiess  es,  ist  wie  das  Zung- 
lein an  einer  Wag^,  das  sich  immer  nach  der  mehr  mit  Gold  beschwerten 
Seite  neigt.  Seine  zehn  Gebote  sind  zehn  Buchstaben:  Da  pecuniam. 
Die  berühmte  Hynme  zum  Ruhme  d^  Advokatur  in  L.  14  Cod.  de  adv. 
div.  jud.  2,  7  (s.  Kap.  14)  wurde,  wie  folgt,  travestiert: 

Advocati,  qui  protrahunt  oerta  fata  causarum  suaeque  nequitiae 

viribus  in  rebus  saepe  publids  ac  privatis  bene  ordinata  et  reparata 

destruunt,  fatigata  prorsus  pervertunt  usw. 

Langbein  schrieb  ein  RabulistenUed  und  Jean  Paul  beschrieb  im  Sieben- 

kis  die  Loechanstah  des  Gdddurstes,  bei  der  die  Rdhe  der  Klienten 
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mit  leeren  Eimem  hinabsteht,  die  der  Anwälte  sich  einander  die  vollen 
hinanfreicht;  die  geriohtliohe  Beredsamkeit  der  Zeit  schildert  er  wie 
folgt: 

Obgleich  die  Babbinen  lehren,  dass  zwölf  Heukörbe  mit  leerem  Qe- 
wasch  vom  Himmel  gefallen  w&ren  und  dass  neun  davon  blos  die 
Weiber  aufgegriffen  hatten,  so  ists  doch  mit  der  Einschränkung 
wahr,  dass  sich  die  Vorredner  und  die  Bechtsfreunde  besagte  neun 
Kfirbe  zu  ihrer  Nutzniessung  erheirathet  haben  von  ihren  Weibern 
als  Eingebrachtes. 

Es  war  ein  schönes  Lob  für  den  Verstorbenen,  aber  ein  schlechtes  für 
seinen  Stand,  was  in  einem  Grabgedicht  für  den  1739  verstorbenen 
Advokaten  Johann  Oottlieb  Krause  gesagt  wurde: 

illustrius  astrum 

Vix  habuit  germana  Themis,  quod  jura  clientum 
Et  causas  meUus  defenderit  innocuosque 
Servarit  sine  avaritia,  sine  munere  spurco 

Memorabilis  illa 

Res  est,   quod  rara  est  et  credite  digna  notatu. 

Und  nicht  viel  schmeichelhafter  für  den  Stand  war  die  Grabschrift, 
die  man  Godofred  Strauss  1717  setzte: 

Du  fragst:  Wer  hegt  alhier?     Ich  sage,  ein  Juriste, 
Der  niemand  wissentlich  ein  Unrecht  hat  gethan. 
Ich  sage  Dir  noch  mehr:  Hier  ruht  ein  guter  Christe! 
Draus  lerne,  dass  dies  wohl  beysammen  stehen  kann. 

Eb  war  überhaupt  ein  schlechtes  Zeichen,  dass  man  nötig  fand,  in  meh- 
reren Schriften  die  frommen  Juristen  zu  sammeln. 

In  Phil.  Schmidt  Commentatio  de  pietate  et  scriptis  theologicis 
JCtorum.  Hur.  Engelbrecht  Schwartz  De  pietate  JCtorum. 
Gasp.  Ziegler  Diss.  de  JCtis  bonis  ac  Christiams.  Com.  von  Eck 
Oratio  de  religione  et  pietate  veterum  JCtorum.    Alle  vor  1766. 

Der  Name  Advokat  nahm  eine  gehässige  Nebenbedeutung  an.  Die 
Advokaten  selbst  lehnten  ihn  ab,  Hessen  sich  lieber  Prokurator,  Doktor, 
Lioentiat,  mindestens  aber  „Hof-,  Amts-,  Regierungs-,  Canzlei-Advo- 
kat'*  nennen. 

Unterweisung  in  der  Kunst  der  Babuhstik  gab  die  sog.  Kaute- 
larjurisprudenz. Aus  Italien  waren  sie  herübergekommen, 
jene  Kautelenwerke,  welche,  „damit  man  sich  vor  ihnen  hüte",  die 
bösartigsten  Kniffe  lehrten.  Baymund  Pius  Fichard  hatte  1576  eine 
Sammlung  solcher  Kautelenwerke  veranstaltet,  Peter  Conrad  B  r  e  d  e  - 
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r  o  d  e  sie  1590  vermehrt  unter  dem  Titel  Eurematicon  seu  Cautelae  heraus- 
gegeben. Sprichwörtlich  geworden  waren  die  Kautelen  des  Barthok>- 
maeus  Caepolla.  Nur  ein  Beispiel:  Wer  zur  Eheachliessung  gezwungen 
wird,  füge  seinem  Jawort  hinzu,  dass  er,  wenn  sich  die  Braut  mit  andern 
Männern  einlassen  sollte,  eine  andere  zu  nehmen  berechtigt  sein  wolle. 
Darin  wird  niemand  ein  Arg  finden;  in  Wahrheit  ist  aber  die  Ehe,  als 
bedingt  eingegangen,  nichtig.  Etwas  gemildert  erscheint  diese  Art 
Bänke  in  der  ak  verspäteter  Ableger  der  Kautelenliteratur  anzusehen- 
den Dissertation  von  Wilhelm  Hieronjrmus  Brückner  (Trautmann) 
De  strategematibus  advocatorum  vulgo:  Von  Advocaten-Streichen 
Jena  1720.  Da  wird  empfohlen,  sich  von  der  Fakultät,  an  welche  wahr- 
scheinlich die  Akten  werden  versendet  werden,  im  voraus  ein  Gutachten 
geben  zu  lassen;  fallt  dieses  günstig  aus,  gut;  wenn  nicht,  so  verwirft 
man  die  Fakultät.  Andererseits:  weiss  oder  vermutet  man,  dass  eine 
Fakultät  günstig  sprechen  wird,  so  verwirft  man  sie  zuerst,  giebt  aber 
schliesslich,  scheinbar  widerstrebend,  nach;  so  wird  ganz  sicher  diese 
Fakultät  angefragt  werden.  Zur  Erzielung  eines  aussergerichtlichen 
Geständnisses  ist  es  gut,  mit  dem  Gegner  unter  vier  Augen  über  die 
Sache  zu  verhandeln,  jedoch  Zeugen  versteckt  zuhören  zu  lassen.  Wie 
man  Zeugen  durch  Beleidigungsklagen  sich  feindlich  gesinnt  und  daher 
verdächtig  macht,  Angeklagten  zur  Flucht  verhilft,  das  wird  hier  alles 
aufs  schönste  gelehrt.  Kein  Zweifel,  dass  viele  dieser  Kautelen  theo- 
retisch erdacht  sind;  so  der  unglaubliche  Bat,  einen,  den  man  tötlicb 
verwundet  hat,  schnell,  bevor  er  stirbt,  durch  einen  andern  töten  zu 
lassen,  wo  dann  nur  dieser  w^en  Mordes  bestraft  werden  könne;  hinzu- 
zudenken ist,  dass  man  diesem  andern  zur  Flucht  behilflich  sein  wird. 
Angehängt  ist  ein  Eiguss  des  Opi>onenten,  der  sehr  viel  strenger  denkt 
und  u.  a.  die  Frage  ak  streitig  bez^ohnet,  ob  es  moralisch  erlaubt  sei, 
eine  nur  formell  gerechte  Sache  zu  vertreten,  z.  B.  ein  Testament  wegen 
geringen  Formfehlers  anzufechten.  Den  gleichen  Gegenstand  behandelte 
Johannes  Festing  in  seiner  zu  Rostock  1688  gehaltenen  Inauguial- 
Dissertation  De  artificiis  advocatorum:  Von  Advocaten-Grif^n,  Fändgen 
(gedruckt  bei  Hendel  in  Halle  1733).    Die  Frage: 

an  advocato  in  bona  causa  fraudem  fraude  et  calliditatem  caUiditate 

repellere  lioeat 
bejaht  er,  weQ  es  auch  einen  dolus  bonus  gebe.  Daraus  folgert  er,  dass, 
wer  ein  Darlehn  zurückgezahlt  hat,  das  Darlehn  selbst  bestreiten  darf, 
um  sich  den  schwierigen  Beweis  der  Zahlung  zu  ersparen,  eine  Meinung, 
die  der  gleich  zu  erwähnende  Ziegler  selbst  bestritt,  aber  für  eine  „fast 
gemeine  Tradition"  erklärte,     um  das  ganz  zu  verstdien,  muss  man 
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bedenken,  dass  die  Klage  zunSohst  allgemein  zu  bejahen  oder  zu  leugnen 
war,  die  bestimmte  Frage,  ob  Beklagter  das  Darlehen  erhalten,  erst 
im  Stadium  des  Positionenverfahrens  gestellt  wurde.  Während  einige 
aber  dem  Beklagten  gestatten  wollten,  auch  dann  die  Frage  zu  ver- 
neinen und  sein  Nein  sogar  zu  beeiden,  weil  nur  ein  solches  Darlehn  ge- 
meint sein  könne,  das  man  noch  schulde,  schreckt  Festing  vor  solch 
offenbarer  reservatio  mentalis  denn  doch  zurück.  Übrigens  lässt  er 
in  viel  zu  grossem  Masse  Caepollas  Künste  zu.  Zwar  des  Bichters  An- 
sicht vor  dem  Prozesse  einzuholen  und  ihn  so  festzulegen,  hält  er  für 
bedenklich;  dagegen  sich  die  Gunst  des  Bichters  zu  erschmeicheln. 
Scheingründe  vorzubringen,  scheint  ihm  erlaubt, 

cum  semper  severis  rationibus  uti  non  expediat, 
ebenso  absichtliche  Herbeiführung  von  Nichtigkeiten;   hierfür  giebt 
er  sogar  den  überaus  verschmitzten  Rat,  den  Gefährdeeid  zu  verlangen, 
aber  nicht  sehr  darauf  zu  drängen,  damit  der  Gegner  daran  vergesse, 
der  Eid  nicht  geleistet,  der  Prozess  nichtig  werde. 

Nebea  diesem  rabuhstischen  Schrifttume  war  aber  längst  sehr 
ernsthaft  an  der  advokatischen  Pflichtenlehre  gearbeitet  worden.  Die 
Moraltheologie  hatte  damit  begonnen.  In  d^  Summa  confessorum 
des  Johannes  von  Freiburg,  einem  um  1274  geschriebenen, 
1476  und  1518  gedruckten  Lehrbuohe  für  die  Verwaltung  des  Buss- 
sakraments, ist  im  fünften  Titel  des  zweiten  Teils  sehr  ausführlich  von 
den  Advokaten  die  Rede.  Der  Advokat  hat  nur  gerechte  Sachen  an- 
zunehmen, ungerechte,  sobald  er  sie  als  solche  erkennt,  aufzugeben, 

quoniam  illicitum  est  aUcui  cooperari  ad  malum; 
höchstens  darf  er  dann  einen  Vergleich  anstreben,  aber  auch  nur 

sine  adversarii  damno. 
Indessen  ist  es  bei  Verteidigung  gerechter  Sachen  erlaubt, 

prudenter    occultare    ea   quibus   possint   impediri   processus 

ejus;  non  autem  licet  ei  aliqua  falsitate  uti. 
Kann  einem  nur  auf  Kosten  des  andern  geholfen  werden,  so  soU  der 
Advokat  lieber  keinem  helfen. 

In  hello  enim  viribus  nituntur  bellantes,  in  causis  iure  nituntur. 
In  ähnlicher  Weise  hatten  sich  mit  der  Advokatenprazis  beschäftigt: 
der  Jesuit  Laymann  in  seiner  Theologia  moralis,  Johannes  Azor  in  den 
Institutiones  morales,  Franoiscus  Cardinahs  Toletus  in  der  Instructio 
saeerdotum,  Guazzini  im  Tractatus  moralis  ad  defensam  animarum 
Advocatorum  ludicum  reorum 

Venet.  1643,  1659,  1664,  1668;  Genev.  1664  et  in  Operibus  Genev. 

1654. 


250  Dritter  Ataslmitt    AdTokaten  und  FroknratoreiL 

Jetzt  nntemalmi  ein  dem  geistlicheii  Leben  nahestehender  Jurist  Ahasver 
Fritsch  in  Schwarzbuig  (1629  bis  1701),  der  schon  fräher  de  peccatis 
prineipum,  ministrorom,  notariorum,  gesehrieben  hatte  und  187  geistliche 
Schriften  verfasst  haben  soll,  die  Aufstellung  eines  vollständigen  Systems 
advokatischer  Pflichtenlehre  in  seinem  1678  zu  Frankfurt  und  Leiprag  bei 
Esajas  Fdlgiebel  erschienenen  Advocatus  pecoans.  Streng  hält  er 
daran  fest,  dass  der  gute  Zweck  nicht  durdi  verwerfliche  Mittel  erreicht 
werden  darf.  Daher  darf  der  Advokat  ungerechte  Sachen  auch  nicht 
durch  Erwirkung  eines  Vergleichs  fördern,  es  sei  denn,  dass  der  Gregen- 
partei  die  Rechtslage  eröffnet  w^xie.  Auch  in  gerechter  Sache  darf 
nicht  mit  Hinterlist  gearbeitet  werden.  Dagegen  gestattet  er  merk- 
würdigerweise Bestechung  des  Richters,  dann  nämlich,  wenn  der  Ad- 
vokat überzeugt  ist,  dass  ohne  Geschenke  der  Richter  ungerecht  urteil^i 
oder  die  Sache  hinziehen  werde  (S.  133).  In  diesem  Punkte  dachte  die 
Zeit  nun  einmal  lax;  das  Konzil  von  Canterbury  1295  (ELap.  17)  hatte 
im  c.  46  den  Richtern  erlaubt,  Geschenke  anzunehmen,  wenn  sie  weder 
zur  Rechtsbeugung  dienen  soUen  (juris  prohibitionem  attendant)  noch 
sonst  Ärgernis  erregen  (nee  scandalum  generent  quoquo  modo);  und 
noch  das  preussische  Edikt  vom  13.  März  1717  gestattete  den  Richtern, 
„eine  Erkenntlichkeit,  so  doch  massig  sein  muss",  anzunehmen. 

Diese  Untersuchungen  wurden  fortgesetzt  in  der  1679  erschienenen 
Schrift  des  Professors  A.  M.  Holtermann  in  Marburg  De  nequitäa 
advocatorum.  Von  Tücken  und  Bubenstücken  der  Advocaten  (Reepen* 
dent :  A.  W.  Woltermann),  eine  Schrift,  die  das  Aufsehen,  das  sie  erregte, 
offenbar  mehr  ihrem  aufregenden  Titel,  als  ihrem  Inhalte  verdankte. 
Denn  wenn  sie  auch  einige  der  landläufigen  Spöttereien  aufnahm  (Non 
juristae,  sed  jurgistae,  non  Jurisconsulti,  sed  jure  corrupti,  non  juris 
periti,  sed  jure  perditi,  non  Doctores,  sed  legum  dolores),  so  war  sie 
doch  nichts  weniger  ak  eine  Schmähschrift,  sondern  eine  ernste,  meistens 
mit  Fritsch  übereinstimmende  Erörterung  der  advokatischen  Sitten- 
lehre. Es  war  daher  nicht  ganz  angebracht,  dass  sofort  1680  eine  Gegoi* 
Schrift:  Judicium  defensorium  unter  dem  Decknamen  Franciscus  Gieos 
(Client  nimmt  seinen  Advokaten  in  Schutz)  erschien,  die  in  sehr  ge- 
kränktem Tone  die  Angriffe  gegen  die  Advokatur  zurückwies  und  durch 
Angriffe  auf  die  Lehrweise  und  das  Vetterschaftswesen  auf  den  Uni- 
versitäten erwiderte.  Hierdurch  geärgert,  liess  Holtermann  unter 
dem  Titel: 

Virgae!   Virgae!   pro  Francisco  diente  Rabularum  Patrono 
eine  überaus  heftige  Entgegnung  drucken,  worin  der  Gegner  omnium 
asinorum  stupidissimus  genannt  wird.    Alle   drei  Schriften  sind  unter 
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dem  ütel:  A.  M.  Holtermanni  De  nequitda  advocatorum  cum  judioio 
delennvo  su  Oiessen  bei  Casp.  Waeohtler  ohne  Jahreszahl  erschienen. 
Schon  das  Titelblatt  wies  auf  den  ganz  andern  Sinn,  in  dem  jetzt  das 
Buch  herausgegeben  wurde.  Es  zeigte  einen  einsteigenden  Dieb,  einen 
Viehkauf,  zwei  streitende  Advokaten,  aus  deren  Munde  Schwerter  gehen 
und  die  ihren  Parteien  die  Kleider  ausziehen,  einen  heimkommenden 
Advokaten,  dem  seine  Familie  die  von  den  Khenten  gebrachten  Ge- 
schenke zeigt.     Unter  dem  ersten  Bilde  steht: 

Meines  Nechsten  Gut  liebt  mir 
Ob  ich  gleich  den  Galgen  zier, 

unter  dem  zweiten: 

Schaut  der  Schrifften  Wichtigkeit, 
Uebertrifft  das  Goldt  gar  weit, 

unter  dem  letzten: 

Mein  From  Weib  und  Treu  Geeindt 
Hilft,  dass  ich  mein  Brodt  stets  findt. 

Wir  erfahren  aus  der  Schrift,  dass  bei  einem  Bankett  die  Advokaten 
heftig  gegen  sie  gedonnert,  alsdann  ein  Verbot  ihrer  Verbreitung  er- 
wirkt haben.  Sie  ist  übrigens  viel  gelesen  und  1695,  1707,  1712  imd 
sogar  noch  1752  neu  aufgelegt  worden. 

Um  dieselbe  Zeit  hatte  Caspar  Z  i  e  g  1  e  r  ,  ebenfalls  ein  Rechts- 
lehrer  von  Ruf,  1679  in  Wittenberg  ein  IVogramma  de  causis  indigna- 
tionis  erga  advocatos  partim  in  clientibus  partim  in  quorundam  advo- 
catorum ingeniosis  detestantibusque  artibus  quaerendis  erscheinen 
lassen.  Bald  darauf  veröffentlichte  er  seine  Rabulistica  seu  de  artibus 
rabulaiüs  (Dresden  1685;  auch  in  Zieglers  Disceptationes  selectae), 
ein  ganzes  unerträglich  breites  Buch  voU  der  bekannten  Vorwürfe  gegen 
die  Advokaten,  von  dem  1688  unter  dem  Titel: 

Der  nunmehr  an  das  helle  Tageslicht  gestellte  Rabulist  oder  Zungen- 
dresoher 
eine  deutsche  Übersetzung  erschien,  dieweil  „dieses  fürtrefflichen  Man- 
nes Traotat  nur  vor  die  erudite  und  gelehrte  Welt  geschrieben,  und  es 
der  zehende  nicht  von  denen  Rabulisten  selbst  (weilen  doch  die  meisten 
dem  Latein  nicht  viel  gethan,  sondern  sich  vielmehr  dafür  wie  der 
Teoffel  vor  dem  Weyrauch  imd  des  Prisciani  Ohrfeigen  fürchtet),  ge- 
lesen". Da  heisst  es  nach  Cassiodor:  Weist  man  ihnen  einen  Beutel 
Thaler,  so  sind  sie  so  voller  Augen  ak  der  Argus,  so  voller  Hände  als 
der  Briareus,  so  voller  Flügel  und  ELlauen  als  die  Sphinges,  so  meineidig 
als  Laomedon,  so  listig  als  Ulysses,  so  betrügUch  als  Sino,  so  treulos 
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als  Polynmestor,  so  gottlos  als  Pygmalion.  Zum  ersten  Mal»  soweit  xa 
sehen,  tritt  die  Fordenmg  der  Unentgeltlichkeit  des  Advokatendienstes 
auf: 

Es  sollte  der  Advokat  dasjenige,  was  er  umsonst  bekommen  (seine 

Wissenschaft?)  umsonst  w^  geben,  armen  Weysen  und  Wittwen 

das  Wort  reden,  den  Nutzen  dess  gemeinen  Wesens  und  der  Kirchen 

Freyheit  vertreten  und  nichts  f ödem  und  nehmen,  als  was  mann 

ihme  freywillig  offeriret. 

Im  ganzen  ist  auch  dieses  Buch  mehr  wie  eine  Schmähschrift,  moss 

vielmehr  unter  die  Systeme  der  Advokatenethik  gerechnet  werden. 

Der  Hauptgrundsatz,  dass  der  Advokat  nur  dem  Rechte  zu  dienen  hat, 

wird  mit  Strenge  festgehalten,  die  Probabilitatslehre  einiger  Moral* 

theologen,  die  unter  umstanden  die  Vertretung  des  Unrechts  zulassen 

wollten,  verworfen. 

Diese  Grundfrage  aller  Advokatenethik  wurde  immer  aufe  neue 
aufrollt.  Gottlieb  Gerhard  T  i  t  i  u  s  hatte  in  seinem  Jus  Privatum 
Romano-Germanicum  Hb.  XTT.  cap.  1  §  22  den  Satz  au^jestellt:  Da 
die  Ungerechtigkeit  einer  Sache  niemals  augenfällig  klar  ist,  so  siindigt 
der  Advokat  nicht,  der  eine  ungerechte  Sache  vertritt,  wenn  er  nur 
nicht  das  Recht  verdreht,  sondern  alles  objektiv  vortragt.  Aber  so* 
gleich  fand  sich  ein  Ernst  Tenzel  veranlasst,  in  einer  Dissertatioa 
De  advocati  iusto  circa  causam  iniustam  patrocinio  (1726)  diese  SteQe 
naher  dahin  zu  erlaut^n,  dass  der  Advokat  das  Teil  Recht,  welches  in 
einer  sonst  unrechten  Sache  stecke,  verteidigen,  völlig  ungerechte  Sachen 
aber  allerdings  nicht  annehmen  dfirfe  —  was,  richtig  verstanden,  auf 
die  Grundr^el,  nur  das  Recht  zu  vertreten,  zurückführte.  Kirch- 
hof, der  1766  in  seinem  Buche:  Von  den  Advocaten  I.  97  den  Sais: 
dolum  dolo  repellere  licet  verteidigte  und  zwei  Dissertationen  de  dok> 
bono  von  Otto  und  Struv  zitierte,  hielt  doch  streng  daran  fest,  dass  nur 
gute,  mindest^is  Zweifel  zulassende  Sachen  übernommen  und  gefShrt 
werden  dürfen;  nur  für  peinliche  Sachen  Hess  er  Ausnahmen  zu  unter 
Berufung  auf  CScero  de  o£F.  11. 14.  Ebenso  eiUarte  Chiistian  H  a  n  a  c  - 
eins  in  der  Disputatio  iuridica  De  advocato  ex  voluntate  dientis 
perperam  patrocinante  (Wittenberg  1741)  die  Fuhrung  einer  schlechten 
Sache  für  eine  causa  turpis,  daher  die  dafür  gezahlte  Gebühr  zwar  nickt 
vom  Klienten  (der  ebenfalls  in  causa  turpi),  aber  vom  Fiskus  zurück- 
gefordert werden  könne.  Zweifelhafte  Sachen  dag^en  könne  der 
Advokat  ohne  Gewissensverletzung  auf  ausdräcklichen  Wunsch  Bäaet 
Partei  vertreten,  weil  von  ihm  nicht  ein  so  bestimmtes  Urteü  über  die 
Oute  der  Sache  erwartet  werden  könne;  es  müsse  nur  causa  probabilis 
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vorhanden  sein.  Die  oben  erwähnten,  von  Advokaten  herrührenden 
Lehrbücher  der  Advokatur  übernahmen  Hauptgrandsatz  und  Folge- 
rungen in  ihrer  ganzen  Strenge.  So  weist  Bourich  den  Advokaten  an, 
die  Rechte  des  Gegners  zu  achten,  verwirft  die  GaepoUisohen  Klausehi 
ebenso  wie  den  Satz:  dolum  dolo  repellere  licet,  den  doch  sogar  David 
Mevius  in  den  Commentarii  ad  jus  Lubecense  1664  (zu  lib.  V.  Tit.  1 
Art.  n.)  verteidigte.  Oldekop  empfiehlt  als  cautela  cautelarum:  sein 
Grewissen  rein  zu  halten  und  nur  das  zn  vertreten,  was  man  als  Richter 
durch  Urteil  aussprechen  würde.  Soweit  gingen  nicht  einmal  die  Ge* 
setze.  Der  Prokuratoreneid  in  der  Leipziger  Oberhofgerichtsordnimg 
von  1492  erlaubte  die  Vertretimg  unbegründeter  Ansprüche,  wenn  die 
Partei  nicht  davon  abzubringen  sei;  die  Fränkische  Landgerichtsord- 
nung  von  1610  huldigte  bedenklich  der  Probabilitätslehre: 

super  aperta  iniustitia  partes  informent;  omnes  causas  contra 

probabiles  defendant. 
Misst  man  die  Höhe  eines  Standes  an  dem  selbst  gesteckten  sitt- 
lichen Ideale,  so  kann  die  Advokatur  nicht  so  tief  gesunken  gewesen  sein, 
als  die  Heftigkeit  der  gegen  sie  erhobenen  Angriffe  zu  ergeben  scheint. 
Den  naheliegenden  Irrtum,  dass  Ziel  der  Advokatentätigkeit  das  Ge- 
winnen der  Prozesse  sei,  finden  wir  beseitigt,  die  Aufgabe  der  Advokatur 
vöDig  richtig  begriffen.  Der  Advokatenstand  selbst  stellt  die  For- 
derung, dass  er  nur  dem  Rechte  zu  dienen  habe,  mit  grösserer  Ent- 
schiedenheit auf,  als  selbst  das  Gesetz.  In  einer  Zeit,  die  sogar  im 
Punkte  der  Richterbestechung  schlaffen  Anschauungen  huldigte,  hat 
die  Advokatur  sich  selbst  eine  Ethik  von  unnachsichtiger  Strenge  ge- 
geben. Wie  viele  Mitglieder  des  Berufs  dieser  Strenge  genügt  haben, 
wild  niemals  auszumachen  sein.  Es  giebt  aber  keinen  andern  Mass- 
stab für  den  sittlichen  Stand  eines  Berufs,  als  die  in  ihm  selbst  unbe- 
stritten herrschende  Anschauimg  von  seinen  Pflichten. 

Es  ist  wahr:  in  den  Gesetzen  und  Verordnungen  fanden  sich  un- 
zählige Ermahnungen  und  Strafandrohungen.  Sie  richteten  sich  im 
wesentlichen  gegen  vier  Punkte:  Annahme  ungerechter  Sachen,  Ver- 
schleppung, Weitläufigkeit  und  Unsachlichkeit,  Si>ortelsucht.  Von 
diesen  fiel  die  Prozessverschleppung,  wie  im  18.  Kapitel  unter  IQ.  nach- 
gewiesen, den  Advokaten  viel  weniger  zur  Last,  als  den  Gerichten, 
die  dies  zum  Teil  selbst  anerkannten  durch  Übernahme  der  Reichs- 
kammergerichts-Einrichtung,  wonach  das  Gericht  überhaupt  nur  ar- 
beitety  wenn  es  gehörig  getrieben  wird.  So  verordnete  ein  Jülich-Berg- 
echer  Erlass  vom  30.  Dezember  1662,  dass  alle,  deren  Prozesse  vor 
1663  beschlossen  (zum  Spruch  fertig  gemacht),  aber  noch  nicht  er! 
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seien,  melden  sollten,  ob  sie  die  Erledigung  noch  wünschen.  Die  Advo- 
katen waren  nicht  die  Herumzieher,  sondern  die  Herumgezogenen. 
„Ist  das  ein  Gezerre'',  sagt  der  Bauer  im  Götz,  „bis  man  den  Perrüoken 
ein  Urtheil  vom  Herzen  reisst!*'  „Ihr  habt  mich'',  sagte  1577  ein  p£al- 
ziseher  Gesandter  in  Frankreich,  „nicht  wie  eines  Fürsten  Gesandten, 
sondern  wie  eines  Bauern  Prokurator  herumgezogen". 

Häusser,  Geschichte  der  rheinischen  Pfalz  11.  134. 
Die  übrigen  Beschwerden  mögen  zum  Teil  begründet  gewesen  sein.  Allein 
sie  kommen  zunächst  nicht  sämtlich  auf  das  Konto  der  Advokaten, 
sondern  zum  Teil  auf  das  höchst  zweifelhafter  Persönlichkeiten,  welche 
die  Schriftsätze,  deren  Fertigung  ja  jedem  freistand,  verfassten  und 
durch  die  Prokuratoren  überreichen  liessen,  sich  selbst  aber  den  Namen 
Advokaten  beilegten,  und  zwar  nicht  einmal  ganz  mit  Unrecht,  weil  in 
der  Tat  eine  durchgreifende  Scheidung  zwischen  befugten  und  unbe- 
fugten Schriftenverfassem  nicht  bestand. 

V.  d.  Nahmer  im  Archiv  für  civilistische  Praxis  XI.  328. 
Im  34.  Kapitel  unter  III.  werden  wir  finden,  wie  eine  strenge  Verord- 
nung  sich  gerade  gegen  solche  richtet,  die  den  Namen  Advokat  unbe- 
fugt annehmen.  Sodann  ist  zu  bedenken,  dass  die  Verordnungen  alle 
aus  dem  Zeitalter  der  Vielregiererei  stammen,  die  jede  irgend  einmal 
vorgekommene  Unordnung  zum  Gegenstand  einer  Verordnung  machte, 
jede  Verordnung  mit  Klagen  über  Übelstände  einleitete,  Übelstände 
aber  in  allem  fand,  was  den  Vorstellungen  der  Begierenden  nicht  zu- 
sagte. So  wenig  aus  dem  Fehlen  solcher  Klagen  in  den  heutigen  Ge- 
setzen auf  das  Nichtdasein  von  Übelständen  geschlossen  werden  darf, 
so  wenig  ist  der  umgekehrte  Schluss  für  die  damalige  Zeit  berechtigt. 
Überdies  waren  die  Ankläger  der  Advokatur  nicht  ganz  unpartdiaoh. 
Krankte  die  Justiz,  so  krankte  vor  allem  das  Bichtertum.  Im  Kapitel 
29  ist  bereits  ein  Schutz  gegen  den  Strafrichter  bezweckendes  Schrift- 
tum erwähnt.  Im  Zivilprozesse  war  es  nicht  ganz  so  schlimm,  aber 
immer  noch  schlimm  genug.  1692  erschien  zu  Wetzlar  namenlos  ein 
„Prozessführender  Geist.  Unterricht,  wie  man  sich  vor  ungerechten 
Bichtem,  Advokaten  imd  bösen  Sachen  hüten  soll".  Um  dieselbe  Zeit 
hatte  Otto  Philipp  Zaunschleiffer,  keineswegs  ein  Freund 
der  Advokaten,  in  seinen  zu  Frankfurt  1699  erschienenen  Opera  juri- 
dica  einen  Brief  Constantis  Veridici  ad  Justum  Sincerum  De  hodiisma 
conscientiosae  advocationis  difficultate  (zuerst  Utopoli  1686)  abdrucken 
lassen,  worin  er  einem  Freunde,  der  Advokat  werden  wül,  zu  bedenken 
gab,  dass,  wenn  er  bloss  seinem  Gewissen  folgen  wolle,  er  nicht  blos 
das  Publikum,  sondern  vor  allem  die  Bichter  zu  bekämpfen  haben 
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weide,  die  nicht  immer  bonae  fidei,  oft  sehr  sohwer  zu  behandeln  aeien, 
jedes  freie  Wort  übelnehmen,  nur  krumme  Rücken  gern  sehen.  Die 
Bechtspfl^e  jener  Zeiten  hatte  so  viele  dunkle  Seiten,  dass  ihre  Leiter 
in  der  Frage,  wen  die  Hauptschuld  traf,  nicht  einwandfreie  Zeugen 
sind.  Die  schwerste  Anschuldigung,  die  gegen  die  Advokaten  erhoben 
werden  konnte,  fehlt  in  den  Verordnungen:  die  Prävarikation,  das 
pflichtwidrige  Einverständnis  mit  dem  Gegner;  wo  doch  beim  Richter- 
amto  das  entsprechende  Verbrechen  der  Bestechung  recht  häufig  er- 
wähnt und  skandalöse  Besteohungsfälle  sogar  beim  höchsten  Reichs- 
gericht im  18.  Jahrhundert  festgestellt  wurden.  In  den  Schriften  über 
Advokatur  werden  zwar,  aber  auch  selten,  Verbindungen  zwischen 
Advokaten  erwähnt,  in  denen  der  eine  zum  Schein  die  Sache  der  Gegen- 
partei übernimmt,  um  sie  ganz  nach  dem  Wunsche  des  andern  zu  be- 
handeln. Indes  fehlen  positive  Feststellungen  darüber,  und  das  Ver- 
brechen war  in  der  Carolina  mit  so  schwerer  Strafe,  Pranger,  Halseisen, 
Ratenhieben,  Landesverweisung  bedroht,  dass  schon  hieraus  seine 
Seltenheit  zu  folgern  ist.  Wenn  es  heute  noch  Länder  giebt,  in  denen 
der  Reohtsuchende  sich  erst  erkundigen  muss,  welcher  der  vorhandenen 
Advokaten  ehrlich  sei,  so  ist  in  Deutschland  diese  Vorsicht  wenigstens 
niemals  nötig  gewesen.  Das  deutsche  Volk  ist  im  grossen  und  ganzen 
ehrlich;  für  Schikane  und  Rabuhstik  hat  es  nicht  einmal  die  Worte. 
Die  deutsche  Advokatur  konnte  im  Grunde  nicht  anders  sein,  als  ihr 
Volk. 

Es  fehlt  zuletzt  auch  nicht  an  Zeugnissen  dafür.  Die  Angreifer 
selbst  verwahrten  sich  überall  gegen  die  Unterstellung,  als  wollten  sie 
den  Stand  herabsetzen.  Die  Behauptung,  dass  die  gewissenhaften  Advo- 
katen in  der  Minderzahl  seien,  wurde  kaum  gewagt.  Die  Zeugnisse 
über  die  Tüchtigkeit  der  Reichskammergerichts-Prokuratoren  sind  im 
Kapitel  18  unter  III.  bereits  beigebracht.  Über  die  Agenten  am  Reichs- 
hofrat wird  zwar  in  dem  im  26.  Kapitel  erwähnten  Berichte  der  Reiohs- 
hofräte  an  Kaiser  Josef  II.  geklagt,  jedoch  hinzugefügt: 

Nach  einem  übereinstinmienden  Zeugnis  haben  die  älteren  Agenten 

mehr  gearbeitet  und  mehr  verstanden,  als  die  jetzigen.    Es  waren 

Männer  unter  ihnen  von  ausgebreiteter  Wissenschaft,  tiefer  Kennt- 

niss  der  Rechte,  gründlicher  Erfahrung  und  einem  Charakter,  der 

ihnen  und  dem  Gerichte  Ehre  machte. 

Der  in  Preussen  von  CSooceji  aiifgenommene  Kampf  gegen  Formalismus 

and  Verschleppung  hat  sicher  wohltätig  gewirkt.     Ernst  Ferdinand 

Klein,  der  Mitarbeiter  am  Allgemeinen  Landrecht,  berichtete  aus  seiner 

Advokatenzeit  in  Breslau  1767 — 1781,  dass  er  unter  seinen  Standes- 
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genoBsen  viele  Männer  von  vorzüglichen  Eigenschaften  des  Kopfes  und 
Herzens  gefunden,  und  dass  die  Advokaten  die  ihnen  damals  unauf- 
hörlich gemachten  Vorwürfe  nicht  verdienten. 

Löwe,  Bfldnisse  jetzt  lebender  Berliner  Gelehrten  1806.    2.  Samml. 
8.  42. 
Und  an  einer  andern  Stelle  sagt  er: 

Noch  in  der  Mitte  dieses  Jahrhunderts  gewann  es  das  Ansehn,  als  ob 
Chicane  und  Geschmacklosigkeit  in  den  deutschen  Gerichten  einen 
Schlupfwinkel  finden  würden.     Die  preussischen  Gerichtshöfe  und 
Pütter  haben  der  Sache  allmählich   eine  andere  Gestalt  gegeben. 
„Von  dem   Gebrauche  der  Beredsamkeit  in  den   Gerichtshöfen.'^ 
In  den  „Kurzen  Aufsätzen''  Halle  1797. 
In  Hymmens  Beiträgen  zur  juristiBchen  Literatur  1773  S.  171  nennt 
ein  hoher  Richter  die  Advokaten  „eine  Klasse  von  vielen  vortre£Qichen 
Männern,  die  an  Redlichkeit,  an  ächter  uneigennütziger  Denkungsart 
manchen  Ober-  und  Unterrichter  weit  hinter  sich  lassen."    Sehr  be- 
weiskräftig ist  eine  Äusserung  bei  Wangemann,  Der  Advokatenstand 
(Göttingen  1811),  wo  zwar  sonst  sehr  über  den  Zustand  der  Advokatur 
gejammert,  aber  gerade  bezüglich  der  dem  Verfasser  am  genauesten 
bekannten,  unter  sich  sehr  verschiedenen  Gebiete  des  damaligen  König- 
reichs Westfalen  bemerkt  wird: 

Die  Beschaffenheit  der  Advocaten  war  nirgends  ganz  schlecht,  sie 
litt  in  den  einzelnen  Ländern  nicht  an  den  schweren  Gebrechen, 
die  so  vielen  Schriftstellern  ....  Gelegenheit  zur  Declamation  ge- 
geben haben. 
Der  beste  Beweis  aber  ist,  dass  bei  den  rücksichtslosen  Säuberungen 
Cocoejis  in  Preussen  keineswegs  Massenabsetzungen  von  Advokaten  vor- 
gekommen sind,  dass  der  durch  Carmer  geschaffene  Stand  der  preussi- 
schen Justizkommissare,  der  doch  die  früheren  Advokaten  umfasste, 
eine  sehr  geachtete  Stellung  eingenommen  hat,  und  dass  überhaupt  im 
19.  Jahrhundert  ohne  Erneuerung  des  Personals  das  Ansehen  der  Advo- 
katur mächtig  gesti^en  ist. 

Auch  das  äussere  Ansehen  der  Advokatur  war  so  gering  nicht,  als 
die  scharfen  Angriffe  uns  glauben  machen  könnten.  Die  Notwendig- 
keit, Nützlichkeit  und  Würde  des  richtig  betriebenen  Advokatenbemfe 
wurde  auch  von  seinen  Gegnern  willig  anerkannt.  Hiess  doch  Christus 
selbst  unser  Advokat  bei  Gott  und  der  heilige  Geist  Gottes  Advokat 
wider  uns,  ein  Zuständigkeitsunterschied,  den  Zieglers  Rabuhstica  ge- 
nau darzulegen  wussten.  Stritten  doch  die  Kanonisten  darüber,  ob 
nicht  ehrenhafte  Advokatentätigkeit  dem  gottseligen  Klosterleben  vor- 
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zuziehen  sei.  Übergeht  man  auch  die  Lobeserhebungen  in  Kemmeriohs 
Programma  de  munere  advocatorum  honorifico  (1735)  und  (Jebauers 
Oratio  de  laudibus  advocatorum  (1736),  zwei  Gelegenheitsreden  bei 
Advokaten-Promotionen,  sowie  in  Jungmichels  Advocatus  Saxonicus 
(1691),  so  trat  doch  auch  ein  Mann  wie  Augustin  L  e  y  s  e  r  in  der  Disser- 
tation De  convitüs  advocatorum  1732  für  achtungsvolle  Behandlung 
der  Advokaten  ein,  tadelte  die  Härte  der  Ungebührstrafen,  die  Un- 
duldsamkeit gegen  Freimut  und  Witz.  Samuel  S  t  r  y  k  schrieb  1668 
eine  eigene  Disputatio  De  privilegüs  advocatorum.  Auf  Grund  der 
L.  14  Cod.  de  adv.  div.  jud.  2,  7,  in  der  die  Advokaten  den  Kriegern 
gleichgestellt  werden,  nahm  er  für  sie  die  Bechte  des  Adels  in  Anspruch, 
der,  als  durch  eigene  Kraft  erworben,  sogar  über  dem  Geburtsadel 
stehe,  aber  auch,  wie  dieser,  auf  erlauchte  Ahnen  zurückblicken  könne, 
wie  Germanicus,  Vespasianus,  Plinius  senior,  Paulus,  Baldus,  die  alle 
vor  Gericht  aufgetreten  seien.  Der  Advokat  darf  Waffen  imd  kost- 
barere Kleidung  tragen,  als  der  gewöhnliche  Bürger,  vorzugsweise  die 
vornehme  schwarze,  weil  sein  Sinn  bestandig  und  unveränderlich  ist, 
wie  diese  Farbe.  Er  hat  privilegierten  Gerichtsstand,  darf  nicht  ver- 
haftet und  gefoltert  werden,  hat  selbst  bei  schweren  Verbrechen  nur 
Hausarrest  zu  gewärtigen;  die  Todesstrafe  wird  gegen  ihn  nicht  durch 
Hangen,  sondern  Enthaupten  mit  dem  Schwerte  vollstreckt.  Er  ist 
eine  persona  egregia,  der  Zeugnis  und  Eid  in  der  eigenen  Wohnung  durch 
Abgesandte  des  Gerichts  abzunehmen  sind;  er  darf  in  Kutschen  fahren, 
störendes  Handwerkergeräusch  in  seiner  Nachbarschaft  verbieten. 
Weü  nur  Handel  und  nutzbares  Eigentum  steuerpflichtig  sind,  so  ist 
der  Advokat  frei  von  allen  öffentlichen  Lasten,  von  Einquartierung, 
Wachdienst,  Grabenreinigung.  Sein  Honorar  geniesst  im  Konkurse 
ein  Vorzugsrecht  vor  allen  Gläubigem,  mindestens  dann,  wenn  er  Kon- 
kursverwalter ist.  Söhne  der  Advokaten  sind  bei  Besetzimg  von  Ämtern 
Fremden  vorzuziehen  und  rücken  in  die  SteUe  des  Vaters  gebührenfrei 
ein.  Endlich  wird  das  beneficium  competentiae  der  militia  armata 
auch  für  die  miUtia  togata  in  Anspruch  genommen.  In  Zaunschleiffers 
Miles  togatus  (1684)  wurde  diese  Vergleichung  des  Militärs  mit  der  Advo- 
katur noch  weiter  ausgeführt. 

Diese  Privilegien  waren  nun  freilich  in  der  Praxis  grösstenteils 
nicht  anerkannt.     Stryk  selbst  gestand  zu,  dass  sie 

non  semper  expresso  jure  fundentur,  sed  argumento  legum  a  Doc- 

torib  sintus  ezcogitata, 
und  klagt 

doctores  et  advocatos  hodie  fere  nullo  gaudere  privilegio. 

W«ttiUr,G«Mhlchte  der  EaehtMUiwaltMliatt.  17 


258  Dritter  Abschnitt.     Adrokatai  und  Ptokoratoren. 

Ohnehin  lasst  er  Verlust  der  Privilegien  eintreten  durch  Verfehlung 
gegen  Berufspflichten,  wohin  auch  die  Verteidigung  eines  Ketzers  ge- 
hört, durch  die  der  Advokat  selbst  zum  Ketzer  wird.  Eine  Disputation 
von  Jenichen  De  spuriis  advocatorum  privilegüs  (Leipzig  1733) 
unternahm  die  unschwierige  Aufgabe,  den  üngrund  dieser  Ansprüche 
nachzuweisen,  die  nur  erhoben  werden  konnten  von  einer  Jurisprudenz, 
die  das  Gesetz  misshandelte  und  aus  ihm  herauslas,  was  sie  woUte. 
Doch  liess  auch  dieser  strenge  Feind  der  Advokaten  bestehen  das  Privi- 
legium fori,  die  Freiheit  von  Wach-  und  niedrigen  Diensten,  von  Ein- 
quartierung, das  in  seiner  Beschrankung  ziemlich  g^enstandslose  Vor- 
recht des  Advokatenhonorars  im  Konkurse  und  fär  Sachsen  seine  Bei- 
treibung im  Verwaltungswege.  Ein  weiteres  von  sonst  niemand  be- 
hauptetes Ehrenrecht  gesteht  Ziegler  Rabuhstica  cap.  4  wenigstens 
den  graduierten  Advokaten  zu :  das  Recht,  sitzend  vorzutragen.  Einige 
Privilegien  lassen  sich  landesrechtlich  nachweisen.  Die  Befreiung  von 
Einquartierung  und  Wachdienst  ist  in  einer  brandenburgischen  Ver- 
ordnung vom  26.  April  1658,  die  Stryk  anführt,  ausgesprochen.  In 
Jena  wurde  —  dem  „Teutschen  Advokaten^'  (1695)  zufolge  —  den  Advo- 
katen das  sonst  nur  den  Professoren  zustehende  Recht  zuerkannt,  ge- 
räuschvolle Handwerke  in  ihrer  Gasse  zu  verbieten.  In  Frankfurt  a.  M. 
befreite  der  Burgervertrag  von  1613  „Doctores,  Advocati  und  andere 
privilegirte  Personen"  von  „gefänglichen  Thumeshaften",  eine  Be- 
stimmung, die  noch  1834  in  einem  Prozesse  des  Advokaten  Jucho  als 
gültig  anerkannt  wurde.  Überhaupt  waren  in  Frankfurt  die  Advo- 
katen sehr  angesehen.  Die  Doctores  und  Idcentiati  der  luristischen  und 
medizinischen  Fakultät  werden  in  der  Reformation  p.  I.  tit.  32  §  6  zu 
den  Personen  ansehnlichen  Ehrenstandes,  in  den  Polizeiordnungen  von 
1640,  1671  und  1741  zum  ersten  Stande  gerechnet,  welchem  ang^ören 
die  Rathsglieder  der  ersten  und  zweiten  Bank,  die  adlichen  Ge- 
schlechter, wie  auch  Doctores  und  licentdati,  so  sich  ihren  Dignitaten 
gemäss  bezeugen  und  nicht  in  der  Notarien  Amt  einmischen. 
Unter  der  Notarien  Amt  ist  hier  jedenfalls  die  Führung  der  Bagatell- 
prozesse (bis  zu  5  Gulden  Wert)  bei  den  bürgermeisterliohen  Veriiören 
zu  verstehen,  die,  als  verkleinerlich,  den  ungebildeten  Notaren  fiber- 
lassen wurde.  Die  Advokaten  waren  frei  von  Quartiergeld,  Zug  und 
Wacht,  hatten  vielfach  Rangstreitigkeiten  mit  den  adligen  Geschlech- 
tem über  den  bei  den  kaiserlichen  Erbhuldigungen  einzunehmenden 
Platz  und  erhielten  vom  Kaiser  1712  eine  förmliche  Bestätigung  ihrer 
Privilegien.  Nach  dem  Bürgervertrage  von  1613  und  den  späteren 
Staatsgruudgesetzen    sollten  bei  den  Ratswahlen  die  Doctores  juris. 
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die  weeentlioh  mit  den  Advokaten  zusammenfallen,  vorzüglioh  berück- 
sichtigt werden,  und  auch  in  der  gesetzgebenden  Versammlung  waren 
stets  viele  Advokaten.  Die  Greriohte  zeichneten  sie  durch  den  Zusatz 
,,hoohgelahrt'\  später  „Herr'*  aus;  und  als  einmal  das  Appellations- 
gericht ihnen  diese  Bezeichnung  verweigerte,  wurde  es  vom  Ober- 
appellationsgerichte zurechtgewiesen. 

Eine  ähnlich  angesehene  Stellung  hat  die  Advokatur  immer  in 
Hamburg,  Bremen  und  Lübeck  eingenommen,  wo  die  Patriziersöhne 
sich  gern  ihr  widmeten,  bis  sich  ihnen  Gelegenheit  bot,  in  ein  städtisches 
Amt  einzurücken.  Überall,  wo  das  Beamtentum  die  Züchtung  seines 
Nachwuchses  nicht  selbst  in  die  Hand  genommen  hatte,  war  die  Advo- 
katur ein  Vorbereitungsdienst,  aus  dem  man  imter  Umständen  zu  hohen 
Staatsämtem  emporstieg.  Die  Braunschweig-Lüneburgische  Ober- 
appellationsgerichtsordnung  von  17131.  5  §14  verordnete: 

Und  wie  denn  dieses  Officium  aller  Elhren  wehrt  ist,  also  sollen  alle 

diejenige,  so  solches  mit  Geschicklichkeit  und  Redlichkeit  führen, 

zu  denen  muneribus  publicis  in  sonderbahre  Consideration  konmien. 

Und  der  kluge  Justus  Moser  schlug  in  den  Patriotischen  Phantasien 

Teil  m.  No.  61  vor,  die  Advokatur  zur  Pflanzschule  des  Staatsdienstes 

zu  machen. 

Jedenfalls  gehörten  überall  die  Advokaten  zu  dem  angesehenen 
Gelehrtenstande.  Ein  altes,  von  Muther  (Zur  Geschichte  der  Rechts- 
Wissenschaft  1876  S.  132)  angezogenes  Formularbuch  macht  folgende 
Ranguntersohiede :  Doktor  und  Licentiat  werden  den  minderen  Prä- 
laten gleichgeaohtet  und  erhalten  das  Prädikat  „hochgelehrt' ^  nicht- 
graduierte  Juristen  oder  magistri  artium  sind  nur  „wohlgelehrt''  imd 
den  Priestern  oder  weltlichen  Regenten  gleich,  die  nicht  von  Adel.  Die 
oberste  Fakultät  ist  die  theologische,  die  mittlere  die  juristische,  die 
niederste  die  medizinische  und  die  der  freien  Künste.  Obrigkeiten  mögen 
alle  ihre  Untertanen  duzen,  ausser  gebome  Herren  oder  bewährte  Ju- 
risten oder  Meister  der  Schrift.  Der  Bürgermeister  kann  alle  Diener 
der  Stadt  duzen,  ausser  einen  Edelmann,  der  Stadthauptmann  ist,  und 
Juristen,  Schulmeister  und  Stadtschreiber.  Stryk  erwähnt  eine  branden- 
boigische  Verordnung  vom  6.  Oktober  1665,  die  den  Anspruch  der 
graduierten  Advokaten  auf  den  Vorrang  vor  den  nicht  graduierten  zu- 
rückweist. H.  J.  de  Schoenau  schrieb  1750  eine  Justa  Themidis  sen- 
tentia  medicinae  doctoribus  prae  causidicis  seu  advocatis  competere 
praerogativam  dignitatis. 

Schwierigkeiten  machte  die  Einreihung  unseres  Berufs  in  die  Be- 
amtenhierarchie, in  die  er  seiner  Natur  nach  einmal  nicht  gehört.    Man 

17* 
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stellte  ihn,  T¥ie  es  sich  gehört,  hinter  die  Richter  und  neben  die  (reoht 
oft  akademisoh  gebildeten)  Sekretare.  Denn  Sekretare  sind  wohl  jene 
„Kammersohreiber",  welche  1713  beim  Landgrafen  von  Hessen  sich 
beklagten,  dass  die  Advokaten  in  der  Kirche  den  Vorrang  vor  ihnen 
in  Ansprach  nehmen  mid  sich  auf  eine  20  Jahre  alte  Verfiigung  beriefen, 
die  ihnen  den  gleichen  Bang  mit  den  Advokaten  sichere;  froher  hatten 
die  Advokaten  sogar  hinter  ihnen  rangiert.  Die  Hessen-Kassdsche 
Bangordnung  vom  13.  März  1762  wies  den  Begierungsadvokaten  und 
Prokuratoren  den  Bang  hinter  den  procuratores  fisoi  und  neben  dem 
Pagenhofmeister  und  Küchenmeister,  den  Untergerichtsadvokaten  den 
Bang  in  der  nächst  niedrigen  Klasse  neben  den  Kanmierdienem,  Buchsen- 
Spannern,  Haus-,  Küch-  und  Packschreibem  an.  Zuweilen  wurde  Ad* 
vokaten  der  Hofrats-  oder  Prozessrats-  (in  Preussen  Krieg8rat8-)'ntel 
erteilt,  der  wohl  einen  höheren  Bang  verleihen  mochte.  Woin  Lejser 
(De  convitüs  advooatorum  1732)  berichtet,  dass  bei  Hahlem  und  Fest- 
lichkeiten den  Advokaten  der  unterste  Platz  neben  Schieibem  und 
dergl.  angewiesen  werde,  und  Justus  Moser  (Patriotische  Phantasien 
1778  Teil  III.  No.  51),  dass  sie  von  guten  Gesellschaften  ausgeschloBsen 
seien,  so  mag  freilich  oft  genug  der  Beamtendunkel,  wie  noch  heut«, 
sich  verletzend  betätigt  haben. 

Alles  in  allem  ergiebt  die  geschichtliche  Betrachtung  keine  An- 
haltspunkte f fir  die  Annahme  eines  besond^B  verrotteten  Zustandes 
der  Advokatur  des  16.,  17.  und  18.  Jahrhunderts.  Gewiss  hemchte 
mehr  Formengezank  als  heute;  gewiss  war  übermässiges  Schr^bwerk 
zur  schlechten  Gewohnheit  geworden.  Aber  noch  standen  die  grossen 
Grundsätze  reiner  Berufeauffassung  fest.  Noch  war  es  verpönt,  das 
Unrecht  zu  vertreten.  Noch  gab  es  genug  Tüchtigkeit  und  Ehren- 
haftigkeit im  deutschen  Anwaltstande. 


EinunddieissigpteB 

Wfirttemberg. 

Anders  als  sonst  in  deutschen  Landen  ist  die  Entwickelung  in 
Württemberg  veriauf  en.  Hier  ist  der  Prokurator  geblieben,  was  er 
im  romischen  Bechte  war:  ein  Bevollmächtigter,  der  nichts  ist  ab  dies, 
der  insbesondope  keine  zugelassene,  vo^dete  Gmchtqperoon  ist.  Es 
geht  nicht,  wie  sonst,  der  Begriff  des  VcHrsprechers  in  den  des  Plcoknra- 
toTs,  sondern  in  den  des  Advokaten  über. 
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Die  Vorsprecher  waren  in  Württemberg,  wie  anderswo,  entweder 
unständige,  die  im  Einzelfalle  aus  der  Mitte  der  Gerichtsbeisitzer  (des 
Ringes)  genommen  wurden,  oder  ein  für  alle  Mal  bestellte  (gemeine). 
Daneben  gab  es,  wie  überall,  rechtsgelehrte  Advokaten,  an  die  man 
sich  in  wichtigen  Fällen  wendete.  Was  aber  nicht  wie  anderswo  war, 
war  dieses,  dass  die  Advokaten  sich  nicht  zu  vornehm  für  den  schlichten 
Namen  Vorsprecher  dankten.  Es  werden  nämlich  die  beiden  Namen, 
was  sonst  kaum  jemals  vorkommt,  als  gleichwertig  gebraucht.  Die 
Landrechte  von  1666  und  1667  lassen  zu,  sich  an  einen  ausserhalb  des 
Rings  oder  einen  andern  als  den  bestellten  Redner,  oder  auch  an  einen 
rechtsgelehrten  Advokaten  oder  Fürsprecher 
zu  wenden.  In  der  Gebührenordnung  wird  für  die  „gemeinen  bestellten 
Redner"  —  für  die  aus  dem  Ring  genommenen  wird  offenbar  Unent- 
geltliohkeit  vorausgesetzt  —  eine  Taxe  aufgestellt,  die  aber  für  die  „recht- 
gelerten  Advocaten  und  Fürsprecher"  nicht  massgebend  ist,  die  vielmehr 
keine  Taxe  haben.  Die  „gemeinen  bestellten  Fürsprechen"  schwören 
ein  für  alle  Mal  einen  Eid,  welcher  nicht  der  Prokuratoreneid,  sondern 
selbständig  gebildet  ist.  Die  „gelerten  Advocaten,  so  nit  aus  dem 
Ring  genommen,  noch  vom  Gericht  bestellt  sind",  leisten  denselben 
Eid,  aber  nur  im  einzelnen  Falle  und  nur  auf  Begehren  der  Parteien 
oder  des  Gerichts ;  weigern  sie  den  Eid,  so  müssen  sie  sich  in  dieser  Sache 
ferneren  Advocierens,  mit  Raten  und  Reden,  enthalten.  Hier  erscheint 
also  als  Aufgabe  des  Advokaten,  der  sonst  doch  nur  schreibt,  das 
Reden. 

War  bisher  immer  noch  ein  Unterschied,  insofern  der.  Advokat 
nicht  bestellter  Fürsprecher  war,  so  hörte  auch  dieser  bald  auf. 
Das  Landrecht  von  1610  nennt  bereits  auch  den  bestellten  Fürsprecher 
Advokaten.    Es  verordnet, 

dass  Unsere  Stattgericht   jeder  Orten,   an   denen    nicht    allbereit 
sondere    bestellte    Advocaten    und    Fürsprecher 
seyn,  nachmals  solche  bestellen  und  aus  der  Bürgerschaft  jederzeit 
fromme,   friedfertige,  verständige  und  aussrichtige  Männer  hierzu 
gebrauchen  sollen . . . 
Hier  werden  also  die  aus  der  Bürgerschaft  bestellten  ungelehr- 
ten Fürsprecher,  was  sonst  nie  vorkommt,  Advokaten  genannt.    Doch 
bleibt  der  Unterschied  von  den  eigentlichen  Advokaten  bestehen.     In 
Sachen  nämlich,  die 

so  wuchtig,  dass  die  g  e  m  e  i  n[e  a  u  s  s  d  er  B^ü  rgerschafft 
bestellte  Advocaten  solche  nicht  wol  fassen  noch  ver- 
stehen möchten, 
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wird  den  Parteien  freigestellt,  rechtsgelehrte  Advokaten 
zuzuziehen.  Wir  haben  jetzt  also  zweierlei  Advokaten,  gemeine  aus 
der  Bürgerschaft  bestellte  und  rechtsgelehrte  unbestellte.  Da  indess 
die  Aufgabe  beider  dieselbe  war,  so  sind  sicher  im  Laufe  der  Zeit  rechts- 
gelehrte Advokaten  bei  den  grösseren  Gerichten  bestellt  worden.  Jeden- 
falls erfahren  wir  aus  den  späteren  Verordnungen  nichts  mehr  von  einem 
Unterschiede  zwischen  bestellten  und  unbestellten  Advokaten,  sondern 
nur  von  Advokaten  schlechthin.  Zuletzt  ordnetedie  Kriminalprozess- 
Ordnung  von  1732  an,  alle  im  Lande  sich  aufhaltenden  Advokaten  zu 
vereiden,  womit  sie  samtlich  zu  bestellten  Advokaten  wurden  und  jeder 
Unterschied  aufhörte.  Die  Ausdrücke  Fürsprecher  und  Redner  ver- 
schwinden im  17.  Jahrhundert,  um  erst  im  19.  eine  merkwürdige  Auf* 
erstehung  zu  erleben. 

Im  Hofgerichte  herrschte  dieselbe  Verfassung.  Die  Hof- 
gerichtsordnungen von  1614  und  1557  ordnen  die  Zulassung  etlicher  ge- 
schickter und  verständiger,  frommer  und  beredter  Fürsprecher  an, 
die,  wie  gewöhnlich,  den  beim  Kammergerichte  üblichen  Prokuratoren- 
eid zu  leisten  haben,  jedoch  nicht  Prokuratoren,  vielmehr  Redner, 
Advokaten,  oder  Batgeber  genannt  werden.  Die  Hofgerichta- 
Ordnungen  von  1587  und  1654  haben  bereits  einen  Titel  mit  der 
Überschrift: 

Von  Advokaten  oder  Rednern,  derselben  Ampt  und  Besoldung. 
Es  wird  von  ihnen  drei-  oder  vierjähriges  Studium  verlangt.  Sie  müssen, 
bevor  sie  zu  „advociren  und  zu  reden"  anfangen,  den  Advokateneid 
leisten,  u.  a.  dahin  gehend,  daß  sie 

in  ihren  mündlichen  Fürträgen  imd  schriftlichen  Handlungen  all^ 
Bescheidenheit . . .  sich  befleissen, 
und  vom  Sekretär  in  ein  Verzeichnis  eingetragen  werden. 

Es  fehlt  sonach  den  Gerichten  Württembergs 
die  Prokuratur  im  gemeinrechtlichen  Sinne  als  das  zum  Beden 
bestellte  Gerichtsamt.  Bedner  war  vielmehr  der  Advokat,  der  zweifellos 
auch  in  der  Begel  die  Vollmacht  auf  sich  genommen  haben  wird,  da 
dieses  nirgends  verboten  ist.  Wenn  zuweilen  Prokuratorkosten  erwähnt 
werden,  so  müssen  die  Gebühren  oder  auch  Auslagen  eines  besondeiB 
neben  oder  ohne  den  Advokaten  bestellten  Bevollmächtigten  gemeint 
sein. 

Nicht  dagegen  fehlte  es  an  Winkelkonsulenten,  die  hier 
den  besonderen,  von  einem  Aufwiegler  dieses  Namens  im  BauemkiiegQ 
entlehnten  Namen  „Entenmayer"^  führten.  Gegen  sie  geht  man  scharf 
vor.    Schon  in  den  Landrechten  von  1555  und  1567  werden  sie  ,,gäntelich 
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abgasohafft'*  und  ihnen  das  Baten,  Reden  und  Beistand  tun  vor  Gericht 
völlig  verboten.  Ein  Reskript  von  1781  verbietet  ihnen  auch  das 
Schreiben  von  Eingaben,  da  dies  ,,Unsem  älteren  Verordnungen  gemäß 
eine  Beschäftigung  für  die  Advocaten,  Stadt-  und  Gerichtsschreiber 
und  deren  angestellte  Skribenten  seyn  soll".  Die  hier  erwähnten 
Stadt-  und  Gerichtsschreiber  spielten  eine  hervorragende  RoUe  in  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit.  Im  Reskript  vom  25.  Dezember  1795 
wird  eingeschärft,  dass  die  Führung  der  schriftlichen  Prozesse  allein 
den  ELanzlei-  und  Hofgerichtsadvokaten  zusteht,  auswärtige  Advokaten 
ausgeschlossen  sind  und  Prozessschriften  von  ihnen  nicht  angenommen 
werden.  Die  schriftlichen  Prozesse  sind  die  im  ordentlichen  Verfahren 
nach  rönusch-kanonischen  Grundsätzen  verhandelten;  dieses  Verfahren 
sollte  nach  den  Landrechten  nur  auf  besonders  wichtige  Sachen  An- 
wendung finden;  in  geringeren,  vor  den  Untergerichten  wohl  in  den 
meisten,  vor  den  Dorfgerichten  in  jedem  Falle,  wurde  mündlich  imd 
summarisch  verhandelt.  Das  den  Advokaten  gewährte  Privileg  war 
also  nicht  allzu  umfassend;  und  wenn  es,  wie  es  scheint,  auf  die  Advo- 
katen der  ELanzlei  (d.  i.  des  Ehegerichts)  imd  des  Hofgerichts  beschränkt 
war,  so  verlor  es  noch  mehr  an  Bedeutimg« 

Muss  es  als  ein  Vorzug  angesehen  werden,  dass  Württemberg  die 
ganz  nutzlose  Zweiteilung  von  Advokatur  imd  Prokuratur  zur  Zeit, 
als  sie  überall  eingeführt  war,  nicht  übernahm,  so  muss  es  andrerseits 
Staunen  erregen,  dass  es  diese  Trennung  zu  einer  Zeit  einführte,  als 
sie  überall  im  Absterben  begriffen  war.  Es  geschah  dies  bei  der  Gerichts- 
oiganisation  im  Jahre  1806.  Damals  begann  das  vergrösserte  und  zum 
Königreich  erhobene  Württemberg  sein  Gerichtswesen  auf  modernen 
Fuss  zu  setzen.  Unter  Aufhebung  der  Dorf-,  Stadt-  imd  Amtsgerichte 
wurden  Oberamtsgerichte  gebildet,  die  Sachen  unter  50  Gulden  zu 
entscheiden,  andere  aber  zu  instruieren  und  zum  Spruch  an  eines  der 
drei  neu  errichteten  ProvinzialjustizkoUegien  einzusenden  hatten,  über 
denen  dann  ein  Oberjustizkollegium  als  zweite  imd  ein  Obertribunal 
als  dritte  Instanz  stand.  Das  Verfahren  vor  den  Oberamtsgerichten 
wollte  man  auf  Grund  der  Untersuchungsmaxime  unter  Ausschluss 
der  Advokaten  ordnen;  die  Stände  glaubten  aber  hierdurch  die  Partei- 
rechte  gefährdet  und  setzten  die  Zulassung  von  Advokaten  durch. 
Beim  Oberjustizkollegium  waren  18,  beim  Obertribunal  12  Proku- 
ratoren zugelassen,  welche,  ganz  wie  beim  Reichskammergerichte, 
das  aussohUeesende  Recht  hatten,  die  von  den  Advokaten  gefertigten 
ProzesBBohriften    zu    zeichnen    und     zu     überreichen.      Das     neue 

wollte   durch   Nachahmung   der   Verfassung   des   Reichs- 
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kammergerichts  seinen  Gerichten  einen  höheren  Glanz  verleihen.  Als 
dann  sehr  bald  die  Gerichtsorganisation  durch  Organisationsedikt 
vom  31.  Dezember  1818  dahin  geändert  wurde,  dass  in  niederster  In- 
stanz Oberamtsgerichte,  bestehend  aus  einem  rechtskundigen  Richter 
und  Bürgerbeisitzer,  in  mittlerer  vier  Kreisgerichtshöfe,  in  oberster 
ein  Obertribunal  richteten,  so  teilte  die  Verordnimg  vom  6.  November 
1822  nunmehr  die  Advokaten  in  zwei  Klassen: 

a.  Prokuratoren  bei  dem  Obertribunal  und  den  Kreis- 
gerichtshöfen, 

b.  Rechtskonsulenten  bei  den  Oberamtsgerichten. 
Beide  müssen  die  beiden  juristischen  Prüfungen  bestanden  haben, 
werden  vom  Könige  ernannt,  bei  dem  Justizministerium  immatrikuliert 
und  vom  Gerichtshofe  beeidigt.  Doch  wurde  die  Ernennung  nach  mehr- 
fachen Zeugnissen  wenigstens  für  Rechtskonsulenten  niemals  verweigert, 
so  dass  dieser  Beruf  als  freigegeben  gelten  konnte.  Ausser  ihnen  ist 
niemand  berechtigt,  Prozessschriften  für  andere  abzufassen;  auch 
war  bei  den  Kollegien  in  der  Regel  Vertretung  durch  Prokuratoren 
geboten.  Die  Berufsausübung  ist  an  sich  nicht  an  einen  Ort  oder  ein 
Gericht  gebimden,  jedoch  müssen  Eingaben  der  Rechtskonsulenten 
an  die  Gerichtshöfe  von  dem  bei  diesen  angestellten  Prokurator  geprüft 
und  auf  seine  Verantwortung  unterzeichnet  sein.  Freizügigkeit 
besteht,  wie  es  scheint,  nur  ftir  Rechtskonsulenten,  da  im  §  18  diesen 
die  Pflicht  zur  Anzeige  einer  Wohnortsveränderung  auferlegt  ist.  Ein 
kleiner  Versuch  der  Organisation  der  Advokatur  ist 
gemacht,  indem  bei  dem  Obertribunal  und  jedem  Kreisgerichtshofe 
einer  der  Prokuratoren  vom  Justizminister  als  Vorstand  bestellt  ist, 
an  welchen  die  allgemeinen  Verfügungen  des  Gerichtshofes  gerichtet 
werden  imd  der  andererseits  gemeinsame  Eingaben  der  Prokuratoren 
überreicht,  femer,  selbst  von  Armensachen  befreit,  für  die  vom  Ge- 
richte ziun  Armenrechte  zugelassenen  Parteien  die  Armenanwälte  nach 
einem  bestimmten  Turnus  bestimmt  und  die  vorgeschriebenen  An- 
zeigen der  Anwälte  über  ihre  zeitweilige  Abwesenheit  entgegennimmt. 
Eine  Strafgewalt  steht  nur  den  Gerichtskollegien  zu,  die  bis 
zur  Suspension  geht. 

Den  Anwälten  wird  eine  Uniform  vorgeschrieben.  Die  Rechts- 
konsulenten tragen  in  der  Gerichtssitzung  einen  dunkelblauen  Uniform- 
rock mit  runden  Aufschlägen,  dunkelblauen  amarantrot  besetzten 
Stehkragen  imd  gelben  Wappenknöpfen,  blaue  oder  graue  lange  Bein- 
kleider, weisses  Gilet  und  dreieckigen  Hut  mit  Kokarde  und  doppelter 
goldner  Schleife,  dazu  einen  Degen  mit  gelbem  Griff;  bei  feierlichen 
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Gelegenheiten  weisse  kurze  Beinkleider,  weissseidene  Strümpfe  und 
Schuhe  mit  gelben  Schnallen;  die  Prokuratoren  eine  etwas  andere 
Uniform. 

Im  übrigen  ergiebt  diese  neuere  Gesetzgebimg  eine  den  Advokaten 
nicht  ungünstige  Stimmung.  Tüchtigen  Advokaten  verspricht  die 
Verordnung  vom  6.  November  1822  Beförderung  im  Staatsdienst,  und 
in  der  Tat  ist  einmal  em  Prokurator  zum  Obertribunalsrat  ernannt 
worden.  Die  Verordnung  vom  15.  September  1822  hebt  frühere  Be- 
stimmungen auf,  wonach  in  gewissen  Sachen  Advokaten  ausgeschlossen 
oder  Advokatengebühren  nicht  erstattungsfähig  waren. 

Eine  überraschende  Antiquität  ist  im  oberamtsgerichtUchen  Ver- 
fahren erhalten.  Es  ist  nämlich  im  §  75  des  Edikts  vom  31.  Dezember 
1818  jeder  Partei  das  Recht  eingeräumt  aus  der  Zahl  der  Gemeinderäte 
des  Bezirkes  oder,  wenn  sie  Frauen  sind,  ohne  diese  Beschränkung, 
sich  einen  Fürsprecher  zu  erwählen.  Es  ist  die  letzte  Erwähnung 
des  Fürsprechers  und  sie  knüpft  glücklich  an  die  hervorragendste  Eigen- 
tümlichkeit dieses  Amtes  an:  die  Wahl  aus  dem  Bing  des  Gerichtes. 
Von  nun  an  verschwindet  das  Vorsprechertum  aus  Deutschland. 


Zweiunddreiasigstes  Kapitel. 

Sadisen. 

So  lange  Sachsen  am  gemeinen  Prozesse  festhielt,  blieb  auch  die 
Verfassung  der  Advokatur  und  Prokuratur  die  gemeinrechtliche. 
Wir  finden  daher  in  der  Leipziger  Oberhof gerichtsordnung  von  1492 
vier  vereidete  „Procuratores  oder  Redner",  deren  Amt  es  ist,  zu  „pro- 
curiren  oder  zu  reden";  neben  ihnen  „Doctores  oder  Advocaten",  eben- 
falls vereidet,  deren  Aufgabe  es  ist,  zu  raten  und  zu  schreiben.  Der 
sonst  fast  überall  abgelehnte  Satz  des  kanonischen  Rechts,  der  den 
Prokuratoren  das  Advocieren  untersagt,  ist  hier  übernommen.  Eine 
weitere  Besonderheit  ist,  dass  die  Prokuratoren  eine  kleine  feste  Be- 
soldung beziehen. 

Aber  Sachsen  entfernte  sich  früh  von  den  Wegen  des  gemeinen 
Prozesses.  Seine  Juristen  behaupteten  mit  Stolz,  es  habe  die  Schrift- 
lichkeit abgelehnt.  Richtig  war  daran,  dass  Schriftsätze  nicht  ge- 
duldet wurden.  An  ihre  Stelle  trat  das  Verfahren  „vom  Hunde  in 
die  Feder",  auch  „Versetzen,  Setzen  oder  Gesetze  einbringen"  genannt. 
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Was  im  Tennine  vorzubringen,  so  sagte  die  Appellationsgeriohtsord&iiDg 
von  1606,  das  soll 

unserm  Hoff-Brauch  nach  alles  vom  Munde  in  die  Feder  versalzt 
und  einbracht  und  derowegen  kein  schriftlicher  Satz  verstattet 
werden. 

Das  Versetzen  bestand  darin,  dass  das  sachliche  Vorbringen  einem 
Schreiber  des  Gerichts  in  der  Kanzlei  diktiert  wurde.  Dieses  Ver- 
fahren, an  den  Hofgerichten  schon  immer  im  Brauch,  wurde  durch 
die  Verordnungen  und  Constitutiones  vom  21.  April  1572  in  den  Ge- 
richten des  ganzen  Kurfürstentums  eingeführt,  und  zwar  dahin,  dass 
jeder  Teil  drei  Sätze  zu  tun,  d.  i.  dreimal  zu  diktieren  berechtigt  ist, 
daim  Kriegsbefestigung  und  Beschluss  der  Parteierklarungen  folgt, 
hierauf  das  Beweisurteil  ergeht;  nach  der  Beweisaufnahme  erhalten 
die  Parteien  binnen  2  Monaten  Abschrift  und  haben  alsdann  mit  Frist 
von  je  6  Wochen  ihre  Exception,  Duplika,  Beplika  und  Triplika,  diese 
auch  in  Schriften,  einzubringen,  darauf  erfolgt  das  Endurtefl. 

Anbei    ein    Beispiel    einer    versetzten   Besitzstörungsklage     aus 
Dr.  Christoph  Friedrich  Processus  iudiciarius  (1625): 

Klage. 
Vor  euch  den  Gestrengen  Edlen  Ehrenhaften  vnd  Hochgelarten 
Herrn  Oberhofirichter  vnd  Beysitzem  dieses  Churfürstl.  Sachs, 
löbl.  Oberhoffgerichts  erscheinen  zu  gebürlicher  gehorsamer  Folge 
erlangtes  Vorbescheits  constituirte  Syndici  der  Dorfschafft  N.  K., 
legen  anfenglich  ihr  habend  Mandat  ein,  vertrawen  zum  Rechten, 
sie  haben  dadurch  ihre  Person  gnugsam  legitimiret.  Bedingen  vnd 
behalten  ihnen  darauff  bevor  alle  vnd  jede  Wolthaten,  B^nadnngen 
vnd  Freyheiten  der  Rechten,  insonderheit  mit  vberflussig^  Beweisong 
vnbeladen  zu  seyn,  desuper  protestando,  anhengig  solcher  Protestation 
setzen  sie  im  Namen  ihrer  Prinzipaln  vnnd  vor  sich  Rechtiiche  Klage 
vnd  Zuspruch  g^en  vnd  wider  N.  N.  Amptschössem  zu  N.,  nicht 
in  Form  eines  zierlichen  Übels,  sondern  schlechter  Erzehlung  der 
Geschieht  cum  annexa  petitione,  kurtzlich  sagende: 

Obwohl  die  Gemeine  zu  N.  vor  10 Jahren  (folgt  die  Er- 
zählung). 

Wenn  denn  im  Rechten  heilsamUch  versdien,  dass  keiner  den 
andern  in  seiner  geruhigen  Possess  vel  quasi  turbiren  vnd  vemn- 
ruhigen  sol:  Als  fordern  sie  von  Beklagten  hierauff  voUstendige  vnd 
richtige  Antwort  vnd  nach  deroselben  bitten  sie  im  Rechten  sn 
erkennen  vnd  ausssusprechen, 
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das8  Beklagter  daran  vnrecht  gethan  vnd  von  solcher  Tatbation 
abzustehen,  ihre  Prinoipalen  forthin  des  treibens,  pfändens, 
grasens  auff  den  Höltzem  N.  N.  vnvorhindert  gebrauchen  zu  lassen, 
auch  cautionem  de  non  amplius  turbando  aufbsurichten  vnd  das 
genommene  Pfand  wiederumb  ihnen  zuzustellen  schuldig,  alles 
mit  Erstattung  der  Gerichtskosten,  Schäden  und  Interesse,  welches 
oder  was  sonsten  dissfalls  bestendiger  Weise  gebeten  werden 
können,  Klägere  zum  Oberho£Erichterliohen  Erkenntnis  stellen, 
super  Omnibus  et  singiiliB  ius  et  iustitiam  sibi  administrari  pe- 
tentes. 

Diese  EJage  ist  in  der  Versetzstube  vom  Advokaten  dem  Schreiber 
diktiert.  Die  Richter  sind  dabei  nicht  zugegen,  der  Eingang  also,  der 
fingiert,  der  Advokat  sei  vor  den  Richtern  erschienen,  enthält  nur  eine 
Floskel.  Man  konnte  wohl  auch  die  Sache  durch  Bezugnahme  auf  die 
bereits  überreichte  EJagschrift  abkürzen;  doch  liess  Leipzig  auch  das 
nicht  zu.  Merkwürdig  sind  die  auf  den  Eingang  folgenden  Vorbehalte. 
Die  Vertreter  der  Dorfschaft  legen  ihre  Vollmacht  vor,  vertrauen,  damit 
ihre  Legitimation  genugsam  geführt  zu  haben  und  knüpfen  daran 
eine  Masse  von  Klauseln,  die  uns  überflüssig  scheinen,  die  aber  der 
Verfasser  des  Buches  alle  als  notwendig  und  nützlich  bezeichnet,  ihre 
Bedeutung  im  einzelnen  angebend.  Offensichtlich  ist  hier  eine 
Erinnerung  an  das  Eindingen  der  Vorsprecher  erhalten,  die  auch  beim 
Auftreten  sich  und  ihrer  Partei  alle  Rechte  besonders  vorbehalten  und 
ausbedingen  mussten.  Es  folgt  die  narratio  facti  in  Form„schlichter 
Erzählung  der  Qeschichte".  Auch  diese  Formel  rechtfertigt  der  Ver- 
fasser; sie  bewirke,  dass  de  piano  et  simplici  verfahren  werden  könne. 
Daran  schliesst  sich  das  medium  condusioms,  die  Bezugnahme  auf 
das  den  Antrag  rechtfertigende  Gresetz,  und  die  conclusio,  der  Antrag 
selbst,  dessen  zahlreiche  Klauseln  ebenfalls  alle  mit  gutem  Vorbedacht 
zugefügt  sind. 

Die  Förmlichkeiten  der  EJage  müssen  sorgfältig  beobachtet  werden, 
denn  das  auf  Grund  einer  imf örmlichen  Klage  gefällte  Urteil  ist  nichtig 
und  der  Einwand  der  imf  örmlichen  und  sogar  der  unschlüssigen  Klage 
kann  noch  in  der  Zwangsvollstreckungsinstanz  vorgebracht  werden. 
Z.  B.,  wenn  die  Klage  nicht  in  der  Form  des  „Versetzens''  vorgebracht 
wird,  so  lautet  die  Exceptio: 

P«  P.  Dass  die  Hoffgerichts-Ordnung  klare  Mass  gibet,  wie 
die  Klage  vnd  andere  Gesetze  im  Hoffgericht,  nemlich  vom  Munde 
in  die  Feder  versetzet  werden  sol.  Weil  aber  solchem  zu  wider  diese 
Klage    aus    einer  langen  Schrifft  versetzet,   sich    dessen   auff  die 
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Schlifft  gezogen,  Also  bittet  Beklagter  dieselbige  als  dem  Stylo  vnd 
Hoffgerichts-Ordnung  zu  wider  zu  verwerffen  vnd  sich  ab  instantia 
cum  refusione  ezpensarum  zu  entbinden. 

Der  Einwand  der  Unzuständigkeit  wird,  wie  folgt,  diktiert: 

Saget  kiirtzlich,   dass  ein  jeder  vor   seiner   ordentlichen 

Obrigkeit,  darunter  er  gesessen,  besprochen  werden  sol,  ex  vulgata 
Regula  Actor  sequitur  forum  rei  (Add.  1.  Iuris  ordinem  C.  de  iurisd. 
omn.  iud.  et  for.  comp.  1.  fin.  C.  ubi  in  rem  act.).  Es  ist  aber  kund 
vnd  notorium,  dass  Beklagter  vnter  dem  Churfürstentumb  Sachsen 
weder  mit  Fewer  noch  mit  Bauch,  sondern  immediate  vnter  den 
Fürsten  von  Weymar  gesessen,  derowegen  bittet  er  sich  von  diesem 
Gerichtszwang  mit  erstattung  der  auffgewandten  Gerichtskosten 
zu  entbinden. 

Wird  die  Vollmacht  bemängelt,  so  leistet  man  cautio  de  rato  in 
folgender  Form: 

Kläger  hette  sich  nicht  versehen,  dass  er  in  ein  solch  Misstrauen 
solte  gesetzt  seyn,  aber  wie  dem  allen  vnd  vnnöthige  Disputation 
zu  vermeiden  ist  er  de  rato  zu  caviren,  dessgleiohen  die  Gewehr 
anzugeloben  erbötig.  Bittet  dieselbe  von  ihm  auff-  vnd  anzxuiehmen. 
Alsdenn  gibt  er  dem  Protonotario  allein  die  Hand,  der  redet  etliche 
Wort:  Ihr  werdet  angeloben  etc.    Und  registriret  es  ad  Acta. 

Ist  endlich  die  Frage,    ob  Beklagter    zu  antworten  verpflichtet, 
erledigt,  so  geschieht  die  Litiscontestation  in  folgender  Form: 

Sagt  animo  litem  contesfcandi,  dass  er  der  Klagen  in  allen  ihren 
Clausulen  vnd  Puncten,  inmassen  dieselbe  erhoben  vnd  fürbracht, 
nicht  gestendig  negando  narrata,    prout  narrantur,  et  petita  fieri 

debere,  prout  petitimi  est.    Insonderheit  aber  gesteht  er  nicht 

Derowegen  bittet  Beklagter  sich  von  angestalter  Klagen  mit  er- 
stattung der  Unkosten  zu  entbinden.  Würde  sich  nun  Kläger  einiger 
Beweisung  vnterstehen,  auff  den  Fall,  vnd  eher  nicht,  bedinget 
ihme  Beklagter  seine  Gegenbeweisung  vnd  andere  rechtliche  Noth- 
durfih/. 
An  dieser  merkwürdigen  Form  der  Mündüchkeit  wurde  mit  säch- 
sischer Zähigkeit  festgehalten.     Es  wurde  durchaus    nicht  geduldet, 
dass  ein  Schriftsatz  übergeben    oder  auch  nur  abgelesen  wurde.    Die 
verschiedensten  Verordnungen  ergingen  darüber,  die  ausführlichsten 
1605  und  1607.    Damach  sollen  die  Advokaten  nicht  etwa,  wie  öfters 
geschehen,  ihre  Schreiber  oder  Jungen  mit  zu  Hause  verf assten  Schrift- 
sätzen in  die  Versetzstuben  schicken,  diese  dort  diktieren  zu  lassen, 
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sondern  persönlich  zu  rechter  früher  Tageszeit,  wie  die  Ladung  lautet, 
sich  bei  dem  Gerichtssekretar  melden  und  die  Vollmacht  vorlegen.  Die 
Schreiber  müssen  morgens  von  6—10,  nachmittags  von  1 — 5  Uhr  auf 
der  Versetzstube  sein,  keinen  Advokaten  „umb  Geniesses  willen"  be- 
vorzugen, nicht  in  seinem  Haus  oder  einer  Herberge  schreiben,  sondern 
denjenigen,  die  zuerst  zur  Stelle  sind,  zuerst  nachschreiben,  Diktat  ex 
conceptis  (aus  fertig  mitgebrachten  Schriftsätzen)  nicht  dulden,  die 
Akten  nicht  ins  Haus  mitgeben.  Dem  Setzenden  werden  die  Gerichts- 
akten, so  lange  er  setzt,  zur  Verfügung  gestellt;  denn  der  Advokat  hat 
keine  Akten.  Sieben  Tage  stehen  in  der  Regel  zum  Setzen  von  Er- 
klärung und  Gegenerklärung  zur  Verfügung;  am  ersten  Tage  muss 
aber  der  erste  Satz  mindestens  ziemlich  gefördert  sein,  widrigenfalls 
am  nächsten  Tage,  ohne  Bücksicht  auf  die  Unfertigkeit  des  ersten 
Satzes»  die  Akten  dem  Gegner  zum  Setzen  seiner  Erklärungen  vorge- 
legt werden.  Deshalb  muss  Tag  und  Stunde  des  Anfangens  und  Auf- 
hörens und  der  Name  des  Advokaten  beigeschrieben  werden;  und  wir 
hören  leider,  dass  zuweilen  das  Datum  gefälscht  wurde.  Die  Über- 
schreitung des  Septiduums  wird  oft  gerügt  und  mit  Strafe  bedroht ;  nach 
der  Verordnung  vom  10.  Januar  1716  beträgt  diese  Strafe  volle  zehn 
Taler  und  muss  der  Advokat  einen  körperlichen  Eid  ablegen,  sie  sich 
vom  Klienten  auf  keine  Weise  ersetzen  zu  lassen. 

In  der  Versetzstube  sassen  die  Schreiber  an  den  Tischen  der  Advo- 
katen, die  ihrerseits  „in  erbarer  Kleidung  und  Mänteln",  mit  „gehöriger 
Gravität  und  Erbarkeit"  das  Versetzen  abwarteten.  Ganz  ehrbar 
ging  es  da  freilich  nicht  immer  zu,  „Zechen  und  andere  Üppigkeit  in 
der  Versetzstube",  Gezanke  und  „Stöckerey'^  der  Schreiber  und  Jungen 
der  Advokaten  musste  mehrfach  verboten  werden. 

Die  mit  diesem  Verfahren  verbundene  MühseUgkeit  und  Zeitver- 
sehwendung  springt  in  die  Augen.  Aber  einen  Erfolg  konnte  man  immer- 
hin davon  erwarten:  es  zwang  zur  Kürze.  Die  diktierten  „Gesetze'' 
konnten  nie  so  weitläufig  werden,  wie  die  zuHause  gefertigten  Schriftsätze, 
die  zu  jener  Zeit  überall  den  Schrecken  der  Richter  bildeten.  Indess 
mussten  auch  hier  schimpfliche  und  spöttische  Redensarten,  Weit- 
läufigkeit verboten  werden;  der  Advokat  muss  seinen  „Satz"  mit  seinem 
Namen  unterschreiben — das  Gericht  wüsste  sonst  nicht,  welcher  Advokat 
diktiert  und  sich  strafbar  gemacht  hat.  1650  heisst  es,  dass  die  Advo- 
katen mit  ganz  undienstlichem  Geschwätz  die  Blätter  so  anfüllen,  dass 
sie  mehr  ganzen  Traktaten  als  rechtlichen  Gesetzen  ähnUch  scheinen. 

Das  Versetzen  hat  auch  ausserhalb  Kursachsens  Eingang  gefunden. 
Wir  finden  es  in  der  Magdeburgischen  Prozessordnung  von  1686,  in 
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der  Anhaltisohen  Policey-  und  Landesordnung  von   1572,  der  Jülich- 
Bergsohen  Verordnung  vom  8.  Juli  1698. 

Das  Versetzen  geschieht,  wie  man  sieht,  durch  die  Advokaten. 
Dies  könnte,  da  es  für  mündliches  Verhandeln  galt,  Wunder  nehmen ; 
denn  solches  stand,  wie  wir  wissen,  nur  den  Prokuratoren  zu.  Allein 
einmal  steht  es  nicht  ganz  an  der  Stelle  der  Prokuratorenvorträge, 
welche  nur  Formelles  betrafen  und  in  die  Sache  selbst  nicht  einsteigen 
durften.  Es  ist  vielmehr  die  Form,  in  der  die  sachlichen  Anführungen 
der  Parteien  zu  Papier  gebracht  werden.  Es  ersetzt  also  die  Schriftsätze 
der  Advokaten,  und  deshalb  ist  es  mit  Recht  Sache  der  Advokaten. 
Sodann  aber,  wenn  es  mündliches  Verhandeln  war,  so  war  es  doch  nicht 
mündliches  Verhandeln  vor  versammeltem  Gerichte,  welches  allein  das 
Monopol  der  Prokuratoren  bildete,  sondern  vor  dem  Sekretär  oder  gar 
einem  Schreiber. 

Mit  dem  Versetzen  fiel  dem  Advokaten  die  gesammte  Prozessf  ührung 
zu.  In  den  Artikuln  von  1574  imd  1584  finden  wir  diesen  Zustand  bereits 
fertig  vor.  Der  Advokat  versetzt,  erklärt  die  Kriegsbefestigung,  fertigt 
die  Fragartikel  und  nach  der  Beweisaufnahme  die  Deduktionen,  „be- 
schliesst'^  endlich.  Die  Verordnungen  wenden  sich  fast  ausschliesslich 
an  die  Advokaten,  werden  aber,  da  theoretisch  immer  noch  nur  die 
Prokuratoren  dem  Gerichte  gegenüberstehen,  nur  diesen  bekannt 
gemacht.  So  die  Artikul  von  1674  und  1584.  Die  Advokaten  sollen 
an  jedem  Sitzungstage  früh  dem  Protonotar  einen  Tageszettel  über- 
geben, das  ist  ein  Verzeichnis  der  Sachen,  in  denen  sie  versetzen  wollen. 
Die  Advokaten  sollen  nach  der  Verordnung  vom  24.  August  1688  recht- 
zeitig Bericht  von  den  Parteien  fordern,  damit  sie  im  Termine  ver- 
handeln können.  Alles  beruht  auf  der  Voraussetzimg,  dass  die  Advo- 
katen den  vollen  Prozessbetrieb  in  der  Hand  haben. 

Was  blieb  aber  hiemach  für  die  Prokuratoren  übrig  ?  Das  war 
schwer  zu  sagen.  Allerdings  waren  die  Advokaten  für  sich  allein  nicht 
legitimiert;  sie  mussten  die  Parteien  oder  deren  Bevollmächtigte  (An- 
wälte) neben  sich  haben.  Ein  Befehl  vom  26.  Juni  1616  tadelt  streng, 
dass  die  Advokaten  oft  mit  dem  Setzen  beginnen,  ohne  ihre  Partei  oder 
deren  Anwalt  zur  Stelle  zu  bringen  imd  des  Anwalts  Vollmacht  vorzu- 
legen. In  gleichem  Sinne  sind  die  oft  wiederkehrenden  Verordnungen 
zu  verstehen,  dass  der  Advokat  ohne  Vollmacht  nicht  zum  Setzen  zu- 
gelassen werden  soll:  nicht  von  seiner  Vollmacht  ist  die  Bede  —  er  hat 
keine  — ,  sondern  von  der  des  Anwalts  seiner  Partei. 

Dieser  Anwalt  aber  ist  wiederum  nicht  der  angestellte  Prokurator 
oder  muss  es  wenigstens  nicht  sein.    Anwalt  ist  eine  beliebige  Person, 
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der  man  Vollmacht  erteilt,  und  ursprünglich  war  es  dem  Prokurator 
nicht  einmal  erlaubt,  Vollmacht  zu  übernehmen. 

Leipziger  Oberhof gerichtsordnung  vom  22.  Dezember  1548: 

Wir  lassen  aus   bewegenden  Ursachen  hiermit  zu,   dass  die 
Procuratores  Vollmacht   auf  sich   nehmen  mögen; 
doch   dergestalt,    dass   ihme  keine  sonderliche  Besoldung  darumb 
gegeben  werde;  wie  sie  denn  auch  solcher  An  wa  1  dschafften 
halben  in  Händeln  nicht  mehr  Mühe  haben  dürfen. 
Von  der  hier  erteilten  Erlaubnis  machten  die  Prokuratoren  keinen 
Gebrauch,  jedenfalls  deshalb,  weil  mit  Übernahme  der  Vollmacht  die 
Pflicht,  die  Grerichtskosten  vorzusohiessen,  verknüpft  war.    Wir  hören 
daher  wieder  von  Anwälten  neben  den  Prokuratoren  und  den  Advokaten, 
so  dass  die  Partei  einer  theoretischen  Grille  zuliebe  drei  Personen  zu 
bezahlen  hatte,  von  denen  nur  eine,  der  Advokat,  etwas  leistete.    Da- 
her verordnet  der  Erlass  vom  19.  Dezember  1623  für  das  Leipziger  Ober- 
haf gericht : 

AlldieweU  zum  Rechtlichen  Versetzen  Viere  zum  Gericht  gesohwome 
Notarien,   als  Johann  Vorkeuffer,   Jonas   Neander,   Stephan 
Hoffemann  und  Christian  Gruber  verordnet, 
so  sollen  diese  die  Vollmachten  annehmen,  damit  nicht  die  Parteien 
durch  andere  Bevollmächtigte,  „welche  dem  Gerichte  mit  Pflichten  nicht 
verwandt*^  zu  sehr  mit  Gebühren  belastet  werden.     Hier  finden  wir 
unter  dem  Namen  Notare  die  vier  Prokuratoren  wieder,  die  von  jeher 
am  Leipziger  Oberhofgerichte  „zum  rechtUchen  Versetzen'*  angestellt 
waren.     Da  nun  das  rechtliche  Versetzen   auf   die  Advokaten   über- 
gegangen war,  die  Prokuratoren  also  nichts  zu  tun  hatten,  gleichwohl 
ibrer  vier  gesetzlich  vorhanden  sein  mussten,  so  hatte  man  vier  Notare 
dazu  ernannt.     Gleiches  muss  oft  vorgekonmien  sein,  denn  die  1748 
erschienene  Schrift  „Etwas  von  Advokaten  imd  Prokuratoren"  bemerkt: 
....  wie  denn  auch,  wo  die  Procuratores  zugleich  Notarii  seyn 
müssen,  die  Leute  selbiger  Orten  glauben  mögen,  als  ob  das  Notariat 
und  die  Procuratur  einerley  Amt  und  Verrichtung  seye  und  keines 
ohne  das  andere  bestehen  könne. 
Die  Notare  nahmen  aber  doch  nicht  die  Vollmachten  an.     Die 
Advokaten  betrauten  mit  der  Statistenrolle  des  Vollmachtträgers  ihre 
Schreiber,  und  wir  hören,  dass  diese  die  Erlegung  der  Gerichtskosten 
zusagten,  aber  nichts  erlegten,  weshalb  dem  Protonotar  (Obersekretär) 
v<»geschrieben  wurde,  die  Kosten  sofort  beim  Antrage  einzufordern. 
Auch  Hess  man  wohl,  um  selbst  der  Verantwortung  und  etwaigen  Strafen 
zu  entgehen,  die  Schriftsätze  von  diesen  Strohmännern  unterschreiben. 
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Mandat  vom  15.  April  1696: 

Als  auch  bisshero  derer  AdvooateD  Schreiber  undAnwälte, 
welche  doch  des  Brief stellens  nicht  befugt,  sich  unterfangen,  in 
Sachen ,  da   sie  Anwaldschaften   gehabt,  Briefe  und 
Deduotiones  iuris  auch  ohne  der  Cioncipienten  beygeaetzten  Namen 
einzureichen  ....  Also  soll  auch  dieses  hiermit  abgeschaffet  und  die 
Advocaten  verbunden  seyn,   dergleichen  in  derer  Anwälde  Namen 
gefertigte  Schriften  als  Concipienten  . .    . .  zu  unterschreiben. 
Anderwärts  stand  den  Prokuratoren  der  Sitzungsdienst,  das  Über- 
geben der  Schriftsätze  zu,  gewiss  eine  höchst  unnötige,  rein  formelle 
Arbeit:  hier  war  ihnen  nicht  einmal  diese  verblieben.     Anderwärts 
unterschied   sich   der  Prokurator  wenigstens   theoretisch,   durch   die 
Vollmacht,  vom  Advokaten :  hier  war  auch  dieses  Merkmal  weggefallen. 
Die  Sache  der  Prokuratur  war  in  der  Tat  auf  nichts  gestellt:  hier  war 
ein  Amt,  das  einen  Wirkungskreis  überhaupt  nicht  hatte.    Wenn  das 
erwähnte  Mandat  vom  15.  April  1696  weiter  anordnete, 

dass  die  Procuratoren  bei  Publikation  der  Urtheile  erscheinen  und 
ohne  Entschuldigung  nicht  ausbleiben  sollen,  und  dass  der  Advocat 
von  jeder  Sache,  wo  der  Prokurator  nicht  erscheint,  12  Groschen  zu 
erlegen  hat, 
so  ergiebt  sich  einerseits,  dass  die  Prokuratoren  allenfalls  noch  als  Schau- 
stücke bei  Verkündung  der  Urteile  verwendet  wurden,   andrerseits, 
dass  Prokuratoren,  für  welche  der  Advokat  die  Strafe  bezahlte,  wohl  in 
seinen  Diensten  gestanden  haLen  müssen.     Mehrfach  verschwimm^i 
die  Begriffe  Advokat  und  Prokurator.   Ein  Befehl  vom  20.  Septemb^ 
1594   tadelt   unter   dem   Bandvermerk:   „Untüchtige   und  bosshaffte 
Advocaten*'  die  „ungelahrte  zancksüchtige  Procuratores'. 
Ein   Mandat   vom    18.   August    1642  schärft  den  Advokaten  ein 
Mandat  von    1640   ein,   das   die   unnütze  Weitläufigkeit   der  Pro- 
kuratoren mit  Strafe  bedroht. 

So  löste  sich  die  Prokuratur  allmählich  auf.  1657,  als  bei  Gelegenheit 
der  Ausdehnung  der  Zuständigkeit  des  Leipziger  Oberhofgerichts  auf 
alle  albertinischen  Lande  das  ganze  Personal  neu  vereidet  wurde,  werden 
wohl  die  Advokaten,  aber  nicht  die  Prokuratoren  erwähnt  (Kretsch- 
mann  1319).  Man  fand  es  nicht  einmal  mehr  notwendig,  sie  zu  ver- 
eiden. Doch  dauerte  es  noch  ziemlich  lange,  bis  man  erkannte,  dass 
man  ein  abgestorbenes  GebUde  vor  sich  hatte.  Durch  Verordnung  vom 
20.  Februar  1766  (Kretschmann  210)  wurde  nach  erfordertem  Gutachten 
des  Oberhofgerichts  die  Prokuratur  mit  der  Advokatur 
vereinigt,  die  damaligen  vier  Prokuratoren  Lange,  Mylius,  Wolff 
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und  Sand  zu  Advokaten  ernannt  und  den  Advokaten  für  die  erwachsende 
Mehrarbeit  (welche  ?)  die  Prokuratorengebühren  „in  denen  Fällen,  wo 
deri^eichen  bey  anderen  ludicÜB  passiren"  zugewiesen,  gleichzeitig 
aber  —  da  sie  mit  der  Prokuratur  die  Haftung  für  die  Gerichtskosten 
übernahmen  —  eine  Kaution  von  200  Talern  auferlegt,  welche  Kautions- 
pflicht aber  1788  aufgehoben  wurde.  Auch  die  Besoldung  der  vier 
Prokuratoren  ging  auf  die  Advokatur  über,  indem  vier  Advokaten, 
advocati  ordinarii  genannt,  und  ein  Armenadvokat  kleine  Besoldungen 
aus  der  Sportelkasse  bezogen.  Die  letzten  Advocati  ordinarii  waren 
Dr.  Sieber,  Dr.  Loüchius,  Dr.  Eond,  Dr.  Gaudlitz;  nach  deren  Tode  — 
80  wurde  1788  verordnet  —  sollte  keine  besoldete  Advocatura  ordinaria 
mehr  statthaben  (Kretschmann  236).  Der  Armenadvokat  bezog  seine 
Besoldung  weiter,  sie  betrug  1804  vierteljährUch  9  Taler  18  Groschen, 
ausserdem  hatte  er  von  den  Armensachen  die  verdienten  Gebühren, 
wenn  sie  vom  Gegner  einziehbar  waren,  zu  beanspruchen. 

Eine  Eigentümlichkeit  der  sachsischen  Gerichte  waren  die  Advo- 
katen zur  Güte.  Dem  Streitverfahren  ging  ein  Güteverfahren 
voraus,  für  welches  beim  Oberhofgerichte  in  Leipzig  besondere  Veran- 
staltungen getroffen  waren.  Weil  durch  die  langen  Vergleichsverhand- 
lungen,  so  verordnete  man  1583,  die  Advokaten  am  „Versetzen"  gehindert 
werden,  so  sollen  hinfürder  zween  unterschiedene  Advocaten  bestellt 
und  besonders  verpflichtet  werden,  welche  allein  der  gütlichen  Handlung 
abwarten  und  die  Sachen  fümehmlich  zu  gütlichen  Mitteln  zu  richten 
sich  befleissen  sollen.  Man  scheint  aber  nicht  Advokaten,  sondern 
Prokuratoren  zu  diesem  Zwecke  bestellt  zu  haben,  denn  1588  ist  von 
den  „zu  den  gütlichen  Handlungen  verordneten  Proouratores''  die  Rede, 
und  auch  1623  werden  zwei  Personen  namens  Laurentius  Nisskan  imd 
Andreas  Jo6l  zu  „Anwälden  zur  gütlichen  Handlung"  bestellt* 
In  der  Verordnung  vom  28.  Dezember  ld27  heisst  es  aber  wieder,  dass 
die  „zur  Güte  bestellten  Advokaten"  keine  Klagen  abfassen  und 
die  aus  der  Güte  zum  Recht  verwiesenen  Klagen,  denen,  die  sie  verfasst 
haben,  wieder  zustellen  sollen.  Seit  dieser  Zeit  heissen  sie  Advokaten  zur 
Gute  und  sie  scheinen  Wert  darauf  gelegt  zu  haben,  so,  und  nicht  etwa 
Prokuratoren,  genannt  zu  werden,  denn  Garpzow  im  Processus  iuris  S.133» 
134  erzählt,  dass  ihnen  niemand  mehr  den  Namen  Advokat  streitig 
mache.  Die  anderen  Advokaten  heissen  Advokaten  zu  Recht. 
Durch  Reskript  vom  8.  Januar  1767  wurde  dieser  Unterschied  aufgehoben 
und  jedem  Oberhofgerichtsadvokaten  gestattet,  seiner  Parteien  Notdurft 
sowohl  bei  der  Güte  mündlich  als  bei  dem  Verfahren  in  Schriften  vor- 
SQStellen.   (Kretschmann  212.) 

WtUsltr.  OeMhlchto  dw  BaebtsanwaNichAft.  18 
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I^A nwaltzwang  war  in  Sachsen  unbekannt.  Beim  Hofgericht 
Wittenberg  hatte  sogar  die  Gewohnheit  bestanden,  dass,  wer  da  mündlich 
beschuldigt  wurde,  mündlich  (d.  i.  selbst,  nicht  durch  einen  Prokurator) 
antworten  soll  und  dass  Gebühren  der  Prokuratoren  und  Advokaten 
nicht  erstattet  wurden.  Es  scheint  femer  Herkommen  gewesen  zu 
sein,  dass,  wenn  der  eine  Teil  persönlich  erscheint,  der  andere  nicht 
durch  einen  Prokurator  sich  vertreten  lassen  darf.  Das  ergiebt  folgende 
Stelle  der  Hofgerichtsordnung  von  1650: 

So  mag  auch  ein  jeder  Theil  gegen  dem  andern,  der  geschickt  ist, 
seine  Nothdurfft  selbst  fürtragen,  seine  Gegenwehr  oder  Forderung 
durch  einen  Procuratom,  oder  aber,  wie  oben  (?)  vermeld,  wol  für- 
wenden  lassen,  ungeachtet  der  Grewohnheit,  wie  die  bissher  dissfalls 
gehalten  worden  ist. 

Damit  wollen  wir  die  Grewohnheit,  wer  da  mündlich  beschul* 
diget,  soll  mündlich  antworten,  und  dass  auf  die  Procuratom  und 
Advocaten  keine  Expensen  zu  rechnen,  abgethan  haben. 

Lokalisierung,  die  sonst  überall  für  die  Prokuratoren  be- 
stand, kann  es  hier  nicht  gegeben  haben,  weil  neben  den  Prokurat(»en 
besondere  Anwälte  erwähnt  werden  und  es  schliesslich  Prokuratui^ 
geschäfte  gar  nicht  gab. 

Der  Vorbildung  wird  in  Sachsen  frühzeitig  Aufmerksamkeit 
zugewendet.  1550  wird  bereits  auf  eine  frühere  Ordnung  verwiesen, 
nach  der  ungelehrten  und  leichtfertigen  Prokuratoren  das  Beden  vor 
Gericht  verboten  worden;  1555  wird  Universitätsstudium  gefordert, 
und  dies  im  Torgauer  Landtagsabschied  von  1583  für  Advokaten  und 
Prokuratoren  wiederholt,  1612  neu  eingeschärft  mit  dem  Bemerken, 
dass  die  Richter  durch  die  Finger  sehen,  „offtmahls  dergleichen  unge- 
schickte Rabulas  selber  fördern  und,  wie  zu  vermuthen,  bissweilen 
de  salario  mit  participi^en'^  Auch  späterhin  muss  die  Verordnung 
mehrfach  wiederholt  werden:  in  der  Prozessordnung  von  1622,  sodann 
1658  für  das  Appellationsgericht  Dresden,  an  dem  besondere  Advokaten 
und  Prokuratoren  nicht  zugelassen  waren  und  daher  ungeprüfte  Leute, 
namentUch  Studenten,  aufzutreten  sich  erlaubt  hatten,  endlich  1661. 
Römer  (Scheler)  Diss.  de  advocato  Leipzig  1669  erwähnt  ein  Urteil  des 
Leipziger  Hofgerichts,  das  Notarvorbildung  für  unzureichend  zur  Pro- 
kuratur  erklärt.  Wir  wissen  indes  bereits,  dass  die  Prokuratur  Notaren 
übertragen  wurde.  Im  Dippoldiswaldischen  Mandat  vom  18.  Februar 
1691  wird  von  allen,  auch  den  bereits  zugelassenen  Sachwaltern,  sofern 
sie  nicht  graduiert  sind,  die  Ablegung  einer  Prüfung  bei  der  Juristen- 
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fakultät  gefordert;  nur  alten  erfahrenen  und  gewissenhaften  Prak- 
tikern kann  sie  erlassen  werden.  Eine  ausführliche  Prüfungsordnung 
wird  aufgestellt  im  Mandat  vom  12.  April  1723  w^en  derer  Advokaten 
im  Lande.  Es  wird  3  bis  4  jähriges  Studium  in  Leipzig  oder  Wittenberg 
gefordert,  während  welches  Kandidat  auch  einmal  in  öffentlicher  Dis- 
putation seine  Geschicklichkeit  erwiesen  haben  muss.  Dann  wird  er 
„absonderlich  und  allein,  nicht  aber  mehrere  zugleich'^  von  der  Fakultät 
geprüft,  hat  auch  ein  Specimen  aus  Akten  anzufertigen.  Das  Zeugnis 
über  Bestehen  der  Prüfung  legt  er  der  Regierung  vor,  hat  dort  ein  neues 
Specimen  anzufertigen  und  wird,  wenn  er  tüchtig  befunden,  immatri- 
kuliert, verpflichtet  und  ihm  „gewöhnlicher  Gantzley-Schein,  seiner 
admission  halber'^  (die  er  nunmehr  beim  Kurfürsten  nachsuchen  muss) 
erteilt.  Die  bisherige  Befreiung  graduierter  Personen  von  der  Prüfung 
wird  aufgehoben,  „da  die  Erfahrung  zeigt,  dass  man  den  Doktor-  und 
Licentiatentitel  für  Geld  kaufen  kann";  sie  müssen  wie  jeder  andere 
ihre  Zulassung  nachsuchen;  doch  genügt  bei  ihnen  die  Anfertigung 
eines  Specimen,  und  auch  dieses  wird  denen,  die  zur  Zeit  in  Praxis  stehen, 
erlassen.  Nach  allen  diesen  Prüfungen  ist  aber  der  Advokat  noch  immer 
nicht  vollberechtigt;  vielmehr  wird  er  in  den  ersten  drei  Jahren  in  ge- 
wissen schwierigen  Sachen  sowie  vor  dem  Appellationsgerichte  nicht 
zugelassen,  erhält  dann  erst  einen  besonderen  Admissionsschein;  nur 
Promovierte  und  solche,  die  eine  Vorbereitung  „bei  einem  wohlgeübten 
Practico"  nachweisen,  sind  davon  befreit  —  das  erste  Auftreten  der 
Anforderung  eines  praktischenVorbereitungsdienstes. 
Es  werden  jährlich  nicht  mehr  als  40  zugelassen. 

Die  Gebührenordnung  im  Torgauer  Landtagsabschiede 
vom  8.  Mai  1683  unterscheidet  noch  mündlichen  Vortrag  vom  Versetzen, 
lohnt  aber  beide  gleich  mit  einem  halben  Taler  bis  einen  Gulden,  ein 
Satz,  der  1612  auf  3  Taler  für  jeden  Termin  erhöht  wurde.  Die  Tax- 
ordnung  von  1724  kennt  schon  ein  schriftUches  Verfahren  und  bewilligt 
für  jede  Schrift  in  Untergerichten  2,  in  Obergerichten  3  Taler,  für  Auf- 
setzen der  Interrogatoria  1  bis  4  Taler,  für  Beweisfertigen,  d.  i.  Beweis- 
aufnahme als  beauftragter  Gerichtskommissar  2  bis  12  Taler,  „für  ein 
mündliches  Verhör  zur  Güte  8  gr.  bis  1  Thaler*^  Auch  giebt  es  »»An- 
waldschaffts-Gebühren  dem  Advocato'",  woraus  wir  entnehmen,  dass 
der  Advokat  zuweilen  die  Vollmacht  auf  sich  nahm.  Für  defensiones 
giebt  es  4  bis  24  gr. 

Besoldete  Armenadvokaten  kommen  vor  in  der 
Dresdner  Appellationsgerichtsordnung  von  1605.  Die  Besoldung 
der  Prokuratoren  des  Oberhofgerichts  Leipzig  wird  ihnen  offenbar 
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ebenfalls  der  ArmeDsachen  wegen  gegeben.  In  Wittenberg  ist  das  Amt 
des  Armenadvokaten  mit  dem  eines  Legenten  an  der  Universität  laut 
Stif  tmigsurkunde  verbunden. 


Dreiunddreissigstes  Kapitel. 

Österreich. 

Der  Beichshof rat ,  dieses  ganz  vom  E^iser  ernannte,  an  seinem 
Hoflager  wirkende  Kollegium,  verband  mit  seiner  Verwaltung»- 
tatigkeit  eine  ausgedehnte,  mit  der  des  Beiohskammergerichts  kon- 
kurrierende Gerichtsbarkeit.  Bei  diesem  Gerichte  nun  erscheint  die 
Zweiteilung  des  Sachwalterberufs  in  Advokatur  und  Prokuratur  auf- 
gehoben. Es  giebt  nur  einen  Sachwalterstand,  den  der  Prokura- 
toren oder  Agenten  ;  der  von  ihm  handelnde  Titel  7  der 
Beichshofratsordnung  vom  16.  März  1654  ist  zwar  überschrieben: 

Von  Aufnehmung  der  Advocaten,    Procuratom  und  Agen- 
ten   

giebt  jedoch,  dass  diese  Namen  nichts  verschiedenes  bedeuten,  sofort 

zu  erkennen  durch  die  Worte: 

Alle  und  jede,  die  ....  vor  dem  Beiohs-Hofrath  advociren  oder 
procuriren  und  vor  Unserer  Beichs-Canzley  soUicitiren  wollen,  sollen 

nicht  ehender  vor    Procuratores   und   Agenten  

angenommen  werden 

Ihre  Zahl  ist  auf  24  bis  30  festgesetzt.  Sie  müssen  akademisches  Stu- 
dium und  praktischen  Vorbereitungsdienst  nachweisen,  werden  von 
zwei  Beiohshofräten  geprüft,  vom  Präsidenten  ernannt,  in  der  Sitzimg 
vereidet  und  in  eine  Matrikel  eingetragen.  Sie  allein  haben  das  Recht, 
vor  dem  Beichshofrat  und  der  Beichskanzlei  Anderer  Sachen  zu  führen* 
Eingaben  und  Schriftsätze  für  Andere  bedürfen  der  Unterschrift  eines 
zugelassenen  Agenten.  Die  Beichsstände  dürfen  indes,  wie  beim  Beichs- 
kammergerichte,  besondere  Agenten  entsenden,  die  alsdann  w^en  ihrer 
Beligion  nicht  angefochten  werden  dürfen.  In  eigener  Sache  darf  jeder- 
mann auftreten  und  seine  Eingaben  selbst  unterschreiben.  Die  Agenten 
dürfen  bei  keinem  andern  Tribimale  der  Erblande  advocieren  oder  pro- 
kurieren, ausser  beim  Hof-Marschallamt  in  den  Sachen,  in  welchen 
Bevision  an  den  Beichshofrat  geht.    Sie  müssen  stets  dem  KaiserUchen 
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Hofe  folgen.     Sie  unterstehen  dem  Beichshofrat,  der  sie  bestrafen, 
auch  absetzen  kann. 

Die  Verhandlung  geschah  nach  Rudolfs  11.  Beichshofratsinstruktion 
und  der  Beichshofratsordnung  von  1617  in  Audienzen  vor  dem  Prä- 
sidenten und  vier  Baten;  die  Parteien  oder  Prokuratoren  erschienen» 
übeigaben  ihre  Schriften  in  G^enwart  des  Gegners  und  es  wurde  hier- 
bei auch  beider  Teile  mündliche  Notdurft  angehört,  die  selbstverstand- 
Höh  dem  Sekretär  in  die  Feder  zu  diktieren  ist.  Später  wurden  aber 
diese  Audienzen  abgeschafft;  nach  der  Beichshofratsordnung  von  1654 
haben  die  Prokuratoren  ihre  Schriften  durch  den  Türhüter  einliefern 
zu  lassen,  dem  sie  sie  durch  ihre  Sollicitatores  oder  Schreiber  übersenden ; 
so  dass  sie  persönlich  nur  noch  erscheinen,  wenn  sie  einen  Eid  zu  leisten 
oder  Hand  und  Siegel  anzuerkennen,  der  Akteniiurotulation  oder  Be- 
weisprotokoll-Eröfihiung  beizuwohnen  haben.  Jeder  Best  mündlichen 
Vortrags  ist  verschwunden. 

Die  Agenten  bezogen  von  ihren  Parteien  zumeist  jährliche  Dienst- 
gelder, die  mangels  Vereinbarung  20  bis  30  fl.,  in  ganz  grossen  Sachen 
50  fl.  nicht  übersteigen  sollten.  Beichsstände  warfen  aber  gewöhnlich 
eine  noch  grössere  Summe  aus.  Für  dieses  Gehalt  hat  der  Agent 
aber  nur  die  Korrespondenz,  die  Sollicitatur  —  auch  der  Beichshofrat 
arbeitete  nur,  wo  er  gehörig  getrieben  wurde  —  und  die  Bevision  der 
ihm  eingesandten  Schriftsätze  zu  besorgen ;  für  Schriftsätze»  die  er  selbst 
fertigt,  erhält  er  besondere  Gebühren,  ebenso  für  Eidesleistungen  (3  fl.) 
und  für  Wahrnehmung  des  Inrotulations-  oder  AktenpubUkations- 
termins,  sowie  einer  Testamentseröfihiung  (2  fl.).  Der  Agent  eines  Kur- 
fürsten bezog,  wenn  er  diesen  allein  zu  vertreten  und  andere  Sachen 
abzulehnen  sich  verpflichtet  hatte,  in  der  Begel  1000,  sonst  400  bis 
500  Taler  jährlich;  andere  Fürsten  zahlten  100—200,  Grafen,  Bitter 
und  Städte  40—100,  auch  wohl  200  Taler. 

Die  Stellung  dieser  reichbesoldeten  Bevollmächtigten  vornehmer 
Herren  bei  einer  vornehmen  Behörde  war  der  der  Beichskammerge- 
richts-Prokuratoren  mindestens  ebenbürtig.  Sie  zählten  zum  Personal 
des  Beichshofrats  und  genossen  dessen  Freiheiten.  In  den  Vollmachts- 
formularen heisst  es,  dass  der  „fümehme  ^^Agent  N.  zum  „unzweiffent- 
Kchen  Bedner  und  Anwalt"  besteUt  wird.  Über  ihre  Tüchtigkeit  haben 
wir  im  dreissigsten  ELapitel  Zeugnisse  beigebracht. 

Die  Beichshofratsagenten  errichteten  durch  Urkunde  vom  4.  Juni 
1784  eine  Witwenkasse,  für  die  sie  zunächst  ein  jeder  200  Gulden  ein- 
zahlten und  sich  zu  einem  Jahresbeiträge  von  40  Gulden  verpflichteten. 
Die  Urkunde  mit  der  kaiserlichen  Bestätigung  ist  bei  Beuss  (Beiträge 


278  Dritter  Abeohnitl     Advokaten  imd  Proknratoreii. 

zur  neuesten  Geschichte  der  leich^gerichtlichen  Verfassiing  Ulm  1700 
III.  64)  abgedruckt  und  uns  auch  desw^en  interessant,  weQ  sie  die 
Namen  sämtlicher  damaligen  Agenten  eigiebt.     Diese  waren: 

Johann  Friedrich  Fischer  von  Ehrenbach, 

Franz  Anton  Mayer, 

C.  6.  Dammers, 

J.  N.  von  Blumenfeld, 

Franz  Leopold  Schrotter, 

Johann  Michael  Stubenrauch, 

Johann  CShristoph  von  Hafiner, 

Christian  von  Klerff, 

Johann  Baptist  von  Fiohtl, 

Erasmus  von  Grezmiller, 

Johann  Jakob  Bittner, 

Jakob  Karl  de  la  Bonti, 

Heinrich  von  Walter, 

J.  Ludwig  von  Alt, 

Johann  Georg  Urban, 

Franz  Anton  von  Dietterich, 

B.  J.  Schumann, 

Peter  Nikolaus  von  Birkenstock, 

Bwnhaid  Samuel  MatoLay, 

E.  W.  Edler  von  Kirehbauer, 

Franz  Xaver  Matt, 

Johann  Andreas  Morck. 

Nicht  unterschrieben  hatten  Orlando,  Braun  und  Müller. 

Österreich  hatte  noch  andere,  dem  Reichshofirat  ahnliche,  aber 
auf  bestimmte  Lander  beschrankte  Behörden,  an  denen  ebenfalls  Agenten 
wirkten.  Es  waren  das  Parteivertretw  in  pditiachen  Angel^enheit^i 
und  im  V^ahren  freiwilliger  Gerichtsbarkeit,  vielfach  als  VormSnder 
und  y^mogensverwalter  v«wendet.  Nach  dem  Staatskalender  fiir 
1740  gab  es  damals 

beim  Reichshofrate:  28  Ag^ten, 

bei  der  bäimiachen  Hofkanzlei:  3  Advokaten,  16  Agenten, 
33  Hof-Kri^ga-Advokaten,  99  Agentes  jurati,  45  Agentes 
non  jurati, 

beim  itafienischm  Rate:  19  geschwome  Agenten, 
höchsten  Rat  der  Niederiande:  5  Agenten, 
uQgarischen  Hofrate  und  Kaniki:  10  Agenten, 


*> 
*» 
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beim  siebenbäigiBchen  Hofrate  und  Kanzlei:  1  Advokaten 
und  2  Agenten. 
Auch  eine  Untertans-Hofagentenstelle  gab  ee.  Am  1.  November  1798 
eiging  für  dieae  Hofagenten  eine  umfangreiche  Instruktion,  die  ihre 
Anzahl  für  die  böhmisch  -  österreichisch  -  deutschen  Erblande  auf  26 
herabsetzte  und  die  Zulassung  an  strenge  Erfordernisse  knüpfte :  zehn- 
jährigen Aufenthalt  in  einem  Erblande,  Besitz  eines  Vermögens  von 
lOOOOfl.,  Kenntnis  der  Landessprache,  Universitätsstudium  und  drei- 
jährigen Vorbereitungsdienst,  Prüfung  vor  einer  eigenen  Hofagenten- 
Prüfungskommission.  Ein  Dekret  vom  16.  April  1833  hob  die  ganze  Ein- 
richtung auf  und  führte  an  ihrer  Stelle  „öffentliche  Agenten'*  ein,  die 
ebenfalls  Studium  und  dreijährige  Vorbereitung  nachweisen,  eine  Prüfung 
vor  einemBat  bestehen  und  eine  Sicherheit  von  10000  fl.  stellen  mussten. 
Ihr  Geschäftskreis  war  allgemein  dahin  festgestellt,  dass  sie  sich  zu  allen 
nicht  gesetzlich  andern  Personen  vorbehaltenen  Geschäften  anbieten, 
Geechäftskanzleien  und  Auskunftkontors  errichten  durften.  Durch 
Dekret  vom  19.  Juli  1834  erhielten  sie  das  Recht  der  Vertretung  vor 
den  Militärbehörden,  das  bisher  besonderen  Hof-Kriegs-Agenten  zu- 
gestanden hatte. 

Bei  den  österreichischen  Landesgerichten  ist  ebenfalls 
keine  Trennung  von  Prokuratur  und  Advokatur  ersichtlich.  Die  öster- 
reichische Landgerichtsordnung  von  1610  kennt  nur  Prokuratoren,  die 
natürlich  zugleich  Advokaten  sind.  Die  späteren  Ordnungen  wiederum 
kennen  nur  Advokaten,  und  wenn  sich  auch  die  Verordnungen  vielfach 
an  die  „Herren  Doctores,  Advocaten  und  Procuratores**  oder  auch  an 
die  Parteien  und  deren  „Gewalt-Trager,  Advocaten  und  Procuratores^' 
wenden,  so  finden  sich  doch  Vorschriften  über  Vorbildung,  Vereidung 
und  Zulassung  nur  für  die  Advokaten;  und  der  Advokateneid  lautet 
1677,  zu  tun  und  zu  handeln, 

was  einem  frommen  und  ehrlichen  Advocaten  und  Procuratom  zu- 
gehört und  wohl  anstehet. 
Demgemäss  sind  es  die  Advokaten,  die  vor  Gericht  auftreten,  Vollmacht 
überreichen,  den  Prozess  führen;  die  Prokuratoren  sind  ebenfalls  Advo- 
katen, aber  tatsächlich  und  zuweilen  rechtUch  auf  die  niederen  Ge- 
richte oder  die  kleineren  Prozesssachen  beschränkt.  So  wird  in  der 
öeterreichischen  Landgerichtsordnung  1601  den  Prokuratoren  unter- 
sagt, vor  dem  Stadtrat  und  Stadtgericht  zu  Wien  persönlich  aufzutreten, 
aber  gestattet,  vor  ihm  zu  advocieren  und  Schriften  zu  machen  —  das 
genaue  Gegenteil  der  gemeinrechtlichen  Verfassung.  In  der  nieder- 
öeterreichischen  Advokatenordnung  von  1638  für  das  landmarschallische 
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Grericht  erscheinen  zwei  Gattungen  von  Advokaten,  solche,  die  in  causis 
ordinariis  und  solche,  die  nur  in  causis  extraordinariis  advozieren  dürfen. 
Wegen  der  Advokaten  in  causis  ordinariis  bleibt  es  bei  dem  alten  Her- 
kommen, nämlich,  dass  deren  jederzeit  6  sein  sollen,  die  nach  abgelegtem 
Eide  „in  denen  Lands-Bechten  an  öffentlichen  Gerichts-Tägen  ihre  Stell 
an  der  Schrancken  zu  betretten  haben".  Es  waren  diese  offenbar  die 
Volladvokaten,  die  aus  jenen,  den  Minderadvokaten,  ernannt  wurden. 
Die  Minderadvokaten  hätte  man  auch  Prokuratoren  nennen  können. 

In  den  Ländern  der  böhmischen  Krone  treten  im  17.  Jahr- 
hundert Landes-Advokaten  und  Landes-Prokura- 
t  o  r  e  n  auf,  die  für  alle  Grerichte  des  Landes  zuständig  sind  und  sich 
von  einander  nur  durch  den  Rang  unterscheiden,  der  bei  den  Advokaten 
etwas  höher  ist.  Es  sind  ihrer  nicht  viele,  in  Mähren  z.  B.  nur  12  Landee- 
advokaten,  nämlich  6  böhmische  und  6  deutsche,  welche  Zahl  1664  fest- 
gesetzt und  noch  1755  bestätigt  wird.  Die  Landesadvokaten  werden 
1703  daran  erinnert,  Sollicitatoren  und  Amanuenses  zu  haben,  für  die 
sie  aber  einstehen  müssen.  Diese  Hilfspersonen  der  Anwälte  müssen 
aber  wieder  imterschieden  werden  von  den  geschwornenLan- 
dessollicitatoren,  die  1712  erscheinen  und  die  befugt  sind, 
einfachere  Eingaben  zu  unterschreiben,  während  sonst  alle  Schriften 
von  Advokaten  unterschrieben  werden  müssen.  Die  festgesetzte  Zahl 
muss  nicht  innegehalten  worden  sein,  denn  in  Brunn  gab  es 
1717  14  geschwome  Landesadvokat.,  6  geschwome  Landes-Sollicitatoren 
1721  15  „  „  7 

1760  16  „  „  9 

1766  14  „  „  7 

Daneben  gab  es  Stadtadvok  aten,  die  nur  beim  Magistrat  und 
niederen  Justizbehörden  zugelassen  waren  und  nicht  Doktoren  zu  sein 
brauchten.  So  beschloss  die  Stadt  Brunn  1667,  zwei  geschwome  Stadt- 
advokaten zu  bestellen  imd  von  andern  keine  Schriften  mehr  anzu- 
nehmen.    Neben  allen  diesen  werden  noch  Agenten  erwähnt. 

Die  Landesadvokaten  haben  den  Vorrang  vor  allen  Batsverwandten, 
den  Magistrat  selber  ausgenonmien.  Sie  gelten  als  öffentliche  Personen, 
sind  landtafelfähig,  gemessen  verschiedene  Befreiungen,  zählen  zu  den 
Honoratioren.  Unter  ihnen  selbst  gehen  die  graduierten  den  nicht 
graduierten  vor.  Sie  erscheinen  im  Tribunale  in  schwarzem  Elleide  und 
Mantel  ohne  Flügel  (1709),  jedoch  „nicht  auf  militärisch*^  was  wohl 
heissen  soll:  ohne  Degen,  wie  ja  auch  den  Beichskammergerichts-Pro- 
kuratoren  der  Degen  verboten  war.  In  Kommissionen  sollen  sie  nicht 
mit  spanischen  Bohren  erscheinen  (1740).    Das  Tribunal  soll  sie  nicht 
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mit  rauhen  und  harten  Worten  traktieren,  sondern  mifc  gebührendem 
Respekt  behandeln  (1642,  1722);  jedoch  gebührt  ihnen  der  Titel  „Edel- 
geetrengen*'  nicht. 

Diese  Landeeadvokatur  stand,  wie  man  sieht,  in  Ehren.  Zwar 
durfte  sie  keinem  Adeligen  verliehen  werden,  sicherlich  deshalb,  weil 
sie  mit  dem  officium  vile  der  Prokuratur  verbunden  war  (s.  Kap.  21). 
Aber  sie  selbst  war  oft  die  Vorstufe  zu  hohen  Ämtern  und  zum  Adel. 
Die  Grafen  von  Walldorf,  die  Freiherren  von  Hausperski  und  Wunsch- 
witz, die  Zablatzki,  Mayerswald  u.  a.  hatten  Advokaten  zu  Ahnherrn. 
Der  mahrische  Landesadvokat  Elias  Wiesner,  als  von  Wiesenburg  auf 
Pawlowitz  und  Rohrbach  geadelt,  war  von  1649 — 1653  mährischer 
Kanmierprokurator  (Generalfiskal).  Bis  heute  führen  die  Advokaten 
der  Landeshauptstädte  den  Titel  „Landesadvokat'^ 

Für  die  gewöhnliche  Advokatur  und  Prokuratur  scheint  zwar  eine 
Taxordnung  von  1640  das  Bestehen  des  gemeinrechtlichen  Unterschieds 
8u  ergeben,  indem  sie  dem  Advokaten,  „welcher  die  Schriften  selbst 
8teUt'\  bis  3  fl.,  dem  Prokurator,  der  „bloss  die  Schrift  einreicht  und 
bei  Gericht  soUicitirt"'  1  fl.  10  kr.  zubilligt.  Allein  aus  der  Vorschrift 
folgt  nicht,  dass  der  Advokat  nicht  ebenfalls  zur  Einreichung  und 
SolUcitierung  befugt  gewesen  wäre;  das  bei  der  echten  Prokuratur  nie 
fahlende  Merkmal  der  geschlossenen  Zahl  und  festen  Anstellung  findet 
sich  hier  nicht;  und  so  wird  d'Elverts  Bericht  schon  richtig  sein,  dass 
die  Prokuratoren  auch  hier  nichts  anderes  waren,  als  Advokaten  bei 
den  niederen  Gerichten. 

Eine  besondere  Erscheinung  sind  die  Untertans-Advo- 
katen. Nach  der  mährischen  Prozessordnung  und  Verordnungen 
von  1669,  1661  und  1688  werden  den  Untertanen  im  Streit  gegen  die 
Obrigkeit  von  Amts  w^en  Advokaten  beig^eben,  die  sie  zu  Gehorsam 
und  Demut  anleiten,  nicht  gegen  die  Obrigkeit  aufhetzen,  gegebenen- 
falls aber  gegen  diese  vertreten  sollen.  Sie  werden  aus  der  fürstlichen 
Kasse  besoldet,  und  es  giebt  ihrer  in  jeder  Provinz;  wo  es  keine  giebt, 
muss  Fiskus  anderweitig  für  unentgeltliche  Vertretung  der  Untertanen 
sorgen. 

/Anwaltzwang  und  Lokalisierung  herrschte  in  der 
Form,  dass  alle  Prozessschriften  von  einem  beim  Prozessgericht  zuge- 
lassenen Advokaten  oder  Prokuratoren  unterschrieben  sein  müssen.  Die 
österreichische  Gerichtsordnung  von  1601  lässt  jedoch  in  „summari 
und  gemeinen  Supplication-Sachen''  fremde  Prokuratoren  zu,  wenn 
sie  dem  Landmarsohall  angeloben,  sich  der  Gerichtsordnung  gemäss 
zu  halten,  und  sich  in  der  Kanzlei  einschreiben  lassen. 
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Schon  1557  tritt  die  in  Österreich  bis  heute  festgehaltene  Fordemng 
auf,  dass  der  Advokat  Doktor  sein  müsse.  Dazu  verUingt  die  nieder* 
österreichische  Advokatenordnung  von  1638  ganz  modern  dne  Prü- 
fung und  zweijährigen  Vorbereitungsdienst.  Frühzeitig  (1640)  zieht 
der  Landesherr  das  Emennungsrecht  an  sich  und  b^iutzt  es  zur  Be- 
schrankung der  Zahl  der  Advokaten. 

Hofdekret  vom  14.  Dezember  1736.    Domin-Petrushevecz  S.  27. 
Dazu  gesellten  sich  im  18.  Jahrhundert  andere  Erschwerungen:  die 
Graduierung  kostete  2500  fl.,  die  Prüfungen  fanden  nur  alle  fünf  Jahre 
statt,  und  es  wurden  jedesmal  nur  fünf  Kandidaten  zugelassen. 

Juristische  Wochenschrift  1903  S.  165. 
Hier  griff  Josef  11.  ein.  Am  9.  März  1781  hob  er  die  Beschränkung 
der  Zahl  der  Hofagenten  auf,  am  5.  April  1781  übertrug  er  der  obersten 
Justizstelle  die  Befugnis  der  Erteilung  des  stallum  agendi  (der  Zulassung). 
Durch  Hofdekret  vom  14.  Mai  1781  wurde  angeordnet,  dass  die  Zulas- 
sung für  alle  Gerichte  des  Landes,  für  das  sie  lautete,  gelten  solle,  so- 
mit die  Lokalisierung  aufgehoben.  Im  38.  Kapitel  der  Allgemeinen 
Gerichtsordnung  von  1781  wurden  in  würdiger,  von  den  Schimpfereien 
früherer  Gesetze  wohltuend  abstechender  Sprache  die  Verhaltniase  der 
Advokatur  geordnet.  Als  Advokat  wird  nur  zugelassen,  wer  studiert 
und  den  Doktorhut  erworben  hat;  vom  Studium  kann  niemals,  vom 
Doktorhut  nur  auanahmsweise  dispensiert  werden.  Nach  einer  prak* 
tischen  Vorbereitung  bei  einem  Advokatm,  deren  Dauer  das  Hofdekret 
vom  6.  Septemb^  1800  auf  drei  Jahre  festsetzte,  folgt  eine  scharfe 
Prüfung  beim  AppeUationsgerichte,  dann  die  Zulassung  „ohne  auf  eine 
Anzahl  oder  auf  einen  Unterschied  in  den  Gerichten  zu  sehen".  Die 
Advokatur  war  sonach  freigegeben  und  nicht  lokali- 
siert. Umständliche  Anweisungen  über  Aufnahme  der  Information, 
ahnlich  wie  in  der  preossischen  Gerichtsordnung,  werden  gegeben. 
Wer  offenbares  Unrecht,  sei  es  auch  aus  Unwissenheit,  vwteidigt,  ist 
zur  Bestrafung  anzuzeigen.  Auch  die  poBtiache  SteQe  ist  zur  Anzdge 
verpfUchtet,  wenn  sie  von  sittlichen  Vafehlungen  oder  Überschuldung 
eines  Advokaten  er^Lhrt.  Eine  Gebühraiordnung  wird  nicht  g^eben; 
selbst  ein  Massigungsrecht  hat  der  Bichta'  nur,  wenn  die  Partei  es  ver- 
langt und  wenn  er  die  Kosten  zur  Erstattung  festaetzt,  was  im  Urteil 
geschieht.  Vereinbarung  eino^  besonderen  Bdohnung  für  den  Fall 
des  Gewinnens  ist  nichtig  und  strafbar. 

Die  Allgemeine  Gerichtsordnung  kannte  nur  noch  Advokaten.  Die 
Prokuratur  war  verschwunden.  Doch  sdieinm  die  bisherigen  Pro* 
kuratoren  diesen  Namen  behalten  zu  haben,  da  dne  am  14.  September 
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1784  erlassene  Instruktion  sieh  noeh  an  die  Advokaten  und  Prokura- 
toren wendet.  Die  Landessollicitatoren  hatten  neben  den  neuen 
Advokaten  ebenfalls  keinen  Baum;  1785  wurde  befohlen,  solche  nicht 
mehr  zuzulassen. 

Im  übrigen  wurden  auch  unter  der  neuen  Advokatenordnung  die 
alten  Klagen  über  Weitläufigkeit  der  Schriftsätze,  Verzögerung  usw. 
laut,  und  ein  Handbillet  vom  31.  Dezember  1787  führte  sogar  eine  Neue- 
rung von  noch  nicht  dagewesener  Schärfe  ein :  die  Fälle  von  Advokaten- 
Verfehlungen  sollten  gesammelt  und  jedes  Jahr  durch  die  Zeitungen 
bekannt  gemacht  werden.  Aber  nicht  lange,  und  das  Hofdekret  vom 
6.  Juli  1790  hob  die  Neuerung  wieder  auf. 

Die  Freigabe  der  Advokatur  fand  gleich  nach  Josef  11.  Tode  An- 
fechtung, zunächst  aus  kleinlichen  Gründen.  Die  Gutsherren  hatten 
bisher  die  Patrimonialgerichtsbarkeit  vielfach  selbst  oder  durch  ihre 
Wirtsohaftsbeamten  ausgeübt,  allenfalls  die  Entscheidung  durch  einen 
Advokaten  schöpfen,  oft  auch  das  Bichteramt  durch  Advokaten  neben- 
bei verwalten  lassen.  Jetzt  waren  sie  durch  Hofdekret  vom  27.  Oktober 
1788  genötigt  worden,  eigene  Richter  anzustellen,  denen  aber,  ihrer 
unzureichenden  Einkünfte  wegen,  daneben  die  Ausübung  der  Advo- 
katur ausserhalb  ihres  Amtsbezirks  und  an  Orten,  wo  es  keine  Advo- 
katen gab,  gestattet  war.  Die  infolge  der  Freigabe  eintretende  Zu- 
nahme der  Advokatur  verringerte  den  Patrimonialrichtem  diese  Er- 
werbsgel^enheit.  Dies  war  der  durchsichtige  Grund,  aus  welchem 
die  mährischen  Stände  über  die  Freigabe  der  Advokatur  sich  beklagten, 
wenn  sie  auch  die  Zunahme  der  Prozesse  vorschoben.  Indessen  hatte 
sich  in  der  Tat  die  Zahl  der  Advokaten  besorgUch  vermehrt.  In  Wien 
von  1780  bis  1799  von  57  auf  122.  Die  juristische  Fakultät  bat  den 
Kaiser  „um  Gottes  willen'*  dieses  Wachstum  zu  beschränken.  Es  be- 
gann denn  auch  alsbald  eine  rückläufige  Bewegung.  Am  12.  April  1802 
nämlich  wurde  verordnet,  bis  auf  weiteres  keine  Advokatenprüfung 
mehr  vorzunehmen.  Dann  schärfte  ein  Hofdekret  vom  23.  Dezember 
1814  ein,  bei  Zulassungsgesuchen  über  Zahl,  Ab-  und  Zunahme  der 
Advokaten  zu  berichten;  eins  vom  21.  Oktober  1817  stellte  für  Wien 
das  kostspielige  Erfordernis  der  Einverleibung  in  die  dortige  juristische 
Fakultät  auf.  Mit  1818  begann  endlich  eine  lange  Reihe  von  Dekreten, 
welche  für  die  wichtigeren  Gerichtssitze  niedrige  Höchstzahlen  fest- 
setzten, für  Prag  70,  für  Wien  80,  seit  1834  ebenfalls  70,  seitdem  all- 
mählich  erhöht  bis  auf  200  im  Jahre  1869.  Zugleich  wurde  durch  Hof- 
dekret vom  22.  September  1821  den  Patrimonialrichtem  und  Hofagenten 
das  Advocieren,  freilich  auch  den  Advokaten  die  Übernahme  von  Richter- 
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stellen  verboten.  Das  war  die  goldene  Zeit,  in  der  die  Advokaten  in 
kurzer  Zeit  wohlhabend  wurden,  die  Konzipienten  freilich  jahrelang 
bei  dem  Hausknechtsgehalt  von  25  bis  30  fl.  monatlich  in  den  Advo- 
katenkanzleien ihre  Anstellung  abwarten  mussten.  Abgesehen  von 
dieser  Konzipientenwirtschaft  war  der  Zustand  dem  in  Preussen  ahn- 
lich. Wie  in  Preussen  gingen  häufig  Richter  zur  Advokatur  über; 
ebenso  aber,  und  das  war  nicht  preussisch,  gelangten  Advokaten,  trotz 
der  Verschiedenheit  der  Vorbildung,  nicht  selten  in  Bichterämter;  die 
Dekrete  vom  3.  Juni  1835  und  11.  Februar  1839  regten  ausdrücklioh 
dazu  an.  Wie  in  Preussen  war  das  Notariat,  das  freilich  bis  1850  auf 
Wechselproteste  beschränkt  war,  in  der  Begel  mit  der  Advokatur  ver- 
bunden, wie  es  denn  in  Osterreich  von  jeher  einen  gewissen  Zusammen- 
hang mit  der  Bechtsanwaltschaf  t  bewahrt  hat.  Ein  Dekret  vom  29.  Nov. 
1784  hatte  die  Notare  zur  Parteienvertretung  in  Wechsel-  und  Merkantil- 
sachen ermächtigt.  Die  Notariatsordnung  vom  21.  Mai  1855  sodann 
erklärte  das  Notariat  auf  dem  Lande  und  in  Städten,  die  kein  Landes- 
gericht haben,  für  vereinbar  mit  der  Advokatur.  Es  haben  dann  zwar 
die  Advokatenordnung  vom  6.  Juli  1868  und  die  Notariatsordnung  vom 
26.  Juli  1871  die  Unvereinbarkeit  der  beiden  Berufe  ausgesprochen; 
dennoch  hat  sich  unter  dem  Druck  der  Verhältnisse  bis  heute  der  Zu- 
stand erhalten,  dass  die  Notare,  soweit  nicht  Anwaltzwang  herrscht, 
Prozeesvertretungen  übernehmen  und  daraus  vielfach  den  Hauptteü 
ihres  Einkommens  ziehen. 

Es  gab  zu  jener  Zeit  folgende  Arten  von  Advokaten: 

Hof-  und  Gerichtsadvokaten  in  Wien, 

Gerichtsadvokaten  in  Linz,  Salzburg,   Graz, 

Landesadvokaten  in  den  Hauptstädten, 

Hofkriegsadvokaten  in  Wien, 

Berggerichts-,  Land-,  Untertans-Advokaten. 
Die  Unterschiede  der  drei  ersten  Klassen  waren  nur  Namensunterschiede 
und  bestehen  als  solche  noch  heute;  die  der  andern  ergeben  sich  aus 
ihren  Namen;  die  Untertans- Advokaten  waren  fest  besoldet. 

Seit  1839  begann  wieder  eine  Vermehrung  der  Advokatenstdlen, 
und  in  der  provisorischen  Advokatenordnung  vom  6.  Juli  1849  wurde 
sogar  das  System  der  geschlossenen  Zahl  ganz  aufgegeben,  doch  aber 
Ernennung  nach  Ermessen  beibehalten,  zugleich  Advokatenkammem, 
aber  ohne  Disziplinargewalt,  eingeführt. 

Aber  die  Forderungen  der  Neuzeit  pochten  stärker  an  die  Tur. 
Schon  1848  hatte  sich  der  oberste  Gerichtshof  für  Freigabe  der  Advo- 
katur ausgesprochen.     1862  folgte  der  Beichsrat  nach.     Herbst  imd 
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Giflkra»  dieser  damals  selbst  Advokat,  sprachen  dafür,  ebenso  die  Ad- 
vokaten Rechbauer,  Wieser  und  Byger.  Selbst  die  Schneider  in  Wien 
riefen  nach  der  freien  Advokatur.  Immerhin  schien  in  der  Advokatur 
selbst  ein  nur  sehr  massiges  Bedürfnis  nach  dieser  Neuerung  empfunden 
SU  werden.  Denn  der  Advokat  Karl  Bitter  von  Kissling,  der  1866  in 
eigenem  Verlag  eine  den  Beformgedanken  gewidmete  „Zeitschrift  für 
die  österreichische  Advokatur''  herausgegeben  hatte,  stellte  schon  nach 
einem  Jahre  ihr  Erscheinen  ein,  weil  „der  den  dortigen  Advokaten- 
stand beherrschende  wahrhaften  Neuerungen  abholde  Geist  ihn  nicht 
zu  einer  Beform  aus  sich  selbst  gelangen  lässt.*'  Sehr  zur  unrechten 
2Seit.  Denn  gerade  jetzt  forderte  das  Justizministerium  die  Advokaten- 
kammem  zur  Äusserung  über  die  den  Stand  bew^enden  Fragen  auf, 
und  1868  erschien  die  Schrift  des  Wiener  Advokaten  Heinrich  Jacques 
fjyie  freie  Advokatur  und  ihre  legislative  Organisation''.  Noch  in  dem- 
selben Jahre,  unterm  6.  Juli  1868,  wurde  die  neue,  jetzt  noch  gültige 
Advokatenordnung  verkündigt,  welche  die  Freiheit  der  Advokatur  mit 
aller  Scharfe  aussprach.  Die  Advokatur  wird  ohne  behördliche  Er- 
nennung erlangt  durch  Eintragung  in  die  Advokatenliste.  Die  Ein- 
tragung erfolgt  g^en  Nachweis  des  Heimatrechts,  der  Eigenberech- 
tigung, der  Prüfung  und  Beeidigung.  Zur  Advokaturprüfung  wird 
zugelassen,  wer  nach  Zurücklegung  der  juridisch-politischen  Studien 
und  der  vorgeschriebenen  Prüfungen  darüber  an  einer  österreichischen 
Universität  die  Doktorswürde  erlangt  und  eine  praktische  Vorberei- 
tung von  vier  Jahren  durchgemacht  hat;  die  Beeidigung  erfolgt  aber 
erst,  wenn  ausserdem  noch  eine  dreijährige  Vorbereitung  nachgewiesen 
wird.  Von  diesen  im  ganzen  sieben  Jahren  sind  mindestens  drei  nach 
erlangtem  Doktorat  bei  einem  Advokaten  zuzubringen.  Der  Advokat 
kann  seinen  Wohnsitz  wählen  und  wechseln.  Er  kann  vor  allen  Ge- 
richten der  im  Beiohsrat  vertretenen  Königreiche  und  Länder  auftreten. 
Unvereinbar  mit  der  Advokatur  ist  das  Notariat  und  jedes  besoldete 
Staateamt,  mit  Ausnahme  des  Lehramts.  Der  Advokat  kann  sich  in 
der  Begel  durch  einen  bei  ihm  beschäftigten  Advokaturkandidaten 
(Konzipienten)  vertreten  lassen.  Er  ist  nicht  verpflichtet,  seine  In- 
formation dem  Bichter  vorzulegen.  Ein  Gebührentarif  wurde  in  Aus- 
sicht gestellt,  aber  nicht  erlassen;  inzwischen  herrschte  Gebührenver- 
einbarung und  in  deren  Ennangelung  die  Grundsätze  des  Lohnver- 
irages.  Alle  Advokaten  eines  Sprengeis  bilden  eine  Advokatenkammer, 
die  einen  Präsidenten  und  einen  Ausschuss  wählt,  den  Voranschlag 
der  Einnahmen  und  Ausgaben,  sowie  die  Beiträge  der  Mitglieder  fest- 
aetzt,  die  Bechnung  prüft  und  gesetzgeberische  Fragen  begutachtet. 
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Der  Aussohoss  führt  die  loste  der  Advokaten  nnd  Advokaturkandidaten, 
bescheinigt  die  praktische  Vorbereitimg  und  die  Vertretungsbefngnis 
der  Kandidaten,  bestellt  verstorbenen  und  erkrankten  Advokaten  Ver- 
treter, vermittelt  Irrungen,  begutachtet  Oebührenfragen,  führt  die 
Geschäfte.  Gegen  verweigerte  Eintragung  in  die  liste  ist  Berufung 
an  das  Oberlandesgericht,  von  da  an  den  obersten  Gerichtshof  zulassig. 

Aufsicht  und  Disziplin  wurden  durch  ein  besonderes  Gesetz  vom 
1.  April  1872  (Disziplinarstatut)  geordnet.  Die  Aufsicht  führt  zunächst 
der  Ausschuss  der  Advokatenkammer.  Die  Disziplinarstrafgewalt 
aber  steht  einem  besonderen  von  der  Advokatenkammer  gewählten 
Disziplinarrate  zu,  welcher  Verweis,  Geldbusse  bis  300  fl.,  Suspension 
auf  ein  Jahr  und  Streichung  von  der  loste  erkennen  kann ;  der  Gestrichene 
kann,  wenn  er  nicht  aus  andern  Gründen  die  Fähigkeit  zur  Advokatur 
überhaupt  verloren  hat,  nach  drei  Jahren  wieder  eingetragen  werden. 
Die  Anklage  wird  durch  einen  ebenfalls  von  der  ELanmier  gewählten 
„Anwalt"  erhoben  und  vertreten.  Ein  Mitglied  des  Disziplinarrate 
wird  zum  Untersuchungskommissär  bestellt,  welcher  Zeugen  und  Sach- 
verständige vernehmen  kann,  um  Beeidigungen  aber  das  Gericht  an- 
gehen muss.  In  mündlicher  nichtöffentlicher  Verhandlung  werden  An- 
geklagter und  Zeugen  vernommen,  die  VemehmungsprotokoUe  ver- 
lesen und  das  Urteil  gefällt,  gegen  welches  binnen  acht  Tagen  die  Be- 
rufung an  den  obersten  Gerichtshof  stattfindet.  Jede  Disziplinarstrafe 
wird  in  die  liste  der  Advokaten  oder  Advokaturkandidaten  —  auch 
diese  stehen  unter  diesen  Disziplinarvorschriften  —  eingetragen,  aber 
nach  dreijähriger  tadelloser  Aufführung  auf  Antrag  gelöscht. 

Diese  Gesetze  führten  den  Gedanken  vollster  Unabhängigkeit  der 
Advokatur  folgerichtig  durch;  die  Staatsgewalt  hatte  sich  jeder  Ein- 
mischung begeben,  kaum  dass  sie  bei  Bildung  der  Sprengel  mitwirkte. 
Die  Advokatur  war  wahrhaft  frei  und  bekam  sofort  die  Segnungen  dieser 
Freiheit  zu  kosten.  Die  Zahl  der  Advokaten  diesseits  der  Leitha,  die 
1866  894  betragen  hatte,  stieg  bis  1886  auf  2560,  1891  auf  3110,  in  Wien 
von  200  im  Jahre  1869  auf  536  im  Jahre  1879,  687  im  Jahre  1890,  1  auf 
1150  Einwohner.  Niederösterreich  hatte  1885  732  Advokaten,  das 
zweimal  so  grosse  Böhmen  nur  610.  Überfüllung  in  den  Städten,  auf 
dem  Lande  Mangel.  In  Galizien  hatten  1891  von  165  Gerichtssprengrin 
129  keine  Advokaten.  Über  die  niedergerissenen  Dämme  hatten  sich 
die  Fluten  regellos  ergossen. 

Seit  Einführung  des  mündlichen  Verfahrens  und  parlamentarischen 
Lebens  trat  die  österreichische  Advokatur  mächtig  in  den  Vordergrund 
des  öffentlichen  Lebens.    Verteidiger  wie  von  Mühlfeld  und  Johann 
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Nepomuk  B  e  r  g  e  r  erweckten  die  gerichtliche  Beredsamkeit  zu  neuem 
Leben.  Neben  von  Kissling,  dessen  wir  bereits  gedachten,  ent- 
falteten Kopp,  Brix  and  der  unglückliche,  durch  ein  neurasthe- 
nisches  Leiden  1894  zum  Selbstmord  getriebene  Heinrich  Jacques 
eine  lebhafte  schriftstellerische  Tätigkeit.  Die  Advokaten  Bach, 
Franz  von  Hein  und  Carl  6  i  s  k  r  a  ,  Johann  Nepomuk  B  e  r  g  e  r 
und  Alois  P  r  a  z  a  k  stiren  zur  Ministerwürde  empor.  In  den  Landes- 
vokd  Beichsvertretungen,  selbst  im  Herrenhause,  in  allen  Selbstver- 
waltungskörperschaften spielen  die  Advokaten  eine  grosse  BoUe;  die 
wichtigsten  Landeshauptmann-  und  Bürgermeisterstellen  sind  in  ihren 
H&nden.  Unser  süddeutscher  Bruderstamm  scheint  eine  hervorragende 
Begabung  für  Advokatur  und  öffentUches  Leben  zu  besitzen,  die  wir 
dem  lebhaften  Temperamente,  dem  Bednertalent  und  der  persönUchen 
Liebenswürdigkeit  dieses  prachtvollen  Menschenschlags  zuschreiben 
möchten. 


Vierunddreissigstes  Kapitel. 

Preassen. 

Brandenburg-Preussen  ist  für  die  Geschichte  der  Bechtsanwaltschaft 
dasselbe,  was  es  für  die  Geschichte  Deutschlands  ist.  Hier  setzt 
seit  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  jener  lebhafte  Beformeifer  ein,  der 
in  seinem  Verlauf  zu  den  denkwürdigen  Bildungen  des  corpus  juris 
Fridericianum  geführt  hat,  die  ihrerseits  wieder  den  Übergang  zur  mo- 
dernen Bechtsanwaltschaft  vermitteln.  Hier,  wie  in  der  PoUtik,  hat 
Preussen  sohliessUch  die  Führung  übernommen.  Deshalb  müssen  wir 
bei  ihm  etwas  verweilen. 

L  Berliner  Kammergericht. 

In  der  ersten  Zeit  verlauft  die  Geschichte  der  Rechtsanwaltschaf  fc  bei 
diesem  brandenburgischen  Hofgerichte  ebenso  wie  im  übrigen  Deutsch- 
land. Schon  in  den  Rechtsspruchr^gistem  der  ersten  Hohenzollem  er- 
scheinen procuratores,  welche  die  Parteien  vor  Gericht  vertreten,  dann 
neben  ihnen  unterstützende  Advokaten.  Auch  hier  erscheint  die  Pro- 
kuratur  als  das  aus  dem  Vorsprecheramte  hervorg^angene  Amt  ver- 
eideter und  in  fester  Zahl  angestellter  Gerichtsredner;  die  Advokatur 
steht  auch  hier  ausserhalb  des  Gerichts  unsichtbar,  unverantwortlich 
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ratend,  helfend,  besonders  aber  schreibend.    So  im  Entwurf  einer  Kam- 
mergeriohtsordnung  von   1517   (Holtze  I.   226).     Vier   ,,Procaratoree 
oder  Redner'^  sollen  angenommen  und  vereidet  werden;   ausser  ümen 
soll  niemants  zu  procuriren  oder  zu  reden  vor  dem  gericht  zugelassen 
werden;  es  wolt  dan  einer  in  seiner  selbs  Sachen  reden  oder  vermochte 
ymants,  der  es  ime  aus  freuntschafiEt  und  aus  keiner  gäbe  umbsonst 
thue  und  soUichs  bey  seinen  schlechten  eydt  unauffgeracht  aus- 
sagen wurde. 
Jede  Partei  soll  nur  einen  dieser  vier  verordneten  Prokuratoren  und 
daneben,  wenn  sie  will,  einen  aus  der  —  nicht  festgelegten  —  Zahl  der 
Advokaten  annehmen  dürfen.    Eine  Partei,  die  alle  oder  die  meisten 
Anwälte  für  sich  mit  Beschlag  bel^,  wird  mit  50  Gulden  bestraft. 
Und  dieweil  —  so  fährt  der  Entwurf  in  wörtlicher  Anlehnung  an 
den  Reichsabschied  von  1498  (s.  oben  S.  123)  fort  —  die  beiden  Aemter 
unterschiedlich  sind  und  die  procuratores  von  mannigfaltigkeit  der 
Sachen  wegen  beiden  emptem  nicht  woU  vorsem  mögen,  so  soU  kein 
advocat  sich  procuratorampts  und  herwiderumb  kein  procurator 
advocatenampts  unterfahen, 
indem 

kein  advocat  in  sacken  zu  recht  reden  oder  procuriren  soll; 
nur  dem  Armenadvokaten  wird,  weil  der  Arme  einen  besonderen  Pro- 
kurator daneben  nicht  bekommt,  auch  das  Reden  erlaubt,  weshalb  er  auch 
Redner  genannt  wird  und  schwört,  den  Armen  zu  raten  und  zu  reden. 
Jeder  andere  Advokat  schwört  nur  zu  helfen,  raten  und  patrozinierMi. 
Der  Prokuratoreneid  ist  der  beim  Reichskammergerichte  übliche. 

Der  Prokurator  soll  frei  reden,  nicht  ablesen;  nur  einen  Zettel  mit 
Notizen  darf  er  vor  sich  haben.  Was  für  eine  Beredtsamkeit  aber  dies 
war,  wissen  wir  aus  Sachsen:  die  Parteierklärungen  werden  „gesetzt**, 
d.  i.  dem  Grerichtsschreiber  diktiert. 

Es  sollen  ein  itzliche  partey  vor  dem  rechten  uff  einen  reohtstag 
nicht  mehr  dann  drey  setze  thun  und  damit  beschliessen. 
Der  um  sein  Gutachten  angegangene  Bischof  von  Lebus  bemerkte  dazu: 
es  würde  zweckmässiger  sein  Schriftsätze  überreichen  zu  lassen« 
weil  nicht  Jeder  geschickt  sei  in  die  Feder  zu  reden,  auch  das  dafür 
angesetzte  Honorar  nicht  ausreiche. 
Erst  nach  dem  Setzen  werden  schriftUche  Rechtsdeduktionen  zuge- 
lassen.   Jede  Partei  muss  selbst  oder  durch  ihren  Prokurator  den  Ge- 
fährdeeid leisten.  Findet  man,  dass  Advokaten  oder  Prokuratoren  un- 
gegründete Sachen  annehmen,  so  soll  man  ernstlich  mit  ihnen  reden 
und  sie  mit  Strafe  bedrohen. 
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Der  Entwurf  von  1517  ist  nicht  Gesetz  geworden.  Erst  1540  kam 
eine  Kammeigerichtsreformation  heraus,  die  über  unser  Thema  nichts 
Besonderes  enthält,  aber  für  die  Advokatur  dadurch  sehr  wichtig  wurde, 
dass  sie  das  schriftliche  Verfahren  einführte  und  damit  der  Advo- 
katur eine  grossere  Bedeutung  verschaffte.  Aber  auch  sie  geht  noch 
davon  aus,  dass  nur  die  Prokuratoren,  nicht  die  Advokaten,  vor  Ge- 
richt auftreten;  die  Ermahnung,  rechtzeitig  in  den  Terminen  zu  er- 
scheinen, richtet  sich  nur  an  die  Prokuratoren.  Sie  enthält  aber  nicht 
mehr,  wie  der  Entwurf  von  1517,  ein  Verbot  der  Verbindung  der  Advo- 
katur mit  der  Prokuratur,  welches  ja  auch  im  Beichskanmiergerichte 
inzwischen  beseitigt  worden  war. 

Etwa  1585  fertigte  Lampert  Distehneyer  einen  neuen  Entwurf 
einer  Kammergerichtsordnung,  der  die  wichtige  Anforderung  aka- 
demischer Vorbildung  für  die  Prokuratoren  enthielt.  Für 
die  Advokaten  wurde  die  Anforderung  nicht  aufgestellt,  entweder, 
weil  die  Advokatur,  wie  b^annt,  das  Gericht  nichts  angeht,  oder  weil 
akademische  Bildung  beim  Advokaten  selbstverständlich,  oder  end- 
lich weU  Advokat  und  Prokurator  dasselbe  war.  Denn  um  diese  Zeit 
war  die  Verbindung  der  Advokatur  mit  der  Prokuratur  bereits  zur 
Regel  geworden.  Die  Verordnung  von  1594  zur  Verhütung  einiger 
Unordnungen  beim  ELammergericht  ergiebt,  dass  damals  die  Advokaten 
bereits  vereidete  Personen  waren  und  ihr  Eid  die  Formel  enthielt: 

nachdem  ich  mich  für  einen  Advocaten  und  Procura- 

t  o  r  e  n  gebrauchen  lassen  will 

Holtze  hat  im  zweiten  Band  seiner  Geschichte  ein  Aktenstück  wieder- 
geben, dem  zufolge  der  Eid  in  dieser  Fassung  am  16.  Juni  1598  beim 
Thronwechsel  von  folgenden  17  Personen  geleistet  wurde:  Dr.  Joachim 
Didden,  Dr.  Ambrosius  Hadamar,  Dr.  Joachim  Prüsker,  Dr.  Joachim 
Kemnitz,  Dr.  Heinrich  Sidow,  Lukas  Gaulepp,  den  Berliner  Bürger- 
meistern  Johann  Eisleben  und  Valentin  Bezlow,  dem  Syndikus  von 
Berlin  Joachim  Hartmann,  Paul  Budloff,  Joachim  Steinicke,  Martin 
Pasche,  Sebastian  Baumann,  ebenfalls  Syndikus  von  Berlin,  Gregor 
Sommer,  Johann  Becker,  Daniel  Matthias,  Joachim  Behfuss.  Vier 
Tage  später  wurden  der  Hofadvokat  Dr.  Nicolaus  Tauscher  und  Dr. 
Johann  Weissbrodt  vereidet.  Macht  19,  worunter  7  Doktoren.  Die 
drei  jüngsten  unter  ihnen  hatten  die  Armensachen  wahrzunehmen. 
Femer  haben  den  Eid  geleistet:  1600:  Joachim  Steinthal  und  Am- 
brosius Conradi;  1601:  Joachim  Müller;  1603:  Joachim  Beyer  und 
Martin  Kühne;  1606:  Urban  Piper;  1606:  Barthold  Osterroth,  Syndikus 
Jahn,  Dr.  Christian  Alberti  und  Andreas  Barthold.    Als  die  Advokaten 

Welttler.  OMchlebto  der  BeehtMawiltiehafi.  19 


290  Dritter  Absehnitt     Advokatoi  und  Pmofamtonn. 

1619  beim  Regierongsantritt  Geoi^  Wühelms  nea  vereidet  wurden, 
liess  Dr.  Didden  die  Worte  ,,imd  Procuratoren"  aus,  leistete  also  nur 
den  Advokateneid;  13  leisteten  den  Eid  als  Advokaten  und  Plroknra- 
toren;  5  fehlten.  Bei  der  Neuvereidung  1643  waren,  wie  der  darüber 
voriiandene  Vermerk  eigiebt,  die  Advokaten  sammtlich  zugleich  Pro- 
kuratoren. Es  waren  ihrer,  ausser  dem  Rat  und  Ho&dvokaten  Dr. 
Stephan  Eckardt  und  dem  Fiskal,  18,  darunter  zwei  Doktoren  und  ein 
Ldoentiat;  sie  sind  nach  dem  Amtsalter  aufgeffihrt,  d^  Fiskal  mitten 
unter  ihnen  ohne  jede  Auszeichnung.  Der  Eid  wurde  in  der  Weise  ge- 
leistet, dass  nach  Vorlesung  der  Eidesformel  jeder  zwei  Finger  erhob 
und  sprach: 

Alles  und  jedes,  was  mir  jetzo  vorgelesen  und  ich  wohl  verstanden 
habe,  das  will  ich  nach  meinem  besten  Vomogen  flenasig  halten 
und  erfolgen,  so  wahr  mir  Gott  helfe  durch  Jesum  Christum  seinen 
Sohn. 
Hierauf  trat  jeder  an  den  Kurfürsten  heran,  der  ihm  die  Hand  reichte. 
Von   Prokuratoren   hören  wir  in   diesen   BeeidigungsprotokoUen 
nichts.    Sie,  die  angestellten  Gerichtsredner  und  alleinigen  Parteiver- 
treter, neben  denen  früher  die  Advokaten  private,  amtlich  unbekannte 
Hilfspersonen  gewesen  waren,  waren  jetzt  an  Bedeutung  so  gesunken« 
dass  man  sie  nicht  einmal  mehr  vereidigte;  einst  1705  wurde  beantragt, 
sie  wieder  zu  vereidigen  (Holtze  m.  51).     In  welcher  Gestalt  diese 
Prokuratur  neben  der  Advokatur  fortlebte,  darfiber  ist  lediglich  ein 
Rückschluss  möglich  aus  der  Verfassung,  die  wir  in  der  Kammergerichts* 
Ordnung  vom  1.  März  1709  antreffen. 

Noch  bestehen  Prokuratur  und  Advokatur  nebeneinander.  Aber 
der  Advokat  hat  jetzt  das  unbezweifelte  Recht,  vor  Gericht  aufzutreten, 
Schriftsätze  anzufertigen,  zu  überreichen,  kurz  den  ganzen  Prozess  zu 
betreiben.  Er  bedarf  auch  nicht  eines  Parteivertreters  neben  sich,  son- 
dern kann  die  Vollmacht  sich  selbst  übertragen  lassen,  in  welchem 
Falle  der  Prokurator  vollständig  aui^;e8ohaltet  ist.  Nimmt  aber  die 
Partei  neben  dem  Advokaten  einen  Pn^nirator  an,  so  erhält  dieser 
die  Vollmacht,  ist  allein  zu  Prozesshandlungen  legitimiert,  erscheint 
daher  neben  dem  Advokaten  in  den  Terminen  und  zieht,  damit  er  doch 
auch  etwas  zu  tun  hat,  die  Information  ein,  sorgt  für  Einhaltung  der 
Notfristen,  Erteilung  der  Ausfertigungen ,  nimmt  alle  Bescheide  in 
Empfang.  Dieses  Letzte  ist  ein  Hauptpunkt.  Denn  die  Zustellung  an 
Auswärtige  war  damals  sehr  kostspielig,  weil  es  keine  Zustellung  durch 
die  Post  gab,  die  Ejunmergerichtsboten  vielmehr  zur  Partei  hinreisen 
mussten.    Der  Prokurator  ist  vor  allem  ein  Zustellungsbevoll- 
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mäohtigter  ;  deswegen  muss  Kläger  sofort  in  der  ersten  Eingabe, 
wenn  er  nicht  dem  Advokaten  Vollmacht  giebt,  einen  Prokurator  be- 
stellen, und  dem  Beklagten  kann  ein  solcher  vom  Gericht  bestellt  werden, 
damit  „viele  kostbahre  Insinuationes  vermieden  werden  mögen".  In- 
soweit herrscht  Anwaltzwang. 

Man  sieht  bereits:  der  Prokurator  hat  gar  keinen  bestimmt  abge- 
grenzten Wirkungskreis;  der  Advokat  kann  alles,  was  der  Prokurator 
kann ;  die  Information  wird  er  sich  allein  besser  beschaffen,  als  auf  dem 
Umwege  über  den  Prokurator;  die  Bescheide  empfängt  er  besser  direkt; 
im  Termine  gar  ist  der  Prokurator  reines  Schaustück.  Aber  bedarf 
der  Advokat  des  Prokurators  nicht,  so  bedarf  auch  der  Prokurator 
nicht  des  Advokaten.  Es  herrscht  kein  Advokatenzwang,  der  Pro- 
kurator kann  die  Prozesse  auch  allein  fähren.  Aber  weU  er  nicht  so 
klug  ist,  so  soll  er,  wenn  die  Sache  zum  schriftlichen  Prozesse  gedeiht 
oder  überhaupt  zu  schwer  wird,  das  Schreiben  dem  Advokaten  über- 
lassen. Nur  in  diesem  ganz  beschränkten  Sinne  ist  es  richtig,  dass  der 
Prokurator  nicht  advocieren  darf.  Waren  sonst  an  den  Hofgerichten 
die  Prokuratoren  Vollanwälte,  die  Advokaten  Minderanwälte,  so  war 
an  diesem  Hofgerichte  der  umgekehrte  Zustand  eingetreten.  Die  Pro- 
kuratoren werden  die  Masse  der  einfachen  Sachen  an  den  Untergerichten 
imd  daher  eine  feste  Kundschaft  an  der  Hand  gehabt  haben,  die  sie 
den  Kammergerichtsadvokaten  zuführten;  zum  Teil  waren  sie  direkt 
als  Advokaten  bei  den  Untergerichten  zugelassen. 

Eine  Prüfung  forderte  die  Kanmiergerichtsordnung  von  1709 
für  Advokaten  wie  für  Prokuratoren.  Der  Advokat  wird  von  dem 
Präsidenten  und  mehreren  Bäten,  der  Prokurator  nur  von  zwei  Bäten 
geprüft.  Der  Besitz  eines  akademischen  Grads  befreit  nicht  von  der 
Prüfung.  Der  Nachweis  akademischer  Studien  wird  nicht  besonders 
erwähnt,  ist  aber  sicher,  auch  fiur  den  Prokurator,  gefordert  worden, 
da  schon  weit  ältere  Verordnungen  für  viel  geringere  Gerichte,  so  die 
Neumärkisohe  Kammergerichtsordnung  von  1646,  ihn  gefordert  hatten. 
Die  Kanmiergerichtsordnung  verlangte  auch  von  den  damals  bereits 
zugelassenen  Prokuratoren  das  Examen;  bei  den  Advokaten  sah  sie 
davon  ab.  Prokuratoren  und  Advokaten  werden  beeidigt  und  zuge- 
lassen, die  Prokuratoren  auch  in  ein  Buch  eingetragen.  Der  nicht  Zu- 
gelassene darf  nicht  prokurieren,  d.  i.  nicht  vor  Gericht  auftreten;  das 
Advocieren,  das  Fertigen  der  Schriftsätze,  konnte  nicht  gut  jemandem 
verboten  werden.  Die  Zahl  der  Prokuratoren  ist  auf  30  festgesetzt, 
die  der  Advokaten  unbeschränkt,  wo  doch  dem  jetzigen  Verhältnisse 
der  beiden  Ämter  nur  das  Umgekehrte  entsprochen  hätte.  Aber  das  ist 
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eine  Erinnerung  daran,  dass  eigentlich  nur  die  Prokuratur  ein  gerichts- 
verfassungsmässigeB  Amt,  die  Advokatur  hingegen  Privatdienst  war. 
Die  12  ältesten  Advokaten  genossen  die  Ehrenrechte  der  Ezimlerten» 
insbesondere  den  privilegierten  Gerichtsstand  vor  dem  Kammer- 
gericht. 

Die  üblichen  Anweisungen  kehren  hier,  aber  in  besonderer  Voll- 
ständigkeit, wieder.  Die  Advokaten  sollen  genaue  Information  ein- 
ziehen, von  ungegründeten  Prozessen  abraten,  den  mündlichen  Vortrag 
„deutlich  und  umständlich"  tun,  ihn  mit  Bechtsgründen,  jedoch  ohne 
viele  Allegata,  bewehren,  sich  ungeziemender  höhnischer  Beden  hei 
5  Taler  Strafe  zur  Kammergerichtsbibliothek  oder  Suspension  enthalten» 
ihre  Vollmachten  einander  mitteilen,  sich  vormittags  um  8,  nachmittags 
um  3  Uhr  auf  dem  Kammergerichte  einfinden,  damit  die  Sachen  nach 
der  Ordnung  des  Tagebuchs  —  sie  waren  also  nicht  auf  bestimmte  Stun- 
den angesetzt  —  vorgenommen  werden  können.  Sind  sie  nicht  zur 
rechten  Zeit  da  und  verlangen  nachträglich  gehört  zu  werden,  so  haben 
sie  1  Taler  Strafe  ad  pias  causas  zu  entrichten. 

Unter  den  Kammergerichtsadvokaten  sind  mehrere  zu  großer 
Bedeutung  gelangt.  Daniel  Mathias,  1571  als  Sohn  des  Berliner 
Bürgermeisters  geboren,  wurde  1598  Kammergerichtsadvokat,  1606 
Bat  und  Syndikus  beim  Magdeburger  Domkapitel,  1615,  wohl  zum 
Teü  wegen  seiner  nachdrücklichen  Verteidigung  der  r^ormierten  Lehre, 
in  den  Geheimen  Bat  und  bald  darauf  zur  Leitung  des  Kammergenohts 
berufen;  er  starb  1620.  Erasmus  Seidel,  der  1636  vom  Kammer- 
gerichtsadvokaten zum  Kammergerichtsrat,  dann  zum  Geheimen  Bat 
aufstieg,  ist  unter  Schwarzenberg  ein  sehr  einflussreiches  Mitglied  der 
Begierung  gewesen.  Ein  solches  unmittelbares  Aufeteigen  aus  der 
Advokatur  in  das  vornehme  Kollegium  des  EjunmeEgerichte  werden 
wir  bei  der  Justizreform  von  1748  sich  in  drei  Fällen  auf  einmal  wieder- 
holen sehen;  seitdem  ist  es  freilich  nicht  mehr  vorgekommen  bis  auf 
einen  Fall  in  allemeueeter  Zeit  (Ule).  Dass  Sturm,  der  Kammer- 
gerichtspräsident, Fuchs  und  K  a  t  s  c  h  ,  die  Minister,  Advc^aten 
gewesen,  ist  im  30.  Kapitel  erwähnt.  Die  niedrigeren  Bichter  gingen 
vielfach  aus  der  Kammeig^chtsadvokatur  h^vor,  waroi  oft  sogar 
gleichzeitig  Bichter  und  Advokaten;  wie  auch  die  Bürgermeister  von 
Berlin  und  Köln  meistens  zugleich  Advokaten  waren.  Die  preuasische 
Hofstaatsliste  von  1620  »wähnt  einen  Dr.  Moolaus  Teusoher» 
der  zugleich  Ejimmergerichtarat  und  Advokat  der  Amtskammer  ist^ 
als  solcher  50  Taler  Gehalt  und  Deputat  erhält.  Der  Koln^  Stadt- 
riohter  Nioolaus  Peuker»    gestorben   1674,  Verfasser  der  »^Wohl- 
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Uingenden  Pauke'*,  einer  Sammlung  von  Gelegenheitsgedichten,  war 
zugleich  Elammergerichtsadvokat. 

IL  Provinzialgerichte. 

Zeitiger  als  im  Berliner  Kammergericht  stirbt  bei  den  Provinzial- 
gerichten  die  Prokuratur  ab.  Die  preussische  Hofgerichtsordnung 
von  1578  hat  noch  festbesoldete  Prokuratoren,  welche  die  Armensachen 
unentgeltlich  führen  und  sonst  für  einen  Termin  nicht  über  5  und,  wenn 
ein  Schriftsatz  übergeben  wird,  nicht  über  10  Groschen  zu  fordern  haben. 
Aber  das  preussische  Landrecht  von  1620  setzt  I.  18  bereits  voraus, 
dass  auch  Advokaten  bevollmächtigt  werden  können: 

Nachdem  die  Rechtlichen  Sachen  für  Gericht  gewöhnlich  und  mehren- 
theils  durch  die  Fürsprecher,   Advocaten,   Procuratoren  und  An- 
walden  in  der  Partheyen  Nahmen  verhandelt  werden. 
Die  Parteien  dürfen  selbst  auftreten; 

wo  nicht,  so  mögen  sie  bitten  ihnen  einen  Procuratoren  oder  Vor- 
sprachen zu  erlauben  oder  ex  officio  zuzuordnen.  In  den  Aembtem 
aber  sollen  die  Freyen,  Krüger  und  Bauren  ihre  NothdurfN)  selbst 
reden  und  keine  Procuratoren  in  geringschätzigen  Sachen  haben. 
In  der  altmärkischen  Quartalgerichtsordnung  von  1602  er- 
scheint bereits  die  Advokatur  als  das  Amt  des  Gerichtsredners ;  denn  die 
Advokaten  sollen  sich  morgens  Punkt  7  Uhr  und  nachmittags  Punkt 
2  Uhr  auf  der  Batstube  zu  den  Sitzungen  einfinden  und  ihrer  Parteien 
Notdurft  förmlich,  kürzlich  und  deutlich  vortragen;  die  Partei  soll  ihr 
Gewäsche  nicht  mit  einmengen.  Die  Advokaten  sollen  anzeigen,  von  wem 
sie  Vollmacht  haben;  es  wird  also  bereits  vorausgesetzt,  dass  sie  die 
Vollmacht  auf  sich  nehmen.  Was  daneben  die  Prokuratoren  sollen, 
sieht  man  nicht  ein;  doch  sind  nach  altem  Brauch  Prokuratoren  in  be- 
schränkter Zahl  bestellt.  Fünf  bis  sechs  sollen  es  sein,  doch  erlaubt  die 
Gerichtsordnung  von  1621  einen  oder  zwei  extraordinarios  zu  adjun- 
gieren,  damit  die  jungen  bei  den  alten  erzogen  werden.  Diese  Proku- 
ratoren müssen  „mit  handgebender  Trewe'*  geloben,  sich  der  Gerichts- 
ordnung zu  unterwerfen  und  sich  patrocinando  und  consulendo  gegen 
ihre  Parteien  so  zu  verhalten,  dass  Gericht  und  Gerechtigkeit  befördert 
und  die  Bäte  mit  ihnen  friedlich  sein  können.  Sie  allein  —  versteht 
fiioh,  ausser  den  Advokaten  —  sind  befugt,  vor  dem  Quartalgerichte  zu 
handeln;  nur  Fremde  dürfen  einen  andern  Prokurator  mitbringen; 
doch  dass  er  andere  Parteien,  von  denen  er  nicht  bestellt  ist,  nicht  an 
flieh  ziehe.    In  der  altmärkischen  Hof-  und  Landgerichtsordnung  von 
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1602  finden  wir  Prokuratoren,  die  in  gewisse  Gerichtakosten  sich  mit 
dem  Landeaherm  und  dem  Richter  teüen.  Zum  letzten  Male  wird  1740 
ein  Proknrator  erwähnt.     (Acta  Bomssica  VI.  1.  8.  330.) 

Im  nenmärkischen  Kammer-  und  Hofgerichte  ist,  wie  d^r 
Advokateneid  ergiebt,  die  Advokatur  mit  der  Prokuratur  verbunden. 
Die  Gerichtsordnung  von  1646  nennt  wohl  noch  die  Prokuratoren, 
scheint  aber  darunter  die  Advokaten  zu  verstdien.  Sie  verlangt,  „die- 
weil  ungelehrte,  leichtfertige  Procuratores  manchen  armen  Mann  ver- 
fuhren'", Nachweis  des  Bechtsstudiums,  —  in  Preussen  die  früheste 
derartige  Vorschrift  —  von  jedem,  der  vor  den  Gerichten  der  Neumark 
reden  oder  Sachen  fuhren  will;  nur  da,  wo  es  an  qualifizierten  Pro- 
kuratoren mangelt,  sollen  „ehrliche  und  bescheidene  Biederleute"  den 
Parteien  zur  Assistenz  wohl  zugelassen  w^den.  Die  Gmchtsordnung 
von  1700  fordert  bereits  mehr,  nämlich  eine  Prüfung  vor  Kanzler  und 
Raten,  aber  nur  von  denjenigen,  die  beim  Kammergerichte  zugelassen 
werden  wollen;  auch  setzt  sie  die  Zahl  der  Kammergerichtsadvokaten, 
damit  ihre  Menge  w^gen  ihrer  Freihttt  von  gewissen  Lasten  den  Biiigem 
von  Kustrin  nicht  beschwerlich  w^de,  auf  höchstens  10  fest  und  ver- 
bietet, weil  diese  Zahl  augenblicklich  überschritten  sei,  bis  auf  weiteree 
neue  Zulassungen.  Geprüften  Advokaten  ausserhalb  Kustrins  gebührt 
der  Titel  eines  Kammergerichtsadvokaten,  ohne  dass  sie  aber  beim  Kam- 
mergerichte auftreten  dürfm.  Der  Advokat  nimmt  die  Vollmacht  auf 
sich,  wird  sogar,  weim  er  die  Akten  in  Händen  hat,  ohne  weiteres  als 
Bevollmächtigter  angesehen.  Der  Armenadvokat  bezieht  feste  Besoldung. 

Ob  es  am  uckermärkischen  Quartalgerichte Prokuratoren 
gegeben,  stdit  nicht  fest:  die  Ordnung  v<m  1585  gedenkt  ihrer  nicht, 
und  die  Ordnung  von  1602  scheint  dm  Advokaten  den  mündlichen 
Vortrag  zu  gestatten. 

Im  Herzogtum  Magdeburg  und  der  Grafschaft 
Mansfeld  scheint  sich  die  Zweit^hmg  des  Berufs  länger  erhalten 
zu  haben.  Die  Prozessordnung  von  1686  für  die  Regierung  zu  Halle 
hat  noch  den  Prokuratoraizwang.  Jede  Partei  hat  bei  ihrem  ersten 
Einbringen  „einen  gewissen  zu  Halle  wohnhafftigai  Anwalt  und  Man- 
datarium  ad  Acta  gebühriich  zu  bestellen,  dmen  die  Gantzley-Veroid* 
nungen  zur  Ablösung  zugelxacht  oder  insinuiret  werdexi  könnm.*'^ 
Es  ist  nun  zwar  von  Anstellung  und  Voeidigung  der  Ptokuratocen 
keine  Bede,  und  die  Vollmacht  kann  in  der  Tat  auf  jeden  beliebigen  aus- 
gestdtt  werden;  dass  aber  die  Ptoknratur  borufamässig  und  von  Rechta- 
kundigen  ausgeübt  wurde,  ogiebt  das  Vollmachtsformular,  welches 
b^innt: 
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loh bekenne,  demnach  ich  ....  eines  Beohts-Versfcän- 

digen  Bedienten  und  GevoUrnächtigten  bedarff. 
In  der  ProzcBSOidnung  von  1696  nennt  das  Vollmachtsformular  den 
Bevollmächtigten  „Bedner  und  Anwalt".  Neben  diesem  Statisten 
steht  als  Hauptspieler  der  Advokat,  der  ohne  Nachweis  des  Universi- 
tätsstudiums  und  „ohne  der  Begierung  exploration  und  permission 
weder  in  der  Begierung  noch  bei  den  Untergeriohten  zugelassen  wird''. 
Es  scheint,  dass  man  diese  Anforderungen  zuweilen  dadurch  umging, 
dass  man  als  Prokurator,  für  den  nichts  deigleichen  voigeschrieben  war» 
auftrat  oder  Schriftsätze  fertigte.    Darauf  zielen  die  Worte: 

und  da  sie  sich  wider  Verboth  des  Procurirens,  Briefdichtens  und 
deigleichen  unterstehen  würden,  soUen  sie  mit  willkürUcher  Strafe 
belegt  werden. 
Dass  als  Prokurator  jeder  Beliebige  auftreten  konnte,  ergiebt  sich  auch 
daraus,  dass  den  Notaren  verboten  wird,  in  Sachen,  darinnen  sie 
als  Notarien  gebraucht  worden  —  die  Notare  waren  ja  Zustellungs- 
beamte —  zu  solHcitieren  und  prokurieren  oder  Zeugen  abzuhören. 
Die  Producte  (Schriftsätze),  heisst  es  in  der  Prozessordnung  von  1696, 
sollen  von  denen  Advokaten  und  gevoUmächtigten  Anwälden  nicht 
allein  wohl  ausgearbeitet,  sondern  auch  fleissig  nachgelesen  imd  corri- 
girt  werden.  1702  wird  angeordnet,  dass  sämmtliche  Advokaten  im  Lande 
(die  in  Magdeburg  und  die  graduierten  ausgenommen)  sich  binnen 
Monatsfrist  zur  Ableistung  einer  Prüfung  unter  Einreichung  ihrer  Uni- 
versitätszeugnisse  zu  melden,  nach  bestandener  Prüfung  zu  schwören 
haben  und  einen  „Habilitationsschein''  der  Begierung  bekommen, 
ohne  den  sie  nirgends  zum  „Advociren  oder  Briefstellen"  zugelassen 
werden  sollen.  Also  noch  ist  Advozieren  und  Briefstellen  dasselbe. 
Alle  diese  Zeichen  deuten  auf  Fortbestehen  des  alten  Zustandes,  in  dem 
der  Prokurator  der  Gerichtsredner,  der  Advokat  der  Schreiber  ist. 
Indessen  finden  sich  1713  im  Magdeburgischon  nur  noch  ganz  wenige 
Prokuratoren. 

In  den  westlichen  Gebietsteilen Cleve,  Mark,  Minden.  Bavens- 
berg  werden  wir  noch  1713  fast  bei  aUen  Gerichten  Prokuratoren 
neben  Advokaten,  aber  stets  in  viel  geringerer  Zahl,  vorfinden. 

Die  Prokuratur  war  also  im  Absterben  begriffen.  Bei  den  Unter- 
gerichten war  die  Zweiteilung  des  Anwaltberufs  nie  sehr  lebendig  ge- 
wesen; jetzt  begann  sie  auch  bei  den  Obeigerichten  zu  verschwinden. 
Als  1705  nach  Erlangung  des  vollen  Privilegium  de  non  appellando  ein 
höohstes  OberappeUationsgericht  für  die  ganze  Monarchie  errichtet 
wurde,  wurden  bei  diesem  zwar  neben  Advokaten  auch  noch  Prokura- 
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toren  ziigelassen,  aber  die  Vollmacht  —  das  wesentliche  Kennzeichen 
des  Prokurators  —  dem  Advokaten  übertragen,  wie  das  in  der  Verord- 
nung vom  17.  Juli  1705  (Mylius  G.  C.  Magd.  II.  276)  erhaltene  Formular 
ergiebt.  Wir  werden  sogleich  sehen,  dass  wenige  Jahre  darauf  in  den 
meisten  Teilen  der  Monarchie  die  Prokuratur  überhaupt  verschwun- 
den war. 

Advokaten  gab  es  zumeist  an  den  Ober-  und  den  grösseren  Stadt- 
gerichten. An  den  kleinen  Untergerichten  wurde  tatsächlich  und  zu- 
folge Edikts  vom  14.  März  1723  sogar  gesetzlich  ohne  Advokaten  ver- 
handelt, 

massen  wann  Wir  gleich  an  einigen  Orten  zuweilen  nur  einen  Advo- 
caten  angeordnet,  solches  keineswegs  in  der  Absicht  geschehen  da- 
selbst Processe  zu  fähren,  sondern  bei  Errichtung  wichtiger  Con- 

trakte  etc Bath  mitzutheilen  oder  auch  als  Justitiarios  sich 

gebrauchen  zu  lassen. 

Das  Ansehen  der  Advokatur  ist  auch  hier  grösser  gewesen,  als 
die  ewigen  Klagen  der  Verordnungen  vermuten  Hessen.  Die  Königs- 
berger Regierung  berichtete  1713,  dass  unter  den  65  Königsberger  Hof- 
gerichtsadvokaten 14  Graduierte  und  die  meisten  davon  zugleich  Pro- 
fessoren seien,  darunter  Amsel  und  Hesse,  deren  Verlust  für  jeden 
der  beiden  Berufe  sehr  zu  bedauern  sein  würde.  Man  habe  bisher  keine 
Höchstzahl  festgesetzt,  vielmehr  studierte  Leute  ohne  weiteres  zur 
Advokatur  zugelassen,  aus  welcher  als  einem  seminarium  oder  Pflanz- 
garten sie  später  zu  höheren  Staatsämtem  aufgestiegen  seien.  (Acta 
Borussica  I.  608.) 

m.  Fürchterliche  Musterung. 

Wir  haben  gesehen,  dass  von  alters  her  die  Zahl  der  Prokuratoren 
begrenzt,  die  der  Advokaten  aber  unbegrenzt  gewesen  war.  Es  hing 
das  nicht  etwa  damit  zusammen,  dass  in  der  Prokuratur  eine  Über- 
fällung geherrscht  hätte,  die  in  der  Advokatur  nicht  vorhanden  gewesen 
wäre,  sondern  mit  der  eingewurzelten  Anschauung,  nach  der  die  Pro- 
kuratur ein  gerichtliches  Amt,  nämlich  das  des  Grerichtsredners  oder 
Vorsprechers,  die  Advokatur  hingegen  kein  Amt,  sondern  ein  Privatdienst 
ist,  um  den  das  Gericht  sich  nicht  zu  kümmern  hat.  Die  Zulassung 
zur  Advokatur  wurde  keinem,  der  die  vorgeschriebene  Vorbildung 
nachwies,  verweigert:  die  Advokatur  war  tatsächlich  freigegeben. 

Wie  nun  aber  allmählich  Advokatur  und  Prokuratur  ineinander 
verschwammen,  so  ging  diese  Freiheit  auf  das  neue  Gebilde  der  Advokat- 
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Prokuratur  über  und  wurde  bald  Gegenstand  ernstlicher  Sorge.  Schon 
der  grosse  Kurfürst  hatte  unterm  9.  Mai  1659  ein  Verzeichnis  der  Advo- 
katen nebst  Bericht  darüber,  ob  früher  eine  Höchstzahl  festgesetzt  ge- 
wesen, eingefordert,  auch  die  Annahme  neuer  Advokaten  bis  auf  weiteres 
untersagt.  Alsdann  war  durch  Reskript  vom  17.  Februar  1710  die  Zahl 
der  Advokaten  und  Prokuratoren,  die  bisher  nur  bei  einzelnen  Gerichten 
fest  bestimmt  gewesen  war,  bei  aUen  Gerichten  geschlossen  worden, 
und  es  sollte 

darauf  steif  und  fest  gehalten,  auch  keiner  mehr  über  die  gesetzte 
Zahl,  unter  was  für  einem  Praetext  es  auch  immer  seyn  möge,  an- 
genommen werden. 

Als  Grund  wurde  angegeben,  dass  die  Parteien  zuweilen  von  zank- 
süchtigen Agenten  verhetzt  worden  seien,  die  sich  für  Prokuratoren 
ausgegeben  hätten,  ohne  es  zu  sein.  Von  dem  Plane,  die  Zahl  der  zur 
Zeit  im  Amte  befindlichen  Advokaten  und  Prokuratoren  zu  verringern, 
war  man  zurückgekommen,  weil  es 

von  difficiler  discussion  seyn  würde,  welcher  von  denen  bishero 
recipirten  Advocaten  und  Procuratoren  reduciret  zu  werden  am 
meisten  verdienet. 

Dagegen  sollten  alle,  die  etwa  ohne  Prüfung  zugelassen  seien,  nach- 
träglich geprüft  und  die  untauglich  befundenen  entlassen  werden.  Es 
war  hart  genug,  regelrecht  zugelassene  Persönlichkeiten  nachträglich 
einer  Prüfung  zu  unterwerfen.  Allein  es  war  nichts  gegen  das,  was  nun 
folgte. 

Am  25.  Februar  1713  bestieg  Friedrich  Wilhelm  I.  den  preussischen 
Thron.  Es  war  nicht  viel  Gutes  zu  erwarten  von  dem  groben  Herrn, 
der,  vom  Krankenlager  seines  Vaters  kommend,  die  BeUeidsphrasen 
des  Justizministers  von  Bartholdy  mit  den  Worten:  „Was  kümmert 
Euch  Hundsfott  das?"  abgewehrt  hatte.  Aber  was  nun  geschah,  über- 
traf die  schlimmsten  Erwartungen.  Der  Zufall  ist  günstig,  dass  in  den 
Acta  Borusdca  I.  382  und  607  ff.  sowie  in  einigen  geschriebenen  Ber- 
liner 2Mtungen  (Schriften  des  Vereins  für  die  Geschichte  Berlins,  Heft  38) 
mehrere  Nachrichten  über  die  Justizreform  von  1713  erhalten  sind,  aus 
denen  wir  ein  vollkonmien  getreues  Bild  der  merkwürdigen  Begeben- 
heiten dieses  Jahres  entwerfen  können. 

Der  neue  König  eröffnete  die  Justizreform  mit  folgender  eigen- 
handigen  Verfügung  an  den  Justizminister  von  Bartholdy: 

hioführo  wie  viell  advocatten  und  Proouratores  sein  sollen  beim 
Kammergericht  und  oberappellacion  und  wie  die  sportellen  sein  sollen 
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den  2.  Apprill  1713. 
advocatten  sollen  sein  bey  die  2  gerichte  und  conaistorio  24.  adfo- 
okahten  Proouratores  24.  bey  die  obiege  geriohte  der  gantze 
geheime  raht  soll  die  Persohnen  aussuchen  und  in  meinem  nahmen 
befehlen  das  die  übrige  advoeahten  und  Procu- 
ratores  Ihr  handtwerg  niederlehgen  und  ein 
ander  Profession  anfangen  die  24.  atvocatten  und 
24.  Proouratores  die  sollen  ein  ieder  ein  Patient  von  mir  haben  das 
sie  die  Permission  haben  zu  wociren.  die  keine  Pattent  von  mir 
haben  und  vociren  oder  schreiben  Memorial  die  sollen  gebraut- 
M a r g    werden  und    ewig    in    die    Karre    gespannet 

werden 

Diese  Sprache  war  in  der  Tat  neu.  Auch  hartgesottene  Rabulisten 
mochte  lähmendes  Entsetzen  erfassen,  da  sie  von  Brandmarkung  und 
Karrenstrafe  (Zwangsarbeit)  hörten.  Indessen,  an  harte  Strafan- 
drohungen war  man  gewöhnt.  Die  Welterfahrenen  mochten  sich  lächelnd 
zuzwinkern:  „es  wird  nichts  so  heiss  gegessen  . . . . "  Aber  das  traf  nur 
die  Form:  die  Sache  selbst  in  ihrem  furchtbaren  Ernst  war  nicht  weg- 
zuzwinken.  Fast  zwei  Drittel  der  Berliner  Ober- 
gerichtsanwälte wurden  abgesetzt,  ohne  dass  ihre 
Schuld  auch  nur  behauptet  worden  wäre,  einfach  aus  königlicher 
Willkür. 

Nunmehr  setzte  sich  der  König  von  Preussen  hin,  um  in  eigner 
Person,  ohne  weitere  Vorstudien,  die  Gebührenordnung  der  Advokaten 
neu  zu  bearbeiten.    Das  Schreiben  fährt  nämlich  fort: 
die  sporttels  bleiben  wie  vorhin. 

sporteis  sollen  sein  ein  advocat  hat  gekrieget  vor  ein  verhör  2.  th 
gekrieget  soll  hinführo  16.  groschen  haben  vor  eine  comission 
hat  er  gehat  2.  th  soll  haben  16  groschen  vor  den  geheimen  raht 
hat  gehahbet  4.  th  soll  haben  1.  th.  und  12.  groschen  vor  eine 
supplicke  gehabet  12.  groschen  soll  haben  4.  zu  machen  und  3  groschen 
zu  schreiben  die  Procuratores  soll  der  geheime  raht  approporcion 
sehtzen  geringer  als  bissher  ist  gewehsen  wen  die  advo:  und  Pro- 
curatores werden  sahgen  sie  können  nicht  lehben  so  ist  das  nicht 
wahr  weill  es  nur  24.  ad:  und  24.  Pro:  seind  und  ietzo  die  zahl  wohl 
3mahl  wehmger  als  vorhin  ist  also  das  sie  ebenso  guht  lehben  können 
als  vormahls  dieses  haht  sich  mein  geheimeraht  nach  zu  achten 
und  dieses  wergk  einzurichten  so  wie  ich  es  befehle  und  der  anfahng 
soll  dem  l.Majo :  1713.  angehen  und  soll  ie  er  je  lieber Publiciret  werden 
das  sich  die  atvocatten  und  Procuratores   nach  zu  achten  haben 
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die  24.  Patt:  atvo  und  24.  Pro:  sollen  ausgefertig  werden  das  ich 
nntersohreiben  kahn  wen  ich  von  Magdeburg  komme 
sein  euch  mit  genahden  gewohgen 

den  2  Mertz  (soll  heissen:  April)  1713 

F.  Wilhehn 
Dieser  König  fackelte  nicht  lange.  Kurzweg,  ohne  viel  zu  fragen,  setzt 
er  die  Gebühren  auf  den  vierten  Teil  der  bisherigen  Beträge  herab. 

Am  26.  April  1713  wurden  auf  dem  OberappeUationsgerichte  sammt* 
liehen  Advokaten  und  Prokuratoren  die  Verordnungen  bekannt  gemacht 
und  die  Namen  der  beizubehaltenden  bezeichnet.  Aber  auch  jetzt 
vollzog  der  König  nicht  alle  ihm  vorgelegten  Patente;  drei  wies  er  zu- 
rück: das  des  Advokaten  Heinrich  Goldbeck  („ist  ein  Schelm",  ein 
Galgen  war  dabei  gezeichnet),  das  des  Prokurators  Theophil  Lehmann 
(„ist  ein  schecker*'  d.  i.  Schacher)  und  das  des  Prokurators  Johann 
Georg  Job  („ist  ein  nahrr  sollen  ander  vorsohlahgen  die  3  will  absoluht 
nicht  haben").  Der  Schelm  Goldbeck  wurde  indes,  als  er  seinen  Bruder 
als  Rekruten  präsentierte,  nachträglich  bestätigt  und  1717  sogar  zum 
Hof-  und  Kammeigerichtsrat,  auch  zum  Rat  beim  französischen  Ober- 
ernannt.     Die  Beibehaltenen  waren: 


Advokaten : 

1.  Refeld. 

2.  Königsdorff. 

3.  Lüdecke. 

4.  Gause. 

5.  Lehr. 

6.  Schäffer. 

7.  Oehlsohläger. 

8.  Hynitzsch. 

9.  Strateman. 

10.  Krätzmer. 

11.  Buhle. 

12.  Viebahn. 

13.  Müller. 

14.  Kirchhoff 

15.  Hoffmeister. 

16.  Moritz. 

17.  Stützing. 

18.  Cosmar. 

19.  Rücker. 
20. 


Prokuratoren : 

1.  Brechtel. 

2.  Garte. 

3.  Kober. 

4.  Schwartze. 

5.  Beschilling. 

6.  Baumgarte. 

7.  Tronicke. 

8.  Humbert. 

9.  Müller. 

10.  Nadol. 

11.  Birckholtz. 

12.  Fabritius. 

13.  Stiffelius. 

14.  Richter 
16.  Krenckel. 

16.  Lorentz. 

17.  Jumpelt. 

18.  Höpner. 

19.  Stofregen. 

20.  Weise. 
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21.  Schräm.  21.  Rode. 

22.  Schnitze.  22.  Traugott. 

23.  Jede  (Oäde)  23.  Koch. 

24.  Ziegler.  24.  Willisch. 

Moritz  und  Ziegler  erscheinen  später  als  Directores  collegii  Advocatorom. 

Einer  der  entlassenen  Prokuratoren,  namens  Breitenfeld,  ein  Mann 
von  schlimmer  Vergangenheit,  hatte  insgeheim  fortgefahren,  Schriften 
anzufertigen.  Von  einem  Bürger,  den  er  mit  einem  Prozesse  0  Jahre 
aufgehalten  hatte,  angezeigt  und  in  die  Hausvoigtei  gebracht,  flüchtete 
er  „aus  Furcht  der  Spanischen  ManteP*  durch  einen  Sprung  aus  dem 
Fenster. 

Dieses  war  das  Vorspiel.  Es  war  nur  folgerichtig,  nun  auch  im  Lande 
ebenso  fürchterlich  Musterung  zu  halten.  Demzufolge  befahl  der  Konig 
am  10.  Juni  1713,  ihm  bei  1000  Taler  Strafe  eine  Liste  sanmitlicher  Advo- 
katen einzureichen,  um  bei  den  übrigen  Gerichten  die  gleichen  Mass- 
nahmen zu  treffen ;  für  das  Wohlverhalten  der  Advokaten  sollten  fortan 
die  Gerichte  verantwortUch  sein. 

Gleichzeitig  war  eine  neue  Prozessverordnung  vorbereitet  worden, 
die  am  21.  Juni  1713  als  „Allgemeine  Ordnung,  die  Verbesserung  des 
Justizwesens  betreffend"  herauskam.  Es  war  eine  Prozessreform,  wie 
sie  hundertmal  vergeblich  versucht  worden  war,  mit  Verkürzung  von 
Terminen  und  Fristen,  Ermahnungen  und  Strafandrohungen;  neu  aber 
war  die  durchgreifende  Herabsetzung  der  Advokatenzahl.  Ganz  wie 
der  Erlass  vom  17.  Februar  1710  wendet  sich  die  Veix>rdnung  zunächst 
gegen  die,  wie  sie  annimmt,  massenhaft  in  die  Gerichte  eingedrungenen 
unbefugten  Sachwalter,  die  „den  Nahmen  führen,  aber  dasjenige  nicht 
verstehen,  was  zu  denen  an  sich  würdigen  Verrichtungen  eines  Patroni 
causarum  eigentlich  erfordert  werde",  die  „nichts  taugenden  und  dem 
gemeinen  Wesen  nur  zur  Last  gebohrenen  und  erzog^en  Leute",  die 
„anmasslichen  Schrifft-Steller",  amasslich  deshalb,  weil  sie  sich  die  Advo- 
katur anmassen,  die  „Pastores,  Küster,  SchulmeiBt^,  verlauffene  Sto- 
deuten,  Schreiber"  und  dergleichen,  die  Supplicata  machen.  Dieses 
soll  nur  den  zugelassenen  Advokaten  und  Prokuratoren  zustehen.  Für 
die  Zulassung  werden  zum  ersten  Mal  dnheitliche  Grundsatze  für  die 
ganze  Monarchie  aufgestellt.  Der  Bewerbe  hat  ein  b^^ubtes  Zeugnis 
„seines  nicht  allzu  verächtlichen  und  armseligen  He^ommens",  seines 
Studiums  und  dner  bm  Advokaten  abgeleisteten  VorbereitungaBeit, 
beide  von  unbestimmt  gelassener  Dauer,  beizubringen,  „ein  vemunff- 
tiges  und  sittsames  Gemüth"  zu  zeigen  und  ein  ftx»fnftfn  rigorosum  bei 
dem  CSoUegio,  bei  dem  er  zugelassoi  werden  will,  ,4i^  Ptmeeentx  derer 
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Advocatorom  und  andern  gelahrten  Leute,  denen  ihm  zu  opponiren  er- 
laubet seyn  soll",  zu  beBtehen.  Die  Hauptsache  aber  war  die  Verminderung 
der  Zahl  der  bereits  zugelassenen  Advokaten.  Hierbei  soll  das  Dienst- 
alter nicht  berücksichtigt  werden;  die  Hauptsache  ist,  dass  „ungeschickte 
und  untüchtige  Rabulisten  und  Zancksüchtige  abgeschaffet  werden". 
Die  Entlassenen  dürfen  von  den  Beibehaltenen  als  Hilfsarbeiter  be- 
schäftigt werden,  haben  auch  die  Anwartschaft  auf  frei  werdende  Stellen. 
Bine  allgemeine  Gebührenordnung  wird  zwar  auch  jetzt  nicht  erlassen; 
jedoch  soll  jedes  Gericht  für  seine  Advokaten  eine  solche  entwerfen  und 
dem  Könige  zur  Bestätigung  einsenden.  Armenadvokaten  werden 
bestellt,  wie  es  scheint,  ohne  feste  Besoldung,  aber  mit  der  Aussicht, 
bei  nächster  Gelegenheit  in  eine  ordentliche  Advokatenstelle  einzu- 
rücken. Bezeichnend  ist  die  Bemerkung,  dass  die  Gresuche  um  Almosen 
mündlich  gestellt  werden  sollen,  damit  nicht  ein  gut  TeU  des  Almosens 
auf  Advokatengebühren  draufgehe.  Der  seitdem  festgehaltene  Grund- 
satz wird  aufgestellt,  dass  alle  Prozesse  in  einem  Jahre  beendigt  werden 
müssen.  Mit  scharfen  Strafandrohungen  schliesst  die  Verordnung. 
Der  Advokat,  der  wider  besseres  Wissen  leugnet,  soll  mit  Geldstrafe, 
Suspension  oder  Bemotion,  wer  dem  Richter  grundlos  absichtliche  Un- 
gerechtigkeit vorwirft,  mit  Staupenschlag  und  Landesverweisung  be- 
straft werden. 

Diese  Art  Drohungen  waren  im  Zeitalter  Friedrich  Wilhelms  I. 
nichts  Aussergewöhnliches.  Berücksichtigt  man  dies  und  zieht  man  ab, 
was  auf  die  Winkelkonsulenten  gemünzt  ist,  so  kann  man  nicht  gerade 
behaupten,  dass  die  Verordnung  sich  durch  besondere  Schärfe  gegen 
die  Advokaten  auszeichnet.  Von  jeher  war  über  die  Justiz  viel  ge- 
jammert, gewettert,  gedroht  worden.  1705  klagte  der  ELammergerichts- 
Präsident  von  Borcke  über  die  grosse  Konfusion  und  die  fast  unglaub- 
lichen Zustände  bei  der  Justiz;  Gott  wisse,  was  für  Ungerechtigkeit 
und  höchst  unverantwortliche  Dinge  bei  der  lieben  Justiz  vorgingen. 
Hohe  Beamte,  wie  Cocceji  und  Bartholdi,  warfen  den  Kammergerichts- 
räten Bestechlichkeit  vor.  Was  daran  wahr  oder  übertrieben  war,  ist 
heute  nicht  mehr  festzustellen.  Aber  wenn  die  ganze  Justiz,  wenn 
hohe  richterliche  Beamte  so  wenig  geschont  wurden,  so  durfte  man 
aich  nicht  wundem,  dass  gegen  die  Advokaten  ein  scharfer  Ton  ange- 
schlagen wurde.  In  der  Sache  selbst  wurde  ihnen  nicht  zu  nahe  ge- 
treten. Im  Gegenteil,  die  aus  den  älteren  Edikten  übernommene  Vor- 
schrift, dass  Suppliken  der  Unterschrift  eines  Advokaten  oder  Pro- 
kuratoren bedürfen,  bezeugte,  dass  man  in  dieser  Unterschrift  eine 
Gewähr  der  Ordnungsmässigkeit  sah. 
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Im  November  1713  gingen  die  Berichte  aber  die  Zahl  der  Advokaten 
ein.  Die  Gerichte  beantragten  groestenteib  erhebliche  Vermmderimgen; 
der  König  ging  aber  fast  übeiaU  fiber  ihre  Voiachlage  bedeutend  hinaus. 
Das  Ergebnis  veranschaulicht  folgende  Tabelle. 


I 


PreuBsen. 

Hofgericht  zu  Kcnigsbeig     .... 
Hol-  und  Habgerioht  bq  Koojgsbefg 
Obcrbmggrafanamt  zn  K5ojg8b«g  .  J 
Gerichte  der  fünf  fVeUiMten  s.  Konig»-  { 

^WF 

Semländwch,  Konnatoriom  k.  König»-  j 


Z»hl 


Gericht  der  drei  Stidte  zn  Königsberg 
MAgistnte  der  drei  Städte  Königriiefg 
AkAdemncher  Senat  za  Königebeig 

Kurmark. 

MagiBtnt  zu  ftankfuri  a.  O.  ... 
Akademkcher  Senat  z.  Fnnkfarta.0. 


der  vorhandenen 
Advokaten 

▼om  Gerichte 
ynfgimhlegfn 

Tom 

tat) 

55  Adr.,  4  FUcale 
11 
28 

30 

6 

la— 16 

24AdT 

..4Fl^kale 
3 
8 

7 

6 

5 

43 

5 

5 

4 

20 

5 

4 
3 
11 

4 

17 
9 


6 


I 


'^eich  beim  Senat 


BrandenbiDg    ....  4 

Rappin 2 

6 

Nenmark. 

15 

11 

^   ZoDkhaii 11 

^   Kottbo» 8 

it  ZQ  SehieTclbein      ...  9 

Altmark. 

M&t    .    .    .  •  36  Adr..  4  Fkok. 

Die  beiden  Städte  Sahnredd    ...  5 

....  4AdT.,2Fkok. 

....  3 

Uckermark. 

.    .  6 

(itonaltenhalbei 
keinen  Dienst) 

.    .  5 

Herzogtum   Magdeburg. 

Itegienmg.   Amtskammer  und  Kon- 
sistorium an  HaBs 66 

Andcfl«  Gerichte  zu  Halle     ....  9 

Magistnt  u.  Gerichte  zu  lUcdebure  36 


4 
2 

4 


12 
5 

4 
5 
6 


13 


3 
3 


10 
6 
2 

4 
4 


10  AdT.»  2 

2 
1  Adr.,  1 

2 


5 

3 

40 

20 

90 

9 

30 

10 
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Pfalaer  Kolonie  tu  Magdeburg     .    . 

Amt  Kalbe 

Stadt  Kalbe 

Neuhaldenaleben 

Grafwhaft  Blansfeld 

Amt  Leimbaoh  und  Helffta     .    .    . 

Herzogtum   Cleve. 
deviflohe  Regierung,  Ho^erioht,  Amts- 
kammer und  Kommiflsariat  .    .    . 


Clever  Stadtgericht 

X#ptef> 

Doislnug 

DinaLaken     .    .    .    . 
Weeel 


Emmerich 
Zevenaer  . 
HuiaieQ    . 


Grafschaft   Mark. 

Lippstadt 

Soest 

Hamm      

Gamen 

Lünen       

Horde 

Unna 

Schwerte 

Iserlohn 

Wetter 

Schwelm 

Neueorade 

fiattneggen 

Altena»  Lüdenscheid  und  Breckerfeld 

Bochum 

Plettenbeig 

Hagen 

H  i  n  t  e  r  p  o  mm  e  r  n. 
Staigard 


Pyrite  .  .  . 
Greifenberg  , 
Treptow  .  . 
K^^gin  .  . 
Kdlberg  .  , 
Köalin  .  . 
Beigard  .  . 
Rdgeawalde 
Schlawe  .  < 
Stolpe  .  .  . 
Neostettin    . 


der  vorhandenen 
Advokaten 


2 

4 
3  Adv.,  l  Prok. 

4 
20  Adv.,  2  Prok. 

7 


22Adv.,  OProk., 

12  SoUisitanten 

9  Prok. 

3  Adv.,  3  Prok. 

4  Adv.,  4  Prok. 

2  Prok. 
19Adv.,  12Ptok. 

3  Adv.,  3  Pkok. 
6  Adv.,  3  Prok. 

3  Prok. 

1  Adv.,  2  Prok. 

14Adv..6Ptok. 

17  Adv.,  4  Ptok. 

7  Adv.,  4  Prok. 

2  Adv. 

1  Adv.,  1  Prok. 

2Ptok. 
6  Adv..  4  Prok. 
4Adv.,  3Ptok. 

4  Adv^  3  Prok. 
4  Adv.,  3  Prok. 
6  Adv.,  4  Prok. 

1  Prok. 

6  Adv.,  4  Prok. 

27  Adv.,  22  Prok. 

8  Adv.,  4  Prok. 

2  Adv..  2  Prok. 

3  Adv.,  4  Prok. 


31  Adv.,  16  SoUU 
sitanten.  2  Fiskale 

6 

7 

9 

3 

15 

9 

8 

4 

2 

14 

6 


Zahl 

vom  Gerichte 
vorgeschlagen 


vom  Könige 
festgesetet 


22  Adv.,  9  Prok., 
12  Sollizitanten 

6 
3  Adv.,  3  Prok. 


8  Adv.,  8  Pirok. 

3  Adv.,  3  Prok. 

5  Adv.,  3  Prok. 

3  Prok. 


14  Adv..  5  Prok. 

7  Adv.,  4  Prok. 

7  Adv.,  4  Prok. 

1  Adv. 

1  Adv.,  1  Prok. 

6  Adv.,  4  Ptok. 

2  Adv.,  3  Prok. 
4  Adv.,  3  Prok. 

3  Adv.,  3  Prok. 

3  Adv.,  4  Prok. 

4  Adv.,  4  Ptok. 
12  Adv.,  13  Prok. 

5  Adv.,  4  Prok. 
2  Adv.,  2  Ptok. 
2  Adv.,  4  Ptok. 


16  Adv.,  16  SoUi- 
sitanten, 2  Fiskale 

4 
6 
4 
2 
4 
4 
6 
3 

7 

4 


2  Adv.,  1  Prok. 
2 

10  Adv..  1  Prok. 

4 


12  Adv.,  6  Ptok., 
4  SoUisitanten 

4Ptok. 
2  Adv.,  2  Prok. 
2  Adv.,  2  Prok. 

6  Adv.,  6  Prok. 
2  Adv. 
2  Adv. 
IProk. 
1  Adv. 


8  Adv.,  4  Prok. 

4  Adv.,  4  Prok. 

4  Adv.,  4  Ptok. 

1  Adv. 

1  Adv.,  1  Prok. 

IPtok. 

2  Adv.,  2  Ptok. 

1  Adv.,  1  Prok. 

2  Adv.,  2  Prok. 
2  Adv.,  2  Prok. 
2  Adv.,  2  Prok. 

„sol  fort" 
2  Adv.,  2  Prok. 
8  Adv..  8  Pkok. 
2  Adv.,  2  Prok. 
1  Adv.,  1  Prok. 
1  Adv.,  1  Prok. 


10  Adv.,  10  SoUi- 
sitanten,  2  Fiskale 

2 

2 

2 

2 

4 

2 

2 

2 

1 

4 

l 
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Fürstentum   Halberstadt. 

Regienmg,  Konsistoriom,  Kammer, 
Kommissariat  mid  Amter  Halber- 
Btadt 

Amt  der  ICajorei 

Bat  imd  Stadtgericht  s.  Halberstadt 

Halbeistädter  Buigrogteigericht  .    . 

Fürstentum   Minden. 

Begiemng,  Magistrat  und  Gertoht  su 

Minden 

Lübbecke 

Fürstentum  Mors 

Grafschaft  Tecklenburg 

»•         Hohenstein 

Grafschaft   Ravensberg. 
Bielefeld 

BaT«[i8berg      

Herford 

Grafschaft  Lingen 


der  Yorhandenen 
Advokaten 


33 

6 
6 
5 


nAdv.,7Prok. 
2 

2  Adv.»  3  Prok. 
20  AdT. 


14  AdT.,  2  fiskale, 

4  Prok. 

4  AdT.,  3  Prok. 

10  AdT.,  4  Prok. 

23  AdT.,  6  Prok. 


Zahl 

Tom  Gerichte 
Torgesohlagen 


28 


8  AdT.,  6  Prok. 

4  AdT.,  4  Prok. 

2  AdT.,  3  Prok. 

U— 12 


14  AdT.,  2  Fiskale 

2— 3  Prok. 
4  AdT.,  4  Prok. 
9  AdT.,  6  Prok. 


Tom  Könige 
feetgesetat 


12  AdT.,  12  Piok. 
2 
2 
3 


6  AdT.,  6  Ptok. 

1 
4  AdT.,  4  Ptok. 

1  Adv.,  1  Piok. 

2  AdT.,  2  Ptok. 


6  AdT.,  1  Fiskal, 
2  Prok. 

1  AdT.,  1  Prok. 

1  Adv.,  1  Ptok. 
4  AdT.,  4  Prok. 


Nur  ein  eisern  Herz  konnte  ungerührt  bleiben  von  dem  Jammer, 
der  aus  diesen  furchtbaren  Zahlen  spricht.  Von  zusammen  887  Advo- 
katen blieben  nur  336,  von  165  Prokuratoren  nur  82  im  Amte.  Die 
Zahl  der  Entlassenen  war  aber  noch  grösser,  denn  in  unserer  Tabelle 
fehlt  ganz  Berlin  und,  wie  es  scheint,  noch  eine  Anzahl  anderer  Gerichte. 
Die  ganze  Zahlenfestsetzung  geschah  willkiirlich,  unter  Missachtung 
aller  sachverstandigen  Gutachten,  selbst  der  des  Justizministers,  mit 
der  Sicherheit  und  Flüchtigkeit  eines  selbstherrhchen  Ignoranten. 
Die  Magdeburgische  Regierung,  die  für  die  Untergerichte  zu  Halle  keine 
Verminderung,  sondern  sogar  eine  Erhöhimg  der  Zahl  der  Advokaten 
von  9  auf  20  vorgeschlagen  hatte,  musste  sich  dafür  die  Antwort  ein- 
stecken : 

sollen  9  bleiben  die  gantze  Begirung  sind  schelm. 

Die  Halberstadter  Regierung  berichtete,  dass  33  Advokaten  vorhanden 
seien,  die  zugleich  Prokuratorendienste  versehen, 

weiln  alhier  der  Sächsische  Prozess in  Uebung  ist,  und  meistens 

die  Hauptsachen,  worin  anderswo  schriftUche  Deductiones  ver- 
fasset werden,  vom  Mund  aus  in  die  Feder  dictiret  werden  müssen» 
welches  kein  Procurator  vollenkommen  thim  kann,  wenn  er  nicht 
zugleich  Advocatus  causae  ist  und  plenissimam  informationem  hat. . 
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« 

Der  König»  der  den  Berioht  obenhin  überlesen,  verfügte,  dasa  12  Advo- 
katen und  12  Proknratoren  bleiben  sollen,  so  dass  Bartholdi  um  De- 
klaration bitten  musste,  ob  gemeint  sei,  dass  24  Advokaten  bleiben 
sollen.  Mit  ähnlicher  Sorglosigkeit  setzte  der  König  für  die  Grafschaft 
Hohenstein,  wo  es  ebenfalls  keine  Prokuratoren  gab,  fest:  „2  Advo- 
katen und  2  Prokuratoren,  selbstgefällig  hinzusetzend: 

ich  bin  wohl  davon  Informiret; 
so  dass  Bartholdi  wiederum  bemerken  musste,  die  Meinung  werde  wohl 
sein,  dass  4  Advokaten  bleiben  sollen.  Für  Kalbe  dagegen  bestimmte 
der  König  2  Advokaten  und  1  Prokurator,  obwohl  Bartholdi  nur  2  Ad- 
vokaten vorgeschlagen  und  das  Gericht  Prokuratoren  für  unnötig  er- 
klärt hatte. 

Hierzu  kam  die  bei  solcher  Massenhaftigkeit  vorliegende  Unmög- 
lichkeit der  Untersuchimg  der  Würdigkeit  des  einzelnen.  Unterm 
22.  November  1713  wurden  allerdings  die  Gerichte  aufgefordert,  nun- 
mehr die  allergeechicktesten  und  besten  Subjekta  aus  den  Listen  aus- 
zusuchen, dabei 

alle  Nebenabsichten  und  Passionee  auf  die  Seite  zu  setzen,  massen 
Wir  uns  an  Euch  halten  werden,  wann  sich  künftig  äussern  sollte, 
dass  die  oapableete  Subjekta  nicht  von  Euch  erwählet,  sondern  ein 
oder  anderer  aus  Faveur  ....  beibehalten  worden. 
In  erster  Linie  seien  die  zu  berücksichtigen,  die  kein  Nebenamt  haben, 
indem 

bei  jetziger  Einschränkung  des  Numeri  Advocatorum  ganze  Männer, 
die  keine  zur  Advocatur  nicht  gehörige  Nebenverrichtungen  haben, 
dazu  nothwendig  erfordert  werden. 
Die  Gerichte  werden  nach  bestem  Gewissen  berichtet  haben.  Aber 
was  wollte  das  bedeuten  einem  misstrauischen  eigenwilügen  Herrn 
gegenüber,  der  alles  besser  zu  wissen  glaubte  und  sich  um  jeden  Dreck 
kümmerte?  Wülkür  und  Laune,  vielleicht  auch  ein  tüchtiges  Geld- 
geschenk an  die  Rekrutenkasse,  werden  manchem  Tropf  durchgeholfen 
haben,  der  längst  zur  Absetzung  reif  gewesen  wäre.  Und  die  Ent- 
lassenen selbst  erhielten,  wie  die  Verordnung  vom  21.  Juni  1713  aus- 
sprach, die  Anwartschaft  auf  die  nächste  freiwerdende  SteUe.  Es  war 
damit  klar  ausgesprochen,  dass  nicht  ihre  Unwürdigkeit  es  war,  der 
sie  ihre  Entlassung  zuzuschreiben  hatten. 

Aber  trotz  Willkür  und  Unwissenheit:  es  war  etwas  Seherisches 
in  diesem  Könige.  Wenn  der  Justizminister  Bartholdi  mit  der  Re- 
gierung in  Halle  40  Advokaten  allein  bei  Regierung,  Kammer  und  Kon- 
sistorium zur  Bewältigung  von  jährlich  1660  Prozessen  für  notwendig 
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achtete,  so  hatte  doch  der  König  die  richtigere  Empfindung,  der  diese 
Zahl  auf  die  Hälfte  herabsetzte.  Und  wenn  der  akademische  Senat 
von  Königsberg  die  bei  ihm  zugelassenen  fünf  Advokaten  für  iin* 
entbehrUch  hielt,  weil  neben  den  Studentenhändeln,  die  allerdings 
nach  mündlichem  Vortrag  summarüssime  abgetan  würden,  sich  doch 
auch  einige  Schuld-,  Injurien  und  andere  Sachen  fänden,  so  erscheint 
uns  das  heute  kaum  begreiflich,  und  die  Zahl  4,  die  der  König  bewilligte, 
noch  immer  viel  zu  hoch,  zumal  im  gleichen  Falle  zu  Frankfurt  a.  O. 
dem  akademischen  Senate  seine  sänmitlichen  9,  sage  neun  Advokaten 
gestrichen  wurden  mit  der  sehr  vernünftigen  Bemerkung,  dass  die 
Magistratsadvokaten  zugleich  bei  der  Universität  praktizieren  sollten. 
Auch  Bartholdis  Bemerkung,  es  müssten  an  jedem  Ort  mindestens  drei 
Advokaten  sein,  einer  pro  actore,  einer  pro  reo  nnd  einer  pro  inter* 
veniente,  muss  heute  Kopfschütteln  erregen. 

In  der  Tat  war  die  ÜberfüUimg  riesig.  In  Berlin,  welches  in  obiger 
Aufstellung  fehlt,  waren  57  Advokaten  und  45  Prokuratoren  allein  am 
Kanmiergerichte  zugelassen,  dem  Gerichte  eines  armen  Bezirks  von  etwa 
300  000  Seelen,  welches  zusammen  mit  dem  Konsistorium  noch  nicht 
ganze  1000  anhängige  Prozesse  hatte  und  im  Jahre  rund  100  Sitzungs- 
tage mit  etwa  2000  Terminen  abhielt,  von  denen  die  Hälfte  sich  ohne 
widersprechende  Anträge  erledigte.  Allerdings  waren  11  von  den  57 
Advokaten  zugleich  beim  OberappeUationsgerichte  zugelassen,  4  Hof- 
fiskäle,  3  Notare,  7  Richter  im  Berliner  Stadtgericht,  1  Aktuar  daselbst, 
2  im  collegium  medicum;  und  von  den  45  Prokuratoren  waren  18  zu- 
gleich Notare,  11  auch  beim  Stadtgericht,  10  auch  beim  OberappeUa- 
tionsgerichte, 1  auch  beim  französischen  Obergerichte  zugelassen,  1  Fiskal, 
1  Armenprokurator,  1  Gerichtsschreiber  beim  französischen  Oberge- 
richte. Aber  selbst  wenn  man  noch  einigen  Verdienst  aus  der  Praxis 
bei  anderen  Grerichten  (Konsistorium,  Greheimer  Justizrat),  aus  gut- 
achtlicher Tätigkeit  und  der  freiwilligen  Grerichtsbarkeit  hinzurechnet, 
so  kann  dies  alles  lange  nicht  ausgereicht  haben.  Wenn  ein  Dritteil 
der  Berliner  Anwälte  eigene  Häuser  besaBs,  wie  Holtze  (Das  juristische 
Berlin)  berichtet,  so  Uess  der  Besitz  eines  Hauses  damals,  wie  heut«, 
keinen  Schluss  auf  günstige  Vermögenslage  des  Besitzers,  die  giinstige 
Lage  eines  Drittels  keinen  Schluss  auf  die  Lage  der  übrigen  zwei  Dritt«! 
zu.  An  dem  seit  1709  durch  Zusammenziehung  der  verschiedenen 
Berliner  Untergerichte  gebildeten  Stadtgerichte,  dem  etwa  30  000  Seelen 
unterstanden,  waren  28  Advokaten  zugelassen,  von  denen  11  zugleich 
Notare,  11  zugleich  Kammergerichtsprokuratoren,  einer  Oberappella- 
tionsgerichts-Prokurator  und  zwei  advocati  curiae  oder  Hoffiskäle  waren. 
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Prokuratoren  scheint  es  am  Stadtgerichte  nicht  gegeben  zu  haben.  In 
der  ganzen  Monarchie  mit  einer  armen,  industrielosen  Bevölkerung 
von  nicht  ganz  2  Millionen  Seelen  gab  es  gegen  1200  Advokaten  und 
Prokuratoren,  verhaltnismäsisg  vielleicht  zehnmal  mehr,  als  es  heute 
Rechtsanwälte  giebt.  Wenn  auch  diese  Zahlen  eine  Herabminderung 
dadurch  erfahren,  dass  in  den  grösseren  Städten  viele  bei  verschiedenen 
Gerichten  zugleich  zugelassene  Sachwalter  doppelt  gezählt  sind,  wenn 
auch  viele  Advokaten  Nebenämter  bekleideten:  die  Tatsache  einer 
ungeheuren  Überfüllung  bleibt  bestehen. 

So  betrachtet,  verliert  die  Massregel  doch  einiges  von  ihfer  Härte. 
Andererseits  wurde  sie  dadurch  sehr  verschärft,  dass  die  Advokaten- 
steilen  in  gewissem  Sinne  gekauft  waren.  Es  hatte  bis  dahin  die 
Marinekasse  bestanden,  mit  der  sich  jeder  Bewerber  um  eine  Stelle  ab- 
finden musste,  ehe  er  zugelassen  wurde.  Bewerber  um  besoldete  Ämter 
zahlten  in  der  Regel  eineSmnme,  die  einem  Quartalsgehalte  gleichkam; 
andere  Stellen  wurden  dem  Meistbietenden  zugeschlagen,  freiUch  nur, 
wenn  er  die  vorgeschriebenen  Bedingungen,  Vorbildung,  Prüfung  usw. 
erfüllte.  Unter  Friedrich  Wilhelm  I.  trat  an  die  Stelle  der  Marinekasse 
die  Rekrutenkasse,  aus  deren  Erträgnissen  die  langen  Potsdamer  Gre- 
nadiere angeworben  wurden.  Die  Advokaten  nun  hatten  ihre  Stellen 
für  bedeutende  Summen  gekauft,  die  jetzt  verloren  waren. 

Es  war  daher  sehr  wenig  am  Platze,  dass  in  einer  auf  das  Ereignis 
geschlagenen  Medaille  auch  etwas  wie  Spott  zum  Ausdruck  kam.  Auf 
der  Vorderseite  stand  ein  Advokat  im  Mantel  mit  der  Überschrift: 
Pauci  non  plures,  und  der  Unterschrift:  Causarum  patroni  A.  1713; 
auf  der  Rückseite  der  einen  ein  Advokat  in  früherer  Tracht  mit  Degen 
und  Stock  und  der  Überschrift:  Migrate  veteres,  der  andern  die  In- 
schrift: multi  advocati  sed  pauci  selecti  (Matth.  XXII.  14).  Eine  ähn- 
liche Medaille,  im  „Recht"  1904  S.  275  beschrieben,  enthielt  den  Vers: 

Mein  Herr  Nimmt  Mir  Nun  Die  Prozesse 
Drum  Will  Ich  Auf  Die  Nechste  Messe 
Um  Zu  Versuchen  Wo  Mein  Heil 
Schaut  Hier  Sind  Advocaten  Feil. 

Es  fehlte  natürlich  nicht  an  Gegenvorstellungen.  Städte  wie 
Spandau,  Potsdam,  Perleberg,  Stendal  hatten  keinen  einzigen  Sach- 
walter behalten.  Die  kleinen  Städte,  die  Ämter  verlangten  Advokaten. 
Die  Minister  lehnten  aber  stets  ab;  man  möge  Untergerichtsordnungen 
abfassen  und  die  Streitigkeiten  kurz  und  gut  mit  den  persönlich  erschei- 
nenden Parteien  schlichten;  ein  rechtschaffener  Advokat  werde  in  den 
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kleinen  Städten  sein  Auskommen  nicht  finden,  ein  RaboHst  aber  die 
wenigen  Einwohner  vollends  verjagen.  Der  König  selbst  erwiderte 
auf  dergleichen  Anträge:  „es  seyn  der  Schelme  so  viel,  dass  ich  keine 
neuen  machen  werde,  bis  welche  sterben";  aber  der  Verlockung,  seine 
Bekrutenkasse  zu  füllen,  scheint  er  doch  nicht  immer  widerstanden 
zu  haben.  Unter  dem  Titel  „Fiskal"  oder  „Advocatus  pauperum" 
liess  er  manchen  zu;  und  wenn  er  auch  einmal  auf  ein  Gesuch  ärgerUoh 
schrieb: 

die  Pauperum  mehr  auffzuwiegeUn  da  bewahre  Grott, 
so  hatte  doch  das  Kammergericht  1735  wieder  41  Advokaten,  die  frei- 
Uch  schon  1740  auf  30  und  1745  gar  auf  20  zusammengeschmolzen  waren. 

Acta  Borussioa  VI.  1  S.  304;  VI.  2  S.  890  £f. 
Dieser  rasche  Wechsel  der  Zahlen  legt  übrigens  die  Vermutung  nahe» 
dass  bei  der  Zählung  irgend  etwas  nicht  in  Ordnung  gewesen. 

Aber  auch  die  beibehaltenen  Advokaten  kamen  nicht  umsonst  in 
den  Vorteü  ihrer  nunmehr  verbesserten  Stellung.  Sie  erhielten  nämlich 
ein  Patent.  Dieses  aber  kostete  Geld.  Wir  wissen  nicht  wieviel, 
aber  wenig  muss  es  nicht  gewesen  sein,  denn  wir  hören  einerseits,  dass 
manche  Advokaten  lieber  ihren  Beruf  aufgeben,  als  das  Patent  be- 
zahlen wollten,  und  andererseits,  dass  der  König  sehr  auf  das  Patent 
hielt  und  die  Advokaten  unterm  17.  April  1715  anweisen  liess,  ihre  Pa- 
tente binnen  vier  Wochen,  bei  Verlust  des  Amts,  durch  Zahlung  der 
Grebühr  einzulösen.  Eben  dieses  Patent  war  die  Ursache,  dass  jetzt 
der  König  die  Ernennung  der  Advokaten  und  Prokuratoren,  die  früher 
den  Gerichten  obgelegen  hatte,  sich  selbst  vorbehielt.  Die  Untergerichte 
sollen  sich  nicht  gelüsten  lassen,  Advokaten  zu  ernennen,  sie  haben  nur 
die  ernannten  zu  vereidigen.  Auch  den  Patrimonialgerichtsherren 
wurde  untersagt,  Advokaten  aufzunehmen,  die  nicht  vom  Landesherm 
ein  Patent  haben.  Das  alte  Verbot,  dass  Gerichtspersonen  bei  ihrem 
Gerichte  nicht  die  Advokatur  ausüben  sollen,  wurde  wiederholt;  es  muss 
also  derartiges  noch  damals  vorgekommen  sein. 

Ein  solches  Patent  ist  uns  in  Grubes  Corpus  Const.  Pruten.  II.  309 
in  folgender  Gestalt  erhalten: 

Wir  Friderich  Wühelm  von  Gottes  Gnaden  König  in  Preussen  cum 

toto  titulo 

Thun  kund  und  fügen  hiermit  zu  wissen: 

Nachdem  Wir  wahrgenommen,  was  Gestalt  durch  die  Vielheit  der 

Advocaten   und   Procuratoren   bey   dem   Justitz- Wesen  allerhand 

Weiter-  und  Unordnungen  entstanden,  wodurch  das  Land  beschweret» 

die  Unterthanen  in  unnöthige  Bechts-Handel  verwickelt,  auch  za 
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unzähligen  Klagen  Gelegenheit  gegeben  worden;  Dass  Wir  dannen- 
hero  und  timb  solchen  Unwesen  abhelfiOiche  Maasse  zu  geben  gut  ge- 
funden, die  Zahl  der  Advocaten  einzuschrenoken  und  eine  gewisse 
Anzahl  derselben  zu  setzen,  welche  bey  unserem  Hoffgericht  zu 
Königsberg  in  Preussen  zu  advociren  zugelassen  sejm  soll.  Wann 
Wir  dann  N.  N.  in  sothane  Zahl  allergnädigst  recipiret  und  auf- 
genommen, als  soll  er  bey  erwehnten  Judicio  für  einen  Advocaten 
sich  gebrauchen  lassen,  seinen  Partheyen  in  Tentirung  der  Güte  und 
rechtlichen  Processen  getreulich  und  nach  seinem  besten  Verstände 
dienen,  dieselbe  in  keine  imnöthige  Weitläufftigkeit  aus  Gewinn- 
sucht verleiten  und  führen,  noch  mit  dem  Honorario  übersetzen, 
auch  in  ihren  Sachen  keinerley  Falsch  und  Unrecht  gebrauchen, 
noch  gefährliche  Aufschübe  und  Dilation  zu  Verlängerung  derselben 
suchen,  und  solches  die  Partheyen  zu  thun  oder  zu  suchen  nicht 
unterweisen,  noch  ihnen  Anleitung  geben,  sondern  die  Sache  mit 
allem  Fleiss  zur  Gut-  oder  rechtlichen  Ausübung  beforderen,  auch 
für  Gerichte  und  gegen  die  Räthe  gute  Bescheidenheit  gebrauchen, 
und  sich  denen  Rechten  und  der  Billigkeit  nach  weisen  lassen,  für- 
nehmlich  aber  aller  Schmäh-  und  Scheit-Worten  auch  anderer  Leicht- 
fertigkeit sich  äussern,  und  denen  Landes-  und  Process-Ordnungen, 
wie  solche  anjetzo<  seynd  und  hiemechst  verbessert  werden  möchten, 
imgleichen  Unsem  übrigen  Verordnungen,  und  absonderlich  den 
w^en  der  Kleidung  und  der  Taxe  des  Honorarü  gemachten  und 
noch  femer  zu  machenden  Reglementen  gehorsamst  nachleben. 
Wie  er  sich  dann  deshalb  mit  besonderen  Eydes-Pflichten  verwandt 
gemacht  hat. 

Uhrkundlich  unter  Unserer  eigenhändigen  Unterschrifft  und 
aufgedruckten  Königl.  Gnaden-Siegel  gegeben  zu  Berlin  den  19. 
Decembris  1713 

(L.  S.)  Fr.  Wilhelm. 

Efr.  von  Bartholdi. 
Zusammengefasst:  der  ungeheure  Aderlass  von  1713  war  dem 
kranken  Körper  der  Rechtspflege  notwendig.  Der  ganz  neue  Zug  von 
Energie,  der  von  nun  an  die  preussische  Justizverwaltung  durchdrang, 
ist  auch  der  Advokatur  zu  Gute  gekommen;  eine  ÜberfüUung,  wie  sie 
anderwärts  durch  schlaffe  Handhabung  des  Zulassungsrechts  eintrat, 
ist  in  Preussen  nicht  mehr  vorgekommen.  Aber  der  damaligen  Advokatur 
ist  ein  grosses,  ein  unerhörtes  Unrecht  geschehen.  Wenn  die  Bedürfnisse 
der  Rechtspflege,  wenn  die  Zukunft  des  Staates  solch  rücksichtslosen 
Schnitt  forderten,  so  hat  die  Advokatur  für  Preussens  Grösse  gelitten. 
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IV.  Der  schwarze  Mantel. 

In  demselben  Erlasse,  welcher  die  fürohterliohe  Musterung  von  1713 
einleitete,  hatte  der  König  zugleich  folgendes  verordnet: 

die  atvocatten  sollen  schwartz  gehen  mit  ein  Mentelchen  biss  an 
die  Knie.  Die  Procuratores  einen  schwartzen  Bogk  ohne  mantell 
mit  einer  rahbaht  das  auf  die  brüst  gehet,  der  generahlfischall  soU 
Agiron  gegen  die  die  da  nicht  so  gehen  werden  und  sollen  karren. 
Die  Anordnung  hatte  an  sich  nichts  auffallendes.  Kleiderordnungen 
waren  damals  häufig,  schwarz  die  Farbe  der  Gelehrten,  Amtstrachten  der 
Advokaten  beim  Beichskammergerichte  und  anderen  Gerichten  üblich. 
Dennoch  sah  man  voraus,  dass  die  Tracht  auf  Widerstand  stossen 
werde;  sonst  wäre  nicht  von  vom  herein  die  lächerhch  unverhältnis- 
mässige Strafe  der  Zwangsarbeit  angedroht  worden.  Der  Justizminister 
Bartholdi,  der  die  Anordnung  durch  Erlaß  vom  5.  April  1713  bekannt 
machte,  fand  nötig,  sie  damit  zu  entschuldigen,  dass  solche  Tracht  in 
vielen  Grerichten  gebräuchlich  sei.  Ja,  1714  erschien  zu  Magdeburg 
unter  dem  Titel  Advocatus  pallio  serico  vestitus  eine  anscheinend 
offiziöse  Schrift,  welche  die  Bedeutung  des  Mantels  dahin  klarlegte, 
dsiss  er  nach  Abstossung  der  unwürdigen  Elemente  aus  dem  Advokaten- 
stande ein  ehrendes  Kennzeichen  der  übrig  gebliebenen  darstellen 
solle.  Zu  diesem  Zwecke  wurde  bis  ins  Alte  Testament  hinabgestiegen 
und  der  Ursprung  des  Mantels  von  den  Läpplein  mit  Schnüren  her- 
geleitet, die  die  Israeliten  nach  Num.  15  v.  38,  39  auf  der  Brust  tragen 
sollen,  sich  bei  ihrem  Anbhck  der  Gebote  des  Herrn  zu  erinnern.  Dem 
Adel  des  Advokatenberufes  entspreche  es,  dass  die  Mäntel  von  Seide 
seien,  obwohl  das  Gesetz  dieses  nicht  ausdrücklich  fordere;  die  schwarze 
Farbe  bedeute  die  Unveränderlichkeit  und  Festigkeit  der  Sinnesart, 
die  vom  Advokaten  verlangt  werde.  Es  dürfe  ein  D^en  dazu  ge- 
tragen werden.  Infolge  der  gleichen  Amtstracht  stünden  nunmehr  die 
preussischen  Advokaten  denen  des  Reichskammergerichts  gleich  und 
genössen  deren  Privüegien. 

Allein  vergeblich:  die  Tracht  stiess  von  vornherein  auf  die  heftige 
und  unerklärhche  Abneigung  derer,  die  sie  tragen  sollten.  Achteten  sie 
ihren  eigenen  Beruf  so  wenig,  dsiss  sie  sich  schämten,  sein  Abzeichen 
zu  tragen?  War  die  Tracht  als  gehässige  Auszeichnung  gedacht?  Es 
berichtet  nxm  Hintze  in  denActaBorussica  VI.  1  S.  211,  allerdings  ohne 
Quellenangabe,  eine  Äusserung  des  Königs  über  den  Zweck  der  Tracht: 
damit  man  die  Spitzbuben  schon  von  weitem  erkennen  und  sich  vor 
ihnen  hüten  könne. 
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Ist  diese  Äusserung  gefallen,  so  muss  sie  in  die  Öffentlichkeit  gedrungen 
sein;  die  Advokaten  müssen  beschlossen  haben,  sich  der  beabsichtigten 
Anordnung  zu  widersetzen;  dies  wiederum  muss  den  König  zu  der 
harten  Strafdrohung  bewogen  haben.  Zwar  scheint  dem  zu  wider- 
sprechen, dass  eine  geschriebene  Berliner  Zeitung  vom  29.  April  1713 
(in  den  Schriften  des  Vereins  für  die  Geschichte  Berlins,  Heft  38,  S.  4), 
welche  die  neue  Anordnung  berichtet,  weder  etwas  von  ihrer  gehässigen 
Bedeutung  noch  von  einem  Widerstände  der  Advokaten  weiss,  und  eine 
andere  vom  11.  September  1714  (daselbst  S.  176)  die  Advokaten  be- 
haupten la43st,  der  Justizminister  v.  Bartholdi  allein  habe  ihnen  die 
Mäntel  aufgebürdet  und  den  König  auf  den  Gedanken  gebracht.  Wie 
dem  auch  sei,  fest  steht,  dass  der  Advokatenmantel  damals  und  das 
ganze  Jahrhundert  hindurch  als  schimpfliches  Abzeichen  empfunden 
wurde. 

Als  der  König  die  grosse  Advokatenreduktion  verfügte,  dehnte 
er  zugleich  die  zunächst  für  Berlin  erlassene  Kleiderordnung  auf  das 
Land  aus: 

„die  atv  und  Procurator  sollen  von  ampfandt  das  neue  jähr  zu  sahgen 
von  1.  Jan.  1714  so  gekleidet  gehen  wie  in  Berlin  das  ist  mein  will 
danach  haben  meine  fiscahle  sich  in  acht  zu  nehmen  das  sie  inqui- 
riereh  sobaldt  sie  nit  die  Mentell  und  Kragen  trahgen." 

So  war  wenigstens  in  diesem  Pimkte  die  Bechtseinheit  in  der  Monarchie 
hergestellt. 

Es  entspann  sich  nun  ein  Kampf,  darin  bestehend,  dass  die  Advo- 
katen immer  neue  Hintertüren  auffanden,  die  Regierung  sie  ihnen 
immer  wieder  versperrte. 

Die  Verordnung  war  darin  nicht  ganz  deutlich,  ob  der  Mantel 
auch  auf  der  Strasse  und  auf  Reisen  getragen  werden  müsse.  Die  Ver- 
ordnungen vom  19.  November  1714  und  14.  Januar  1715  beeilten  sich, 
dies  zu  bejahen.  Einige  meinten  der  Verordnung  zu  genügen,  wenn 
sie  den  Mantel  auf  dem  Arme  trügen;  es  wurde  ihnen  bei  schwerer  Strafe 
untersagt.  Der  Advokat  und  Stadtsyndikus  Gause,  der  Hausarrest 
und  eine  Einquartierung  von  1  Offizier  und  6  Mann  erhalten  hatte, 
weil  er  sich  auf  der  Gasse,  in  der  Kirche  und  auf  dem  Rathause  ohne 
Mantel  hatte  sehen  lassen,  stellte  vor,  dass  er  ausserhalb  des  Gerichts 
nicht  en  qualitö  eines  Advokaten,  sondern  eines  Syndici  sich  befände. 
Die  wichtige  Sache  kam  vor  den  geheimen  Rat,  und  es  wurde  zwar  die 
Strafe  erlassen,  doch  mit  dem  Befehl,  inskünftig  den  Mantel  in  und 
ausser  Gerichts  zu  tragen.     So  berichtet  eine  geschriebene  Berliner 
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Zeitung  vom  25.  November  1713  (in  den  Schriften  des  Vereins  für  die 
Geschichte  Berlins,  Heft  38  S.  60).  Später  erklärte  ein  Edikt  vom 
17.  April  1715  ausdrücklich  auch  die  advocati  curiae  (Stadtsyndici) 
für  Mantelträger.  Jetzt  wurde  regnerisches  Wetter  vorgeschützt»  das 
dem  seidenen  Mantel  schaden  werde.  Der  König  verordnete  unterm 
28.  August  1713,  dass  bei  Begen  ein  tuchener  Mantel  getragen  werden 
könne,  „weil  dergleichen  ja  auch  die  Prediger  bei  nassem  Wetter  tragen^\ 
Sofort  machte  man  sich  zu  nutze,  dass  diese  Verordnung  nicht  aus- 
drücklich von  einem  schwarzen  Mantel  sprach,  und  der  Kammer- 
gerichtsadvokat 2$egler  hängte  über  seinen  schwarzen  Mantel  einen 
roten.  In  der  Tat  hielt  der  Generalfiskal  Dühram,  der  ihn  so  auf  der 
Strasse  betroffen  hatte,  die  Sache  für  so  zweifelhaft,  dass  er  den  König 
um  eine  Deklaration  bat.  Der  König  erwiderte,  dass  nur  schwarze 
Mäntel  erlaubt  seien,  dass  diesmal  noch  Gnade  für  Recht  ergehen,  dem 
Advokaten  aber  sein  Fehler  nachdrücklich  verwiesen  und  den  übrigen 
Advokaten  die  Vorschrift  eingeschärft,  auch  das  officium  fisci  ange- 
wiesen werden  solle,  darauf  zu  vigiUeren.  Aber  nun  vermehrten  sich 
die  Fiskale,  die  vom  Mantel  befreit  waren,  so  stark,  dass  der  General- 
fiskal  Dühram  darüber  berichtete  und  der  König  verfügte: 

sollen  alle  Mantel  tragen. 
Man  sieht,  dass  das  Fiskalat  durch  Geld  und  Konnexionen  zu  erlangen, 
überhaupt  wohl  oft  nicht  viel  mehr  als  ein  Titel  war. 

Von  nun  an  schützte  kein  Titel  vor  der  gefürchteten  Tracht;  selbst 
Hof-  und  Greheimräte  mussten  sie  tragen.  So  suchte  man  sie  wenigstens 
möglichst  unkenntlich  zu  machen.  Die  Mäntel  waren  von  so  dünnem 
geschmeidigem  Seidenzeug,  dass  sie  sich  wie  ein  Band  um  den  Leib 
Igeten  und,  wenn  man  unbeobachtet  war,  bequem  in  die  Tasche 
stecken  liessen.  Immer  wieder  musste  das  Gebot  eingeschärft  werden; 
noch  im  Anhang  zum  Codex  Fridericianus  sind  (zu  1, 14)  mehrere  Verord- 
nungen abgedruckt,  die  die  strengsten  Strafen,  Einziehung  zur  Miliz 
und  Absetzung,  androhen. 

Die  lustige  Sache  forderte  natürlich  den  Spott  der  Berliner  her- 
aus. Ein  Drechsler  schnitzte  Advokatenmännchen,  wie  sie  den  Mantel 
in  die  Tasche  stecken  oder  unterm  Arm  tragen.  Der  Generalfiskal 
beschlagnahmte  die  Figuren  und  untersagte  dem  Drechsler  die  An- 
fertigung weiterer  bei  100  Taler  Strafe.  Advokat  Ziegler  kaufte  sie 
für  3^2  Taler  auf.  Als  aber  der  König  das  hörte,  lachte  er,  forderte 
ihm  die  Männchen  gegen  Zahlung  von  3^2  Taler  ab  und  gab  sie  dem 
Drechsler  zurück,  dazu  noch  einen  halben  Taler,  weil  sie  soviel  wert 
seien.     Natürlich  fanden  sie  jetzt  reissenden  Absatz. 
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,,Da8  hiesige  Frauen-Zimmer  scheinet  zum  theil  einen  Ekel  vor  diese 
Mantel  zu  haben*\  berichtet  eine  geschriebene  Berliner  Zeitung  vom 
2.  Juni  1714  (Schriften  des  Vereins  für  die  Geschichte  Berlins,  Heft  38 
S.  134),  und  einige  Advokaten  mussten  wirklich  ihrem  Berufe  entsagen, 
um  ihre  Bräute  heimführen  zu  können.  Einer  hatte  durch  Fürsprache 
den  Titel  eines  Fiskals  und  damit  zugleich  die  Befreiung  vom  Mantel 
und  seine  Braut  erlangt.  Was  diese  aber  gesagt  hat,  als  dann  auch 
den  Fiskalen  der  Mantel  anbefohlen  wurde,  das  berichtet  die  Greschichte 
nicht.  Sechs  Advokaten  Hessen  in  Lippstadt  des  Mantels  wegen  ihre 
Patente  uneingelöst  liegen;  es  scheint  aber  der  Gerichtsherr  Graf  von 
dw  lippe  sie  ohne  Mantelpflicht  aufs  neue  angestellt  zu  haben 
(das.  225). 

Der  Mantel  schadigte  den  Stand  mehr  als  alle  Strafandrohungen 
getan  hatten.  Der  König  hielt  aber  eigensinnig  daran  fest.  Als  Cocceji 
1737  berichtete,  dass  des  Mantels  wegen  sich  anstandige  Advokaten 
kaum  noch  fänden,  genehmigte  der  König  zwar,  dass  tüchtige  und  recht- 
schaffene Advokaten  vom  Mantel  befreit  werden  sollten,  jedoch  nur 
gegen  Zahlung  von  2000  Talern  zur  Bekrutenkasse  und  nur  mit  be- 
sonderer königlicher  Erlaubnis.  Dieser  Meister  der  Fiskahtät  wollte 
selbst  hier  etwas  für  seine  Kasse  herausschlagen;  doch  ist  nicht  bekannt, 
ob  von  dem  schönen  Angebote  Gebrauch  gemacht  worden  ist.  Auch 
Versuche,  die  Cocceji  nach  Friedrich  Wilhelms  Tode  unternahm,  blieben 
fruchtlos;  nur  dass  bei  der  grossen  Aufräumung  alter  Prozesse  in 
Pommern  und  Berlin  einzelnen  Advokaten  die  Befreiung  vom  Mantel 
als  Auszeichnung  verliehen  wurde.  1748  stellte  er  dem  Könige  vor, 
dass  „Leute  von  gutem  Herkommen  dies  durch  Tragen  des  Mantels 
gar  zu  verächtUch  gemachte  Metier  nicht  ergreifen*\  Aber  Friedrich 
der  Grosse  konnte  nichts  Anstössiges  in  der  Tracht  finden,  die  doch 
den  Advokaten  vor  andern  Leuten  ebenso  distinguiere  wie  die  Montur 
den  Soldaten.  Cocceji  machte  noch  einen  zweiten  Versuch  mit  Hilfe 
des  einflussreichen  Kabinetsrats  Eichel  den  König  umzustimmen, 
aber  wieder  vergebhcE.  Dagegen  konnte  1778  in  Hymmens  Beyträgen 
zur  juristischen  Literatur  S.  171  ein  höherer  Richter  erzählen,  dass 
„die  vornehmere  Gebiurt  sich  gar  nicht  schäme,  Sachwalter  zu  sein'\ 
die  schwarze  Tracht  nicht  anstössig  sei.  „Die  Glosse  mag  es  für  ein 
Leichenbegängnis  der  Justiz  halten  —  genug,  es  ist  eine  priesterliche 
Ehrenkleidung,  eine  deutsche  Toga.'^  Bei  der  grossen  Justizreform 
von  1780  ist  von  dem  Mantel  keine  Bede  mehr. 
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V.  Die  Ideen  des  Herrn  Oammann. 

Die  Ordnung  vom  21.  Juni  1713  wurde  zwar  in  der  nachstoi  Zeit 
als  grundlegende  Prozessordnung  festgehalten.  Deci  reformfreudigen 
Könige  mochte  aber  nicht  entgehen»  dass  sie  bedeutende  Änderungen 
des  Rezesses  eigentlich  nicht  brachte.  Er  war  daher  sehr  zuganglich, 
als  ihm  ein  Fiskal  und  Advokat  bei  der  neumärkischen  Regierung» 
Greorg  Friedrich  Cammann,  andere  Vorschlage  unterbreitete.  Immer 
voll  Misstrauen  gegen  seine  berufenen  Ratgeber»  mochte  er  glauben, 
hier  einmal  die  ungeschminkte  Wahrheit  zu  hören.  Denn  da  wurde 
eine  grobkörnige  Sprache  g^en  das  weitläufige  Schreibwerk  geführt 
mit  seinen  „praemissiones  Curialium»  als  welche  darin  mit  grosser  Sorg* 
falt  observiret  werden"»  mit  seinen  »»unnöthigen  Frotestationes  und 
Reservationes»  wie  nicht  weniger  die  viele  Allegata  der  Rechtsgelehrten, 
überflüssige  Repetitiones"»  wo  der  »»Interessent  bey  jedweder  Schrifft 
wenigstens  dreymahl  den  Beutel  zu  ziehen  hat'".  Die  Hauptsache  aber 
war:  hier  schien  wirklich  einmal  durchg^riffen,  das  Übel  an  seiner 
Wurzel  gefasst  zu  werden.  Denn  kurz  und  gut:  Cammanns  Vorschlage 
gingen  auf  nichts  geringeres  als  die  Abschaffung  des  schriftlichen  Prozesses. 
Alle  Sachen  werden  in  mündlichen  Verhören  möglichst  formlos  und 
billig  erörtert  und  geschlichtet;  die  Advokaten  sollen  dabei 

nur  das  factum  indagiren  ....  die  Applicationem  iuris  aber  über- 
lassen sie  dem  Richter. 
Die  Verhöre  erfolgen  nicht  in  der  Audienz  voi.  versammeltem  Gerichte, 
sondern  in  einer  Nebenstube  vor  einem  oder  zwei  Rat^i»  die  darüber 
ein  Protokoll  aufnehmen  und  zum  Spruche  vorlegen.  Diese  Vorschlage 
wurden  Gesetz  für  die  Neumark  im  Edikte  vom  19.  März  1717»  auf  die 
Kurmark  ausgedehnt  unterm  3.  September  1718. 

In  das  vernichtende  Urtdl»  das  Holtze  über  diese  Verordnung 
Abgegeben  hat  (das  Verfahren  schdne  für  tüi^asche  oder  asiatiBche 
Verhaltnisse  berechnet  und  geeignet»  das  Rechtsgefühl  im  Volke  gründ- 
lich absterben  zu  lassen)  kann  ich  nicht  einstimnlto.  Die  Mündlichkeit 
an  sich  konnte  diese  böse  Folgen  nicht  haboi;  sie  war  auch  keinesw^ 
etwas  ganz  neues»  bei  den  Untergmchtoa  immer  in  Geltung  geblieben. 
Den  Kern  des  neuen  Verfahrens  bildete  die  Instniktion  des  Prozesses 
duroh  einen  Deputierten  und  die  Formloej^cdt  —  offenbar  ein  An* 
klingen  der  Grundsätze  der  spitzten  CarmeiBchen  Gesetzgebung»  als 
deinen  Vorläufer  die  Verordnung  in  der  Tat  betrachtet  werden  darf. 
Es  zeugt  für  doi  richtigen  Blick  des  Königs»  dass  er  an  ihr  mefareie 
Jahre  lang  sich  nicht  irre  mackoi  liess. 
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Denn  allerdings  wurde  ihr  ein  ganz  gewaltiger  Widerstand  ent- 
gegengesetzt. Das  Kammergericht  protestierte  lebhaft,  und  sein  Präsi- 
dent V.  Sturm,  der  doch  selbst  die  Verordnung  vom  S.September  1718 
entworfen  hatte,  unterstützte  es  entschieden.  Was?  Dieser  unbekannte 
Advokat  Cammann  unterstand  sich,  den  höchsten  Gerichtsbehörden 
des  Landes  seine  unreifen  Ideen  aufzudrängen,  über  die  sie  nicht  einmal 
gehört  waren?  Sie  beim  Könige  gar  in  Misskredit  zu  bringen?  Das 
konnte  nicht  geduldet  werden.  Man  ignorierte  also  möglichst  die  neue 
Verordnung  und  fand  dabei  —  und  das  war  das  Wichtigste  —  die  be- 
reitwilligste Mitwirkung  der  Advokaten. 

Denn  auch  bei  diesen  stiess  das  neue  Verfahren  auf  die  entschiedenste 
Abneigung.  Man  muss  sich  nämlich  vergegenwärtigen,  dass  die  hier 
eingeführte  MündUchkeit  nicht  Mündlichkeit  im  heutigen  Sinne  war, 
sondern  in  dem  uns  aus  Sachsen  zur  Genüge  bekannten  „Versetzen 
vom  Mund  in  die  Feder'^  bestand,  einem  Verfahren  zu  Protokoll,  das 
die  Termine  unendlich  verlängerte.  Allzu  nahe  lag  es,  das  langweilige 
Diktieren  durch  Übergabe  fertiger  Schriftsätze  zu  ersetzen.  Wir  wissen, 
mit  welchem  Eigensinn  man  in  Kursachsen  am  Diktieren  festhielt. 
Die  Sache  schien  sich  in  Preussen  ähnUch  entwickeln  zu  wollen.  Denn 
Gammann  Hess  nicht  locker  und  hatte  den  König  auf  seiner  Seite.  Unterm 
17.  Mai  1719  erschien  ein  Rescriptum  declaratorium,  welches  beklagte, 
dass  die  neue  Konstitution  wegen  des  mündUchen  Verfahrens  „fast 
in  keinem  Stücke*'  beobachtet  werde,  die  Advokaten  im  Termine  ihre 
Vorträge,  anstatt  sie  zu  Protokoll  zu  geben,  schriftUch  überreichen 
oder  aber  sie  so  weitläufig  machen,  dass  der  protokollierende  Bat  halbe 
oder  ganze  Tage  damit  zubringe  und  jeder  Vortrag  2,  3  bis  4  Taler  koste. 
Es  sollten  daher  alle,  welche  die  neue  Konstitution  noch  nicht  beschworen, 
dazu  angehalten  werden,  die  Fiskale  auf  ihre  Beobachtung  halten;  den 
Advokaten  wurden  Strafen  von  25  Talern,  im  Bückfalle  60  Talern,  im 
dritten  Falle  Entlassung  angedroht ;  ihre  Gebühr  für  den  Vortrag  wurde, 
er  sei  noch  so  gross,  auf  2  bis  3  Taler  festgesetzt  und  nur,  wenn  der  Vor- 
trag mehr  als  einen  Tag  dauert,  4  Taler  zu  nehmen  erlaubt,  weil  die 
„Extensiones  der  Advocatorum  zum  öfftem  ex  MaUtia  oder  propter 
interesse  geschehen'';  bei  Übersendung  der  Akten  (an  eine  Fakultät  etc.) 
solle  daran  erinnert  werden,  dass  im  Urteil  gleich  die  Strafen  wegen 
Zuwiderhandlungen  g^en  die  Konstitution,  besonders  zu  weitläufiger 
Vorträge,  festzusetzen  sind. 

Aber  die  Gerichte  leisteten  weiter  Widerstand.  Wie  sehr  selbst 
Eor  Zeit  des  strengen  Soldatenkönigs  Gesetze  geben  und  ausführen 
zweierlei  war,  ergiebt  das  Beskript  vom  20.  September  1719  an  das 
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Altmärkisohe  Obergerioht,  dem,  weil  es  trotz  ernstliohen  Befehls  die 
Verordnung  „nur  obenhin  tractiret,  auch  kaum  das  Allergeringste, 
was  Wir  so  sorgfältig  darin  sanciret,  beobachtet''  hatte,  eine  Strafe 
von  lOOOTalern  für  den  Vorsitzenden  und  von  500Talern  f iir 
jedes  Mitglied  des  Kollegiums  angedroht  werden  musste. 

Etwas  musste  doch  eingelenkt  werden.  Unterm  29.  April  1721 
verordnete  der  König,  es  sei  ihm  vorgetragen  worden,  wasmassen  die 
zur  Verkürzung  der  Prozesse  1718  erlassene  Verordnung  so  wenig  ihren 
Zweck  erfüllt  habe,  dass  vielmehr  die  Prozesse  in  einigen  Punkten  ver- 
längert und  verteuert,  auch  verwirrt  worden;  daher  solle  das  schrift- 
liche Verfahren  insoweit  wieder  zugelassen  werden,  dass  den  Gerichten 
frei  stehe,  die  Sachen  zum  Schriftwechsel  zu  verweisen;  er  habe  ab^ 
das  Vertrauen,  es  werde  keine  Sache  zum  Schriftwechsel  verwiesen 
werden,  die  mündhch  abgetan  werden  könne. 

So  standen  die  Dinge,  als  ein  neues  Gestirn  den  Glanz  des  Herrn 
Cammann  erbleichen  machte. 

VI.  Das  neue  Oestim. 

Der  neue  Mann,  der  jetzt  emporkam,  war  eine  in  jedem  Betracht 
ausserordentliche  Erscheinung.  Mit  20  Jahren  Doktor,  mit  25  Jahren 
Rat  der  Halberstädter  Regierung,  hatte  Samuel  v.  Cocceji 
gerade  in  dieser  Halberstädter  Periode  die  Zeit  für  Vollendung  eines 
grossen  wissenschaf tUchen  Werkes  gefunden,  des  ius  civile  controversum, 
das  ihn  sogleich  zum  berühmten  Grelehrten  gemacht,  war  1714  nach 
Berlin  berufen  worden,  wo  er  jetzt,  1722,  zum  Präsidenten  des  Kammer- 
gerichts ernannt  wurde. 

Der  grosse  Gelehrte  zeigte  keine  Spur  eines  Theoretikers.  Er 
begann  das  Werk  der  Justizverbesserung,  diese  ewig  missglückte  Auf- 
gabe jedes  neuen  Präsidenten,  nicht  mit  Prozessverordnungen  und 
Strafandrohungen,  wie  seine  Vorgänger,  sondern  mit  kräftiger  Auf- 
arbeitung der  alten  Prozesse.  Das  Kammergericht,  das  1722  noch  171 
über  jährige  Prozesse  gehabt  hatte,  hatte  1723  nur  noch  68.  Es  schien 
ein  ganz  anderer  Zug  in  die  preussische  Justiz  zu  kommen,  ein  Teil 
der  Energie  des  Meisters  sich  den  Gresellen  mitzuteilen.  Die  in  der 
Ordnimg  vom  21.  Juni  1713  erhobene  Forderung,  alle  Prozesse  binnen 
Jahresfrist  zu  erledigen,  schien  verwirklicht.  Also  lag  die  Langsamkeit 
der  Justiz  doch  nicht  am  Prozessverfahren,  auch  nicht  an  den  Ränken 
der  Advokaten!  Also  genügte  doch  zum  Werke  der  Justizverbesserung 
durchgreifende  Energie  der  Richter!  Also  bedurfte  es  keiner  neuen 
Prozessverordnungen ! 
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In  der  Tat  war  das  Coocejis  Meinung.  Zwar  erschien  unterm 
24.  März  1723  ein  Edikt,  daa  sich  mit  den  Advokaten  ausschliesslich 
beschäftigte»  alle  früher  ergangenen  Edikte  erneuerte,  den  Advokaten 
and  Prokoratoren  alles  „glossiren  und  critisiren  über  Unsere  Ordnungen 
und  Ediota'^  —  vermutlich  die  MündUchkeitsverordnungen  —  ver- 
bot und  ihnen  befahl,  den  Prozess  nach  der  Prozessordnung  zu 
führen,  nicht  nach  ihrem  Grefallen  unter  einander  zu  vereinbaren,  sich 
nicht  gegenseitig  Fristen  zu  verlängern,  auch  nicht  statt  mündlichen 
Vortrags  Schriftsätze  zu  überreichen.  Indes  ist  dieses  Edikt  allem 
Anscheiae  nach  nicht  auf  Cocceji  zurückzuführen.  Dagegen  ging 
Cocoeji  allerdings  bald  mit  einer  grösseren  Verordnung  vom  16.  April  1726 
vor.  Aber  diese  enthält  trotz  ihrer  84  Paragraphen  wesentUch  nur 
eine  Geschäfts-,  keine  Prozessordnung.  Grössere  Bedeutung,  und  zwar 
gerade  für  die  Advokatur,  hatte  sie  nur  in  zwei  Neuerungen. 

Die  erste  war  die  Einführung  des  Konstitutionierens, 
wie  es  hier  genannt  wurde;  welches  nichts  anderes  war  als  das  uns  vom 
Reiohakammergerichte  her  wohlbekannte  Bezessieren  der  Prokuratoren. 
Sämmtliohe  Advokaten  haben  sich  morgens  um  11  Uhr  zur  Audienz 
einzufinden,  bei  1  Taler  Strafe  und  Gewärtigung  des  Nachteils,  dass 
Kollegium  auf  einseitigen  Antrag  des  Gegners  entscheide.  In  der 
Audienz  werden  die  Schriftsätze  überreicht  und  die  prozessbetreibenden 
Anträge  auf  Vertagung,  Fristsetzung,  Urteilsverkündung,  Kostenfest- 
setznng,  Vollstreckung  in  Gegenwart  des  Gegners  gesteUt,  der  seine 
etwaigen  Einwendungen  sofort  geltend  machen  kann.  Haben  sämmtliche 
Advokaten  vorgetragen,  so  werden  die  Entscheidungen  sofort  oder  in 
der  nächsten  Sitzung  verkündet.  Es  konnte  so  viel  Schreibwerk  erspart 
werden.  Schon  1641  hatte  der  Vizekanzler  Kohl  dieselbe  Einrichtung 
treffen  wollen;  in  seinem  Entwürfe  einer  Kammergerichtsordnung 
handelte  der  Titel  „Von  den  Gerichtswochen'^  davon;  es  war  aber  beim 
Entwürfe  geblieben. 

Die  zweite  Neuerung  bestand  in  der  Auflösung  der  Pro- 
kura tu  r.  Wir  wissen  bereits  aus  der  Beduktionstabelle  von  1713 
dass  die  Prokuratur  schon  damals  nur  noch  geringe  Bedeutung  hatte. 
Sie  bestand  noch  beim  Kammergerichte.  Im  ganzen  Osten  und  im 
Zentrum  der  Monarchie,  in  Preussen,  den  Marken,  Hinterpommern, 
im  Herzogtume  Magdeburg,  Fürstentume  Halberstadt,  der  Grafschaft 
Uohenstein,  war  sie  gar  nicht  oder  nur  ganz  vereinzelt  vorhanden. 
Im  Westen  bestand  sie  zwar  noch,  aber  in  einzelnen  Städten,  wie  Qeve, 
Dinslaken,  Zevenaar,  Horde  ohne  eine  neben  ihr  stehende  Advokatur, 
do  dass  sie  deren  Geschäfte  mit  besorgt  haben  muss  und  ein  Unterschied 
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nur  nooh  im  Namen  obgewaltet  haben  kann.  Bei  den  Obergeriohten 
in  Cüeve  erscheinen  neben  22  Advokaten  mid  9  Prokaratoren  noch 
12  Sollizitanten,  die  das  Gericht  sämtlich  für  nötig  halt,  in 
Stargard  neben  31  Advokaten  16  Sollizitanten,  die  ebenfalk 
nichts  anderes  als  Prokaratoren  gewesen  sein  können,  da  von  Stargard 
berichtet  wird,  es  sei  im  geheimen  Bat  „die  liste  der  sammtlichen 
Prokuratoren'*  vorgetragen  worden.  Die  2«ahl  der  preussiachen 
Prokaratoren  war  1713  auf  82  vermindert  worden,  worin  allerdingB 
die  24  des  Kammergerichts,  sowie  die  SoUizitanten  nicht  eingerechnet 
waren.  War  so  der  Personalbestand  der  Prokuratur  bereits  sehr  gering 
geworden,  so  war  auch  ihre  innere  Auflösung  seit  lange  vorbereitet. 
Eine  Prokuratur  im  gemeinenrechtUchen  Sinne,  der  allein  das  Auftreten 
vor  Gericht  zugestanden  hatte,  gab  es  in  Preussen  langst  nicht  mehr. 
Seitdem  dann  die  Kammergerichtsordnung  von  1709  der  Partei  erlaubt 
hatte,  dem  Advokaten  Vollmacht  zu  erteilen,  ohne  einen  besonderen 
Prokurator  neben  ihm  annehmen  zu  müssen,  waren  juristische  Unter- 
scheidungsmerkmale der  beiden  Ämter  kaum  mehr  zu  entdecken.  Wie 
sehr  die  Grenze  in  Verwirrung  geraten  war,  davon  giebt  nachfolgendes 
Edikt  vom  17.  April  1715  Kunde: 

Nachdem  sich  auch  zeither  geäussert,  dass  zuweilen  Procuratores 
sich  solcher  Verrichtungen  in  denen   Gerichten  angemasaet,   die 
eigentlich  denen  Advocatis  zustehen;  So  ist  Unser. .  . .  Wille  und 
Befehl,  dass  alle  GoU^ia  und  Gerichte,  wobey  Advocati  und  Pro- 
curatores befindlich  und  unterschieden  sejrn,   ihr  pfUchtmäsaiges 
Gutachten    entwerffen     ....wie    sie    vermeynen.    dass 
das  Officium  und  die  Verrichtungen  der  Advo- 
caten  und  Procuratoren  zu  unterscheiden  sey, 
inzwischen  müssen  die  Procuratores  keine  Satz -Schriften,  Appella- 
tiones  und  Supplicata,  worin  es  auf  den  Punctum  iuris  ankömmt, 
unterschreiben,  sondern  solches  so  wohl  als  die  actus  inrotulationi& 
actorum  denen  Advokatis  überlassen. 
Wenn  hiemach   den   Advokat^i  der  Rechtspunkt  vorbehalten   sein 
sollte,  so  sahen  wir  bei  der  Cammannschen  Beform,  dass  man  ihnen 
gerade  den  Bechtspunkt  entwinden  und  sie  auf  den  Tatbestand  be- 
schranken woUte,  womit  auch  dieser  Unterschied  wieder  verschwunden 
wäre.    Als  aber  jetzt  durch  Einfuhrung  des  mundUchen  Bezessierens 
der  Advokaten  das  ganze  Schreibwe^  der  prozessbetreibenden  An- 
trage, das  bis  dahin  den  Prokuratoren  Arbeit  g^eben  hatte,  wegfieL 
da  war  es  Zeit,  den  letzten  Hieb  zu  fähren.  Dieser  fiel  im  §  26  der  Cocceji- 
schen  Verordnung  von  1725: 
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und  weil   bey  der    jetzigen   Einrichtung    die   Advocati   zugleich 
den  Prozess  dirigiren  müssen,    so  soll    kein   Mandatum 
mehr  auf  die  Procuratores    gerichtet    und  daher  von 
diesen  künfiftig  kein  eintziges  Memorial  in  Kammergerichts- 
sachen so  wenig  an  Unser  Hofflager  als  an  Unser  Kammergericht 
oder  Commissarien,  und  zwar  bey  Strafe  der  Cassation,  unterschrieben 
werden,  sondern  es  sollen  und  müssen  die  Advocati  selber  die  Mandata 
übernehmen  und  alle  Memorialien  unterschreiben,  auch  vor  deren 
Inhalt  stehen;  Es  stehet  aber  diesen  Advocaten  frey  nach  ihrem 
Gefallen  sich  der  reoipirten  Procuratoren  in  Besorgung  der  Corresp- 
dentz  und  sonsten  zu  gebrauchen. 
Die  zur  2ieit  vorhandenen  Prokuratoren  mussten  sämtlich  ihre  Voll- 
machten niederlegen  und  ihre  Parteien  zur  Bestellung  und  Bevoll- 
mächtigung von  Advokaten  veranlassen.     Unterm  10.  September  1725 
wurde  nachgefragt,  ob  sie  dies  getan  haben. 

Hiermit  war  der  Prokuratur  das  genommen,  was  ihr  Namen  und 
Inhalt  gegeben  hatte:  die  Vollmacht,  die  Parteivertretung.  Wir  haben 
schon  vereinzelt  das  widerspruchsvolle  Gebilde  einer  vollmachtlosen 
Prokuratur  angetroffen  (s.  Kapitel  32).  Allein  so  weit  war  man  doch 
nirgends  gegangen,  so  sehr  hatte  man  nirgends  die  Bedeutung  des  Wortes 
Prokurator  vergessen,  dass  man  ihm  Vollmacht  auf  sich  zu  nehmen 
verboten  hätte.  Und  da  man  dem  Prokurator  gleichzeitig  das 
Legalisieren  der  Eingaben  untersagte,  das  ihm  bis  dahin  neben  dem 
Advokaten  zugestanden  hatte,  so  war  fortan  der  Advokat  der  allein 
bevoUmächtigte ,  allein  vor  Gericht  auftretende,  allein  ihm  verant- 
wortliche, daher  jetzt  auch  für  die  Gerichtskosten  haftende  Partei- 
vertreter, der  den  Prokurator  privatim  als  Hilfsperson  beschäftigen 
mochte.     Die  Prokuratur  war  tatsächlich  aufgehoben. 

Die  einzige  Unfolgerichtigkeit  hierbei  war  die,  dass  man  die  Pro- 
kuratur formell  noch  immer  fortbestehen  liess,  und  zwar  nicht  bloss 
als  private  Gehilfenschaft  der  Advokatur,  sondern  als  gerichts  verfassungs- 
mässige Einrichtung.  Noch  bestanden  die  Vorschriften  der  Kammer- 
gerichtfiordnung  von  1709  über  die  Prüfung,  Bestellung  und  Vereidung 
der  Prokuratoren,  über  Festsetzung  einer  Höchstzahl,  Einfinden  in 
den  Terminen;  bald  sollten  auch  sie  dahinsinken. 

Vn.  Galgen  und  Hnnd. 

Eine  der  Erscheinungen,  über  welche  zu  jener  Zeit  am  lautesten 
geklagt  wurde,  war  das  Supplikenwesen.  Unter  Supplik  im 
engem  Sinne  verstand  man  das  Gresuch  um  einen  königlichen  Macht- 
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Spruch  in  einer  rechtshängigen  oder  rechtskräftig  entschiedenen  Sache. 
Da  solche  Machtsprüche  formell  zulässig  waren,  so  konnte  auch  gegen 
Suppliken  an  und  für  sich  nichts  eingewendet  werden.  Sie  erschienen 
indess  so  massenhaft,  dass  sie  eine  beständige  Verlegenheit  für  den 
Hof  bildeten.  Eine  Prüfung  der  Sachlage  war  ganz  unmöglich.  Man 
begnügte  sich  daher  entweder  die  Supplik  dem  betreffenden  Gcerichte 
zur  tunlichsten  Berücksichtigung  zu  übersenden,  oder  aber  eine  formelle, 
der  Sache  unvorgreifUche  Entscheidung,  wie  über  die  Zuständigkeit 
des  Gerichts,  zu  erlassen.  Immerhin  war  es  möglich,  durch  unrichtige 
Sachdarstellung  Entscheidungen  zu  erschleichen,  die  störend  in  die 
Rechtspflege  eingriffen.  Das  unendliche  Gewäsch  der  Winkelkonsulenten 
durchlesen  zu  müssen,  war  auch  keine  Kleinigkeit.  Die  Konstitutionell- 
Sammlungen  wimmeln  daher  von  Edikten  gegen  das  Suppliken* 
wesen.  Dreierlei  waren  die  Mittel  zur  Abhülfe:  Anwaltzwang, 
Strafvorschriften,  endlich  aber  die  merkwürdige  Bestimmung,  dass  die 
mittels  Suppliken  erwirkten  Entscheidungen  durch  die  Einrede  der 
Erschleichung  (exceptio  sub-  et  obreptionis)  beseitigt  werden 
können.  Der  Anwaltzwang,  darin  bestehend,  dass  die  Supplik  von 
einem  zugelassenen  Advokaten  oder  Prokurator  unterschrieben  sein  muss, 
wurde  unendlich  oft  eingeschärft,  Fehlen  der  Unterschrift  mit  10  Talern 
Strafe  bedroht;  die  Straf  Vorschriften  wurden  mit  der  Zeit  immer  schärfer, 
so  dass  z.  B.  die  Verordnung  vom  4.  August  1718  die  mutwilligen  Sup- 
plikanten und  SuppUkenmacher  zur  Haft  zu  bringen  und  ohne  Prozess 
mit  Gefängnis,  spanischem  Mantel  oder  anderer  Strafe 
zu  belegen  befahl;  die  erwirkten  Hofreskripte  sollten  —  dieses  Armuts- 
zeugnis stellte  sich  die  ILrone  wirkich  aus  —  von  den  Gerichten  gar 
nicht  beachtet  werden.  Alle  drei  Mittel  versuchte  noch  einmal  die 
grosse  Prozessverordnung  vom  21.  Juni  1713.  Vom  Anwaltzwange  sind 
nur  die  Geheimen  und  Justizräte,  Doctores,  so  zugleich  Professores 
juris,  auch  die  Advokaten  imd  Prokuratoren  selbst  befreit,  die  aber 
dann  selbst  unterschreiben  müssen;  im  übrigen  wird  Fehlen  der  Unter- 
schrift des  Anwalts  mit  10  Talern  bestraft.  Suppliken,  die  Gerichts- 
sachen angehen,  werden  zurückgegeben  und  wenn  Supplikant  nochmals 
andringt,  er  und  der  Verfasser  des  Gesuchs  mit  Gefängnis  bestraft; 
wird  über  Parteilichkeit  oder  Justizverzögerung  geklagt  und  dies  für 
falsch  befunden,  so  erleidet  der  Supplikant  und  Verfasser  des  Gesuchs 
die  Strafe,  die  sonst  den  Richter  getroffen  hätte,  und  kann  sich  der 
Verfasser  nicht  damit  decken,  dass  ihn  seine  Partei  so  berichtet  habe, 
da  er  vorher  den  Grund  zu  erforschen  hat;  wer  ungesetzliche  Dispense 
in  Ehesachen  nachsucht,  verfällt  in  20  bis  100  Taler  Strafe.    Endlich 
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Glaubhaftmachung  eines  Verdachts  parteiischer  Rechtsprechung 
▼erlangt  und  die  Nichtigkeit  erschlichener  Dekrete  offen  ausgesprochen. 
Diese  scharfen  Strafbestimmungen,  die  sich  übrigens  in  dem  Queru- 
lantenparagraphen der  Allgemeinen  Gerichtsordnung  (Anhang  §  442 
m.  1)  bis  heute  erhalten  haben,  erscheinen  heut  schwer  erklärlich. 
Es  hatte  doch  genüngt  —  was  ja  auch  die  Verordnimg  anordnete  — 
Suppliken  in  rechtshängigen  Sachen  einfach  zurückzugeben.  Aber 
da  wollte  die  ILrone  wiederum  ihres  Rechts,  in  die  Justiz  durch  Macht- 
spräche einzugreifen,  sich  nicht  begeben.  Das  Publikum,  dies  wissend, 
benutzte  private  Beziehungen  zu  Günstlingen,  um  alle  SuppUkenedikte 
zu  umgehen. 

Zu  diesen  Günstlingen  gehörten  die  langen  Potsdamer  Grenadiere. 
Es  bildete  sich  der  Gebrauch  aus,  Eingaben  („Memorialien")  dem 
Könige  durch  sie  überreichen  zu  lassen,  die  sich  dadurch  ansehnliche 
Nebeneinnahmen  verschafften.  Der  König,  geärgert  durch  diese  Aus- 
nutzung seiner  Schwäche  und  doch  ausser  Stande,  seinen  Grenadieren 
etwas  abzuschlagen,  suchte  seinen  Zorn  irgendwo  abzuladen,  und  eines 
Tages  erhielt  Cocceji  folgenden  unglaublichen  Befehl: 

Se.  Königl.  Majestät  in  Preussen ,  Unser  AUergnädigster  Herr 
machen  Dero  Märkischen  Geheimen  Etatsminister  v.  Cocceji  hier- 
durch, wegen  des  zeither  eingerissenen  grossen  Missbrauchs,  dass 
Advocaten  imd  Procuratores  sich  unterstanden  haben,  Sr.  Königl. 
Majestät  durch  Soldaten  Memoriale  in  Prozess-  oder  auch  Gnaden- 
sachen für  andere  Leute  immediate  einzureichen,  Dero  ernste  Willens- 
meynung  dahin  bekannt,  dass  von  Morgen  über  acht  Tage,  als  den 
23  sten  dieses  an,  wenn  ein  Advocat  oder  Procurator,  oder  ander  der- 
gleichen Mensch  sich  unterstehen  wird,  Sr.  Königl.  Majestät  inmiediate 
durch  Soldaten  Memoriale  in  Prozess-  oder  Gnadensachen  einreichen 
zu  lassen,  oder  auch  wenn  ein  oder  anderer  von  ihnen  Leute  auf- 
wiegeln wird,  um  in  abgethanen  und  abgedroschenen  Sachen  Sr. 
Königl.  Majestät  immediate  Memorialia  zu  übergeben,  alsdann 
Se.  Königl.  Majestät  einen  solchen  Advocaten  oder  Procurator, 
oder  auch  den  Concipienten  eines  solchen  Memorials  ohne  alle  Gnade 
und  Pardon  aufhängen,  und  neben  ihm  einen  Hund 
hängenlassen  wollen.  Mehrgedachte  Se. Königl. Majestät 
befehlen  demnach  gedachten  dem  p.  p.  von  Ck>cceji,  solches  alsofort 
allen  CoUegiis,  und  sonsten  überall  bekannt  zu  machen,  damit  jeder 
sich  hüten  könne;  anderergestalt  der  Contra venient  dergleichen 
Strafe  unausbleiblich  gewärtigen  soll. 

Potsdam,  den  16  ten  Novbr.  1739.  F.  W. 

W«liiler,  OMddefate  der  BediteiawAltM^uft.  21 
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Der  Erlass  ist  in  Kleine  Annalen  der  Gesetzgebung  und  Beohts- 
gelehrsamkeit  in  den  preussischen  Staaten  VIII.  255  (1701)  ohne 
Quellenangabe  abgedruckt.  In  die  Myliussche  Konstitutionensammlung 
ist  er  nicht  aufgenommen.  Er  ist  aber  echt.  Ein  Zeitgenosse  von 
Benekendorf  berichtet  in  seinen  1787  su  Berlin  namenlos  erschienenen 
„Charakterzägen  aus  dem  Leben  Friedrich  Wilhelms  I.''  daräber 
folgendes: 

Der  König  hatte  Cocceji  befohlen,  ein  scharfes  Edikt  gegen  die 
Advokaten  abzufassen,  die  sich  unterstanden,  ihm  durch  Soldaten 
Suppliken  überreichen  zu  lassen  oder  die  Leute  aufzuwiegeln.  Cocceji 
fragte  an,  welche  Strafe  angedroht  werden  solle.  Diese  Anfrage  traf  den 
König  zu  einer  Zeit,  als  er  gerade  mit  Malen  beschäftigt  war,  eine  Kunst, 
der  er  gern  oblag.  In  einem  Anfall  von  Malerhumor  zeichnete  er  auf 
den  Rand  der  Anfrage  einen  Galgen,  an  welchem  ein  Advokat  und  ein 
Hund  hingen,  und  sandte  sie  so  ohne  weitere  Antwort  zurück. 

Hiemach  wäre  C!occe]i  so  dumm  und  feig  gewesen,  den  scherzhaften 
Einfall  des  Königs  als  Befehl  anzusehen  und  ohne  Gegenvorstellungen 
auszuführen.  Das  ist  nun  von  vornherein  ausgeschlossen.  Eher 
könnte  man  glauben,  dass  Cocceji,  aus  dem  Spasse  Ernst  machend,  dem 
Könige  in  feiner  Weise  eine  Lehre  habe  erteilen  wollen.  Aber  auch  das 
lässt  sich  urkundlich  widerlegen.  Die  Quelle  des  Erlasses  ist  nämlich 
(Uut  brieflicher  Mitteüung  des  Herrn  Professors  Hintze-Berlin)  folgender 
vom  Kabinetssekretär  Eichel  geschriebener,  vom  Könige  unterzeichneter 
Befehl  an  Cocceji  gewesen: 

Wenn   von   heut   über    8  Tage   an   ein  Advocat   oder  Proourator 
sich  unterstehen  wird  dem  König  in  Justiz-  oder  Gnaden^-Sachen 
Memorialia  eingeben  zu  lassen  oder  Leute  aufzuwiegeln,  um  bei 
ihm  alte  abgedroschene  Sachen  anzubringen,  so  wird  der  König 
solchen  Advocaten  oder  Procurator    ohne  Gnade  aufhangen    und 
zu  mehrerem  Abscheu  einen  Hund  neben  ihn  hängen  lassen. 
Hierauf  ist  der  Erlass  von  Cocceji  eigenhändig  entworfen  und  die  Rein- 
schrift vom  Könige  unterzeichnet,  von  Cocceji  gegengezeichnet.  Unterm 
16.  November  hat  Cocceji  verfügt,  eine  Abschrift  der  Ordre  auszuhängen, 
andere  Abschriften  an  die  Landräte  zu  senden  mit  dem  Befehl,  den  Inhalt 
allen  Obrigkeiten,   sowie   öffentlich  durch  Ablesung  von  den  Kirchen- 
türen  bekannt  zu  machen,  alles  schleunigst.    Nach  einem  weiteren  Ver- 
merk des  Botenmeisters  Martini   ist  der  Aushang  den  17.  November, 
die  Schreiben  an  die  Landräte  am  18.  November  expediert. 

Hiemach  handelte  es  sich  weder  um  einen  Scherz  des  Königs  noch 
um  eine  Ironie  Coccejis.    Der  Erlass  war  vielmehr  von  Seiten  des  Königs 
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80  ernst  gemeint,  wie  ein  plötzlicher  Ausbruch  schlechter  Laune  es 
eben  sein  kann.  Auffallend  ist  nur,  dass  Cocceji  sich  dazu  hergegeben 
hat,  eine  solche  Dummheit  nicht  nur  zu  zeichnen,  sondern  auch  schleunigst 
auszufuhren.  Wenn  er,  wie  wir  zu  seiner  Ehre  annehmen  wollen,  Gegen- 
vorstellungen gemacht  hat,  und  diese  vergeblich  gebUeben  sind,  so 
musste  er  doch  die  Absendung  des  Erlasses  verhindern,  der  nichts  be* 
wirken  konnte  als  eine  unheilbare  Biossstellung  des  Trägers  der  Krone. 
Die  Veröffentlichung  muss  ja  schliesslich  noch  verhindert  worden  sein; 
denn  wenn  die  halbamtUche  Myliussche  Sammlung  ihn  nicht  kennt,  so 
kann  er  auch  an  den  Kirchentüren  nicht  verlesen  worden  sein,  da  er  sonst 
nicht  bis  1791  hatte  verborgen  bleiben  können.  Aber  schon  den  Aus- 
hang im  Kammergerichte  und  die  Absendung  an  die  Landräte  hätte 
ein  ernsthafter  Minister  nicht  dulden  dürfen. 

Pur  die  Geschichte  der  Advokatur  hat  der  Vorgang  nur  die  Be- 
deutung eines  heitern  Zwischenfalls;  einen  Schluss  auf  sittlichen  Tief- 
stand der  Advokatur  oder  auch  nur  auf  unauslöschlichen  Hass  des 
Königs  gegen  sie,  von  dem  man  gefabelt  hat,  lässt  er  nicht  im  entfernte- 
sten zu.  Aber  für  das  Bild  des  Königs  ist  er  bedeutsam.  Ein  König, 
der  bereits  für  Verletzung  der  Advokatenkleiderordnung  Karrenstrafe, 
für  Supplikeneingeben  den  spanischen  Mantel  angedroht  hatte,  und 
der  nun  am  Ende  seines  Lebens  von  seiner  Umgebung  mit  Mühe  vor  dem 
Flache  der  Lächerlichkeit  bewahrt  werden  musste,  über  einen  solchen 
König  kann,  unbeschadet  aller  seiner  Verdienste,  das  Urteil  der  Gre- 
schichte  nur  lauten:  ein  skurriler  Despot. 

VHX  Neue  Anläufe. 

Goccejis  erster  Anlauf  hatte  den  alten  Besten  gegolten.  Zur  dauern- 
den Verbesserung  der  Rechtspflege  hatte  er  bisher  noch  wenig  getan: 
die  y^ififiilimng  dcs  Konstitutiomerens  und  die  Aufhebung  der  Pro- 
kuratur  genügten  lange  nicht.  Sein  Gedanke  war :  Besserung  der  Rechts- 
pflege durch  Besserung  des  BeamtenmateriaJs,  demzufolge  Abschaffung 
des  Ämterverkaufs  und  der  Sportein,  feste  und  ausreichende  Besoldung, 
sowie  grundliche  Vorbildung  und  Beaufsichtigung  der  Beamten.  Aber 
in  Geldfragen  und  besonders  in  allem,  was  seine  Rekrutenkasse  anging, 
war  der  König  unzugänglich;  Cocceji,  obwohl  seit  1737  oberster  Justiz- 
minister,  konnte  die  (htinung  des  verrotteten  Besoldungswesens  bei 
ihm  nicht  durchsetzen.  Es  waren  nur  durch  Edikt  vom  16.  September 
1723  die  Vorbildungsvorschriften  für  Advokaten  neu  eingeschärft,  1737 
einige  unbrauchbare  Richter  und  Advokaten  entlassen,  und  unterm 

21* 
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9.  Dezember  1737  ein  strenges  Prüfungsreglement  für  Richter,  Advokaten 
und  Sekretare  erlassen  worden.  Zwei  Tage  hintereinander  wird  der 
Bewerber  vom  Gerichte  in  Gegenwart  aller  Rate,  Advokaten  nnd  anderer 
gelehrten  Leute  aus  der  theoria  juris,  den  dritten  Tag  aus  der  Prozess- 
ordnung geprüft;  besteht  er,  so  muss  er  aus  einem  der  schwierigsten 
Prozesse  eine  Proberelation  machen,  der  Advokatursbewerber  eine 
schwere  Sache  plaidieren.  Dann  beschliesst  das  Plenum.  Der  Be- 
werber zahlt  10  Taler,  in  die  sich  die  Examinatoren  teilen.  Hat  er  be- 
standen, so  muss  er  noch  „die  gehörige  Rekruten-Jura'^  zahlen  und  er- 
hält dann  Bestallung.  Ernennungen,  die  diesen  Vorschriften  zuwider 
erfolgt  sind,  sollen  als  erschlichen  ungültig  sein,  und  die  Ernannten 
sollen  das  doppelte  des  erhaltenen  Gehaltes  herauszahlen. 

Wichtiger  war  ein  Edikt  vom  11.  Januar  1738  wegen  der  Advokaten 
und  Prokuratoren.  Die  Ermahnungen  zwar  zu  guter  Vorbereitung, 
Abmahnung  von  unnützen  Prozessen  und  Weitläufigkeiten,  Erstrebung 
eines  „baldigen  gerechten  Decisum,  welches  der  gantze  Zweck  ihres 
Thuns  ist  und  seyn  muss",  waren  oft  gehört  worden;  auch  die  Vor- 
schriften über  Bescheinigung  der  Fristgesuohe  und  Nichtgestattung 
einer  vierten  Fristverlängerung  waren  nicht  aufregend;  neu  war  nur 
die  Vorschrift,  dass  der  Dezernent,  der  den  Vorschriften  entgegen  eine 
Frist  bewilligt,  imd  sogar  der  Aktuar,  der  die  Bewilligung  expediert, 
mit  2  Talern  bestraft  wird.  Sodann  aber  führte  das  Edikt  einen  weiteren 
Schlag  gegen  die  Prokuratur.  Die  gegen  diese  gerichteten  Massregeln 
hatten  zimächst  nur  für  das  Kammei^richt  gegolten.  Jetzt  wurden 
sie  auf  die  Monarchie  ausgedehnt. 

Und  weil  die  Erfahrung  zeiget,  dass,  ob  schon  die  wenigsten  Pro- 
ouratores  formalia  Processus  verstehen,  dieselbe  dennoch  sich  sogar 
unterstehen,  Hbellos  actionum  zu  formiren,  und  Materialia,  so  den 
Grund  der  Sachen,  und  den  Punctum  juris  betreffen,  zu  tractiren, 
insonderheit  aber  bey  denen  Verhören  denen  nicht  praeparirten 
Advocatis  das  Nöthige  zu  ihrem  Vortrage  zu  suppeditiren  oder 
zu  suggeriren  ....  So  soU  denen  Procuratoren  bey  Straffe  der 
Cassation  hiermit  verbothen  seyn,  weiter  einige  libellos  actionum, 
oder  Memorialien,  wo  es  auf  den  Punctum  juris  ankommt,  zu  ver- 
fertigen, ingleichen  Memorialien,  welche  die  Direction  des  Proceesua 
betreffen,  in  ihren  Nahmen  bey  denen  Justiz-GoUegüs  zu  übergeben; 
sondern  Sie  müssen  solches  denen  Advocatis  überlassen,  welche 
allein  den  Process  so  wohl  quoad  formalia,  als  Materialia  dirigiren, 
auch  allein  in  ihrem  Nahmen  die  Advocat-  und  Procuratur-GebühreiL 
liquidiren  sollen. 
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Die  Parteicm  wuiden  angewiesen,  die  Information  nicht  mehr  an  die 
Prokuratoren,  sondern  an  die  Advokaten  selbst  einzusenden;  die  Pro- 
kuratoren  aber  sollten,  wenn  dennoch  ihnen  Informationen  zugehen, 
diese  sofort  einem  Advokaten  zustellen  „und  sich  weiter  nicht  damit 
meliren".  In  den  Audienzen  durften  sie  bei  Strafe  nicht  mehr  erscheinen. 
Den  Advokaten  wurde  freigestellt,  „sich  bey  ihrer  Correspondentz  derer 
Procuratoren  zu  bedienen'". 

Hiermit  war  die  Prokuratur  auch  formell  aufgehoben.  Das  Edikt 
erklärte  zwar,  dass  wegen  des  Examens  der  Advokaten  und  Prokuratoren 
ein  besonderes  Edikt  ergangen  sei.  Allein  damit  konnte  nur  das  Prüfungs- 
reglement  vom  0.  Dezember  1737  gemeint  sein,  welches  Prokuratoren 
nicht  mehr  erwähnt.  Seitdem  gab  es  Prokuratoren  als  geprüfte,  be- 
stellte, vereidete  Gerichtspersonen  nicht  mehr. 

Grosse  Dinge  stellte  das  Reskript  vom  26.  Februar  1738  in  Aussicht: 
eine  Generalvisitation  der  Gerichte  des  ganzen  Landes,  ein  Iiandreoht 
auf  der  Grundlage  des  römischen  Rechts;  den  Advokaten  wurde  die 
jährUche  Einreichung  von  Prozesstabellen  aufgegeben  und 

um  einige  mutwillige  Advocaten  so  viel  mehr  in  Ordnung  zu  halten, 
und  dabey  dem  zeithero  mit  unterlauffenden  Missbrauch  unerlaubten 
Praoticirens  zuvor  zu  konunen,  ein  Collegium  Advoca- 
torum  bey  euch  (dem  Kammergericht)  bestellet, 

zu  dessen  Direktoren  die  Obergerichtsadvokaten  Moritz  und  Ziegler 
ernannt  wurden  (Erlass  vom  19.  Mai  1738),  die  C!occeji  für  die  einzigen 
toohtigen  und  ehrlichen  Advokaten  Berlins  erklärte.  Zugleich  wurden 
die  14  Fiskale  (darunter  10  unbesoldete)  zu  einem  collegium  fiscale 
zusammengezogen  (Acta  Borussica  VI.  1  S.  336). 

Das  alles  war  ganz  schön,  aber  es  brachte  dem  Ziele  nicht  wesentlich 
näher.  Da  tat  Gocceji  mit  dem  Edikt  vom  24.  Februar  1730  einen 
kühnen,  bis  heute  folgenreich  gebliebenen  Schritt :  er  schuf  den  B  a  g  a  - 
tellprozess.  Sachen  von  nicht  mehr  als  50  Taler  Wert  sollten 
im  Wege  eines  mündlichen  formlosen  Verhörs  ohne  Advokaten  und 
völlig  kostenlos  abgetan,  Rechtsmittel  nicht  gestattet  oder  doch  ebenso 
einfach  erledigt  werden.  Hier  wurden  die  grossen  grundsätzlichen 
Fragen  der  Mündlichkeit,  des  Daseinsrechts  der  Advokatur,  der  Un- 
entgeltlichkeit der  Rechtspflege  und  —  wohl  zum  ersten  Male  —  der 
Inquisitionsmaxime  eröffnet.  Besonders  gegen  diese  letzte 
äusserte  das  Berliner  Stadtgericht  Bedenken,  bei  dem  aber  seit  1710 
bereits  ein  ähnüohes  advokatenloses  Verfahren  in  Sachen  bis  zu  10  Talern 
Wert  eingeführt  war.    Einschneidender  war  die  Koetenlosigkeit,  welche 
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nicht  nur  die  Patrimonialgerichtsbarkeit  unmöglich  machen,  sondern 
auch  die  Staatskasse  schädigen  musste.  C!occe]is  Gegner  bekamen 
Oberwasser,  und  nur  der  am  31.  Mai  1740  eintretende  Tod  des  Königs 
verhinderte  ihren  völligen  Sieg.  Es  kam  ein  Kompromiss  zu  Stande: 
der  Bagatellprozess  wurde  auf  Sachen  bis  zu  10  Taler  Wert  eingeschränkt, 
in  andern  Sachen  der  bestehende  Anwaltzwang  nur  für  die  Obergerichte 
beibehalten,  die  Gerichts-  und  Anwaltskosten  teils  auf  ^/^,  teils  auf  die 
Hälfte  ermässigt  (Deklaration  vom  12.  November  1740),  jedoch  schon 
nach  einigen  Wochen  durch  Edikt  vom  28.  Dezember  1740  auf  die 
früheren  Sätze  erhöht.  Zugleich  aber  wurde,  offenbar  nur  um  Cocoeji 
zu  ärgern,  die  Prokuratur  wieder  eingeführt.  Die  Prokuratoren  sollten 
wieder  die  Vollmachten  auf  sich  nehmen,  mit  den  Advokaten  in  den 
Gerichten  erscheinen,  ihnen  zur  Hand  gehen,  die  Gerichtskosten  erlegen, 
die  Fatalia  besorgen,  übrigens  aber 

ausser  demjenigen,  was  ihnen  die  Advocaten  auftragen  werden, 
weder  im  Gericht  noch  ausser  Gerichtlichen  Handlungen,  sich 
des  geringsten  nicht  anmassen,  weniger  etwas  concipiren  oder 
revidiren. 

Der  erste  wirklich  energische  Versuch  zur  Verbilligung  der  Rechts- 
pflege war  fehlgeschlagen. 

IX.  SchatzbareB  Material. 

Zum  ersten  Male  hatte  Cocceji  eine  Niederlage  erlitten.  Aber  diese 
reiche  Natur  besass  neben  der  unbeugsamen  Kraft  auch  die  Gabe  der 
Elastizität,  die  nach  jeder  Niederlage  sich  neu  erhebt.  Zwei  Jahrzehnte 
lang  hatte  er  sich  unter  einem  misstrauischen,  gaUigten,  schwer  zu 
behandelnden  Herrscher  mit  Mühe  gehalten;  dem  klaren  Auge  des 
jungen  Friedrich  konnte  die  Grösse  seiner  Gedanken  nicht  verborgen 
bleiben. 

Zunächst  gab  die  Eroberung  Schlesiens  ihm  Gelegenheit,  einen 
Teil  seiner  Pläne  auszuführen.  Die  an  die  Stelle  der  alten  Gerichte 
tretenden  Oberamtsregierungen  in  Breslau  und  Glogau  wurden  1741 
nüt  24  Advokaten  besetzt ;  die  in  österreichischer  Zeit  neben  den  Advo- 
katen wirkenden  „Agenten",  die  etwa  den  Prokuratoren  entsprachen, 
wurden  stillschweigend  beseitigt;  die  Prokuratur  bestand  nur  bei  den 
wenig  wichtigen  Ejdegs-  und  Domänenkammem  weiter,  die  BresUuer 
hatte  1743  10  Advokaten  und  9  Prokuratoren,  die  Glogauer  15  Advo- 
katen und  2  Prokuratoren.   Die  schlesische  Prozessordnung  von  1742« 
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sonst  der  Kammergerichtsordnung  von  1709  nachgebildet,  hat  deren 
Titel  von  den  Prokuratoren  nicht  übernommen. 

Bei  dieser  Gelegenheit  warf  der  König  einen  ganz  neuen  Gedanken 
in  die  Erörterung.  Er  befahl  unterm  6.  Januar  1742  (Acta  Bor.  VI. 
2  S.  316)  den  Ministem  von  Cocceji  und  von  Arnim 

in  gründliche  Ueberlegung  zu  nehmen,  ob  nicht  hiemächst  und  zu 
seiner  Zeit  eine  solche  Einrichtung  mit  denen  Advocatis  bei  diesen 
Oberämbtem  gemachet  werden  könne,  dass  die  Gebühren,  welche 
sie  sonsten  von  denen  Parteien  bekommen,  zur  Sportelkasse  fliessen 
müssen,  daheigegen  einem  jeden  Advocato  aus  solcher  Kasse  ein 
gewisses  und  hinlängliches  jährliches  Gehalt  ausgemachet 
werde. 

Cocceji  nahm  dies  zunächst  für  einen  glänzenden,  aber  unausführbaren 
Bänfall  und  veranlasste  nichts. 

Dagegen  legte  im  August  1743  der  Rastlose  dem  Könige  einen  Plan 
vor,  der  über  die  Advokaten  bemerkte: 

Die  Advocaten  (welche  zur  Beschleunigung  der  Justiz  das  meiste 
beitragen  müssen)  sind  meistentheils  arme,  ungelehrte  und  tiner- 
fahrene  Leute,  welche  keinen  Prozess  recht  einzufädnen  wissen  und 
die  Unterthanen  bis  aufs  Blut  aussaugen;  wovon  die  Ursache  ist, 
weil  die  besten  Advocaten  wegen  des  Mantels  und  des  Halstuchs 
sich  losgesaget  und  auf  andere  Sachen  appliciret  haben,  auch  jetzo 
selten  ein  capabler  Mensch  sich  dieserwegen  zur  Advocatur  angiebt. 

Ooooeji  war  bekannt  als  scharfer  Kritiker;  im  Examen  zitterten  die 
Kandidaten  vor  ihm.  Arn  schärfsten  aber  war  er,  wenn  es  galt,  zu 
Oimsten  seiner  Plane  die  bestehenden  Zustände  recht  schwarz  zu  malen. 
So  wird  man  das  Urtheil  über  die  Advokaten  zu  lesen  haben.  Dass  sie 
arm  waren,  ist  schon  möglich,  doch  verträgt  sich  damit  nicht,  dass  sie 
die  Leute  bis  aufs  Blut  aussaugen.  Aber  ungelehrt  und  unerfahren 
waren  sie  gewiss  nicht,  die  bestehenden  Vorschriften  müssten  denn  gar 
nicht  befolgt  worden  sein,  was  wiederum  Cocceji  nie  zugegeben  hätte. 
Dass  der  Mantel  noch  immer  so  verhasst  war,  ist  interessant  zu  erfahren. 

Zur  Besserung  wusste  Cocceji  nichts  anderes  vorzuschlagen,  als: 
die  (Serichte  mit  wenigen,  aber  tüchtigen  und  zureichend  besoldeten 
Richtern  zu  besetzen,  ein  gewisses  allgemeines  Landrecht  in  deutscher 
Sprache  zu  verfassen,  die  Gerichte  alle  drei  Jahre  zu  visitieren  und  bei 
den  OberkoUegien  nur  ehrliche,  gelehrte  und  erfahrene  Advokaten, 
die  sich  bei  den  Untergerichten  ausgezeichnet,  anzunehmen  tmd  sie 
vom  Mantel  zu  dispensieren,  ausserdem  die  Sportein  der  Beamten  ab- 
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zuschaffen,  vielmehr  eine  allgemeine  Sportelkasae  unter  Erhöhung  der 
Sportein  einzurichten,  aus  der  den  Beamten  feste  Gehälter  zu  zahlen. 
Wieder  war  es  die  Geldfrage,  an  welcher  der  Plan  scheiterte.  Die  Akten« 
stücke  über  diese  Verhandlungen  sind  in  den  Acta  Borussica  VI.  2  S.  614  ff. 
gedruckt. 

Aber  den  König  beschäftigte  die  Sache  weiter,  und  beim  Ausbruch 
des  zweiten  schlesischen  Ejdegs,  am  13.  März  1745,  fand  er  die  Zeit» 
auf  seinen  Gedanken  von  1742  zurückzukommen.  Wieder  sollte  Cooceji 
mit  Arnim  erwägen, 

ob  und  welcher  gestalt  es  dahin  zu  bringen  sei,  dass  eine  ordentliche 
Sportuln-Casse  formiret  und  denen  Advocaten  und  Procuratoren 
ein  gewisses  und  zureichendes  jährliches  Gehalt  daraus  festgeeetzet 
und  gezahlet  werden  könne;  alsdann  aber  kein  Advocat,  unter  was 
Namen  und  Prätext  es  auch  sein  möge,  auch  nicht  eines  groeoheDS 
werth  bei  Strafe  unausbleiblicher  und  prompter  Cassation  von  denen 
Parteien  nehmen  dürfe. 

Acta  Borussica  VI.  2  S.  853. 

Zugleich  nahm  der  König  Goccejis  Pläne  auf  zur  inneren  Besserung  der 
Beamten,  Verminderung  der  Zahl  der  Advokaten  und  Richter,  Ab- 
schaffung der  Beamtensporteln,  Einrichtung  einer  allgemeinen  Sportel- 
kasse,  aus  der  feste  Besoldungen  zu  zahlen  seien.  „Ich  werde  nach 
meiner  hoffentlich  vergnügten  Wiederkehr  aus  dieser  Campagne  auf 
besondere  Fonds  dazu  denken." 

Arnim  war  Goccejis  Gegner  und  schon  deshalb  nicht  allzu  eifrig. 
Die  feste  Besoldung  der  Advokaten,  die,  wie  er  sagte,  zur  Zeit  ein  Ein- 
kommen von  1000  bis  2000  Talern  hätten,  schien  ihm  unausführbar; 
wie  solle  man  die  Prozesse  unter  sie  verteilen,  wie  die  Leute  an  Advo- 
katen weisen,  zu  denen  sie  kein  Zutrauen  haben!  Aber  auch  Goooeji, 
der  sich  mit  Feuereifer  in  die  Sache  stürzte,  liess  doch  diesen  Gedanken 
des  Königs  stillschweigend  fallen:  ein  noch  Groaserer  sollte  ihn  der- 
einst wieder  aufnehmen.  Da  übrigens  Arnim  nach  einem  spitcen  Brief- 
wechsel zu  weiteren  Schritten  nicht  zu  bew^en  war,  so  benutzte  Goooeji 
die  Zeit,  um  Stoff  zu  sammeln.  Er  forderte  Verzeichnisse  über  Zahl 
und  Einkünfte  der  Beamten  an  den  Obergerichten  ein.  Aus  den  ein- 
gegangenen Berichten  in  den  Acta  Borussica  VI.  2  S.  890  ff.  269  geben 
wir  einiges  wieder. 
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Eb  hatten  um  1745: 


Advokaten 
(ohne  Fiskale) 
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katenEahl  von 
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Die  Minden-BaTenibefgieohe 
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10 
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6 
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18 
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Die  Halberstadter  Kriegs-  und  Domanenkammer  hatte  ebenfalls 
besondere  Kammeradvokaten  angenommen.  Dies  wurde  1740  auf 
Vorstellung  der  dortigen  Geriohtsadvokaten  angehoben  und  diesen  ge- 
stattet, bei  der  Kammer  zu  praktizieren,  weil  S.  Majestät  nicht  gemeint 
seien  auf  diese  Art  indirekt  die  Zahl  der  Advokaten  zu  vermehren  und 
die  vorhandenen  aus  dem  Brot  zu  setzen  (S.  165).  Ostfriesland  hatte 
nur  Prokuratoren,  von  denen  Cocceji  behauptete,  dass  sie  weder  Latein 
kennten  noch  Menschenverstand  hätten  (S.  603). 

Man  muss  diese  Zahlen  zu  lesen  verstehen.  Von  der  geringen  Zahl 
der  hier  verzeichneten  Prozesse  konnten  die  Advokaten  allerdinfls  nicht 
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leben,  und  wenn  beim  Lingenschen  Landgericht  13  Prozesse  jährlich 
aufkamen,  so  ist  klar,  dass  es  seine  4  Rate  und  7  Advokaten  nur  dem 
Namen  nach  hatte.  Den  Kern  der  Advokatentatigkeit  wird,  wie  noch 
heute,  die  Masse  der  Untergerichtsprozesse,  vielleicht  auch  die  frei- 
willige Gerichtsbarkeit,  gebildet  haben.  Dazu  hatten  die  Advokaten 
vielfach  Nebenämter  als  Patrimonialrichter,  Schöppenstuhls-Mit^eder 
(so  in  Stettin),  Syndici,  Notare,  Sekretäre;  Hofrat  Bandow  bei  der 
Neumärkischen  Regierung  bezog  als  Hofadvokat  133  Taler  8  gr.,  als 
Armenadvokat  50  Taler  Besoldung,  welche  Amterverbindung  übrigens 
als  unzulässig  bezeichnet  wurde.  Nur  so  erklärt  es  sich,  dass  die  Grerichte 
die  Zahl  der  Advokaten  mehrfach  fiir  nicht  zu  hoch  erklärten. 

Von  der  Unordnung  in  den  Besoldungs-  und  AnstellungsverhäH- 
nissen  geben  folgende  Nachrichten  ein  Bild.  Die  Einktinfte  der  Kammer- 
gerichtsräte, schwer  zu  schätzen,  weil  vielfach  aus  Sportein  und  Neben- 
einnahmen  bestehend,  betrugen  zwischen  400  und  620  Talern.  Eine 
ganze  Anzahl  von  ihnen  arbeitete  aber  seit  langen  Jahren  unentgeltlich, 
bezog  nur  aus  Nebenämtern  oder  auch  gar  keine  Einnahmen,  obwohl  sie 
ihre  Ämter  s.  Z.  für  ansehnliche  Summen  gekauft  hatten.  Rat  Eltester 
war  im  14.  Jahr  auf  Universitäten  gegangen,  im  18.  titulo  oneroeo  Hof- 
fiskal, im  20.  Eammergerichtsrat  geworden;  Rat  Avemann  hatte  seine 
Stelle  gegen  Lieferung  dreier  Rekruten  erworben,  die  ihn  einige  tausend 
Taler  gekostet;  gleichwohl  13  Jahre  aus  eignen  Mitteln  gelebt,  dann  für 
500  Taler  die  Protonotars-  oder  Obersekretäistelle  gekauft,  die  ihm 
I46V9  Taler  Gehalt  eintrug;  hatte  schon  18000  Taler  zugesetzt,  da  er 
mit  1200  bis  1500  Talern  jt^lich  nicht  auskommen  zu  können  erklarte. 
Rat  Cosmar  hatte  erst  12  Jahre  beim  Platenschen  Regiment  gestand wi, 
ehe  er  die  Protonotarsstelle  für  1200  Taler  von  der  Rekrutenkasse  eor^ 
warb;  verwahrte  sich  gegen  den  Vorwurf  des  Sekretärs,  dass  er  viele 
lukrative  Sachen  „durch  Caperey'"  an  sich  ziehe.  Ein  1742  zum  Ober- 
amtsrat in  Breslau  ernannter  Oraf  von  Falkenhayn  hatte  zwar  eine 
Proberelation  geliefert,  jedoch  selbst  erklärt,  dass  er  sich  niemalea  auf 
die  Justiz  appUciret  habe  und  die  Stelle  ihm  als  Gnaden-Charge  wegen 
seiner  vielen  Fatalitäten  accordirt  worden  sei;  Oocoeji  gestattete  ihm 
kein  Votum,  keine  Kommissionen  und  keine  Sportein,  bis  der  König 
sieh  ins  IGttel  l^te  (S.  375). 

Jetzt  begreifen  wir,  warum  Cocceji  in  den  Anstellung»-  und  Be- 
soldungsverhaltnissen die  Wurzeln  des  Übels  fand. 
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X.  Coccejis  Sieg  und  Tod. 

Gleich  nach  Beendigung  des  zweiten  schlesischen  Krieges  mahnte 
Friedrich  um  die  Justizreform.  Cocceji  legte  sofort  seinen  Plan  vor: 
Anstellung  weniger,  aber  guter  und  festbesoldeter  Richter,  gut  unter^ 
richteter,  bei  den  Untergerichten  vorgebildeter  Advokaten,  die  vor 
Beendigung  der  Prozesse  keine  Gebähren  nehmen  dürfen,  Abschaffung 
der  Prokuratur,  Aufhebung  der  Aktenversendung,  Schaffung  eines 
deutschen  „blos  auf  die  natürliche  Vemunfft  und  die  Landes-Verias- 
sungen  gegründeten"  Landreohts.  Der  die  Gebühren  betreffende  Vor- 
schlag bezweckte,  die  Advokaten  an  der  Beschleunigung  der  Prozesse 
zu  interessieren;  Cocceji  hatte  dieses  Mittel  bereits  1718  bei  einer  Be- 
visionsreise  in  Preussen  angewendet. 

Acta  Borussica  III.  67. 
Ober  die  Prokuratoren  sagte  er: 

Die  Procuratores  seyn  eine  wahre  Pest  in  der  Justitz:  diese  seyn 
mehrentheils  Laquayen  gewesen,  und  dirigiren  gleichwohl  den 
gantzen  Prozess. 

Sie  übergeben  die  Sachen  demjenigen  Advokaten,  welcher  seinen 
Verdienst  mit  ihnen  theüet;  sie  formiren  die  Klagen,  der  Advokat 
examiniret  selber  die  Sachen  nicht,  sondern  verlasset  sich  auf  des 
unvemünfftigen   Procuratoris  Instruction. 

Und  was  das  meiste  ist,  so  müssen  die  Partheyen  in  einer  Sache 
doppelte  Kosten  tragen,  und  den  Procuratorem  nebst  dem  Advo- 
katen bezahlen,  dahero  diese  Leute  nichts  mehr  mit  der  Justitz  zu 
thun  haben  müssen,  gestalten  dann  auch  weder  in  Preussen,  noch 
in  Magdeburg  dergleichen  Procuratores  vorhanden  seyn. 
Kamptz,  Jahrbücher  für  die  preussische  Gesetzgebung  TJX.  71. 
Noch  zweifelte  der  König,  ob  es  möglich  sein  werde,  „lauter  ehr- 
liche Leute  zu  finden^^     Da  erbot  sich  Cocceji  zu  einer  Probe.     Im 
Oktober  1746  reiste  er  mit  einigen  Bäten  zur  Bevision  der  pommerschen 
Gerichte  ab,  ein  Beskript  voraussendend,  das  die  neuen  Grundsatze, 
Moweit  schon  möglich,  feststellte.    Der  Erfolg  war  ungeheuer.    Im  Früh- 
jahre 1747  waren  in  Stettin  die  1600  Prozesse  des  Vorjahres  fast  alle  er- 
ledigt, in  Coslin  von  800  nur  etwa  80  übrig.    C!occeji  wurde  zum  Gross- 
kanzler ernannt  und  erhielt  den  Orden  vom  schwarzen  Adler. 

Jetzt  kamen  Tribunal  und  Kammergericht  daran.  Vor  allem  wurde 
die  Prokuratur  aufgehoben  und  nur  auf  Bitten  der  Advokaten  für  die 
Obergangszeit  den  Prokuratoren  gestattet,  in  den  anhangigen  Sachen, 
»,die  ihnen  von  vielen  Jahren  her  bekannt",  den  Briefwechsel  zu  führen. 
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Den  Ständen,  die  wegen  der  finanziellen  Anforderungen  der  Juatizreform 
befragt  werden  mussten,  schilderte  Cocceji  in  einem  Schreiben  vom 
30.  Oktober  1747  die  Prokuratoren  als  ganz  ungebildete  rabulistische 
Menschen,  meist  Lakaien,  die  wiederum  zumeist  nicht  mit  den  Parteien 
selbst,  sondern  mit  schlechten  Winkelkonsulenten  in  Verbindung  stehen, 
so  dass  das  Parteivorbringen,  durch  einen  dreifachen  Kanal  mit  drei- 
fachen Kosten  laufend,  nicht  unverfälscht  an  das  Gericht  gelangen 
kann.  Die  Schilderung  war  offenbar  übertrieben:  ganz  ungebildete 
Leute,  gar  Lakaien,  hätten  nie  die  Prokuratorenprüfung  bestehen 
können;  richtig  war  nur,  dass  die  Prokuratur  eine  überflüssige,  kost- 
spielige Zwischeninstanz  bildete.  Die  Stände  erwiderten  ihm  denn 
auch,  dass  er  doch  wohl  zu  viel  generalisiere,  es  seien  ihnen  eine  grosse 
Zahl  redlicher  Advokaten  bekannt,  und  ehrlichen  rezipierten  Proku- 
ratoren könne  der  Briefwechsel  mit  den  Parteien  überlassen  werden. 
(Holtze  ni.  229.) 

Inzwischen  hatte  C!ocoeji  in  Berlin  mit  dem  gleichen  Erfolge  wie 
in  Pommern  die  alten  Prozesse  abgetan  und  dabei  die  Zeit  gefunden, 
seine  Gedanken  in  einer  vollständigen  Prozessordnung  zu  verkörpern, 
dem  unterm  4.  April  1748  erschienenen  Codex  Fridericianus  Marchious, 
der  formell  zwar  nur  eine  ELammergerichtsordnung  enthielt,  jedoch 
allen  märkischen  Gerichten  zur  Nachachtung  übermittelt  wurde,  wesent- 
lich mit  dem  ein  Jahr  vorher  erschienenen  Codex  Fridericianus  Po- 
meranicus  übereinstimmte,  zum  Muster  für  alle  übrigen  Provinzen  be- 
stinmit  war,  tatsächlich  die  erste  gemeinsame  Prozessordnung  für  die 
Monarchie.  Ihr  unvergängUches  Verdienst  liegt  in  der  Entfernung 
der  Elemente  der  Korruption,  in  der  Aufstellung  eines  gestmden  Dienst- 
rechts, dessen  Grundlagen  bis  heute  fortbestehen.  Ämterkauf  und 
Beamtensporteln  werden  abgeschafft;  die  Sportein  fliessen  dem  Fiskus 
zu,  Richter  und  Subalterne  werden  auf  festes  Gehalt  gesetzt,  die  An- 
forderungen an  die  Vorbildung  werden  gewaltig  verschärft.  Der  Weg 
zum  Bichteramt  führt  über  drei  Prüfungen,  die  Auskultator-,  Refe- 
rendar- und  Bichterprüfung,  der  zur  Advokatur  durch  eine  vierjährige 
praktische  Vorbereitung  bei  einem  Untergericht  oder  Advokaten  und 
eine  dreitägige  Prüfung,  verbunden  mit  Proberelation  und  mündlicher 
Verteidigung  einer  wichtigen  Sache;  Untergerichtsadvokaten  wird 
jedoch  die  Proberelation  erlassen,  auch  hat  ihre  Prüfung  nur  zu  ergeben» 
dass  sie  „Hoffnung  von  sich  geben  durch  längere  Uebung  sich  zur  Ad- 
vocatur  geschickt  zu  machen'\  Die  frühere  Bestimmung  bleibt  be- 
stehen, dass  „keine  Leute  von  verächtlichem  und  armseligem  Her- 
kommen, auch  nicht  leicht  Handwercker-Kinder,  zu  Advocaten  ange* 
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nommen  werden".  Die  Prokuratur  wird  wieder  aufgehoben;  die  vor- 
handenen Prokuratoren  mögen  in  den  Dienst  der  Advokaten  treten, 
dürfen  sich  aber  ja  nicht  auf  dem  Gerichte  zeigen,  nicht  selbständig 
schreiben  oder  Bat  erteilen  bei  Strafe  der  Kassation,  letzteres  ein  offen- 
bar falscher,  aus  Gewohnheit  durchgeschlüpfter  Ausdruck,  da  ja  die 
Prokuratoren  alle  schon  ohnedies  kassiert  waren.  Nur  ein  Armen- 
prokurator  und  ein  prpcurator  fisci  bleiben  am  Leben,  die  vereidet  werden 
und  den  Armenadvokaten  und  Fiskalen  Sekretärsdienste  leisten,  in 
andern  Sachen  aber  nur  als  Schreiber  der  Advokaten,  wie  die  andern 
Prokuratoren,  gebraucht  werden  dürfen.  Advokatenzwang  herrscht 
insofern,  als  Eingaben  nur  angenommen  werden,  wenn  sie  von  rezi- 
pierten Advokaten  unterschrieben  sind  (§  24  I.  14);  selbst  Magistrate, 
Bäte  und  Justizpersonen  sind  davon  nicht  ausgenommen  (§  17  II.  3). 
Andererseits  wird  im  Bagatellprozesse  (bis  zu  60  Talern  Wert),  wenn 
Beklagter  persönlich  erscheint,  kein  Advokat  zugelassen.  Die  Advo- 
katur ist  lokalisiert;  nur  die  bei  dem  Gericht  zugelassenen  Advokaten 
dürfen  vor  ihm  auftreten.  Der  Advokat  hat  allein  den  Prozess  zu  be- 
treiben, die  Information  einzuziehen,  wozu  ihm  in  §§  10,  11  I.  14  eine 
ausführliche  Anleitung  erteilt  wird;  er  soll  ein  Protokoll  darüber  auf- 
nehmen, das  er,  wie  überhaupt  seine  Akten,  auf  Verlangen  einreichen 
muss.  Wo  er  die  Wahrheit  des  Vorgetragenen  nicht  prüfen  kann,  soll 
er  sich  durch  einen  Schein  der  Partei  darüber,  dass  sie  die  Wahrheit 
vorgetragen,  decken.  Vor  geendetem  Prozesse  darf  er  keine  Gebühren 
nehmen.  Dieses  Verbot  wird  besonders  nachdrücklich  eingeschärft, 
durch  Androhung  der  Elassation  und  Strafe  des  Vierfachen  gesichert. 
Es  darf  auch  nicht  durch  den  Namen  Anlehen,  Geschenk,  Kaution  um- 
gangen werden;  nur  von  Ausländem  darf  Vorschuss  genommen  werden« 
Am  Schlüsse  der  Instanz  wird  die  Gebührenrechnung  eingereicht,  fest- 
geeetzt  und  kostenlos  beigetrieben;  die  ursprüngliche  Bestimmung, 
dass  Bezahlung  erst  „nach  völlig  geendigtem  Prozess'S  also  nach  rechts- 
kräftiger Erledigung,  erfolgt,  wurde  schon  1748  aufgehoben.  Beicht 
der  Advokat  die  Bechnimg  nicht  ein,  so  verliert  er  seine  Gebühren  zu 
Gunsten  der  Sportelkasse ;  auch  kann  dann  Gericht  oder  Partei  ihm  den 
Eid  darüber  zuschieben,  dass  er  seine  Gebühren  schon  vor  geendeter 
Sache  angenommen  habe.  Auch  die  Gerichtskosten  für  Ausfertigung 
von  Verfügungen,  die  der  Advokat  vorzuschiessen  verpflichtet  ist,  darf 
er  sich  vor  geendetem  Prozesse  nicht  erstatten  lassen. 

Aufsicht  und  Disziplin  über  die  Advokaten  bleibt  den  Kollegien, 
jedoch  soll  der  Präsident  „davor  stehen",  dass  die  den  Advokaten  ange- 
drohten Strafen  eintretendenfalls  verhängt  werden  (§  16  I.  3).    Kommt 
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Absetzung  in  Frage,  so  soll  der  Präsident  die  Sache  im  CoUegio  vortragen, 
auf  dessen  Bericht  der  Advokat  „sofort,  ohne  weitere  Untersuchung  der 
Ursache,  dimittirt  werden  soll'S  und  zwar,  wie  man  ergänzen  mnss, 
vom  Könige.  Alle  Jahre  haben  die  Advokaten  dem  Präsidenten  eine 
Tabelle  ihrer  Prozesse  einzureichen,  daraus  zu  ersehen,  wie  weit  solche 
gediehen  sind. 

An  den  Grundlagen  des  gemeinrechtlichen  Prozessverfahiens 
rüttelte  der  Kodex  nicht ;  nicht  von  ihnen  rührte  der  Verderb  der  Justiz 
her.  Nur  die  aufschiebende  Wirkung  des  Beweisurteils  und  die  Akten- 
versendung wurde  aufgehoben,  Fristen  abgekürzt,  der  Instanzenzug 
beschränkt.  Das  Konstitutionieren  wurde  beibehalten;  es  wirkte  hier 
ganz  anders,  als  beim  Beichskammergerichte,  weil  es  völlig  kostenlos 
war;  die  dort  üblichen  Klagen  über  die  Länge  der  Vorträge  kehrten 
hier  nicht  wieder. 

Im  übrigen  suchte  der  codex  Fridericianus  alle  bisherigen  Ursachen 
der  Verderbnis  zu  beseitigen.  Das  Kommissionswesen  wird  eingeschränkt 
Kommissare  zur  Untersuchung  und  Entscheidung  oder  zur  Beweis- 
aufnahme sollen  nicht  mehr  wie  bisher  von  den  Advokaten  vorge- 
schlagen, sondern,  soweit  überhaupt  zulässig,  von  Amts  wegen  ernannt 
werden;  nur  wenn  beide  Teile  sich  über  einen  Kommissar  einigen,  ist 
dieser  zu  ernennen.  Den  Bäten  wird  verboten,  in  Prozesssachen  Visiten 
anzunehmen  oder  mit  den  Advokaten  sich  darüber  mündlich  einzu- 
lassen (§  47  I.  14),  auch  mit  den  Parteien  und  Advokaten  tägliche  ver- 
dächtige Gemeinschaft  und  Familiarität  zu  haben  (§  13  I.  3)  —  eine 
Vorschrift,  die  wir  schon  im  Beichskammergerichte  vorfanden  und  die 
später  noch  etwas  verschärft  in  der  Allg.  Gerichtsordnung  §  11  HL  3 
wiederkehrt.  Geschenke  anzunehmen  ist  den  Bichtem  unter  allen 
Umständen  verboten,  „wenn  sie  auch  nur  in  esculentis  et  potulentis  be- 
stehen''. Dem  Gegner  und  dem  Advokaten  kann  der  Eid  über  geschehene 
Bestechung  zugeschoben  werden.  Dagegen  wird  auch  der  Advcdsat, 
der  grundlos  dem  Bichter  Bestechlichkeit  vorwirft,  zur  Karre  verurteilt 
(§§  16ff.  I.  1). 

Das  Kammergericht  selbst  wurde  gänzUch  umgestaltet.  Die  grossen 
Berliner  Gerichtskollegien  wurden  im  Kammergerichte  vereinigt,  dieses 
dagegen  in  vier  Senate  geteilt.  17  Bäte,  4  Fiskale  und  10  Advokaten 
wurden  entlassen,  nur  12  Advokaten  bei  dem  neuen  grossen  Gerichte 
zugelassen,  an  dem  doch  früher  bei  viel  geringerem  Umfange,  nach  der 
starken  Verminderung  unter  Friedrich  Wilhelm  I.,  ünmer  noch  24  Ad- 
vokaten und  24  Prokuratoren  gewirkt  hatten.  Aus  den  bisherigen 
Advokaten  wurden  drei,  Moritz,  Schnitze  und  Bosenfeld,  zu  Bät^i  er- 
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nannt,  Bosenfeld  sogar  in  den  dritten  Senat,  der  das  vormalige  Ober- 
appellationflgerioht  darstellte,  übernommen  —  ein  Beweis,  dass  auch 
bei  dieser  strengsten  Sichtung  die  Advokatur  nicht  allzu  schlecht  ab- 
schnitt. Neu  zur  Advokatur  hinzu  traten  Hofrat  Henckel  und  Hof- 
fiakal  Ulebeck;  die  übrigen  waren  bisher  schon  Advokaten  am  Kam* 
mergerichte  gewesen. 

Ein  Patent  vom  18.  Mai  1748  machte  diese  Neuordnung  des  Kam- 
mergerichts bekannt,  sprach  nochmals  feierlich  die  Aufhebung  der  Pro- 
kuratur  aus  und  bedrohte  die  „Umläufer",  die  sich  in  Justizsachen  me- 
lieren würden,  „ohne  ferneren  Prozess*^  mit  der  ELarrenstrafe.  Dagegen, 
hiess  es, 

wird  jedermann  bey  denen  hiesigen,  anjetzo  beybehaltenen  Advo- 
caten,  deren  Redlichkeit  und  Gapacitaet  sich  währender  Unter- 
suchung der  Justitz  zur  Genüge  hervorgethan,  seine  Rechnung 
weit  besser  finden. 

Diese  redlichen  und  capablen  Advokaten  waren  folgende: 

Hofrat  Marggraf,  Fiskal  und  Advokat, 

Hofrat  Bell,  desgl., 

Roterberg,  desgl., 

Ulebeck,  desgl., 

Hofrat  Erasmi,  Advokat, 

Advokat  Blume, 

Hofrat  von  Lentcken,  Advokat, 

Advokat  Breitsprach, 

Hofrat  Knüppel,  Advokat, 

Hofrat  Kuhns,  Advokat, 

Hofrat  Henckel,  Advokat, 

Soldaten-  und  Armenadvokat  Nose, 

Lüdecke,  Advokat, 

Grone,  Advokat, 

Reuter,  Advokat, 

Geiseler,  Mandatarius  Fisci, 

Vogler,  Soldaten-  und  Armenprokurator. 

Dass  solch  grosse  Umwälzungen  grosse  Unzufriedenheit  hervor- 
riefen, lässt  sich  denken.  Kunde  davon  giebt  nachstehende  Satire» 
die  sich  in  einem  der  Breslauer  Universitäts-Bibliothek  gehörigen  Exem- 
plare des  Codex  Friderioianus  eingezeichnet  findet. 
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Botemdi  Scptfter»  BerolinenBJg  Caryrlg  Jarii  CMIIi  tu  1748. 

1. 

Denato  corpore  ita  morinntnr 
et  membra. 


JoBticiam  hio  qnero 

Omnia  mea  meoum  porto 
Hodie  mihi  oras  tibi 

MiniTna  non  ourat  ^&tor 

Tempora  mutantnr,  et  nos  mu- 
tamtir  in  nii#. 


Adv.  Treiber 
cum  laoema 

Bude 

Zazel 

Schultze 

Sohumaim 

Nöting 

Francke 

Strnve 

Schenker 

et  nullibi  invenxo. 

Ubi  smnemus  panem  in  deserto? 

quo  me  vertam  nescio  nisi  ad  ouram. 

pro   dolor  I    ultimum   nono  indo- 
Binm  (7)  pro  cremato  danoogoct 

Post  laborea  requies. 


2. 


etoqoimtar  ConglUarii  dimiML 


Omne  niminm  Tertitur  in  vitium 

Nimia  humilitas  parit  oontemtnm 

Si  rufoB  est  fidelis,  Dens  non  est 

in  OoeÜB 
Per  iaa  et  nefas. 


Tnuettel        Beigen 
Appel     .    Brücmer 

Schwan    KanngiesBer 

Nüasler         I^roben 


qualis  causa,  taÜB  efieetus 

Qui  se  ezaltatp  humiUabitar 

Audi«  vide,  taoe,  si  vis  men  in 

pace 
Ubi  non  sunt 
non  plus  ultra. 


de  Gome  1       vincit  Omnia 


PatienUa 


3. 


Seqoitor  TomiMt  quam  12  PiocoratoreB  partmt  tecntes 


i 


Breitenfeld  P" 
Botticher    ^ 

C 

Behfeld 


.S     Sohmid 


Strick 
Busse 


I 
I 


m      9 


"^  Brecht»  cum  albis  plumis 

I  Hirseoom  ßß, 

j^  Falcke 
"^  Heermann 
"1  Lang( 
Pech 


i 


tennann 


Panrus 

Proourator 

linde. 


qui  lassos  ho«  12  Braoua- 
tores  BuUevaie  onpit 


4. 


Tuidem  Mqnttiir  Commtasio  LIbenu 


Sic  Tolo,  sie  jubeo, 

Audaces  fortuna  juvat  timidosque 

repellit 
Omnibus  omnia  factus  sum 

Praesumtio  nova  Lex 

CodesL,  Cknücis  quae  qualis  quanta 


Coccejus  ExcelL     1 

Jarige 

Fürst 

G.  F.  Ude 

Gause 

Behmer 

Buchholtc 

Ude  jun. 

Cocoeji  jr. 

stat  pro  ratione  Toluntas 
Beete,  bene,nam  ez  Nihilo  fit  sliqnid 

Varietas  delectat 

Ptazis    est   multiplox,    Proasmi 

▼ero  simplez 
omnia  ad  cswmm,  haeo,  talisytsnkst 


M  oltnin  olunoriB,  Bsd  ci 


mb  jadke  li«  Mfc 


CBCcelwd  H  ktr: 


Ben 

Kühiu 

EamenunQ 

KroU 

Ulbeok 

Lüdeoke 

Heookd 

Oio,  »IbejB  morel 

Qai  Tortmu  favet. 

A  potiori  fit  dsDomiiuitio. 


Bunt  bon«  mixta  nulU 
A  minor«  ad  Majnt   non   vdet 
ugtuneototio. 


quoa  «go  ted  motu  prseatat  oom- 

ponera  flaotoi. 
infBBtoT  «s  DUMjae  parte 
Omnia  («mpmi  habeat 
qoi  potaet  oapere,  oapiat. 
quod  oito  fit,  oito  porii 


qüal»  I«z    I    Hartini    1     talii  gros 

11  nii(  laoeratiB  et  lignatU  0  CoUegia  neo 
oom  «DO  Snali  lemila,  acta  portante. 


Ex  Oripnali  eztraet* 

d  22.  Januar;  1749 

Conoofdantlam  attertator 

Cantoi  Anoniiniii. 

Zorn  VerstÄndniB  ist  zu  bemerken: 

Den  Zug  eröffnen  die  entlasBenen  Advokaten.  Den  entlassenen 
Räten  folgt  der  leidtragende  Fräaident  von  Göme,  der  die  Oberleitung 
des  KammergeriohtB  batte  an  Cocoeji  abgeben  und  aicb  mit  der  Stelle 
einee  Senatspräsidenten  begnügen  müssen,  die  er  aber  auch  nach  wenigen 
Monaten  an  Cocoejis  Vertrauten  von  Jarigee  abtrat.  Den  Sarg  tragen 
Waiiiivr.  0 
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12  Prokuratoren,  deren  Namen  uns  nur  in  dieser  Handschrift  erhalten 
sind.  Es  folgt  die  zur  Aufarbeitung  der  Kammergerichts-Prozesse 
eingesetzte  Kommission,  der  nur  die  beiden  Ude  jun.  und  Coceeji  jun. 
willkürlich  zugefügt  zu  sein  scheinen.  Coceeji  hatte  einen  un- 
geratenen Sohn,  der  ihm  die  Schande  machte,  der  bekannten  Tän- 
zerin und  Courtisane  Barberina  ein  Eheversprechen  zu  geben  und  der 
durch  die  Worte:  omnia  ad  cassam  gekennzeichnet  ist.  Die  nun  unter 
5  und  6  folgenden  sind  die  beibehaltenen  Advokaten,  soweit  sie  den 
Titel  Hofrat  haben,  als  Consiliarii  bezeichnet.  Der  zwischen  Consiliarii 
Coccejani  und  Consiliarii  Regii  gemachte  Unterschied  soll  wahrschein- 
lich bedeuten,  dass  die  ersten  Hofräte  von  Coccejis  Gnaden,  die  letz- 
teren von  Königs  Gnaden  sind.  Den  Schluss  bildet  der  Botemneister 
Martini  mit  seinen  6  Kollegen.  Die  Aufzählungen  sind  überall  ungenau. 
Die  Anspielungen,  soweit  sie  noch  verständlich  sind,  zeigen  Treffsicher- 
heit und  Schärfe;  so  spiegelt  der  dem  Grosskanzler  beigegebene  Spruch: 
Sic  volo,  sie  jubeo  die  ganze  herbe  Energie  dieser  Natur  wieder,  während 
das  über  seinen  Günstling  Fürst  gefällte  Urteil:  ex  nihilo  fit  aliquid 
durch  djdn  Verlauf  der  Dinge,  der  Fürst  zum  nichtsleistenden  Gross- 
kanzler machte,  gerechtfertigt  worden  ist. 

Grösser  aber  als  die  Zahl  der  Unzufriedenen  war  die  der  Bewun- 
derer. Was  noch  keinem  Fürsten  geglückt  war,  was  jahrhunderte- 
lange Bestrebungen  in  unzähligen  Verordnungen  nicht  hatten  erreichen 
können,  hier  war  es  getan.  Die  grosse  Zeitfrage  der  Verbesserung  der 
Justiz  schien  gelöst.    Die  Welt  hallte  wieder  von  Coccejis  Ruhm. 

Und  er  hat  seinen  Ruhm  nicht  überlebt.  Er  ist  gestorben  am 
22.  Oktober  1755  im  Besitze  der  Macht,  die  er  seit  drei  Jahrzehnten 
über  die  preussische  Justiz  ausgeübt,  im  Besitze  der  Gunst  seines  grossen 
Königs,  der  ihm  ein  marmornes  Denkmal  im  Hofe  des  Kammergerichts 
errichtet  und  ein  anderes  Denkmal,  dauernder  als  Marmor,  in  seinen 
Schriften  gesetzt  hat.  Aber  das  grösste  Denkmal  hat  er  sich  selb^  ge- 
setzt in  seinen  Schöpfungen.  Nicht  in  seiner  Prozessordnung,  nicht  in 
seinem  in  der  Vernunft  und  Landesverfassungen  gerundeten  deutschen 
Landrecht,  nicht  einmal  in  seinen  gelehrten  Werken :  das  alles  ist  and»- 
wärts  ebenso  gut  oder  besser  geleistet  worden.  Aber  in  der  Abtuung 
einer  durch  Ämterkauf  und  Sportelwesen  verrotteten  Wirtschaft,  in 
der  Herstellung  jenes  Systems  von  Arbeit,  Ordnung  und  Reekteohaffen- 
heit,  das  bis  heute  den  Grundpfeiler  des  preussisehen  Reekiswesens 
bildet.  An  schöpferischer  Kraft  weit  zurückstehend  hinter  den  Ver- 
fassern des  corpus  iuris  Fridericianum  und  des  AUgemeiB^i  Landrechts, 
übertraf  Oocceji  sie  an  praktischer  Einsieht  in  die  unmittellMiien  Be- 
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dürfniflse  der  Gegenwart.  Es  ist  heute  kaum  noch  zu  verstehen,  dass 
er  die  Verkiirzung  der  Prozesse  herbeigeführt  hat  durch  Vermin- 
derung, und  zwar  sehr  bedeutende  Verminderung  der  Richter- 
zahl. Aber  die  Verminderung  der  Zahl  bedeutete  eine  Verbesserung 
der  Güte,  diese  aber  musste  eine  Verbesserung  des  Advokatenstandes 
nach  sich  ziehen.  Cocoejis  immer  wiederholte  Forderung  war :  tüchtige 
Richter,  welche  die  Advokaten  übersehen  können.  Wenn  er  die  Pro- 
kuratur  verwarf:  die  Advokatur  hat  er  immer  hochgehalten.  Die 
Äusserung,  dass  der  gute  Prozess  ganz  wesentlich  von  der  Tüchtigkeit 
der  Advokaten  abhängt,  kehrt  mehrfach  bei  ihm  wieder.  Darum  hat 
er  tüchtige  Advokaten  geschätzt  und  zu  hohen  Ämtern  befördert, 
darum  den  schwarzen  Mantel  bekämpft,  den  Stand  durch  Entfernung 
ungeeigneter  Elemente  und  sogar  durch  eine  Art  von  Organisation  zu 
heben  versucht.  Auch  die  Advokatur  hat  in  ihm  ihren  Reiniger,  den 
Förderer  einer  gesunden  Berufsauffassung  zu  verehren. 

Alles  in  allem:  eine  eherne  Erscheinung,  die  viele  Züge  mit  Bis- 
maick  gemein  hat.  Heute  noch,  wenn  die  jungen  Prüflinge  zaghaft  den 
Hof  des  Kammergerichts  durchschreiten,  bleiben  sie  gefesselt  stehen 
vor  den  strengen,  scharfen  Zügen  des  Ordners  der  preussischen  Rechts- 
pflege, dem  ein  Carlyle  den  Beinamen  „der  Herkulische"  gegeben. 
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Vierter  Abschnitt. 


Assistenzräte  und  Justizkommissare. 


Di»  Wahrheit  sa  raohen,  wem  ne 

•uoh  nütse  oder  nohade, 

OuDifln  Ptojckl  dn  ravldkrtae 
Oodkit  Mdaddaal  1776. 
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Akten  des  preussischen  Justizministeriums  über  die  Verordnung  vom  30.  April  1847, 

betr.  die  Ehrenräte. 
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3  Bände. 


Fünfunddreissigstes  Kapitel. 

Garmer  wider  Ffirst 

Cocoejis  Werk  war  vollendet.  Seine  Nachfolger,  die  Grosskanzler 
V.  Jariges  und  (seit  1770)  y.  Fürst  hielten  eine  Zeit  der  Ruhe  für 
gekommen.  Aber  Ruhe  gab  es  nicht  für  diesen  mächtig  aufstrebenden 
Staat  und  seinen  ungeduldig  drängenden  Herrscher.  Cocceji  hatte 
Beamtentum  und  Advokatur  verbessert:  das  Recht  hatte  er  nicht 
wesentlich  verändert.  Noch  herrschte  das  römische  Recht,  gegen  dessen 
tausend  Unklarheiten  und  Künsteleien  der  beste  Richter  machtlos 
war»  und  der  römisch-kanonische  Prozess  war  durch  den  codex  Frideri- 
cianus  nicht  beseitigt,  sondern  bestätigt  worden.  Hier  winkten  dem 
kommenden  Geschlechte  neue  köstliche  Ziele,  und  es  fragte  sich  nur, 
ob  die  gewaltige  Aufgabe  zur  rechten  Zeit  den  rechten  Mann  auf  dem 
rechten  Platze  finden  werde.  Aber  dies  traf  zum  Glücke  ein.  Während 
Cocceji  das  preussische  Beamtentum  schuf,  wuchs  im  Stillen  der  Erneuerer 
des  Rechts  heran. 

Am  29.  Dezember  1721  wurde  dem  kurpfälzischen  Hofkammerrat 
Johann  Wilhelm  Garmer  zu  Kreuznach  von  seiner  Frau  Ida  Maria 
geborenen  Rademacherin  ein  Sohn  geboren  worden,  der  die  Namen 
Johann  Heinrich  Casimir  erhielt.  Die  Erzählungen  der  Adels-  und 
Wappenbücher  von  einem  alten  englisch-normannischen  Rittergeschlechte 
Carmer  sind  Fabel :  den  Adel  und  die  Grafenwürde  hatte  Carmer  später- 
hin sich  selbst,  nicht  seinen  Ahnen,  zu  verdanken.  Er  studierte  1739 
in  Jena,  wurde  am  8.  Oktober  1740  in  Halle,  ebenfalls  als  Bürgerlicher, 
immatrikuliert,  machte  dann  eine  „gelehrte  Reise'*,  arbeitete  eine 
Zeitlang  am  Reichskammergerichte,  eine  Zeitlang  in  München  bei  seinem 
Oheim,  dem  Minister  Baron  v.  Hösoh,  und  trat,  weil  er  als  Reformierter 
in  Bayern  und  Kurpfalz  keine  Aussichten  hatte,  Anfang  1749  als 
Kammergerichtsreferendar  in  preussische  Dienste.  Cocceji  hatte  einen 
scharfen  Blick.  Der  weit  herumgekommene,  sicher  auftretende  junge 
Mann  gefiel  ihm,  und  im  Mai  1760  nahm  er  ihn  auf  eine  Besichtigungs- 
reise  nach  Oppeln  mit.  Als  man  hier  mehrere  Prozesse  durch  advokatische 
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Kunstgriffe  verwirrt  vorfand,  und  Cocceji  seufzte,  dass  man  doch  der 
Advokaten  möchte  entraten  können,  da  schlug  Carmer  vor,  die  Ad- 
vokaten abzuschaffen;  der  Richter  möge  allein  das  Partei- 
vorbringen ermittehi.  Mit  was  für  Augen  mag  wohl  der  Alte  den  kecken 
jungen  Mann  angesehen  haben!  Aber  übel  nahm  er  ihm  nichts;  er 
bemerkte  nur,  zu  solchen  Neuerungen  sei  er  schon  zu  alt,  fände  auch 
„seine  Herrn  Adjutanten''  (Jariges  und  Fürst)  nicht  geneigt.  Noch 
in  demselben  Jahre  wurde  Carmer  Bat  und  bald  auch  Direktor  der  Ober- 
amtsregierung in  Oppeln.  Hier  fand  der  gelehrige  Schüler  Coccejis 
Gelegenheit,  15  sehr  verworrene  Prozesse  v.  Paczinski  wider  Bomstedt 
in  wenigen  Tagen  zu  erledigen.  Nun  stieg  er  rasch  zum  Direktor  und 
Präsidenten  der  Oberamtsregierung  in  Breslau  und  1768  zum  Justiz- 
minister  in  Schlesien  auf.  Friedrich  der  Grosse  bei  seiner  jährlichen 
Anwesenheit  in  Schlesien  klagte  ihm  oft,  dass  er  sich  von  dem  Vor- 
fahren des  codex  Fridericianus  nie  eine  rechte  Vorstellung  machen 
könne,  dass  es  mit  Weitläufigkeiten  und  Subtilitäten  zu  sehr  überladen 
sei,  den  Advokaten  zu  viel  freie  Hand  lasse;  ob  sich  denn  nicht  ein 
einfacheres,  vemunftgemässeres  Verfahren  einführen  Hesse.  Carmer 
erwiderte,  dass  das  wohl  möglich  sei,  aber  sehr  schwierig,  weil  man  von 
allen  bisher  bekannten  Prozessordnungen  werde  abgehen  und  ein  neues 
System  annehmen  müssen,  von  dem  er  sogleich  eine  Probe  gab  in  der 
Instruktion  vom  4.  September  1770  für  die  Prozesse  zwischen  Gots- 
herrschaften  und  Untertanen.  Nach  dieser  nimmt  ein  deputierter 
Richter  von  der  Partei  selbst  unter  Ausschluss  von  Advokaten  die 
Klage  auf,  die  Parteien  erscheinen  persönlich,  werden  vom  Richter 
vernommen,  der  ohne  Beweis-  und  Zwischenurteil  den  Tatbestcmd  von 
Amts  wegen  ermittelt.  Erst  nach  Schluss  der  Beweisaufnahme  werden 
Advokaten  zugelassen.  Als  dieser  Versuch  den  besten  Erfolg  hatte, 
und  der  König  die  Verallgemeinerung  dieses  Systems  verlangte,  über- 
reichte ihm  Carmer  unterm  18.  August  1774  den  Elntwurf  einer  ProzesB- 
verordnung,  deren  Ausgangspunkt  das  Verhältnis  von  Richjeramt 
und  Advokatur  war.  Die  Mängel  des  Prozesses,  hiess  es,  liegen  darin, 
dass  der  Richter  zu  wenig,  der  Advokat  zu  viel  freie  Hand  bei  Ermittelung 
des  Tatbestandes  hat.  Die  Advokaten  haben  in  unrichtiger  Auffassung 
ihrer  Pflichten  den  Tatbestand  durch  unvollständige,  zweideutige  oder 
unerhebliche  Erzählungen  zu  verdunkeln  gesucht;  es  musste  auf  eine 
Masse  unnötiger  Beweise  erkannt  werden,  die  ihrerseits  wiederum 
durch  die  verfänglichen  Fragstücke  der  Advokaten  nussleitet  wurden. 
Es  muss  daher  den  Advokaten  die  Leitung  der  Prozesse  abgenommen 
und  dem  Richter  übertragen,  der  Advokat  aber  auf  die  Rechtaaus- 
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beschrankt  werden,  umgekehrt  wie  Herr  Gammann,  der  1717 
den  Advokaten  nur  den  tateachlichen  Vortrag,  nicht  die  Bechtsaus- 
ffihrung  hatte  gestatten  wollen.  Demgemäss  werden  die  Parteien 
persönlich  erst  gesondert,  dann  beide  zusammen  durch  einen  Bichter- 
kommissar  yemommen,  der  dann  den  Beweis  ohne  Beweisurteil  erhebt, 
hierauf  eine  Sachdarstellung  entwirft,  welche  die  Parteien  genehmigen. 
In  diesem  ganzen  Abschnitte  des  Prozesses,  welcher  die  Instruktion 
heifist,  werden  Advokaten  zwar  zugelassen,  aber  ihnen  kein  Einfiuss 
gestattet;  erst  nach  Schluss  der  Instruktion  können  „Deduktionen"" 
der  Advokaten  eingereicht  werden;  dann  gehen  die  Akten  zum  Spruch 
an  das  KoU^um.  Der  Grosskanzler  v.  Fürst,  dem  der  Entwurf  zur 
Begutachtung  übersendet  wurde,  erkannte  mit  Angst,  welch  gefährlicher 
Nebenbuhler  ihm  hier  heranwuchs  und  erklärte  sich  in  allen  Punkten 
gq^n  den  Plan.  Der  König,  selbst  ohne  genügende  Sachkunde,  hatte 
doch  ein  unbestimmtes  Gefühl  für  die  Grösse  und  den  sittUchen  Ernst 
des  Plans;  er  beauftragte  Carmer,  die  seit  lange  schläfrig  betriebene 
Bevision  des  codex  Fridericianus  zu  Ende  zu  führen. 

Schon  gegen  Anfang  Dezember  1775  —  Coccejis  Schüler  arbeitete 
schnell  —  reichte  Carmer  ein  umfangreiches  „Project  des  revidirten 
codicis  Fridericiani"  ein.  Die  Grundsätze  des  ersten  Plans  waren  im 
wesentlichen  beibehalten,  aber  breiter  ausgeführt.  Die  Advokaten 
erhalten  „eine  ganz  neue  Bestimmung"".  Bisher  haben  sie  es  für  ihre 
alleinige  Pflicht  gehalten  den  Prozess  zu  gewinnen  und  sich  „vor  sattsam 
gedeckt  angesehen,  wenn  sie  sich  nur  gehütet  eine  würckliche  Unwahr- 
heit geradezu  zu  avanciren"",  dagegen  sich  nicht  gescheut,  die  Wahrheit 
zu  verschweigen  oder  zu  verdunkeln.  Die  neuen  Advokaten  haben 
lediglich  die  Wahrheit  zu  suchen,  wem  sie  auch 
nütze  oder  schade.  Da  also  ihre  Aufgabe  nunmehr  ist,  „dem 
Biohter  in  Eruirung  des  Facti  zu  assistiren"",  so  wird  der  Name  Advokat 
abgeschafft  und  durch  den  Namen  „Hof-undAssistenzräte"" 
ersetzt.  Ihr  Amt  besteht  darin,  dem  Bichter  den  wahren  Zusammen- 
hang der  Sache  ermitteln  zu  helfen,  die  Beobachtung  der  Prozessordnung 
zu  kontrollieren,  die  Bechte  der  Parteien  auszuführen.  Sie  werden 
zwar  von  den  Parteien  beauftragt  und  bezahlt,  sind  aber  Mitglieder 
des  KoU^ums  und  werden  auch  als  Bichter  verwendet.  Es  besteht 
Anwaltzwang,  insofern  in  allen  wichtigerenSaohen  der  Partei  einAssistenz- 
rat,  wenn  sie  ihn  nicht  wählt,  beigeordnet  wird.  Die  Vorbildung  ist 
die  der  Bichter;  die  Assistenzräte  werden  aus  den  Beferendaren,  ^die 
Bichter  aus  den  Assistenzräten  ernannt.  Die  Assistenzratstelle  ist 
also  die  Vorstufe  zum  Bichteramt. 
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Am  4.  Januar  1776  hatten  Fürst  und  Carmer  eine  Audienz 
Könige,  in  der  über  das  künftige  Schicksal  der  Advokatur  kontradik- 
torisch verhandelt  wurde.  Es  lä438t  sich  denken,  dass  Carmer  mit  Leb- 
haftigkeit und  Klarheit  seinen  Plan  und  insbesondere  die  veränderte 
Stellung  der  Advokatur  entwickelt  haben  wird.  Aber  der  König  er- 
klärte, diesen  Punkt  nicht  ganz  zu  verstehen.  Fürst  erwiderte,  dar 
Plan  sei,  dass  die  Advokaten  dem  Richter  gegen  ihre  Parteien  assistieren 
und  nur  die  Wahrheit  ermittehi,  nicht  aber  auf  Gewinn  des  Prozefises 
bedacht  sein  sollten ;  die  verlangte  Offenherzigkeit  werde  ja  in  Sohleaien 
vielleicht  zu  erzielen  sein,  in  den  anderen  Provinzen  aber  nicht.  Carmer 
wird  sich  gewehrt  haben.  Aber  der  König  erklärte,  die  Advokaten 
seien  dazu  da,  ihre  Parteien  zu  vertreten.  Er  beherrschte  off^ibar 
den  Gegenstand  nicht.  Die  Entscheidungen,  die  er  schliesslich  traf 
und  aufschreiben  liess,  trafen  nicht  die  Hauptsache:  die  Instruktion 
sollte  nicht  vor  Kommissaren,  sondern  vor  dem  Kollegium  geschdien, 
mit  der  ELlage  sollten  alle  Beweismittel  beigebracht,  für  Grundstücks- 
vertrage  die  gerichtliche  Form  eingeführt  werden.  Übrigens  befahl 
er,  die  Beratungen  über  Carmers  Entwurf  fortzusetzen. 

Dies  geschah  am  9.  und  10.  Januar  durch  Konferenzen  zwischen 
Fürst,  Carmer  und  dem  Kanmiergerichtspräsidenten  v.  Rebeur.  Man 
billigte  Carmers  Leitsatz,  dass  die  Ermittelung  des  Sachverhaltes  dem 
Richter  gebühre,  verwarf  aber  die  der  Advokatur  zugedachte  Steliong 
als  Gehülfin  des  Richters ;  die  Partei  müsse  sich  vertreten  lassen  dürfen, 
und  der  Advokat  sei  seinem  Begriff e  nach  nichts  anderes  als  der  Ver- 
treter seiner  Partei.  Carmer  ging  einen  Tag  mit  sich  zu  Rate,  dann 
erklärte  er,  nicht  nachgeben  zu  können,  da  das  wesentlichste  an  seinem 
Plane  die  Stellung  der  Advokatur  sei  als  des  Berufs,  der  Rechtsonkon- 
digen  dahin  beizustehen  habe,  dass  ihnen  kein  Unrecht  geschehe.  Der 
König  hatte  noch  eine  Unterredung  mit  Rebeur,  in  der  er  eine  Ent- 
scheidung zu  Ungunsten  von  Carmers  Inquisitionsmaxime  abgab  und 
zeichnete  dann  unterm  15.  Januar  1776  eine  kurze  Prozessverordnung, 
welche  zwar  die  bedeutsame  Neuerung  eines  mündlichen  Verfahrens 
vor  versammeltem  Kollegio  brachte,  sonst  aber  so  ziemlich  alles  beim 
alten  und  insbesondere  die  Advokaten  in  ihrem  bisherigen  Verh&ltniase 
beliess,  „nach  welchem  sie  ihren  Prinzipalen  mit  Eifer,  Wahrheit»- 
und  Gerechtigkeitsliebe  dienen,  der  Verstellung  der  Wahrheit  und  der 
arglistigen  Künste  hingegen  sich  . .  .  .enthalten  müssen*'.  Ein  letzter 
Versuch  Carmers,  seinen  Plan  durch  eine  Eingabe  vom  14.  Januar  su 
retten,  kam  zu  spät. 

Betrachtet  man  Carmers   fehlgeschlagenen  Plan  näher,    so  findet 
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man,  dass  er  nicht  zu  Ende  gedacht  war.  War  der  Angelpunkt  des 
Entwurfs  die  veränderte  Auffassung  des  Advokatenberufs,  so  fehlten 
ihm  doch  die  Mittel  diese  Auffassung  zur  Geltung  zu  bringen.  Wenn  die 
Advokaten  nach  wie  vor  von  der  Partei  beauftragt  und  besoldet  wurden, 
so  blieb  die  Gefahr  der  Korruption  dieselbe,  und  weder  der  neue  Titel 
noch  die  Aussicht  auf  Beförderung  zum  Richter  boten  eine  genügende 
Gegenwirkung.  Das  Gesetz,  die  neue  Auffassung  des  Berufs  predi^nd, 
hatte  nichts  weiter  als  gute  Lehren  gegeben,  wie  sie  in  den  früheren 
Verordnungen  tausendfach  enthalten  waren.  Die  Grösse  des  Planes 
lag  in  der  Predigt  der  neuen  Berufsauffassung  selbst,  die  in  diesem 
Ernst  noch  nicht  erklungen  war,  in  der  Erneuerung  des  uralten  ger- 
maniBohen,  damals  vergessenen  Gedankens,  dass  die  Rechtsanwalt- 
schaft nicht  im  Interesse  der  Partei,  sondern  im  öffentlichen  Interesse 
eingesetzt  ist,  dass  ihre  Aufgabe  die  Vertretung  des  Rechts  ist,  gleichviel 
wem  es  nütze  oder  schade  und  ihre  Pflicht  gegen  die  Partei  nur  dahin 
geht,  sie  vor  Unrecht  zu  schützen.  Das  ist  es,  was  Carmers  Andenken 
unvergänglich  macht  in  der  Geschichte  der  Rechtsanwaltschaft. 


Sechunddreissigstes  Kapitel. 

Assistenzräte. 

Fürst  hatte  zwar  über  Carmer  gesiegt.  Aber  seine  längst  erschütterte 
Stellung  gegenüber  dem  Könige  wurde  dadurch  nicht  besser.  Der 
König  bildete  sich  ein,  dass  die  Rechtspflege  in  seinen  Ländern  ganz  ver- 
rottet sei.  Fortwährend  klagte  er  über  Verschleppungen  und  wiederholte 
die  alte  Forderung,  dass  kein  Prozess  über  ein  Jahr  dauern  dürfe.  Nun 
mochten  ja  dann  und  wann  Prozesse  bei  energieloser  Leitung  sich  etwas 
lange  hinschleppen.  Allein  im  allgemeinen  arbeitete  die  Rechtspflege 
zur  Befriedigung.  Auf  die  immer  wiederholten  Mahnungen  konnte 
Fibst  1775  berichten,  dass  in  diesem  Jahre  über  10 800  Prozesse  ab- 
getan und  nur  etwa  500  über  ein  Jahr  rückständig  seien.  Fürst  tat, 
was  er  konnte;  aber  er  konnte  nicht  viel  tun.  Er  versicherte,  dass  er 
„mit  rigueur  gegen  coUegia  und  Advokaten  verfahre",  setzte  auch  einige 
Advokaten  und  Richter  ab.  Aber  die  geringe  Zahl  der  Entlassenen 
bewies,  dass  in  den  Menschen  diesmal  der  Fehler  nicht  lag.  In  der  Tat 
war  es  nicht  ein  verschleppter,  sondern  ein  angeblich  unrichtig  ent- 
schiedener Prozess,  der  den  Anstoss  zu  der  grossen  Rechtsumwälzung  gab. 
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Der  Müller  Arnold  in  Pommerzig,  dem  wegen  NichtzaMung  des 
Erbzinses  seine  Mühle  versteigert  worden  war,  hatte  dem  Könige  die 
Meinung  beizubringen  gewusst,  dass  ihm  Unrecht  geschehen,  nämlich 
seiner  Mühle  durch  Karpfenteiche  das  Wasser  entzogen  und  er  so  in 
die  Unmöglichkeit  zu  zahlen  versetzt  worden  sei.  Die  neumärkische 
Regierung  erhielt  den  Befehl,  die  Sache  sofort  in  Ordnung  zu  bringen, 
oder  sie  werde  zum  Teufel  gejagt  werden.  Die  Regierung  fasste  diesen 
Befehl  dahin  auf,  dass  dem  Müller  zwecks  Anstellung  einer  Schadens- 
ersatzklage gegen  den  Entzieher  des  Wassers,  Landrat  v.  Gersdorf, 
ein  Armenanwalt  zu  bewilligen  sei  und  wies  nach  Beweisaufnahme  die 
Klage  ab,  weil  sowohl  der  Landrat  zur  Anlage  der  Karpfenteiche  be- 
rechtigt, als  auch  diese  der  Mühle  unschädlich  seien.  Das  durchAppellation 
angerufene  ELammergericht,  vom  Könige  zu  kurzer  Erledigung  ange- 
wiesen, erkannte  schon  am  achten  Tage  nach  Eingang  der  Akten  ebenfalls 
zu  Ungunsten  des  Müllers.  Jetzt  aber  geschah  etwas,  was  den  Ruhm 
Friedrichs  leider  arg  befleckt  hat.  Der  König  Uess  den  Justizminister 
V.  Fürst  und  die  drei  Räte,  die  das  Urteil  abgefasst  hatten,  ins  Schloss 
kommen,  überhäufte  sie  mit  Schimpfworten  („Canaille  halts  Maul^'), 
drohte  sie  aufhängen  zu  lassen  und  donnerte  dem  die  Räte  etwas  un- 
geschickt in  Schutz  nehmenden  Minister  zu:  „Marsch,  seine  Stelle  ist 
schon  vergeben*\  Die  drei  Räte  wurden  verhaftet,  und  das  Kammer- 
gericht erhielt  den  Auftrag  sie  und  noch  fünf  andere  beteiligte  Richter 
mindestens  zur  ELassation  und  Festungsstrafe  zu  verurteilen.  Aber  dieses 
sprach  sie  sämmtUch  frei.  Da  verurteilte  der  König  aus  eigener  Macht 
sechs  der  Räte  zur  Amtsentsetzung  und  einjähriger  Festungsstrafe, 
aus  der  er  sie  aber,  wohl  schon  erschüttert  in  seiner  Überzeugung, 
ungebeten  vorzeitig  entliess.    Zum  Justizminister  wurde  Carmer  ernannt. 

Diese  Vorgänge  füllen  ein  Ehrenblatt  in  der  Geschichte  des  Kammer- 
gerichts. Zwar  dass  es  im  Zivilprozesse  sich  durch  die  ihm  bekannten 
Wünsche  des  Königs  nicht  abhalten  liess,  so  zu  erkennen,  wie  es  für 
recht  hielt,  wäre  nichts  besonderes;  kommt  doch  der  Rechtsanwalt 
alle  Tage  in  die  Lage,  durch  Ablehnung  unrecht  befundener  Sachen 
Geldgewinn  und  wertvollste  Verbindungen  zu  verscherzen.  Wenn 
es  aber  in  der  Strafsache,  bereits  in  Kenntnis  des  königlichen  Grimms, 
den  direkten  Befehl  zur  Verurteilung  missachtete,  so  erwies  es  sich, 
Amt  und  Freiheit  einsetzend,  als  eine  Säule  des  Rechts  und  erfüllte  im 
absoluten  Staate  die  Aufgabe,  die  im  Verfassungsstaate  der  Richterstand 
leider  nicht  immer  erfüllt  hat. 

Die  öffentUche  Meinung  hingegen,  mit  dem  wahren  Sachverhalt 
nicht  bekannt,  sah  nur  den  mächtigen  Arm,  der  sich  zum  Schutze  des 
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Bedrückten  erhob,  und  pries  als  Weisheit  und  Gerechtigkeit,  was  Un- 
wissenheit und  Willkiir  gewesen  war.  Unter  diesen  Eindrücken  wäre 
jeder  Nachfolger  des  gestürzten  Ministers  auf  die  Bahn  der  Reformen 
gedrängt  worden.  War  dies  aber  ein  Carmer,  so  mussten  es  grosszügige 
Neubildungen  sein,  die  jetzt  in  Fluss  kamen. 

Der  erste  Angriff  galt  natürlich  dem  Prozess.  Drei  Tage  nach 
Carmers  Ernennung  erschien  eine  „Instruktion  für  sämmtUche  Justitz- 
CoUogia'*,  die  Anordnungen  über  einen  ohne  Advokaten  vorzunehmenden 
Sühneversuch  traf.  Am  17.  Januar  1780  folgte  ein  Reglement  über 
den  Prozess  zwischen  Gutsherrschaften  und  Untertanen,  eine  Nach- 
bildung des  1770  für  Schlesien  erlassenen,  die  bereits  die  eigentümlichen 
Züge  des  Carmerschen  Prozesses,  Vernehmung  der  Parteien  selbst, 
Instruktion  durch  einen  Kommissar,  aufweist. 

Sodann  entwickelte  Carmer  in  einem  Bericht  vom  4.  April  1780 
seine  Pläne  über  die  Umbildung  des  Prozesses  und  die  Schaffung 
eines  Bürgerlichen  Gesetzbuches.  Der  König  antwortete  unterm  6.  April 
beifällig  mit  heftigen  Ausfällen  auf  die  Advokaten,  die  blos  vom  Unglück 
anderer  Menschen  leben.  Und  unterm  14.  April  1780  erschien  der  berühmte 
Königliche  Erlass,  der  die  grosse  Carmersche  Gesetzgebung  einleitete. 
Ein  ganz  neuer  Geist  sprach  aus  diesem  Aktenstücke.  BLatten 
die  früheren  Verordnungen  stets  mit  Klagen  begonnen ,  so  hob  diese 
mit  dem  Bekenntnis  an ,  dass  es  den  Coccejanischen  Massnahmen  ge- 
lungen sei,  das  Beamtentum  zu  reinigen  und  die  groben  Missbräuche 
abzuschaffen  —  ein  Lob,  ehrenvoll  für  Meister  wie  Schüler  und  nicht 
ganz  ungefährlich  für  den  Schüler,  da  es  Friedrichs  frühere  Klagen 
und  Fürsts  schimpfliche  Wegjagung  als  ungerechtfertigt  erscheinen 
liess.  Aber,  hiess  es  weiter,  der  Prozess  sei  noch  das  alte  „unschickliche 
Gewebe  des  geistlichen  Rechts". 

Es  ist  wider  die  Natur  der  Sache,  dass  die  Partheyen  mit  ihren 
Klagen  und  Beschwerden  von  dem  Richter  nicht  selber  gehört  werden, 
sondern  ihre  Nothdurft  durch  gedungene  Advokaten  vorstellen  sollen. 
Diesen  Advokaten  ist  sehr  daran  gelegen,  dass  die  Prozesse  ver^ 
vielfältigt  und  in  die  Länge  gezogen  werden;  denn  davon  dependirt 
ihr  Verdienst  und  ihr  ganzes  Wohl. 

Denn  wenn  der  Richter  die  Acten  nicht  eher  in  die  Hand  be- 
kommt, als  bis  die  Advokaten  durch  ihre  Schriftsätze  das  Factum 
nach  Wohlgefallen  verdreht  und  verdunkelt  oder  mangelhaft  vor- 
getragen haben,  so  ist  es  sehr  natürlich,  dass  der  Urteilsfasser  den 
rechten  Gesichtspunkt  verliert  .... 
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Es  ist  daher  „Mein  ernstlicher  Wille: 

dass  der  Richter  künftig  die  Partheyen  mit  ihrer  Klage  und  Ver- 
antwortung selber  hören,  ihre  Erzählungen  und  mitsubringraiden 
Beweisthümer  gegen  einander  halten,  und  so  den  wahren  Zusammen- 
hang  der  Sache    ....  eruiren  ....  solle. 
Indessen  soll  den  Parteien  dieserhalb  nicht  der  Beistand  von  Rechts- 
freunden versagt  werden,    vielmehr    sollen    solche  zur  Kontrolle  des 
Richters  auch  schon  bei  Untersuchung  des  Facti  mitwirken.    Damit  sie 
aber  ganz  uninteressiert  sind,  so  werden  sie  aus  den  tüchtigsten  Referen- 
daren erwählt,  unter  dem  Titel  Assistenzräte  in  die  Kollegien  aufge- 
nommen und  auf  festes  Gehalt  gesetzt. 

Wer  hatte  wohl  dem  kühnen  Neuerer  diesen  Gedanken  eingegeben? 
Hatte  der  junge  Mann  ihn  schon  gehabt,  als  er  1760  riet,  die  Advokaten 
abzuschaffen?  War  Friedrich  auf  diese  1742  und  1745  vcm  ihm  hin- 
geworfene Idee  (Kapitel  34,  IX)  zurückgekommen?  Schwerlich,  denn 
er  hat  dieser  ganzen  Arbeit  femgestanden.  Der  Gedanke  war  so  neu 
nicht.  Schon  Mevius  hatte  in  den  Conmientarü  ad  jus  Lubeoense  1664 
erwähnt,  dass  viele  an  Aufhebung  der  Advokatur  dächten.  1717  war 
zu  Jena  eine  Dissertation  von  Dressel  (Scheubner)  De  advocatis  eorumque 
numero  restringendo  erschienen,  die  im  Anschluss  an  die  kurz  vorher 
in  Preussen  erfolgten  Schritte  geraten  hatte,  die  Advokaten  auf  festes 
Gehalt  zu  setzen,  und  eine  ganz  kurze  G^enschrift  gezeitigt  hatte: 
„Nöthige  Anmerkung  über  die  Kurtzens  in  Jena  herausgekommene 
Dissertation  De  advocatis  eorumque  numero  restringendo.  Aus  be- 
sondem  Mitleiden  verfertigt  von  einem  der  alle  rechtschaffene  Advokaten 
liebet^',  auf  welche  der  Dissertant  (Scheubner)  mit  sehr  groben  „Nöthigen 
G^gen-Anmerckungen^'  und  der  Liebhaber  der  rechtschaffnen  Advokaten 
mit  einer  „Abgenöthigten  Defension''  geantwortet  hatte.  1729  hatte 
Johann  Georg  Gramer  in  Leipzig  eine  Disputation  An  advocati  in 
rebus  pufalicis  sint  tolerandi?  verteidigt;  und  in  dem  1753  erschienenen 
Betrugslezikon  von  G.  P.  Hönn  war  ebenfalls  feste  Bescddung  dßt  Advo- 
katen vorgeschlagen  worden.  Indessen:  die  preussische  Gesetzgebungs- 
maschine  ist  nicht  durch  Doktordissertationen  in  Bewegung  gesetzt 
worden.  Der  Gedanke  war  nichts  weiter  als  die  letzte  Folgenu^  des 
Carmersohen  ^rstems.  Alle  Verordnungen  g^en  das  Advokatenwesen» 
sagt  er  im  Erlass  vom  14.  August  1780,  sind  vergeblich  goweeon,  weil 
Gesetze,  die  den  Advokaten  ein  aufrichtiges  Streben  nach  der  Wahiheit 
zur  Pflicht  machen  und  dennoch  ihr  auf  Verdunkelung  des  Tatbestandes 
und  Veriängerung  der  Prosesse  gerichtetes  Interesse  unberuhit  lassen, 
.,die  moralische  Unmöglichkrit  ihrer  Beachtung  in  sich  selbst  tragen'*. 
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InzwijBohen  hatte  Carmer  sioh  den  Oberamtsregierungsrat  Svarez, 
der  schon  in  Breslau  seine  rechte  Hand  gewesen  war,  nach  Berlin 
zur  Ausarbeitung  der  neuen  Prozessordnung  nachkommen  lassen,  und 
schon  am  18.  Dezember  1780  konnte  deren  erster  Teil  dem  Kammer- 
gerichte übersendet  werden  mit  der  Weisung  von  Neujahr  1781  ab  darnach 
zu  verfahren.  Zu  Assistenzräten  beim  Kammergerichte  wurden  vor- 
läufig ernannt  die  Referendare  v.  Winterfeld,  v.  Arnim,  der  Pupillenrat 
Hartwich  und  die  bisherigen  Advokaten  Manecke,  Böhm,  Ditmar, 
Geisler,  Krieger  und  Amelang,  diese  aber  zunächst  noch  nicht  mit 
festem  Gehalt,  sondern  mit  Gebühren,  die  die  Sportelkasse  für  sie  ein- 
zieht; endlich  der  Kriminalrat  Woldermann  aus  Stettin  und  der  Hof  rat 
Goldschmidt  aus  Magdeburg. 

Unterm  26.  April  1781  wurde  die  ganze  Prozessordnung  unter 
dem  Namen:  Corpus  juris  Fridericianum  Erstes  Buch*^  als  Gesetz  ver- 
kündet; das  zweite  Buch  sollte  das  bürgerUche  Recht  enthalten.  Die 
Gnmdzüge  des  Prozesses  sind  folgende.  Die  Klage  wird  „angemeldet*', 
darauf  ein  Assistenzrat  zu  ihrer  Aufnahme  ernannt,  der  den  Kläger 
zu  Protokoll  vernimmt  oder,  wenn  er  auswärtig  ist,  durch  einen  Kom- 
missar vernehmen  lässt  oder  aber  brieflich  Auskunft  von  ihm  einzieht. 
Erachtet  der  Assistenzrat  die  Klage  für  aussichtslos  und  will  sich 
Kläger  nicht  davon  überzeugen  lassen,  so  wird  es  dem  Gerichte  angezeigt, 
welches  den  Kläger  abweist  oder  Fortsetzung  der  Sache  anordnet.  Ist 
alles  in  Ordnung,  so  reicht  der  Assistenzrat  seine  Akten  mit  einem 
„Hauptbmoht*'  ein,  welcher  nichts  anderes  als  die  Klage  ist  und,  wenn 
sich  nichts  zu  erinnern  findet,  dem  Beklagten  zugestellt  wird  mit  der 
Auflage,  sich  binnen  einer  Frist  zu  erklären  und  für  den  Fall,  dass  er 
widersprechen  wolle,  sich  bei  dem  ihm  beigeordneten  Assistenzrate 
zu  melden.  Meldet  er  sich  nicht,  und  lässt  auch  eine  zweite  Frist  un- 
beachtet, so  stellt  der  Assistenzrat  das  Ausbleiben  durch  ein  Protokoll 
fest  und  reicht  dieses  dem  Kollegium  ein,  welches  darauf  Versäumnis- 
beecheid  erlässt.  Meldet  sich  Beklagter  dagegen,  so  setzt  das  Gericht  auf 
Vorschlag  des  Assistenzrates  eine  Frist  zur  Klagebeantwortung  fest; 
der  Assistenzrat  vernimmt  den  Beklagten  zu  Protokoll,  wobei  er  ihn 
zur  Erteilung  der  Auskunft  jederzeit  durch  Androhung  von  VersäunmiB- 
folgen  zwingen  lassen  kann,  und  reicht  dann  seinen  Hauptbericht  mit 
den  Akten  ein.  Dieser  wird  dem  Kläger  mitgeteilt,  und  nun  ein  „In- 
struktionstermin"  vor  einem  Deputierten  des  KoUegü  anberaumt,  in 
welchem  beide  Parteien  unter  Beistand  ihrer  Assistenzräte  mündlich 
verhandeln  und  an  dessen  Schlüsse  der  Deputierte  mit  den  Assistenz- 
räten den  Status  causae  et  controversiae  reguliert,  d.  i.  feststellt,  was 
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zugestanden,  was  bestritten  und  worüber  Beweis  zu  erheben  ist.  Der 
Beweis  wird  —  natürlich  ohne  Beweisurteil  und  Fragestücke  —  erhoben, 
die  Instruktion  geschlossen,  die  Sühne  versucht;  die  Assistenzrate 
geben  ihre  Bechtsausführungen  zu  Protokoll  oder  schriftlich  ein,  die 
Akten  gehen  zusammen  mit  den  versiegelten  Handakten  der  Assistenz- 
räte an  das  Kollegium  zum  Spruch.  Findet  dieses  eine  Bechtsfrage  im 
Gesetze  nicht  deutlich  genug  entschieden,  so  fragt  es  die  neu  errichtete 
Gesetzkomnussion  an,  welche  die  Frage  massgebend  entscheidet.  In 
zweiter  und  dritter  Instanz  verläuft  die  Sache  ungefähr  ebenso. 

Dieses  ist  das  ordentliche  Verfahren  bei  den  Obergerichten.  Bei 
den  Untergerichten  werden,  wenn  sie  kleiner  sind,  gar  keine  Assistenz* 
rate,  wenn  sie  grösser  sind,  „Assistenten  oder  Assessores"  bestellt,  w^che 
durchaus  die  Stelle  der  Assistenzräte  vertreten.  In  einfachen  Sachen 
wird  das  Verfahren  natürlich  vereinfacht. 

Die  Assistenzräte  sind  richterliche  Beamte,  werden  zu  richterlichen 
Geschäften  jeder  Art,  nur  nicht  zur  Instruktion  und  zum  Erkennen, 
verwendet,  haben  Sitz  und  Stimme  im  Kollegium,  beziehen  festes  Ge- 
halt. Aus  ihnen  gehen  die  Bäte  erster  Klasse  hervor,  welche  auch  zur 
Instruktions-  und  Urteilstätigkeit  berufen  sind.  , J>as  Amt'S  so  sagt 
der  „Vorberioht"  zum  corpus  iuris  Fridericianum,  „ist,  insofern  als  von 
der  Untersuchung  des  Facti  die  Bede,  ein  würkliches  richterliches  Amt. 
Sie  sind  also  keineswegs  Söldner  und  blosse  Sachwalter  der  Partheyen, 
sondern  Beystände  und  Gehülfen  des  Bichters ;  deren  Pflicht  es  wesent- 
lich mit  sich  bringt,  das  Gericht  in  seinen  Bemühungen  zur  Ausmittelung 
der  Wahrheit  zu  unterstützen;  sich  zu  diesem  Endzweck  mit  ihm  zu 
vereinigen;  und  alles,  was  sie  daran  entdecken,  ohne  den  geringsten 
Vorbehalt,  und  ohne  Bücksicht:  welcher  Parthey  solches  zum  Nutzen 
oder  Schaden  gereiche,  redlich  und  aufrichtig  anzuzeigen'^  jedoch  „die 
Partheyen  gegen  alles  eigenmächtige  und  despotische  Verfahren  und 
gegen  alle  übrige  Missbräuche  des  richterUchen  Amtes  völlig  zu 
sichern".  Die  Verordnung  vom  19.  März  1782  bestimmt  das  Ver- 
hältnis   dahin: 

Deputatus  und  Assistenzräthe  machen  zusammen  eine  Deputation 
aus,  in  welcher  die  Meinung  des  Instruenten  salvo  recursu  an  das 
Plenum  den  Ausschlag  giebt. 
Bevollmächtigter  der  Partei  ist  der  Assistenzrat  nicht;  in  den  Fällen, 
wo  ausnahmsweise  die  Partei  vom  persönlichen  Erscheinen  befreit 
wird,  muss  ein  Bediensteter  oder  Verwandter  derselben  mit  Vollmacht 
erscheinen;  allenfalls  kann  auch  mit  dem  Assistenzrat  allein  verhandelt 
werden,  ohne  dass  er  aber  eine  Vollmacht  vorzulegen  *brauchte. 
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So  war  denn  in  Preussen  die  Advokatur  verstaatlicht. 
Reohtsrat  und  Bechtsbeistand  hat  der  Bürger  nicht  mehr  bei  einem 
freigewählten  Vertrauensmanne,  sondern  bei  dem  ihm  vom  Staate  an- 
gewiesenen Beamten  zu  suchen.    Wie  wird  dieser  seine  Aufgabe  lösen? 


Siebenunddreissigstes  Kapitel. 

Justizkommissare. 

Die  Assistenzräte  waren  nur  für  den  Prozess  bestellt.  Für  die  frei- 
willige Gerichtsbarkeit  fehlte  es  seit  dem  Wegfall  der  Advokaten 
an  Rechtsbeistanden.  Es  gab  zwar  Notare,  die  aber  dieses  Amt  in  der 
Regel  nur  als  Nebenamt  ausübten,  im  Hauptamte  Advokaten-,  Sekretars- 
und  andere  Stellungen  bekleideten.  Nun  lag  freilich,  nachdem  man 
die  Prozessparteien  an  Staatsbeamte  gewiesen  hatte,  nichts  naher,  als 
auch  hier  die  Rat  beehrenden  Parteien  an  den  Richter  zu  verweisen, 
und  es  hatte  noch  niemand  behauptet,  dass  die  freiwillige  Gerichts- 
barkeit einen  besonderen  Rechtsbeistandberuf  nötig  mache.  Allein 
hier  kam  die  Frage  der  Entschädigung  der  entlassenen  Advokaten 
oodt  in  Erwägung.  Wenn  Friedrich  Wilhelm  II.  hunderte  von  Advokaten 
kurzer  Hand  entlassen  hatte,  so  wurde  solches  jetzt  als  Unrecht  em- 
pfunden. Es  wurden  ohne  Entschädigung  nur  8  bis  10  Advokaten 
entlassen,  die,  wie  es  heisst,  längst  dazu  reif  waren.  Die  übrigen  ab- 
gehenden Advokaten  sollten,  so  sagte  die  Verordnung  vom  18.  Dezember 
1 780,  zur  Tätigkeit  in  allen  nicht  prozessualischen  Rechtsangelegenheiten 
ausschlieesend  befugt  sein.  Neu  und  unerhört,  wie  diese  ganze  Justiz- 
reform, war  auch  diese  Bildung:  ein  Anwaltstand,  der  keine  Prozesse 
führt.  Dieser  neue  Stand  erhielt  den  Titel:  Justizkommissar.  Die 
ersten  Justizkommissare  waren  die  früheren  Kammergerichtsadvokaten 
Rühlmann,  Zimmermann,  Sprögel,  Menicke,  Blume,  die  Hofräte  Speck- 
huhn und  Michaelis,  die  Kriegsräte  Eltester  und  Besecke,  die  Fiskale 
Francke,  Hulbeck,  Berends  und  Zöllner. 

In  der  Prozessordnung  war  das  Dienstrecht  der  Justizkommissare 
im  siebenten  Titel  des  dritten  Teils  mit  auffallender  Ausführlichkeit 
behandelt.  Ihr  Amt  ist:  Beratung  und  Vertretung  in  allen  Rechts- 
angelegenheiten, welche  nicht  Prozesse  sind,  also  in  Grundbuch-, 
Vormundschafts-  und  Nachlasssachen,  Konkursen  (worunter  auch 
Obemahme    von    Konkursverwaltungen    gehört),    Depositalsachen ; 

WeUtUr,  OMdddita  der  BechtauwaltidiAft.  23 
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ferner  gehört  dazu  der  Entwurf  von  Vertragen  und  das  Notariat. 
Gbjoz  nnprozessualisch  war  indes  der  Geschaftskreis  doch  nicht.  Der 
Betrieb  der  Zwangsvollstreckung  und  die  Verteidigung  in  Strafoachen 
stand  ihnen  von  Haus  aus  zu.  Zu  den  unprozessualen  Angelegenheiten 
wurden  auch  Rechtsstreite  gerechnet,  so  lange  sie  nicht  zum  Prozess 
gediehen  waren,  womit  also  die  wichtige  Beratungstatigkeit  vor  dem 
Prozesse  den  Justizkomnussaren  anheim  fiel.  Endlich  aber  konnten  die 
Justizkomnussare  auch  direkt  am  Zivflprozesse  teilnehmen.  In  ganz 
besonderen  Fallen  nämlich,  wenn  die  Partei  weder  personlich  erscheinen, 
noch  sich  mit  ihrem  Assistenzrate  schriftlich  verstandigen,  noch  einen 
vorschriftsmassigen  Bevollmächtigten  bestellen  kann,  sollte  das 
Gericht  der  Partei  einige  Justizkommissare  vorschlagen,  aus  denen 
sie  einen  Bevollmächtigten  wählen  kann,  oder  auch  einen  Justizkom* 
missar^mit  Einholung  der  Auskünfte  beauftragen.  Auch  konnten  Jnstw* 
konmiissare  als  Hilfsarbeiter  zum  Dienste  der  Assistenzräte,  auch  bei 
den  kleinen  Untergerichten,  die  keinen  Assistenten  haben,  an  Stelle 
eines  solchen  zugezogen  werden.  In  die  bei  dem  Kammergerichte  neo- 
gebildete  Kriminaldeputation  wurden  auch  einige  Justizkommissare 
unter  dem  Titel  Kriminalräte  ernannt;  auch  am  Stadtgericht  und  an 
den  franzosischen  Gerichten  gab  es  richtende  Justizkommissare.  Eis 
gab  unter  Carmer  in  Berlin  über  30  Justizkommissare,  worunter  ein 
Tefl  Fiskale. 

Zu  ihren  Geschäften  sind  die  Justizkommissare  ausschliessend 
befugt  dergestalt,  dass  nur  sie  als  Vertreter  zugelassen  und  nur  von 
ihnen  l^alisierte  Eingaben  angenommen  werden.  Es  wird  sonach  der 
in  Prozessen  bestehende  Anwaltzwang  auf  die  freiwillige  Gerichte- 
barkeit  ausgedehnt.  Auch  ein  nicht  unbeträchtlicher  Notarzwang 
wird  eingeführt.  Alle  Verträge  über  Unbewegliches  bedürfen  gericht^ 
hoher  oder  notarieller  Aufnahme,  ebenso  die  ziemlich  zahlreichen  Akte, 
die  nach  gemeinem  oder  Provinzialrechte  gerichtlicher  Bestätigung  be- 
durften. Die  Aufnahme  notariell»  Urkunden  wird  durch  ausfuhriiche 
Vorschriften  geordnet. 

Die  Justizkonmiissare  werden  aus  denen  ernannt,  die  eine  2SeitLang 
als  Referendare  gearbeitet  und  eine  Prüfung  besonders  über  freiwillige 
Gerichtsbarkeit  bestanden  haben.  Sie  werden  für  den  Bezirk  des  Landes- 
Justizkollegiums  angestellt  und  der  Aufsicht  dieses  unterworfen.  IMe 
älteren  fähren  wie  früher  die  Advokaten,  den  Titel  Ejiegsrat,  Hofrat; 
der  Titel  Justizkommissionsrat  b^^innt  jetzt  zu  erscheinen.  Das  Notari&t 
behalt  in  mancher  Beziehung  eine  besondere  Stellung.  Es  wird  als  ge- 
riohtliohes  Amt  bezeichnet.    Es  erhält  eine  Kollegialverfassung.     Alle 
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Notare  des  Bezirks  eines  LandesjustizkoUegiums  werden  zn  einem 
Koll^nm  vereinigt»  an  dessen  Spitze  ein  vom  Jnstizminister  ans  den 
Notaren  ernannter  Direktor  steht.  In  einem  ihnen  angewiesenen  Baume 
in  einem  öffentlichen  Gebäude  müssen  täglich  zu  bestimmten  Stunden 
zwei  Notare  zu  treffen  sein  für  die  Parteien,  die  keine  Bekanntschaft  mit 
Notaren  oder  die  besonders  schleunige  Geschäfte  haben.  Dort  ist  auch 
die  gemeinsame  Kanzlei,  in  der  alle  Mitglieder  ihre  Urkunden  nieder- 
zulegen haben.  Der  Direktor  hat  jede  Urkunde  zu  prüfen  und  unter 
des  Kollegiums  Siegel  auszufertigen,  den  Armennotar  zu  bestellen,  die 
Notarkammer  zu  berufen,  das  Archiv  zu  verwalten,  Unregelmässigkeiten 
dem  LandesjustizkoUegium  anzuzeigen.  Dieser  erste  Versuch  einer 
Notarkammerverfassung  in  Deutschland  ist  aber  auf  dem  Papier  stehen 
geblieben.  Es  wurde  zwar  1783  der  Berliner  Kammer  ein  Zimmer  auf 
dem  Kammergerichte  eingeräumt  und  Kriegsrat  Eltester  als  Direktor 
in  Aussicht  genommen,  auch  der  Turnus  der  auf  dem  Zimmer  anzu* 
treffenden  Notare  bestimmt,  seine  wirkliche  Abwartung  aber  noch  aus* 
gesetzt,  um  zu  sehen,  ob  er  erforderlich  sei.  Aber  seitdem  verlautet 
nichts  mehr  von  Turnus  und  Notarkammer;  die  darauf  bezüglichen 
Vorschriften  wurden  zwar  zumeist  in  die  allgemeine  Gerichteordnung 
übernommen,  jedoch  durch  den  Anhangsparagraphen  468  dahin  geändert, 
dass  die  Urkunden  dem  Direktor  zur  Prüfung  und  Siegelung  nur  auf 
Antrag  der  Partei,  d.  h.  niemals,  vorgelegt  werden  sollten,  und  schliesslich 
im  Anhangsparagraphen  470  die  Besetzung  der  Direktorstelle  für  nicht 
erforderlich  erklärt.  Seitdem  erscheint  zwar  noch  einmal  in  den  amt- 
lichen Personalnachrichten  ein  Notariatsdirektor  Klipsch  in  Magde- 
burg (ernannt  1828,  -f- 1843).  Weiter  aber  ist  die  Notarkammerverfassung 
nicht  ausgeführt  worden;  die  Vorschriften  darüber  haben  als  Muster 
einer  totgebliebenen  Gesetzgebung  in  Geltung  gestanden  bis  1900,  wo 
sie  auch  formell  aufgehoben  wurden. 


Achtunddreissigstes  Kapitel. 

Rflckbildong. 

Der  Anblick,  den  die  preussische  Rechtspflege  1781  der  erstaunten 
Welt  bot,  war  in  der  Tat  unerhört.  Ein  mündliches  Verfahren 
mit  persönlich  erscheinenden  Parteien,  deren  jeder  ein  Richter  als  Rechts- 
beistand beigegeben  war,   die  Advokaten  für  den  Prozess  abgeschafft, 
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für  die  freiwillige  Geriobtsbarkeit  aber  als  besonderer  Bemfsstand  der 
Becbtsbeistandsobaft  koUegialisch  organisiert:  das  alles  war  so  neu 
und  eigentümlioh,  dazu  so  plötzlich  gekommen,  dass  sich  nicht  einmal 
ein  literarischer  Streit  darüber  hatte  entspinnen  können.  Aber  die 
neue  Gesetzgebung  kam  aufs  glücklichste  dem  Geiste  der  Aufkl&rungs- 
zeit»  der  Richtung  auf  das  Einfache  und  Natürliche  entgegen;  die  Advo- 
katur war  nie  beliebt  gewesen ;  dazu  die  Aussicht  auf  ein  deutsches  bürger- 
liches Gesetzbuch:  es  konnte  nicht  fehlen,  dass  die  neue  Schöpfung 
mit  Jubel  begrüsst  wurde.  Schriftlich  und  mündlich,  in  Poesie  und 
Prosa  wurde  das  neue  Werk  in  den  Himmel  erhoben,  und  der  Tadel 
wagte  sich  in  der  ersten  Zeit  nur  zaghaft  hervor. 

Wie  wird  es  nun  aber  im  Feuer  der  Praxis  bestehenl    Das  hing 
ab  von  der  Bereitwilligkeit  des  Beamtentums  und  des  Publikums  zur 
Erfüllung  der  gestellten  Aufgabe.     Im  Beamtentume  nun  wurde,  wie 
es  scheint,  nur  von  einer,  aber  sehr  einflussreichen  Seite  dem  neuen 
Wesen   Widerstand    entgegengesetzt.      Der   Kammergerichtsprasident 
V.  Bebeur,  der  durch  das  Emporkommen  Carmers  seine  ehrgeizigen 
Absichten  vereitelt  sah,  war  den  Neuerungen  im  Stillen  herzlich  ab* 
geneigt.    Als  ihm  nun  im  März  1782  der  Entwurf  einer  Verordnung 
mitgeteilt  wurde,  welche  das  den  Justizkommissaren  für  Prozesse  zu- 
gestandene sehr  beschrankte  Vertretungsrecht  erweitern  wollte,   be- 
richtete er  frohlockend,  er  könne  dies  nur  billigen,  da  er  sich  stets  gegen 
den  Ausschluss  der  Advokaten  ausgesprochen;  freilich  werde  damit 
die  Prozessordnung  in  ihrer  Grundlage  verändert,  und  es  werde  die 
Ausnahme  zur  Regel  werden.    Carmer  erwiderte  scharf,  die  persönliche 
Vernehmung  der  Parteien  bleibe  die  Begel,   gegen  geflissent- 
liches Missverständnis  seiner  Anordnungen  werde  er  einzusohieiton 
wissen.    Die  Verordnung  wurde  dann  unterm  19.  März  1782  erlassen. 
Zum  ersten  Male  erscheint  darin  ein  Urteil  über  die  Erfolge  der  Prozeas- 
Ordnung,  freüich  von  ihren  eigenen  Urhebern  abgegeben.   Die  Prozesa- 
Ordnung,  heisst  es,  habe  sich  bewährt;  die  Bereitwilligkeit,  der  Fleiss 
und  Eifer  der  Kollegien  sei  zu  loben.   Indes  scheine  es  einigen  Assistenz- 
räten an  richtiger  Auffassung  ihres  Amtes  zu  fehlen.    Manche  hätten 
den  Tatbestand  künstlich  zu  Gunsten  ihrer  Partei  gewendet,  andoe 
wiederum  den  Ungrund  des  Anspruchs  ihrer  Partei  weitläufig  dargetan; 
die  Hauptberichte    seien    mit  Bechtsausführungen  und  unerheblichen 
Tatsachen  überladen  worden;  die  Assistenzräte  kämen  oft  unvorbereitet 
zur  Instruktion,  holton  die  Erklärungen  der  Parteien  nicht  rechtzeitig 
ein.     Es  wird  daher  verordnet,  dass  Assistenzräte  nur  in  wichtigen, 
verwickelten  Sachen  oder  auf  Verlangen  der  Partei  bestellt  werden. 
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Schon  wird  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  Justizkommissare  aus- 
nahmsweise als  Bevollmächtigte  zugelassen  werden  können;  ja  es  wird 
sogar  ,,zur  Beruhigung  misstrauisoher  Gemüther"  den  Parteien  er- 
laubt, nach  Schluss  der  Instruktion  durch  einen  Justizkommissar 
Deduktionen  einreichen  zu  lassen,  der  seine  Gebühren  aus  der  Sportel- 
kasse  erhält. 

Man  sieht,  es  war  die  Assistenzrateinrichtung,  die  nicht  gut  arbeiten 
wollte.  Man  begann  sachte  die  Justizkommissare '^I  heranzuziehen. 
EinErlass  vom  21.  September  1782  bezeichnete  es  als  selbstverständlich, 
dass,  wo  ein  Justizkommissar  zugelassen  wird,  ein  Assistenzrat  nicht  zu 
bestellen  ist.  Aber  es  wurden  weitere  Wünsche  aus  dem  Beamtentume 
selbst  laut.  Eine  Denkschrift  beantragte,  Assistenzräte  nur  noch  auf 
Antrag  zu  bestellen,  sonst  aber  den  Parteien  die  Wahl  eines  Justiz- 
kommissars freizugeben;  die  Assistenzräte  suchten  die  Sache  los  zu 
werden,  rieten,  wo  es  nicht  angebracht,  zu  Vergleich  und  Verzicht;  die 
Parteien  hätten  oft  darüber  geklagt. 

Eine  Verordnung  vom  20.  November  1782  kam  diesen  Wünschen 
entgegen.  Das  persönliche  Erscheinen  bleibt  die  Regel,  wird  jedoch 
für  klare  Schuld-,  Wechsel-  und  Exekutivprozesse  erlassen.  Justiz- 
kommissare sollen  jetzt  nicht  blos  dann,  wenn  die  Partei  keinen  vor- 
schrif  tsmässigen  Bevollmächtigten  stellen  kann,  sondern  in  allen  FäUen, 
wo  die  Partei  nicht  persönlich  zu  erscheinen  hat,  zugelassen  werden. 
Aber  selbst  in  Fällen,  wo  persönliches  Erscheinen  vorgeschrieben  ist, 
soll,  wenn  dennoch  ein  Justizkommissar  anstatt  der  Partei  erscheint, 
der  Deputierte  einen  „Versuch  machen,  wie  weit  er  es  mit  der  Instruktion 
bringen  kann".  Der  Justizkomnüssar  muss  vorbereitet  erscheinen 
und  sich  wie  die  Partei  vernehmen  lassen.  Das  waren  sehr  bedeutende 
Zugeständnisse,  zu  denen  sich  Carmer  sicher  schweren  Herzens  ent- 
sohloss.  Viele  Beschwerden  der  Parteien,  sagte  er  im  Erlasse  vom 
6.  Januar  1783,  hätten  ihn  davon  überzeugt,  dass  das  persönliche  Er- 
scheinen doch  nicht  allemal  notwendig  und  ein  vorschrif tsmässiger 
Bevollmächtigter  nicht  immer  zu  finden  sei. 

Aber  auf  der  eingeschlagenen  Bahn  gab  es  kein  Halten  mehr.  Ein 
Erlass  vom  20.  September  1783  bemerkte,  dass  manche  Parteien 
Winkelschriftstellem  in  die  Hände  gefallen  seien,  den  Assistenzräten 
misstrauisch  gegenüberständen,  die  Hauptberichte  (die  nach  einer 
früheren  Klage  meist  nur  Abschriften  der  Informationsprotokolle  sind) 
von  Kollegien  und  Assistenzräten  als  Formalität  betrachtet  worden 
seien.  Deshalb  wird  den  Parteien  erlaubt,  in  allen  Fällen  „bloss 
zu  ihrer  Beruhigung"  einen  Justizkommissar  zum  Termine  mitzubringen, 
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der  alfldann  auoh  ausserhalb  der  Termine  die  Saohe  betreibt.  Assistenz- 
rate  sollen,  auch  wo  kein  Justizkommissar  gewählt  ist,  in  der  Regel 
nicht  mehr  bestellt  werden. 

Hiermit  war  die  Assistenzrateinrichtung  beseitigt ;  die  alte  Advokatur 
hielt  wieder  ihren  Einzug.  In  einem  allerwesentliohsten  Punkte  war 
das  System  aufgegeben.  Die  Prozessordnung  unterschied  sich  nun- 
mehr von  andern  nur  noch  durch  den  festgehaltenen,  obwohl  auch 
schon  gemilderten  Zwang  zum  persönlichen  Erscheinen,  die  Instruktion 
durch  einen  Deputierten,  den  Mangel  einer  Scheidung  zwischen  Stoff- 
sammlungs-  und  Beweisverfahren;  ihre  auffallendste  Eigentämlichkeit, 
das  Fehlen  einer  Advokatur,  hatte  sie  abgelegt.  Die  advokatenloee, 
die  herrliche  Zeit  war  vorüber. 

Die  Feinde  der  Prozessordnung  begrüssten  diesen  Misserfolg  mit 
heller  Schadenfreude.  Bebeur,  der  wegen  seiner  Unbotmassigkeit 
nach  Stettin  versetzt  worden  war,  es  aber  vorgezogen  hatte,  seine 
Entlassung  zu  nehmen  und  nun  in  masslosen  Schmähschriften  die 
Machthaber  anzugreifen,  beschrieb  die  bisherigen  Wandlungen  wie  folgt : 

Advokaten!    Verschwindet  gänzlich  von  der  Erdfläche! 

Assistenzräthe!  Erscheint  an  ihrer  Stelle!  Werdet  Beisitzer  des 
Gerichts! 

Advokaten!    Verwandelt  Euch  in  Notare! 

Advokaten!    Verwandelt  Euch  in  Justizkomnussare ! 

Verwandelte  Advokaten!  Erscheint  vor  Gericht  bloss  zur  Aus- 
führung des  Bechtspunkts ! 

Verwandelte  Advokaten!  Erscheint  wieder  vor  Gericht,  selbst 
bei  der  Untersuchung  des  Faktum,  aber  nur  in  gewissen  aus- 
genommenen Fällen! 

Verwandelte  Advokaten!  Erscheint  wie  zuvor  vor  Gericht;  aber 
lasset  Euch  inquisitorisch  vernehmen,  und  vor  allen  Dingen 
nennt  Euch  nicht  Advokaten! 

Die  am  6.  Juli  1793  unter  dem  Namen  „Allgemeine  Gerichtsordnung*^ 
verkündete  Neubearbeitung  des  corpus  juris  Friedericianum  kannte 
keine  Assistenzräte  mehr,  liess  Justizkommissare  unbeschränkt  zu. 
Beibehalten  dagegen  war  die  Regel  des  persönlichen  Erscheinens  der 
Parteien,  mit  welcher  sich  die  Zwecke  der  Ptozessordnung  immerhin 
noch  erreichen  Hessen.  Solange  Carmer  im  Amte  war,  hat  er  an  dieser 
Regel  unbeugsam  festgdialten.  Als  er  aber  nach  Vollendung  des  All- 
gemeinen Landreohts  sich  ins  Privatleben  zurückzog,  da  wurde  auch 
sie  aufgehoben  durch  die  Verordnung  vom  19.  Dezember  1799  (Anhangs* 
Paragraph  1  zur  Allgemeinen  Gerichtsordnung),  und  an  die  Stelle  des 
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glossartigen  Cannerschen  Baues  trat,  nach  Entfernung  der  Hauptsäule, 
ein  völlig  gestaltloses  Gebilde.  Die  Instruktion  durch  Deputierte, 
auf  persönliche  Vernehmung  der  Parteien  berechnet,  wurde  zu  einem 
Gaukelspiel,  wenn  sie  mit  Justizkommissaren  stattfand,  die  wie  un- 
kundige Parteien  über  das  vernommen  werden  sollten,  was  sie  viel 
einfacher  in  Schriftsätzen  sagen  oder  vor  dem  erkennenden  Gerichte 
vortragen  konnten.  Die  ganze  Konstruktion  des  Verfahrens  war  fehler- 
haft, und  Carmer  wäre  ohne  Zweifel  der  erste  gewesen,  der  eine  solche 
Gesetzgebung  abgelehnt  hätte. 

Es  wäre  übereilt  zu  behaupten,  dass  die  Neubildungen  des  corpus 
juris  Friedericianum  sich  nicht  bewährt  haben  und  deshalb  so  schnell 
verschwunden  sind.  Die  Assistenzrateinrichtung  hat  keine  Zeit  gehabt, 
sich  zu  bewähren.  Man  muss  sich  fragen,  was  Carmer  bewogen  haben 
kann,  diese  eine  Hauptstütze  seines  Baues  so  schnell  preiszugeben.  Es 
werden  zwar  Wünsche  und  Beschwerden  des  Publikums  erwähnt. 
Indes  von  einer  wirklich  grossen  stürmischen  Bewegung  gegen  die 
Einrichtung  verlautet  nichts;  auch  war  Carmer  nicht  der  Mann,  vor 
einer  solchen  ohne  weiteres  die  Segel  zu  streichen.  Ob  ihm  nicht  im 
tiefsten  Innern  die  Ahnung  dämmern  mochte,  dass  diese  Schöpfung 
naturwidrig  sei!  Dass  die  Partei,  die  ihr  Recht  durchsetzen  wiU,  nicht 
selbst  zum  Objekt  einer  Untersuchung  gemacht  werden,  der  Hechts- 
beistand,  der  sie  gegen  die  Übermacht  des  Beamtentums  vertreten 
soll,  nicht  selbst  diesem  Beamtentume  angehören  darf.  Waren  die 
Assistenzräte  Richter,  bildeten  sie  mit  dem  Deputierten  ein  Kollegium, 
stand  also  die  Partei  lediglich  Richtern  gegenüber,  so  Uef  doch  das 
hinaus  auf  Versagung  des  Rechtsbeistandes. 

Die  Einführung  der  Assistenzräte  deckte  sich  am  letzten  Ende 
mit  der  auf  die  Dauer  unmögUchen  Aufhebung  der  Advokatur.  Aber 
nicht  darin,  dass  sie  diese  Unmöglichkeit  nachgewiesen,  liegt  ihre  Be- 
deutung für  die  Advokatur.  Diese  gewaltige  Gesetzgebung  hatte  alles 
umgestürzt,  was  bisher  als  fest  und  unantastbar  gegolten.  An  die 
höchsten  Fragen  des  Rechts  hatte  sie  gerührt,  die  tiefsten  Tiefen  der 
Grundauffassung  des  Anwaltberufs  blossgelegt.  Und  doch  waren 
ihre  tie^reifenden  Veränderungen  nicht  durch  ebenso  tief  liegende 
Hangel  hervorgerufen  worden,  besass  Preussen  nach  dem  Eingeständnis 
der  Reformer  selbst  einen  ganz  tüchtigen  Richterstand,  hatte  die  Rechts- 
pflege bisher  zur  Zufriedenheit  gearbeitet.  War  es  nicht  höchst  un- 
konservativ, unter  solchen  Umständen  das  Gerichtswesen  so  von 
Grund  aus  umzugestalten?  Fehlte  nicht  den  Gesetzgebern  von  1781 
der  geschichtliche  Sinn,  der  an  Bestehendes  angeknüpft  hätte?    Gewiss. 
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Aber  wie  merkwäidig !  Diese  erträumte  eraonnene  Gesetzgebung  be- 
rührte sich  aufs  stärkste  mit  alten  germanischen  Bechtsgedanken, 
die  den  Gesetzgebern  nicht  entfernt  zum  Bewusstsein  gekonmoien  waren. 
Forderte  nicht  auch  das  alte  deutsche  Recht  personlichea  Erscheinen 
der  Parteien?  Wurde  nicht  auch  im  Ding  der  Vorsprecher  vom  Richter 
der  Partei  gegeben,  und  zwar  „aus  dem  Ring  des  Gerichts*\  aus  dm 
Zahl  der  Urteiler?  War  nicht  auch  die  Vorsprache  ein  öffentliehes 
Amt  gewesen,  eingesetzt  im  öffentlichen  Interesse,  nicht  im  Parteien- 
interesse? Dass  sie  die  vergessene  Gmndauffaswmg  deutscher  Reehtsan- 
anwaltschaft  wieder  zu  Ehren  brachte,  darin  liegt  die  Bedeutung  der 
Carmerschen  Gesetzgebung  für  die  Geschichte  der  Advokatur. 


NeununddreiBSigstes  Kapitel. 

Die  Anwaltschaft  der  Allgemeinen  Gerichtsordnung. 

Durch  die  Umwälzungen  im  preussischen  Rechtswesen  hatte  die  Advo» 
katur  eine  ganz  besondere,  so  nirgends  wiederzufindende  Stellung 
erhalten.  Es  ist  oben  brachtet,  dass  das  Justizkommissariat  von  Haus 
aus  organisiert  war  als  Amt  der  Rechtsbeistandschaft  in  Sachen  frei* 
williger  Gerichtsbarkeit,  dass  insbesondere  zu  seinem  Creschaftakreiae 
gehörte  das  Notariat.  Jetzt,  als  die  Justizkommissare  auch  zum  Pro- 
zesse wieder  zugelassen»  also  wieder  Advokaten  geworden  war^i,  ergab 
sich  von  selbst  eine  Einrichtung,  die  bis  heute  eine  Eigentiimliohkdt 
Preussens  geblieben  ist:  die  Verbindung  der  Advokatur 
mit  dem  Notariat.  Nicht  Erwägungen  der  Zweckmassigkeit 
oder  Notwendigkeit,  der  Zufall  eines  missgluckten  gesetzgeberischen 
Versuchs  hatte  sie  herbeigefiihrt.  Das  Justizkommissariat  erschien 
nunmehr  in  der  Allgemeinen  Gerichtsordnung  als  das  Amt  des  Bei* 
Stands  in  allen  Rechtsangel^enheiten,  wovon  Prozesstatigkeit  und 
Notariat  nur  Teile  bilden  (§  17  m.  7). 

Einen  so  ausgedehnten  Wirkungskreis  hatte  bisher  die  Advokatur 
nirgends  gehabt.  Wohl  war  sie  häufig  mit  dem  Notariat  v^bunden 
gewesen,  aber  zufallig,  wie  sie  vielfach  auch  mit  anderen  Nebenämtern, 
besonders  Patrimonialrichteramtem,  verbunden  gewesen  war.  Jetzt 
aber  war  die  Verbindung  mit  dem  Notariat  eine  organische  Einrichtung 
geworden,  und  es  bUdete  sich  die  Anschauung  aus,  welche  diese  Ämter 
als  zusammengehörig  betrachtet,  wie  sie  denn  in  der  Tat  in  der  Rechts* 
beratung,  in  privatschriftlichen  Entwürfen  usw.  viel  Gemeinsames  haben. 
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Nun  sohrieb  zwar  die  AUgemeine  Gerichtsordnung  (§9  III.  7)  Tor, 
dass  die  beiden  Ämter  nicht  notwendig  miteinander  verbunden  seien, 
viehnehr  das  Notariat,  ak  grössere  Erfahrung  und  erprobte  Becht- 
sohaffenheit  voraussetzend,  den  Justizkommissaren  erst  nach  längerer 
Erprobung  verliehen  werden  solle.  Sogar  wurde  die  gänzliche  Tren* 
nung  der  Ämter  erwogen.  Allein  das  Reskript  vom  20.  Oktober  1810 
sprach  aus,  dass  man  davon  abgekommen  sei,  weil  ohne  Notariat  die 
Justizkommissare  kein  genügendes  Auskommen  finden  wiirden,  und 
dass  das  Notariat  den  Justizkommissaren,  die  es  noch  nicht  haben, 
jedoch  nur  bewährten  und  im  besten  Rufe  stehenden,  verliehen  werden 
8oUe.  Seitdem  herrschte  die  Übung,  neuemannten  Justizkommissaren 
nicht  sofort,  aber  nach  einiger  Zeit  das  Notariat  zu  geben;  nur  wenn 
sie  die  dritte  Prüfung  bestanden  hatten  oder  aus  dem  Richterstande 
übertraten,  erhielten  sie  das  Notariat  sogleich.  Auch  die  in  diesen  Be- 
stimmungen sich  aussprechende  Höherbewertung  des  Notariats  ist 
eine  preussische  Eigentümlichkeit;  anderwärts  wurde  das  Notariat  als 
das  geringere  Amt,  in  Sachsen  als  Vorstufe  zur  Advokatur  betrachtet. 

Persönliches  Erscheinen  der  Partei  ist  theoretisch  noch  immer 
das  Bückgrat  der  Prozessordnung,  obwohl  seit  1799  (Anh.  §  1  zu  §  12 
Einl.)  nur  dann  darauf  zu  dringen  war,  wenn  es  zur  Ausmittelung  der 
Wahrheit  durchaus  erforderlich.  Dass  eine  solche  Prozessordnung 
keinen  Anwaltzwang  kennen  kann,  ergiebt  sich  von  selbst.  Nur  waren 
die  Justizkommissare  zur  Prozessvertretung  ausschliessend  befugt, 
indem  andere  Bevollmächtigte,  abgesehen  von  solchen,  die  gesetzlich 
vermutete  Vollmacht  haben,  nicht  zugelassen  wurden. 

Lokalisiert  ist  der  Justizkomnüssar  in  der  Begel  bei  einem 
bestimmten  Gerichte  oder  mehreren;  jedenfalls  ist  er  auf  einen  Ort  oder 
Bezirk  beschränkt  (§§  6,  7). 

Höchstzahlen  sind  zwar  nicht  vorgeschrieben,  es  soll  aber 
Überfüllung  vermieden  werden  (§  5);  und  es  sind  demgemäss  die  Er- 
nennungen andauernd  so  sparsam  erfolgt,  dass  in  Preussen  bis  1879 
eine  Justizkonmiissarstelle  fast  überall  ein  gutes,  oft  glänzendes  Ein- 
kommen gewährte  —  ganz  im  Gegensätze  zu  andern  Gebieten,  wie 
Sachsen,  wo  Höchstzahl  und  Emennungsrecht  nicht  vor  ungeheurer 
Oberfällung  geschützt  haben. 

Die  Vorbildung  ist  der  der  Richter  gleich.  Auch  in  diesem 
Punkte  ist  Preussen  andern  Gebieten  vorangegangen.  Für  das  Amt 
eines  Unterrichters  wurde  die  Auskultator-  und  die  Referendar-Prü- 
fung gefordert,  zwischen  denen  ein  praktischer  Vorbereitungsdienst 
von  unbestimmter  Dauer  liegt ;  für  das  Amt  eines  Richters  an  den  Ober- 
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landesgerichten  eine  dritte  vor  der  Hanptpriifuiigskommisdon  in  Berlin 
zu  bestehende  Prüfung.  Der  JustizkommiBsar  nun  muss  die  Vorbildung 
der  Richter  des  Gerichts  besitzen,  bei  dem  er  zugelassen  sein  will.  Der 
Vorbereitungsdienst  für  Richter-  wie  Justizkommissar-Amt  geschieht 
bei  den  Gerichten;  eine  Ausbildung  im  Wege  der  stage  oder  des  Kon- 
zipiententums  hat  Preussen  nie  gekannt. 

Ein  Wechsel  zwischen  Anwaltschaft  und  Richtertum  war  dem- 
gemäss  wohl  möglich.  Indes  scheint  es  nicht,  dass  Justizkommissare 
in  grosser  Zahl  in  Richterämter  gelangten.  Dagegen  wurden  nicht 
selten  Richter,  selbst  höhere  zu  Justizkommissaren  ernannt,  und  unterm 
1.  Oktober  1801  musste  verordnet  werden 

dass  es  in  Zukunft  schlechterdings  keinem  in  einer  ansehnlichen 
richterlichen   Bedienung    stehenden   Justiz-Bedienten    weiter    ver- 
stattet werden  soll,  um  einer  Konvenienz  willen  seine  Stelle  nied^- 
zulegen  und  als   Justiz-Kommissarius  Prozess-Praxis   zu   treiben« 
Dennoch  finden  sich  in  den  amtUchen  Blättern  auch  nach  1801  viel- 
fach Übertritte  von  Richtern,  welche  sich  mit  der  Zeit  so  steigern,  dass 
es  in  den  fünfziger  und  sechziger  Jahren  Übung  wird,  nur  Richter  zu 
Rechtsanwälten  zu  ernennen.    Das  Richteramt  die  Vorstufe  zur  Ad- 
vokatur   —    auch    eine    preussische  Eigentümlichkeit,    die    nirgends 
wiederkehrt. 

Die  Ernennung  geschieht  durch  den  Justizminister,  und 
zwar  durch  Patent.  Es  ist  eigentliche  Ernennung,  da  durch  Reskript 
vom  30.  Januar  1813  (Anhangs-§  462  zu  §  III.  7)  die  Justizkommissare 
als  „wirkliche  Staatsdiener'*  bezeichnet  wurden. 

Demgemäss  lautet  die  mehrfach  abgeänderte  Formel  des  A  m  t  s  - 
e  i  d  e  s  zunächst  auf  Treue  und  Gehorsam  gegen  den  König,  dann  auf 
gewissenhafte  Führung  des  Amts;  vor  der  Kabinetsordre  vom  5.  Nov. 
1833  musste  der  Justizkomnussar  auch  geloben,  die  Parteien  vor  un- 
gerechter Prozessführung  zu  warnen,  ihnen  keine  Kunstgriffe  zur  Ver- 
dunkelung der  Wahrheit  an  die  Hand  zu  geben  usw.  (§  118). 

Der  Titel  ist  „Justizkommissar  und  Notar".  Beide  Amter 
werden  in  der  Regel  als  vereinigt  gedacht  und  der  Amtseid  ist  auf  bei- 
derlei Tätigkeit  gerichtet.  Wer  nicht  das  Notariat  hat,  heisst  nur  Justiz- 
komnussar. Nach  zehn-  bis  fünfzehnjähriger  Dienstzeit  pflegte  der 
Titel  „Justizkommissionsrat",  seit  der  Kabinetsorder  vom  1.  November 
1835  „Justizrat"  verliehen  zu  werden,  als  besondere  seltene  Auszeicb- 
nung  der  Titel  „Geheimer  Justizrat";  dieselben  Titel,  wekdie  auch 
Richtern  verliehen  wurden.  Wurde  ein  Gerichtsrat  Justizkommissar, 
so  erhielt  er  sofort  den  Titel  Justizrat. 
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Den  Rang  haben  die  JuBtizkommissare  im  Amte  hinter  dem 
jfingsten  Asseesor  ihres  Gerichts,  sonst  neben  den  Assessoren  nach  dem 
Dienstalter  (Beskr.  vom  27.  März  1818). 

Aufsicht  und  Disziplin  übt  das  Obergerioht  (§  8) ; 
doch  sind  nach  den  Reskripten  vom  5.  November  1830  und  16.  Dezember 
1831  auch  die  Untergeriohte  befugt,  Ordnungsstrafen  und  Verweise 
zu  verhängen.  Die  Pflichten  des  Justizkommissars  sind  ausführlich 
auseinandergesetzt.  Auch  hier  weicht  die  Allgemeine  Glerichtsordnung 
in  einem  bedeutenden  Punkte  von  den  übrigen  Prozessordnungen  ab. 
Wahrend  diese  in  der  Regel  nur  die  Annahme  „offenbar^'  ungegründeter 
Sachen  verbieten  oder  gar  solche  anzunehmen  gestatten,  wobei  dann 
nur  das,  was  die  Partei  angebe,  vorzutragen  sei,  herrscht  hier  die  höhere 
Berufsauffassung,  welche  dem  Anwalt  schlankweg  die  Annahme  jeder 
Sache  verbietet,  von  deren  Ungrund  er  überzeugt  ist  (§  26  b).  Strafen- 
sjstem  und  Strafverfahren  sind  nicht  besonders  geordnet;  daher  hier 
eine  gewisse  Unsicherheit  Platz  griff.  Die  Absetzung  auszusprechen 
nahm  das  Staatsministerium  für  sich  in  Anspruch.  Unfreiwillige  Ver- 
setzung, die  beim  Anwalt  immer  den  Charakter  einer  höchst  empfind- 
lichen Strafe  hat,  ist,  soviel  man  sehen  kann,  einmal  im  einfachen  Ver- 
waltungswege verfügt  worden. 

Die  Gebühren  waren  1783  bei  Wiederzulassung  der  Justiz- 
kommissare  sowie  in  der  interimistischen  Sporteltaxe  vom  26.  April 
1781  für  die  Gerichte  festgesetzt  worden,  nämlich 

für  die  Einziehung  der  Nachrichten 

in  Sachen  bis  200  Tlr 12  Groschen, 

von  200  bis  1000  Tk 1  bis     2  Tlr. 

über  1000  Tk 2  bis     3  Tk. 

für  die  Instruktion       1  bis  12  Tk. 

für  die  Deduktion     1  bis     4  Tk. 

Machen  sie  ihre  Sache  gut,  so  kann  ümen  das  Doppelte  und  sogar  Drei- 
fache der  Gebühr  zugebilligt,  andernfalls  die  Gebühr  entzogen  werden. 
Die  Sporteltaxe  vom  11.  August  1787  bewilligte 

bei  einem  Werte  von 

10—50  Tlr.  50—100  Tlr.    100—200  Hr.  200—500  Tlr.  über  500  Tlr, 
Für    die    Infor- 

BMtkm    ...           8  Gr.  12  Gr.               16  Gr.          I  Tlr.  8  Gr.       2—4  Tlr. 

bialTlr.SOr.      bi«  2  Tlr. 
W^  die  Abwar- 
tBQff   der    lor 

•tniktion     .    .        8— 12  Gr.  12  Gr.  bi«  1  Tlr.      1— 2  Tbr.          2— 3  Tlr.        4— 10  Tlr. 

mrdbDedQktioo  —  —  1—2  Tb.  2—4  Tb.         4— S  Tlr. 
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Daneben  die  Auslagen  und  unter  Umstanden  kleine  Nebengebühxsn. 
Erstattungsfähig  waren  die  Gebühren  dann  nicht,  wenn  die  Partei 
persönlich  hätte  erscheinen  können  und  sollen,  in  Sachen  bis  zu  200 
Talern  überhaupt  nicht. 

Die  Sporteltaxe  von  1787  war  nur  für  die  LandesjustizkoUegien 
bestimmt ;  für  die  Untergerichte  sollten  bezirksweise  besondere  Sportel* 
Ordnungen  entworfen  werden.  Diese  alle  wurden  ersetzt  durch  die  Ge- 
bührentaxe vom  23.  August  1816,  die  erste  einheitliche  Gebührenordnung 
in  Preussen,  und  für  den  Mandats-,  summarischen  und  Bagatellprozesa 
durch  die  vom  9.  Oktober  1833.  Die  erste  behielt  die  Wertklaasen  und 
Sätze  der  Sporteltaxe  von  1787  im  wesentlichen,  für  die  Untergerichte 
etwas  erniedrigt,  bei,  fügte  jedoch  eine  besondere  Gebühr  für  Klage 
und  Klagebeantwortung  (10,  16,  20  Sgr.,  1  T\i,  10  Sgr.,  2  Tlr.)  sowie 
einige  Nebengebühren  ein,  so  dass  im  ganzen  eine  Erhöhung  einge- 
treten sein  wird.  Bei  Werten  unter  20  Tlr.  wird  nur  eine  Bauschgebuhr 
von  im  ganzen  10  Sgr.  bis  2  Tlr.  erhoben.  Die  Gebühren  müssen  am 
Schlüsse  der  Instanz  gerichtlich  festgesetzt  und  dürfen  vorher  nicht 
eingezogen  werden;  Vorschuss  darf  nur  zur  Deckung  der  baren  Aus- 
lagen erhoben  werden. 


Vierzigstes  Kapitel. 

Mündlichkeit  und  Anwaltewang. 

Die  Wiederzulassung  der  Advokaten  hatte  den  Charakter  der 
Grundlage  des  Carmerschen  Prozesses,  der  Instruktion  durch  Depu- 
tierte, völlig  verändert.  Der  Deputierte  verlor  die  leitende  Stellung, 
die  das  Gesetz  ihm  zugedacht  hatte;  noch  zu  Carmers  Zeit  klagten  dk 
Edikte,  dass  den  Justizkommissaren  die  Instruktion  überlassen,  ein 
Diktieren  und  Bezessieren  zu  Protokoll,  wie  den  früheren  Advokaten, 
gestattet  werde.  Aber  in  der  Tat  konnte  der  Deputierte,  dem  nicht 
die  Partei  selbst  gegenüberstand,  wenig  mehr  tun,  als  die  wohlvorbe- 
reiteten und  formulierten  Erklärungen  der  Anwälte  zu  Protokoll  zu 
nehmen.  Man  begann  den  Wert  der  Advokaten  für  die  prozessualiBche 
Arbeit  zu  merken.  Die  Instruktion,  als  schwere,  Rechts-  und  Mensohtti- 
kenntnis  voraussetzende  Kimst  gedacht,  wurde  zu  einem  untergeoid- 
neten  Geschäft,  das  man  Referendaren  überliess,  die  nun  erst  recht  den 
älteren  Justizkommissaren  gegenüber  das  Heft  aus  der  Hand  verloren. 
Die  ganze  Verhandlung  vor  dem  Deputierten  wurde  zu  einer  Faroe« 
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Über  die  Notwendigkeit  ihrer  Beseitigung  war  bald  nur  eine  Stimme. 
Als  1826  die  allgemeine  Revision  der  Gesetzgebung  angeordnet  wurde, 
da  beleuchtete  ein  sehr  gutes   Gutachten  des   Geheimen  Justizrats 
Reinhardt,  das  die  Vorschlage  der  fiir  die  Prozessordnung  eingesetzten 
Kommission  zusammenfasste,   die  Undurohführbarkeit  der   ,, Verneh- 
mung** der  Justizkommissare  durch  den  Deputierten  wie  folgt: 
Das  Gesetz  wollte  von  ihren  Kenntnissen,  ihrem  Talent,  ihrer  Ge- 
schicklichkeit keinen  Gebrauch  gemacht  wissen,  aus  Furcht  vor 
dem  früher  damit  getriebenen  Missbrauch;  sie  sollten  nur  eben  so 
viel  wissen,  als  die  Partheien  selbst. 
Das  Gesetz  habe  das  nicht  erzwingen  können;  der  Prozessbetrieb  sei 
dennoch  in  die  Hände  der  Advokaten  geraten.    Es  sei  eine  ungemeine 
Verschiedenheit  zwischen  dem  Gesetze  und  seiner  Handhabung  ein- 
getreten. 

Es  ist  Thatsache,  dass  das  Instruiren  mit  den  Justiz-Kom- 
missarien in  ein  blosses  Abschreiben  ihrer  Informationen  oder  Re- 
zessiren  zu  Protokoll  ausgeartet  ist. 

Es  ist  endlich  keine  Aussicht  da  und  es  giebt  kein  Mittel,  diesem 
Missbrauch  —  wenn  man  ihn  so  nennen  will  —  zu  steuern,  weU  er 
in  der  Natur  des  Verhältnisses  g^;ri]ndet  ist,  weil  es  eben  so  wider- 
sprechend als  zwecklos  ist,  ein  Verfahren,  wodurch  der  Richter  den 
Advokaten  entbehrlich  machen  soll,  gegen  diesen  selbst  anzuwenden, 
und  weil  die  Advokaten  Advokaten  bleiben,  auch  wenn  das  Gesetz 
de  nicht  dafür  ansehn  will. 
Sonderbar,  dass  man  gerade  den  Sachverständigen  von  der  Vertretung 
habe  ausschliessen  wollen.    Die  Advokaten  seien  an  den  Mängeln  der 
Rechtspflege  nicht  in  dem  Grade  schuld  gewesen,  als  man  1780  ange- 
nommen habe.     Verschleppung  und  Tatbestandsverdunkelung  könne 
ihnen  nicht  in  vollem  Umfange  zur  Last  gel^  werden,  weil  der  eine 
Teil  stets  an  Aufklärung  des  Tatbestands  und  Kürze  des  Prozesses  in- 
teressiert sei. 

Indes  schienen  diese  Arbeiten  zu  nichts  führen  zu  wollen.  Da  trat 
1831  einer  der  angesehensten  Berliner  Justizkommissare,  Marchand, 
auf  den  Kampfplatz  mit  einer  anonymen  kleinen  Schrift: 

üeber  einige  Haupthindemisse,  welche  der  Verfolgung  des  Rechte 
vor  den  Gerichtshöfen  nach  der  preussischen  Prozessordnung  ent- 
gegenstehen, 
in  welcher  der  gewirrte  Praktiker  den  schwerfälligen  Geschäftsgang 
der  preussischen  Gerichte  und  die  darin  wurzelnde  Unerträglichkeit 
des  amtewegigen  Betriebs  dartat  und  vorschlug,  die  Beibringung  des 
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Stoffs  den  Parteien  zu  überlassen»  ihnen  dazu  eine  nnäbeTSchreitbare 
Anzahl  von  Schriftsätzen  vorzuschreiben  und  dem^  lebendigen  Worte 
Baum  zu  geben.  Er  überreichte  die  Schrift  dem  Könige,  der  ihm  sehr 
anerkennend  antwortete  und  sofort  die  Einsetzung  einer  KommissiiMi 
veranlasste,  aus  deren  Beratungen  die  wichtige  Verordnung  vom  1 .  Juni 
1833  über  den  Mandats-,  summarischen  und  Bagatellprozess  hervor- 
ging. Auf  die  schriftliche  Klage  wird  zwar,  wie  bisher,  ein  Klagebe- 
antwortungstermin vor  einem  Deputierten  anberaumt;  die  Partei  kann 
jedoch,  anstatt  zu  erscheinen,  eine  schriftHche  Klagebeantwortung 
einreichen;  ja  sie  muss  es,  wenn  sie  einen  Justizkommissar  bestellt  hat. 
Alsdann  wird,  wenn  die  Parteien  nicht  darauf  verzichten,  Termin  zur 
mündlichen  Verhandlung  vor  dem  erkennenden 
Gerichte  anberaumt,  in  welchem  nach  kurzem  mündlichen  Bericht 
des  Deputierten  die  Parteien  oder  ihre  Justizkommissare  vortragen. 

Die  grosse  Bedeutung  des  Gesetzes  wurde  sofort  erkannt.  Nicht 
nur,  dass  es  mit  der  Instruktion  aufräumte:  es  führte  auch  eine  münd- 
liche Verhandlung  vor  dem  erkennenden  Gerichte  ein,  wie  sie  schon 
1774  Friedrich  der  Grosse  gewünscht  und  zum  Teü  verwirklicht  hatte. 
Damit  war  auch  der  Advokatur  ihre  naturgemässe  Stellimg  zum  Gfe- 
richte  wiedergegeben.  Einer  der  dringendsten  Wünsche  der  öffent- 
lichen Meinung  Deutschlands  war  erfüllt.  Das  konservative  Preusaen 
war  den  liberalen  Bundesstaaten  mit  einer  liberalen  Beform  voran- 
gesohritten.  Die  Befriedigung  war  gross.  Gerichte  und  Parteien  be- 
günstigten die  neue  Prozessart  so,  dass  bald  der  allergrösste  Teil  der 
Prozesse  in  ihr  verhandelt  wurde.  Am  1.  Juni  1843  fanden  sich  zur 
Feier  des  zehnjährigen  Jubiläums  der  Verordnimg  115  Juristen  in  Soest 
zusammen,  imter  denen  besonders  der  Oberlandesgerichtsrat  Wal- 
deck die  Vorzüge  des  mündlichen  Verfahrens  und  die  dadurch  ge- 
schaffene würdigere  Stellung  des  Anwaltstandes  pries. 

Weniger  Verständnis  für  die  Forderungen  des  Zeitgeistes  zeigte 
der  Leiter  der  Gesetzrevisionsarbeiten  Justizminister  vonKamptz, 
der  bekannte  Demagogenriecher,  von  dem  man  auch  nichts  anderes 
verlangen  konnte.  Sein  1842  gedruckter  Prozessordnungsentwurf  be- 
hielt die  Instruktion  bei,  liess  aber  doch  nach  Schluss  der  Beweisauf- 
nahme eine  mündliche  Verhandlung  vor  dem  erkennenden  Gerichte  zu, 
während  der  schon  seit  1833  vollendete  Entwurf  eines  Gerichtsver- 
fassungsgesetzes wieder  den  Namen  Advokat  einführen  und  das  No- 
tariat von  der  Advokatur  trennen  wollte. 

Aber  da,  ganz  nahe  vor  ihrer  Vollendung,  ging  die  ganz  ungeheure 
Arbeit  der  Gesetzrevision  in  Trümmer.    Am  7.  Juni  1840  war  Friedrich 
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Wilhelm  IV.  zur  Regierung  gelangt,  und  1842  hatte  er  seinen  grossen 
Lehrer  Friedrich  Karl  von  Savigny  zum  Minister  berufen. 
Dieser,  der  bekannte  G^ner  aller  Codification,  wollte  den  Prozess  nur 
vorsichtig  bessernd  reformieren.  Die  Prozessverordnung  vom  1.  Juni 
1833,  nur  für  gewisse  Prozessgattungen  geltend,  hatte  sich  bewährt; 
sie  brauchte  nur  ausgedehnt  zu  werden.  Savigny  liess  also  einen  Ent- 
wurf ausarbeiten,  der  den  Deputierten,  „dieses  schlechteste  Element 
des  bisherigen  ProzeBses'\  ganz  beseitigte,  dafür  eine  durch  vier  Schrift- 
Sätze  vorbereitete  miindliche  Verhandlung  vor  dem  Kollegium  ein- 
führte. Dies  bot  zugleich  den  Vorteil,  die  bisherige,  ebenfalls  viel  an- 
gefeindete Formlosigkeit  des  Verfahrens  aufheben,  insbesondere  mittels 
der  Eventualmaxime  alle  verspäteten  Behauptungen  abschneiden  zu 
können.  Aber  es  bedingte  andererseits  den  Advokatenzwang. 
Und  das  i^u*  freiUch  ein  Sprung  von  einem  Äussersten  zum  andern.  In 
einem  Votum  vom  25.  Februar  1844  setzte  indes  Savigny  auseinander, 
<lass  tatsächlich  schon  jetzt  Prozesse  vor  formiertem  Gericht  fast  nur 
durch  Justizkommissarien  geführt  werden,  der  Stand  durch  das  ihm 
hier  bewiesene  Vertrauen  gehoben,  Begabung  und  Charakter  im  münd- 
lichen Verfahren  besser  hervortreten,  vor  Einzelrichtem  aber  und 
kleineren  Kollegialgerichten  der  Advokatenzwang  nicht  eingeführt 
werden,  in  letzteren  vielmehr  jedes  MitgUed  als  Einzelrichter  ent- 
scheiden werde. 

Im  Staatsministerium  stiess  nun  zwar  nicht  die  Abschaffung  der 
Deputierten-Instruktion  und  die  Mündlichkeit,   wohl  aber  der  Advo- 
katenzwang auf  Widerstand.     Die  dagegen  erhobenen  Einwendungen 
fasste  Savigny  in  einem  nachträglichen  „Votum"  dahin  zusammen: 
A.  Der  Advokatenzwang  sei  mit  den  sonstigen  leitenden  Gesichts- 
punkten der  Verordnung  (die  keinen  Umsturz  des  Bestehenden, 
sondern  nur  vorsichtige  Besserung  wollte)  nicht  zu  vereinigen. 
Denn 

1.  er  führe  eine  Auflösung  der  kleinen  Kollegien  in  Einzelrichter- 
ämter herbei; 

2.  er  widerstreite  den  Gewöhnungen  der  Unterthanen; 

3.  er  stelle  einen  zu  schroffen  Systemwechsel  gegenüber  der  All- 
gemeinen  Gerichteordnung   dar; 

4.  die  Erfahrungen  in  Preussen  bewiesen  zwar  die  Ungefährlich« 
keit  der  Advokatur,  aber  nicht  die  Notwendigkeit  des  Advo- 
katenzwanges; 

5.  der  Advokatenzwang  führe  zu  einer  ganz  verschiedenen  Pro- 
zessordnung für  Kollegien  und  Einzelrichter; 
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6.  er  könne  auf  die  BeBchleonigong  und  die  Kostenlast  nicht 
günstig  wirken; 

7.  eine  Menge  Sachen  würde  besser  ohne  Advokaten  erledigt, 
besonders  auch  die  bedeutende  Zahl  der  Anerkenntniss-  und 
Versaumnisssachen. 

B.  Die  für  den  Advokatenzwang  angeführten  Gründe  träfen  nicht 
zu.    Denn 

1.  um  die  Instruktion  durch  Deputierte  entbehrlich  zu  machen, 
genüge  es,  die  Parteien  zur  Einreichung  von  Schriften  zu  ver- 
pflichten oder  protokollarisch  zu  vernehmen; 

2.  das  mündliche  Verfahren  erfordere  nicht  notwendig  Advo- 
katen, wie  die  Erfahrungen  in  den  Handelsgerichten  von 
Frankreich  und  der  Bheinprovinz,  ja  in  Altpreussen  selbst 
seit  der  Verordnung  vom  1.  Juni  1833  bewiesen; 

3.  strenge  Formen  und  Fristen  gebe  es  auch  bei  den  Einzelrichtem; 
die  Parteien  gewöhnten  sich  daran; 

4.  die  Tatsache,  dass  schon  jetzt  Prozesse  vor  formirten  Kol- 
legien fast  nur  durch  Justizkommissarien  geführt  werden, 
müsse    bestritten    werden. 

Dieser  letzte  Einwand,  der  wiederum  zusanmienhing  mit  der  befürchteten 
Auflösung  vieler  KoUegialgerichte,  erschien  dem  historischen  Gefühle 
Savignys  als  der  erheblichste ;  alle  übrigen  waren  in  der  Gesetzkommission 
bereits  erwogen  worden.  Es  wurde  daher,  so  berichtet  Savigny,  von 
aUen  Kollegialgerichten  in  Preussen,  Pommern,  Sachsen,  Brandenburg, 
Schlesien  und  Westfalen  Bericht  darüber  erfordert,  inwieweit  die  Pro- 
zesse von  den  Parteien  persönlich  oder  durch  rechtskundige  Vertreter 
geführt  worden  seien.  Dabei  wurde  unterschieden  zwischen  den  nach 
der  Gerichtsordnung  und  den  nach  der  Verordnung  von  1833  verhan- 
delten Sachen,  sowie  zwischen  den  Sachen  bis  zu  200  Talern  (in  welchen 
Anwaltsgebühren  nicht  erstattungsfahig  waren)  und  Sachen  über  200 
Taler.  Die  so  gewonnene  Statistik  ist  in  drei  Tabellen  dem  Votum  bei- 
gefügt. Sie  ist  indes  nicht  sehr  brauchbar.  Denn,  wie  Savigny  er- 
wähnt, wurden  die  Nachrichten  nicht  aus  den  Akten,  sondern  aus  den 
in  diesem  Punkte  nicht  immer  sorgfältig  ausgefüllten  Prozessregistem 
entnommen.  Diese  Ausfüllung  muss  zuweilen  aber  sehr  unsorg- 
fältig erfolgt  sein;  sonst  wäre  es  nicht  möglich,  dass  z.  B.  zwei  unter 
völlig  gleichen  Verhältnissen  arbeitende  Obergerichte,  wie  Insterburg 
und  Marienwerder,  völlig  verschiedene  Zahlen  aufweisen,  nämlich 
Marienwerder  den  Advokaten  äusserst  günstige  (von  1772  Prozessen 
nur  51  Parteiprozesse),  Insterburg  sehr  ungünstige  (von  754  228  Partei- 
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prosesfle)*  Da  nun  die  schlechte  Ausfüllung  immer  nur  zu  Ungunsten 
der  Advokaten  gewirkt  haben  kann,  da  femer  die  kleineren  Kollegial- 
gerichte, bei  denen  es  wenig  oder  keine  Advokaten  gab,  mitgezählt 
waren,  so  kam  ein  Zahlenverhältnis  heraus,  das  den  Advokaten  nicht  so 
günstig  war,  als  man  erwartet  hatte.  Es  ergab  sich,  dass  die  Neigung, 
sich  duroh  Advokaten  vertreten  zu  lassen,  mit  der  Anwendung  des 
summarischen  Prozesses  zugenommen  hatte.  Bei  den  Obergerichten 
nämlich,  in  denen  der  summarische  Prozess  (mit  etwa  zwei  Drittel) 
überwog,  verhielc  sich  die  Zahl  der  Parteiprozesse  zu  der  der  Anwalts- 
prozesse wie  1  zu  9,  bei  den  andern  wie  1  zu  6.  Es  ergab  sich  femer, 
dass  der  Anwaltsprozess  nach  Westen  zunahm.  So  verhielt  sich  die 
Zahl  der  Parteiprozesse  zu  der  der  Anwaltsprozesse  bei  den  Unter- 
gerichten 

in  Preussen  wie  14  zu  13 


„  Pommern 
„  Brandenburg 
„  Schlesien 
Sachsen 

99 


Westfalen 


1 
6 
2 
3 
1 


2 
7 
3 
10 
4 


sehr  bedeutender  Unterschied  in  diesen  Verhältniszahlen  ergab 
eich,  wenn  man  die  Prozesse,  in  welchen  die  Anwaltsgebühren  nicht 
erstattungsfähig  waren,  von  den  andern  gesondert  betrachtete. 

Man  hatte  femer  die  Zahl  der  für  den  Advokatenzwang  geeigneten 
grosseren  und  die  der  dafür  nicht  geeigneten  kleinen  Kollegialgerichte 
zu  ermittehi  gesucht,  wobei  man  als  Unterscheidungsmerkmal  minRliTn 
das  Überwiegen  des  Anwaltsprozesses  (mit  zwei  Drittel  aller  Prozesse) 
und  den  Umstand,  ob  wenigstens  drei  Advokaten  angestellt  seien  oder 
werden  könnten.  Hiemach  ergab  sich,  dass  es  neben  134  grösseren 
102  kleine  Kollegien  gab,  welche  also  nach  den  Komnussionsvorschlägen 
im  wesentlichen  in  Einzelrichterämter  hätten  aufgelöst  werden  müssen. 
Vor  diesen  Folgen  des  Advokatenzwanges  schreckte  man  denn  doch 
zurück,  zumal  sich  auch  ergeben  hatte,  dass  die  Zahl  der  durch  Aner- 
kenntnis, Versäumnis,  Verzicht,  Vergleich  erledigten  Sachen,  die  also 
keines  Advokaten  bedürfen,  sehr  gross  ist.  Man  erwog  daneben,  dass 
der  Hauptzweck,  die  Verbannung  der  Instruktionsmethode  durch 
Deputierte,  sich  auch  ohne  Advokatenzwang  erreichen  lasse,  der  Advo- 
katenprozess  bei  dem  neuen  Verfahren  von  selbst  zur  Regel  werden 
werde  und  bei  Beiseitelassung  des  Advokatenzwanges  das  Verfahren 
vor  KoUegialrichtem  und  Einzelrichtem  sich  mehr  nähere.  Man  liess 
daher  den  Advokatenzwang  für  die  erste  Instanz  fallen;  nur  die  von 

Weliiler,  OcMfalehte  dsr  B«cfatMnw»lliolMfi.  24 


370  Vierter  AbBchnitt     AssiBtenzräte  und  JastizkommiaMre. 

alters  her  bestehende  Regel  wurde  beibehalten,  dass  die  Partei  ihre 
Sohriftsätze  durch  einen  beliebigen  Advokaten  legalisi^en  lassen  muss, 
wenn  sie  nicht  vorzieht,  ihre  Erklärungen  persönlich  zu  gerichtlichem 
Protokolle  abzugeben. 

Somit  war  das  Hauptbedenken  beseitigt.  Allein  der  zweite  Justiz- 
minister  U  h  d  e  n  und  besonders  sein  einflussreicher  Bat  Borne- 
mann,  Savignys  persönlicher  Feind,  waren  gegen  den  ganzen  Ent- 
wurf, der  mit  seinen  404  Paragraphen  für  eine  Novelle  zu  viel,  für  eine 
Prozessordnung  zu  wenig  enthielt.  Bomemann  unterzog  ihn  einer  ver- 
nichtenden Kritik,  und  Uhden  liess  einen  Gegenentwurf  von  nur  28 
Paragraphen  ausarbeiten,  der  nur  die  Ausdehnung  des  summarischen 
Verfahrens  auf  alle  Prozesse  aussprach  und  einige  unwichtigere  Er- 
gänzungen gab.  Jetzt,  wo  es  galt,  alle  Kraft  fär  den  eigenen  Entwurf 
einzusetzen,  gab  Savigny  schwächlich  nach,  und  Uhdens  Entwurf  wurde 
Gesetz  in  der  Verordnung  vom  21.  Juli  1846.  Bald  darauf  führte  eine 
Verordnimg  vom  7.  April  1847  auch  die  Öffentlichkeit  für  Zivilpio- 
zesse  ein. 

So  waren  Mündlichkeit  und  Öffentlichkeit  in  Preussen  zur  Herr- 
schaft gelangt.  Von  dem  stolzen  Bau  der  Carmerschen  Gesetzgebung 
war  wenig  stehen  geblieben.  Die  Hauptstütze,  Entfernung  der  Advo- 
katen, hatte  der  Baumeister  selbst  sehr  bald  entfernen  müssen.  Der 
Zwang  zu  persönlichem  Erscheinen  war  aufgehoben,  demzufolge  die 
Instruktion  unhaltbar  geworden.  Hatte  1780  das  Feldgeschrei  gelautet: 
Wog  mit  den  Advokaten,  so  lautete  es  jetzt :  Weg  mit  dem  Deputierton. 
Worüber  man  auch  stritt :  über  Abschaffung  der  Instruktion  durch  den 
Deputierton  war  aUes  einig;  sie  war  der  Ausgangspunkt  aller  Reform- 
bestrebungen.  So  schlecht  hatto  das  Richtortum  die  Probe,  ob  es  die 
Advokatur  ersetzen  könne,  bestanden.  Dagegen  die  geschmähte,  ver- 
achtoto  Advokatur,  der  1780  alle  Missstande  der  Rechtspflege  zur 
Last  gelegt  wurden,  sehen  wir  nach  65  Jahren  eines  subaltomen,  von 
jeder  selbständigen  Tätigkeit  ausgeschlossenen  Lebens  zu  so  hoher 
Achtung  gelangt,  dass  ein  Savigny  den  Advokatonzwang  einführen» 
dieserhalb  sogar  die  kleinen  Kollegialgerichto  in  Einzehichteramter 
auflösen  will,  und  davon  nur  mit  Bedauern  und  mit  der  Hoffnung  Ab* 
stand  nimmt,  dass  der  Advokatonprozess  sich  von  selbst  einbüigem 
werde.  Welcher  Umschwung  der  Meinungen!  Und  was  hatten  die 
Justizkommissare  dazu  beigetragen?  Gewiss  nicht  viel.  Sie  waren 
sicher  nicht  besser  und  nicht  schlechter,  als  die  alten  Advokaten :  waren 
es  ja  doch  in  den  ersten  Jahrzehnten  dieselben  Personen.  Die  Rdiabili- 
tierung  der  Advokaten  war  nicht  ihr  Verdienst:  die  Macht  der  Verhalt* 
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niaae  hatte  die  über  ihre  natürliohen  Grenzen  hinausgegangene  Staats- 
gewalt in  diese  zurückverwiesen,  zur  Anerkennung  des  Satzes  genötigt, 
dass  eines  wenigstens  nicht  zur  Staatstatigkeit  gemacht  werden  kann: 
Beohtsrat  und  Beistand.  Seit  dem  Misalingen  des  Garmerschen  Ver- 
fiucfas  hat  niemand  mehr  die  Entbehrlichkeit  der  Advokatur  behauptet. 


Einundvierzigstes  Kapitel. 

Ehrenräte. 

In  Preussen  hatte,  wie  wir  wissen,  schon  Gocceji  ein  collegium 
Advocatorum  eingerichtet,  das  aber  mangels  eines  geeigneten 
Wirkungskreises  sanft  entschlafen  war.  Die  Garmersche  Gesetzgebung, 
auch  hier  ihrer  Zeit  vorauseilend,  hatte  den  Notaren  und  eigentlich 
auch  den  Anwalten  (§  8  AGO.  III.  7)  eine  richtige  KoÜQgialverfassung 
gegeben,  die  allerdings  tatsächlich  nicht  ausgeführt  worden  war,  immer- 
hin eine  erwünschte  Anknüpfung  bot.  Entscheidend  aber  wurde,  dass 
Rheinpreussen  mit  der  französischen  Gerichtsverfassung  auch  die  Ein- 
richtung des  Disziplinarrats  behalten  hatte,  eines  Advokaten- 
ausschussee,  dessen  Mitglieder  von  den  Advokaten  präsentiert,  von 
der  Staatsgewalt  ernannt  wurden,  der  Aufsicht  und  Disziplinarstraf- 
gewalt ausübte,  dessen  Entscheidungen  aber  in  den  schwersten  Fällen 
der  Genehmigung  der  Staatsgewalt  bedurften,  jedenfalls  aber  durch 
Berufung  beim  Appellhofe  angefochten  werden  konnten.  Angesichts 
dieses  Musters  hatte  die  öffentliche  Meinung  begonnen,  nach  Anwalts- 
kammem  zu  rufen  (s.  Kap.  48  und  64). 

Friedrich  Wilhdm  IV.  hatte  eine  Vorliebe  für  den  im  besten  Sinne 
konservativen  Gedanken  genossenschaftlichen  Zusammenschlusses  der 
Anwälte.  Schon  im  zweiten  Jahre  seiner  Regierung  erteilte  er  dem 
JoBtizminister  Mühler  in  einer  Kabinetsordre  vom  12.  Juli  1841  u.  a. 
folgende  Anweisung: 

Zur  Förderung  und  Erhaltung  einer  guten  Justiz  erscheint  die  Bil- 
dung eines  tüchtigen  Advokatenstandes,  dem  eine  seinem  Einflüsse 
auf  das  Wohl  der  Parteien  angemessene  ehrenvolle  Stellung  zuzu- 
sichern ist,  erforderlich.  Leider  sind  nicht  nur  in  neuerer  2«eit  mehrere 
Fälle  von  ungetreuen  Justiz-Kommissarien  voigekommen,  sondern 
es  sind  auch  kassierte  Beamte  als  Justiz-Kommissarien  angestellt 
worden,  worunter  nothwendig  deren  Ansehn  hat  leiden  müssen.    Ich 
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will  deshalb  Ihrer  Erwägung  anheimgeben,  ob  es  niohfc  zweckMit- 
sprechend  sein  dürfte  die  Justiz-Kommissarien  eines  gewissen  Distrikts 
zu    einer    Korporation    oder    Kollegium,    wie  be- 
reits in  der  Allg.  Gerichtsordnung  Th.  III  Tit.  7  §§  90ff.  vorge- 
schrieben ist,  zu  vereinigen  und  denselben  gleichzeitig  das  Recht 
beizulegen, Kandidaten  zur  Besetzung  von  Justiz- 
Kommissar  iats- S  teilen  in  Vorschlag  zu  brin* 
gen.     Ich  werde  darüber  Ihren  gutachtlichen  Bericht  erwarten. 
Es  war  nur  eine  natürliche  Folge  des  zu  Ounsten  der  Advokatur  einge- 
tretenen Meinungsumschwunges,  dass  in  dem  Erlasse  das  Bestreben 
hervortrat,  diesem  Berufe  eine  ehrenvolle  Stellung  zu  sichern.     Von 
einer  Disziplinargewalt  der  geplanten  Kollegien  war  zwar  noch  keine 
Rede;  es  war  aber  klar,  dass  dieser  Hauptpunkt  bei  der  nun  folgenden 
Erörterung  nicht  würde  übergangen  werden. 

Der  Minister  forderte  Gutachten  von  den  Präsidien  der  Oberge- 
richte ein  mit  der  Anweisung,  auch  einige  ältere  und  jüngere  Justiz- 
kommissare zu  hören.  Es  ergab  sich,  dass  die  Hauptfrage,  ob  Kollegien 
zu  bilden,  von  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Präsidien  verneint 
wurde.  Es  fehle,  so  hiess  es,  den  Justizkommissaren  durchaus  an  einem 
gemeinsamen  Ziel,  ihre  Interessen  seien  vielmehr  einander  entgegen- 
gesetzt. Man  meinte,  dass  der  Advokatenstand  keiner  Hebung  seines 
Ansehens  bedürfe,  mit  der  sehr  bemerkenswerten  Begründung, 
dass  es  uns  an  einem  tüchtigen  und  ehrenvollen  Advokatenstande 
keineswegs  fehle,  dass  brauchbare,  geschickte  imd  rechtschafifone 
Advokaten  in  grossem  Ansehn  stehn  und  in  der  öffentUohen  Mei- 
nung höher  gehalten  werden  als  andere  hochgestellte  Beamte,  dass 
daher  der  Stand  immer  noch  zu  den  gesuchten  gehöre. 
Wenn  gleichwohl  hin  und  wieder  sich  eine  ungünstige  Meinung  kund- 
gebe, so  li^e  dies  zum  Teil  in  Mängeln  der  Gesetzgebung,  in  der  ver- 
kehrten Stellung  des  Advokaten  dem  Richter  und  den  Parteien  gegen- 
über, die  zum  Teil  schon  durch  die  Verordnung  vom  1.  Juni  1833  be- 
seitigt sei  und  durch  Verlassen  des  Prinzips  der  Allgemeinen  Gerichts* 
Ordnung,  durch  Einführung  eines  auf  Schriftwechsel,  Öffentlichkeit  und 
Mündlichkeit  gegründeten  Prozessverfahrens,  Trennung  des  Notariats 
und  alles  gewerblichen  Betriebs  von  der  Advokatur  eine  nooh  bessere 
werden  werde.  Der  Oberlandesgerichtspräsident  von  Soheibler  in 
Münster  wagte  bei  dieser  Gelegenheit  sogar  freie  Presse  und  Volksver* 
tretung  zu  fordern.  Die  Mehrzahl  der  Präsidien  wollte,  wenn  schon  An- 
waltskammem  geschaffen  würden,  ihnen  keine  Disziplinargewalt  und 
auch  keine  Mitwirkung  bei  Besetzung  der  Justizkommissarienstellen 
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fjebw,  besonduTB  auch  auB  dem  für  PreuBsen  kennzeichiieiiden  Grande, 
daaa  die  nach  JustizkomnussarienBteUen  trachtenden  Biehter  in  eine 
Bohiefe  Stellung  kämen,  wenn  sie  von  den 


würden.  Viele  Vorschläge  über  Vorbildung,  Annahme  dae  Titek  „Bechte- 
anwalt"  und  andere  flössen  mit  unter,  von  denen  erwähnenswert  ist, 
dasB  das  Oberlandesgeridit  Breslau  nur  gut  bestandene  Assessoren  zur 
Advokatur  jEulassen  wollte,  weil  diese  noch  mehr  als  das  Btchtoramt 
flelbständiges  Urteil  erfordere,  das  zu  Magdeburg  und  das  Kammer- 
gerioht  sich  gegen  eine  besondere  Advokatenausbildung  aussprachen, 
weil  „der  bei  unseren  Justizkommissarien  im  allg^nräien  vorhandene 
und  nicht  ohne  Grund  gerühmte  Sinn  der  strengsten  Bechtlichkeit  und 
Gesetzmässigkeit*'  darauf  beruhe,  dass  sie  für  das  Bu^teramt  ausge- 
bildet seien. 

Welch  neuer  Ton  erklang  doch  hier?  Hatte  man  sidi  bisher  nur 
zu  dem  Zugeständnis  der  Unschädlichkeit  und  Unentbehrlidikeit  der 
Advokatur  bequemt,  so  wurde  ihr  jetzt  v<m  d^i  zuständigstm  Stellen 
einstimmig  das  Zeugnis  der  Tüchtigkeit  und  strengsten  Beohtlichkeit 
aufgestellt!  Was  war  nur  vorgegangen  mit  diesem  merkwürdigen 
Berufe,  den  man  früher  nicht  genug  hatte  schmähen  kimnenl  Hatten 
dia  Ermahnungen  der  Gesetze  endlich  gefruchtet?  Waren  die  früheren 
Klagen  unbegründet  gewesen?  Oder  hatte  am  Ende  die  geschlossene 
Zahl  die  Umwandlung  herbeigeführt?  Genug:  dem  preussisohen  Ad- 
vokatenstande ist  hier  ein  Denkmal  gesetzt,  wie  es  kein  anderer  auf*- 
zaweisen  vermag. 

Die  Justizkommissare  begrüssten  den  Gedanken  der  Anwalts- 
kammem  mit  lebhafter  Freude;  immerhin  fand  er  audx  unter  ihnen 
einige  wenige  Gegner.  Selbstverständlich  nahmen  sie  für  die  Kammern 
eine  Diaziidinargewalt  in  Ansi^uch,  jedoch  eine  bescheidene;  die  einen 
wollten  sie  auf  das  Becht  der  Aufsicht  und  Anzeige,  die  anderen  auf 
geringere  Strafen  beschränken;  die  am  weitesten  gingen,  verlangten 
voUe  Stra^walt  erster  Instanz  mit  Berufung  an  das  Obertribunal. 
Daneben  forderten  sie  freilich  viele  andere  Dinge:  Mitwirkung  bei  Er- 
nennung der  Justizkommissare,  die  ja  der  König  selbst  in  Aussicht  ge- 
nommen hatte,  das  Becht  der  Gebührenfestsetzung,  Witwen-  und 
Pensionskassen,  unbeschränktes  Petitionarecht,  Anhürang  bei  der  Ge- 
aetagebofikg;  die  Berliner,  frech  wie  immer,  verlangton  sogar  Teilnahme 
an  den  Sitzungen  des  Staatsminiateriums  und  Staatsrats. 

Der  Geheime  Justizrat  Teilmann,  der  die  Gutachten  zusammen- 
stellte, erklarte  ebenfalls,  die  Justizkommissare  ständen  keineswegs 
in  geringem  Ansehen,  die  Kamen  Bode,  Kunowski  und  Mar- 
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0  h  a  n  d  würden  im  ganzen  Lande  mit  Achtung  genannt ;  das  Drückende 
und  Erniedrigende  ihrer  Stellung  liege  in  dem  ihnen  durch  die  Allg. 
Gerichtsordnung  angewiesene  Verhältnisse,  dem  Instruieren  mit  Be- 
ferendarien,   dem   Ordnungsstrafsystem. 

Damals  war  S  a  v  i  g  n  y  Minister  für  Gesetzrevision.  Wir  wissen 
bereits,  dass  er  der  Advokatur  durchaus  günstig  gesinnt  war.  Dem- 
zufolge war  er  auch  dem  Anwaltskammer*Plane  geneigt.  Es  fehlt, 
sagte  er,  den  Justizkommissaren  keineswegs  an  Elementen  zu  einer 
Vereinigung;  die  Standesehre  ist  das  gemeinsame  Band,  und  eine  Ge- 
nossenschaft wird  in  diesem  Punkte  feste  Grundsatze  ausbilden.  In- 
dessen fand  der  Behutsame  die  Zeit  noch  nicht  gekonmien;  es  müsae 
die  im  Flusse  befindliche  Prozessgesetzgebung  abgewartet  werden»  die 
dem  Stande  eine  andere  Stellung  geben  werde;  vorher  würde  die  Ein- 
richtung nicht  das  nötige  Interesse  im  Stande  selbst  finden.  Der  Mi- 
nister M  ü  h  1  e  r  schloss  sich  an  und  durch  gemeinsamen  Bericht  vom 
14.  November  1842  wurde  empfohlen,  die  Frage  mit  der  Revision  der 
Prozessgesetzgebung  zu  verbinden.  Der  König  genehmigte  das  unterm 
30.  Mai  1843. 

Die  Frage  ruhte  nun.  Allerdings  wurde  unterm  29.  März  1844 
jenes  Disziplinargesetz  für  die  gesamte  Beamtenschaft  erlassen,  welches 
den  bekannten  Uterarischen  Streit  zwischen  dem  Stadtgerichtsrat  Simon, 
der  alle  Bechtsgarantien  für  die  Richter  beseitigt  fand,  imd  dem  Justiz- 
minister  von  Kamptz  hervorrief.  Das  Gesetz  galt  auch  für  die  Justiz- 
kommissare; für  die  rheinischen  Advokaten,  Anwälte  und  Notare  war 
im  §  43  das  bisherige  Disziplinarrecht  aufrecht  erhalten.  Das  Gesetz 
hat  indes,  was  die  Justizkommissare  betrifft,  ein  sehr  kurzes  Dasein 
gehabt. 

Unterm  30.  November  1844  wandten  sich  nämlich  einige  Justiz- 
kommissare aus  Essen  und  Mülheim  an  den  König  mit  der  Bitte  um 
Gewährung  der  in  Aussicht  gestellten  korporativen  Verfassung.  Der 
König  ging  sofort  darauf  ein  und  verlangte  imterm  20.  Dezember  1844 
von  den  Ministem  nochmalige  Erwägung.  Auch  in  andern  Krisen 
erweckte  die  Sache  Interesse:  die  Stände  von  Westfalen  baten  unterm 
17.  März  1845  um  Advokatenkollegien,  imd  der  Landtagskommiasar, 
obwohl  ihre  Zuständigkeit  bezweifelnd,  befürwortete  doch  das  Be- 
gehren, auch  seinerseits  erklärend,  dass  die  h^üheren  engherzigen  An- 
sichten über  den  Advokatenstand  geschwunden  seien;  das  mündliche 
Verfahren,  der  Reichtum  an  Assessoren,  der  es  ermögUohe,  auch  die 
Justizkommissarstellen  bei  den  Untergerichten  mit  Assessoren  zu  be- 
setzen, habe  die  Stellung  des  Standes  gehoben. 
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Jetzt  zeigte  sich  überall  Geneigtheit.     Der  Referent  Geheimrat 
S  i  b  e  t  h  befürwortete  eine  Genosaenschaft  mit  Disziplinarbefugnissen, 
Unterstützungs-  und  Pensionskassen,  sogar  einem  Veto  gegen  die  Er- 
nennungen.    Bedeutsam  und  schliesslich  ausschlaggebend  waren  die 
Äusserungen  des  Korreferenten  Bornemann.     Dieser  Feind  Sa- 
Tignys  erklärte  die  Gründe,  mit  welchen  dieser  die  Verschiebung  der 
Sache  gerechtfertigt  hatte,  für  „durchaus  theoretisch".    Dass  die  Justiz- 
kommissare schon  jetzt  der  Sache  Interesse  entgegenbrächten,  ergebe 
sieh  aus  der  Lebhaftigkeit,  mit  der  sie  den  Plan  aufgegriffen  hätten; 
sie  hätten  sich  schon  jetzt  bedeutend  heraufgearbeitet  und  ihre  unter- 
geordnete Stellung  sei  mehr  in  der  Theorie,  als  in  der  Praxis  vorhanden. 
Dagegen  brachte  er  politische  Bedenken  vor.    Er  fürchtete  die  grosse 
moralische  Macht  der  Kollegien.    Sicherlich  würden  sie  ihre  Stimme  für 
die  bekannten  liberalen  Forderungen  erheben  und  daran  durch  kein 
Verbot  gehindert  werden  können.    Eine  grosse  Bedeutung  würden  diese 
Aussprüche   haben    als   Aussprüche    staatlich    eingesetzter   Kollegien 
solcher,  die  schon  an  sich  zur  Verteidigung  der  Rechte  des  Volks  be- 
rufen sind.   Man  möge  die  Sache  nicht  leicht  nehmen.    Sie  sei  so  wichtig, 
dass  ich  die  Advokaten-Collegien  als  den  gefährlichsten  Feind  an- 
sehe, den  sich  die  Regierung  schaffen  kann,  wenn  sie  nicht  selbst 
entschlossen  ist  den  Weg  zu  gehen,  den  die  Stimme  der  Advokaten 
als  den  allein  heilsamen  bezeichnen  wird.    Alles  kommt  darauf  an, 
welchen  Weg  die  Regierung  gehen  will.    Hierüber  muss  mun  völlig 
im  Klaren  sein,  ehe  man  Kollegien  aus  Männern  bUdet,  die  in  ihrer 
Totalität  die  grössten  Stützen  und  die  gefährlichsten  Widersacher 
des  Ganges  der  Regierung  sein  können. 
Was  diese  Worte  in  Bomemanns  Munde  bedeuteten,  war  niemand  ver- 
borgen.    Denn  Bomemann  war  den  freiheitlichen  Ideen  geneigt;  ist 
er  ja  einer  der  Märzminister  des  Jahres  1848  gewesen.    Es  ist  interessant 
zu  bemerken,  wie  die  Verwaltung  bis  in  ihre  höchsten  Spitzen  von  Män- 
nern angefüllt  war,  die  schon  damals  die  Krone  auf  den  Weg  liberaler 
Reformen  zu  drängen  suchten. 

Der  am  20.  März  1845  von  Sibeth  überreichte  Entwurf  zu  einem 
Statut  trug  Bomemanns  Bedenken  Rechnung,  indem  er  den  Kanmiem 
eine  möglichst  geringe  Gewalt  beilegte.  Es  wurden  Genossenschaften 
nach  Obeigerichtsbezirken  gebildet  mit  einem  gewählten,  aber  vom 
Obergerichte  bestätigten  Vorstand,  dem  die  niedere  Disziplinargewalt 
zusteht,  dergestalt,  dass  auf  Suspension  und  Absetzung  nicht  er,  son- 
dern nur  das  Obergericht  erkennen  kann.  Die  Generalversammlung 
hat  ausser  den  Wahlen  und  der  Rechnungsabnahme  nur  Angelegen- 
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heiten  der  Genossenschaft,  wozu  auch  Unterstützungs-  and  FensionB- 
kassen  gehören,  zu  beraten,  politische  Erörterungen  sind  unbedingt 
ausgeschlossen. 

Da  Bomemann  dieses  letztere  Verbot  für  undurchführbar  erklärte 
so  wurde  der  Entwurf  dahin  abgeändert,  dass  keine  GenosBen« 
Schaft  gebildet,  sondern  nur  von  d^i  Anwälten  jedes  Ober- 
landesgerichtsbezirks ein  Ehrenrat  gewählt  wird,  dem  nunmehr 
aber  volle  Disziplinarstrafgewalt  beigelegt  ist  —  eine  ganz  doktrinäre 
Unterscheidung,  die,  wenn  sie  auf  Bomemann  zurückzuführen  ist,  eher 
diesem  als  Savigny  den  Nam^i  eines  Theoretikers  verschaffen  muas. 
Das  Verfahren  ist  schriftlich  mit  einer  mündlichen  Schlussverhand- 
lung vor  dem  Ehrenrat,  in  der  der  Angeklagte  gehört  wird,  die  Zeugen- 
aussagen verlesen  werden.  Es  herrscht  freie  Beweiswürdigung.  Het 
Beschluss  wird  dem  Staatsanwalt  zugestellt,  obwohl  es  damal«  noch 
keine  Staatsanwaltschaft  in  Preussen  gab;  man  setzte  voraus,  daas  sie 
bis  dahin  ins  Leben  treten  werde.  Dem  Staatsanwalt  und  dem  An- 
geklagten steht  die  Berufung  an  das  Plenum  des  Obergerichte,  bei 
Amtsentsetzung  noch  ein  weiteres  Rechtsmittel  an  das  Obertribuaal 
zu.  An  diesem  Entwürfe  hatte  sich  die  junge  Kraft  des  seit  einiger 
Zeit  ins  Ministerium  berufenen  Assessors  Eriedberg  geübt,  der 
seitdem  noch  manchen  Gesetzentwurf  für  Preussen  und  das  Reich 
gefertigt  hat. 

Nachdem  sich  Savigny  in  einer  Besprechung  am  21.  Januar  1846 
mit  dem  an  die  Stelle  Mühlers  getretenen  Justizminister  Ubden  über 
einige  Änderungen  geeinigt  hatte,  wurde  der  hiernach  nochmals  um- 
gearbeitete Entwurf  am  14.  Februar  1846  dem  Könige  überreicht.  Die 
dazu  gehörige,  von  Friedberg  gefertigte  Denkschrift  hob  bervw,  dass 
Advokatenkollegien  mit  korporativen  Rediten  aus  politischen  Gründen 
gefährlich  seien,  dass  deshalb  nur  ein  Ehrenrat  gebUdet  werde»  der 
ledigUch  mit  Aufrechterhaltung  der  Standesehre  betraut  sei  und,  ohne 
seine  Zuständigkeit  offen  zu  überschreiten,  auf  andere  Gebiete  nicht 
abschweifen  dürfe.  Der  Ehrenrat  sei  ein  Zeichen  des  Vertrauens,  nicht» 
wie  die  Kollegien  der  Allgemeinen  Gerichtsordnung,  des  Misstranens; 
er  solle  präventiv  und  repressiv  wirken. 

Der  Entwurf  ging  nun  ans  Staatsministeriumi  wo  er  nach  Beruhi- 
gung des  ebenfalls  politisch  ängstlichen  Ministers  von  Bodelschwüigh 
in  der  Sitzimg  vom  13.  Oktober  1846  mit  unwesentlichen  iLnderungen 
angenonmien  wurde. 

Jetzt  aber  erhob  der  König  selbst  Bedenken.  Im  §  2  war  dem 
Ehrenrate  die  Überwachimg  nicht  nur  der  durch  Ehrenhaftigkeit,  Red- 
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Uohikeit  und  Anntand  bedingten  Pflichten,  sondern  auch  „der  besonderen 
Amtspflichten"  übertragen.  Dieses  erschien  dem  Könige  anstössig; 
die  Autorität  der  Gerichte  werde  darunter  leiden;  der  Wirkungskreis 
des  Ehrenrats  müsse  auf  das  ausseramtliche  Verhalten  beschränkt 
wefden.  Uhden  widersprach  entschieden,  wollte  lieber  den  Entwurf 
ganE  fallen  lassen^  der  alsdann  nicht  mehr  ehrendes  Vertrauen  bezeuge, 
sondern  ein  neues  Purifikationsmittel  darstelle.  Savigny  trat  dem  bei, 
ebenso  der  Finanzminister;  die  Minister  Eichhorn  und  Bodelsohwingh 
teilten  dagegen  das  Bedenken  des  Königs.  Am  29.  März  1847  tagte 
das  Staatsministerium  in  Anwesenheit  des  Prinzen  von  Preussen.  Hier 
wurde  herrorgehob^i,  dass  die  Richtung  des  Advokatenstandes  in  der 
Bheiiqprovinz  sehr  bedenklich  sei  imd  es  sich  daher  nicht  empfehle, 
dortige  Einrichtungen  nach  Altpreussen  zu  verpflanzen.  Die  Gegen- 
partei erwiderte,  dass  die  politischen  Bedenken  zur  Ablehnung  des 
ganzen  Planes  führen  müssten  imd  übrigens  gerade  das  ausseramtliche 
Verhalten  träfen,  dessen  Überwachung  ja  auch  der  König  dem  Ehren- 
rate überiassen  wollte.  SchliessUch  wurde  die  Frage,  ob  §  2  beibehalten 
werden  solle,  mit  6  gegen  5  Stimmen  verneint,  und  sodann  die  Frage, 
ob  der  Plan  vorläufig  aufgegeben  werden  solle,  mit  7  gegen  4  Stimmen 
bejaht.    Das  Schiff  schien  dicht  am  Hafen  noch  scheitern  zu  sollen. 

Da  aber  erklärte  der  König  durch  Kabinetsorder  vom  30.  April 
1847,  dass  er  sieh  nicht  bewogen  finde,  die  Verordnung  auf  sich  be- 
ruhen zu  lassen,  vielmehr  von  seinem  Bedenken  Abstand  nehme  und 
den  Entwurf  v<dlzogen  habe.  Durch  persönliches  Eingreifen  des  Königs 
war  das  Gesetz  angeregt,  durch  persönliches  Eingreifen  zum  Abschluss 
gebracht  worden. 

Jetzt,  als  alles  vorüber  war,  kamen  die  Berliner  Justizkommissare 
mit  einw  Eingabe  vom  18.  Mai  1847,  in  der  sie  um  Einführung  eines 
dem  rheinischen  ähnlichen  Disziplinarrats  baten.  Die  Antwort  war 
die  Verkündung  der  Verordnung  im  Gesetzblatte,  die  den  preussischen 
Anwälten  einen  Ehrenrat  brachte,  der  sein  rheinpreussisches  Vorbüd 
in  vielem  übertraf:  darin,  dass  er  frei  gewählt  war  und  darin,  dass  er 
volle  Disziplinarstrafgewalt  hatte.  Ja,  insofern  alle  diese  Bechtsgaran- 
tien  auch  dem  Notariat  infolge  seiner  Verbindung  mit  der  Anwalt- 
schaft zu  Gute  kamen,  reichte  das  Geeetz  weit  üb»  sein  französisches 
Vorbild  hinaus.  Wiederum  war  das  reaktionäre  Preussen  den  liberalen 
Staaten  vorangegangen  mit  einer  Einrichtung,  freiheitlich»,  als  die 
Anwälte  selbst  sie  zu  erbitten  gewagt  hatten. 

Die  Verfassung  der  Anwaltschaft  nach  dieser  Verordnung  vom 
30.  April  1847  war  folgende: 
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Bei  jedem  Landesjustizkollegium  (seit  1849  AppeUationsgericht) 
wild  aus  der  Mitte  der  Jnstizkommissare  und  Notare  ein  Ehieniat  von 
6  bis  10  Mitgliedern  gebildet,  dessen  Mitglieder  in  einer  von  dem  Ge- 
richt^räsidenten  zu  berufenden  und  zu  leitenden  Versammlung  der 
Rechtsanwälte  des  Bezirks  gewählt  werden.  Diesem  Ehienrate  liegt 
oby  y,über  die  Erfüllung  der  besonderen  Amtspflichten,  sowie  derjenigen 
Pflichten  seiner  Standesgenossen  zu  wachen,  welche  durch  Ehienhaft^- 
keit,  Redlichkeit  und  Anstand  bedingt  werden'^  Er  tritt  für  alle  Die- 
ziplinanreigehen  an  die  Stelle  der  bisherigen,  im  Gesetze  vom  29.  Man 
1844  angeordneten  Disziplinarbehörden  mit  den  diesen  zustehenden 
Rechten;  jedoch  bleibt  den  Gerichten  die  Befugnis  in  den  bei  ihnen 
schwebenden  Angelegenheiten  die  Rechtsanwälte  zu  ihrer  Schuldigkeit 
anzuhalten  und  mit  Ordnungsstrafen  zu  bellen.  Ein  Beamter  des 
Landesjustizkoll^ums  wird  zur  Wahrnehmung  der  Funktionen  eines 
Staatsanwalts  vor  dem  Ehrenrate  bestellt. 

Die  Untersuchung  wird  von  Amts  wegen  oder  auf  Antrag  des  Lande»- 
Justizkollegiums  oder  des  Staatsanwalts  —  welcher  Antrag  nicht  abg^ 
lehnt  werd^i  darf  —  durch  Beschluss  eröffnet,  welcher,  wenn  die  Unter- 
suchung auf  Dienstentlassung  gerichtet  ist,  dies  ausdrfickUch  auszu- 
sprechen hat.  Der  Ehrenrat  kann  selbst  oder  durch  einen  aus  seiner 
Mitte  bestellten  Kommiasarius  die  Sache  instruieren,  Zeugen  laden, 
ihr  Erscheinen  mittels  Ersuchen  des  ordentliohen  Richters  erzwingen 
und  sie  eidlich  vernehmen.  Erscheint  der  Angeschuldigte  auf  die  zweite 
Vorladung  nicht  oder  verweigert  er  die  Auslassung,  so  wird  die  An- 
schuldigung, wenn  durch  Urkunden  bescheinigt,  für  zugestanden  er- 
achtet oder  die  Beweisaufnahme  fortgesetzt.  Vorläufige  Amtssuspension 
kann  nur  das  Landesjustizkollegium  von  Amte  wegen  oder  auf  Antrag 
des  Ehrenrats  verhängen.  Zur  entscheidenden  Sitzung  des  Ehrenrats 
wird  der  Angeschuldigte  mindestens  acht  Tage  vorher  unter  kurzer 
Angabe  der  Anschuldigungen  und  Beweise  in  den  für  gerichtliche  Vor- 
ladungen vorgeschriebenen  Formen  vorgeladen,  auch  dem  Staats- 
anwalt Nachricht  gegeben.  In  der  Sitzung,  an  der  mindestens  fünf 
Mitg^eder  teilnehmen  müssen,  werden  die  Anschuldigungen  vom  Vor- 
sitzffliden  oder  einem  Referenten  entwickelt,  die  Beweismittel  verleseOt 
der  Staatsanwalt,  wenn  er  anwesend  ist,  und  der  Angeschuldigte  gehört 
und  die  Entscheidung  sofort  oder  in  einer  tücht  fiber  acht  Tage  hinaoB 
anzusetzende  Sitzung  verkündet.  Der  Staatsanwalt  kann  seine  Er* 
klärung  auch  schriftlich  abgeben;  nur  wenn  die  Untersuchung  auf 
Dienstentlassung  gerichtet  ist,  muas  er  sie  persönlich  in  der  Sitzung 
machen.     Bei  der  Entscheidung  hat  der  Ehrenrat,  ohne  an  positive 
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Beweisregeln  gebunden  zu  sein,  „nach  seiner  aus  dem  ganzen  Inbegriff 
der  Verhandlungen  und  Beweise  geschöpften  Ueberzeugung*'  —  diese 
sritdon  übliche  Formel  war  in  der  Strafverfahrenverordnung  vom 
17.  Juli  1846  zum  ersten  Male  gebraucht  worden  —  zu  beurteilen,  ob 
die  Anschuldigung  für  gegründet  zu  erachten.  Der  Ehrenrat  kann  er- 
kennen auf  Ermahnung  oder  Warnung,  Verweis,  Geldstrafen  bis  600 
Taler,  Dienstentlassung.  Gegen  seine  Entscheidung  steht  dem  Ange- 
schuldigten wie  dem  Staatsanwalt  binnen  sechs  Wochen  der  Rekurs 
an  das  Landes  Justizkollegium,  wenn  es  sich  um  Dienstentlassung  handelt, 
an  das  Obertribunal  zu.  Die  Vollstreckung  der  Urteile  ist  beim  Landes- 
juatizkoUegium  zu  beantragen.  An  Kosten  kommen  nur  bare  Aus- 
lagen in  Ansatz ;  die  Geldstrafen,  soweit  sie  nicht  zur  Deckung  der  Kosten 
gebraucht  werden,  fliessen  dem  Witwen-  und  Waisenfonds  der  Justiz- 
beamten zu. 

Diese  Verfassung,  unwesentlich  berührt  durch  die  {{  73 — 83  der 
Disziplinarverordnung  vom  11.  Juli  1849  und  die  {{  68 — 77  des  Dis- 
ziplinargesetzes vom  21.  Juli  1852,  ergänzt  durch  das  Gesetz  vom  26. 
MSrz  1856,  das  für  die  Obertribunalsanwälte  einen  besondem  Ehrenrat 
bildete,  ist  in  den  1866  erworbenen  Gebieten,  mit  Ausnahme  Hannovers, 
das  bereits  eine  Anwaltskammerverfassung  hatte,  durch  Verordnung 
vom  23.  September  1867  eingeführt  worden  und  hat  bis  zur  Einführung 
der  Beohteanwaltsordnung  segensreich  gewirkt. 


Zweiundvierzigstes  Kapitel. 

Personalverhältnisse. 

Der  1815  neugebildete  Staat  hatte  seine  fridericianischen  Gesetz- 
bücher nicht  überall  in  seinen  neuen  Gebieten  eingeführt ;  die  alte 
buntscheckige  Gerichtsverfassung  war  überhaupt  unberührt  geblieben. 
Demgemass  sah  auch  die  Advokatur  noch  ziemlich  bunt  aus.  In  den 
rheinischen  Gebieten  herrschte,  erheblich  abgeändert,  die  franzö- 
sische Verfassung  der  Advokatur,  die  unten  dargestellt  werden  wird. 
Im  ostrheinischen  Teil  des  Regierungsbezirks 
Koblenz,  wo  gemeines  Recht  galt,  gab  es  keine  Prokuratur;  die 
Advokaten  waren  zugleich  Prokuratoren  und  beim  Justizsenat  Ehren- 
breitetein  und  allen  diesem  untergeordneten  Gerichten  zur  Praxis  be- 
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rechtigt.  Notare  waren  —  bis  auf  dnen  in  Wetzlar,  der  zugleich  AdTokat 
war  —  nicht  vorhanden,  weü  in  jenen  Bezirk^a,  wie  auch  im  beoach* 
harten  Nassau,  von  alters  her  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  in  den 
Händen  von  Gremeindebehörden  war,  bei  denen  ein  geringer  Rest  dieser 
Zuständigk^t  bis  heut  verblieben  ist.  In  Neuvorpommern 
und  Bügen  bestand  die  Trennung  von  Advokatur  und  Prokuratur 
nach  dem  Systeme  des  Reichskammergerichts,  also  so,  dass  die  Advokatur 
die  Vorstufe  zur  Prokuratur  bildete.  Seit  der  Kabinetsordre  vom 
17.  März  1833  wurde  zur  Advokatur  eine  der  Justizkomnussarsprufung 
entsprechende  Prüfung  verlangt  und  erfolgte  die  Ernennung  nach  dem 
Bedürfnis  durch  den  Justizminister,  während  früher  ein  akademisoher 
Grad  und  Aufnahme  in  die  Matrikel  genügt  hatten,  die  Advokatur 
also  tatsächlich  freigegeben  gewesen,  die  Prokuratwen  vom  Gericht 
ernannt  worden  waren.  In  Greif swald  durften  alle  Advokaten  des  Hof- 
gerichts, 40  an  der  Zahl,  bei  sämtlichen  Gerichten  des  Bezirks,  mit  allei- 
niger Ausnahme  des  Oberappellationsgerichts,  die  des  Oberaj^iellaticms- 
gerichts  bei  allen  ohne  Ausnahme  auftreten.  Die  wenigen  Pr«^urat(»en 
waren  sämmtlich  Advokaten,  und  zwar  vielfach  bei  duiem  andern  Ge- 
richte, als  an  dem  sie  Prokuratoren  war^i.  Die  meisten  Advokaten 
waren  auch  Notare,  dagegen  gab  es  Notare,  die  nicht  Advokatoi, 
sondern  Sekretäre,  R^gistratoren,  Bürgermeister  war^i.  Die  Advokaten 
bekleideten  zum  TeU  auch  die  Ämter  eines  Justitiars,  Syndikus,  Magi- 
stratsmitglieds, Bürgermeisters.  Professor  Dr.  Gesterding  war  1837 
Advokat  in  Greif  swald,  ebenso  Niedergerichtsdirektor  Fabricius;  Stadt- 
gerichtsdirektor Dr.  Höfer  und  Polizeidirektor  Dr.  Schwarz  Prokurator; 
ein  Advokat,  der  aber  nicht  Notar  war,  führte  den  Titel:  Protonotar 
(Obersekretär).  Ein  Beisitzer  des  Kammergerichts  zu  Stralsund  und 
ein  Assessor  des  Konsistoriums  zu  Greifswald  waren  Advokaten.  Auch 
Sekretäre  finden  sich  als  Advdkaten.  Die  Bekleidung  von  Gerichts- 
ämtem  durch  Advokaten  wurde  also  noch  geduldet. 

In  den  übrigen  Gebieten  herrschte  die  Justizkommissar- 
verfassung, das  ist  die  Verfassung  des  einheitlichen»  Advokatiir  und 
Notariat  in  sich  schliess^iden  Berufes  dex  Rechtsberatung.  Da  ab&r 
den  Justizkommissaren  das  Notariat  nicht  sofort,  sondern  «rst  nach 
einer  gewissen  Wartezeit  verliehen  wurde,  so  wdsen  die  listen  eine 
ganze  Anzahl  von  Justizkommissarien  auf,  die  nicht  Notare  sind.  Auf- 
fälliger ist,  dass  sich  mehrfach  Notare  finden,  die  nicht  Justizkommissare 
sind,  so  1837  einer  im  Posener,  2  im  Bromberger,  I  im  Stettins,  2  im 
Glogauer,  2  im  Kammergerichts-,  2  im  Frankfurter,  9  im  Münsterschen, 
1  im  Paderbomer,   4  im  Hammer  Bezirk;  diese  müssen  mit  den  Er* 
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Werbungen  von  1816  übernommen  worden  sein.  Von  demReohte  der 
Simultanznlassung  wurde  ein  sehr  weitgehender  Gebrauch  gemacht; 
einige  Justizkommissare  waren  bei  allen  Gerichten  des  Oberlandes- 
geriohts  zugelassen. 

Die  Zahl  der  Justizkommissare  war,  wenigstens  an  den  Unter- 
gerichten, ungemein  sparsam  bemessen.  Im  Bezirke  des  Kammergerichts 
der  sich  ungefähr  deckt  mit  den  heutigen  Bezirken  der  Land- 
gerichte Berlin,  Potsdam,  Prenzlau,  Neuruppin,  waren  1815  im  Ganzen 
59  Justizkommissare  angesteUt,  darunter  31  am  Kammergerichte,  — 
was  wiederum  viel  zu  viel  war  — 17  am  Stadtgerichte,  4  in  Brandenburg, 
je  zwei  in  Potsdam  und  Prenzlau,  je  einer  in  Dahme,  Perleberg  und 
Schwedt.  Heut  wirken  in  diesem  Gebiete  etwa  1000  Rechtsanwälte. 
Für  1837  giebt  Starke  die  Zahlen,  welche  hier,  durch  die  Angabe 
des  Flächeninhalts  und  der  Einwohnerzahl  ergänzt,  wiedergegeben 
werden. 

Es  zählten: 


Richter 

Die  Oberiandes- 

Qoadr.- Meilen 

Einwohner 

eineohL  der 
anaaeretats- 

Bureaa-  und 

Jnstis- 

gmohta-Bezirke 

rund 

m&88igenu.der 
Priratriobter 

ünterbeamte 

nnd  Notare 

Kooigvberg     .    . 

412 

743  841 

234 

661 

36 

Insterburg  .    . 

294 

647  322 

124 

371 

20 

9(Arieiiw«nler. 

472 

836663 

181 

421 

öO 

POMD.    .    .    . 

321 

779  696 

176 

679 

64 

Bronbers   •   < 

214 

379  013 

80 

404 

29 

Stettill    .   .   . 

236 

460  649 

167 

246 

39 

Cadin  .... 

268 

360  634 

97 

140 

19 

Graünrald  .   , 

79 

167  096 

66 

39 

91 

BcwUa    .   .    , 

284 

1193  002 

341 

683 

64 

lUtibor   .    .    . 

231 

760  834 

172 

207 

33 

Ologfto    .    . 

210 

666864 

196 

242 

46 

Kammeiigerioh 

t  . 

383 

968  771 

364 

791 

81 

Frankfurt   . 

364 

749  722 

238 

374 

71 

Magdeburg. 

178 

460  710 

133 

378 

66 

lUlbentedt 

61 

296  446 

100 

261 

64 

XHauiBOiug  • 

216 

774  389 

278 

663 

137 

Muneter  .    . 

132 

402144 

94 

260 

76 

96 

412687 

116 

306 

61 

76 

412666 

101 

304 

74 

Anwbeig 

86 

219  486 

96 

327 

46 

4699 

11666  402 

3361 

7636 

1146 

In  dieser  Tabelle  fallen  zunächst  die  hohen  Zahlen  von  Greifswald, 
Halberstadt  und  Naumburg  auf.    Es  muss  hier  in  der  Zeit  der  schwe- 
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dischen  und  sächsisohen  Herrschaft  eine  bedeutende  Überfällung 
geherrscht  haben,  die  nach  der  Einverleibung  1816  noch  lange  nach- 
wirkte; besonders  in  den  vormals  sächsischen  Gebieten  jammerten  die 
Advokaten,  dass  die  Einführung  der  preussisohen  Prozessordnung 
sie  ruiniere.  Aber  auch  sonst  ergiebt  sich  eine  sehr  grosse  Verschieden- 
heit der  Bezirke.  Der  Durchschnittssatz  der  auf  einen  Justizkommissar 
entfallenden  Seelenzahl  schwankt  zwischen  rund  5000  (Arnsberg)  und 
26  000  (Insterburg).  Der  Gesamtdurchschnitt  fiir  ganz  Altpreussen 
mit  rund  10  000  erscheint  an  sich  hoch;  zieht  man  die  Zahl  der  bei  den 
Oberlandesgerichten  zugelassenen  Justizkommissare,  welche  236  betrug, 
ab,  so  entfallen  auf  einen  jeden  durchschnittlich  rund  12  700  Seelen, 
eine  Zahl,  die  sich  noch  erhöht,  wenn  man  die  hohen  Zufallszahlen 
von  Greifswald,  Halberstadt  und  Naumburg  erniedrigt.  Bedenkt 
man,  dass  in  der  Zahl  der  Justizkommissare  die  der  Notare  inbegriffen 
ist,  so  erscheint  ihre  Zahl  recht  niedrig. 

Die  Besetzung  der  einzelnen  Städte  anlangend,  so  hatte  beispiels* 
weise  Magdeburg  17,  Breslau  27  Justizkommissare,  sämmtlich  zugleich 
Notare,  Görlitz  10,  darunter  4  Notare,  Halle  a.  S.  8,  sämtlich  auch  Notare 
(Ebmeier,  Fiebiger,  Fritzsch,  Gödecke,  Mahnicke,  Riemer,  Stiaser, 
Wilke):  alles  sehr  niedrige  Zahlen.  Dagegen  hatte  ein  Landstadtchen 
wie  Leobschütz  in  Schlesien  bei  noch  nicht  7000  Einwohnern  4  Justie- 
kommissare  (Glatzel,  Hanke,  v.  Kalibacher,  Schlosser),  darunter  drei 
Notare.     In   Berlin  wirkten: 

A.  beim  Kammergerichte  und  Kurmärkischen   Pupillenkolleg: 

Amelang,  Landesgerichtsrat  Bauer,  Becher,  Bennewitz,  Ciborovius, 
Ebell,  Geppert,  Hellwig,  ELahle,  Klebs,  Kunowsky,  Naude,  Nobi- 
ling,  Reinhard,  Reusche,  Robert,  Sadewasser,  Schlee,  Sembeck, 
V.  Tempelhoff,  Troschel,  Wendland,  Wilke,  Zimmermann,  bis 
auf  6  zugleich  Notare,  Sadewasser  nur  Notar; 

B.  beim  Stadtgerichte: 

Behrend,  Bode,  Furbach,  Garmatter,  Goldbeck,  Granier,  Gio- 
schuff,  Heinsius,  Jacoby,  Jordan,  Licht,  Marchand,  Markstein, 
Mors,  Stech,  Strass,  Türke,  Wegner,  Wilcke,  v.  Wrochem,  bis 
auf  einen  sämtlich  Notare,  dazu  eia  Numotar  Marohand. 

C.  beim  Landgerichte:  Gall,  zugleich  Notar. 

D.  beim  rheinischen  Revisions-  und  Kassationshofe   als  Advokat- 
Anwälte: 

Sandt,  Kunowsky,  Reinhard,  Furbach,  Strass. 


Kap.  42.    PenoüAlTeriiUtniiM.  883 

Die  Verteilung  der  Anwalte  über  dasLand  war  in  Altpreossen 
Eofriedenstellend.  Die  Provinzstadte  waren  im  allgemeinen  besetzt. 
Auch  kleine  Landstadtchen,  sogar  Flecken  und  Dörfer  wie  Kaukehmen 
and  Heidekrag  in  Ostpreossen,  hatten  ihren  Jastizkommissar,  wie 
andrerseits  die  grossen  Städte  nicht,  wie  in  der  Bheinprovinz,  eine 
beonrahigende  Überfüllang  aufwiesen. 

Die  Zahlen  haben  sich  im  nächsten  Jahrzehnt  wenig  verändert. 
Der  Terminskalender  für  1849  giebt  die  Zahl  der  Justizkommissare 
auf  1143  an. 

Unter  diesen  Umständen  kann  die  wirtschaftliche  Lage  des  Standes 
nur  gut  gewesen  sein.  Obwohl  die  Anwaltsgebähren  erst  bei  Werten 
▼on  200  Talern  an  erstattungsfähig  waren,  bediente  man  sich  doch, 
wie  die  Savignyschen  Erhebungen  (Kapitel  40)  zeigten,  in  den  meisten 
Fällen  der  Anwälte.  Das  Notariat,  trotz  der  durch  die  Gesetzgebung 
sehr  begünstigten  Konkurrenz  der  Gerichte,  zumal  der  6000  Patri- 
monialgerichte  diesseits  der  Elbe,  entwickelte  sich  in  dieser  Zeit  mächtig 
und  liss  besonders  in  den  grösseren  Städten  den  grössten  Teil  der  Ge- 
schäfte an  sich. 

Es  fehlte  dem  Stande  nicht  an  tüchtigen  Kräften.  Ernst  Ferdinand 
Klein,  der  Mitarbeiter  am  Allgemeinen  Landrecht,  ist  Advokat  und 
dann  Assistenzrat  gewesen.  Der  Justizkommissar  und  Kriminalrat 
Amelang  in  Berlin  wurde  nicht  nur  durch  die  zwei  im  Kap.  49. 1  zu 
erwähnenden  Sensationsprozesse  bekannt,  sondern  auch  durch  das  von 
ihm  herausgegebene  Archiv  für  das  preussische  Recht,  seit  1800  Neues 
Archiv  für  preussische  Gesetzgebung  genannt.  Die  Berliner  Justiz- 
kommissare Bode,  Kunowsky  und  Marchand  genossen 
nach  dem  oben  Kapitel  41  erwähnten  unverdächtigen  Zeugnisse  ein 
hohes  Ansehen  im  ganzen  Lande.  Marchand  hatte,  wie  Kapitel  40 
erwähnt,  den  Anstoss  zu  der  wichtigen  Reform  des  Jahres  1833  ge* 
geben,  Bodes  Namen  lebt  in  einer  Stiftung  zur  Unterstützung  bedürftiger 
Rechteanwälte  fort.  Li  Schlesien  ragten  hervor:  H.  G  r  ä  f  f  ,  der  zu- 
sammen mit  Ludwig  v.  Rönne  und  Koch  die  „Ergänzungen  und  Er- 
läuterungen der  Preussischen  Rechtsbücher",  1833  mit  L.  Crelinger 
ein  Wechselrecht  und  1844  das  Archiv  für  das  preussische  Handels- 
und Wechselrecht  herausgab,  Hälschner  und  Schmidt,  die 
das  preussische  Pfand-  und  Familienreoht  bearbeitet  haben. 

Dass  der  Anwaltstand  eine  viel  bessere  Stellung  einnahm,  als  die 
Gesetzgebung  ihm  zugedacht  hatte,  ist  im  vorigen  Kapitel  nachgewiesen 
worden.  Durch  die  Reformen  von  1833  und  1846  wurde  auch  gesetzlich 
die  natürliche  Stellung  des  Standes  zum  Richteramte  grösstenteils  wieder 
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hergestellt.  Es  darf  behauptet  werden,  dass  in  Preussen  der  Anwalt- 
stand  angesehener  und  gläoklicher  war  als  in  jedem  anderen  deutschen 
Bundesstaate.  Allerdings  wurden  Justizkommissare  selten  in  den 
Staatsdienst  übernommen;  allerdings  wurden  solche,  die  als  Beamte 
ungeeignet  erschienen ,  zuweUen  noch  gut  genug  für  das  Justizkom- 
missariat erachtet.  Allein  das  erste  hing  mit  der  strengen  Greschlossen- 
heit  des  Beamtenstandes  zusammen,  der  seinen  Nachwuchs  sich  selbst 
heranbUdet  und  das  Eindringen  fremder  Elemente  nur  als  unerwünschten 
Mitbewerb  ansehen  kann.  Das  zweite  aber  traf  vorzugsweise  politisch 
missliebige,  sonst  aber  hochangesehene  und  ehrenwerte  Personen, 
die  dem  Anwaltstande  nur  willkommen  sein  konnten.  So  erhielt  1834 
ein  Naumburger  Oberlandesgerichtsrat,  der  wegen  eines  Toastes  auf 
die  Polen  zu  mehrmonatlicher  Freiheitsstrafe  verurteilt  worden  war» 
eine  Justizkommissarstelle.  Aber  auch  ohne  solche  Gründe  waren  die 
Anwaltstellen  von  den  Richtern  höchst  begehrt.  Der  Übertritt  von 
Richtern  zur  Anwaltschaft  war  ungemein  häufig  und  auch  bei  höher- 
gestellten  Richtern  gar  nichts  aussergewöhnliches.  Eine  Anwaltstelle 
wurde  fast  als  Auszeichnung  angesehen  und  war  gar  nicht  leicht  zu 
erlangen;  ein  Oberlandesgerichtsrat  PfeifFer,  der  gegen  seinen  Willen 
versetzt  worden  war,  bewarb  sich  zweimal  vergeblich  um  eine  solche. 
Diese  Preussen  eigentümliche  Erscheinung  kann  aus  den  schlechten 
Gehaltsverhältnissen  des  Richtertums  allein  nicht  erklärt  werden; 
denn  solche  waren  auch  anderswo  vorhanden  und  hätten  ein  genügendes 
Gegengewicht  gefunden  in  dem  Beamtendünkel,  der  in  Preussen  grösser 
ist  als  irgendwo.  Mitgewirkt  mag  die  gleiche  Vorbildung  haben,  die 
Richter  imd  Advokaten  gesellschaftlich  gleichstellte.  Aber  ent- 
scheidend kann  neben  der  Sicherheit  eines  guten  Einkommens  nur  das 
Ansehen  des  Standes  ins  Gewicht  gefallen  sein.  Dieses  war  anerkannt. 
In  zwei  Reskripten  vom  21.  und  27.  Dezember  1804  wurde  freilich 
noch  behauptet,  dass  die  Dienstführung  der  Justizkonmussarien  die 
erheblichsten  Erinnerungen  veranlasse.  Aber  wir  haben  gesehen,  wie 
seitdem  die  Klagen  verstummten  und  gegenteiligen  Äusserungen  Platz 
zu  machen  begannen,  wie  bei  Beratimg  der  Prozess-  und  Ehrenratver- 
Ordnungen  dem  Anwaltstande  von  zuständigster  Seite  das  ehrenvollste 
Zeugnis  gegeben  wurde.  Es  bedarf  kaum  der  Bestätigung  dieses  Urteils, 
die  wir  im  Zentralblatt  für  preussische  Juristen  1840  in  den  „Flüchtigen 
Bemerkimgen  über  den  Advokatenstand  im  preussischen  Staate^' finden, 
nach  welchen 

sich  schon  seit  längerer  Zeit  die  preussischen  Sachwalter  dadurch 
auszeichnen,  dass  sie  ohne  Scheu  das  wahre  Recht  fördern,  sich 
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aller  Wortklaubereien ,   aller  Bänke  und  leeren   Abschweifungen 
enthalten,  dass  sie  auch  den  Armensachen  einen  lobenswerten  Eifer 
widmen  und  nicht  durch  übertriebenem  Sportuliren  ihre  dienten 
bedrücken  ....  dass  sie  gern  unnütze  Prozesse  verhüten  und  sich 
oft  bemühen,  durch  Vergleiche  die  Rechtshändel  beizulegen 
und  der  Äusserung  des  Justizkommissars  Fischer  in  der  Anwaltzeitung 
von  1844  Seite  226,    der  vom  schlesischen  Anwaltstande  sagt,  dass 
„schwerlich  ein  Stand  sich  grösseren  Vertrauens  rühmen  könne."  Welcher 
andere  Stand  kann  solch  unanfechtbare  Zeugnisse  seiner  Tüchtigkeit 
und  Ehrenhaftigkeit  aufweisen?  Wenn  sonst  die  Blätter  der  Geschichte 
der  Advokatur  angefüllt  sind  mit  Klagen  und  Vorwürfen  gegen  den 
Beruf :  die  preussisohen  Justizkommissare  haben  ihren  Ehrenschild  un- 
befleckt hinübergenommen  in  die  Gerichtsorganisation  von  1840,  die 
sie  zu  „Rechtsanwälten"  machte. 


WilttUr,  0«Mlüehtt  der  BcehtMnwaHMhfttt. 


Fünfter  Abschnitt. 


Advokaten  und  Advokatanwälte. 


de  ne  conaeiller  ou  d^fendre  auoime 
cause,  qne  je  ne  oroirai  pas  juste. 

Vetordnong  vom  14.  Deiember  1810. 
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Dreiundvierzigstes  Kapitel. 

Avocat  und  avou^ 

Die  geachichtlichen  Grundlagen  der  Verfassung  des  Anwaltstandes 
waren  in  Frankreich  dieselben  wie  in  Deutschland.  Vorsprecher, 
Run  und  Bath,  Holung  und  Wandel  kehren  im  avant-parlier,  conseil 
und  retenail  de  Tamendement  wieder.  In  den  hohen  Gerichten  übten  die 
seigneurs  gern  das  Amt  des  Vorsprechers,  das  ihnen  Gelegenheit  zur 
Elntf altung  von  Rechtskenntnis  und  Beredtsamkeit  gab,  und  verpflanzten 
es  durch  die  Kreuzzüge  nach  dem  Morgenlande,  wo  die  Assisen  von 
Jerusalem  den  Vorsprecherzwang  und  grossen  Scharfsinn  der  ritter* 
liehen  Vorsprecher  nachweisen. 

Aber  die  Entwickelung  verlief  anders  als  in  Deutschland.  Die 
diesem  Volke  eigene  Gabe  der  Beredtsamkeit  liess  sich  auch  im  schrift- 
lichen Prozesse  nicht  unterdrücken.  Führte  in  Deutschland  die  Schrift- 
lichkeit des  Prozesses  dahin,  dass  die  Gerichtssitzung  zur  leeren  Form 
wurde,  in  welcher  der  zum  Prokurator  umgewandelte  Vorsprecher  die 
vom  Advokaten  verfassten  Schriften  mit  kurzen  Worten  übergab, 
80  ist  in  Frankreich  niemals  die  freie  Bede  aus  den  Gerichtssalen  ver- 
schwunden. Zwar  ist  sicherlich  zunächst  auch  hier  die  ZweiteUung  des 
Berufs,  wie  sie  das  spatere  kanonische  Recht  prägte,  übernommen  worden, 
nämlich  so,  dass  der  Advokat  schreibt,  der  Prokurator  redet;  und  es 
wird  ganz  richtig  sein,  was  Desmaze  in  seinem  Buche  Le  parlement  de 
Paris  (1850)  erzählt  (S.  179),  dass  ursprünglich  die  Advokaten  allein 
die  Schriften  mit  Hilfe  ihrer  clercs  angefertigt  und  sich  erst  später  mit 
den  Prokuratoren  in  diese  Arbeit  geteilt  haben.  Allein  mehr  wie  in 
Deutschland  fühlte  man  in  Frankreich  das  Bedürfnis,  den  kenntnis- 
reichen Schriftenverfasser  auch  vor  Gericht  zu  führen  und  sich  im  Glänze 
der  Rede  dessen  zu  sonnen,  der  tatsächlich  die  Seele  der  Prozessführung 
war.  Mit  Staunen  hörte  man  in  Deutschland,  dass  es  in  Frankreich 
redende  Advokaten  gebe.  Das  Recht  der  Gerichtsrede,  das  ihm  in 
Deutschland  nur  hier   und  da   und    unter  grossen  Kämpfen  zu  Teil 
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wurde,  stand  in  Frankreich  dem  Advokaten  von  Haus  aus  zu  und 
wurde  sehr  bald  sein  aussohliessliohes  Recht.  Bereits  1328  verordnete 
eine  Ordonnanz: 

Nul  ne  peut  plaider,  s'il  n'est  avocat. 
Wenn  sie  noch  für  die  Partei  selbst  eine  Ausnahme  machte  (sauf  dans 
sa  propre  cause),  so  erscheint  diese  schon  im  16.  Jahrhundert  wenigstens 
im  Pariser  Parlamente  durch  Gerichtsgebrauch  beseitigt:  die  Partei 
selbst  wird  nicht  zum  Worte  gelassen,  es  herrscht  Advokaten- 
zwang. Seit  1274  finden  wir  vereidete  Advokaten,  die,  anstatt  wie 
die  römischen,  in  jeder  Sache  den  Calunmieneid  zu  leisten,  ihren  Amts* 
eid  jedes  Jahr  zu  wiederholen  hatten.  Advokaten,  die  nicht  vor  Ge- 
richt reden,  giebt  es  in  Frankreich  nicht. 

War  aber  der  Advokat  der  Redner  vor  Gericht,  so  war  er  nichts 
anderes,  als  der  nationale  avant-parlier.  Es  ist  ganz  natürlich,  dass 
die  ältesten  Quellen  die  Worte  avant-parlier  und  avocat  als  gleichbe- 
deutend gebrauchen.  Der  Vorsprecher,  der  in  Deutschland  sich  in  den 
Prokurator  verwandelte,  lebte  in  Frankreich  im  Advokaten  fort. 

Was  aber  blieb  für  den  Prokurator  übrig,  wenn  ihm  Schriftsätze 
und  Geriohtsrede  entzogen  waren?  Denn  aus  diesen  beiden  besteht 
doch  die  Prozessführung.  Hier  erinnerte  man  sich  plötzlich  des  alten 
Grundsatzes  von  der  Unzulässigkeit  der  Stellvertretung  (Kap.  16)«  Der 
Grundsatz  war  in  seiner  Härte  wie  dazu  geschaffen,  von  romamscher 
Jurisprudenz  in  sein  Gegenteil  umgedeutelt  zu  werden.  Mit  königlicher 
Eh^laubnis  waren  ja  Ausnahmen  zulässig.  Man  erteilte  diese  Erlaubnis, 
lettre  de  grace  genannt,  sehr  gern,  natürlich  gegen  Bezahlung.  König 
und  Parlament  stritten  sich  um  das  einträgliche  Recht.  Die  zur  Er- 
wirkung der  lettre  de  grace  notwendigen  Förmlichkeiten  erledigte  eine 
Klasse  von  Schreibem  (6crivains),  die  naturgemäss  sich  dann  auch 
die  Vertretung  selbst  übertragen  liessen.  Das  Wort  Schreiber  hat  im 
Mittelalter  einen  andern  Klang  als  heute:  es  bedeutet  einen  gebildeten 
oder,  was  damals  ziemlich  dasselbe  war,  geistlichen  Mann.  Die  Schreiber- 
klasse hatte  daher  einen  geistlichen  Anstrich.  Sie  bildete  seit  1341 
eine  Bruderschaft  der  terivains  et  procureurs,  und  zwar,  da  sie  sich  als 
Universit&tsverwandte  betrachtete,  unter  dem  Patronate  des  heiligen 
Nioolaus  und  der  heiligen  Gatharina,  die  auch  Patrone  der  Universität 
waren.  1344  erscheinen  zugdassene,  vereidete,  in  eine  Matrikel  hinter 
den  Advokaten  eingetragene  procureurs  gtodraux,  zum  Unterschiede 
von  den  procureurs  du  Roy  oder  Fiskalen.  Ihre  Zahl  wird  1378  beim 
Chatelet  auf  40  festgesetzt,  1393  freigegeben,  1425  wieder  beechränkt. 
Ihre  Ausbildung  geschieht  durch  langjährigen  Dienst  in  der  Schreib- 
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Stube  eines  Prokurators,  die  duroh  eine  Prüfung  abgeschlossen  wird. 
Ihre  Stellen  sind  verkäuflich. 

Diese  Prokuratoren  nun  erscheinen  in  der  Gerichtssitzung  mit 
den  Advokaten.  Ihre  Aufgabe  ist,  die  Parteien  zu  vertreten. 
Das  kommt  scharf  zum  Ausdruck  in  der  ihnen  angewiesenen  Tätigkeit 
des  prendre  condusions,  d.  i.  Antragstellen.  Die  Anträge  sind  die  un- 
entbehrliche Grundlage  des  Urteils:  was  der  Advokat  an  Erzählung 
und  Rechtsausführung  hinzufügt,  mag  recht  nützlich  sein,  aber  recht- 
lich notwendig  ist  es  nicht.  Insoweit  wiederholt  sich  hier,  trotz  der 
ganz  andern  Stellung  der  Advokatur,  die  in  Deutschland  wahrgenommene 
Erscheinung:  der  Prokurator  ist  der  allein  legitimierte  Vertreter,  der 
Advokat  eine  nützliche,  aber  juristisch  belanglose  Hilfsperson. 

Tatsächlich  ist  indes  der  Prokurator  etwas  mehr,  als  eine  theo* 
retasche  Kunstfigur.  Er  verhandelt  mit  der  Partei,  bereitet  die  Sache 
vor  und  giebt  dann  die  Akten  an  den  Advokaten  ab,  damit  dieser  die 
Schriftsätze  mache.  In  der  Audienz  steht  er  hinter  dem  Advokaten, 
der  das  Wort  führt.  Er  schafft  —  es  war  deis  ja  Sache  der  Partei  — 
die  Zeugen  herbei,  verfasst  die  Fragstücke  und  legt  die  Beweisstücke 
vor.  Die  Zeugenprotokolle  gehen  dann  wieder  an  den  Advokaten,  der 
seine  Bechtsausführungen  daran  knüpft.  Für  alle  diese  Zwecke  hält 
der  Prokurator  Schreiber  (clercs)  und  eine  Schreibstube  (6tude),  die 
der  Advokat  nicht  nötig  hat. 

Hier  lag  nun  nichts  anderes  vor,  als  was  wir  beim  Vorsprecher 
immer  gefunden  haben:  neben  dem  Vorsprecher  die  Partei  selbst  oder 
ihr  Vertreter.  Auch  der  deutsche  Vorsprecher  war  nicht  Vertreter 
der  Partei,  sondern  ihr  vom  Richter  beigeordnet,  nicht  für  ihre  Zwecke, 
sondern  im  öffentlichen  Interesse,  behufs  Erzielung  eines  richtigen 
Richterspruchs.  Der  französische  Advokat  war  freilich  nicht  vom 
Richter  gegeben.  Aber  die  Idee  des  Vorsprechertums  kam  auch  bei  ihm 
zum  Ausdruck  durch  die  Ablehnung  des  Vertreterbegriffs. 
Hartnäckig  und  bis  heute  hat  sich  die  französische  Advokatur  geweigert, 
VoUmacht  auf  sich  zu  nehmen.  Als  1822  die  Handelsgerichte  Vollmacht 
von  den  Advokaten  verlangten,  beschwerten  sich  diese,  weil  die  An- 
nahme einer  Vollmacht  mit  der  Würde  der  Advokatur  sich  nicht  ver- 
trage. Der  Grund  war  natürlich  falsch ;  im  Wesen  der  Vollmacht  liegt 
—  zumal  bei  der  begrifflichen  ünentgeltlichkeit  des  Mandats  —  nicht 
im  Entferntesten  etwas  Unwürdiges.  Es  lag  vielmehr  eine  unbewusste 
Äusserung  jenes  tiefen  germanischen  Gedankens  vor,  der  im  Sachwalter 
einen  Vertreter  des  öffentlichen,  nicht  des  Parteiinteresses  sieht  und  des- 
halb die  Vollmacht,  als  Symbol  der  Interessenvertretung,  ablehnt. 
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Ganz  klar  konnten  freilich  die  Grenzen  der  beiderseitigen  Ge- 
schäftskreise nie  abgesteckt  werden:  sicher  war  nur  soviel,  dass  die 
Hauptschriften  und  der  Vortrag  im  Gerichte  dem  Advokaten  gebührten. 
Aber  bei  gewissen  Gerichten  und  für  gewisse  Sachen  stand  auch  der 
Vortrag  den  Prokuratoren  zu,  und  1661  wurde  sogar  die  Verbin- 
dung der  Advokatur  mit  der  Prokuratur  ange- 
ordnet, die  sich  zwar  für  die  höheren  Gerichte  nicht  durchgesetzt,  für 
die  untersten  Instanzen  aber  bis  zur  Revolution  behauptet  hat;  die 
Urteile  und  Schriftsteller  sprechen  häufig  von  avocats-procureurs. 
Andererseits  wird  von  ÜbergrifiFen  der  Advokaten  in  die  Prokuratur 
berichtet:  die  Advokaten  fertigen  Schriften  an,  die  den  Prokuratoren 
gebühren ;  sie  halten  Schreiber  und  Schreibstuben  wie  diese,  bekommen 
Gebührenordnungen  wie  sie.  Überschreiten  der  Grenzen  der  so  nahe 
verwandten  Berufe  war  auf  keiner  Seite  ganz  zu  vermeiden. 

Es  bestand  auch  eine  gewisse  kollegiale  Verbindung  zwischen  Ad- 
vokaten imd  Prokuratoren,  eine  halb  kirchliche,  mit  Disziplinarbefug- 
nissen versehene  communaut6  des  avocats  et  procureurs  in  Paris,  die 
aber  sorgfältig  unterschieden  wird  von  dem  ordre  des  avocats  einer- 
seits imd  der  communautö  des  procureurs  andererseits.  Die  Advokaten, 
die  sich  stets  etwas  Besseres  dünkten,  hielten  streng  darauf,  dass  ihre 
besondere  Vereinigung  ordre  oder  barreau,  und  nicht  etwa  communautö 
genannt  würde;  Voltaire  hat  sich  darüber  lustig  gemacht.  Das  Haupt 
des  ordre  ist  der  bätonnier,  der  bei  der  wichtigen  Feststellimg  des  tableau 
(s.  unten)  eine  Hauptrolle  spielt. 

Zur  Advokatur  zugelassen  wird  nur,  wer  einen  akademischen  Grad 
erlangt  hat.  In  feierlicher  Gerichtssitzimg  wird  der  Bewerber  in  Amts- 
tracht durch  einen  älteren  Advokaten  zur  Eidesleistimg  präsentiert  und 
nach  dieser  zugelassen  (re^u).  Es  scheint,  dass  die  Zulassung,  wenn 
nicht  einer  der  gesetzlichen  Unfähigkeitsgründe  vorlag,  nicht  ver- 
weigert werden  konnte.  Jedenfalls  war  keine  Höchstzahl  vorgeschrieben, 
und  man  hört  nie  von  einer  Verweigerung  der  Zulassung  eines  solchen, 
der  die  gesetzlichen  Bedingungen  erfüllt  hat.  Die  Advokatur  war  — 
rechtlich  oder  tatsächlich  —  freigegeben. 

Der  Zugelassene,  an  sich  zur  Ausübung  der  Advokatur  berechtigt, 
soll  doch  nach  einer  schon  1345  gegebenen  Vorschrift  per  tempus  suffi- 
ciens  die  Advokatur  noch  nicht  voll  ausüben.  Während  dieser  Vor- 
bereitungszeit (stage),  die  zwei,  später  vier  Jahre  dauern  sollte,  heisst 
er  avocat  öcoutant,  besucht  die  Gerichtssitzungen,  bewahrt  aber 
Qin  pythagoräisches  Schweigen  und  bildet  sich  in  den  von  älteren  Advo- 
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katen  geleiteten  Seminaren  (conf^renoes)  weiter  aus.  PraziB  übt  er 
in  der  Regel  nur  durch  Erteilung  von  Rat  und  Gutachten.  Schrift- 
8&t&e  in  Prozessen  liefert  er  nicht:  seine  Gebühr  dafür  würde  nicht  er- 
stattungsfähig sein.  Das  Plaidieren  ist  ihm  mehr  durch  die  Gewohn- 
heit, als  durchs  Gesetz  verboten. 

Nach  Beendigung  des  Vorbereitungsdienstes  wird  der  Advokat 
auf  Grund  eines  Zeugnisses  sechs  anderer  Advokaten  in  das  tableau, 
die  liste  der  ausübenden  Advokaten,  aufgenommen.  Diese  Liste  wird 
alljährlich  vom  bätonnier  aufgestellt  in  Gemeinschaft  mit  den  früheren 
bätonniers  und  mehreren  Deputierten  des  Advokatenkollegs,  welches 
zum  Zwecke  der  Wahl  dieser  Deputierten  in  colonnes  geteilt  ist.  Diese 
Arbeit  ist  von  grosser  Wichtigkeit,  denn  das  tableau  ist  die  Grundlage 
einer  eingreifenden  Disziplinargewalt.  Es  wird  in  die  Liste  nur  aufge- 
nommen, wer  die  Advokatur  tatsächlich  und  mit  Ehren  ausübt.  Wessen 
Verhalten  der  Würde  des  Berufs  widerspricht,  der  wird  nicht  eingetragen 
oder,  wenn  er  bereits  eingetragen  ist,  gestrichen:  was  ihn  zwar  nicht 
des  Rechts  zur  Ausübung  des  Berufs  beraubt,  aber  in  der  öffentlichen 
Meinung  mit  einem  Schandfleck  belastet.  Die  Streichung  wurde  früher 
lediglich  vom  Plenum  der  Advokatenversammlung  ausgesprochen, 
später,  im  18.  Jahrhundert,  vom  Disziplinarrate,  von  dem  Berufung  an 
den  königUchen  Hof  ging.  Sie  ist  damit  aus  einer  tatsächlich  sehr  wirk- 
samen, rechtlich  aber  bedeutungslosen  kollegialen  Zensur  eine  wahre 
DuBziplinarstrafsache  geworden,  die  dem  Betroffenen  die  Advokatur 
nimmt;  er  wird  zum  Plaidieren  nicht  zugelassen,  seine  Schriftsätze 
werden  zurückgewiesen. 

Die  in  der  Liste  eingetragenen  Advokaten  sind  die  zur  Ausübung 
des  Berufs  voll  berechtigten.  Sie  teilen  sich  wieder  in  avocats  plaidants 
und  avocats  Consultants.  Die  plaidierenden  Advokaten  stehen  am 
barreau,  ja  nicht  etwa  an  der  barre,  die  der  Platz  der  Prokuratoren  ist. 
Sie .  erscheinen  in  langer  schwarzer  Robe  und  Barret,  bei  feierlichen 
Gelegenheiten  in  roter  Robe  mit  dem  Hermelin  auf  der  Schulter  (cha- 
peron  hermin6),  der  den  Doktor  anzeigt.  Die  linke  Hand  darf  behand- 
schuht sein,  die  rechte  nicht,  denn  sie  blättert  und  gestikuliert.  Wäh- 
rend im  Reichskammergerichte,  wie  wir  wissen,  die  Richter  bedeckt, 
die  Advokaten  unbedeckt  sind,  fordert  hier  der  Vorsitzende  den  Advo- 
katen, der  das  Wort  nimmt,  zur  Bedeckung  des  Hauptes  auf  mit  den 
Worten:  couvrez-vous,  welchen  die  symbolische  Bedeutung  beigelegt 
wird:  parlez  librement.  Die  Anträge  und  Urkunden  verliest  der  Pro- 
kurator,  aber  unbedeckt;  liest  wegen  Verhinderung  des  Prokurators 
der  Advokat  selbst,  so  ist  er  hierbei  ebenfalls  unbedeckt,  um  anzu- 
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zeigen,  dass  er  insoweit  nur  Ftokurator  ist.  Das  Urteil  hören  die  Ad* 
Yokaten  stehend  und  entblössten  Hauptes  an. 

Die  avocats  Consultants,  auch  anciens  genannt,  sind  alte,  ange- 
sehene Advokaten,  die  sich  vorzugsweise  mit  Batgeben  und  Gutachten 
befassen.  Sie  haben  einen  Ehrenplatz  in  der  Gerichtssitzung,  die  sie 
allerdings  nur  selten  besuchen.  Sie  werden  zuweilen  vom  Gerichte 
selbst  um  ihr  Gutachten  befragt  oder  zu  Kommissaren  ernannt,  vor 
welche  gewisse  Streitigkeiten  zur  Entscheidung  in  form-  und  kosten- 
losem Verfahren  verwiesen  werden.  Gewisse  Rechtsmittel  werden  nur 
zugelassen,  wenn  sie  durch  Gutachten  von  anciens  avocats  gestützt 
werden«  Fürsten  und  Grosse  ziehen  sie  in  ihren  Bat.  Es  ist  Becht- 
weisertätigkeit,  die  wir  im  ancien  avocat  wiederfinden. 

Die  Gebühren  der  Advokaten  waren  durch  sehr  alte  Verord- 
nungen, schon  von  1274,  auf  ein  Höchstmass  von  30  Uvres  toumois  ffir 
den  ganzen  Prozess  festgesetzt,  eine  Summe,  die  1274  einen  Wert 
von  700  fr.  darstellte.  Es  werden  Gebührenrechnungen  aufgestellt  und 
eingeklagt;  vom  obsiegenden  Teil  werden  Kostenrechnungen  einge- 
reicht, die  häufig  gekürzt  werden,  weil  mehrere  Advokaten  aufgetreten 
sind,  wo  einer  oder  auch  ein  Prokurator  genügt  hätte,  weil  die  Tätig- 
keit des  Advokaten  gering  gewesen  oder  sein  Honorar  zu  hoch  bemeeaen. 
Es  erscheinen  auch  jährliche  Dienstgelder  (avocats  pensionnaires). 
GuUlaume  du  Brueil,  der  Verfasser  des  Stylus  Parlamenti,  empfahl 
unbefangen  dem  Advokaten,  den  zahlenden  Klienten  dem  niohtzahlenden 
vorzuziehen.     Die  Annahme  von  Vorauszahlungen  wird  verboten. 

Aber  im  sechzehnten  Jahrhundert  beginnt  die  lex  Cüncia  bekannt 
zu  werden,  die  den  römischen  Advokaten  Belohnungen  anzunehmen 
verbot.  Um  dieselbe  Zeit  wird  für  diese  Belohnungen  das  Wort  ho- 
noraire  anstatt  des  bisher  üblichen  salaire  gebräuchlich.  Man  beginnt 
auf  den  Wortunterschied  eifersüchtig  zu  achten.  Salaire  ist  jetzt  nur 
noch  die  Prokuratorengebühr;  honoraire  die  Belohnung  des  Advokaten, 
ein  freiwillig  dargebrachtes  Ehrengeschenk.  Es  werden  Stimmen  laat» 
die  die  Bezahlung  der  Advokaten  aus  Parteimitteln  ganz  abschafifen,  m 
vom  Staate  fest  besoldet  wissen  wollen.  Bömische  Erinnerungen 
wecken  in  der  Advokatur  ein  stolzes  Standesbewusstsein,  welches  sehr 
bald  zu  einem  merkwürdigen  Ausbruche  führte. 

Eine  Verordnung  von  1579  hatte  die  in  Deutschland  vielfach  üb- 
liche Vorschrift  gebracht,  dass  Advokaten  und  Prokuratoren  auf  ihren 
Schriften  verzeichnen  sollten,  was  sie  als  Gebühr  (salaire)  empfangen. 
Die  Vorschrift  war,  wie  so  viele,  unbeachtet  geblieben.  Aber  1602  kam 
der  Befehl,  sie  streng  zu  handhaben.    Die  Advokaten  des  Parlaments 
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erklärten  sofort,  unter  diesen  Bedingungen  ihren  Beruf  nicht  ausüben 
zu  können.  Vor  die  Wahl  zwischen  Unterwerfung  und  Abdankung 
gestellt,  begaben  sie  sich,  dreihundertsieben  an  der  Zahl,  paarweise 
zur  Gerichtsschreiberei  und  erklärten  ihre  Abdankung.  Nur  wenige 
hatten  sich  ausgeschlossen,  und  als  das  Gericht  seine  Sitzungen  eröffnete, 
fand  es  nicht  einen  einzigen  Advokaten  vor.  Lange  Verhandlungen 
folgten,  in  denen  viel  vom  Priestertum  der  Advokatur  und  der  Heilig* 
keit  ihres  Berufs,  aber,  wie  es  scheint,  wenig  von  der  Sache  selbst  die 
Rede  war.  Endlich  beendete  ein  königUcher  Befehl  vom  26.  Mai  1602 
den  Streit  dahin,  dass  die  Vorschrift  selbst  zwar  bestehen  blieb,  die 
abgedankten  Advokaten  aber  wieder  eingesetzt  wurden.  Hiermit  gab 
man  sich  zufrieden  und  das  Gericht  konnte  seine  Sitzungen  wieder  auf- 
nehmen. Die  Advokaten  hatten  sich  unterworfen,  und  1669  konnte 
sogar  die  Vorschrift  wiederholt  werden. 

Immerhin  bleibt  der  Vorfcdl  wichtig  als  Beweis  eines  tiefen  beruf- 
lichen Zartgefühls.  Niedrige  Beweggründe  darf  man  der  Advokatur 
nicht  unterschieben.  Mag  sein,  dass  manche  übertriebene  Honorare 
gefordert  hatten  und  sich  scheuten,  dies  bekannt  werden  zu  lassen. 
Aber  wenn  diegesammte  Advokatur  fast  einhellig  mit  solcher  Entschieden- 
heit gegen  die  Verordnung  auftrat,  so  muss  sie  sich  in  ihrer  Ehre  ver- 
letzt gefühlt  haben.  Diese  forderte,  dass  die  Bestimmung  des  Ho- 
norars dem  Ermessen  des  Advokaten  überlassen  bleibe.  Im  Dialogue 
des  avocats,  einem  durch  die  Schilderhebung  von  1602  gezeitigten  Werke, 
einer  glücklichen  Nachahmung  des  Brutus  von  Cicero,  lässt  Loisel  einen 
der  Aufständischen  sagen, 

que  nostre  taxe  ne  soit  point  bom^,  ains  remisä  notre  dis- 
oretion,  si  est  il  honteux  non  seulement  de  Tescrire,  mais  aussi 
de  le  dire  (es  ist  schimpflich,  die  Taxe  schriftlich  oder  mündlich 
bekannt  zu  geben). 
Denn 

nostre  taxe  viendrait  de  lapure  liberalit6dela  partie. 
Ein  kleiner  Widerspruch  lag  freilich  in  der  Behauptung,  dass  das  Ho- 
norar dem  Ermessen  des  Advokaten  anheimgegeben  und  doch  gleich- 
zeitig eine  reine  Freigebigkeit  der  Partei  sei.  Indess  auf  Logik  kam  es 
bei  diesem  Punkte  nicht  sehr  an. 

Vielleicht  war  es  dieses  Werk,  das  eine  immer  vornehmere  Berufs- 
auffassung in  der  Advokatur  herbeigeführt  hat.  Im  18.  Jahrhundert 
steht  bereits  das  Herkommen  fest,  dass  der  Advokat  seine  Gebühren 
nicht  einklagen,  auch  nicht  durch  Zurückhaltung  der  Akten  geltend 
machen  kann.    Die  1776  erschienenen  Briefe  von  Camus  gehen  noch 
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weiter:  der  Advokat  darf  eine  Gebühr  überhaupt  nicht  fordern:  wer 
sie  fordert,  wird  von  der  liste  gestrichen.  Was  die  Partei  giebt,  ist 
eüi  Ehrengeschenk,  über  das  daher  auch  nicht  quittiert  wird.  Allge* 
mein  ist  aber  diese  Anschauung  nicht  gewesen;  sie  scheint  vorwiegend 
IQ  Paris  und  an  den  grossen  Gerichtshöfen  im  Schwang  gewesen  zu  sein. 
Übrigens  wurde  die  den  Advokaten  untersagte  Einklagung  der  Ge- 
bühren wohl  auch  durch  das  minist^re  public  besorgt. 

Auf  die  Form  der  Bede  wurde  grosser  Wert  gelegt.  Viele 
schrieben  ihre  Reden  auf  und  lernten  sie  auswendig,  und  im  Diak^e 
bekennt  der  berühmte  Advokat  Pasquier,  dass  er  in  der  Jugend  dadurch 
seinen  Stil  gebildet,  bei  grösserer  Reife  jedoch  sich  mit  einem  guten  Akten- 
auszuge  begnüge,  in  dem  er  sich  die  Hauptpunkte  anmerke,  allenfalln 
einige  Lichter  aufsetze  (en  y  adjoustant  quelque  omement);  ganz  frei  zu 
sprechen  sei  bewundems-,  aber  nicht  biUigenswert,  weU  zu  leicht  etwas 
verloren  gehe.  Zuweilen  liess  man  die  Reden  wohl  auch  drucken.  Bei 
alledem  erklärt  Pasquier  die  Beredtsamkeit  für  eine  wohl  sehr  wichtige, 
aber  doch  nicht  die  wichtigste  Eigenschaft  des  Advokaten,  als  welche 
vielmehr  sei:  den  Prozess  richtig  zu  führen,  die  Anträge  korrekt  zu  for- 
mulieren, gute  Schriftsätze  zu  machen,  kurz  und  sachlich  zu  reden, 
höchstens  dann  und  wann  einen  klassischen  Zug  anzubringen  (quelques- 
fois  l'embeUir  d'un  trait  d'humanitö);  der  Advokat  müsse  Ehe-  und 
Kaufverträge,  Vergleiche  und,  wenn  es  nötig,  auch  Testamente  machen 
können.  Also  sogar  Übergriffe  in  das  verachtete  Notariat  erlaubte 
sich   dieser   erhabene   Beruf. 

Dies  war  der  Zustand  des  ancien  barreau,  als  die  Stürme  der  Re- 
volution heranbrausten  und  neben  so  vielem  anderen  auch  die  alte  Ge- 
richtsverfassung zerstörten.  Die  Parlamente  und  andern  vornehmen 
Gerichtshöfe,  an  denen  die  Advokaten  gewirkt  hatten  —  an  den  nie- 
deren gab  es  nur  Prokuratoren  —  wurden  aufgehoben  und  die  ganze 
Gerichtsbarkeit  kleinen  Tribunalen  verliehen,  die  bis  zum  Betrage  von 
1000  livres  endgültig  erkannten,  darüber  hinaus  eins  gegen  das  andere 
als  Appellhof  dienten.  Das  ministöre  public  wurde  eingeführt,  dessen 
Aufgabe  es  ist,  die  Beobachtung  der  Gesetze,  soweit  das  öffentliche 
Interesse  in  Betracht  kommt,  zu  sichern.  Der  Anwaltzwang  wurde 
aufgehoben.  In  der  Kommission  der  gesetzgebenden  Versammlung 
dachte  man  daran,  die  Advokatur,  wie  sie  einmal  war,  mit  allen  ihren 
Vorrechten  auf  die  neuen  Gerichte  zu  übertragen;  es  wurde  aber  auch 
der  Gredanke  der  Aufhebung  der  Advokatur  laut.  Man  teilte  diesen 
einigen  angesehenen  Advokaten  in  Paris  mit,  die  man,  wie  es  scheint, 
zur  Kommissionssitzung  zuliess.     Nach  eingehender  Erörterung  ent* 
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schieden  sich  die  Advokaten  fiir  den  neuen  Gedanken.  Sie  erwogen, 
dass  es  unmöglich  sein  würde,  an  den  neuen  kleinen  Oerichtshöfen  die 
vornehmen  Überlieferungen  der  Advokatur  festzuhalten,  dass  eine 
Masse  von  Individuen  in  sie  eindringen  würden, 

qui,  Sans  aucune  id^  de  nos  principes,  de  notre  discipline,  aviliront 
nos  fonctions  honorables  et  les  degraderont  de  leur  noblesse. 
IMesen  Leuten  den  Namen  und  die  Verfassung  der  Advokatur  zu  geben, 
sich  ihnen  in  der  öffentUchen  Meinung  gleichstellen  zu  lassen,  war  dem 
anoien  barreau  unmöglich.  „Sind  wir  es  nicht,  so  gebe  es  gar  keine 
Advokaten  mehr.  Wir  vernichten  Ueber  den  Gegenstand  unserer 
Liebe,  ehe  wir  ihn  der  Schande  überliefern.*'  So  riefen  die  Männer  des 
ancien  barreau.  Die  Kommissionsmitglieder,  zu  Tränen  gerührt,  stimm- 
ten einmütig  bei,  und  es  erging  am  2.  September  1790  das  Dekret,  das 
in  Art.   10  verfügte, 

que  les  hommes  de  loi,  ci-devant  appell^  avocats,  ne  devont  former 
ni  ordre  ni  Corporation,  n'auront  aucun  costume  particulier  dans 
leurs  fonctions. 
Der  ancien  barreau  war  dahin.  Nicht  der  Haas  seiner  Feinde  hatte  ihn 
vernichtet:  er  selbst  in  edlem  Stolze  hatte  sich  getötet.  Die  Advokatur 
lebte  zwar  unter  dem  Namen  d6fenseurs  officieux  fort,  aber  ohne  kolle- 
giales Band,  ohne  Selbstverwaltung  und  Selbstdisziplin;  es  konnte  jeder 
als  Advokat  auftreten.  Die  alten  Advokaten  hielten  für  ihre  Person 
an  den  ruhmreichen  ÜberUeferungen  ihres  Standes  fest,  und  gerade  die 
Revolution  mit  ihren  wütenden  Verfolgungen  hat  sie  auf  ihrem  Platze 
als  Wächter  des  Rechts  gefunden. 

Im  Jahre  VIII  wurden  wieder  ansehnliche  Appellhöfe  errichtet  und 

damit  Raum  für  eine  Advokatur  nach  altem  Muster  geschaffen.    Das 

Gesetz  vom  22  ventose  XII  (1804)  stellte  zwei  Einrichtungen  zugleich 

wieder  her,  die  in  engem  Zusammenhange  miteinander  gestanden  hatten 

und  beide  durch  die  Revolution  zerstört  worden  waren:  den  Reohts- 

untemcht  und  die  Advokatur.     Bei  den  Tribunalen  wird  wieder  ein 

tableau  des  avocats  errichtet.     Die  Advokaten  müssen  licentiaten 

sein;  sie  werden  vereidet;  sie  tragen  wieder  die  Robe,  die  ihnen  übrigens 

schon  1802  wiedergegeben  worden  war;  die  alten  Gebräuche  werden 

wiederhergestellt.    Eine  Verordnung  vom  14.  Dezember  1810  gab  sich 

den  Anschein,  auch  die  Verfassung  des  alten  barreau  wiederherzustellen 

comme  un  des  moyens  les  plus  propres  k  maintenir  la  probiti,  la 

dälicatesse,  le  d^sintiressement,  le  d^sir  de  la  conoiliation,  l'amour 

de  la  veriti  et  de  la  justice,  im  zMe  öclairö  pour  les  faibles  et  les 

opprim^,  bases  essentielles  de  leur  itat. 


398  Fünfter  Abaohnitt     Advokaten  und  Adrokatanwilte. 

Aber  es  ist  auf  Napoleon  persönlich  zurückzuführen,  dass  die  Staat»* 
gewalt  sich  sehr  bedeutende  Rechte  vorbehielt.  Das  Recht  zur  Aus* 
Übung  der  Advokatur  wird  gewonnen  durch  Eintragung  in  das  tableau. 
Eingetragen  wird,  wer  Lioentiat  der  Rechte  ist,  in  öffentlicher  Gerichts- 
sitzung, durch  einen  alten  Advokaten  eingeführt,  auf  Antrag  des  ministire 
public  den  Eid  geleistet,  der  u.  a.  die  Formel  enthält  : 

de  ne  conseiller  ou  d^fendre  aucune  cause  que  je  ne  croirai  pas  juste 

en  mon  ame  et  conscience, 
und  eine  dreijährige  stage  durchgemacht  hat,  während  welcher  er  aber 
bereits  plaidieren  darf.  Die  bei  den  Appellhöfen  eingetragenen  Advo- 
katen dürfen  bei  allen  Gerichten  des  Bezirks  plaidieren,  die  bei  einem 
erstinstanzlichen  Gerichte  eingetragenen  nur  bei  den  Gerichten  des  De- 
partements und  der  Strafkammer.  Die  Advokatur  ist  unvereinbar  mit 
dem  Richteramte,  ausgenommen  dem  des  Richter-Stellvertreters  (supple- 
ant),  mit  der  Prokuratur  und  dem  Notariat.  Die  Advokaten  bilden, 
wie  vor  alters,  einen  ordre,  der  aus  den  ältesten  seiner  Mitglieder  die 
Kandidaten  für  den  conseil  de  discipline  präsentiert.  Aus  der  Zahl 
der  Präsentierten  ernennt  der  General-Prokurator  die  gesetzmassige 
Zahl  von  Mitgliedern  des  conseil  de  discipline,  darunter  einen  bätonnier 
als  Vorsitzenden  der  Plenarversammlung  des  ordre.  Der  conseil  de 
discipKne  hat  ein  Aufsichtsrecht  insbesondere  auch  über  die  jungen 
Advokaten,  deren  stage  er  um  ein  Jahr  verlängern,  deren  Eintragiuig 
ins  tableau  er  schlimmstenfalls  ablehnen  kann.  Er  richtet  ein  Annen- 
bureau  ein,  das  unentgeltlich  Rat  erteilt  und  die  Armensachen  unter 
die  Advokaten  verteilt.  Er  hat  ein  Disziplinarstrafrecht,  kann  mahnen 
(avertir),  verweisen  (censurer),  missbilligen  (reprimander),  auf  ein  Jahr 
ausschliessen,  vom  tableau  streichen,  letzteres  aber  nur  mit  Zustimmung 
des  Präsidenten  und  General-Prokurators.  Gegen  Verweis,  Missbilli- 
gung, Ausschluss,  Streichung  w  Berufung  an  den  Appellhof  zugelaaaen. 
Wo  nicht  mehr  als  20  Advokaten  sind,  tritt  das  Tribunal  an  die  Stelle 
des  Disziplinarrats.  In  jedem  Falle  kann  der  Justizminister  nach  fieiem 
Ermessen  gegen  jeden  Advokaten  jede  gesetzliche  Disziplinarstrafe 
verhängen.  Die  Plenarversammlung  des  ordre  hat  nur  das  Recht  der 
Wahl  der  Kandidaten  für  den  Disziplinarrat.  Die  Advokaten  dSxten 
sich  zu  keinem  andern  Zwecke  vereinigen,  bei  Strafe  der  Streichung. 
Sie  sind  in  gewissen  Fällen  zur  Vertretung  der  Richter  und  des  ministere 
public  berufen.  Vereinbarungen  über  das  Honorar  und  Vorschuss- 
forderungen sind  verboten.  Sie  sollen  ihr  Honorar  mit  der  von  ihnen 
KU  erwartenden  Diskretion  selbst  schätzen,  vorbehaltlich  der  Ermä^ 
sigung  durch  den  Disziplinarrat,  und  den  Betrag  auf  ihren  Schriften 


Kap.  43.    Avoeat  und  »vou^  399 

vermerken  —  die  böse  Bestimmung,  die  den  Aufstand  von  1602  hervor- 
gerufen hatte.    Sie  haben  über  das  Honorar  zu  quittieren. 

Hand  in  Hand  mit  diesen  Umgestaltungen  der  Advokatur  gingen 
solche  der  Prokuratur.  Das  Gesetz  vom  20.  März  1791  schuf  bei  den 
Tribunalen  officiers  ministöriels  ou  a  v  o  u  6  s  , 

dont  la  fonction  sera  exclusivement  der6presenterles  parties, 
d'etre  charg6s  et  responsables  des  pi^ces  et  titres  des  parties,  de 
faire  les  actes  de  forme  neoessaires  pour  la 
regularit6  de  la  proc^dure  et  mettre  l'affaire  en  6tat. 
Also  wieder  die  Vertretung,  die  Vollmacht  von  der  Ausführung  der 
Parteirechte  getrennt.  Freilich  sollten  sie  auch  die  Parteien  durch 
Wort  und  Schrift  verteidigen  dürfen,  womit  wieder  jeder  Unterschied 
gegenüber  den  Advokaten  schwand.  Indes  wurde  durch  Dekret  vom 
3  Brumaire  II  das  Amt  gänzlich  unterdrückt  und  jeder  Partei  freige- 
stellt, sich  durch  einfache  unbeamtete  Bevollmächtigte  vertreten  zu 
lassen.  Aber  durch  das  Organisationsgesetz  vom  27  ventöse  VIII 
(18.  März  1800)  wurde  das  Amt  wiederhergestellt.  Es  wurden  bei  den 
Gerichten  avouös  in  fester  Zahl  angestellt,  die  das  aussohliessende  Recht 
hatten  de  postuler  et  de  prendre  des  conclusions,  vorbehaltlich  des 
Rechts  der  Parteien  sich  selbst  zu  verteidigen.  Das  droit  de  postuler 
wird  in  dem  arr£t6  vom  5.  September  desselben  Jahres  definiert  ab 
das  Recht: 

d'instruire  les  affaires  et  de  les  präsenter  aux  tribunaux  pour  etre 
jug^. 
Hätte  es  einen  Advokatenstand  im  früheren  Sinne  gegeben,  so  hätte 
die  Formel  bedeutet:  die  Vorbereitung  der  mündlichen  Verhandlung; 
die  avou6s  hätten  die  vorbereiteten  Sachen  den  Advokaten  behufs 
Vortrags  übergeben  müssen.  So  aber  gab  es  keinen  ausschliesslioh  zum 
Vortrag  bestimmten  Stand;  die  avou^s  hatten  mithin  freie  Hand,  die 
Sachen  selbst  vorzutragen,  waren  sonach  zugleich  Advokaten.  Dazu 
kam,  dass  die  ersten  Ernennungen  auf  Rechtskundige,  oft  wohl  auf 
gewesene  Advokaten,  fielen,  die  sonach  Advokatur  und  Prokuratur 
in  sich  vereinigten.  Diese  Vereinbarkeit  der  beiden  Ämter  hat  fort- 
bestanden bis  zu  dem  Dekret  vom  14.  Dezember  1810,  demselben,  das 
die  Advokatur  neu  organisierte. 

Die  Ptokuratur  gewann  aber  alsbald  eine  viel  grössere  Bedeutung 
durch  die  Einführung  des  Anwaltzwanges  (Art.  61,  75  des  Code 
de  procddure),  der  eine  ganz  andere  Bedeutung  hatte,  als  der  frühere 
Advokatenzwang :  denn  es  ist  nunmehr  der  Zwang  zur  Bestellung  eines 
avou6,  von  dem  nur  wenige  Ausnahmen  stattfinden,  deren  wichtigste 
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das  Verfahren  vor  den  Friedensriohtem  und  Handelsgerichten  (Arfc.  9, 
414)  ist. 

Das  Gesetz  vom  22  ventöse  XII,  dasselbe,  welches  die  Advokatur 
wieder  herstellte,  verlieh  den  avou6s,  sofern  sie  Licentiaten  waren,  das 
Recht  vor  ihrem  Gerichte 

de  plaider  et  6crire  dans  toute  esp6ce  d'affaires,  concnrrement  et 
contradictoirement  avec  les  avocats. 

Aber  selbst  ein  nicht  graduierter  avou6  sollte  im  Falle  der  Abwesenheit 
oder  Weigerung  der  Advokaten  mit  Ermächtigung  des  Gerichts  plai- 
dieren  können.  Auch  darin  wurden  Advokaten  und  avou^s  gleich- 
gestellt, dass  sie  im  Notfalle  Richter  und  Regierungskonmiissare  zu  ver- 
treten hatten,  die  avou6s  allerdings  erst  hinter  den  Advokaten. 

Hiemach  war  in  der  Tat  kaum  noch  ein  Unterschied  zwischen  Ad- 
vokaten und  avouös.  Die  Trennung  der  Berufe  liess  sich  so  nicht  auf- 
recht erhalten;  es  mangelte  an  avou6s,  da  jeder  ebensogut  gleich  Ad- 
vokat sein  konnte.  Das  Dekret  vom  2.  Juli  1812  regelte  daher  die  Plai* 
dierbefugnis  neu,  wie  folgt:  An  den  Appellhöfen  plaidieren  die  Advo- 
katen; nur  die  summarisch  zu  erledigenden  Sachen  und  die  das  Ver- 
fahren betreffenden  Inzidentpunkte  können  durch  avou^s  plaidiert 
werden.  Gleiches  gilt  von  den  erstinstanzlichen  Tribunalen  am  Sitze 
der  Appellhöfe,  der  Assisenhöf e  und  in  den  Departementshauptstädten. 
An  den  übrigen  erstinstanzlichen  Tribunalen  köimen  die  avoute  un- 
beschränkt plaidieren.  Bei  Abwesenheit  oder  Weigerung  des  Advokaten 
kann  der  avouö  an  allen  Gerichtshöfen  erster  und  zweiter  Instanz  oiit 
Ermächtigung  des  Gerichts  plaidieren. 

Hiermit  war  zwar  eine  schärfere  Abgrenzung  gewonnen.  Aber 
der  innere  Unterschied  der  Ämter  war  so  gut  wie  aufgegeben;  es  war 
wesentlich  nur  noch  ein  Unterschied  dem  Grade  nach.  Man  konnte 
sagen,  dass  die  avouös  die  Advokaten  der  ersten  Instanz  sind  mit 
gewissen  beschränkten  Befugnissen  für  die  höheren  Instanzen.  Es 
wollte  wenig  bedeuten,  dass  den  Advokaten  einige  Ehrenrechte  ver- 
blieben, das  Recht,  die  chausse  zu  tragen  und  bedeckten  Hauptes  ta 
sprechen.  Beim  Kassationshofe  waren  sogar  Advokatur  und  Anwalt- 
schaft direkt  vereinigt  (Dekret  vom  26.  Juni  1806). 

Der  neu  organisierte  Stand  hatte  auch  eine  neue  Verfassung  er- 
halten, freiheitlicher  als  die  der  Advokatur,  für  uns  wichtig  als  Muster 
unserer  Anwaltskammerverfassung.  Nach  dem  arret6  vom  13  frimaire 
IX  (4.  Dezember  1800)  werden  bei  jedem  Gerichtshofe  Anwalts- 
kammern (chambres  des  avou6s)  gebildet.    Die  Kammer  ist  ein  von 
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der  Generalversammlung    der  avouös  gewählter  AndBchuss,    dem  die 
Disziplinargewalt  über  die  Genossen  zusteht,  der  femer  Streit  unter 
ihnen  oder  mit  den  Parteien  zu  schlichten,  Gutachten  in  Kostenfragen 
abzugeben,  ein  Bechtsbureau  für  Arme  zu  leiten  und  die  Armensachen 
unter  die  avou^s  zu  verteilen,  Führungs-  und  Fähigkeitszeugnisse  für 
die  Kandidaten  auszustellen  und  diese  für  erledigte  Stellen  zu  präsen- 
tieren, endlich  die  Rechte  der  Genossenschaft  zu  vertreten  hat.  Der 
Kammer  steht  ein  Präsident  vor;  ein  syndic  ist  Ankläger;  ein  rapporteur 
führt  die  Untersuchung  und  erstattet  Bericht;  dazu  ein  Sekretär  und 
ein  Schatzmeister.     Disziplinarstrafen  sind: 
Ordnungsruf  (rappel  k  l'ordre), 
einfache  Zensur,  in  der  Entscheidung  selbst  liegend, 
Zensur  mit  Verweis,  dem  avou6  persönlich  vor  versammelter  Kam- 
mer durch  den  Präsidenten  erteilt, 
Untersagung  des  Eintritts  in  die  Kammer. 
Soll  Suspension  erkannt  werden,  so  hat  die  Kammer  sich  um  das  Doppelte 
ihrer  Mitgliederzahl  -j-  1  zu  verstärken  und  dann  ein  Gutachten  (opi- 
nion)  abzugeben,  das  zur  weiteren  Verfolgung  an  das  Gericht  geht. 
Entsprechend  dieser  Schwäche  der  Disziplinargewalt  ist  auch  das  Dis- 
ziplinarverfahren dürftig  geordnet.    Berufung  an  ein  Gericht  giebt  es 
nicht.    Dagegen  bedürfen  aUe  Beschlüsse  der  Kammer,  mit  Ausnahme 
der  leichteren  Disziplinarstrafbescheide,  der  gerichtlichen  Bestätigung, 
und  für  alle  Ungesetzlichkeiten  der  officiers  ministeriels  ist  auch  das 
Gericht  zur  Verhängung  von  Disziplinarstrafen  zuständig.     (Art.  102, 
103  Ges.  V.  30.  März  1808.) 

An  die  Vorbildung  des  Standes  werden  nunmehr,  nachdem 
er  der  Advokatur  so  nahe  gerückt,  bedeutendere  Anforderungen  gestellt. 
Genügte  bei  den  Prokuratoren  eine  praktische  Ausbildung  und  Prüfung, 
so  verlangte  jetzt  das  Gesetz  vom  22  ventose  XII  einen  Kursus  des 
Straf-  und  Prozessrechts  und  die  Ablegung  einer  Prüfung  vor  den  Pro- 
fessoren ;  die  Praxis  verlangte  ausserdem  fünfjährigen  Dienst  bei  einem 
avou6.  Kenntnis  des  Zivilrechts  setzte  man  allerdings  nicht  voraus; 
dennoch  soll,  wer  zehn  Jahre  avouö  gewesen  ist,  Richter  werden  können. 
Die  Käuflichkeit  der  Stellen  war,  wie  wir  sahen,  abgeschafiFt. 

Die  späteren  Veränderungen,  welche  diese  Verfassung  der  Advokatur 
und  Anwaltschaft  in  Frankreich  erlitt,  imd  welche  wesentlich  in  Um- 
wandlung der  staatlich  ernannten  in  frei  gewählte  Disziplinarräte,  Be- 
schränkung der  Plaidierbefugnis  des  avou6  und  Wiedereinführung  des 
Stellenkaufs  bestehen,  interessieren  uns  nicht.  Die  hier  geschilderte 
Verfassung  aber  hat  in  den  grossen  Gebieten  Deutschlands,  die  damals 
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an  Frankreich  kamen,  geherrscht.    Aber  nicht  nur  deshalb  ist  sie  für 
uns  interessant.     Ihre  grossen  Grundsätze: 

Trennung  von  Stellvertretung  und  Bechtsbeistand, 

Trennung  der  Advokatur  vom  Notariat, 

Freigabe  der  Advokatur, 

Anwaltzwang  und  Lokalisierung, 

Genossenschaftlicher  Zusammenschluss, 

Selbstzüchtung   des   Nachwuchses, 

Selbstdisziplin, 

Selbstverwaltung  des  Armenrechts 
sind  zum  Teil  in  unsere  Gesetzgebungen  übernommen,  zum  Teil  Gegen- 
stand unserer  lebhaftesten  Erörterungen  geworden  und  bis  heute  ge- 
blieben. 

Das  französische  System  hat  tiefe  geschichtliche  Wurzeln.  Aber 
so  wie  es  sich  entMdckelt  hat,  ist  es  theoretisch  fehlerhaft,  mmatür- 
lieh,  innerlich  unwahr. 

Es  ist  theoretisch  fehlerhaft,  weil  der  richtige  Grund- 
gedanke,  dass  der  Advokat  im  öffentlichen,  nicht  im  Parteünteresse 
bestellt  ist,  niemals  dahin  führen  konnte,  die  Vertretung  der  Partei- 
interessen einem  andern  organisierten  Berufsstande  zu  übertragen. 
Lässt  man  ein  anderes  Parteiinteresse  als  das  an  der  Verwirklichung 
des  Rechts  überhaupt  gelten,  so  muss  doch  die  Vertretung  eines  solchen 
Interesses  vom  Gerichte  femgehalten  werden.  Die  Gesetzgebung  darf 
ein  Interesse  nicht  schützen,  welches  mit  dem  Rechte  in  Widerspruch 
steht;  sie  darf  erst  recht  nicht  zum  Zwecke  der  Vertretung  eines  solchen 
Interesses  einen  Berufsstand  organisieren  und  privilegieren,  zumal 
dann,  wenn  sie  einem  andern  Berufsstande  diese  Vertretung  eben  ihres 
unsittlichen  Charakters  wegen  entzieht.  Theoretisch  richtig  wäre  der 
Gedanke  gewesen,  dass  die  Partei  ein  rechtlich  anerkanntes  Interesse 
nur  an  der  Verwirklichung  des  Rechts  haben  kann,  dass  dieses  Interesse 
mit  dem  öffentlichen  Interesse  zusammenfällt  und  somit  unbedenklich 
von  dem  im  öffentlichen  Interesse  bestellten  Advokaten  vertreten 
werden  kann. 

Das  System  ist  unnatürlich,  weil  es  natürlich  zusammen* 
gehörige  Dinge  trennt,  die  Vorbereitung  von  der  Ausführung,  den 
Schriftwechsel  von  der  Gerichtsrede,  die  Partei  vom  Advokaten.  Nichts 
Wichtigeres  kann  es  im  Prozesse  geben,  als  die  ihm  seine  ganze  Richtung 
anweisenden  Hauptschriftsätze :  hier  fertigt  sie  der  schlechter 
vorgebildete  Berufsstand  der  avou^s;  der  Advokat  erhält  den  Prosesa 
erst,  wenn  er  durch  Schriftsätze  vorbereitet,  vielleicht  rettungslos  ver- 
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fahren  ist.  Seine  Information  erhalt  der  Advokat  auf  dem  Umwege 
über  den  avou6.  Im  Termin  muss  der  avou6  neben  ihm  stehen,  zu 
keinem  andern  Zwecke,  als  um  die  Anträge  zu  verlesen. 

Die  innere  Unwahrheit  des  Sjrstems  zeigt  sich  darin,  dass 
die  avouös  das  nicht  sind  und  sein  können,  was  sie  nach  dem  Gesetze 
sein  soUen:  die  allein  legitimierten  Parteivertreter.  Wären  sie  das,  so 
mössten  alle  notwendigen  Ftozesshandlungen  gältig  nur  durch  sie  vor- 
genommen werden  können.  Die  wichtigste  Prozesshandlung  aber  ist 
offenbar  der  Vortrag  vor  Gericht;  denn  was  nicht  vom  legitimierten 
Vertreter  vorgetragen  ist,  kann  das  Gericht  nicht  berücksichtigen. 
Aber  gerade  der  Vortrag  steht  dem  Advokaten  zu,  dem  avou6  ist  er 
sogar  verboten;  um  den  Schein  zu  wahren,  verliest  der  avou6  die  An- 
trage, die  doch  ohne  Sachdarlegung  niemals  zu  dem  gewünschten  Urteile 
fuhren  könnten.  In  Wahrheit  ist  der  Advokat  viel  mehr  Parteivertreter 
wie  der  avou6.  Der  deutsche  Hofgerichts-Prokurator  war  etwa  das, 
was  das  Gesetz  im  avou6  verkörpern  wollte,  aber  nicht  verkörpert  hat: 
der  legitimierte  Parteivertreter,  der  allein  gültig  Prozesshandlungen 
vornehmen  kann,  deshalb  auch  den  Vortrag  vor  Gericht  besorgt  und 
vom  Advokaten  nur  aussergerichtlich  durch  Fertigung  der  Schrift- 
sätze unterstützt  wird.  Der  Grundgedanke  des  französischen  Systems 
konnte  dahin  führen,  der  Partei  einen  von  ihr  unabhängigen,  von  ihr 
weder  gewählten  noch  bezahlten  Beistand  beizuordnen,  der  die  Wahr- 
heit zu  vertreten  hat,  gleichviel,  wem  sie  nütze  oder  schade;  wie  es  der 
deutsche  Vorsprecher,  der  preussische  Assistenzrat  war.  Oder  dahin, 
nach  Luthers  Meinung  den  Beruf  des  Gutachters  von  dem  des  Prozess- 
führers, der  viel  schwerer  die  nötige  Unparteilichkeit  bewahrt,  zu  tren- 
nen. Aber  der  Advokatur  die  Gerichtsrede  und  damit  tatsächlich  die 
Ptozessführung  zu  übertragen,  ihr  aber  auf  keinen  Fall  die  Vollmacht 
-zu  gestatten,  hatte  keinen  Sinn.  Keinesfalls  durfte  die  im  öffenthchen 
Interesse  bestellte  Advokatur  freigegeben  imd  damit  auch  derjenigen 
Unabhängigkeit  beraubt  werden,  welche  in  der  geschlossenen  Zahl  und 
der  dadurch  bedingten  grösseren  Sicherheit  der  Existenz  gelegen  hätte : 
eine  Unabhängigkeit,  die  man  unbegreiflicherweise  gerade  dem  Stande 
der  avoute  zu  Teil  werden  liess,  der  doch  nicht  im  öffentlichen,  sondern 
im  Parteiinteresse  tätig  ist,  mithin  unbedenklich  freigegeben  werden 
konnte,  der  übrigens  eben  in  Folge  seiner  gesicherten  Existenz  seinen 
Beruf,  wie  man  hört,  ganz  ehrenhaft  ausübt.  Es  haben  denn  auch 
Gesetzgebungen,  die  sonst  der  französischen  sehr  nahe  stehen,  wie  die 
Genfer  vom  20.  Juni  1834,  weder  die  Zweiteilung  noch  die  Freigabe  über- 
nommen. 
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Eine  andere  Unstimmigkeit  liegt  darin,  dass  das  Verhältnis  des 
avoa6  zur  Partei  als  Mandat,  die  Leistung  des  Advokaten  als  unentgelt- 
licher Dienst  aufgef  asst  wird,  da  doch  gerade  das  Mandat  von  Haus  aus 
unentgeltlich,  das  Dienstverhältnis  aber  entgeltlich  ist.  Die  Unent- 
geltliehkeit  selbst  ist  natürlich  nur  Schein ;  der  Advokat  fordert  aller- 
dings nichts,  aber  der  avou^  sorgt  für  Vorschuss  und  Honorar,  von  dem 
er  sogar  oft  einen  Anteil  bekommt  —  eine  bei  uns  streng  verpönte 
Form  bezahlter  ELlienten-Zutreibung.  Und  selbst  in  dieser  Form  ist 
die  Unentgeltlichkeit  keineswegs  allgemein;  das  beweisen  die  in  alter 
wie  neuer  Zeit  erlassenen  Taxordnungen  und  das  noch  1810  wiederholte 
Verbot  der  Annahme  von  Vorauszahlung. 

Das  Ansehen  der  französischen  Advokatur  ist  gross.  Aus  ihr  vor- 
zugsweise gehen  die  massgebenden  Politiker,  die  hohen  Staatsbeamten 
hervor;  ihre  gesellschaftliche  Stellung  ist  vorzüglich,  und  abgedankte 
Minister  verschmähen  es  nicht,  in  die  Reihen  ihrer  früheren  KoU^en 
zurückzutreten.  Aber  nicht  ihrer  Trennung  von  der  Prokuratur,  nicht 
ihrer  scheinbaren  Unentgeltlichkeit  verdankt  sie  ihr  Ansehen,  senden 
der  eigentümlichen  Neigung  und  Begabung  des  gallischen  Stammes 
für  die  Redekunst.  Die  französische  Advokatur  hat  stets  die  gericht- 
liche Beredtsamkeit  mit  besonderer  Liebe  gepflegt,  sie  zu  einer  Kunst 
auszubilden  und  zu  diesem  Zwecke  die  fachliche  Bildung  durch  eine 
vielseitige  humanistische  zu  ergänzen  gesucht.  Das  starke  Pathos 
steht  ihr  ebenso  zu  Gebote,  wie  der  feine  Witz;  ihr  Freimut  macht  vor 
keiner  Macht  Halt.  Als  der  Advokat  Dupin  1821  den  König  von  Frank- 
reich verklagte  und  man  ihm  einwendete,  dass  der  König  wegen  Schulden, 
die  er  als  Monsieur  gemacht,  nicht  belangt  werden  könne,  brach  er  in 
die  denkwürdigen  Worte  aus: 

Ich  beschwöre  Sie,  lassen  Sie  nicht  zu,  dass  die  unerbittliche  Ge- 
schichte  einst  das  Lob,  welches  unser  König  verdient  haben  mag, 
mit  einigem  Tadel  vermische.     Gewiss  sagt  sie  einst  von  Ludwig 
XVni:  er  hat  den  Thron  seiner  Väter  Mdeder  aufgerichtet;  er  gab 
dem   Volke  eine  verfassungsmässige   R^erung;   kein  Fürst  war 
jemals  grossmütiger,  keiner  freisinniger.  Sorgen  Sie,  meine  Herren, 
dass  sie  nicht  hinzufüge :Aber    seine    Schulden   hat   er 
nicht  bezahlt. 
Und  diese  künstlerische  Behandlung  der  Rede  findet  Anerkennung 
nicht  nur  beim  Publikum,  sondern  auch  beim  Gericht.    Als  einst  nach 
der  Rede  eines  Advokaten  das  Publikum  in  Beif allsbezeugungen  aus- 
brach, rief  der  Präsident: 

Begeistert  Euch  immerhin,  aber  schweigend,  wie  ich. 
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Die  besten  Köpfe  wenden  sich,  wie  bei  uns  der  akademischen  Lauf- 
bahn, so  dort  der  Advokatur  zu.  Wie  bei  uns  das  Professorentum, 
80  ist  dort  die  Advokatur  die  geistige  Aristokratie  der  Nation.  Da- 
her ihre  aristokratischen  Züge :  ihr  stolzes  Selbstbewusstsein,  ihre  heilig 
gehaltenen  Überlieferungen,  ihr  starker  genossenschaftlicher  Gemein- 
sinn. Ihre  Selbstauflösung  zur  Zeit  der  Revolution  atmet  antiken 
Geist.  Ihre  Geschichte  ist  in  einer  Fülle  von  Werken,  fast  alle  von 
Advokaten,  behandelt,  wo  bei  uns  bisher  nicht  eines  existierte.  Die 
Geschichte  seines  Berufs  aber  schreibt  und  liest  nur,  wer  ihn  liebt.  Wo 
aber  liebe,  da  ist  auch  Glaube.  Die  französische  Advokatur  glaubt 
an  ihren  Beruf:  das  ist  die  starke  Wurzel  ihrer  Kraft. 


Vierundvierzigstes  ELapitel. 

Rheinlande. 

Die  eben  dargestellte  Verfassung,  seit  1798  in  den  an  Frankreich 
abgetretenen  Rheinländern  eingeführt,  stiess  hier  auf  Schwierig- 
keiten. Der  deutsche  Prokurator  war  kein  musterhaftes,  aber  ein  ver- 
atandliches  Gebilde :  ein  Parteivertreter,  der  allein  gültig  vor  Gericht  han- 
deln, insbesondere  vortragen  kann  und  vom  Advokaten  durch  schriftliche 
Arbeiten  unterstützt  wird.  Dem  avou6  hingegen,  der  ebenfalls  allein 
l^timierter  Parteivertreter,  aber  von  der  wichtigsten  Prozesshandlung, 
dem  Vortrage  vor  Gericht,  ausgeschlossen  ist,  stand  man  in  Deutsch- 
land völlig  verständnislos  gegenüber.  Dazu  trat  die  Unsicherheit  der 
französischen  Gesets^ebung  selbst,  die  1798  von  jeder  Organisation 
des  Sachwaltertums  absah,  1800  avou6s,  1804  Advokaten  einführte, 
gleichzeitig  den  avou^  die  Plaidierbefugnis  ganz  oder  zum  Teil  ein- 
räumte und  erst  1812  wieder  beschränkte  und  so  eine  Verbindung  der 
Amter  herbeiführte,  wie  sie  in  Deutschland  von  je  hergebracht  war. 
Denn  ein  plaidierender  avou6  war  doch  nichts  anderes,  als  ein  Advokat. 
Schliesslich  fehlte  es  auch  an  avoute.  Man  zog  Leute  aus  den  Schreib- 
stuben heran;  aber  das  Publikum  vernachlässigte  sie,  ging  unmittelbar 
die  Advokaten  an,  welche  dann  nur  ihre  Schriften  durch  den  avou6 
gegen  eine  Gebühr  unterschreiben  Hessen  oder  ihn  gar  durch  ein  Jahres- 
gehalt von  sich  abhängig  machten.  Kurz,  das  avou6-Wesen  wollte 
durchaus  nicht  Wurzel  fassen. 

1813,  sofort  nach  Besetzung  der  Rheinländer  durch  die  Verbün- 
deten, setzte  die  Gesetzgebungsarbeit  ein.    Die  von  den  verbündeten 
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Machten  eingesetzten  General-Gouverneure  Justus  Grüner  und  Sack 
bestimmten  zunächst  unterm  3.  Dezember  1813  für  das  Grossherzog- 
tum Berg,  unterm  25.  Februar  1814  für  den  Mittelrhein  und  unterm 
11.  März  1814  für  den  Niederrhein,  dass  die  französischen  Ämterbe- 
nennungen verdeutscht  und  demgemäss  für  avou6  Auwald  gesetzt 
werde.  Sodann  verordnete  die  österreichisch-bayrische  für  die  zwischen 
Rhein,  Mosel  und  Saar  belegenen  Gebiete  eingesetzte  Administrations- 
kommission unterm  3.  August  1815  für  den  neu  errichteten  Appellations- 
hof in  Kaiserslautem,  da  die  Abscheidung  des  Standes  der  gericht- 
lichen Anwälde  von  jenem  der  Advokaten  sich  weder  als  zweckmässig, 
noch  als  vorteilhaft  für  die  Parteien  bewährt  habe: 

Die  Trennung  des  Standes  der  Advocaten  von  jenem  der  gericht- 

üchen  Anwälde  ist  aufgehoben. 
Seitdem  waren  in  diesem  Gebiete  Advokatur  und  Prokuratur  unter 
dem  Namen  Advokat-Anwaltschaft  vereinigt;  es  wurden 
nur  Advokatanwälte,  und  zwar  in  beschränkter  Zahl,  angestellt;  eine 
besondere  Advokatur  bestand  nicht.  Der  Disziplinarrat  war  nicht 
beibehalten,  sondern  eine  Anwältekammer  mit  sehr  beschränkten  Be- 
fugnissen eingerichtet ;  in  der  Pfalz  übten  die  Gerichte  die  Disziplinar- 
gerichtsbarkeit. 

Etwas  mehr  Zeit  liess  sich  Preussen  nach  Erwerbung  der  rheinischen 
Gebiete.  Die  1816  zur  Begutachtung  des  Gerichtswesens  eingeeetste 
Immediat-Justiz-Kommission  forderte  unterm  4.  November  1816  öffent- 
lich zu  Vorschlägen  auf,  insbesondere  auch  über  die  Verfassung  der 
Advokaten  und  Anwälte  „in  ihrer  bisherigen  Trennung  und  allenfallaigen 
künftigen  Vereinigung."  In  der  Instruktion  vom  19.  November  1818 
welche  die  Grundzüge  der  neuen  Gerichtsverfassung  ordnete,  war  über 
diesen  Punkt  noch  nichts  gesagt.  Dagegen  die  zwei  Verordnungen  vom 
21.  Juni  1819,  die  einen  Bevisions-  und  Kassationshof  für  die  Rhein- 
provinzen in  Berlin  und  einen  Appellationsgerichtshof  zu  Köln  errich- 
teten, sprachen  schon  nur  noch  von  Besetzung  derselben  mit  der  er- 
forderlichen Anzahl  von  „Anwälden",  gaben  auch  nur  Übergangsbe- 
stimmungen für  die  bei  dem  bisherigen  Appellationshofe  angestellten 
„Anwälde".  Von  dem  Schicksal  der  Advokaten  erfahren  wir  erst  1819 
bei  Auflösung  der  Kreisgerichte  zu  Mühlheim  und  Saarbrücken.  Wer 
bei  einem  dieser  Gerichte 

als   Advocat   oder  Anwalt  oder    in    dieser    doppelten 

Eigenschaft  angestellt  war, 
könne  bei  dem  an  die  Stelle  des  aufgehobenen  tretenden  neuen  Gerichte 
in  gleicher  Art  wie  die  übrigen  daselbst  bereits  angestellten  Advokaten 
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und  Anwälte  aoftreten.  Das  Gleiche  findet  sich  bei  der  Auflösung  der 
Krei^gerichte  zu  Prüm  und  Malmedy  (Lottner  I.  692,  699,  608).  Also 
gab  es  bereits  Anwälte,  die  zugleich  Advokaten  waren,  also  war  der 
Grundsatz  der  Unvereinbarkeit  der  beiden  Ämter  bereits  stillschweigend 
fallen  gelassen! 

Dementsprechend  setzte  der  Erlass  des  Staatskanzlers  vom  16. 
April  1820  ohne  weiteres  die  Einrichtung  der  Advokat- Anwälte  als 
bekannt  voraus.  Ihre  Zahl  wurde  für  die  einzelnen  Gerichte  festge- 
stellt, ihre  Ernennung  dem  Justizministerium  vorbehalten,  dem  zu 
diesem  Zwecke  berichtet  werden  sollte,  in  welchen  Prozesssachen  der 
Anwalt  im  Laufe  des  Jahres  aufgetreten  war,  ob  mit  oder  ohne  Beistand 
eines  Advokaten,  ob  für  oder  wider  seinen  ELlienten  erkannt  worden 
sei.  Die  bisher  eingetragenen  Advokaten  sollten  das  Hecht  haben, 
an  aUen  Gerichten  der  Provinz  aufzutreten,  gleichviel,  ob  sie 
zugleich  Anwälte  wären  oder  nicht.  Dieser  letztere 
Zusatz  war  notwendig,  weil  nach  französischer  Verfassung  zwar  nicht 
der  Advokat,  aber  der  Anwalt  an  sein  Grericht  gebunden  war.  Ist  der 
Advokat  nicht  zugleich  Anwalt,  so  kann  er  nur  im  Beistande  eines  zur 
Sache  gehörig  bevollmächtigten  und  bei  dem  betreffenden  Gerichte 
in  Eid  und  Pflicht  stehenden  Anwalts  zugelassen  werden.  Kein  Ad- 
vokat, heisst  es  weiter,  verliert  dieses  Recht  (vor  allen  Grerichten  als 
Advokat  aufzutreten)  dadurch,  dass  er  zugleich  bei  einem  andern  Ge- 
richte als  Anwalt  angestellt  ist.  Wer  bisher  „aus  Mangel  an  der  erfor- 
derlichen Qualification'*  nur  als  Anwalt  auftreten  konnte,  bleibt  An- 
walt und  hat  nicht  die  Rechte  eines  Advokaten.  Die  Vorbildung 
wird  „vorläufig"  dahin  geregelt,  dass 

a.  in  die  Advocatenmatrikel  aufgenommen  wird,  wer  3  Jahre  studirt, 
darauf  2  Jahre  bei  einem  Advokaten  oder  Anwalt  gearbeitet  und 
eine  Prüfung  über  alle  Teile  der  Rechtsgelehrsamkeit  bei  dem 
Appellationsgerichte  bestanden  hat, 

b.  als  Anwalt  angestellt  wird,  wer  bei  dem  Gerichte,  bei  dem  er  an- 
gestellt werden  soll,  über  die  Prozessordnung  geprüft  worden  ist 
und  bestanden  hat. 

Hiemach  war  zwar  der  Grundsatz  der  Unvereinbarkeit  der  Ad- 
vokatur mit  der  Anwaltschaft  verlassen,  jedoch  das  Weiterbestehen 
der  Trennung  vorausgesetzt.  Aber  sehr  bald  verschwanden  die  blossen 
Anwalte.  Seit  der  Neuorganisation  wurden  Anwälte  nur  noch  aus  der 
Zahl  der  Advokaten  ernannt,  die  sich  zu  diesem  Zwecke  der  leichten 
Anwaltsprfifung  zu  unterziehen  hatten. 

Erlass  vom  27.  Dezember  1822  Anwalt-Zeitung  1846  S.  477. 
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Damit  war  das  System  der  Advokatanwaltschaft  eingeführt,  im 
wesentlichen  der  gemeinrechtlichen  Verfassung  gleichend:  Verbindung 
der  Ämter  auf  Seiten  der  Prokuratur,  die  Frokuratur  das  voll,  die 
Advokatur  das  minderberechtigte  Amt,  die  Advokatur  Vorstufe  zur 
Frokuratur.  Freilich  ist  der  Advokat  nicht  mehr  bloss  Fertiger  der 
Schriftsätze,  sondern  tritt  auch  vor  Gericht  auf,  aber  doch  nur  neben 
dem  Advokatanwalt,  mit  dessen  Erlaubnis  und  kraft  dessen  Zuständig- 
keit: theoretisch  ist  auch  hier  der  Advokat  vom  Grerichte  ausgeschlossen. 
Ein  Widerspruch  blieb  es,  dass  der  akademisch  gebildete  Advokat  die 
höheren  Hechte  eines  Advokatanwalts  nur  erlangen  koimte  durch  Be- 
stehen einer  niederen  für  Nichtakademiker  berechneten  Früfung. 

Im  übrigen  blieb  das  französische  Recht  in  Geltung:  der  Anwalt- 
zwang in  dem  Umfange,  wie  er  in  Frankreich  bestand,  also  mit  den 
Hauptausnahmen  der  Friedens-  und  Handelsgerichte;  die  Lokalisierung 
der  Advokatanwälte,  ihre  Anstellung  in  fester  Zahl,  die  Freigabe  der 
Advokatur,  wenn  auch  jetzt  an  Stelle  der  Eintragung  in  die  Matrikel 
die  Ernennung  durch  den  Justizminister  trat.  Die  Unvereinbarkeit 
mit  dem  Notariat  wurde  in  der  Notariatsordnung  vom  25.  April  1822 
aufrecht  erhalten.  Die  Amtstracht  wurde  beibehalten:  ein  schwarzes 
faltenreiches,  den  Körper  bis  tief  auf  die  Füsse  bedeckendes  Gewand, 
unter  dem  ein  engeres  schwarzes  Unterkleid  getragen  wurde;  dazu  eine 
schwarze  Mütze  und  auf  der  Schulter  die  chausse,  das  Abzeichen  des 
akademischen  Grades.  Auch  die  Sitte  blieb  bestehen,  das  Haupt  wah- 
rend des  Vortrags  zu  bedecken,  aber  bei  Verlesungen  zu  entbloesen. 
Eine  Kaution,  wie  in  Frankreich,  wurde  nicht  gestellt. 

Neu  geordnet  wurde  die  Vorbildung.  Die  Verfügung  vom 
16.  Februar  1832  führte  den  in  Altpreussen  bereits  angenonmien«! 
Grundsatz  der  gleichmässigen  Vorbildung  für  alle  Stellen  des  höheren 
Justizdienstes  ein.  Sie  forderte  neben  dreijährigem  Studium  drei  Prü- 
fungen, deren  erste  zum  Teil  in  lateinischer  Sprache  abzuhalten,  und 
zwischen  denen  eine  sechsmonatige  Auskultatur  und  ein  eineinhalb- 
jähriges Beferendariat  liegen  muss,  von  welchem  ein  Jahr  bei  einem 
Advokatanwälte  abzudienen  ist.  Die  erste  Prüfung  wird  bei  einem 
Landgerichte,  die  zweite  seit  1834  beim  Appellationsgerichte,  die  dritte 
vor  der  Immediat-Justizprüfungs-Kommission  abgelegt.  Wer  alle 
diese  Bedingungen  eriüllt  hat,  wird  zum  Assessor,  Rat  oder  königlichen 
Prokurator  (Staatsanwalt)  oder  aber  zum  Advokaten  emazmt. 
Direkte  Ernennung  zum  Advokatanwalt  ist  nicht  vorgesehen;  längere 
oder  kürzere  Tätigkeit  als  Advcdutt  wird  dazu  gefordert,  eine  Art  weiterer 
Vorbereitungsdienst   für   die   Advokatanwaltschaft,   deren   Erlangung 
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sonach  an  noch  schwerere  Bedingungen  geknüpft  erscheint,  als  die  des 
Richteramtes,  zumal  des  Friedensriohteramtes,  für  welches  nicht  einmal 
die  dritte  Prüfung  gefordert  wurde.  Der  grosse  Wert,  den  dieses  Prü- 
fungsreglement auf  die  Ausbildung  beim  Advokaten  legt,  indem  es  von 
allen  Anwärtern  des  höheren  Justizdienstes  ein  volles  Jahr  für  diese 
Ausbildung  verlangt,  ist  eine  der  Errungenschaften  aus  der  Bekannt- 
schaft mit  dem  französischen  Systeme,  die  seitdem  nicht  mehr  verloren 
gegangen  ist. 

Schwierigkeiten  machte  die  Disziplinarverfassung.  Als 
Disziplinarbehörden  bestanden  der  Disziplinarrat  der  Advokaten,  die 
Anwaltkammer,  mit  dieser  konkurrierend  das  Gericht  und  schliesslich 
der  Justizminister.  Welcher  von  diesen  Behörden  unterstand  nun  der 
Advokatanwalt?  Offenbar  allen  vieren.  Indes  gab  eine  Verfügung  vom 
18.  August  1823  die  Absicht  zu  erkennen  die  Anwaltkammem  aufzu- 
heben, wie  man  auch  die  Notarkammem  aufgehoben  hatte;  tatsächlich 
traten  sie  nicht  in  Tätigkeit.  Es  kam  vor,  dass  dem  Advokatanwalte 
die  Anwaltseigenschaft  entzogen  wurde,  während  er  Advokat  blieb; 
als  Anwalt  unterstand  er  dem  Gerichte,  als  Advokat  nicht.  Ordnung 
in  diese  Verhältnisse  brachte  die  Disziplinarverordnung  vom  7.  Juni 
1844,  ergangen  „zur  Beseitigung  der  Missverhaltnisse,  welche  daraus 
entstehen,  dass  gegen  die  Advokaten,  welche  zugleich  als  Anwalte  an- 
gestellt sind,  in  Beziehung  auf  jede  dieser  beiden  Eigenschaften  ein 
verschiedenes  Disziplinarverfahren  Statt  findet.'*  Es  wurde  bei  jedem 
Landgericht«  ein  IHsziplinarrat  von  fünf,  in  Köln  von  neun  Advokat- 
anwälten errichtet.  Eine  mit  Genehmigung  des  Generalprokurators 
stattfindende  Versammlung  der  Advokaten  und  Anwälte  des  Bezirks 
wählt  8,  in  Köln  14  Kandidaten,  aus  welchen  der  Generalprokurator 
die  Mitglieder  des  Disziplinarrats  und  dessen  Vorsteher  ernennt,  der 
zugleich  Vorstand  der  Advokaten  und  Anwälte  ist.  Die  nicht  ernannten 
Kandidaten  sind  Stellvertreter  der  ernannten.  Das  jüngste  Mitglied 
des  Disziplinarrats  ist  Sekretär.    Dem  Disziplinarrate  liegt  ob: 

1.  die  Erfüllung  der  durch  das  Amt,  durch  Ehrenhaftigkeit  und 
Zartgefühl  bedingten  Pflichten  zu  überwachen, 

2.  Beschwerden  der  Parteien,  des  öffentlichen  Ministeriums  und 
der  Gerichte  zu  erledigen, 

3.  die  Disziplinarstrafgewalt  zu  handhaben. 

Das  Disziplinarstrafverfahren  muss  auf  Verlangen  des  öffentlichen 
Ministeriums  stets  eingeleitet  werden.  Zeugen  werden  unter  Vermitte- 
lung  des  Oberprokurators  durch  den  Friedensrichter  vernommen.  Der 
Angeschuldigte  wird  schriftlich  unter  Mitteilung  der  Anschuldigung 
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geladen.  In  nichtöffentlicher  Sitzung  des  Disziplinairats  berichtet  der 
Vorsteher;  die  Zeugenaussagen  und  sonstigen  Beweismittel  werden 
verlesen;  der  Angeschuldigte  wird  vernommen.  Der  Disziplinarrat 
kann  erkennen  auf  Ermahnung,  Warnung,  Verweis,  Suspension  nicht 
über  ein  Jahr,  Verlust  des  Amts,  wobei  Suspension  oder  Verlust  der 
Advokatur  stets  von  selbst  Suspension  oder  Verlust  der  Anwaltschaft 
nach  sich  zieht,  und  umgekehrt.  Das  Urteil,  das  Verlust  des  Amts  aas- 
spricht, wird  durch  die  Amtsblätter  bekannt  gemacht  und  durch  Aub- 
streichung  aus  der  Matrikel  vollstreckt.  Gregen  das  Urteil  findet  mit 
Monatsfrist  Berufung  an  den  aus  zwei  Zivilsenaten  gebildeten  Dia- 
ziplinarsenat  des  Appellationsgerichtshofs,  gegen  dessen  Entscheidung 
der  Elassationsrekurs  in  der  für  Zivilsachen  vorgeschriebenen  Form 
und  Frist  statt.  Bei  Landgerichten,  an  deren  Sitze  weniger  als  zwölf 
Advokaten  wohnen,  wird  kein  Disziplinarrat  gebildet;  es  entscheidet 
dort  in  erster  Instanz  eine  fünfgUedrige  Zivilkammer.  Die  Disziplinar» 
Strafgewalt  der  Grerichtshöfe  wegen  der  in  der  Sitzung  vorfallenden 
Disziplinarvergehen  der  Advokaten  und  Anwälte  bleibt  bestehen;  dieee 
Entscheidungen  sind  sogar  unanfechtbar. 

Es  war  ziemlich  das  napoleonische  Schema,  auf  dem  diese  DisEi* 
plinarordnung  aufgebaut  war.  Hier  wie  dort  nur  ein  Präsentationa-, 
nicht  ein  Wahlrecht  der  Grenossenschaft,  hier  wie  dort  Berufung  ans 
Gericht,  hier  wie  dort  starke  Mitwirkung  des  öffentlichen  Ministeriums. 
Immerhin  erscheint  die  Einflussnahme  der  Staatsgewalt  abgeschwächt : 
das  frühere  Bestätigungsrecht  des  Präsidenten  und  Greneralprokurators 
bezügUch  der  auf  Streichung  lautenden  Urteile,  das  ungemessene  Dis- 
ziplinarstrafrecht  des  Justizministers  war  fortgefallen.  Die  Anwalt- 
kammerverfassimg,  die  neben  dem  Disziplinarrate  gar  keine  Berech- 
tigung gehabt  hatte,  war  aufgehoben  und  mit  ihr  zugleich  die  mit  ihr 
konkurrierende  Disziplinarstraf gewalt  der  ordentlichen  Gerichte  bis  auf 
geringe  Beste  ins  Grab  gesunken. 

Die  Gebühren  bestinmiten  sich  nach  der  Taxordnung  vom 
16.  Februar  1807,  neben  deren  Sätzen  jedoch  der  Advokat  ein  selbst- 
taxiertes  nicht  erstattungsfähiges  Extrahonorar  beanspruchen  durfte, 
das  im  Streitfalle  der  Disziplinarrat  festsetzte.  Solche  Streitfälle  waren 
aber  sehr  selten.  Die  Taxe  machte  einen  Unterschied  nur  zwischen 
sunmiarischen  und  ordinären  Sachen,  keinen  nach  dem  Streitwerte. 
Die  summarische  kontrsuliktorische  Sache  warf  4  Taler  ab,  die  ordinäre 
10,  das  ordinäre  Kontumazialurteil  4.  Nach  Art.  151  war  ein  vom 
Präsidenten  mit  Seitenzahlen  versehenes  Register  zu  führen,  in  das  der 
Advokatanwalt  mit  eigener  Hand  täglich  die  empfangenen  Gelder  dn- 
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sutxagen  und  das  er  bei  Gebährenklagen  vorzulegen  hatte;  war  es  un- 
regdmassig  geführt,  so  wurde  die  Klage  abgewiesen.  Die  Gebühren 
einsoklagen  wurde  nicht  als  unerlaubt  angesehen;  das  ist  in  Eulers  Gut* 
achten  zum  vierten  deutschen  Juristentage  (Verhandl.  I.  331)  bezeugt. 

Die  Bewilligung  des  Armenrechts  war  durch  Verordnung 
vom  16.  Februar  1823  in  die  Hand  der  Gerichte  gelegt. 

Die  Zahl  der  Advokatanwälte  war  nicht  gross,  1837  155  für  die 
ganze  Provinz.  Die  Zahl  der  Advokaten  ist  nicht  bekannt,  doch  weiss 
man,  dass  sie  nicht  klein  war  und  z.  B.  Köln  1845  12  Advokaten  neben 
26  Advokatanwälten  hatte.  Der  Mitbewerb  der  Advokaten  war  sehr 
fühlbar;  denn  wenn  sie  auch  ohne  Advokatanwalt  nicht  auftreten 
konnten,  so  erlaubte  es  doch  die  Delikatesse  nicht,  für  die  Einführung 
eines  Advokaten  sich  Gebühren  zahlen  zu  lassen;  überdies  durften  sie 
an  den  Friedens-  und  Handelsgerichten  sowie  im  Strafprozesse  ohne 
Anwalt  auftreten.  Andererseits  verkümmerte  aber  diese  minderbe- 
rechtigte Advokatur,  die  eigentlich  nur  die  Kandidaten  für  Advokat- 
anwctltstellen  stellte.  Auch  war  die  Verteilung  schlecht;  es  drängte 
sich  alles  in  den  grossen  Städten  zusammen,  das  platte  Land  war  fast 
ganz  leer,  zahlreich  mit  Notaren  (239),  aber  fast  gar  nicht  mit  Rechts- 
anwälten besetzt.  Appellationsgerichtsrat  Schlink,  der  Verfasser  des 
Hauptwerks  deutscher  Zimge  über  den  französischen  Zivilprozess, 
selbst  ein  gewesener  Advokatanwalt,  berechnete  in  der  Anwaltzeitung 
1847  S.  145  die  Zahl  der  von  den  Land-  und  Handelsgerichten  sowie 
dem  Appellhofe  gelieferten  Prozesse  auf  jährlich  12000,  die  zur  Er- 
hctltung  eines  Anwalts  notwendige  Zahl  auf  138,  das  Durchschnitts- 
einkommen eines  Advokatanwalts  auf  1300  Taler,  welche  Zahl  ange- 
sichts der  übrigen  hier  mitgeteilten  Ziffern  etwas  zu  günstig  erscheint. 

Den  sonstigen  Zustand  der  rheinpreussischen  Advokatur  schildert 
derselbe  Richter  in  der  Anwalt-Zeitung  1844  S.  629  ebenfalls  günstig. 
Die  Vereinigung  der  Advokatur  mit  der  Anwaltschaft  hatte  die  Rechts- 
pflege verbilligt,  den  Advokaten  vor  dem  „Wucher  des  Anwalts"  ge- 
schützt. Es  herrschte  ein  lobenswerter  Korpsgeist,  der  Verkehr  zwi- 
schen Richter  und  Sachwalter  bewegte  sich  in  anständigen  Formen, 
der  Disziplinarrat  wirkte  heilsam.  Die  Mündlichkeit  des  Verfahrens, 
am  Rheine  sehr  ernst  genommen,  forderte  die  Anspannung  aller  Kräfte, 
liesB  aber  auch  die  Begabung  viel  sichtbarer  hervortreten,  als  in  den 
Ländern  des  schriftlichen  Prozesses.  Die  Pflege  der  Redekimst,  eine 
der  besten  französischen  Überlieferungen,  ist  niemals  vernachlässigt 
worden,  und  noch  jüngst  hat  der  preussische  Justizminister  die  gericht- 
liche Beredtsamkeit  des  rheinpreussischen  Anwaltstandes  als  glänzendes 
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Muster  gerühmt,  freilich  ihr  spater  die  VerlangBamung  des 
schuld  g^eben.  Und  auch  die  liebe  zum  Berufe,  diese  schönste  Eigen- 
schaft der  französischen  Advokatur,  finden  wir  hier  wieder.  Der  riiein- 
preussLBche  Advokat  verschmäht  das  Notariat,  um  ganz  seinem  Berufe 
leben  zu  können.  Er  vernachlässigt  die  schriftliche  Vorberoitung,  um 
besser  durch  die  mündliche  Bede  zu  wirken.  Als  der  Justizrat  Bauer- 
band zu  Köln  1844  eine  Professur  in  Bonn  übernahm,  wurde  ihm 
vom  Justizministerium  das  Becht  die  Advokatur  beizubehalten  stieitig 
gemacht;  er  musste  sie  niederlegen,  durfte  sie  aber  1847  wieder  über- 
nehmen und  übte  sie  neben  der  Professur.  Er  hatte,  wie  er  erzählte, 
diesen  Beruf  nicht  vergessen  können,  obwohl  er  durch  ihn  körperlich 
so  elend  geworden  war,  dass  er  zuweilen  beim  Phudieren  zusammen- 
brach; was  ihn  nicht  hinderte  sich  eine  Stunde  später  wieder  ein- 
zufinden. 

Am  riieinischen  Bevisions-  und  Kassationshofe  zu  Berlin  wirkten 
die  Advokatanwälte  S a n d t  und  Beinhard.  Sandt  war  1819  vom 
Bheine  dahin  glommen  und  nahm  1847  einen  ungewöhnlich  ehrai- 
voUen  Abschied  vor  versammeltem  Gerichte,  dessen  Präsident  Sethe 
vor  Bewegung  seine  Tränen  nicht  meistern  konnte.  Beinhaids  Bild 
aber  wurde  bei  eben  dieser  Gel^enheit  von  seinem  Freunde  Sandt 
gemalt  als  das  eines  genialen  Mannes,  „der  die  verborgrasten  Tiefen 
des  Bechts  durchdrang,  den  noch  Keiner  übertroffen,  der,  in  der  Bluthe 
der  Kraft,  durch  ein  ungewöhnliches  Ende  dahingerissen,  alle  Seiten 
der  Wissenschaft  mit  gleicher  Wärme  zu  erfassen  gewusst;  in  ihm  war 
nichts  gewöhnlich*^ 

Die  Verfassung  der  riieinprenssischen  Anwaltschaft  hat  durch  das 
Disziplinargesetz  vom  21.  Juh  1852  und  das  Vorbildungsgesetz  vom 
6.  Mai  1869  einige  kleinere  Abänderungen  erfohrm,  die  aber  nidit  hier- 
her, sondern  in  den  Bereich  der  allgemeinen  preossischen  Gesetzgebung 
gdiörai.  ^t  diesen  Veränderungen  hat  sie  bis  zu  der  grossen  Um- 
wälzung von  1879  bestanden. 

Elsass-Lothringen  hat,  sowie  es  zum  Beiohe  kam,  das  fran- 
zösische System  mit  dem  der  Advokatanwaltschaft  vertauschen  müssen, 
indem  durch  Gesetz  vom  8.  November  1872  die  Advokatur  mit  der 
Anwaltschaft  vereinbar  eiUärt  wurde  und  die  Anwälte  nur  aus  den 
Advokattti  ernannt  werden.  Bas  reine  französische  System  hat  sich 
migends  in  Deutschland  halten  lassm. 
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FünfundvierzigsteB  Kapitel. 

Hannover  und  Braunschweig. 

In  den  weifischen  Grebieten  hat  die  gemeinrechtliche  Verfassung  der 
Advokatur  und  Prokuratur  sich  mit  am  längsten,  bis  1850,  erhalten. 
Zwar  völlig  waren  die  Advokaten  vom  Vortrage  vor  Grericht  nicht  aus- 
geschlossen; denn  die  BraunschweigiBch-Lüneburgische  Oberappella- 
tionsgerichtsordnimg  von  1713  erwähnt  die  MögUchkeit,  „dass  sie 
einen  öffentUchen  Vortrag  thun'\  und  das  Reglement  von  1718  für 
diese  Lande  lässt  sie,  in  der  Regel  allerdings  mit  den  Parteien  und  den 
Prokuratoren  zusammen,  zu  den  Vergleichsterminen  vorladen.  Allein 
in  der  Hauptsache  steht  fest,  dass  nur  der  Prokurator  den  Vortrag  im 
Gerichte  hat,  dass  er  die  Schriftsätze  der  Advokaten  oder  Parteien 
unter  seiner  Verantwortlichkeit  überreicht,  der  allein  legitimierte  Partei- 
vertreter ist.  Noch  am  12.  März  1821  wird  ein  gemeiner  Bescheid  ein- 
geschärft, dass  die  Schriftsätze  nur  durch  Prokuratoren  zu  überreichen, 
noch  am  2.  März  1827  den  vier  Prokuratoren  bei  der  Justizkanzlei  zu 
Hannover  (Dr.  Cörber,  Lüdeking,  Dr.  Grote,  Dr.  Köster)  eine  Eröff- 
nung gemacht,  die  sie  den  Advokaten  mitteilen  sollen,  woraus  sich  er- 
giebt,  dass  das  Gericht  nur  durch  Vermittelung  der  Prokuratoren  mit 
den  Advokaten  verkehrt.  Die  Prokuratoren  sind  in  geringer  Zahl  bei 
bestimmten  Grerichten  angestellt,  gewöhnlich  zugleich  Advokaten; 
die  Advokaten  können  ihren  Wohnsitz  wählen,  sind  auch  nicht  an  be- 
stimmte Gerichte  gebunden.  Akademisches  Studiuni  und  Prüfung 
oder  anstatt  dieser  der  Doktorgrad  werden  von  beiden  gefordert,  ebenso 
der  Amtseid.  An  den  Untergerichten  wirkt  eine  andere  Art  von  Pro- 
kuratoren: einfache  Bürgersleute,  die  eine  sehr  leichte  Prüfung  zu  be- 
stehen haben,  dennoch  aber  ebenfalls  den  gelehrten  Advokaten  vom 
Vortrage  vor  Grericht  ausschliessen,  der  nur  unter  ihrem  Beistande  auf- 
treten kann.     In  einigen  Gebieten  herrscht  Anwaltzwang. 

Auf  kurze  Zeit  unterbrochen  wurde  diese  Entwickelung  durch  die 
Gesetzgebung  des  KönigreichsWestfalen,  welche  den  fran- 
zöaisohen  Prozess,  jedoch  ohne  die  französische  Verfassung  der  Advo- 
katur, einführte.    Das  Dekret  vom  23.  Mai  1810  verordnete  vielmehr: 
damit  die  Parteien 

ihres  Zutrauens  würdige  Vertheidiger  finden  und  nicht  genöthigt 
sein  mögen,  deren  zwei  zu  gebrauchen,  einen  für  das  prozessualische 
Verfahren  und  einen  zweiten  zur  Auseinandersetzung  des  Rechts, 
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dass  zwar  Advokatur  und  Prokuratur  bestehen  bleiben,  der  Prokurator 
aber  aus  der  Zahl  der  Advokaten  ernannt  wird,  die  ihrerseits  ein  drei- 
jähriges Studium,  eine  einjährige  praktische  Vorbereitung  und  eine 
Prüfung  überstanden  haben  müssen.  Der  Prokurator  ist,  ganz  wie 
im  gemeinen  Rechte,  zugleich  Advokat,  der  Advokat  aber  nicht  Pro- 
kurator. Der  Prokurator  kann  aUe  Prozesshandlungen  vornehmen, 
auch  vor  Gericht  vortragen  und  bedarf  dazu  keines  Advokaten.  Der 
Advokat  unterscheidet  sich  darin  vom  gemeinrechtlichen  Advokaten, 
dass  er  vor  Gericht  reden  darf,  jedoch  nur  neben  dem  Prokurator.  Wieder 
gemeinrechtlich  ist  die  geschlossene  Zahl  und  feste  Anstellung  der  Pro- 
kuratoren neben  einer  freigegebenen  Advokatur.  Es  herrscht  Pro- 
kuratorenzwang. Es  ist  die  Verfassung  der  Advokatanwaltschaft,  die 
hier,  und  zwar  zum  ersten  Male,  auftaucht. 

Nach  dem  Sturze  der  westfälischen  Königsherrlichkeit  wurden  alle 
unter  ihr  erlassenen  Verordnungen  für  ungültig  erklärt.  BLieraus  er- 
gab sich,  dass  jetzt  für  die  Sachwalterschait  im  Königreic£i  Hannover 
zwei  verschiedene  Verfassimgen  bestanden,  in  dem  alten  Gebiete  die 
gemeinrechtliche  Advokatur  und  Prokuratur,  in  dem  von  Preossen 
erworbenen  Ostfriesland  und  Langen  die  preussische  Justizkommissar- 
verfassung. Die  dortigen  Anwälte  behielten  den  Namen  Justizkom- 
missar, wurden  in  sparsamer  Zahl,  wie  in  Preussen,  ernannt,  mit  dem 
Notariat  versehen,  hatten  wohl  etwas  länger  auf  Anstellung  zu  warten, 
dann  aber  ein  gesichertes  Einkommen  und  standen  in  verdienter  Ach- 
tung. Im  übrigen  Hannover  dagegen  bestand  neben  einer  noch  viel 
sparsamer  bemessenen  sehr  begehrten  Prokuratur  eine  freigegebene 
Advokatur,  die  trotz  ihrer  beschränkten  Befugnisse  die  Prozesse  tat- 
sächlich in  der  Hand  hatte  imd  daher  die  Prokuratoren  von  sich  ab- 
hängig machte.  Das  Notariat  wurde  in  der  Regel  Advokaten  verliehen; 
einen  grossen  Teil  seines  Geschäftskreises  bildeten  die  Auktionen. 

Die  Gesetzgebung  arbeitete  träge.  Unterm  10.  November  1827 
wurde  eine  Untergerichtsordnung  erlassen,  die  nicht,  wie  sonst  mehr- 
fach geschah,  einen  advokatenlosen  Prozess  einführte.  Nur  in  gering- 
fügigen Injurien-  und  Strafsachen  waren  Anwälte  ausgeschlossen.  Im 
Vorbildungs-  und  Aufsichtswesen  wurde  etwas  getan. 
Schon  1818  war  eine  Prüfungskommission  für  Advokaten  gebildet  worden, 
die  in  Göttingen  promovierten  Doktoren  jedoch  von  der  Prüfung  be- 
freit geblieben.  1831  erklärte  auf  Antrag  des  Syndikus  Ebel  aus  Got- 
tingen  die  Ständeversammlung  eine  Beform  des  Advokatenstandes 
für  wünschenswert;  die  Advokaten  verlangten  würdigere  Behand- 
lung, Unabhängigkeit  von  den  Gerichten,  vor  allem  Advokatenkammem. 
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Die  Regierung  kam  zunächst  im  Verwaltungswege  entgegen ;  die  öff ent- 
liehe Bekanntmachimg  der  Verweise  wurde  aufgehoben,  die  Prüfung 
geschärft,  die  Zahl  der  Advokaten  beschränkt.  Dann  erschien  unterm 
9.  April  1832  ein  Qesetz,  das  die  Vorbildung  und  Anstellung  der  Advokaten 
einheitlich  für  das  Königreich  wesentlich  nach  preussischem  Muster 
regelte.  Die  Vorbildung  ist  gleich  der  der  Richter;  zwei  Prüfungen 
mit  dazwischenliegender  dreijähriger  Vorbereitung,  die  bei  Advokaten 
oder  im  Staatsdienste  abzuleisten  ist.  In  die  Kommission  für  die  erste 
Prüfung  wurden  auch  Advokaten  ernannt.  Die  Anstellung  geschieht 
durch  das  Ministerium  nach  Massgabe  des  Bedürfnisses  mit  Anweisung 
eines  Wohnsitzes;  die  Freigabe  der  Advokatur  wird  aufgehoben.  Da- 
gegen werden  die  Advokaten  nicht  auf  bestimmte  Gerichte  beschränkt. 
Die  Disziplinargewalt  wird  von  den  höheren  Gerichtskollegien  (Justiz- 
kanzleien) geübt,  soweit  sie  sich  „auf  das  Ganze  der  Geschäftsführung'" 
bezieht ;  in  der  einzelnen  anhängigen  Sache  darf  jedes  Gericht,  wie  bisher, 
Strafen  verhängen. 

Kurz  darauf  wurde  —  und  das  war  etwas  Neues  —  durch  Regulativ 
vom  31.  Januar  1833  die  Bildung  von  Advokaten-Deputa- 
tionen geregelt.  Auf  Antrag  von  zwei  Dritteilen  der  Advokaten 
eines  Justizkanzleibezirks  muss  eine  Advokaten-Deputation  gebildet 
werden,  deren  Aufgabe  ist,  im  Stande  „Ordnung,  Gesetzlichkeit  und 
treue  Pflichterfüllung  zu  befestigen''.  In  einer  Versammlung  der  Ad- 
vokaten, die  drei  Jahre  lang  dem  Stande  angehören,  werden  24  Advokaten 
gewählt,  aus  deren  Zahl  das  Justizministerium  acht  ernennt,  welche 
die  Deputation  bilden;  ganz  wie  bei  Bildung  des  französischen  Diszi- 
plinarrats.  Die  Deputation  hat  auch  einige  Disziplinarbefugnisse. 
Sie  hat  das  pflichtmässige  Verhalten  der  Advokaten  zu  überwachen 
und  die  Justizkanzlei  in  dem  ihr  übertragenen  Aufsichtsrecht  zu  unter- 
stützen, kann  einfache  Erinnerungen,  gelindere  oder  schärfere  Verweise 
(schriftlich  oder  vor  versammelter  Deputation  mündlich)  und  Ent- 
ziehung der  aktiven  und  passiven  Wahlfähigkeit  auf  drei  Jahre  aus- 
sprechen. Ein  königlicher  Kommissär  ist  ihr  beigeordnet,  der,  wenn 
er  schärfere  Ahndung  für  geboten  hält,  die  Sache  an  die  Justizkanzlei 
bringen  kann.  Die  Justizkanzlei  soll  in  Disziplinarsachen  stets  das 
Gutachten  der  Deputation  erfordern.  Die  Deputation  soll  darauf 
achten,  dass  die  Advokaturkandidaten  geeignete  Lehrmeister  finden, 
armen  Parteien  unentgeltlich  Gutachten  erteilen,  wenn  die  ihnen  bei- 
geordneten Vertreter  die  Sache  wegen  Aussichtslosigkeit  ablehnen, 
auch  den  Behörden  auf  Erfordern  mit  Gutachten  an  die  Hand 
gehen. 
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Diese  Massnahmen,  so  schwächlich  sie  waren,  wurden  doch  in 
Weiskes  Bechtslexikon  (Artikel:  Advokat)  lebhaft  begrüsst.  Es  war 
ausserhalb  der  Rheinlande  die  erste  genossenschaftUche  Zusammen- 
fassung des  Standes,  die  erste  Anerkennung  des  Grundsatzes,  dasa  der 
Advokat  von  seinesgleichen  zu  richten  ist. 

Eine  dieser  Advokaten-Deputationen,  die  zu  Stade,  1834  gebadet, 
nahm  imter  Führung  ihres  Vizedirektors  Dr.  Freudentheil  in  Stade, 
von  dem  wir  im  Kap.  48  noch  mehr  hören  werden,  kühne  Anlaufe.  Sie 
entwarf  den  Plan  einer  Unterstützungskasse  für  Witwen  und  Kinder 
von  Advokaten,  beantragte  bei  dem  Ministerium,  die  Strafgelder  der 
Advokaten  dieser  Kasse  zu  überweisen,  eine  bülige  Gebührentaxe  für 
Geldnegotüerung  zum  Schutze  gegen  Überforderungen  der  Agenten 
vorzuschreiben,  in  der  künftigen  Advokatenordnung  den  Advokaten 
das  Betreiben  unwürdiger  Nebengeschäfte,  wie  Schneiderei  und  Schank- 
wirtschaft —  solches  war  vorgekommen  —  zu  verbieten.  Mit  dem 
Advokatenvereine  in  Haimover  trat  sie  wegen  gemeinsamer  Heraus- 
gabe der  Annalen  dieses  Vereins  in  Verbindung.  Allein  die  Regierang 
beeilte  sich  diesem  lebhaften  Eifer  einen  Dämpfer  aufzusetzen.  Den 
vorgelegten  Plan  einer  Unterstützungskasse  erklärte  sie,  bei  aller  An- 
erkennung des  guten  Zwecks,  nicht  genehmigen  zu  können,  weil  der- 
artige Dinge  den  gesetzlichen  Wirkungskreis  der  Deputation  über- 
schritten, 

dessen  willkührhche  Erweiterung  Wir  um  so  weniger  zugeben  können, 
als  sie  am  Ende  zu  einer  mit  der  Verfassung  nicht  vereinbaren  Art 
der  Repräsentation  des  Advocatenstandes  fähren 
und  diese  zuzulassen  Uns  selbst  die  Befugniss  fehlen  würde. 

Der  Andrang  zur  Advokatur  wurde  jetzt  so  stark,  dass  1844  die 
Regierung  öffentlich  vor  Ergreifung  dieses  Berufs  warnen  musste. 

Als  mm  die  Märzbewegung  auch  in  der  Rechtspflege  die  grossen 
allgemein  erstrebten  Grimdsätze  zum  Durchbruch  brachte,  da  war  es 
Haimover,  das  am  entschiedensten  sich  dem  französischen  Vorbilde 
anschloss.  Die  grossen  Gesetze  vom  8.  November  1850  brachten  nicht 
nur  die  voUe  Mündlichkeit  des  Verfahrens,  sondern  auch  die  französische 
Verfassung  der  Advokatur  in  der  Gestalt,  wie  sie  in  Deutschland  allein 
verständlich  war  und  unter  dem  westfäHschen  Königtume  bereits  be- 
standen hatte:  der  Advokatanwaltschaft.  Es  werden  Advokaten  nnd 
Anwälte  imterschieden.     Das  Amt  des  Anwalts  ist  nach  §  67: 

alle  zur  Regelmässigkeit  des  Verfahrens  erforderlichen  Anträge  und 
Handlungen   vorzunehmen, 
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ganz  die  französische  Formel;  aber  anders  als  in  Frankreich  ist  der  An- 
walt zugleich  Advokat,  wenn  er  auch  nicht  Advokatanwalt  heisst. 
Der  blosse  Advokat,  an  sich  entbehrlich,  darf  vor  Gericht  nur  unter 
Beistand  des  zuständigen  Anwalts  auftreten  (§  103).  Die  Anwälte 
werden  nach  Ermessen  für  bestimmte  Gerichte  angestellt ;  die  Advokatur 
dagegen  ist  freigegeben,  jeder,  der  die  Prüfungen  bestanden,  hat  einen 
Anspruch  auf  Zulassung  als  Advokat  am  Sitze  eines  Kollegialgerichts; 
für  andere  Orte  behielt  sich  das  Justizministerium  die  Entscheidung 
vor.  Der  Advokat  darf  vor  jedem  Gerichte  des  Landes  auftreten,  was 
freilich  nicht  viel  zu  sagen  hatte,  da  er  selbständig  vor  keinem  auf- 
treten kann.  Vor  den  KoUegialgerichten  herrscht  Anwaltzwang.  Die 
Anwctltskammerverfassung  wird  eingeführt  in  einer  Form,  die  wir  im 
Kap.  54  näher  beschreiben  werden. 

Fast  gleichzeitig  führte  Braunschweig  mit  seiner Zivilprozess- 
ordnimg  und  Anwaltordnung  vom  19.  März  1850  eine  ziemlich  ver- 
kümmerte Mündlichkeit  und  das  System  der  Advokatanwaltschaft, 
auch  unter  Annahme  dieses  Namens,  sowie  Advokatenkammem  ein, 
über  die  ebenfalls  im  Kap.  54  berichtet  werden  wird. 
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Sechster  Abschnitt. 


Bechtsanwälte. 


Recht  ohne  kftmpfendee  Wort  ist  wn 

Hen  ohne  Uopfenden  Pul— ohlag. 

H«liirioh  KfloalMigp  Wld«  mid  Ab« 
die 
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Quellen  und  Sohrlfttum. 

Im  seohsten^Abeobnitte  ist  die  DanteUung  aas  so  uhlzeichen  und  TcnchiedeosTt^ai 
QaeOeii,  danmter  vielea  briefUohMi  Mitteüungeii,  geschdpfti  dass  es  antanlich  ist»  sowoU 
sie  in  einem  Veneiohnisse  gnsammenwifsniinn,  als  aooh  sie  im  EinaellaUe  jedesmal  ansogebeo. 
Der  Verlasser^miiaB  schon  das  Vertranen  in  Anspraoh  nehmen,  dass  er  nichts  vorgefasgcp, 
was  nioht  durch  myeilissige  Beweise  erhirtet  werden  kann. 


Sechfiundvierzigstes  Elapitel. 

Name. 

Der  Name  Rechtsanwalt  gehört  dem  neunzehnten  Jahrhundert  an. 
V.  Ramdohr,  der  1801  über  die  Organisation  des  Advokatenstandes 
schrieb,  suchte  noch  vergeblich  nach  einem  deutschen  Ausdrucke  fiir 
Advokat.  Dagegen  kennt  Heinrich  v.  Kleist  1808.  den  Namen  im 
»»Michael  Kohlhaas".  Als  amtlichen  Ausdruck  finde  ich  ihn  zum  ersten 
Mal  in  der  bayrischen  Verordnimg  vom  13.  August  1804 

(Moritz)  Novellen  zur  bayrischen  Gerichtsordnung  1811.  I»  160, 
wo  er  den  beim  Grerichte  zugelassenen  Advokaten  bedeutet,  von  dem 
jede  Prozessschrift  unterzeichnet  sein  muss.  Dann  ordnen  die  Erlasse 
vom  6.  Mai  und  3.  Juni  1810  (S.  154)  an,  dass  die  Landgerichte  im  Inn- 
kreise  mit  den  erforderlichen  „Rechtsanwälten'*  besetzt  werden  sollen. 
Zugleich  wird  jeder  Advokat  fiir  alle  Gerichte  des  Königreichs  zuständig 
erklärt.  Demzufolge  werden  seitdem  auch  bei  den  übrigen  Untergerichten 
des  Königreiohs  nicht  mehr  Prokuratoren,  sondern  Advokaten  als 
„Rechtsanwälte' *  angestellt. 

Um  dies  ganz  zu  verstehen,  miissen  wir  uns  erinnern,  dass  in  Bayern 
der  Unterschied  zwischen  Prokuratur  und  Advokatur  seit  lange  nur 
noch  darin  bestand,  dass  die  Sachwalter  an  den  Untergerichten  Pro- 
koratoren,  an  den  grösseren  Gerichten  (Dikasterien)  Advokaten  ge- 
nannt wurden.  Noch  die  Landgerichtsordnung  vom  24.  März  1802 
hatte  für  jedes  Landgericht  —  die  Landgerichte  sind  Untergerichte  — 
die  Bestellimg  zweier  rechtskundiger  Prokuratoren  verlangt.  Bisher 
hatte  Lokalisierung  bestanden.  Wurde  jetzt  diese  aufgehoben,  konnte 
jeder  Sachwalter  bei  jedem  Gerichte  auftreten,  so  musste  auch  der 
Namensunterschied  wegfallen;  es  bedurfte  alsdann  eines  gemeinsamen 
Namens.  Hier  bot  sich  nun  von  selbst  der  von  jeher  übliche  Name 
,,Anwalt**  dar,  der  indessen  so  nicht  beibehalten  werden  konnte,  weil 
er  den  Bevollmächtigten  überhaupt,  auch  den  unbestallten,  rechts- 
unkundigen,  bedeutet.    (S.  Kap.  16.)    Es  musste  daher  eine  Beziehung 
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auf  die  Bestallung  gefunden  werden,  und  diese  ist  enthalten  in  der  Silbe 
„Beohts^^  Das  Beoht  ist  das  Gericht.  Bayern  hatte  ja  schon  in  alter 
Zeit  ,, Vorsprecher  des  Rechten"  oder  Gerichts- Vorsprecher  gehabt , 
(s.  Kap.  11),  die  mit  der  Umwandlung  des  Vorsprechertums  in  die  Pro- 
kuratur  (Kap.  20)  natürlich  zu  Gerichtsprokuratoren  und,  da  Prokurator 
gleich  Anwalt  ist,  jetzt  zu  Gerichts-  oder  Rechtsanwälten  wurden. 
Diese  Ableitung  ist  ganz  sicher,  nicht  nur,  weil  zuerst  Landgerichts- 
prokuratoren Rechtsanwälte  genannt  werden,  sondern  auch  weil,  wenn 
man  Recht  im  Sinne  von  jus  nimmt,  man  zu  dem  unmöglichen  Bilde 
gelangt,  dass  das  jus  einen  Anwalt  d.  i.  einen  Bevollmächtigten  habe. 

Der  Amtstitel  der  bayrischen  Rechtsanwälte  blieb  allerdings :  „König- 
licher Advokat";  so  hatten  sie  zu  zeichnen  nach  den  Erlassen  vom 
18.  Februar  1809  und  27.  Oktober  1812  (Novellen  III,  143).  Aber  die 
Disziplinarverordnimg  vom  23.  März  1813  sprach  von  „öffentiüohen 
Rechtsanwälten".  Die  Regierungsblätter  von  1813  und  1814  brachten 
die  Matrikeln  der  bayrischen  „Rechtsanwälte". 

Der  Ausdruck  gewann  rasch  Bürgerrecht.  Er  ersetzte  gut  den 
langweiligen  Titel  „Advokat  und  Prokurator",  dessen  feine  Unter- 
scheidimgen  nicht  mehr  verstanden  wurden.  Zudem  war  er  gut  deutsch 
und  stand  nicht  in  solch  schlechtem  Geruch  wie  der  „Advokat",  er- 
öffnete im  Gegenteil  die  Möglichkeit  hochsinniger  Auslegung.  Bald 
erschien  der  neue  Name  in  der  preussischen  Amtssprache;  zum  ersten 
Male,  soviel  zu  sehen,  in  der  das  Armenrecht  in  Rheinpreussen  ordnenden 
Verordnung  vom  16.  Februar  1823,  hier  noch  in  der  Schreibweise  „Rechts- 
anwald".  Württemberg  brachte  ihn  in  der  Vorbildungsverordnung 
von  1839.  Das  Schrifttum  griff  ihn  gern  auf.  Ansehn  v.  Feuerbach 
brauchte  ihn  durchweg  in  seinen  1821  erschienenen  „Betrachtungen 
über  die  Oeffentlichkeit  und  Mündlichkeit",  Mohl  im  Staatsrecht  Würt- 
tembergs 1831  (§  174)  und  die  aufblühende  Tagespresse  nahm  ihn  als 
Einheitsausdruck  für  die  verschiedenen  Namen  und  Arten  deutacher 
Sachwalter.  Besonders  aber  begünstigten  ihn  die  Advokaten  selbst, 
die  die  Anrede  „Herr  Advokat"  nie  sehr  gern  gehört  hatten.  Ihre  Ver- 
eine nannten  sich  gern  „Anwaltvereine"«  Die  württemb^rgischen  Pro- 
kuratoren  und  Rechtskonsulenten  traten  1842  zu  einem  „Verein  öffent* 
lieber  Rechtsanwälte"  zusammen.  Im  Statut  des  Brealauer  Anwalt* 
Vereins  von  1845  werden  die  „Rechtsanwälte"  des  Bezirks  Breslau  als 
mitgliedsohaftsfähig  bezeichnet.  Der  sächsische  Advokatenverein  liess 
1846  den  Entwurf  einer  sächsischen  „Ordnung  der  Rechtsanwälte" 
ausarbeiten.  Die  Schleswiger  Anwälte  sprachen  in  ihrer  1847  an  Be- 
seier  wegen  seiner  Freisprechung  gerichteten  Adresse  vom  „Stand  der 
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Bechtsanwalte".  Und  als  1844  ein  Organ  der  Bechtaanwaltschaft  ge- 
gründet wurde  (s.  Kap.  50),  da  nannte  es  sich  ,,Anwalt-Zeitllng^^  Wa* 
nun,  fragte  es  selbst,  haben  wir  nicht  den  vornehmem  Titel  Advo- 
katen-Zeitung gewählt?  Da  doch  in  Frankreich  der  Advokat  ein  ganz 
anderer  Mann  ist,  als  der  avou6  oder  Anwalt.  Aber,  antwortete  es, 
links  des  Rheins  ist  Advokat  und  avou6  verschmolzen;  Anwalt  ist  auch 
ein  etwas  weiterer  Begriff  und  „gut  teutsch".  Endlich  aber  steht  der 
Name  Advokat  in  einer  unangenehmen  Verbindung  mit  den  Begriffen 
Pfiff  und  Kniff,  man  spricht  von  Winkel-,  Stöckel-,  Teufels^ Advokaten; 
dahingegen  erfreut  sich  das  Wort  Anwalt  noch  einer  jungfräulichen 
Unbescholtenheit.  „Es  soll  den  Versuch  gelten,  den  Namen  mit  allem 
Ruhm  der  französischen  und  rheinischen  Advokatur  zu  bekleiden  und 
ihm  zugleich  eine  Bedeutung  zu  erobern,  mit  der  sich  Pfiff  und  Kniff, 
Winkel  und  Stöcke!  und  Teufel  gar  nicht  mehr  in  Verbindimg  bringen 
lassen.*' 

Das  Ergebnis  dieser  Entwicklimg  zog  die  preussische  Gerichts- 
organisations  -  Verordnung  vom  2.  Januar  1849  für  Altpreussen  in 
ihrem  §  30: 

Die  Justizkommissarien  und  Advokaten  nehmen  den  Amtscharakter 

„Rechtsanwalt  an. 
Durch  Verordnung  vom  26.  Juni  1867  ist  dann  dieser  Amtstitel  in 
Schleswig-Holstein  und  Hessen-Nassau  eingeführt  worden,  während 
die  Provinz  Hannover  zunächst  noch  ihre  Advokaten  und  Anwälte  be- 
hielt. Die  andern  Staaten  übernahmen  zwar  nicht  den  neuen  Amts- 
titel, behielten  vielmehr  die  Ausdrücke  Advokat  und  Prokurator  (einige 
Schweizer  Kantone  sogar  den  Namen  Fürsprecher)  als  amtliche  bei, 
wahrend  in  den  gedruckten  Prozessvollmachten  wohl  zuweilen  noch  der 
Name  „Redner"  erschien.  Indes  traten  doch  die  Advokatenordnungen 
jetzt  mehrfach  unter  dem  Titel  „Anwaltsordnung'*  auf,  wie  in  Olden- 
burg 1868,  in  Sachsen-Koburg-Gotha  1862,  in  Baden  1864.  Die  Würt- 
tembergiBche  Zivilprozessordnung  von  1868  brauchte  für  die  Proku- 
ratoren und  Rechtskonsulenten  den  gemeinsamen  Namen  „öffentliche 
Rechtsanwälte".  Seit  der  deutschen  Rechtsanwaltsordnung  vom 
1.  Juli  1878  endlich  giebt  es  im  Deutschen  Reiche  keine  Advokaten, 
Prokuratoren,  Rechtekonsulenten,  Advokatanwälte,  Justizkommissare 
mehr,  sondern  an  ihrer  Stelle  nur  noch  Rechtsanwälte. 

Es  ist  ein  schöner  Name,  wenn  wir  auch  die  Einbildung  zerstören 
mussten,  dass  er  den  Verfechter  des  Rechts  bedeute.  Die  ganze  Ent- 
wickelungsgeschichte  des  Standes  ist  in  ihm  ausgesprochen.  Erinnern 
wir  uns,  dass  der  „Vorsprecher  des  Rechten*'  nichts  anderes  ist,  als  der 
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alte  Rechtweiser,  so  ist  in  der  Reihe:  Rechtsanwalt  —  Geriohtsanwalt 
—  Gerichts-Prokurator  —  Vorsprecher  des  Rechten  —  Rechtweiser  die 
richtige  Geschlechtstafel  des  deutschen  Rechtsanwalts  gegeben,  der 
Zusammenhang  der  heutigen  Rechtsanwaltschaft  mit  der  uralten  Ein- 
richtung des  Rechtweisertums  schon  im  Namen  dargetan. 


Siebenundvierzigstes  Kapitel. 

Zustand  im  Vannärz. 

Der  Rechtszustand  des  Anwaltstandes  vom  Beginne  bis  zur  lütte 
des  19.  Jahrhunderts  war  folgender: 
Eine  von  der  Advokatur  getrennte  Prokuratur  gab  es,  wie  wir  sahen, 
nicht  in  Preussen,  Osterreich,  Sachsen  und  einigen  sächsischen  Klein- 
staaten   sowie  Bayern.      Rheinland    hatte    die    Prokuratur    in    der 
eigentümlichen  Gestalt  der  Advokatanwaltschaft  behalten.    Im  übrigen 
Deutschland  bestand  überall  die  Prokuratur  in  ihrer  gemeinrechtlichen 
Gestalt  fort,  der  zufolge  bei  dem  Gerichte  (in  der  Regel  nur  beim  Ober- 
gerichte) eine  bestimmte,  meist  sparsam  bemessene  Zahl  von  Advokaten 
fest  angestellt  war,  welche  unter  dem  Namen  Prokuratoren  das  aus- 
schliessende  Recht  besassen,  Parteien  im  Termine  zu  vertreten,  die  Schrift- 
sätze zu  zeichnen  und  dem  Grerichte  zu  überreichen;  neben  dieser  ge- 
schlossenen Prokuratur  eine  mehr  oder  weniger  freigegebene,  daher 
sehr  zahlreiche,  Schriftsätze  fertigende  Advokatur,  die  vor  Gericht  nur 
unter  Prokuratorenbeistand  erscheinen  durfte.    Die  Prokuratur  ist  eine 
Art  einträglichen  Ehrenrechts  für  ältere  Advokaten.     In  der  Proku- 
ratur, sagt  ein  Bericht  aus  Lübeck,  sehen  wir  gewissermassen  die  Spitze 
des  Standes.    So  war  es  in  Braunschweig  und  Hannover  (mit  Ausnahme 
Ostfrieslands,    wo    der    preussische   Justizkommissar    fortlebte).     Im 
Grossherzogtume  Hessen  rechts  des  Rheins  stand  die  Prokuratur  nicht 
mehr  bestimmten,  besonders  ernannten,  sondern  allen  am  Orte  des  Ge- 
richts, d.  i.  in  Darmstadt  und  Giessen,  wohnenden  Advokaten  tn, 
existierte  also  nur  noch  dem  Namen  nach.     Ähnlich  in  Nassau  und 
Sachsen-Gotha.     In  Kurhessen  unterschied  man  Ober-  und  Unterge- 
riehtsanwälte ;  nur  die  ersten  waren  befugt,  bei  denObergerichten  Schriften 
einzureichen.    In  Frankfurt  a.  M.  wurde  bei  der  Gerichtsorganisation 
von  1812  die  Prokuratur,  ohnehin  schwach,  zum  Aussterben  verurteilt; 
in  den  dreissiger  Jahren  lebte  dort  nur  noch  ein  Prokurator,  auch  dieser 
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nur  noch  mit  Erbschafts-Immissionen  beschäftigt,  für  welche  man  die 
alte  Form  der  Prokuratoren-Bezesse  beibehalten  hatte.  In  Baden  sind 
an  den  Hofgeriohten  und  Oberhofgerichten  Advokaten  als  „Anwälte** 
angestellt,  die  auch  Prokuratoren  heissen  und  denen  allein  es  zukonmit 
unter  ihrer  Unterschrift  und  Verantwortlichkeit  Prozessschriften 
einzureichen;  neben  ihnen  Advokaten,  die  direkt  „Schriftverfasser** 
genannt  werden.  Dass  Wiirttemberg,  welches  bis  dahin  die  Prokuratur 
gar  nicht  gekannt  hatte,  sie  1822  bei  seinen  höheren  Gerichten  einfährte 
und  neben  ihr  die  Advokaten  unter  dem  Namen  Rechtskonsulenten 
beibehielt,  ist  schon  im  31.  Kapitel  erzählt.  In  Idppe  ist  die  Advokatur 
ausdrücklich  als  blosses  Ausbildungsstadium  behandelt:  der  Advokat 
soll  zu  seiner  praktischen  Ausbildung  Schriften  abfassen,  die  der  Pro- 
kurator unterzeichnet  und  überreicht  (Verordnung  von  1793);  tatsach- 
lich wurde  freilich  der  Advokat  auch  im  Termine  zugelassen.  In  Waldeck 
werden  die  vier  ältesten  Advokaten  zu  Prokuratoren  bei  den  höheren 
Gerichten  ernannt;  beim  fürstlichen  Hof gerichte  zu  Corbach  „exhibirf 
ein  sog.  „deutscher  Prokurator*'.  In  Mecklenburg  blüht  das  Proku- 
raturwesen  auch  an  den  Niedergerichten.  In  Schleswig-Holstein  gelten 
noch  die  Landgerichtsordnung  von  1636  und  die  Advokatenordnungen 
vom  13.  und  14.  März  1740,  doch  scheint  eine  eigentliche  Pro- 
kuratur nicht  mehr  zu  bestehen,  wenn  auch  der  Name  hin  und  wieder 
noch  erscheint.  Ein  Best  des  Prokuraturwesens  ist,  dass  die  Schrift- 
sätze der  Untergerichtsadvokaten  bei  den  Obergerichten  nur  zugelassen 
werden,  wenn  sie  mit  dem  Exhibet  („Überreicht")  eines  Obergerichts- 
advokaten versehen  sind,  auch  können  Untergerichtsadvokaten  in  der 
mündlichen  Verhandlung  vor  dem  Obergerichte  nur  mit  Erlaubnis  dieses 
Gerichts  und  unter  Beistand  eines  Obergerichtsadvokaten  auftreten. 
Hamburg  hat  noch,  und  zwar  auch  in  erster  Instanz,  echte,  auf  halb- 
jährige Kündigung  angestellte  Prokuratoren,  die  nichts  als  Prokura- 
toren sind,  denen  das  Advocieren  untersagt  ist;  daneben  aussergericht- 
liche  oder  Dielen-Prokuratoren,  ungelehrte  Leute,  die  vor  den  Prätoren 
(die  kleinere  Sachen  ausserhalb  des  Gerichts,  ursprünglich  in  der  Diele 
ihres  Hauses,  entschieden)  die  Parteien  vertreten.  Bremen  dagegen 
hatte  durch  seine  Gerichtsordnung  vom  30.  Juli  1814  die  Advokatur 
mit  der  Prokuratur  vereinigt.  Erstaunliche  Rechtsaltertümer  finden 
wir  in  Lübeck.  Beim  Obergerichte  sind  vier  Prokuratoren,  aus  der 
Zahl  der  Advokaten  genommen,  angestellt,  welche  aber  nur  in  Sachen 
freiwilliger  Gerichtsbarkeit  die  Anträge  der  Parteien  vorbringen;  in 
streitigen  Sachen  giebt  es  keine  Prokuratoren.  Beim  Niedergerichte 
hingegen  sind  die  Prokuratoren  für  die  Vertretung  in  Prozessen  bestimmt 


426  Sechster  Abechnitt    BeohteanwUte. 

und  haben  das  gewöhnliche  Zwangs-  und  Bannrecht.  Dann  aber  — 
und  nun  kommt  das  Ausserordentlichste  —  sind  die  im  Einz^elfalle  un- 
beteiligten Prokuratoren  Urteilfinder;  sie  treten  ,4b  die  Findung*^  und 
das  von  ihnen  gefundene  Urteil  muss  in  schleunigen  Sachen  ohne  weiteres 
verkündet  werden;  im  ordentlichen  Prozesse  bedarf  es  der  Bestätigung 
der  Vorsitzenden  Senatoren.  Hier  hat  sich  also  eine  Einrichtung  aus 
ältester  Zeit,  die  Bechtweisung  des  Anwalts,  der  Vorspreoher  auf  der 
UrteUerbank,  in  staunenswerter  Verspätung  bis  in  die  neueste  Zeit 
erhalten.  Bei  dem  den  Hansestädten  gemeinsamen  Oberappellationsge- 
richte in  Lübeck  ist  wieder  die  gewöhnliche  gemeinrechtliche  Pioko- 
ratur  eingeführt,  nur  dass  der  Prokurator  die  Schriften  nicht  mehr 
persönlich  überreicht,  sondern  in  der  Kanzlei  abgeben  lässt,  die  Zweck- 
losigkeit  des  Amtes  also  noch  klarer  hervortritt. 

Es  war  also  ungefähr  das  Gebiet  des  gemeinen  Rechts,  wenn  wir 
Bayern  und  die  sächsischen  Lande  nicht  dazu  rechnen,  in  welchem  die 
gemeinrechtliche  Prokuratur  mit  geringen  Veränderungen  fortbestand. 
Jene  andere,  der  Advokatur  nicht  über-,  sondern  untergeordnete  Pro- 
kuratur, die  wir  in  Sachsen  und  Preussen  kennen  gelernt  haben,  gab 
es  nicht  mehr. 

Anwaltzwang  bestand  vielfach,  jedoch  stets  nur  bei  den 
höheren  und  allenfalls  noch  den  mittleren  Gerichten.  So  in  Osterreich 
nach  der  Gerichtsordnung  von  1781,  in  Baden,  in  Württemberg  bis 
1822,  beiden  Hessen,  Nassau,  Hannover  (wenigstens  für  einzelne  Ge- 
biete), Braunschweig,  Schwarzburg-Sondershausen,  Sachsen-Grotha,  im 
oldenburgischen  Fiurstentume  Lübeck,  Mecklenburg  (für  das  Ober- 
appellationsgericht). Der  Anwaltzwang  bestand  entweder  darin,  dass 
die  Partei  einen  beim  Prozessgerichte  angestellten  Prokurator  zum 
Bevollmächtigten  bestellen,  oder  in  der  mündlichen  Schlussvorfaand- 
lung,  die  jetzt  schon  zuweilen  dem  schriftlichen  Prozesse  hinzugefügt 
wurde,  in  Begleitung  eines  Bechtsanwalts  erscheinen  oder  endlich  ihre 
Schriftsätze  von  Bechtsanwälten  unterzeichnen  lassen  musste.  Di^ 
letzte  Art  des  Anwaltzwanges,  die  ja  auch  in  Preussen  herrschte,  var 
die  häufigste;  in  Baden  war  sie  kombiniert  mit  der  vorletzten. 

Bei  den  Untergerichten  herrschte  nicht  nur  kein  Anwaltzwang» 
sondern  im  Gegenteil  das  Bestreben,  die  Rechtsanwälte  femzuhalteiL 
Zuweilen  wurden  sie  nur  beschränkt  zugelassen,  etwa  nur  für  Aus- 
wärtige, Privilegierte  (Schriftsassige,  Standesherren)  oder  für  verwickei- 
tere oder  grossere  Sachen.  So  in  Baden  bis  1831,  beiden  Hessen,  Brann- 
sohweig,  Lippe.  Oder  es  wurde  schriftliches  Verfahren  und  Anwalt- 
vertretung —  was  man  immer  als  dasselbe  betrachtete  —  nur  mit 
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Erlaubnis  des  höheren  Gerichts  zugelassen,  wie  in  Nassau.  In  Kurhessen 
wurde  zwar  durch  Verordnung  vom  17.  November  1829  den  Anwälten 
die  Vertretung  bei  den  Untergerichten  freigegeben;  jedoch  durften  sie 
nicht  mehr  als  6  gute  Groschen  für  den  Termin  berechnen.  Zuweilen 
wurden  die  Anwalte  von  gewissen  Stadien  des  Prozesses  femgehalten. 
So  sollten  in  Mecklenburg  nach  einer  Verordnung  vom  6.  Februar  1855 
in  den  Terminen  bis  zum  ersten  Erkenntnis,  also  solange  der  Streitstoff 
gesammelt  wird,  keine  Anwälte  erscheinen  —  eine  Einrichtung,  die  an 
Fridericianische  Gedanken  anklingt.  In  Oldenburg  muss  der  Anwalt 
beim  Güterversuch  abtreten.  Schwarzburg-Sondershausen  lässt  in  ge- 
ringen Sachen  Anwälte  nur  zur  Anfertigung  der  Klage  zu.  Wo  Anwälte 
zugelassen  werden,  sind  ihre  Gebühren  häufig  für  nicht  erstattungs- 
fähig erklärt. 

Anwaltzwang  in  dem  Sinne,  dass  nur  Anwälte  den  Prozessbetrieb 
für  andere  berufsmässig  üben  dürfen,  herrschte  wohl  überall;  denn 
fast  überall  finden  sich  scharfe  Verordnungen  gegen  die  Winkelschrei- 
berei, die  z.  B.  im  Grossherzogtume  Hessen  so  weit  gingen,  dass,  wer  nicht 
Anwalt  war,  auch  nicht  einmal  die  Information  den  Anwälten  zugehen 
lassen  durfte,  und  hiervon  nur  für  Ausländer  und  Standesherren  Aus- 
nahmen zugelassen  wurden. 

Lokalisiert  war  überall  die  Prokuratur,  deren  Zwangs-  und 
Bannrecht  selbstverständlich  nur  für  ein  bestimmtes  Gericht  gelten 
konnte.  Die  schriftenverfassende  Advokatur  hingegen  liess  sich  nicht 
gut  lokalisieren.  In  Baden,  Württemberg,  Bayern,  Sachsen,  Kur- 
hessen darf  der  Advokat  vor  allen  Gerichten  des  Landes  auftreten; 
die  in  Sachsen-Gotha  beigefügte  Beschränkung,  dass  Untergerichts- 
advokaten nur  bei  Untergerichten  auftreten  dürfen,  wurde  tatsächlich 
nicht  innegehalten.  Kurhessen  wies  zwar  den  Advokaten  bestimmte 
Gerichte  an,  jedoch  nur  mit  der  Wirkung,  dass,  wenn  sie  an  andern 
Gerichten  aufträten,  die  Reisekosten  nicht  erstattungsfähig  sein  soUten. 
Nicht  einmal  an  die  Grenzen  des  Staats  war  die  Zuständigkeit  des  Ad- 
vokaten gebunden;  man  liess  auch  Advokaten  anderer  Bundesstaaten 
zu,  wenigstens  dann,  wenn  Gegenseitigkeit  verbürgt  war.  So  wurden 
in  Württemberg  bayrische  Rechtsanwälte  nicht  zugelassen,  weil  man  in 
Bayern  württembergische  nicht  zuliess.  Hamburg  liess  nur  Ham- 
burgische Rechtsanwälte  zu. 

Im  Vorbildungswesen  vollzieht  sich  um  diese  Zeit  der 
Übergang  zu  der  Ordnung,  die  für  Advokaten  die  gleiche  Vorbildung 
wie  für  Richter,  und  zwar  zwei  Prüfungen  mit  dazwischen  liegender 
praktischer  Vorbereitung,  fordert.    Preussen  war  damit  vorangegangen ; 
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Hannover,  Sachsen,  Bayern,  Württemberg,  die  beiden  Hessen,  Waldeck 
folgten  nach.  Die  Dauer  des  Universitätsstudioms  war  nicht  übenll 
bestimmt;  Württemberg  verlangte  drei,  Bayern  fünf  Jahre,  von  denen 
zwei  einem  philosophischen  Kursus  zu  widmen.  In  Sachsen  wurde  man 
nach  drei-  bis  vierjährigem  Studium  und  einem  noch  in  lateinischer 
Sprache  bei  der  Juristenfakultät  abgelegten  Examen  von  dieser  zum 
Notar  ernannt,  durfte  aber  dieses  Amt  zunächst  noch  nicht  ausüben, 
hatte  vielmehr  noch  ein  Jahr  lang  sich  praktisch  zu  beschäftigen,  dann 
eine  zweite,  aber  nur  schriftliche  Prüfung  zu  bestehen  und  wurde  dann 
vom  Justizmimsterium  als  Notar  immatrikuliert,  womit  man  das  Recht 
zur  Ausübung  des  Notariats  und  die  Befähigung  zur  Advokatur  ge- 
wonnen hatte.  Wir  erinnern  uns  hierbei,  dass  wir  auch  früher  in  Sachsen 
Notare  als  Prokuratoren  gefunden  haben.  Die  übrigen  Staaten  hatten 
nur  eine  Prüfung;  doch  wurde  zuweilen  für  die  Zulassung  zum  Ober- 
gerichte eine  zweite  (wie  in  Preussen  eine  dritte)  verlangt,  so  in  Schleswig- 
Holstein  und  Anhalt.  Im  Puldischen  musste  die  Prüfung  alle  drei  Jahre 
wiederholt  werden ;  die  anderen  Länder  hatten  nur  examina  cum  privi- 
legio  obliviscentiae.  Die  Prüfung  wurde  meistens  vor  Richtern,  zum 
Teil  in  lateinischer  Sprache,  abgelegt;  in  Haimover  wurden  auch  Advo- 
katen in  die  Prüfungskommission  berufen.  Eine  praktische  Vorberei- 
tung von  ein  bis  zwei  Jahren  war  fast  überall  erforderlich  oder  doch 
übhch;  nur  Hamburg  und  Lübeck  sahen  von  jeder  Vorbereitung  und 
bei  Graduierten  sogar  von  jeder  Prüfung  ab,  bis  sich  Lübeck  schliesslich 
doch  zu  einer  Prüfung  entschloss.  Auch  Mecklenburg  und  Lippe  be- 
gnügten sich  mit  der  Prüfung. 

Die  Ernennung  war  jetzt  überall  von  den  Gerichten  auf  die 
Regierungen  übergegangen,  die  demgemäss  auch  die  Zahl  bestinunen 
konnten.  Preussen  und  Osterreich  hielten  die  Zahl  niedrig.  Aber 
anderwärts  wurde  behauptet,  dass  die  Ernennung  nicht  verweigert 
werden  dürfe;  in  Württemberg  gestand  ein  Reskript  vom  16.  Januar 
1830  dies  zu.  Mecklenburg  hatte  sich  vorbehalten  Bewerber  von  der 
Prüfung  zurückzuweisen,  wenn  Besorgnis  vorlag,  dass  sie  die  Advokatur 
missbrauchen  werden  (Verordnung  vom  21.  April  1837);  aber  wer  die 
Prüfung  bestand,  hatte  einen  Anspruch  darauf,  als  Advokat  und  zu- 
gleich als  Notar  zugelassen  zu  werden.  Anderwärts  wurde  wenigstens 
tatsächlich  die  Ernennung  fast  nie  verweigert.  Daher  steigerte  sich 
die  Uberfüllung,  die  wir  schon  für  frühere  Zeiten  feststellen  konnteni 
vielfach  ins  Unglaubliche.  In  Hamburg  vermehrte  sich  die  Zahl  der 
Advokaten  von  39  im  Jahre  1815  auf  122  im  Jahre  1846  (1  auf  1200 
Seelen),  in  Frankfurt  a.  M.  betrug  sie  in  den  dreissiger  Jahren  etwa  100; 
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in  Meoklenburg-Sohwerin  1850  296  (1  auf  1700  Seelen)  gegen  50  vor  75 
Jahren;  in  Waldeck  kam  in  den  vierziger  Jahren  1  Advokat  auf  1600 
bis  1800,  in  Sachsen-Gotha  auf  2491  Köpfe;  Kurhessen  hatte  155  Ad- 
vokaten auf  732  173  Seelen,  1  auf  4723.  In  einigen  Staaten  war  zwar 
die  Zahl  gesetzlich  festgelegt,  aber  meistens  viel  zu  hoch.  So  hatte 
Sachsen  trotz  festgesetzter  Höchstzahl  der  jährlich  zuzulassenden 
(1845  betrug  sie  35)  1842  855  Anwälte,  einen  auf  2339  Seelen,  Dresden 
144,  Leipzig  133,  (Wien  mit  425  000  Seelen  hatte  1846  nur  80  Advokaten) 
Zittau  23,  Zwickau  22.  Schwarzburg-Sondershausen  hatte  seit  1835  die 
geschlossene  Zahl,  aber  in  den  vierziger  Jahren  kam  noch  immer  1  Ad- 
vokat auf  2100  Seelen.  Braunschweig  hatte,  ebenfalls  1835,  die  Zahl 
festgesetzt  auf 

45  Advokaten  und  35  Notare  in  der  Stadt  Braunschweig 
25  Advokaten  und  20  Notare  in  der  Stadt  Wolfenbüttel, 
sie  aber  1847  vermindern  müssen  auf  25  und  12,  bez.  16  und  7.  Hessen- 
Darmstadt  setzte  1827  für  Starkenburg  50,  für  Oberhessen  30,  für  Mainz 
20  Advokaten,  immer  noch  1  auf  7-  bis  8000  Seelen,  fest;  aber  es  ist  be- 
merkenswert, dass  1817  der  oberste  Gerichtshof  sich  gegen  Schliessung 
der  Zahl  ausgesprochen  hatte  und  1833  in  der  Kammer  ein  Kaufmann 
die  Aufhebung  der  geschlossenen  Zahl  beantragte,  als  „mit  den  jetzigen 
aufgeklärten  Begriffen  von  Gewerbefreiheit  nicht  vereinbar''.  Bayern, 
das  keine  festen  Zahlen  kannte,  hatte  1810,  um  sich  die  Menge  lästiger 
Staatsdienstbewerber  vom  Halse  zu  schaffen,  die  Zahl  der  Advokaten- 
stellen weit  über  die  Hälfte  erhöht;  in  der  Kammersitzung  vom  18. 
Februar  1819  beklagte  Landrichter  Hacker  die  Leichtigkeit,  mit  der 
Advokatenstellen  zu  erlangen  seien;  sie  seien  daher  von  mittelmässigen 
Köpfen  gesucht  und  es  seien  Leute  angestellt  worden,  die  wegen  Be- 
trugs auf  Frohnvesten  gesessen  hätten.  Ladessen  waren  entweder  diese 
Klagen  übertrieben,  oder  die  Praxis  ist  später  eine  andere  geworden; 
denn  1844  hatte  Bayern  nur  359  Anwälte,  1  auf  11—12000  Seelen,  also 
durchaus  nicht  zu  viele,  München  34,  Nürnberg  13,  Augsburg  14.  Auch 
Württemberg  hatte  trotz  der  Advokaturfreiheit  nicht  zu  viele  Anwälte, 
nämlich  1844  26  Prokuratoren  und  137  Rechtskonsulenten,  1  auf  9875 
Seelen;  1824  hatte  es  allerdings  nur  21  Prokuratoren  und  60  Rechts- 
konsulenten gehabt.  Baden  hatte  1844  etwa  140  Advokaten  und  etwa 
70  Obergerichtsanwälte,  Holstein  1836  38  Ober-  und  Landgerichts-  und 
84  Untergerichtsadvokaten,  Schleswig  29  bez.  58.  Altona  hatte  damals 
16,  Kiel  15,  Glückstadt  11,  Schleswig  22,  Flensburg  12  Advokaten. 

Im  Ganzen  kam  dieser  Zustand  vielfach  der  Freigabe  der  Ad- 
vokatur gleich,  zumal  selbst  die  geschlossene  Zahl  nicht  notwendig 
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die  Anweisung  eines  bestimmten  Wohnsitzes  zur  Folge  hatte.  In  Sachsen 
wenigstens  konnte  der  Zugelassene  seinen  Wohnsitz  wählen,  in  Württem- 
berg auch  willkürlich  verändern.  Ebenso  war  es  in  Hannover  bis  1832 
und  in  Lippe.    In  Bayern  wurde  auch  der  Wohnsitz  angewiesen. 

Dies  alles  bezieht  sich  nur  auf  Advokatenstellen.  Die  Proknratoren* 
stellen  waren  nie,  weder  rechtlich  noch  tatsächlich,  freigegeben,  sondern 
immer  feste  Amtsstellen,  sehr  gesucht,  nur  älteren  Advokaten  zugäng- 
lich, zuweilen  nur  durch  ein  zweites  Examen  erlangbar. 

Unter  diesen  Umständen  war  die  Frage,  ob  die  Bechtsanwalte  als 
Staatsbeamte  zu  betrachten,  wenigstens  für  die  Advokaten 
sehr  zweifelhaft.  Wo  der  Staat  das  unbeschränkte  Emennungsrecht 
behielt,  war  er  geneigt,  sie  zu  bejahen,  und  Preussen  sprach  dies  gesetz- 
lich aus  durch  den  Anhangsparagraphen  462  zur  Allgemeinen  Gerichts- 
ordnung III.  7.  In  Sachsen  dagegen  gehörten  die  Anwälte  nach  dem 
Staatsdienergesetze  vom  7.  März  1835  nicht  zu  den  Beamten.  In  Schles- 
wig-Holstein steuerten  sie  zur  Beamten-Witwenkasse.  Die  Anwalte 
selbst  waren  meistens  geneigt  sich  für  Nichtbeamte  zu  erklären.  Übri- 
gens war  die  Frage  politisch  ungemein  brauchbar,  da  man  sie  je  nach 
Bedarf  bejahen  oder  verneinen  konnte.  Die  bayrische  Regierung  ver- 
neinte sie  durch  Verordnung  vom  12.  April  1800 

(Moritz),  Novellen  zur  bayr.  Gerichtsordnung  I.  151 
mit  der  Folgerung,  dass  der  Staat  nicht  für  die  Rechtsanwälte  hafte, 
sie  nicht  zu  besolden  und  pensionieren  habe;  kurz  vorher,  duroh  Ver- 
ordnung vom  31.  Dezember  1799  (daselbst)  hatte  sie  erklärt,  dass  sie 
ihre  Verfügungen  über  Belassung  oder  Nichtbelassung  von  Advokaten 
keiner  gerichtlichen  ludikatur  unterwerfe  und  Entschädigung  w^gen 
Ausschliessung  eines  Advokaten  zu  zahlen  ablehne.  Als  aber  die  Frage 
auftauchte,  ob  die  Advokaten  einer  Genehmigung  zum  Eintritt  in  den 
Landtag  bedürften,  da  reklamierte  die  Regierung  sie  als  Staatsbeamte, 
die  der  Genehmigung  bedürften.  Gleiches  beanspruchte  die  kurhessiache 
Regierung.    Das  Nähere  wird  Kap.  49  I.  erzählt. 

Dieselbe  kurhessische  R^erung  hatte  eine  ausgezeichnete  E^ 
findung  gemacht.  Seit  1837  fanden  nänüich  die  Rechtsanwälte  in 
ihren  Zulassungsdekreten  die  Bemerkung,  dass  sie  „provisorisch"' 
zugelassen  seien.  Es  war  das  zwar  nicht  ganz  ohne  Vorgang;  denn 
in  Hannover  hatte  man  schon  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  den  VerBuch 
gemacht  Advokaten  auf  dem  Lande,  wo  sie  im  allgemeinen  nicht  wün- 
schenswert erschienen,  nur  gnadenweise  auf  drei  Jahre  zuzulassen. 
Jetzt  aber  hatte  die  provisorische  Zulassung  einen  viel  bedenklicheren 
und  wirklich  bösartigen  Charakter :  man  wollte  das  politisch  unbequeme 
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und  so  unangenehm  unabhängige  Element  der  Rechtsanwaltschaft 
in  seine  Gewalt  bekommen.  Der  Justizminister  Bickel  erklärte  auf 
Befragen  offen,  die  Klausel  habe  die  Bedeutung,  dass  der  Anwalt  jeder- 
zeit entsetzt  werden  könne.  Das  Beispiel  fand  in  Hannover  Nach- 
ahmung, wo  in  den  vierziger  Jahren  die  Anwälte  mit  „einstweiliger '* 
Anweisung  ihres  Wohnsitzes  angestellt  wurden.  Erst  1848  wurden 
in  Kurhessen  die  provisorischen  Anstellungen  in  endgültige  umge- 
wandelt. 

Titel  waren  ausserhalb  Preussens,  wo  der  Titel  Justizrat,  in  be- 
sonderen Fällen  Geheimer  Justizrat,  verliehen  wurde,  nicht  zu  häufig ; 
höchstens,  dass  man  die  Advokaten  nach  dem  Gerichte,  bei  dem 
sie  zugelassen  waren,  als  Hofgeriohts-,  Obergerichts-  oder  Begierungs- 
advokaten bezeichnete,  obwohl  die  R^erungen  fast  gar  keine  streitige 
Gerichtsbarkeit  mehr  hatten.  In  Manchen  hatten  einige  Anwälte  den 
Titel  Hofrat,  Königlicher  Bat;  in  den  sächsischen  Fürstentümern  den 
Titel  Justizrat,  Kommissionsrat,  Hofadvokat;  in  Sachsen  Bat,  Steuer- 
prokurator, Finanzprokurator  (kommt  bis  1879  vor),  was  eine  Art 
FiBkal  bedeutete;  in  Osterreich  Hof-,  Gerichts-  oder  Landesadvokat. 
Die  Prokuratoren  Messen  in  Baden  Anwälte,  Obergerichtsanwälte,  in 
Württemberg  Obertribunals-,  Oberjustiz-Prokuratoren. 

Aus  den  Bangordnungen  Schlüsse  auf  das  Ansehn  der 
Rechtsanwaltschaft  zu  ziehen  geht  nicht  an;  woUte  man  es  aber,  so 
wären  sie  nicht  gerade  ungünstig  für  die  Rechtsanwaltschaft.  Sachsen- 
Gotha  stellt  die  Bechtsanwälte  in  die  Klasse  der  Amtleute,  Bürger- 
meister, Sekretäre  der  Landeskollegien,  die  Untergerichtsadvokaten 
allerdings  neben  die  Subaltembeamten  und  Unterleutnants,  nicht 
mit  Unrecht,  da  Subaltembeamte,  bis  sie  befördert  wurden,  advocieren 
durften.  Ahnlich  die  württembergische  Bangordnung  vom  18.  Oktober 
1821,  nur  dass  dort  die  höhere  Klasse  von  den  Prokuratoren,  die  niedere 
von  den  öffentlichen  Bechtsanwalten,  d.  i.  den  Advokaten  oder  Bechts- 
konsulenten,  gebildet  wird.  Einen  hohen  Bang,  unmittelbar  hinter 
den  höchsten  Beamten,  nahmen  die  Advokaten  in  den  vier  Beichs« 
Städten  ein. 

Von  den  früheren  Privilegien  hatte  sich  das  des  privile- 
gierten Gerichtsstands  in  Nassau  erhalten.  In  Frankfurt  genossen 
Graduierte  gewisse  Vorrechte.  Li  Hamburg  waren  die  Anwälte  von 
den  lästigen  Bürgerämtem  befreit,  zu  den  ehrenvollen  Armenvorsteher- 
stellen  hingegen  und  Bürgermilitärchargen  zugelassen.  Es  ist  indessen 
sehr  zweifelhaft,  ob  diese  Befreiung  von  allen  Selbstverwaltungsämtem 
als  Privileg  gemeint  gewesen  ist  und  nicht  vielmehr  die  Femhaltung 
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des  jiiristischen  Elements  bezweckt  hat.  Sicher  ist»  dass  in  Hannover 
ein  ähnlicher  Zustand  nicht  als  Privileg,  sondern  als  Zurücksetzung 
empfunden  wurde,  für  welche,  wie  der  Minister  einmal  in  der  Kammer 
erklärte,  kein  Grund  mehr  erinnerlich  war. 

Dass  Württemberg  Uniformen  für  seine  Rechtsanwälte 
einführte,  ist  bereits  im  31.  Kapitel  erzählt.  Am  Rheine  trug  man  die 
französische  Amtstracht.  Ob  man  auch  die  französische  Anschauung 
übernahm,  welche  Schnurbärte  für  unvereinbar  mit  der  Würde  des 
Grerichts  erklärte  und  1844  zu  einem  Zusammenstoss  des  Tribunals- 
präsidenten zu  Ambert  mit  den  Advokaten  führte,  ist  nicht  bekannt. 

Nebenämter  waren  sehr  häufig.  In  Schleswig-Holstein  waä 
Mecklenburg  war  vielfach  das  Hauptamt  des  Advokaten  eine  Patri- 
monialrichterstelle  und  eine  Art  Syndikusstelle  bei  dem  Gutsbesitzer, 
dem  der  Advokat  seine  Rechts-  und  Geldgeschäfte  besorgte.  In  Lippe 
war  es  den  Richtern  verboten  für  und  gegen  ihre  Gerichtseingesessenen 
zu  advocieren;  aber  es  kam  wohl  vor,  dass  sie  Auswärtige,  für  oder 
gegen  die  sie  advocierten,  zugleich  richteten.  Für  Bürgermeister-, 
Ratsherrn-,  Stadtrichter-  und  Stadtschreiberstellen  kamen  Advokaten  in 
erster  Linie  in  Betracht.  Syndikate,  AuditeursteUen,  Fiskalate,  Kassen- 
Verwaltungen,  Sekretärstellen  bei  den  Gerichten,  Konkurs-  und  Nach* 
lasskuratelen  übernahmen  sie  häufig.  In  Sachsen  waren  1842  von 
den  855  Anwälten  323  zugleich  und  zum  Teü  vorzugsweise  „Gerichts- 
direktoren'',  und  nur  etwa  die  Hälfte  war  ohne  Nebenamt.  Aus  dem 
Grossherzogtum  Hessen  wird  von  einem  Anwalt  berichtet,  der  zu^eich 
Hauptagent  einer  Feuer-  und  Lebensversicherungsgeeellschaft  war. 
In  Bayern  war  die  Übernahme  von  Nebenämtern  untersagt;  auch 
wurden  den  Rechtsanwälten  Massekuratelen  nicht  übertragen.  In 
Württemberg  wurde  Erlaubnis  der  Behörde  verlangt. 

Vor  allem  wichtig  für  die  Rechtsanwaltschaft  wurde  ihre  Ver- 
bindung mit  dem  Notariat,  die,  bisher  zufällig,  jetzt 
in  Preussen  zu  einer  organischen  Einrichtung  geworden  war.  RecbtSr 
anwaltschaft  und  Notariat  waren  hier  zu  einem  Berufe  vereinigt,  dessen 
Aufgabe  die  Dienstleistung  in  Rechtssachen  ist;  ein  für  sich  be- 
stehendes Notariat  gab  es  nicht  mehr.  In  Sachsen  war  eine  ähnliche 
organische  Verbindung  dadurch  hergestellt,  dass  das  Notariat  durch 
die  erste  Prüfung  erlangt  wurde  und  so  die  Vorstufe  zur  Advokatur 
bildete;  seit  dem  Gesetze  vom  3.  Juli  1840  aber,  das  vom  Notar 
eine  zweite  Prüfung  verlangte  und  noch  mehr  seit  der  Notariatsordnimg 
vom  3.  Juni  1869  kehrte  sich  das  Verhältnis  um,  da  nach  dieser  som 
Notar  nur  ernannt  werden  konnte,  wer  bereits  fünf  Jahre  Advokat 
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gewesen  war.  In  Hannover  wurde  regelmässig,  in  Mecklenburg  und 
Schleswig-Holstein  häufig  das  Notariat  Rechtsanwälten  verliehen; 
in  Lübeck  und  Frankfurt  waren  fast  alle  Advokaten  zugleich  Notare.  So 
ziemlich  ganz  Norddeutschland  war  das  Gebiet  des  Anwaltnotariats. 
Dagegen  bestand  in  Rheinpreussen,  Rheinhessen  und  Rheinpfalz 
sowie  in  Hamburg  ein  selbständiges  mit  der  Rechtsanwaltschaft  un- 
vereinbares Notariat;  in  Baden  und  Württemberg  wurde  die  freiwillige 
Gerichtsbarkeit  durch  die  besonderen  Staatsbehörden  der  Amtsrevi- 
soren oder  Staatsschreiber,  Gemeinderäte,  Gerichts-  und  Amtsnotariate 
verwaltet.  In  Bayern  und  Osterreich  gab  es  nur  ein  auf  Wechsel- 
proteste beschränktes  Notariat,  das  in  der  Regel  Advokaten  verliehen 
wurde;  im  rechtsrheinischen  Hessen,  Nassau,  Oldenburg,  Anhalt, 
Sachsen-Weimar,  Lippe,  Schwarzburg,  Waldeck  gab  es  gar  kein  No- 
tariat, in  Kurhessen  war  es  im  Aussterben,  und  die  in  den  dreissiger 
Jahren  dort  auftauchenden  Bestrebungen  zu  seiner  Belebung  und 
Verbindung  mit  der  Rechtsanwaltschaft  führten  zu  nichts. 

Aufsicht  und  Disziplin  steht  überall  den  Gerichten 
zu,  meistens  den  Obergerichten,  aber  so,  dass  die  Ordnungsstrafgewalt, 
die  aber  oft,  wie  in  Württemberg,  bis  zur  Suspension  geht,  im  Einzel- 
falle jeder  Behörde  zusteht,  vor  welcher  der  Anwalt  auftritt.  Die  Strafe 
der  Entsetzung  ist  in  der  Regel  dem  Ministerium  oder  dem  Landes- 
herm  vorbehalten.  Als  Strafkodex  galten  meistens  noch  die  alten  Ver- 
ordnungen; doch  begann  man  sie,  wo  ihr  Inhalt  mit  modernen  An- 
schauungen nicht  mehr  übereinstimmte,  als  veraltete  zu  behandeln. 
Ab  die  grossherzoglich  hessische  Regierung  1831  den  Hofgerichts- 
advokaten  zu  Giessen  einen  Erlass  von  1778  in  Erinnerung  brachte, 
der  wegen  irrespektuosen,  aufrührerischen  Vortrags  Suspension,  Kassa- 
tion, auch  empfindliche  Leibesstrafe  androhte,  erölBbete  ihr  das  Mini- 
sterium auf  Beschwerde  der  Advokaten,  dass  es  von  diesem  Vorgehn 
„unangenehm  berührt  gewesen  sei;  es  sei  nicht  die  Absicht  eine  solche 
obsolete  Verordnung  wörtlich  zu  erneuern.  In  Kurhessen  war  man 
weniger  zartfühlend.  Eine  Disziplinaruntersuchung  wegen  ungeziemen- 
der Schreibart  gegen  den  Advokaten  und  Prokurator  Karl  Reinhard 
O  ü  n  s  t  e  zu  Marburg  übertrug  das  Gericht  1833  einem  Kalkulator. 
Auf  Günstes  Beschwerde  erwiderte  das  Gericht,  Disziplinarunter- 
suchungen gegen  Anwälte  gehörten  zu  den  Sekretärsgeschäften,  die 
der  Kalkulator  mit  zu  versehen  habe.  Vergeblich  legte  Günste  dar,  dass 
die  Führung  einer  Untersuchung  nicht  einem  Sekretär,  wenn  aber  schon, 
dann  nur  einem  rechtskundigen  zustehen  könne,  der  Kalkulator  aber 
reohtsunkundig  sei,  vergeblich  bat  er,  die  Sache  wenigstens  bis  zur  Ent- 
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Scheidung  der  höchsten  Instanzen  auszusetzen.  Da  er  den  Vorladungen 
des  Kalkulators  andauernd  nicht  Folge  leistete,  wurde  Geldstrafe  auf 
Geldstrafe,  zuletzt  Suspension  zweimal  hintereinander,  jedesmal  auf 
drei  Monate,  verhängt  und,  ak  alles  nicht  half,  eine  KriminalUage 
gegen  Günste  erhoben,  der  ihn  aber  am  2.  August  1837  der  Tod  ent- 
zog. Dagegen  liessen  auch  die  bayerischen  Disziphnarvorschriftan 
vom  23.  März  1813,  und  ebenso  Sachsen,  allerdings  noch  Arreststrafe 
zu,  und  in  Hannover  und  Nassau  wurden  Bestrafungen  der  Anwälte 
ihren  Parteien,  unter  Umständen  sogar  durch  den  Druck  öffentlich 
bekannt  gemacht.  Die  Strafen  waren  sonst  Verweis,  Geldstrafe,  Sus- 
pension, Entsetzung.  Anfänge  einer  Ordnung  des  Verfahrens  finden 
sich  mehrfach,  indem  Rekurs  an  den  Justizminister  oder  der  Rechts- 
weg zugelassen  wird.  Anwaltkammem ,  von  der  Rechtsanwaltsohaft 
lebhaft  gewünscht,  gab  es  ausserhalb  des  französischen  Recht^gebiets 
nicht;  die  schüchternen  Versuche,  die  Württemberg  1822  mit  seinem 
Prokuratorenvorstand  und  Hannover  mit  seinen  Advokaten  -  Depu- 
tationen machte  (Kap.  31,  45),  blieben  unbemerkt.  Erst  Preussen  ist 
1847  mit  seinem  Beispiele  vorangegangen,  das  alsdann  schnell  Nach- 
ahmung gefunden  hat.  Das  Nähere  über  diese  Entwicklung  ist  im 
54.  Kapitel  erzählt. 

Der  Prozess  war  noch  überall  halb  oder  ganz  schriftlich,  der  Stü 
der  Schriftsätze  vielfach  noch  versteinert,  wie  der  des  nach- 
folgenden Aktenstücks  von  1831: 

Rubrik:  Interpositio   quorumvis  remediorum  electiva   cum   petito 
humillimo  etc. 

Inhalt:    Contra  venerabile  decretum  de  dato et  insinuato 

werden  salvo  debito  respectu  intra  currens  adhuc  decendiom 
quaevis  remedia  juris  salva  electione  interponiert. 
Indessen  fing  man  bereits  an  auf  gutes  Deutsch  Wert  zu  legen,  und  es 
finden  sich  Schriftsätze,  die  als  Meisterstücke  deutschen  Stils  beseiohnet 
werden  können. 

Im  Gebührenwesen  ergingen  einige  neue  Taxordnongen, 
in  Preussen  1815,  in  Sachsen-Weimar  1835,  in  Sachsen-Gotha  1838, 
im  Grossherzogtum  Hessen  1810,  in  Kurhessen  1818  und  1834;  bis 
dahin  hatte  in  Hessen  der  Advokat  den  sehr  niedrigen  Satz  von  14  alb 
für  einen  Termin  im  Untergerichte  bekommen.  In  manchen  Staaten, 
wie  Braunsohweig,  Hamburg,  Schleswig-Holstein  entschied  immer  noch 
ein  schwankendes  Herkommen.  Vielfach  bestand  noch  das  »»Ermassi* 
gungsreoht""  der  Gerichte,  zuweilen  jedoch  schon,  wie  im  Groeaherxog- 
tum  Hessen  und  Waldeck,  auch  in  Preussen,  dahin  abgesohwicht. 
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dass  68  nur  auf  Verlangen  ausgeübt  wird.  Dagegen  schrieb  Sachsen 
noch  1840  durch  ein  neues  Gesetz  die  richterliche  Festsetzung  der 
Gebühren  für  alle  Fälle  vor.  In  Nassau  wurden  die  gerichtlichen 
Verfügungen,  welche  dem  Anwalt  Gebühren  strichen,  der  Partei  von 
Amts  wegen  bekannt  gemacht.  In  Braunschweig  bestand  noch  die 
Sitte,  dem  Prokurator  für  den  einzelnen  Prozess  ein  Jahresgehalt  zu 
geben,  welches  mit  Nebenkosten  5  Tl.  20  Sgr.,  beim  Oberappellations- 
gerichte 8  Tl.  8  Sgr.  ausmachte.  Die  Erstattungsfähigkeit  der  An- 
waltsgebühren wurde  mehrfach  für  Bagatellsachen,  oder  auch  für  die 
erste  Instanz  überhaupt  verneint,  oder  nur  beschränkt  anerkannt;  so  in 
Preussen,  Sachsen,  Braunschweig,  Lübeck,  Hannover.  Dass  der  An- 
walt für  die  Gerichtskosten  aufkommen  musste,  war  mehrfach  noch 
Rechtens,  so  in  Braunschweig  und  Waldeck ;  in  Bayern  haftete  er  nur 
für  Parteien,  die  ausserhalb  d^  Gerichtssprengeis  wohnten.  Vorschuss 
wurde  dennoch  nicht  oft  verlangt ;  im  Gegenteil  verlangten  die  Parteien 
oft  vom  Anwalt  Vorschuss.  Überall  bestand  das  Armenrecht,  doch 
wurde  in  manchen  Ländern  wenig  Gebrauch  davon  gemacht,  weü, 
wie  aus  Kurhessen  und  Lippe  berichtet  wird,  es  nicht  vorkam,  dass 
der  Anwalt  eine  Sache  w^en  Armut  der  Partei  ablehnte.  Die  Zahl  der 
Armensachen  betrug  bei  den  bayrischen  Anwälten  40  bis  50  Prozent 
aller  Sachen.  In  schwereren  Straffällen  wurden  dem  Anwalt  auch  un- 
entgeltlich zu  führende  Verteidigungen  zugewiesen;  nur  in  Sachsen 
bezahlte  der  Staat  bei  Unvermögen  der  Partei  dafür.  Hessen-Darmstadt 
erliess  unterm  29.  März  1836  ein  Armenrechtsgesetz,  das  den  Armen- 
eid nicht  mehr  kannte,  dagegen  dem  Armen  Gefängnis  für  Verschwei- 
gung erheblicher  Tatsachen  und  frivole  Prozessführung  androhte. 

Das  Einkommen  der  Anwälte  war  keineswegs  glänzend. 
Die  darüber  vorhandenen  Angaben  sind  zwar  naturgemäss  unsicher. 
Aber,  da  die  Berichterstatter  selbst  Anwälte  sind,  nicht  ganz  zu  ver- 
werfen. In  Württemberg  kamen  die  gesuchtesten  Anwälte  auf  kaum 
dOOO  Gulden  im  Jahre,  und  es  gab  solcher  vielleicht  vier  im  Lande; 
die  Mehrzahl  hatte  mit  Nahrungssorgen  zu  kämpfen.  Für  Sachsen- 
Gotha  wird  das  Durchschnittseinkommen  auf  500  —  700  Tlr.,  das 
Höchsteinkommen  auf  1500  Tbr.  angegeben.  In  Schleswig  -  Holstein 
wurden  die  Obergerichtsanwälte  zur  Beamtenwitwenkasse  mit  einem 
Einkommen  von  1500,  die  Untergerichtsanwälte  mit  einem  Einkommen 
von  500  Tim.  veranlagt.  In  Nassau  ergab  sich  nach  dem  Tode  des 
Prokurators  Schick,  eines  Anwalts  von  grossem  Rufe,  aus  seinen  Büchern, 
dass  er  1400  Gulden  jährlich  verdient  hatte.  Andrerseits  gab  1810  ein 
Advokat  in  Kiel  seinen  Jahresverdienst   bei  der  Steuerverwaltung  auf 
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20  000  Tlr.  an.  In  Preussen  waren  die  Einkommen  im  allgemeinen 
gut,  und  in  Wien  konnten  Advokaten  nicht  selten  nach  acht-  bis  zehn- 
jähriger Praxis  sich  ein  Gut  kaufen. 

Das  Ansehen  der  Bechtsanwal tschaft  hebt  sich  im  19.  Jahr- 
hundert entschieden.  Für  die  preussischen  Justizkommissare  haben 
wir  darüber  bereits  die  zuverlässigsten  Zeugnisse  beigebracht.  In  den 
konstitutionellen  Staaten  tritt  auf  den  Landtagen,  in  den  Selbstver- 
waltungsämtem  die  Rechtsanwaltschaft  höchst  bedeutsam  hervor; 
das  Volk  beginnt  zu  merken,  was  ein  unabhängiger  rechtskundiger 
Stand  im  Rechtsstaate  bedeutet.  Hatte  sonst  das  nichtjuristische 
Schrifttum  in  Verunglimpfung  der  Advokaten  sich  nicht  genug  tun 
können,  so  stellte  sie  jetzt  Iffland  in  seinen  „Advokaten"  als  strenge 
Hüter  des  Rechts  dem  verrotteten  Beamtentume  gegenüber.  In  Baden 
erklärte  ein  Ausschuss  der  ersten  Kammer  seine  Überzeugung  von 
der  Wichtigkeit  und  Würde  des  Advokatenstandes,  der  besser  aus- 
gebildet und  zur  Pflanzschule  des  Richtertums  gemacht  werden  müsse. 
Das  gesteigerte  Selbstbewusstsein  des  Standes  erzwang  selbst  eine 
Milderung  des  Tones  der  Aufsichtsbehörden.  1845  musste  der  Mainzer 
Gerichtspräsident,  der  die  Advokaten  beleidigt  hatte,  infolge  ihrer 
Beschwerde  Urlaub  nehmen.  Der  Justizminister  des  Königreichs  West- 
falen, Simton,  selbst  ein  gewesener  Advokat,  gab  den  Königlichen 
Prokuratoren,  welche  die  Aufsicht  über  die  Advokaten  führten,  die 
Anweisung: 

Votre  surveillance  ne  doit  cesser  d'Stre  douce  et-  patemeUe. 

Freilich  hatte  sich  manches  aus  der  schlechten  alten  Zeit  erhalten. 
In  Württemberg  und  Sachsen  kam  es  noch  vor,  dass  abgesetzte  oder 
gar  zu  Freiheitsstrafe  verurteilte  Staatsbeamte  zur  Advokatur  zu- 
gelassen wurden;  doch  sagte  in  Sachsen  der  Justizminister  auf  Be- 
schwerde der  Advokaten  Abhilfe  zu.  In  Hannover  wurde  den  Advo- 
katen im  Termine  kein  Stuhl  geboten,  sogar  Sitzen  als  contra  stylum 
curiae  gerügt.  Das  Oberappellationsgericht  Lübeck  war  so  kleinlich, 
den  Titel  „Herr"',  den  ihnen  die  hanseatischen  Gerichte  zu  geben  pflegten, 
jedesmal  zu  streichen.  So  hatte  auch  der  Wiener  Magistrat  schon  1784 
auf  Beschwerde  der  Advokaten  vom  Kaiser  angewiesen  werden  müssen, 
ihnen  Sitz  und  Herrentitel  zuzugestehen.  Andrerseits  hatten  auch 
die  Advokaten  die  Gespreiztheit  des  Perrückenzeitalters  noch  nicht 
ganz  überwunden.  So  galt  es  in  Wien  für  vornehm  sich  die  Akten  von 
einem  Livreediener  nachtragen  zu  lassen. 

Ein  ganz  neues  Element  tritt  jetzt  in  der  Rechtsanwaltschaft  auf: 
das  Judentum.     Bis  dahin  hatte  man  die  Juden  den  Ketzern  bei* 
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gezählt,  welche  nach  römischem  und  kanonischem  Recht  zur  Advokatur 
unfähig  waren ;  rechnete  man  die  Advokatur  zu  den  dignitates,  so  waren 
die  Juden  schon  nach  L.  ult.  Cod.  de  lud.  1,  9  von  ihr  ausgeschlossen. 
In  der  Josefinischen  Zeit  hatte  Osterreich  begonnen  Juden  zuzulassen. 
Dann  waren  während  der  französischen  Zeit  mehrfach  Juden  zur  Advo- 
katur gelangt,  darunter  Salomon  Philipp  Gans  in  CSeUe,  von  dem 
wir  im  48.  Kapitel  mehr  hören  werden..  Obwohl  nun  Hannover  alle 
in  der  französischen  Zeit  ergangenen  Verordnungen  für  ungültig  er- 
klarte, so  ging  es  doch  nicht  an,  diese  Männer  ihres  wohlerworbenen 
Amtes  zu  berauben;  für  die  Zukunft  hielt  man  daran  fest,  dass  Juden 
nur  vermöge  landesherrlichen  Dispenses  die  Advokatur  erlangen  können. 
Einer  der  ersten  jüdischen  Advokaten  scheint  auch  Jacob  D  e  r  n  - 
bürg  in  Mainz  gewesen  zu  sein,  der  1845  zum  Professor  in  Giessen 
ernannt  wurde,  und  Mayer  Isaac  Schiff  in  Kiel,  der  Mitte  der  zwan- 
ziger Jahre  in  Geisteskrankheit  verfiel.  In  Frankfurt  a.  M.  beschwerte 
sich  1825  das  Graduiertenkolleg  beim  Bundestage  ohne  Erfolg  über 
die  Zulassung  jüdischer  Advokaten.  In  Bayern  wurde  1834  der  erste 
jüdische  Advokat  angestellt.  Karl  F  e  u  s  t ,  der  Sohn  des  Bam- 
berger Oberlandesrabbiners,  studierte  erst  vier  Jahre  Philologie,  und 
als  er  überall  abgewiesen  wurde,  die  Rechte,  übernahm,  als  er  auch  hier 
nirgends  zugelassen  wurde,  die  Redaktion  der  Aachener  Zeitung,  wurde 
nach  vielen  Schwierigkeiten  als  Praktikant  in  Bamberg  angenommen,  aber 
1825  trotz  bester  Zeugnisse  und  streng  konservativer  Gesinnung  nur 
als  Hilfsarbeiter  angestellt,  so  dass  er  schliesslich  die  Stelle  eines  Sekre- 
tärs der  jüdischen  Gemeinde  in  Fürth  annahm.  Verschiedentlich  schrift- 
stellerisch betätigt,  erlangte  er  endlich  1848  in  seinem  51.  Lebens-  und 
25.  Kandidatenjahre  die  Advokatur  in  Fürth,  die  er  mit  peinlichster 
Rechtechaffenheit  ausgeübt  hat.  Später  hat  er  viele  Anerkennung  ge- 
funden; auf  Empfehlung  Völdemdorfis  und  Ortenaus  hat  er  die  bei 
Rechtsanwälten  äusserst  seltene  Auszeichnung  des  Michaelordens  erster 
Klasse  erhalten;  und  auf  den  Juristentagen  ist  der  feurige  Greis  mit 
den  scharfen  Zügen  und  dem  langen  weissen  Haar  bis  zu  seinem  Tode 
1872  eine  wohlbekannte  Erscheinung  gewesen.  Gabriel  R  i  e  s  s  e  r ,  der 
glänzende  Redner  des  Frankfurter  Parlaments,  hatte  vergeblich  ver- 
suoht  in  Hamburg  Advokat,  in  Heidelberg  und  Jena  Privatdozent  zu 
werden,  bis  er  endlich  eine  Notarstelle  in  Hamburg  erlangte.  In  Sachsen 
besohloss  der  Landtag  1836^1837,  dass  die  Regierung  Juden  im  Einzel- 
falle Dispens  erteilen  könne.  Dies  geschah  zum  ersten  Male  1846  bei  leddor 
K  a  i  m ,  der  sich  durch  ein  „Kirchenpatronatsrecht''  und  andre  Schriften 
bekannt  gemacht  hatte,  auch  im  Archiv  für  sächsische  Juristen  1846 
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für  die  Zulassung  der  Juden  eingetreten  war.  Württemberg  hielt  es 
mit  deutscher  Treue  vereinbar,  die  den  Juden  schon  seit  1828  gesetz- 
lich gewährte  Zulassung  zu  allen  Ämtern  viele  Jahrzehnte  lang  im  Wege 
der  Verwaltungspraxis  nichtig  zu  machen  und  sie  dadurch  in 
die  dort  freigegebene  Rechtsanwaltschaft  zu  drängen,  ein  Verfahien, 
das  dahin  geführt  hat,  dass  1876  bei  einer  jüdischen  Bevölkenrngs- 
Ziffer  von  12  000  die  Bechtsanwaltschaft  zu  ^/g  jüdisch  war.  Preusseo 
erteilte  durch  Gesetz  vom  23.  Juli  1847  den  Juden  die  Zulassung  zu 
allen  Ämtern,  mit  welchen  nicht  eine  richterliche,  polizeiliche  oder 
exekutive  Gewalt  verbunden  war,  durch  die  Verfassung  vom  31.  Januar 
1850  auch  zu  allen  übrigenÄmtem,  verstand  sich  aber  erst  in  den  sechziger 
Jahren  dazu,  hiervon  Gebrauch  zu  machen.  Die  sofort  eintretende 
Überflutung  des  Richterstandes  aber  veranlasste  seit  den  achtziger 
Jahren  die  Regierung  jüdische  Richter  nur  noch  ausnahmsweise  za 
ernennen.  Infolgedessen  flüchteten  auch  hier  die  Juden  in  die  1879 
freigegebene  Rechtsanwaltschaft,  und  zwar  in  solcher  Zahl,  dass  sie 
heute  mehr  als  den  vierten  TeU  der  preussischen  Rechtsanwaltschaft, 
in  Berlin  die  weit  überwiegende  Mehrheit  ausmachen. 

Im  juristischen  Schrifttume  trat  die  Rechtsanwaltsohaft 
stark  hervor.  Die  Zeitschriften  brachten  eine  unverhältnisinassig 
hohe  Zahl  von  Beiträgen,  die  von  Advokaten  herrühren.  Aber  auch 
grosse  Werke  voll  tiefgründiger  Gelehrsamkeit  gingen  aus  der  Rechts* 
anwaltschaft  hervor.  Griesinger,  Rechtskonsulent  in  Stuttgart, 
1845  im  Alter  von  78  Jahren  gestorben,  war  ein  selten  gelehrter  Mann, 
der  in  seinem  Hauptwerke,  dem  vielbändigen  Kommentar  zum  wärt- 
tembergischen  Landrecht,  überall  die  geschichtlichen  ZusanmienhaDge 
gründlich  nachwies  und  sich  erlauben  durfte,  in  einer  anonymen  Kritik 
in  den  Heidelberger  Jahrbüchern  1813  dem  berühmten  Hugo,  dem 
er  freüich  bis  dahin  nur  Zeichen  der  Verehrung  gegeben  und  seine  Schrift 
über  die  Suität  zugeeignet  hatte,  Planlosigkeit,  Unvollständigkeit, 
sogar  Unredlichkeit  bezüglich  seines  Lehrbuchs  der  Geschichte  des 
römischen  Rechts  seit  Justinian  vorzuwerfen  —  eine  Kritik,  die,  wie 
Hugo  selbst  erklärte,  ein  gelehrter  und  scharfsinniger  Mann  eine  Zeit- 
lang Savigny  zugeschrieben  hatte.  Rudolf  Sigmund  Freiherr  v.  H o le- 
se h  u  h  e  r  ,  aus  einer  der  ältesten  Patrizierfamilien  Nürnbergs  stam- 
mend, ist  der  Verfasser  der  „Theorie  und  Casuistik  des  gemeinen  Cävil- 
rechts".  1799  zum  Advokaten  ernannt,  beschäftigte  er  sich  sofort 
mit  den  öffentlichen  Zuständen  seiner  Vaterstadt,  und  wies  derartige 
Missstände  in  der  Finanzverwaltung  nach,  dass  man  ihm  eine  UDte^ 
suchung  anhing,  die  aber  durch  den  Reichsrat  1803  niedergeschlagen 
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wurde.  1804  wurde  er  StadtsyndikuB,  1805  reichsstädtischer  Kon« 
sulent.  Er  war  viel  mit  Strafsachen  befasst,  hatte  auch  1806  die  Ver- 
teidigung des  Buchhändlers  Pahn  übernommen,  in  der  er  aber  nichts 
ttm  konnte,  da  ihn  Bemadotte  nicht  vorliess.  Beim  Übergang  Nürn- 
bergs an  Bayern  setzte  er  durch,  dass  Bayern  die  ganze  Staatsschuld 
Nürnbergs  übernahm,  wodurch  er  den  Staatsgläubigem  an  10  Millionen 
Gulden  rettete.  1825  in  die  Kammer  gewählt,  schrieb  er  eine  zwei- 
bändige Geschichte  des  bayrischen  Landtags.  Seine  Gesinnung  wird 
gekennzeichnet  durch  die  Antwort,  die  er  auf  eine  Aufforderung  zum 
Beitritt  in  einen  neu  gegründeten  Adelsklub  gab:  „An  einem  bau- 
fälligen Hause  baue  ich  nicht  mehr  mit/'  1847  zog  er  sich  vom  politischen 
Leben  zurück  und  starb  1861.  Hans  Karl  Briegleb  veröffentlichte 
noch  als  Advokat  in  Nürnberg  1839  seine  Geschichte  des  Exekutiv- 
prozesses, ein  Erstlingswerk,  aber,  wie  Wach  sagt,  klassisch  in  der  Über- 
tragung der  historischen  Methode  auf  den  Prozess,  das  den  Verfasser 
denn  auch  sofort  in  die  erste  Reihe  der  Prozessualisten  stellte  und  ihm 
1842  eine  ordentliche  Professur  in  Erlangen  eintrug.  Robert  Oster- 
loh,  Advokat  zu  Leipzig,  liess  1843  eine  systematische  Darstellung 
des  ordentlichen  bürgerlichen  Prozesses  nach  sächsischem  Rechte  er- 
scheinen, und  der  Zerbster  Advokat  Karl  Sintenis,  aus  dem  der- 
einst ein  berShmter  Rechtsgelehrter,  ja  ein  Minister  werden  sollte,  schrieb 
damals  im  Archiv  für  civilistische  Praxis  1837  über  Besitz  und  Erwerb 
verbundener  Sachen. 

Auch  auf  schöngeistigem  Gebiete  betätigte  sich  die  Rechtsanwalt- 
schaft. Ludwig  Braunfels,  seit  1840  Advokat  in  Frankfurt  a.  M., 
übersetzte  das  Nibelungenlied  und  viele  spanische  Dramen;  für  die 
Don  Quixote-Forschung  sind  seine  Schriften  grundlegend  geblieben. 
M  ü  1 1  n  e  r  ,  der  Dichter  der  „Schuld",  war  Rechtsanwalt  zu  Weissen- 
fels. 


Achtundvierzigstes  Kapitel. 

Schrifttum  der  Rechtsanwaltschafi 

Die  Advokatur  hatte  von  Anfang  an  ein  umfangreiches  Schrift- 
tum ins  Leben  gerufen,  das  wir  in  den  Kapiteln  26  und  30  kennen 
gelernt  haben.  Aber  es  hatte  entweder  praktische  Anweisungen  gelief ert 
oder  die  Pfliohtenlehre  behandelt  oder  den  bestehenden  Rechtszustand 
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dargestellt ;  weder  mit  dem  Wesen  noch  mit  der  Beform  noch  mit  der 
Geschichte  des  Standes  hatte  sich  bis  dahin  jemand  emstUch  befasst. 
Selbst  die  Friedericianische  Justizumwälzung,  die  doch  die  Grand- 
fragen  des  Berufs  aufgerollt  hatte,  hatte  in  diesem  Punkte  keine  be- 
deutenden Schriften  gezeitigt. 

Der  erste,  der  darüber  nachdachte,  war  der  redliche  und  erfahrene 
Justus  Moser.  Der  brachte  1778  in  seinen  Patriotischen  Phan- 
tasien zwei  Plaudereien  über  Advokaten,  in  deren  einer  er  sich  gegen 
eine  Beschränkung  ihrer  Zahl,  in  der  andern  für  AdvokatenkoUegien 
aussprach,  die  ihre  Mitglieder  selbst  wählen  oder  doch  gewisse  Bedingungen 
der  Aufnahme  (Greburt  und  Stand)  stellen,  Stiftungen  und  Penaions- 
anstalten  gründen  sollten. 

Eine  ernsthafte  Untersuchung  stellte  aber  erst  Friedr.  Wilh.  Basil. 
V.  Ramdohr,  ein  Richter,  an  in  dem  Buche  „Über  die  Organisation 
des  Advokatenstandes  in  monarchischen  Staaten"  (Hannover  1801, 
Gebr.  Hahn).  Den  Grund  der  Advokatur  fand  er  in  der  Notwendig- 
keit der  unparteüschen  Entscheidung  eine  Darstellung  durch  par- 
teiische aber  rechtskundige  Personen  vorausgehen  zu  lassen,  die  aUein 
die  nötige  Vollständigkeit  der  Betrachtung  gewährleiste.  Diesen  Per- 
sonen  gestattete  er  umumwunden,  „mit  der  Wahrheit  zurückzuhalten, 
an  dem  Rechte  zu  künsteln";  einfältig  wäre  es  solche  Gründe  zn  ver- 
schmähen, die  „mehr  blendend  als  wahr"  sind.  Das  Fridericianische 
System  der  Assistenzräte  erklärte  er  für  idealistisch  und  unm^lich. 
Dagegen  verlangte  er  Beschränkung  der  Zahl  und  scheute  sich  nicht 
dieserhalb  als  an  alten  Vorurteilen  hängend  —  schon  damals!  —  ver- 
schrien zu  werden.  Die  freie  Konkurrenz,  für  andre  Berufe  eine  Wohltat, 
sei  für  den  Advokaten  ein  Verderben,  weil  sie  nicht  den  Grewissenhaften, 
sondern  den  Grundsatzlosen  in  die  Höhe  bringe.  Er  empfiehlt  den 
Advokaten  das  Notariat  und  Konkursverwaltungen,  nicht  aber  — 
wie  merkwürdig!  —  die  Prokuratur  zu  übertragen  und  sie  in  Körper- 
schaften zusammenzuschliessen,  denen  die  Ausbildung  der  Anwärter 
und  eine  Teilnahme  an  den  Prüfungen,  die  Leitung  der  Pensions-  und 
Witwenkasse,  die  Armensachen,  das  Notariatsarchiv  und  die  Ober- 
aufsicht über  die  Vormundschaften,  auch  eine  gewisse  Aufsicht,  nicht 
aber  die  Disziplinargewalt  über  die  Advokaten,  obliegt.  Bereits  fragt 
er,  ob  es  Sache  des  Advokaten  ist  „sich  ziun  Vertreter  des  Volks,  zuffl 
Verkündiger  allgemeiner  Stimmungen  und  Wünsche  au{zuwerfen^^ 
Zu  antworten  wagt  er  nicht.  Fesselnd  ist  sein  Plan,  den  Anwälten 
ein  Mindesteinkonmien  von  750  Um.  jährlich  zu  gewälirl^sten,  auf- 
fallend seine  Versicherung,  dass  60  Prozesse  jährlich  nach  aller  'Er- 
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fahrong  das  ordentliche  Arbeitsquantum  eines  Rechtsanwalts  sind, 
während  wir  heute  die  sechsfache  Zahl  für  kaum  zureichend  halten. 

Es  folgten  einige  unbedeutende  Schriftchen:  des  Advokaten  Hof- 
rat Grund  „Versuch  über  das  rechtUch-politische  Verhältnis  des 
öffentlichen  Sachwalters  zum  Staate*'  (Begensburg  1804),  das  er  als 
das  eines  Staatsbeamten  auffasste;  Johann  ▼.  Kettenackers 
„Betrachtungen  über  die  Mangel  des  Advokatenstandes"  (Freiburg 
1811),  der  u.  a.  vorschlug,  die  Advokaten  auf  eine  kleine  feste  Besoldung 
und  daneben  auf  Gebühren  anzuweisen;  des  nassauischen  Prokurators 
Wilhelm  von  der  Nahmer  Schrift  „Über  den  Advocaten- 
Stand'^  (1818),  die  von  dem  lebhaften,  aber  noch  unklaren  Drange 
Zeugnis  ablegte,  nach  Abschüttlung  der  Fremdherrschaft  das  ganze 
Staats-  und  Bechtswesen  neu  zu  gestalten,  eine  Genossengerichts- 
barkeit für  die  Advokatur  forderte,  sonst  aber  zu  bestimmten  Vor- 
schlägen sich  kaum  aufschwang;  ein  Aufsatz  desselben  im  11.  Bande 
des  Archivs  für  die  zivilistische  Praxis,  der  sich  für  festere  Formen 
der  Gerichtsverfassung,  Einführung  eines  beaufsichtigenden  Justiz- 
ministeriums und  seines  Organs,  des  öffentlichen  Ministeriums,  der 
Staatsanwaltschaft,  Beschrankung  der  Gerichte  auf  die  Rechtsprechung, 
Unabhängigkeit  des  Advokatenstandes  und  eine  feste  Gebührenord- 
nung aussprach. 

Eine  wirkliche  Bewegung  der  Geister  rief  erst  der  Anblick  der 
franzosischen  Bechtsverfassung  hervor,  wie  sie  auf  deutschem  Boden 
links  vom  Rheine  vor  Augen  lag.  Mit  Staunen  betrat  Elarl  Buchner 
(„Ein  deutscher  Advokat*^  1844),  der  an  das  schriftliche  Verfahren 
vor  unsichtbarem  Gerichte  gewöhnte  Advokat,  den  hohen  Schwurge- 
riohtssaal  in  Mainz ;  nicht  lebhaft  genug  konnte  er  den  Eindruck  schildern, 
den  die  Feierlichkeit  der  Verhandlung,  die  allmähliche  Entwicklung 
des  prozessualischen  Dramas,  das  Hin  und  Her  des  Kreuzverhörs  auf 
ihn  machten.  Eine  Assisensitzung  galt  dem  rechtsrheinischen  Deutschen, 
und  nicht  bloss  dem  Juristen,  eine  längere  Reise  wert ;  für  den  Mainzer 
Anwaltstag  von  1844  war  als  Hauptzugmittel  die  Vorführung  einer 
solchen  geplant;  und  in  Ifflands  Oberhof  ist  der  Oberamtmann  um 
nichts  so  besorgt,  als  um  das  Versäumen  seiner  langbegehrten  Assisen- 
sitzung.  In  letzter  Linie  war  es  die  im  schriftUchen  Verfahren  ver- 
schüttet gewesene,  im  Schwurgerichtsverfahren  wieder  auferstandene 
Poesie  der  Rechtsformen,  welche  die  Gemüter  so  mächtig  anzog  und 
heute  noch,  den  meisten  unbewusst,  die  stärkste  Schutzwehr  der  Schwur- 
gerichtsverfaspung  bildet.  Zumal  der  Rechtsanwaltschaft  bot  das  neue 
Verfahren  einen  ganz  andern  Raum  zur  Betätigung  des  Talents.   Des- 
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halb  war  es  vor  allen  die  Bechtsanwaltsohaft,  die  „  Öffentlichkeit  und 
Mündlichkeit''  zu  ihrem  Feldgeschrei  machte  und  darin  die  Vorbe- 
dingungen ihrer  eignen  Umgestaltung  erkannte. 

Schon  1780  hatte  der  Breslauer  Advokat  Ernst  Ferdinand  Klein 
eine  öffentlich-mündliche  SohlussvOThandltmg  dem  Verfahren  anza* 
fügen  vorgeschlagen.  Es  war  dies  geschehen  in  seinen  su  Leipzig  er- 
schienenen „Vermischten  Abhandlungen",  die  sogleich  den  Justiz- 
minister  Carmer  auf  ihn  aufmerksam  gemacht  und  1781  seine  Ernennung 
zum  Assistenzrate  und  Berufung  zur  Mitarbeit  am  allgemeinen  Land- 
rechte veranlasst  hatten.  Klein,  spater  zum  Kammergerichtsrat,  1791 
zum  Professor  in  Halle,  1800  ins  Obertribunal  berufen,  hat  neben  vielen 
grösseren  schriftstellerischen  Arbeiten  1797  zu  Halle  „Kurze  Auf- 
sätze über  verschiedene  Gegenstände^*  erscheinen  lassen,  in  deren 
einem  „Von  Advokaten  und  Justizkommissarien**  er  für  eine  würdige 
Behandlung  der  Advokatur  eintrat,  die  zur  Pflanzschale  des  Staate- 
dienstes gemacht  werden  müsste;  in  dem  zweiten  „Von  dem  Gebrauche 
der  Beredtsamkeit  in  den  Gerichtshöfen  und  von  der  öffentlichen  Ver- 
handlung der  Gerichtshander*  kam  er  auf  seinen  1780  gemachten 
Vorschlag  zurück,  von  dem  er  sich  eine  Hebung  der  gerichtlichen  Bede- 
kunst, das  Verschwinden  schlechter  Ranke  ganz  ebenso  versprach, 
wie  es  nach  ihm  alle  Freunde  der  Mündlichkeit  getan  haben. 

Daran  schloss  der  Kgl.  Westfälische  Staataratsadvokat  Julius 
VtTangemann  die  Forderung  der  Beform  des  Advokatenstandes. 
In  seiner  1811  zu  Göttingen  erschienenen  Schrift  „Der  Advokaten- 
stand  mit  besonderer  Beziehung  auf  das  Kgr.  Westfalen**  verlangte 
er  feste  Gebührenordnungen,  Kautionsleistung,  Advokatenkanunem, 
Zwangswitwenkassen,  Freigabe  und  Zweiteilung  des  Berufs  in  der 
Form  der  Advokatanwaltsohaft.  Zugleich  gab  das  Buch  eine  An- 
weisung zur  gerichtlichen  Beredtsamkeit,  dergleichen  eine  schon  1810 
zu  Heidelberg  von  Zachariae  erschienen  war. 

Dann  liess  Advokat  Hadamar  in  Mainz,  spater  Präsident 
des  dortigen  Obergerichts,  1816  eine  kleine  Schrift  „Die  Vonüge 
der  öffentlich-mündlichen  Rechtspflege**,  erscheinen. 

Einen  Anlauf  zu  einer  Gesamtdarstellung  des  Anwaltsberufs  nahm 
Samuel  Philipp  Gans,  der  uns  aus  dem  47.  Kapitel  bdiannte 
jüdische  Advokat  zu  Gelle,  der  schon  1810  mit  einer  Arbeit  über  daa 
Erbrecht  des  Code  Napolfon  hervorgetreten  war,  mit  dem  Buche  ,|Von 
dem  Amte  der  Fürsprecher  vor  Gericht**  (Hannover  1820),  das  im 
ersten  Teile  artige  geschichtliche  Nachricht^i  bradite,  im  zweiten 
den  Rechtszustand  nach  gemeinem  (das  heisst  nirgends  in  dieser  (Sestalt 
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geltendem)  Rechte  darstellte,  im  dritten  Reformvorschläge  machte, 
die  in  dem  Verlangen  nach  Öffentlichkeit  und  Volksvertretung,  Un^ 
abhangigkeit  des  Standes,  einer  der  richterlichen  gleichen  Vorbildung 
gipfelten,  jedoch  auch  Künstlichkeiten  enthielten,  wie  eine  Abstufung 
in  Unter-,  Mittel-  und  Generaladvokaten,  sowie  besondere  Regierungs- 
advokaten ;  eine  angemessene  Gebührenordnung  unter  Eindämmung  des 
richterlichen  Ermässigungsrechts  wurde  gefordert,  auch  auf  eine  Pen- 
sionsanstalt hingedeutet.  Kollegialverfassung  fordert  das  Buch  nicht; 
sie  werde  von  selbst  kommen.  Im  ganzen  eine  fleissige,  von  dem 
redlichsten  Eifer  eingegebene,  aber  etw€is  hausbackene,  in  ihren  For- 
derungen äusserst  bescheidene  Schrift,  wertvoll  als  der  erste  Versuch 
einer  Darstellung  der  Rechtsanwaltsverfassung. 

Ihren  hervorragendsten  Wortführer  aber  fand  die  Mündlichkeits- 
bewegung  in  Anselm  v.  Feuerbach.  Seine  1821  erschienenen 
«, Betrachtungen  über  die  Öffentlichkeit  imd  Mündlichkeit  der  Ge- 
rechtigkeitspflege" sind  heute  noch  das  Gründlichste  und  Beste,  was 
über  diesen  Gegenstand  gesagt  worden  ist.  Weit  entfernt  von  Fran- 
zosenbegeisterung, unempfindlich  gegen  Schlagworte,  aber  mit  Schwung 
und  Geist,  mit  voller  Kenntnis  der  Rechtseinrichtungen  des  Auslands 
bis  hin  nach  Indien  und  China,  wohl  bewandert  im  klassischen  und 
vor  allem  im  deutschen  Altertume,  wog  Feuerbach  kühl  die  Vorteile 
und  Nachteile  des  schriftlichen  und  mündlichen  Verfahrens  gegen- 
einander ab,  um  zuletzt  die  Frage  zu  Gunsten  der  Mündlichkeit  zu 
lösen  aus  dem  in  der  Tat  allein  durchschlagenden  Grunde,  dass  zur 
gehörigen  Rechtsverteidigung  ein  unmittelbarer  Verkehr  der  Partei 
mit  dem  Richter  unerlässlich  sei.  Richtig  erkannte  er  in  der  Rechts- 
anwalteohaft  „die  letzte  schwache  Stütze  gegen  Beamtendruck  und 
Richterwillkür".  „Bin  ich  nicht  selbst  stark  genug  meinem  Rechte, 
so  bedarf  ich  fremder  Hülfe,  und  wer  mir  diese  wehrt,  hindert  mich 
an  jenem  Recht."  Dem  Unbehilflichen  seinen  Rechtsvertreter  ent- 
ziehen, ihn  bloss  an  den  Richter  verweisen  heisst  nichts  anderes  als: 
dem  einen  alle  Gewalt  geben  und  den  andern  zum  Überfluss  auch  noch 
von  aller  Wehr  und  Hilfe  wider  jene  Gewalt  entblössen.  „Vertritt 
der  Gewaltige  mit  dem  Richterstab  den  Rechtsbedürftigen  wider  den 
Gegner,  vertritt  er  ihn  auch  wider  sich  selbst?  Wenn  ein  Wolf  dem 
Hirten  zuspräche,  dieser  möge  den  unhöflichen  widerlichen  Schäfer- 
hund an  Ketten  legen:  dann  wüsste  jedermann,  w€is  solche  Rede  für 
eine  Bedeutung  habe.  Aber  das  scheint  man  nicht  immer  einzusehen, 
was  es  bedeutet,  wenn  zuweilen  Richter  und  Gewaltige  wider  die  Nutz- 
losigkeit und  Verderblichkeit  des  Advokatenstandes  eifern.    Das  Amt 
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der  Fürsprecher  hat  seinen  Grund  in  dem  ewigen  Rechte  sdbst  und 
in  der  ebenso  ewigen  Ungleichheit  menschlicher  Anlagen  und  Kräfte/' 
Der  Gedanke  einer  Rechtspflege  ohne  Rechtafursprecher  bloss  durch 
Richterpersonen,  wie  er  der  preussischen  Gerichtaordnnng  zuent  n 
Grunde  lag,  war  ein  Meisterstück  des  menschlichen  Geistes,  abo  die 
Grewalt  der  Natur  hat  ihr  Recht  über  alle  menschliche  Weisheit  be- 
hauptet. Der  Anwaltstand  muss  frei  und  ein  Ehrenstand  sein,  wie 
in  Frankreich  und  England,  wie  grösstenteils  auch  in  den  freien  Städten 
Deutschlands. 

Eine  zweite  Stimme,  die  weithin  gehört  wurde,  war  die  des  Heidel- 
berger Strafrechtalehrers  Mittermaier,  welcher  der  Rechts- 
anwaltschaft  stets  ein  ganz  besonderes  Interesse  entgegengebracht 
hatte.  Wir  kennen  bereits  aus  Kapitel  29  seine  Anleitung  zur  Ver- 
teidigungskunst. Jetzt  ergriff  er  im  Archiv  für  die  zivilistische  Praxifi 
mehrmals  (XV.,  XX.,  XXX.,  XLIV.)  das  Wort  über  die  Stelluiig  des 
Anwaltstandes.  Tief  durchdrungen  von  der  ausschlaggebenden  Bedeu- 
tung dieses  Berufs  für  die  Rechtspflege,  forderte  er  für  ihn  Aufhebiuig 
aller  misstrauischen  Überwachung,  Öffentlichkeit  und  Mündlichkdt, 
Freigabe,  Anwaltkammem,  wog^^n  er  die  Teilung  in  avocat  undaToae 
verwarf.  Er  blieb  nüchtern  genug  zu  erkennen,  dass  weder  Offentlichkät 
und  Mündlichkeit  noch  Anwaltkammem  alle  Schaden  heilen  wurden« 
die  Freigabe  auch  ihre  Gefahren  habe,  erwartete  aber  achliesslieh  aBes 
vom  Reifen  des  Volkes  für  die  politische  Freiheit,  des  AnwaltetaodeB 
für  ein  hochgespanntes  Ehrgefühl.  Dem  deutschen  Anwaltstande, 
den  er  aus  seiner  ausgebreiteten  Spmchtätigkeit  genau  kannte,  stellte 
er  ein  gutes  Zeugnis  aus;  er  übertreffe  den  französischen  durch  bessere 
Vorbildung,  grosseren  Ernst  und  Gewissenhaftigkdt;  bleibenden  Ein- 
druck hatte  ihm  ein  Anwalt  in  München  gemacht,  der  im  Anfang  des 
Jahrhunderts  solches  Vertrauen  genoss,  dass  die  Richter  für  Sachen, 
die  er  übernahm,  schon  deshalb  eine  günstige  Meinung  hatten.  Frei- 
Ech  spannte  er  seine  Anforderungen  nicht  allzu  hoch;  das  Verlangen, 
dass  der  Rechtsanwalt  nur  die  Rechtsansicht  vertrete,  von  deren  Kch- 
tigkeit  er  überzeugt  sei,  fand  er  übermassig,  weil  nicht  immer  die  Über- 
zeugung so  felsenfest  sei.  Da  war  doch  die  Auffassung  der  Rechtsanwalt- 
Schaft  selbst  strenger.  Wir  haben  das  schon  im  30.  Kapitel  gefanden 
und  finden  es  jetzt  wieder  in  dem  offenbar  aus  Anwal&reisen  stam- 
menden „Projekt  einer  auf  OffentUchkeit  und  MündUchkeit  der  Rechts- 
pflege berechnet^i  Advokatenordnung'*  (Straubing  1828),  das  sich 
durch  klare  Erkenntnis  der  Hauptpunkts  auszrichnete,  dass  die  Advo- 
katur im  Interesse  des  Rechts  dient  und  dieses  über  das  Interesse  der 
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Parteien  zu  stellen,  insbesondere  auch  in  Strafsachen  dafür  zu  sorgen 
hat,  dass  kein  Schuldiger  der  ihm  gebührenden  Strafe  entgehe. 

Ebenso  streng  dachte  der  Dresdner  Advokat  Julius  Hermann 
Besohorner,  der  in  dem  Buche:  „Die  Beform  des  Advokaten- 
standes in  Deutschland^'  (1840)  selbst  solche  Sachen  abzulehnen  be- 
fahly  in  denen  man  zu  keiner  festen  Überzeugung  gelangen  kann.  Das 
Buch  brachte  neben  einer  Darstellung  der  englischen  und  französischen» 
vor  allem  der  sächsischen  Advokaturverfassung  und  recht  verdienst- 
lichen literaturangaben  den  vollständigen  Entwurf  einer  Advokaten- 
ordnung. Von  der  Öffentlichkeit  und  Mündlichkeit  versprach  sich 
Beschomer  nicht  allzuviel:  er  forderte  bessere  Vorbildung,  Aufhebung 
der  geschlossenen  Zahl,  des  Advokatenzwangs,  der  richterlichen  Ge- 
bührenfestsetzung, femer  Advokatenkammem  mit  niederer  Disziplinar- 
gerichtsbarkeit. Späterhin  ist  er  im  Archiv  für  civilistische  Praxis 
XXXI.  (1848)  mit  Enbschiedenheit  für  freie  Advokatur  eingetreten. 
Der  nüchterne  Sachse  legte  sich  dabei  ernstlich  die  Frage  vor,  ob  er 
sich  nicht  zu  sehr  durch  beliebte  Schlagworte  blenden  lasse  und  nicht 
zu  denen  gehöre,  die  mit  der  Freiheit  Grötzendienst  treiben.  Aber  trotz 
solcher  Wachsamkeit  war  es  schliesslich  doch  das  Schlagwort  der  Freiheit, 
das  den  Ausschlag  gab ;  denn  er  bekannte,  dass,  wenn  auch  alle  bösen 
Prophezeihungen  der  Gegner  einträfen,  er  doch  den  Besitz  der  Freiheit 
höher  stellen  würde  als  die  Bücksicht  auf  die  drohenden  Nachteile; 
übrigens  seien  in  Sachsen,  dem  Lande  der  Überfüllung,  die  gefürchteten 
bösen  Folgen  nicht  eingetreten.  Sehr  flach  war  doch  seine  Ausführung, 
dass  die  Partei,  die  sich  durch  den  Advokaten  zu  ungerechter  Prozess- 
führung bestimmen  lässt,  die  daraus  erwachsenden  Nachteile  verdient 
habe;  wie  konnte  nur  ein  Anwalt  übersehen,  dass  die  Partei  auf  den 
Rat  des  Anwalts  angewiesen  ist?  Übrigens  hat  er  sich  später  bekehrt 
und  ist  in  der  Deutschen  Grerichtszeitung  1862  gegen  die  freie  Advokatur 
aufgetreten.  Noch  später  war  der  strenge  Ethiker,  der  sich  auch  in  der 
Schrift:  „Der  Idealismus  und  Realismus  in  der  jetzigen  Advokatur" 
(in  der  Zeitschrift  für  Rechtspflege  und  Verwaltung  1876,  auch  als 
Sonderabdruck  erschienen)  als  Idealisten  bekannt  hatte,  soweit  ge- 
kommen, in  der  Schrift  „Aus  einer  fünfzigjährigen  Anwaltspraxis" 
1885  den  bedenklichen  Rat  zu  geben,  klug  wie  die  Schlangen  zu  sein 
und  sich  vor  übertriebener  Aufrichtigkeit  zu  hüten. 

Ifit  viel  grösserer  Tiefe  als  Beschomer  erf asste  die  Frage  der  Reohts- 
anwaltschaft  Karl  Steinacker,  Advokat  zu  Holzminden,  dem 
wir  noch  in  der  Politik  begegnen  werden.  In  seiner  gehaltreichen  Schrift 
,»Die  Aufgabe  des  Advokatenstandes  in  constitutionellen  Staaten.'* 


446  Seohster  Abflchnitt.     Rechtsanwälte. 

(Braunschweig,  Vieweg  1841)  fragte  er  nach  dem  Daaeinsgrande  der 
Rechtsanwaltschaft,  und  fand  ihn,  ähnlich  wie  Feuerbach,  darin,  dass 
sie  eine  der  allerwiohtigsten  Bechtsgarantien  bildet.  „Denken  wir 
uns  einen  Staat,  in  welchem  die  gesammte  Rechtswissenschaft,  alle 
Geschäftskunde  lediglich  in  den  Händen  der  Regierungshierarchie 
wäre,  so  leuchtet  ein,  dass  alsdann  von  einem  eigentlichen  Rechts- 
schutz ausser  dem  Namen  so  viel  wie  nichts  übrig  geblieben,  dass 
die  grosse  Masse  des  Volks  f€ist  ganz  allein  dem  guten  Willen  der  herr- 
schenden Gewalt  Preis  und  selbst  die  Rechtsbildung  der  Regierung 
anheimgegeben  wäre.  Wichtig  im  höchsten  Grade  ist  für  jedes  Volk 
die  Unabhängigkeit  des  Richterspruchs,  aber  noch  viel  wichtiger  ist 
ihm  die  unabhängige  Rechtsverteidigung/'  Daher  muss  die  Rechts- 
anwaltschaft richterliche  Unabhängigkeit  gemessen.  Öffentlichkeit  und 
Mündlichkeit  des  Verfahrens  muss  ihr  einen  höheren  wissenschaft- 
lichen und  moralischen  Schwung  geben,  Schwurgerichte  und  Press- 
freiheit, konstitutionelle  Verfassung  müssen  den  Rechtsstaat  schaffen, 
der  erst  den  richtigen  Raum  für  ihre  Wirksamkeit  bietet.  Die  Rechts- 
anwaltschaft muss  ihre  Regeneration  mit  sich  selbst  beginnen;  sie 
muss  tief  durchdrungen  sein  von  der  Wahrheit,  dass  ihre  Sache  keine 
andre  ist  als  die  der  Freiheit  und  des  volkstümlichen  Rechts. 

Eine  begriffliche  Grundlegung  der  Rechtsanwaltschaft  versuchte 
auch  der  bayrische  Advokat  und  Wechselnotar  Franz  v.  Seybold 
in  der  kleinen  interessanten  Schrif.  „Magistratur  und  Advokatur' \ 
die  1847  bei  Franz  in  München  erschien  und  ausserdem  in  des  Ver- 
fassers in  demselben  Jahre  daselbst  erschienene  Schrift:  „Vollständige 
Darstellung  sämtlicher  Verhältnisse  des  anwaltschaftlichen  Amtes 
und  der  sich  hieraus  ergebenden  Grundlagen  einer  Anwaltsordnung"^^ 
aufgenommen  wurde.  Advokatur  und  Magistratur  sind  beide  Organe 
zur  Vollziehung  des  Gesetzes,  die  Advokatur  das  beratende  (Konsultation 
und  Postulation),  die  Magistratur  das  konstatierende  (Notariat  und 
Rechtsprechung);  die  Tätigkeit  beider  ist  dem  Dienste  der  Parteien 
gewidmet,  muss  aber  unabhängig  von  diesen  wie  vom  Staate,  ledij^lioh 
im  Interesse  des  Rechts  ausgeübt  werden.  Die  Advokatur  ist  daher 
Staatsamt,  das  im  Range  und  sonst  der  Magistratur  vollständig  gleich 
zu  stehen  hat,  gleichviel  ob  es  auf  festes  Gehalt  oder  Gebühren  gesetzt 
ist.  Daraus  folgt  femer  Anwaltzwang,  staatliche  (wenn  auch  nicht 
gerichtliche)  Disziplinargewalt;  Anwaltskollegien  sind  höchstens  als 
beratende  und  wissenschaftliche  Körper  zu  dulden.  Diese  Gedanken 
wurden  in  einer  Anwaltsordnung  ausführlich  ausgeführt. 

Was  sonst  über  die  Rechtsanwaltschaft  in  unzähligen  Abhand^ 
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lungen  gesohrieben  wurde,  das  alles  aufzuführen  ist  nicht  möglich 
und  auch  nicht  nötig,  da  Mitterxnaier  und  später  die  Deutsche  Qe- 
richteseitung  1862  recht  gute  Literaturübersichten  darüber  gegeben 
haben.  Zu  erwähnen  ist  nur,  da&s  in  Preussen,  wo  bereits  1833  eine 
Schrift  des  Justizkommissars  Marchand  die  Mündllchkeitsgesetzgebung 
in  Fluss  gebracht  hatte  (Kapitel  40),  jetzt  Christian  Friedrich  Koch 
in  seinem  Buche  „Preussens  Bechtsverfassung  und  wie  sie  zu  reformieren 
sein  möchte^'  (1843)  für  Mündlichkeit,  Parteibetrieb  und  Anwalts- 
kanunem  eintrat  und  an  einem  Beispiele,  wo  der  Kläger  zur  gericht- 
lichen Aufnahme  der  Elage  achtmal  eine  Reise  von  fünf  MeUen  hatte 
machen  müssen,  die  Unfähigkeit  des  Bichteramts  zur  Erfüllung  der 
Aufgaben  der  Bechtsanwaltschaft  nachwies.  Auch  die  Abtrennung 
des  Notariats  von  der  Bechtsanwaltschaft  befürwortete  Koch,  und 
die  preussische  Bechtsanwaltschaft  hat  in  dieser,  wie  später  in  der 
Frage  der  freien  Advokatur,  standhaft  gegen  ihr  persönliches  Interesse 
gestimmt;  wenigstens  haben  der  Justizkommissar  Franz  Hinschius 
in  der  Juristischen  Wochenschrift  1842  und  der  Bechtsanwalt  v.  Hagen 
in  der  Schrift  „Die  Beform  des  Notariats'"  (1866)  sich  für  die  Abtrennung 
ausgesprochen.  Das  „Deutsche  Anwaltbuch'"  des  sächsischen,  1847 
jung  gestorbenen  Advokaten  Arthur  Buddous  scheint  ein  über 
die  wichtigsten  landesrechtlichen  Verschiedenheiten  im  Zivil-  und 
Prozessrechte  kurz  orientierendes  Handbuch  gewesen  zu  sein. 

Sehr  hohe  Wogen  schlug  die  Mündlichkeitsbewegung  unter  den 
wfirttembergischen  Anwälten.  Ihrer  127  erliessen  1842  zu  Gunsten 
der  Öffentlichkeit  und  Mündlichkeit  eine  öffentliche  Erklärung,  die 
eine  halbamtliche  Gegenerklärung  im  Schwäbischen  Merkur  hervor- 
rief, in  der  ihnen  selbstsüchtige  Beweggründe  untergeschoben  wurden. 
In  ihrer  von  114  Stuttgarter  Bürgern  unterstützten  Erwiderung,  die 
von  der  „unwürdigen  Waffe  grundloser  Verdächtigung"  sprach,  strich 
die  Zensur  das  Wort  „unwürdig";  ihre  Beschwerde  wurde  abgewiesen, 
weil  „grundlos"  schon  dasselbe  sei  wie  „unwürdig";  worauf  die  An- 
wälte nicht  ohne  Sarkasmus  erwiderten,  es  sei  nicht  Sache  der  Zensur- 
behörden Pleonasmen  zu  beseitigen.  Wie  dieser  spasshafte  Streit  schliess- 
lich endete,  ist  unbekannt.  Jedenfalls  trat  am  1.  Oktober  1843  eine 
württembergische  Strafprozessordnung  ins  Leben,  die  ein  öffentlich- 
mündliches  Schlussverfahren  einführte,  in  dem  der  Staatsanwalt  die 
Anklage,  der  Verteidiger  die  Verteidigung&schrift  verlas  und  auch 
eine  freie  Debatte  stattfinden  konnte.  Die  ersten  Verhandlungen  fanden 
unter  riesiger  Anteilnahme  des  Publikums  statt,  und  es  wird  berichtet, 
dass  die  Rechtsanwälte  gar  nicht  eingeschüchtert  waren  und  nicht 
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nur  ihre  Schriften  verständlich  vortrugen,  sondern  auch  aus  dem  Steg- 
reif geordnet  zu  sprechen  wussten.  Und  schon  1847  konnte  der  Vize- 
direktor V.  Breitschwert  in  Tübingen  berichten,  dass  die  Verteidigungen, 
wenn  auch  nicht  immer  zweckmässig  geführt,  sich  doch  vielfach  durch 
Klarheit,  ansprechende  Form  und  Gewandtheit  ausgezeichnet  hatten; 
von  der  Schlussrede  des  Ulmers  Dopfer  in  einem  FalschmünzeiprozeBse 
behauptet  er, 

dass  schöner  und  fliessender  wie  aus  einem  Gusse  noch  nie  in  den 
Gerichtshallen  des  deutschen  Landes  gesprochen  worden  ist. 
Tatsächlich  war  der  Vorwurf  der  Selbstsucht  in  diesem  Falle  der 
ungerechteste,  der  den  Advokaten  gemacht  werden  konnte.  Durch 
Einführung  des  mündlichen  Verfahrens  konnten  die  Advokaten  nur 
verlieren.  An  die  Stelle  der  bequemen  häuslichen  Schriftsatzarbeit 
trat  das  zeitraubende  und  doch  die  Schriftsätze  nicht  entbehrlich 
machende  mündliche  Verhandeln,  das  ausserdem,  wie  man  allgemein 
annahm,  den  Prozess  erheblich  abkürzen  und  dadurch  die  Advokaten 
in  ihren  Einnahmen  empfindlich  schädigen  musste.  Die  Advokaten 
wussten  das  alles,  und  dennoch  waren  sie  die  Vordersten  im  Kampfe 
für  die  Mündlichkeit.  Der  Advokat  Dr.  König,  der  im  Königreich 
Westfalen  das  mündliche  Verfahren  kennen  gelernt  hatte  und  nach 
dem  Sturze  der  Fremdherrschaft  wieder  in  das  schriftliche  sich  hatte 
eingewöhnen  müssen,  sagte  darüber: 

Das   jetzige   schriftliche   Verfahren   bringt   den   Advokaten   mehr 
Greld  ein;  ein  Prozess,  welcher  sonst  in  4  Wochen  beendigt  war, 
dauert  jetzt  4  Jahre,  ein  Prozess,  an  dem  der  Anwalt  sonst  15  Thaler 
verdiente,  bringt  ihm  jetzt  60  ein.    Und  dennoch:    ich  habe  im 
Jahre  1819  ein  theures  Kind  verloren  und  diesen  Verlust  verachmerzt. 
Ich  habe  im  Jahre  1813  das  öffentliche  Verfahren  verloren,  und  im 
Jahre  1827  fühlte  ich  seinen  Verlust  f€ist  schmerzlicher  als  1813. 
In  all  diesen  Erörterungen  war  von  der   Prokuratur   kaum 
noch  die  Rede;  ihre  vollendete  Nichtigkeit  leuchtete  jetzt  auch  dem 
blödesten  Auge  ein.    Der  württembergische  Advokatenverein  sprach 
sich  1844  für  ihre  Abschaffung  und  Ersetzung  durch  Zustellungsbe- 
vollmächtigte aus.    V.  Hufnagel  in  Tübingen  führte  in  den  Kritischen 
Jahrbüchern    für    deutsche    Rechtswissenschaft    1846     ebenfalls   aus 
dass  die  Prokuratur  durchaus  keinen  Vorteil  gewähre,  der  nicht  durch 
Zustellungsbevollmächtigte  erreicht  werden  köime.    „Jedermann/^  so 
erzählte  Advokat  Hantelmann  II  aus  Hannover  in  der  Anwaltzeitong 
1486,  „hält  diese  Einrichtung  für  überflüssig*'.   In  Nr.  145  des  »»Tele- 
graphen für  Deutschland*''  von  1844  beschrieb  jemand  einen 
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zur  Eröffnung  der  Baweifiprotokolle.  Beide  Parteien  mit  ihren  vier 
Saohwaltem,  zwei  Advokaten  und  zwei  Prokuratoren,  erscheinen 
und  machen  dem  Gerichte  ihre  Verbeugung,  die  Prokuratoren,  als 
die  entbehrlichsten,  die  tiefste.  Dann  wird  ihnen  das  versiegelte,  die 
Beweisprotokolle  enthaltende  Packet  zur  Anerkennung  der  Unversehrt- 
heit der  Siegel  vorgehalten;  sie  verbeugen  sich.  Der  Richter  erbricht 
die  Siegel  und  spricht  zum  Sekretär: 

„Auf  Vorlesung  wird  verzichtet''   (Verbeugung  der  Anwälte) 
und  zu  den  Anwälten: 

„Meine  Herrn,  Sie  bitten  um  Abschrift." 
Wiederum  Verbeugung.   Schluss.   Da  trat  die  eine  Partei,  ein  MiiUer, 
keok  an  den  Qerichtstisch  und  fragte: 

„Wie  viel  kostet  der  Termin?" 
„Fünf  Taler,"    erwiderte  sein  Advokat,    „vier   für  die  Anwälte   und 
einen  fürs  Gericht."    Der  Müller  sprach: 

„Also  so  viel  Vortreffliches  bekommt  man  im  Gericht  für  fünf  Thaler? 

Meine  Herrn,  bemühen  Sie  sich  nicht  weiter,  ich  habe  genug." 
Und  reichte  dem  Gegner  die  streitige  Summe,  dreissig  Taler.  „Gibt  es 
denn,"  fragte  dieser  draussen  seinen  Advokaten,  „im  gemeinen  Prozess 
noch  mehr  solcher  Termine,  wo  man  nichts  tut  als  Diener  machen?" 
„Gewiss,  die  Akteninrotulationstermine  z.  B."  „Und  was  haben  denn 
eigentlich  die  Prokuratoren  zu  tun?"  „Sie  reichen  bei  den  Gerichten 
die  Schriften  ein,  lösen  die  Dekrete  aus  und  begleiten  die  Advokaten 
zum  Termin."  „Also  eigentlich  nichts?"  Der  Advokat  zuckte  die 
Aehseln  und  wusste  nichts  zu  erwidern. 

Die  Geschichte  ist  natürlich  erfunden,  die  einzige  Satire  auf  die 
Ptokuratur,  die  ich  habe  ermitteln  können.  Jetzt  verstehn  wir  aber 
erst  die  Stelle  im  „Grötz  von  BerUchingen",  wo  der  Brautvater  spricht: 

„Jeden l^verenz,  den  euch  einProkurator  macht,  müsst  ihr  bezahlen." 
Das  „euch"  ist  der  dativus  ethicus,  und  die  Reverenzen  macht  der 
der  Prokurator  nicht  etwa  dem  Bauern. 

Zu  einer  Geschichte  der  Rechtsanwaltschaft  waren  bis 
dahin  kaum  Ansätze  vorhanden.  Gans  hatte  einige  Nachrichten  ge- 
sammelt, und  1831  war  zu  Leipzig  eine  sehr  gute  Dissertation  von 
Friedrich  August  Nietzsche  De  prolocutoribus  erschienen,  die 
das  Vorsprecherwesen  behandelte  und  besonders  das  wenig  erforschte 
Gebiet  von  Holung  und  Wandel  scharf  durchleuchtete.  Das  war  un- 
gefähr aUee.  Da  brachte  1833  die  Schöpfung  der  Advokatendeputationen 
in  Hannover  (s.  Kapitel  46)  den  Advokaten  Freudentheil  zu 
Stade  auf  einen  Gedanken.    In  einer  Einleitung  zum  Geschäfter^le- 
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ment  seiner  Deputation  wollte  er  —  so  gross  fasste  der  Mann  die  kleine 
Aufgabe  —  einen  Abriss  der  Geschichte  des  Advokatenstandes  liefern. 
Unter  der  Hand  erweiterte  sich  ihm  der  Abriss  zu  einem  Gemälde, 
welches  er  bereits  1836  für  vollendet  erklärte.    Das  wäre  mm  etwas 
schnell  gewesen.    Daher  musste  er  1839,  wieder  in  einem  Berichte  an 
seine  Deputation,  gestehen,  dass  ihm  das  Werk  unter  den  Hmden 
immer  mehr  anwachse,  und  konnte  nur  versichern,  dass  er  es  als  sein 
teuerstes  Schosskind  pflegen  und  dadurch  Zeugnis  dafiir  ablegen  wolle, 
dass  die  Begeisterung,  mit  der  er  vor  24  Jahren  in  den  Stand  eingeireten, 
ihre  Frische  nicht  verloren  habe.    1846  zeigte  er  den  Plan  des  Werkes 
in  der  Anwalt-Zeitung  an;  es  sei  nur  noch  die  letzte  Hand  daran  zu  legen. 
Neben  der  äusseren  Geschichte,  sagte  er,  will  ich  eine  innere  Ge- 
schichte, die  Geschichte  der  Leiden  und  Freuden  des  Standes  dar- 
stellen, die  stillen  aber  darum  so  herzzerreissenderen  Wehklagen 
möchte  ich  aus  dem  Innern  hervorziehen,  aber  auch  die  Hoohgesäoge 
sollen  in  meinem  Werke  wiederklingen,  die  ich  anzustimmen  habe 
über  die  Seligkeit  eines  Berufs,  der  die  ganze  Kraft  seines  Lebens 

dem  Rechte  und  der  Wahrheit  widmet Ich  habs  zur  Aufgabe 

meines  Lebens  gemacht,  ihm  das  eigentlichste  Herzblut  meines 
geistigen  Lebens  geweiht,  und  das  Wort,  das  ich  mir  in  heiligen 
Weihestunden  gegeben,  ich  wills  zu  lösen  trachten. 
Er  hat  es  nicht  gelöst.  Das  Werk  ist  niemals  erschienen.  Wohl  aber 
ist  eine  weitschichtige  Handschrift  erhalten,  die  mir  des  Verfassers 
Sohn,  Justizrat  Freudentheil  in  Stade,  zur  Verfügung  gestellt  hat,  und 
die  sofort  klar  machte,  warum  das  Werk  nicht  hatte  zu  Ende  kommen 
können:  der  Verfasser  hatte  nicht  verstanden  sich  zu  beschränk«!. 
Er  hatte  eine  Art  Weltgeschichte  der  Advokatur  schreiben  wollen; 
Griechenland  und  Rom,  Frankreich  und  Russland  und  eine  Menge 
anderer  Staaten  waren  behandelt,  so  dass  die  Darstellung  für  das  einzelne 
Land,  und  gerade  für  Deutschland,  dürftig  wurde,  und  vielfach 
nichts  weiter  bot  als  eine  an  sich  wertvolle,  weil  sorgfältig  erkundete 
Darstellung  des  in  den  einzelnen  Bundestaaten  damals  bestehenden 
Rechtszustandes.  Am  brauchbarsten  noch  ist  der  Hannover  betrefiende 
Teil,  den  des  Verfassers  Sohn  1903  in  Stade  bei  A.  Pockwitz  hat  erscheinen 
lassen.  Übrigens  ist  zu  berücksichtigen,  dass  bei  dem  Zustande  der 
Handschrift  nirgends  deutUch  zu  erkennen  ist,  ob  ein  Entwurf  oder 
eine  abgeschlossene  Arbeit  vorliegt. 

Dieser  erste  imd  bis  dahin  einzige  Geschichtsschreiber  der 
Rechtsanwaltschaft,  Gottlieb  Wilhelm  Freudentheil,  war  geboren 
zu  Stade  am  24.  September  1792  als  Sohn  eines  schlichten  Bürgere. 
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studierte  von  1811  bis  1814  in  Göttingen  und  liess  sich  dann  sofort  als 
Advokat  in  Stade  nieder,  wo  er  später  Prokuratoc  bei  der  Justizkanzlei 
und  Notar  wurde  und  die  Advokatur  nun  schon  fast  100  Jahre  in 
seiner  Familie  geblieben  ist.  Seit  1819  war  er  Bürgerworthalter,  d.  i. 
Konsulent  seiner  Gemeinde.  1831  in  die  Ständeversammlung  gewählt, 
hielt  er  sich,  wie  damals  das  ganze  gebildete  Bürgertum,  zur  freisinnigen 
Seite,  nahm  insbesondere  lebhaft  an  allen  die  Befreiung  des  Grund- 
eigentums betreffenden  Gesetzen  Anteil.  Nach  dem  Verfassungsbruche 
legte  er  1838  sein  Mandat  feierlich  nieder,  nachdem  sein  Antrag,  dass 
die  verfassungswidrig  berufene  Ständeversammlung  sich  zur  Beratung 
des  Budgets  unzuständig  erkläre,  mit  sehr  geringer  Mehrheit  abge- 
lehnt worden  war.  Den  unerschrockenen  Mann  suchte  man  unschäd- 
lich zu  machen,  indem  man  ihm  den  Entwurf  von  Petitionen  und  das 
Raterteilen  in  öffentlichen  Angelegenheiten  untersagte;  jedoch  wurde 
das  törichte  und  zweifellos  gesetzwidrige  Verbot  auf  Beschwerde  von 
der  Justizkommission  in  Stade  aufgehoben.  Er  hat  dann  auch  weiter- 
gewirkt und  unter  andern  umfangreiche  Denkschriften  über  Öffentlich- 
keit und  Mündlichkeit  der  Rechcspflege,  sowie  Beform  des  Advokaten- 
standes an  die  Ständeversammlung  gelangen  lassen,  die  1846  als  Manu- 
skript gedruckt  sind.  Im  Jahre  1848  hat  er  dem  Vorparlamente,  dem 
Fünfziger  Ausschuss  und  der  Nationalversammlung  zu  Frankfurt 
angehört.  Nach  Stuttgart  ist  er  nicht  mitgegangen,  wohl  aber  nach 
Gotha,  wo  sich  der  ehrliche  Idealist  jedoch  nicht  entschliessen  konnte 
von  der  Frankfurter  Verfassung  zurückzutreten,  obwohl  die  von 
Pieussen,  Sachsen  und  Hannover  vorgelegte  Beichsverfassung  den 
Kern  der  Frankfurter  in  sich  aufgenommen  hatte.  Er  hat  diesen 
Schritt  gerechtfertigt  in  einer  Schrift  „Zur  Geschichte  der  letzten  Tage 
der  Paulskirche,  Stuttgart  und  Gotha",  sich  dann  von  der  PoUtik 
zurückgezogen,  dagegen  an  den  ersten  deutschen  Anwaltstagen  in 
hervorragender  Weise  beteiligt  (s.  ELapitel  62),  auch  ihre  Protokolle 
herausgegeben.  Am  2.  April  1869  ist  er  gestorben.  Eine  Anzahl  rechts- 
geschichüicher  Abhandlungen  hegen  von  ihm  vor:  eine  Geschichte 
des  hannoverschen  Kriminalreohts  im  Archiv  für  Kriminalrechtspflege, 
über  das  Botding  zu  Stade  und  über  die  Bedeutung  des  Wortes  Echte- 
ding  in  der  Juristischen  Zeitung  für  Hannover,  femer  in  der  Deutschen 
Zeitschrift  für  Gesetzgebung;  sodann  ein  Band  Gedichte  „Blüthen 
aus  den  Wehestunden  meines  Lebens",  ein  kleiner  Aufsatz  über  den 
Mystizismus,  eine  Schrift  über  die  Not  in  der  protestantischen  Kirche. 
Seine  Schriften  sind  vielleicht  zu  wortreich  und  pathetisch,  aber  immer 
ehrlich,  immer  durchglüht  von  hoher  Leidenschaft,  von  inniger  liebe 
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zum  eignen  Berufe,  von  tiefer  Ehrenhaftigkeit  der  Gesinnung.  Dass 
er  seiner  grossen  Lebensaufgabe  nicht  gewachsen  war,  war  sein  tragisches 
Geschick. 

Das  Schrifttum  der  Bechtsanwaltschaft  zeigt  sie  in  unzweifdhaf t 
aufsteigender  Bewegung.  Keine  Klagen  und  Vorwurfe  mehr;  überall 
Achtung  fiir  den  Stand  und  Sorge  für  seine  Hebung.  Indessen  hat 
er  doch  auch  im  19«  Jahrhundert  zwei  äusserst  ernste  Angriffe  aus- 
halten müssen. 

Im  zwölften  Bande  von  Seufferts  Blättern  für  Bechtsanwendung 
(1847)  erschien  eine  Abhandlung  „Advokatenmoral'',  deren  Verfasser 
sich  nicht  nannte,  aber  zweifellos  als  Praktiker,  und  zwar  als  Nichts 
advokat,  zu  erkennen  war.  Sie  behandelte  ernst  und  unparteiisch 
einen  wichtigen  und  bösen  Punkt :  die  Prozesslüge.  Dass  der  Advokaten- 
stand in  einem  grossen  Teüe  Deutschlands  mit  einer  gewissen  Anrüchig- 
keit behaftet  sei,  nahm  sie  als  ausgemacht  und  in  einem  gewissen 
Masse  als  berechtigt  an.  Die  unreinen  Elemente,  die  durch  den  Kampf 
der  Interessen  in  Bewegung  gesetzt  werden,  pflanzen  sich  mit  an- 
steckender Gewalt  vom  Klienten  auf  den  Advokaten  fort.  Während 
nun  aber  Prävarikation  und  Verbindung  mit  Winkelagenten  selten 
und  verrufen  seien,  sei  die  Prozesslüge  ungemein  verbreitet.  Als  Bei- 
spiel, das  sich  durch  „hundert  ähnliche  aus  der  Erfahrung''  beglaubigen 
liesse,  wird  angeführt :  Man  nehme  an,  es  werde  ein  Darlehn  eingeklagt, 
g^en  das  der  Beklagte  mit  Gegenforderungen  aufrechnen  will.  Der 
gute  Ton  erfordert  es,  mit  einigen  dilatorischen  Einreden  zu  b^innen. 
Dann  wird  der  Anwalt  des  Beklagten  den  Empfang  des  Darlehns  leugnen, 
die  vorliegende  Abschrift  des  Schuldscheins,  obwohl  vom  Klienten 
als  richtig  anerkannt,  bis  zur  Vorlegung  der  Urschrift  bestreiten,  so- 
dann eventualiter  Zahlung  einwenden,  eventualius  Novation,  in  ulteri- 
orem  eventum  Remission,  endlich  in  omnem  eventum  Kompensation, 
das  einzige  sorgfältig  bis  zuletzt  aufgesparte  wahre  Wort  in  dem  ganzen 
Verteidigungswerke.  Niemand  kann  erstaunter  sein  als  der  Klient 
selbst,  wenn  er  die  Schrift  liest.  Aber  der  Anwalt  belächelt  seine  Naivi- 
tät: der  Gegner  wird  vielleicht  in  irgend  einer  dieser  Schlingen  sich 
fangen,  der  schwierige  Beweis  der  Gegenforderungen  erspart  werden. 
Solches  Gebahren  geht  vielfach  aus  dem  Ehrgeiz,  die  Schwierigkeiten 
einer  Rechtslage  zu  überwinden,  vielfach  aus  Eigennutz,  vorzugsweise 
aber  aus  einer  falschen  Auffassung  vom  Berufe  hervor,  die  ihrerseits 
erzeugt  ist  durch  die  eingewurzelte  Verderbnis  eines  formalistischen 
Rechtszustandes.  Die  Streitpunkte  sind  grösstenteils  Eormfragen,  die  An- 
wälte gewöhnt,  in  gewandter  Benutzung  der  Formen  ihr  Heü  zu  suchen. 


Kap.  4S.    Sohrifttam  der  BaohtsMiwaltaohaft.  453 

Im  Kultus  der  Fiktion  aufgezogen,  ist  ihnen  das  Vermögen  der 
Unterscheidung  zwischen   materiellem  und  formellem   Recht  ab- 
handen gekommen;  der  Begriff  der  Rechtskraft  hat  die  Idee  des 
Rechtes  in  ihrem  Kopf  verdrängt;  die  Frage  nach  Recht  oder  Un- 
recht ist  ihnen  zu  einem  unpraktischen  Theorema  geworden,  nach- 
dem sie  sich  überzeugt  haben,  dass  die  Rechtskraft  dem  einen  eben 
so  oft  als  dem  andern  ihre  Sanktion  erteilt. 
Der  Beruf  des  Anwalts  aber  ist  das  Recht  zu  vertreten,  daher  unrecht- 
liche Ansprüche  abzuweisen  und  auch  rechtliche  nicht  durch  das  Ifittel 
der  Lüge  zu  fördern;  zweifelhafte  Sachen  mag  er  übernehmen,  selbst 
wenn  er  sie  für  unrecht  hält;  ebenso  Sachen,  welche  im  Recht,  aber 
nicht  in  der  Sittlichkeit  gerechtfertigt  sind.   Zur  Hebung  des  Standes 
werden  Advokatenvereine   und  öffentlich-mündliches  Verfahren  emp- 
fohlen.   Seuffert  fügte  dem  Aufsatze  ein  Nachwort  hinzu,  in  dem  er  be- 
hauptet, dass   „in  unseren  Protokollverhandlungen  und  Schriftsätzen 
die  Lüge  das  Vorrecht  der  Wahrheit  sich  nackt  zu  zeigen  gewerbsmässig 
usurpiert." 

Der  Aufsatz  wirkte.    Ein  Ungenannter  machte  alsbald  in  dem- 
selben Jahrgange  S.  96  den  Vorschlag: 

Möge  sich  eine  AtitaIiI  gesinnungstüchtiger  bayrischer  Advokaten 
zu  der  öffentlichen  Erklärung  vereinigen,  dass  sie  sich  unter  einander 
tmd  dem  Publikum  das  Wort  geben:  in  Ausübung  ihres  anwalt- 
sohaftlichen  Amtes  keine  Thatsache  in  Abrede  zu  stellen,  von  deren 
Wahrheit  sie  nach  dem  Zugeständnisse  des  Klienten  oder  nach 
vorliegenden  Urkunden  überzeugt  sind;  keine  Urkunde  zu  diffitiren, 
über  deren  Aechtheit  sie  keinen  Zweifel  hegen ;  keine  aus  der  Luft 
gegriffene   Einrede  entgegen  zu  setzen;   keine   Rechtsmittel  blos 
zur  Prozessverzögerung  oder  aus  Rechthaberei  zu  ergreifen,  über- 
haupt der  Maxime,  dass  der  Zweck  die  Mittel  heiligt,  nie  einen 
Tginfliiaa  auf  die  Prozessführung  einzuräumen,  so  wie  jede  unnöthige 
Kostenvermehrung  sorgfältig '  zu  vermeiden. 
Jetzt  aber  trat  Heinrich   Künssberg    in  die  Schranken,  ein 
bayriaoher  Advokat,  der  bereits  1837  in  seinen  zu  Erlangen  erschienenen 
„Beiträgen  zur  Diagnose  der  deutschen  Prozessnoth"  mit  Geist  und 
Wärme  für  Öffentlichkeit  und  Mündlichkeit  eingetreten  war  und  1846 
in  seinem   „Recht  der  Deutschen  in  seinen  geschichtlichen   Grund- 
lagen und  seiner  Fortbildung^^  einem  überaus  gelehrten,  in  den  Bei- 
lagen zu  weit  ausgreifenden  rein  philologischen  Untersuchungen  sich 
auswaohsenden  Buche»  den  Nachweis  versucht  hatte,  wie  das  deutsche 
Gericht  allmählich  aus  einem  Freigericht,  in  dem  die  Parteien  handelnd 
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ihr  Recht  sich  selbst  erstreiten»  in  ein  Herrengericht,  das  ihnen  das 
Recht  zuwägt,  verwandelt  und  dadurch  zur  Verneinung  des  subjek- 
tiven Rechts  gelangt  sei.  Schon  hier  hatte  er  sehr  lebhaft  die  Partd 
der  Advokaten  gegen  die  Richter  genommen.  Jetzt  liess  er  su  Ansbach 
1847  eine  Schutzschrift  „Wider  und  über  die  Advokaten-Monüistik''^ 
erscheinen,  worin  er,  lange  vor  Iherings  y,Kampf  ums  Recht",  der  An- 
schauung entgegentrat,  dass  der  Prozess  ein  Übel  sei,  in  einer  Parabel 
den  Gedanken  verfocht: 

Recht  ohne  kämpfendes  Wort  ist  ein  Herz  ohne  klopfendm  Pols- 

schlag, 
und  den  bestehenden  Rechtszustand  geisselte,  der  das  Recht  unter 
einer  Fülle  von  Förmlichkeiten  und  Verzichtsfiktionen  begrabe.  Dem 
Erbieten  das  aufgestellte  Beispiel  von  der  DarlehnsUage  durch  hundert 
Erfahmngsfälle  zu  belegen  stellte  er  die  Aufforderung  entgegen,  ,^uf 
Abschlag  nur  einen  einzigen  Fall  dieser  Art  au&uzeigen",  bestätigte 
es  aber  andererseits  selbst  durch  den  Anspruch,  das  Darlehn  allerdiogs 
bestreiten  zu  dfirfen,  um  nicht  die  Gegenforderung  den  Schwierig|Eeiten 
der  Beweisführung  oder  dem  Einwände  der  Illiquidität  auszusetzen, 
üngescheut  erklärte  er  es  für  erlaubt  dem  Angeklagten  das  Leugnen 
wahrer  Tatsachen  zu  empfehlen  oder  zur  Flucht  zu  raten. 

Diese  befremdliche  Äusserung  hätte  vidleicht,  als  vereinzelt, 
unbeachtet  bleiben  können.  Allein  gerade  um  dieselbe  Zeit  erfolgte 
eine  gemeinsame  Kundgebung  von  Anwälten  in  Reichem  Sinne.  Die 
badische  Regierung  hatte  1847  den  Entwurf  einer  Anwaltordnong 
ausgiegeben,  deren  §  5  die  in  allen  alten  Prozessordnungen  wiederkehrende 
Mahnung  enthielt,  Verdrehung^  und  Entstellungen  der  Wahrheit, 
mutwilliges  Ableugnen  der  Tatsachen  und  Urkunden,  sowie  ranke* 
volle  Führung  und  Verzögerung  der  Prozesse  zu  vermeiden.  Diese 
Bestimmung  griffen  die  Mannheimer  Anwälte  in  einer  den  Entwurf 
behandelnden  Denkschrift  an  mit  der  Ausführung,  es  gebe  NotfiUle, 
in  denen  dem  ränkevollen  Gegner  ebenfalls  mit  Ränken  entgegenge- 
treten werden  müsse.  Sie  setzten  das  Beispiel,  dass  eine  betrfiglich 
abgelockte  Wechsdunterschrift  geltend  gemacht  werde.  Der  Beklagte 
konnte  den  Betrug  im  Wechselprozesse  nicht  beweisen,  würde  daher 
verurteilt  werdm  und  hätte  vom  »«liliiwgminfiLliigftn  G^ner  niemals 
Wiedererstattung  su  erwartffli.  Da  müsse  doch  der  Anwalt  beiechtigt 
sein  SU  dem  Rate,  die  Wechsehinterschrift  abzuleugnen,  gegen  das 
auf  Eid  lautende  Urteil  alle  Rechtsmittel  einzuwenden,  aber  jedes- 
mal die  Frist  su  versäumoi,  Restitution  su  »wirken  und  den  Rechts- 
streit so  lange  hinzuhalten,  bis  die  Einrede  des  Betrugs  (wohl  im  Straf- 
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verfahren?)  erwiesen  sei.  Wäre  das  nicht,  so  müsste  „das  Recht  zur 
Beute  einer  empfindebiden  Sittlichkeit  werden'*.  Es  sei  doch  eine 
,,80  natürliche  Taktik'^  den  Tatbestand  von  der  vorteilhaftesten  Seite 
darzustellen;  warum  solle  der  Anwalt  der  eignen  Partei  gegenüber 
die  Rolle  des  Richters  spielen.  „Wir  dürfen  kühn  an  das  feinste  Rechts- 
gefühl mit  der  Frage  ap2>ellieren,  ob  die  parteiische  Vertretung  nach 
unsrer  Gesetzgebung  eine  parteiische  bleiben  oder  zur  unparteiischen, 
d.  h.  zu  nichts  werden  soll.'' 

Noch  selten  war  eine  so  unverblümte  Verteidigung  der  Chikane 
unternommen  worden,  und  es  ist  schwer  zu  glauben,  dass  sie  wirk-^ 
lieh  die  Ansicht  der  Mannheimer  Anwälte  zum  Ausdruck  brachte. 
Noch  auffallender  ist,  dass  der  kluge  Soiron,  der,  wie  es  scheint,  den 
Hauptanteil  an  der  Denkschrift  hatte,  nicht  solch  törichte  Äusse- 
rungen daraus  entfernt  hat.  Jedenfalls  machte  sie  den  allerschlechtesten 
Eindruck.  Das  Oberhofgericht  erklärte  mit  Schärfe,  dass  ein  ehren- 
hafter Mann  unter  keinen  Umständen  seine  Handschrift  leugnen  könne, 
dass  die  Gesetze  wissentliche  Entstellung  der  Wahrheit  sogar  mit  Strafe 
bedrohen  und  dass  gerade  dort,  wo  der  Anwaltstand  am  höchsten 
gestanden,  in  Rom  und  Frankreich,  die  Wahrheitspflicht  am  strengsten 
genommen  worden  sei.  Dieser  ganze  Streit  wurde  in  den  Jahrbüchern 
des  badischen  Oberhofgerichts  XVII.  1847—1848  unter  dem  Titel 
„Wahrheit  und  Lüge  im  Cävilprozess"  der   Öffentlichkeit  übergeben. 

Nicht  gar  lange  nachher,  im  Jahre  1860,  erfolgte  der  zweite  An- 
griff durch  das  glänzend  geschriebene  Buch  des  bayrischen  OberappeU 
lationsgerichtsrats  E.  Zink:  „üeber  die  Ermittelung  des  Sach- 
verhalts im  französischen  Cüvilprozesse,''  dessen  Hauptaufgabe  aller- 
dings eine  andre,  der  Kampf  gegen  die  formelle  Beweistheorie,  war. 
Man  erfuhr  hier  mit  Staunen,  auf  welch  tiefer  Stufe  das  deutsche  Ge- 
richtsverfahren noch  immer  stehe.  „Kein  Arrest-  oder  Wechselprozess'S 
hiess  es  S.  108,  „hat  nur  eine  entfernte  Aussicht  vor  zwei,  drei,  fünf 
oder  noch  mehr  Jahren  die  Erledigung  zu  finden,  wenn  sich  der  Ge- 
genteil auf  die  hinteren  Füsse  stellen  will;  der  einfachste  Injurien- 
oder Patemitätsprozees  dauert  durchschnittlich  vier  bis  sechs,  zu- 
weilen gar  acht  bis  zehn  Jahre".  Die  Ursache  liege  in  der  Künstlich- 
keit des  Prozessverfahrens,  das  sich  die  Anwälte  zu  Nutze  machen. 
t  J>ie  methodische  Kunst  der  Fürsprache  hat  eine  ganze  Rüstkammer 
von  Rechts-  und  Hülfsmitteln  in  Bereitschaft  gesetzt,  woraus  die  An- 
wälte die  Hemmschuhe  der  Gerechtigkeit  hervorziehen  wie  die  Register 
einer  Orgel.''  (S.  106).  „Die  Anwälte  bestreiten  bekanntlich  Alles, 
und  zwar  nicht  etwa  auf  Veranlassung  der  Partei."   „Alles  ist  die  Er- 
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findung  des  Anwalts,  es  ist  seine  Kunst  und  sein  Geheimniss,  es  ist 
sein  tägliches  Brod.  Was  die  Partei  nie  gewagt  hatte,  das  findet  er 
ganz  unbedenklich."  (S.  121.)  „Individuell  genommen,  sind  unsere 
Anwälte  die  ehrUchsten  Leute,  keiner  Lüge  oder  Verlaugnung  der 

Wahrheit  fähig,  im  Ehrgefühle  so  zart alle  gleich  achtbar  und 

geachtet,  keiner  aus  ihrer  Mitte  ist  ein  Auswürfling,  keiner  wurde  einen 
solchen  neben  sich  dulden.  Li  der  socialen  Stellung  verkniqpft  sie  mit 
▼ollem  Rechte  ein  Band  der  brüderlichen  Gleichheit  mit  dem  Stande 
der  Richter.  Sobald  sie  aber  in  die  Arena  der  juristischen  Fechter- 
kunst  hinabsteigen,  ist  Alles  vergessen,  Wahrheitsliebe  und  Pflicht 
zur  Wahrheit,  Gewissen  und  warmer  Sinn  für  Recht ....  halten  sie 
sich  durch  ihr  Amt  aller  prozessualen  Redlichkeit  entbunden."  (S.  119). 
Alle  Vorwürfe  der  früheren  Zeiten  kehrten  hier  wieder :  die  KnifiEe  und 
Ränke,  die  Verschleppung,  Verdunkelung,  Verdrehung,  die  riesigen 
Aktenstösse;  nur  das  GSebührenschinden  fehlte.  Das  Neue  aber  an  dieser 
Kritik  war  die  Behauptung,  dass  sie  den  ganzen  Stand  treffe.  ,J)a8 
üebel  wurzelt  nicht  in  den  Personen,  der  Krebsschaden  haftet  viel- 
mehr in  dem  Stande  selbst,  wo  er  sich  festgesetzt  hat,  in  der  SteUver- 
tretung  wie  in  der  Selbstvertretung,  die  er  völlig  beherrscht"  (S.  120). 
Das  hatten  auch  die  ärgsten  Feinde  der  Advokatur  im  17.  Jahrhundert 
nicht  gewagt;  alle  hatten  ihre  Pfeile  nur  g^gen  die  bösartigen  Advo- 
katen gerichtet,  keiner  behauptet,  dass  deren  Gesinnung  die  des  Standes 
sei,  ab  unwürdig  nicht  empfunden  werde,  welches  letztere  eben  das 
eigentliche  Merkmal  des  Verfalls  gewesen  sein  würde. 

Die  Angriffe  stammten  von  hervorragenden  Geschäftsmännern 
und  waren  mit  der  üblichen  Einrede  des  Generalisierens  nicht  ohne 
weiteres  abzuweisen.  Dazu  wurden  eine  ganze  Anzahl  in  der  Tat  auf- 
fallender Beispiele  schamlosen  Leugnens  und  vorsätzlicher  Ausspinnung 
beigebracht.  Ja,  es  schien  jeder  Einwand  verstummen  zu  museen 
gegenüber  den  vorli^^den  Geständnissen  der  Angeklagten,  die  noch 
bei  der  durch  Zinks  Buch  veranlassten  Gründung  des  bayrischen  An- 
waltvereins  wiederholt  wurden  durch  die  Äusserung  eines  als  „höchst 
aohtenswerther   OoUega*"   bezeichneten   Anwalts: 

Ein  Anwalt  kann  ebenso  wenig  ein  absolutes  Verbot  der  Unwahrheit 
anerkennen  als  der  Soldat  ein  absolutes  Verbot  des  Tödtens. 
Es  stände  sonach  fest,  dass  noch  in  den  sechziger  Jahren  ee  in 
der  Rechtsanwaltschaft  ganz  gebräuchlich  gewesen  und  nicht  als  nn* 
würdig  empfunden  worden  ist,  aus  freier  Hand,  entgegen  den  An* 
gaben  der  Parteien,  Behauptungen  zu  bestreiten  und  zu  erfinden.  Und 
dies  zu  einer  Zeit,  aus  der  die  zuverlässigsten  Zeugnisse  über  die  Reohtr 
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licfakeit  der  Bechtsanwaltschaft  vorliegen  (s.  Kapitel  41),  in  der  nach 
dem  eignen  Zugeständnis  der  Anklager  die  Rechtsanwaltsohaft  zu 
einer  sehr  geachteten  gesellschaftlichen  Stellung  gelangt  war,  in  der 
sie  an  der  Spitze  der  grossen  Bewegungen  im  Rechtsleben  und,  wie 
wir  bald  sehen  werden,  auch  im  politischen  Leben  marschierte.  Zu 
einer  Zeit,  die  der  unsrigen  nicht  so  fem  liegt,  dass  nicht  solch  tief 
wurzelnde  Verderbnis  heut  noch  fortwirken  müsste.  Nun  ist  es  aber 
völlig  ausser  Zweifel,  dass  heute  das  Aufstellen  von  Behauptungen, 
die  die  Partei  nicht  an  die  Hand  gegeben,  und  gar  der  Bat  zu  lägen  von 
der  Bechtsanwaltschaft  einstimmig  als  völlig  unwiirdig  empfunden 
und  von  den  Ehrengerichten  aufs  schärfste  bestraft  wird.  Welches 
Wunder  hat  nun  in  dem  kurzen  Zeiträume  von  40  Jahren  die  Gesinnungen 
so  umgewandelt?  Ist  es  ein  Triumph  der  Mündlichkeit?  Hat  die  Frei- 
gabe der  Rechtsanwaltschaft  so  s^ensreich  gewirkt?  Nein.  Prozess- 
und  Anwaltsordnungen  ändern  nicht  den  Charakter  der  Menschen. 
Wir  sind  nicht  besser  und  wahrscheinlich  nicht  schlechter  als  unsre 
Vorgänger.  Der  sicherste  Beweis,  dass  die  Bechtsanwaltschaft  damals 
nicht  eine  so  schäm-  und  ehrlose  Gesellschaft  gewesen  ist,  wie  ihre 
Ankläger  sie  schildern,  ist,  dass  sie  es  heute  nicht  ist.  Wir  können 
nur  annehmen,  dass  in  Süddeutachland,  woher  alle  diese  Äusserungen 
stammen,  sich  mit  dem  verkünstelten  gemeinrechtlichen  Verfahren 
auch  Beste  jener  verzweifelten  Anschauung  erhalten  hatten,  welche 
mit  ehrlichen  Mitteln  ein  für  alle  Mal  das  Becht  nicht  erwirken  zu 
können  glaubte.  Und  selbst  wenn  diese  Anschauung  Gemeingut 
der  süddeutschen  Bechtsanwaltschaft  gewesen  wäre,  so  müsste  doch 
jede  Folgerung  auf  den  Zustand  in  andern  Ländern,  zumal  in  Preussen, 
abgelehnt  werden.  Aber  auch  für  Süddeutschland  wurde  jene  Schilde- 
rung sofort  bestritten:  von  Mittermaier  in  der  oben  wiederg^gebenen 
Äusserung;  von  Paraquin  „Die  französiBche  Gesetzgebung"^  1861 
(T.  ni  S.  9);  vom  Oberstaatsanwalt  v.  Bomhard  „Die  Civilreohts- 
pfl^e  in  der  Pfalz''  (1861). 

Es  giebt  eine  Stelle  in  Börnes  Werken,  die  besser  ab  alles  zeigt, 
wie  langsam  aber  sicher  die  Nebel  des  alten  Hasses  vor  der  Sonne  neuer 
iCrlrftnnimifl  sich  Verflüchtigten.  In  dem  Aufsatze  „Gretrys  Herz"'  lässt 
er  einen  Vater  sein  in  der  Wiege  liegendes  Kind  also  anreden: 

Du  plauderndes  Bäthsel,  ich  verstehe  Dich  nicht.  Du  süsser  gähren- 
der  Most,  welchen  Wein  wirst  Du  mir  bringen?  ....  Alles  was  der 
Himmel  will!  Nur  dass  er  eins  nicht  wolle!  Wüsste  ich.  Junge» 
du  würdest  einst  Advokat:  mit  diesen  meinen  Händen  würde  ich 
Dich  erwürgen Soll  ich  dieses  blühende  Leben  hinabsteigen 
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sehn  in  die  Bleibergwerke  giftiger  Handthierung  ....  sioh  misten 
mit  dem  Sohweisse  der  Noth    und  seinen  Durst  lösohen  mit  den 

Thränen  der  Wittwen  und  Waisen? Soll  er,  werde  er  auch 

der  besten  einer,  wie  ein  Zergliederer  unter  Gebeinen  und  faukn 
Eingeweiden  verwester  Rechte  leben? 

Aber  nun  wittert  er  Morgenluft: 

Dooh  wie?  Hast  Du  nicht  noch  eine  lange  Zukunft  vor  Dir?  Wird 
nicht  die  Zeit  grösser  werden  und  mit  Dir  das  Vaterland  waohsen! 
Ja,    Du    sollst    Advokat   werden. 

Und  in  der  Ausgabe  seiner  gesammelten  Schriften  hat  er  die  ganze 

Stelle  gestrichen. 


Neunundvierzigstes  Kapitel. 

Etwas  Politik. 

I.  Vormärz. 

Seitdem  das  Bürgertum  den  Anspruch  auf  Teilnahme  an  der  B^e* 
rang  zu  erheben  beginnt,  sehen  wir  die  Rechtsanwaltschaft  sich 
mit  Lebhaftigkeit  in  den  politischen  Kampf  stürzen.  Gleich  in  der  ersten 
französischen  Revolution  tritt  sie  sehr  bedeutsam  und  in  ungemein 
grosser  Zahl  hervor.  Da  diese  Erscheinung  in  allen  Ländern  beobach* 
tet  wird,  so  muss  sie  mit  dem  Berufe  zusammenhängen.  Es  ist  nun 
das,  was  diesem  Berufe  gegenüber  dem  Richterstande  sein  eigentüm- 
liches Gepräge  giebt,  das  in  ihm  wirksame  Element  des  Kampfes. 
Dass  der  Beruf,  dessen  Aufgabe  der  Kampf  ums  Recht  ist,  sich  auch 
vorzugsweise  zum  Kampfe  um  das  öffentliche  Recht  berufen  glaubt,  liegt 
nahe.  Die  im  Berufe  erworbene  Lust  und  Fähigkeit  der  Kritik  und 
öffentlichen  Rede,  die  Unabhängigkeit  von  den  Regierenden,  die  Rechts- 
kenntnis  geben  diesem  Stande  vor  andern  eine  Richtung  auf  die  Ver- 
teidigung des  Rechtsstaats.  Die  Advokaten,  sagte  Zachariae  in  den  Vierzig 
Büchern  vom  Staate  II,  328,  sind  eine  bewaffnete  Macht,  welche  der 
Fürst  g^en  sich  selbst  aufstellen  muss,  damit  er  die  seinige  nicht  miss- 
brauche; und  Custine  bezeichnete  dem  Kaiser  Nicolaus  die  reprSsea- 
tative  Verfassung  als  die  Herrschaft  der  Aristokratie  des  Worts,  täst- 
lieh  der  Advokaten,  an  Stelle  der  Aristokratie  der  Geburt.  Theodor 
Mügge  in  den  „Streifzügen  in  Schleswig -Holstein"  sagte  1846,  dass 
„diese  Männer  am  meisten  dazu  beitragen  die  Köpfe  zu  wecken  und 
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Überall  jetzt  an  der  Spitze  des  Kampfes  stehn,  den  die  Völker  gegen  die 
nnbesohrankte  Fürstengewalt  führen/' 

Sowie  nach  den  Freiheitskriegen  die  Geheimbunds-  und 
barschenschaftliche  Bewegung  einsetzte,  finden  wir 
Advokaten  an  ihrer  Spitze.  Schon  1814  hatte  der  Advokat  Wilhelm 
S  n  e  1 1  aus  Wiesbaden  nach  Beratungen  mit  Ernst  Moritz  Arndt  eine 
„deutsche  Gesellschaft'\  dann  1815  im  Einverständnis  mit  Gneisenau 
und  Hardenberg  einen  Geheimbund  zur  Bildung  von  Freischaren  ge- 
stiftet, Gesellschaften,  die  trotz  ihrer  vaterländischen  Ziele  den  Ver- 
dacht der  Behörden  erweckten  und  sich  auflösen  mussten.  Später  ist 
SneU  allerdings  mit  Karl  Follens  anarchistisöhen  „Schwarzen"  in  Ver- 
bindung getreten,  deshalb  1818  seines  Amtes  —  er  war  inzwischen 
Untersuchungsrichter  geworden  —  entsetzt,  auch  von  Dorpat,  wohin 
er  berufen  war,  auf  Denunziation  der  nassauischen  Regierung  entfernt 
worden  und  schliesslich  ab  Professor  auf  schweizerischen  Universitäten 
untergekommen.  In  politischem  Verkehre  mit  Snell  standen  die  Darm- 
stadter  Advokaten  Heinrich  Karl  Hofmann,  Beck, 
Rühl,  Bopp.  Hofmann  hat  zwar,  wie  die  Mainzer  Untersuchungs- 
kommission selbst  berichtete,  hochverräterische  Pläne  stets  von  sich 
gewiesen,  jedoch  vor  bedenklichen  Verbindungen  sich  nicht  immer  genug 
gehütet;  mit  Folien  zusammen  verfasste  er  einen  Aufruf  zur  Unter- 
stützung des  abgesetzten  Snell;  er  beherbergte  Sand  auf  seiner  am 
9.  März  1810  zur  Ermordung  Kotzebues  angetretenen  Reise;  im  Oden- 
walde  organisierte  er  eine  Steuerverweigerung  —  da  wurde  er  mit  Rühl 
verhaftet,  freigelassen,  am  20.  August  1824  wieder  verhaftet,  wegen 
Teilnahme  an  dem  geheimnisvollen  „Bund  der  Männer"  angeklagt  und 
nach  langer  Haft  1831  vom  Oberappelationsgerichte  Darmstadt  freige- 
sprochen, weil  sich  „nirgends  ein  juristischer  Beweis,  ja  nur  eine  erheb- 
liche Anzeige  für  die  Eristenz  eines  Männerbundes  in  Deutschland  ge- 
funden habe."  50  Jahie  alt,  ist  er  im  Oktober  1845  gestorben,  einer  der 
beliebtesten  Anwälte  und  geachtetsten  Bürger  Darmstadts,  der  auch 
als  politischer,  historischer  und  juristischer  Schriftsteller  hervorgetreten 
ist,  ein  Buch  „Deutsche  Volksgeschichten  aus  dem  Jahrhundert  vor  und 
nach  Christi  Geburt'*  geschrieben  und  an  Rottecks  Staatslexikon  mitge- 
arbeitet, den  Darmstädter  Advokatenverein  gestiftet  und  geleitet,  die 
Gründung  der  Anwaltzeitung  (s.  Kapitel  50)  stark  gefördert  hat.  Der 
am  7.  März  1843  jung  gestorbene  Darmstädter  Advokat  Kekul6,  der 
zusammen  mit  Ludwig  v.  Biegeleben  den  Petrarca  übersetzt  hat,  war 
es,  der  in  der  politischen  Untersuchung  gegen  den  Studenten  Minnigerode 
die  mutige  Äusserung  tat: 
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66  scheine,  dass,  wer  in  politische  Untersuchungen  gerate,  einen  der 

Gerechtigkeit  fremden  Kreis  betrete. 
In  Giessen  war  politischer  Führer  neben  dem  Naturforscher  Kail 
Vogt  der  Rechtsanwalt  Paul  Folien,  des  schwarzen  Karl  Bruder, 
der  1833  nach  Amerika  auswanderte.  Den  Frankfurter  Burschenschaf- 
teraufstand vom  3.  April  1833  leitete  neben  einem  Arzt  Bunsen  der 
junge  ungewöhnlich  begabte  Frankfurter  Advokat  Dr.  Georg  Körner, 
der  sich  nachher  in  Amerika  politische  Ehren  erworben  hat;  neben  ihm 
der  Frankfurter  Advokat  Dr.  G  ä  r  t  h ,  der  ebenfalls  nach  Amerika 
flüchten  musste.  Den  politischen  Prozess  eines  andern  Frankfurters, 
des  Advokaten  und  Notars  Dr.  J  u  c  h  o  ,  habe  ich  im  Jahrgange  1903 
der  Zeitschrift  des  Deutschen  Notarvereins  S.  410  ausführlich  erzählt. 
Der  Mann  wurde  1834  verhaftet  und  trotz  verzweifelten  Ringens  4  Jahre 
und  7^/,  Monate  in  Haft  behalten,  ohne  recht  zu  erfahren,  was  man 
ihm  zur  Last  lege,  wie  ihm  denn  in  der  Tat  nichts  ab  Teilnahme  an  den 
liberalen  Bestrebungen  der  Zeit  vorgeworfen  werden  konnte;  endlich  der 
Teilnahme  am  Pressvereine  und  der  Verbreitung  aufreizender  Schriften 
schuldig  erkannt,  aber  freigelassen.  Er  hat  dann  noch  lange  in  hohm 
Ehren  zu  Frankfurt  gelebt  und  ist  dort  am  24.  August  1884  gestorben« 
Ausser  diesen  und  den  weiter  unten  zu  erwähnenden  haben  noch 
folgende  Advokaten  unter  den  Demagogenverfolgungen  gelitten: 

Kübel-Kirchheim,  verurteilt  zu  6  Monaten  Festung  und  Entlassung, 
Härlin-EUwangen,  verurteilt  zu  2  Monaten  Festung, 
Förster-Fulda,  verurteilt  zu  2  Jahren  Festung  und  Verlust  der  Ehren- 
rechte, 
Dörle-Mecklenburg,  verurteilt  zu  6  Jahren  Festung, 
Haase-Mecklenburg,  verurteilt  zu  6  Jahren  Festung. 

Flüchtig  wurden: 

Carl  Weddo  v.  Glümer-Blankenburg, 
Nicolaus  Hallauer-St.  Wendel, 
Karl  Friedrich  Rheinwald-Biottweil. 

Freigesprochen  wurden: 
Briel  und  Bosenberg. 

Nichts  Näheres  über  den  Verlauf  der  Untersuchung  ist  bekannt 
bei  den  Württembergem  Tafel  und  Bödinger. 

Die  Anklagen  gegen  diese  Männer  lauteten  meist  auf  Hochverrat, 
Teilnahme  an  geheimen  Verbindungen,  der  Burschenschaft  oder  revo- 
lutionären „Umtrieben".  Wenn  sie  sänmitlioh  so  gut  begründet  geweaeo 
sind,  wie  die  gegen  Jucho,  dessen  Prozess  aktenmässig  voriiegt,  so  sind 
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alle  diese  Männer  Märtyrer  eines  überängstlichen  SchreibertuniB  ge- 
worden, v"'' 

Wichtiger  als  für  die  Geheimbünde  und  Putsche  wurde  die  Rechts» 
anwaltschaft  für  die  legitime  politische  Tätigkeit  in  den  Landtagen. 

Die  hessen-darmstädtisohe  Kammer  zählte  zu  ihren 
hervorragendsten  Mitgliedern  die  Advokaten  Emmerling  und 
Theodor  Reh  aus  Darmstadt,  B  a  n  s  a  aus  Giessen,  Josef  Glaub- 
rech  aus  Mainz,  dessen  Bede  gegen  den  hannoverschen  Verfassungs- 
bruch weithin  Aufsehen  erregte. 

In  Nassau  war  August  Hergenhahn,  seit  1825  Proku- 
rator in  Wiesbaden,  das  anerkannte  Haupt  der  Opposition  und  Präsi- 
dent der  Elammer;  neben  ihm  wirkte  der  Prokurator  Grossmann 
aus  Wiesbaden. 

In  Kurhessen  versuchte  die  Regierung,  wie  wir  im  Kapitel  47 
sahen,  durch  „einstweilige"  Ernennung  die  Rechtsanwälte  in  Abhängig- 
keit zu  bringen.  Da  der  Landtag  dagegen  auftrat,  so  wies  der  Minister 
Hassenpflug  die  Gerichte  an,  die  Rechtsanwälte  als  Staatsdiener  zu 
behandeln,  die  zum  Eintritt  in  den  Landtag  der  Genehmigung  der 
Regierung  bedurften.  Als  die  Gerichte  sich  widersetzten,  verhinderte  er 
wochenlang  die  Eröffnung  der  Versammlung,  gab  aber  zuletzt  nach  mit 
der  Erklärung,  dass  er  die  (nicht  erbetene)  Genehmigung  für  suppliert 
erachte.  So  kamen  sie  in  den  Landtag,  der  tüchtige  Schwär- 
zenberg,  der  1800  über  1000  Bauern  in  Wolfhag  zum  Aufstand 
gegen  König  Jeröme  geführt,  dann  im  Freikorps  des  Herzogs  von  Braun- 
schweig in  Spanien  gefochten  hatte,  1814  wieder  Obergerichtsanwalt 
in  Kassel  und  1838  Präsident  des  Landtags  geworden  war;  der  grob- 
kömige  furchtlose  Henkel  und  der  wackere  Friedrich  O  e  t  k  e  r  , 
der  sich  später  im  Verfassungskampfe  als  echtes  Gold  bewähren  sollte. 

Auch  in  Hannover  brauste  sich  die  politische  Leidenschaft  vor- 
zugsweise in  Advokatenköpfen  aus.  Da  war  der  Advokat  König  in 
Osterode,  der  den  Minister  Grafen  Münster  in  leidenschaftlicher  Schmäh- 
schrift angriff,  ihn  mit  Attila  und  Nero  verglich.  In  Celle  hatte  sich 
1824  Georg  Friedrich  Karl  Seidensticker  niedergelassen,  der  den 
russischen  und  sächsischen  Feldzug  mitgemacht,  1813  mit  16  Jahren 
Leutnant  der  Garde  Chevauxlegers  geworden,  und,  in  österreichische 
CSefangenschaft  geraten,  unter  Österreichs  Fahnen  gekämpft  hatte. 
Der  stürmte  am  8.  Januar  1831  zusammen  mit  seinem  Kollegen  und 
Lehrmeister  Eggeling  und  einer  Anzahl  Verschworener  das  Rat- 
haus zu  Göttingen;  sie  beherrschten  8  Tage  lang  die  Stadt,  mussten 
dann  die  kurze  Herrlichkeit  mit  langjähriger  Haft  in  Celle  büssen;  ein 
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ilritter  Kollege  v.  Frankenberg,  der  nichts  verbrocheni  nur  eine 
Sioherheitswache  befehligt  hatte,  musste  6  Jahre  aufs  Urteil  warten  und 
.kam  schliesslich  nur  durch  Begnadigung  frei.  Auch  der  uns  schon  be- 
kannte S.  P.  6  a  n  s  in  Celle  betätigte  sich  politisch,  trat  mit  der  For- 
derung einer  Volksvertretung  auf.  Den  Landtag  beherrschte  der  kluge, 
gemässigte,  aber  zähe  Osnabrücker  Karl  S  t  ü  v  e  ,  den  man  den  zwei- 
ten Justus  Moser  genannt,  der  mit  Goethe  gesprochen  hat. 

„Also,  Sie  sind  Advokat",  hat  ihn  der  alte  Herr  angeredet,  „d«  i. 

einer,  der  aus  jeder  Sache  etwas  zu  machen  weiss.'' 

„Entschuldigen  Excellenz'' 

„Recht  so,  ein  Advokat  darf  nie  etwas  zugeben." 
Im  Kampfe  gegen  den  Verfassungsbruch  von  1837  stand  Stüve,  jetzt 
Bürgermeister  von  Osnabrück,  unbestritten  an  der  Spitze,  ihm  zur  Seite 
aber  vorzugsweise  wieder  Advokaten,  der  kleine  witzige  Detmold 
aus  Hannover,  der  schwungvolle  Christiani  aus  Lüneburg,  der 
Goetheschwärmer,  den  Heinrich  Heine  besungen  hat  als  den  Mirabeau 
der  Lüneburger  Heide,  und  der  redliche  warmherzige  Freuden- 
theil von  Stade,  den  wir  aus  dem  vorigen  Kapitel  genauer  kennen. 
Diese  Advokaten  waren  nicht  totzukriegen;  selbst  das  in  Kurhessen 
erprobte  Mittel  „einstweiliger"  Zulassung  zog  nicht. 

Präsident  der  Braunschweigischen  Ständeversammlung 
war  der  uns  ebenfalls  aus  dem  vorigen  Kapitel  bekannte  Karl  Stein- 
a  c  k  e  r  ,  Advokat  und  Notar  in  Holzminden,  ein  talentvoller,  weit- 
hin bekannter  Politiker  und  Publizist,  der  schon  Hrthj^Ib  den  AnschlnsB 
der  Kleinstaaten  an  Preussen  empfahl  und  über  seinen  ständischen  Pflich- 
ten an  seine  Gesundheit  und  seine  Praxis  vergass,  die  er  sich  zweimal 
hat  neu  schaffen  müssen;  als  er  1847  starb,  musste  für  seine  Hinter- 
bliebenen in  ganz  Deutschland  gesammelt  werden.  Er  war  der  Führer 
der  Opposition,  daher  die  Regierung  seine  Wahl  zum  Bürgermeister  von 
Holzminden  nicht  bestätigte,  eine  erbetene  Prokuratorstelle  ihm  ver- 
sagte.  Dagegen  wurde  der  Advokat  F  r  i  c  k  e  ,  ein  gewissenloses  Werk- 
zeug des  nichtswürdigen  Herzogs  Karl,  als  Hof-  und  Justizrat  angestellt, 
in  welcher  Eigenschaft  er  eine  dem  Herzog  unangenehme  Gerichtsent- 
scheidung vor  versammeltem  Gerichte  für  kassiert  erklärte  und  in  Stucke 
zerriss  —  eine  so  offenbare  Rechtswidrigkeit,  dass  selbst  der  Bundestag 
unterm  7.  Oktober  1830  sich  zu  dem  unerhörten  Beschlüsse  aufraffte 
einem  Souverän  Unrecht  zu  geben. 

Oldenburg  hatte  einen  politischen  Märtyrer  in  der  Persern  des 
alten  Burschenschafters  Maximilian  Heinrich  Rüder,  der,  seit  1833 
Advokat  zu  Eutin,    1834  wegen  Teilnahme  an  staatsgefährlichen  Vcr- 
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bindmigen  verhaftet,  2  Jahre  4  Monate  in  Haft  behalten  und  1837  end- 
lich EU  I  Jahr  Festung  verurteilt,  aber,  unter  Anrechnung  der  Unter- 
suchungshaft, freigelassen  wurde,  die  Advokatur  jedoch  erst  1841  wieder 
erhielt. 

In  Baden  hielten  sich  die  Advokaten  des  Appellationsgerichts 
Freiburg  „durch  ihren  Stand",  wie  sie  sagten,  für  berufen  gegen  die 
reaktionären  Bundestagsbeechlüsse  vom  28.  Juni  1832  öffentlich  in 
einem  zu  Freiburg  1832  gedrückten  Gutachten  zu  protestieren.  Im 
Landtage  waren  die  Rechtsanwälte  ungemein  zahlreich.  Die  hervor- 
ragendsten politischen  Persönlichkeiten  Badens  gehörten  zu  ihnen: 
Adam  v.  Itzstein  und  der  herrschsüchtige,  von  seinen  Freunden 
Marat  genannte,  aber  doch  gemässigte  Adolf  Sander,  beide  durch 
ihren  Unabhängigkeitssinn  —  sie  waren  als  Häupter  der  Opposition 
atrafvereetzt  worden  —  in  die  Bechtsanwaltschaft  getrieben,  die  aber 
Itastein,  wie  es  scheint,  nicht  ausgeübt  hat;  femer  der  jugendlich  feurige, 
männlich  schöne  Karl  Franz  H  e  c  k  e  r  ,  der,  am  28.  September  1811 
zu  Echtersheim  geboren,  von  seiner  exzentrischen  Heidelberger  Bur- 
sohenzeit  her  der  „Krasse"'  genannt,  seit  1838  Obergerichtsadvokat  in 
Mannheim,  seit  1842  in  der  Kajnmer,  bereits  1845  als  so  gefährlich  galt, 
daas  die  preussische  Regierung  ihn  zusammen  mit  Itzstein  in  Berlin 
anhalten  und  ausweisen  liess,  ein  törichter  Schritt,  der  ungeheures  Auf- 
sehen machte  und  die  Entlassung  des  Ministers  des  Innern  Grafen 
V.  Arnim  -  Boytzenburg  zur  Folge  hatte.  Damals,  1846,  fiel  durch 
Sanders  Tod  dasjenige  Element  weg,  das  bis  dahin  diesen  Feuergeist 
gezügelt  hatte.  Hecker  wandte  sich  jetzt  sozialistischen  Utopien  zu 
und  wurde  der  Führer  der  äussersten  Linken,  der  Liebling  der  Massen, 
eine  Machtstellung,  die  ihm  verhängnisvoll  werden  sollte. 

Auch  in  Württemberg  schimpfte  die  Begierungspartei  über 
die  „Advokatenkammer".  Allerdings  zählte  1847  die  Kammer  unter 
03  Mitgliedern  10  Rechtsanwälte,  darunter  die  einflussreichsten  Ab- 
geordneten. Albrecht  Schott,  1782  geboren,  war  als  Jüngling, 
klassischer  Ideale  voll,  nach  Paris  geeilt,  wo  er  die  Tage  römischer  Grösse 
wiederkehrend  glaubte,  dann  in  die  Heimat  zurückgekehrt,  um  als  Volks- 
tribun  zu  wirken.  Hochangesehen  in  seinem  Berufe  als  Prokurator 
beim  Obertribunal ,  klassischen  Studien  ergeben  (er  hat  den  Plinius 
übersetzt),  stand  er  auch  in  den  vordersten  Reihen  der  deutschen  Par- 
lamentarier. Er  hatte  sich  seine  Ideale  bewahrt.  „Darum'',  so  sagt 
ein  zeitgenössischer  Bericht,  „klingen  seine  Worte  so  ernst  und  so  kräftig, 
darum  schwellt  ihm  ein  so  mächtiger  Atem  die  Mannesbrust.  So  klar 
wie  sein  blasser  römischer  Kopf  behauptet  sich  darin  der  Gedanke; 
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SO  mlug  die  Form  seines  Gesichtes  sich  zeigt,  um  desto  heisser  und 
lebensvoller  entströmen  ihm  die  Worte/*  Als  Staatsmann  ubeiTagte 
ihn  sein  Schwiegersohn  Friedrich  Römer,  der  sich  schon  in  d^  Theo- 
logie und  im  Militär  versucht  hatte,  ehe  er  zum  Recht  ubeigiDg,  1833, 
als  ihm  der  Urlaub  für  den  Landtag  verweigert  wurde,  seinen  Abschied 
als  Kriegsrat  nahm  und  Advokat,  bald  der  beliebteste  Paiiamentaiier 
und  unbestrittene  Fährer  der  Opposition  wurde.  Im  Landtage  eaasen 
auch  die  Advokaten  Friedrich  Walz,  Fetser,  Seeger,  Sche- 
de r  und  der  gelehrte  Griesinger,  dem  wir  im  47.  Kapitd  be- 
gegneten, neben  Ootta  der  einzige,  der  1816  den  Verfassungovorschligen 
des  Königs  zustimmte.  Und  noch  ein  teurer  Name  erscheint  in  diesem 
Kreise:  Ludwig  Uhland.  Auch  ihn,  den  immer  sachlichen,  wort- 
kargen Mann  hatte  sein  Unabhangigkeitswinn  1814  der  Rechtsanwalt- 
schaft  zugeführt,  wie  er  ihn  spater  auf  seinen  Lehrstuhl  verziehten  hiees. 
Und  als  1815  der  Kampf  um  die  vom  Monarch^i  durch  Gewaltstieich 
aufgehobene  altständische  Verfassung  begann,  da  griff  der  Sang^  mäch- 
tig in  die  Harfe,  und  der  widerwillig  das  Rechtsstudium  ergriffen  hatte, 
wurde  der  gewaltigste  Kampfer  für  das  gebrochene  Recht.  Die  Ueder 
vom  alten  guten  Recht  waren  es,  die  seinen  DichteiTuhm  begrandetea. 
Ein  eignes  Bild,  wie  der  Rechtsbrueh  des  Fürsten  den  starren  Demo- 
kraten in  die  vordersten  Reihen  der  Fechter  für  die  konservatirste 
aDer  Standeverfassungen  führte.  Aber  er  verstand  unter  dem  alten 
guten  Recht,  das  des  zechenden  Schwaben  erster  Trinkspruch  sein  eoll: 

Das  Recht,  das  uns  Gesetze  giebt. 
Die  keine  Willkür  bricht. 
Das  offene  Gerichte  hebt 
Und  gültig  Urteil  ^richt. 

&  ist  der  Unsere,  nicht  weil  er  unserem  Berufe  angehörte  —  er  hat 
ihn  kaum  ausgeübt  — ,  sondern  weil  der  Sanger  des  Rittertoms,  der 
Minne  und  deutschen  Treue  vor  allem  auch  ein  Sanger  des  Rechte  ge- 
wesen ist. 

Li  Bayern  hatten  seit  1819  die  Advokaten  stets  die  Genehmi- 
gung zum  Eintritt  in  den  Landtag  nachgesucht  und  eriialten.  Ale  aber 
die  Wahlen  von  1839  Advokaten  in  viel  grossexer  Zahl  als  je  in  di^ 
Kammer  brachtm,  wurde  ihnen  allen  mit  einer  Ausnahme  die  Geneh* 
mignng  verweigert.  Die  Kanmier  konnte  nichts  dagegen  tun,  draog 
aber  auf  ESriass  eines  Gesetzes,  das  auch  1846  zustande  kam,  aber  das 
Gendimigunggrecht  beibehielt,  die  Advokaten  für  „öffentliche  Diener" 
erklarte.     Demzufolge  wurde  dun   zahmen   Kirohgessner  der 
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Urlaub  bewilligt,  dem  entsohiedenen  Holzschuher  und  dem  radi- 
kalen W  i  1 1  i  c  h  verweigert.  Die  mirahigsten  Köpfe  sandte  das  be- 
weglichey  mit  französisohen  Ideen  dorohtränkte  Völkchen  der  Rhein- 
pfala  in  den  Landtag :  den  Zweibrüoker  Advokaten  Friedrich  S  o  h  ül  e  r , 
einen  radikalen  aber  feinen  Politiker,  der  zusammen  mit  zwei  andern 
Zweibrüoker  Advokaten  Josef  S  a  v  o  y  e  und  Ferdinand  6  e  i  b  nach 
einer  Idee  Wirths  1832  den  Vaterländischen  Pressverein  gründete  und 
dadurch  mit  diesen  in  den  grossen  Landauer  Assisenprozess  gegen  Wirth 
und  SiebenpfeiSer  verwickelt  wurde,  dem  sich  alle  drei  durch  die  Flucht 
entzogen.  Zu  verlieren  hatten  sie  nichts,  denn  ihrer  Advokatur  waren 
Schüler  und  Savoye  für  verlustig  erklärt  worden,  weil  sie  die  geforderte 
schriftliche  Verpflichtung,  sich  an  keinem  geheimen  Vereine  zu  be- 
teiligen, verweigert  hatten. 

Die  Bewegung  von  1830,  die  zur  Einführung  der  konstitutionellen 
Verfassung  inSachsen  führte,  hat  nur  geringfügige  Unruhen  erzeugt, 
in  deren  Verlauf  ein  Advokat  M  o  s  d  o  r  f  ,  nach  dem  Königstein  ab- 
geführt, sich  erhängte.  Der  Führer  dieser  Bewegung  war  Christian 
Gottlieb  Eisenstuck,  seit  1798  Advokat  in  Dresden,  seit  1820 
daneben  Prokurator  beim  Obersteuerkollegium,  mehrmals  Vizepräsi- 
deat  der  Elammer,  das  Urbild  jenes  praktischen,  sachlichen,  etwas  parti- 
kularistischen  Liberalismus,  der  im  Vormärz  in  den  Landtagen  das 
Wort  fährte.  Es  war  wohl  nicht  seine  Beredtsamkeit,  die  als  breit  und 
diffus  geschlidert  wird,  sondern  seine  ehrwürdige,  freundlich-väterliche» 
echt  sächsisohe  Persönlichkeit,  die  ihn  so  beliebt  machte,  dass  Tiedge 
ihn  besang  und  zu  seinem  fünfzigjährigen  Jubiläum  am  19.  Februar  1849 
Prinz  Johann,  die  Minister  v.  Könneritz  und  v.  CSarlowitz  erschienen 
und  eine  goldene  Denkmünze  gestiftet  wurde.  Jünger  als  Eisenstuck 
ist  Alezander  Karl  Hermann  Braun,  eine  der  bedeutendsten  Er- 
scheinung^ in  Sachsens  parlamentarischer  Geschichte.  Er  ist  der 
„Referent  xa^  iSoxfiv^*  und  Spezialist  der  Mündlichkeit  und  Öffent- 
lichkeit, die  er  1842  gemeinsam  mit  Eisenstuck  in  heisser  vierzehn- 
tägiger Redeschlacht  g^en  seinen  zähen  Qegaer^  den  Justizminister 
V.  Könneritz,  mit  grosser  Gewandtheit  und  Beredtsamkeit  verteidigte. 
Damals  wurden  durch  öffentliche  Sammlung  in  kurzer  Zeit  1800  Taler 
aufgebracht,  um  ihn  in  die  Lander  des  mündlichen  Verfahrens  zu  ent- 
senden« Braun  lehnte  die  Summe  ab,  bereiste  aber  doch  1844  Frank- 
,  Holland,  Belgien,  die  Rheinländer  und  Württemberg  und  legte 
Ergebnisse  seiner  Reise  in  einer  sehr  objektiv  gehaltenen  Schrift: 
«^AQptstücke  des  öffentlich-mündlichen  Verfahrens^*  nieder.  Zu  seiner 
eigenen  Überraschung  wurde  er  1845,  unter  Umgehung  Eisenstucks, 
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zum  Landtagspräsidenten  gewählt,  welches  Amt  er  mit  vollendeter 
Festigkeit  und  Unparteilichkeit  verwaltet  hat.  Wenn  man  den  Politiker 
getadelt  hat,  weil  das  juristische  Element  in  ihm  zu  sehr  überwog,  so 
ist  es  für  den  Advokaten  der  schönste  Ehrentitel,  dass  er  aus  seinem 
Berufe  den  unbeugsamen  Bechtssinn  mitbrachte. 

War  bis  dahin  die  Opposition,  wie  es  dem  sächsischen  Naturell 
ansteht,  recht  ruhig  aufgetreten,  so  zog  ein  lebhafteres  Element  in  den 
Landtag  ein  mit  T  o  d  t ,  der  aber  nur  nebenbei  Advokat  gewesen  ist. 
Zu  der  entschiedenen  Oppositionspartei,  die  er  bildete,  zählten  die  Ad- 
vokaten: Klinger-Dippoldiswalde,  an  dem  ein  feines  kluges  Ge- 
sicht, Schumann- Stollberg,  an  dem  eine  kräftige  Bassstimme 
und  V.  Dieskau-  Plauen,  an  dem  nichts  gerühmt  wird.  Die  Wahlen 
von  1845  brachten  dieser  kleinen  radikalen  Partei  einen  sich  noch 
entschiedener  geberdenden  Zuwachs,  dem  die  Advokaten  Josef, 
H  e  n  8  e  1  und  Schafirath  angehörten. 

Wilhelm  Michael  Schaffrath  war,  wie  Todt,  der  Sohn  eines 
Webers,  der  sich  aber,  schon  ein  Dreissiger,  selbst  zum  Lehrer  ausge- 
bildet hatte.  Am  1.  Mai  1814  zu  Schöna  bei  Schandau  geboren,  aber 
bald  nach  Lauterbach  versetzt,  hat  der  kleine  Schafirath,  bei  einem 
Gehalt  des  Vaters  von  230  Talern,  gesponnen,  Kühe  gehütet  und  Fron- 
arbeiten verrichtet.  Der  Junge  zeigte  früh  eben  soviel  Entschlossen- 
heit als  sein  Vater  Schwäche.  Als  dieser  einst  bei  einer  Schulrevision 
eine  unverdiente  Rüge  schweigend  hinnahm,  verteidigte  ihn  der  Sohn 
laut  zur  Freude  aller  Anwesenden  und  vermutlich  auch  des  Vaters,  ob- 
wohl der  ihn  derb  dafür  züchtigte.  Der  dreiste  Knabe  hatte  es  sich 
in  den  Kopf  gesetzt  zu  studieren,  und  beim  Kühehüten  pfl^^  er  sich 
in  eine  lateinische  Grammatik  zu  vertiefen.  So  traf  ihn  einst  ein  feiner 
Herr,  der  ihn  verwundert  ausfragte  und  wegen  seiner  kühnen  Häne 
vertröstete.  Es  war  der  allbeliebte  Prinz  Friedrich,  der  nachmalige 
König.  Kaum  erfuhr  dies  der  Junge,  so  lief  er  barfuss,  wie  er  war, 
zum  Gartenkonzert  und  überreichte  dem  Prinzen  eine  Bittschrift. 
Dieser  Eifer  entwaffnete  nun  doch  den  Widerstand  der  Eltern,  und  es 
begann  im  Winter  1826  bis  1827  ein  tägliches  Wandern  in  die  latei- 
nische Schule  zu  Stolpe,  bei  dem  sich  der  Kleine  die  Füsse  erfror.  Ein 
Jahr  darauf  erhielt  er  eine  Freistelle  auf  der  Fürstenschule  St.  Afra  in 
Meissen.  Aber  wie  die  hierzu  nötige  dürftigste  Ausstattung  und  den 
jährlichen  Zuschuss  von  30 — 40  Taler  aufbringen?  Die  Eltern  ver- 
setzten ihre  letzten  Andenken,  die  Schwestern  spannen  und  hungerten, 
die  Nachbarn  steuerten  bei.  Zuletzt  gab  es  auch  Unterstützung^i  vom 
Prinzen  Friedrich,  vom  Minister  v.  Lindemann  und  Hofsekretär  Orom- 
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mann.  Nach  dreijährigem  Studium  in  Leipzig  habilitierte  sich  Schaff- 
rath  dort  1837,  wozu  er  sich  400  Taler  borgte.  Zu  der  Zeit  waren  seine 
Freunde,  die  Advokaten  W  e  h  n  e  r  und  Jo  s  e  f ,  wegen  Teilnahme  an 
der  Leipziger  Burschenschaft  mit  siebzehn  Genossen  nach  langjähriger 
Untersuchung  zu  mehrjährigem  Gefängnis  verurteilt  worden.  Schaff- 
rath  führte  ihre  Sache  in  zweiter  Instanz  und  erzielte  Aller  Freisprechung. 
Dadurch  war  er  mit  einem  Schlage  zu  einer  politischen  Persönlichkeit 
geworden,  zumal  als  die  1839  gedruckte  Verteidigungsschrift  mit  Be- 
schlag belegt,  auf  Rekurs  aber  freigegeben  wurde.  Seine  Wahl  zum 
Stadtrichter  in  Sebnitz,  dann  zum  Bürgermeister  in  Mühltroff  wurde 
nicht  bestätigt.  1842  liess  er  sich  endlich  als  Advokat  in  Neustadt  bei 
Stolpen  nieder,  wo  er  bald  eine  umfangreiche  Praxis  erwarb  und  seine 
langjährige  Braut,  die  Tochter  des  Beisitzers  der  Juristenfakultät 
Dr.  Bauer,  heimführen  konnte.  Sehr  bald  ward  er  zum  Stadtverord- 
netenvorsteher, 1846  in  den  Stadtrat  und  dann  zum  Stadtrichter  ge- 
wählt. Im  Landtage  erzwang  sich  der  kleine  Mann  mit  den  stechenden 
Augen  und  steilen  Haaren  und  mit  der  haarscharfen  Bede  grossen  Ein- 
fluss;  der  Zögling  der  Fürstenschule  konnte  als  Führer  der  republika- 
nischen Linken  angesehen  werden.  Seine  zahlreichen  juristischen, 
namentlich  strafrechtlichen  Werke  sind  von  Mittermaier,  Wächter, 
Zöpfl  sehr  gelobt  worden. 

In  Sachsen-Weimar  trat  der  Advokat  v.  Wyden- 
brugk  als  Bauemfreund  hervor;  in  Koburg  wurde  der  Hofadvokat 
Mozitz  Briegleb  wegen  Volksaufwiegelung  angeklagt,  aber  frei- 
gesprochen. 

Die  preussischen  Justizkommissare  traten  politisch  wenig 
hervor,  weil  in  dem  gut  verwalteten  Staate  die  politische  Bewegung 
überhaupt  keine  hohen  Wellen  schlug.  Doch  hatten,  und  zwar  schon 
vor  Jena,  zwei  politische  Prozesse  dem  Justizkommissar  A  m  e  1  a  n  g 
Gelegenheit  g^eben  für  die  Geistesfreiheit  zu  kämpfen.  Der  erste  war 
der  des  Buchdruckers  Unger  in  Berlin.  Diesem  war  1790  für  eine  Schrift, 
die  der  Zensor  Propst  Zöllner  bereits  genehmigt  hatte,  vom  Minister 
V.  WöUner  schliesslich  die  Genehmigung  versagt  und  er  wegen  etwaiger 
Sohadensersatzansprüche  an  den  2«en8or  verwiesen  worden.  Des  Spasses 
halber  machte  er  diese  Ansprüche  geltend  und  verkündete  —  was  der 
Hauptzweck  dieses  Scheinprozesses  war  —  dem  Minister  den  Streit,  der 
nunmehr  in  den  Prozessschriften  nach  Herzenslust  angegriffen  werden 
konnte.  Das  Kammergericht,  vor  dem  der  Prozess  schwebte,  sah  diesem 
Spiele  mit  offener  Schadenfreude  zu  und  erlaubte  sogar  dem  Buch- 
drucker noch  vor  Rechtskraft  des  Urteils  den  Druck  der  Aktenstücke. 

30* 
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Die  Klage  wurde  natürlich  abgewiesen.  Das  aber  hatte  Klager  eben 
gewollt ;  denn  damit  war  für  die  öffentliche  Meinung  erwiesen,  dass  die 
Grenehmigung  vom  Zensor  mit  Recht  erteilt,  vom  Minister  mit  Unrecht 
verweigert  worden  war. 

Der  zweite  Prozess  war  der  des  Zopfschulzen.  Der  Pastor  Schulze 
in  Gielsdorf  bei  Straussberg,  Zopfschulze  genannt,  war  1791  wegen  reli- 
giösen Freisinns  in  Untersuchung  gekommen ;  Amelang  als  sein  Verteidiger 
konstruierte  eine  Art  evangelischer  Gemeindefreiheit,  der  zufolge,  solange 
die  Gemeinde  die  Lehren  ihres  Predigers  billige,  niemand  dreinzureden 
habe.  Das  Kammergericht  erkannte,  dass  Schulze  zwar  nicht  als  luüie- 
rischer,  wohl  aber  als  christlicher  Prediger  im  Amte  zu  beiaasen  und 
geriet  darüber  in  ernsthafte  Konflikte  mit  dem  Könige,  fast  denen  ähn- 
lich, die  im  Prozesse  des  Müllers  Arnold  sich  abgespielt  hatten,  und  deren 
Beilegung  mit  Mühe  Carmers  Mässigung  gelang. 

Es  hatten  dann  wohl  in  den  Demagogenprozessen  einige  Justiz- 
kommissare GMegenheit  jlu  poUtischen  Äusserungen  gefunden,  so  1824 
der  Verteidiger  des  Turnvaters  Jahn  Justizkommissar  Schulze.  Aber 
im  allgemeinen  politisierten  die  Justizkommissare  wenig;  der  Berliner 
Anwalt  war  ein  lebensfroher  Genussmensch,  der  gern  mit  Kimstlem 
und  noch  lieber  mit  Künstlerinnen  verkehrte. 

In  den  nach  den  Befreiungskriegen  geschaffenen  ganz  unpolitischen 
Provinzial-Landtagen  fehlten  die  gelehrten  Berufe  fast  ganzlich,  da  die 
Standschaft  an  den  Grundbesitz  gebunden  war;  die  vom  Adel  ao  ge- 
fürchteten Bauemadvokaten  waren  nicht  in  die  Ständehauser  eing^ 
zogen,  sondern  die  Bauern  übten  die  geringe  Vertretung,  die  man  ihnen 
gewährt  hatte,  durch  ihresgleichen  aus.  Nur  in  der  Rheinprovinz,  als 
die  Einführung  des  Allgemeinen  Landrechts  drohte,  traten  drei  Juristen 
Mylius,  Kamp  und  Haw,  an  die  Spitze  der  Landtagsopposition,  mn 
vierter,  Brewer,  rechtfertigte  in  einer  Schrift  die  Öffentlichkeit  der 
Gerichte.    Es  ist  bekannt,  dass  diese  Opposition  siegreich  geblieben  ist. 

Sobald  aber  unter  Friedrich  Wilhelm  IV.  die  politische  Bew^png 
zunahm,  traten  auch  mehrere  Justizkommissare  bedeutsam  hervor.  In 
den  freisinnigen  Kreisen  Königsbergs  führte  neben  Jacoby  Crelinger 
das  Wort,  „ein  hagerer  Herr  mit  grosser  Judennase",  wie  ihn  Heinrich 
V.  Treitschke  beschreibt,  „dem  man  den  feinen  verwöhnten  Gelehrten 
sofort  ansah",  der  aber  bei  einem  Feste  zu  Ehren  Herweghs  gewaltig 
von  dem  Schwert  an  seiner  Linken  redete.  Der  Zufall  fugte  es,  dass  za 
der  Zeit  ein  Prozess  spielte  ganz  ähnlich  dem  des  Buchdruckers  Unger 
vor  65  Jahren.  Dem  Buchhändler  Voigt  in  Königsberg  hatte  die  Zen- 
sur ein  Buch  durchgelassen,  das  eine  trockene  Chronik  des  unter 
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rioh  Wilhelm  IV.  Gesohehenen  enthielt,  der  Regierung  aber  naohtraglich 
wegen  einiger  ironischer  Wendungen  bedenklioh  erschien,  so  dass  sie 
1846  das  Verbot  des  Debits  beim  Oberzensurgerichte  beantragte.  Cre- 
linger  verteidigte  den  Buchhändler  mit  dem  Erfolge,  dass  zwar  das  Buch 
verboten  wurde,  der  Staat  aber  dem  Buchhändler  eine  Entschädigung 
zahlen  musste.  Zur  Strafe  für  seine,  wie  es  heisst,  hohnvollen  Aus- 
führungen —  es  war  in  der  Tat  schwer  nicht  satirisch  zu  werden  —  wurde 
er]^1847  nach  Templin  versetzt.  Der  Vorstand  der  Königsberger  Kauf- 
mannschaft und  die  Justizkommissare,  die  sich,  unter  Hinweis  auf 
seine  Talente,  für  ihn  verwendeten,  erhielten  den  Bescheid,  gerade  seine 
Talente  hätten  den  Grund  für  die  Strafversetzung  abgegeben,  denn  er 
habe  sie  gemissbraucht.  Crelinger  nahm  seine  Entlassung,  wirkte  aber 
noch  als  Verteidiger  in  dem  grossen  Polenprozesse  vor  dem  Kammer- 
gerichte 1847  mit. 

Dieser  Prozess  wurde  bedeutsam  für  die  altpreussische  Gesetz- 
gebung durch  die  Einführung  der  Öffentlichkeit  und  Mündlichkeit  im 
Strafverfahren.  Merkwürdig!  Wenn  sonst  Aufstände  Stand-  und 
Kriegsgerichte  im  Gefolge  hatten,  so  hatte  hier  der  König  den  am  Polen- 
aufstande  von  1846  Beteiligten  vermehrte  Garantien  eines  richtigen 
Richterspruchs  bewilligen  wollen  und  zu  diesem  Zwecke  durch  ein  eignes 
Gesetz  vom  17.  Juli  1846  die  Öffentlichkeit  und  Mündlichkeit  zunächst 
bei  den  Berliner  Gerichten  eingeführt.  Vom  2.  August  bis  17.  Novem- 
ber 1847  dauerte  die  öffentliche  mündliche  Gerichtsverhandlung  gegen 
die  261  Angeklagten,  die  erste  ihresgleichen  in  Altpreussen.  Eine  ganze 
Anzahl  von  Verteidigern  trat  auf:  neben  Crelinger  Gall, Martins, 
Furbach,  Lewald;  die  nachher  so  berühmten  Verteidiger 
D e 7 c k s  und  Holthoff  erwarben  hier  ihre-  ersten  rednerischen 
Lorbeeren.  Noch  hatte  sich  in  Preussen  keine  gerichtliche  Beredsam- 
keit ausbilden  können;  die  1833  für  den  Zivilprozess  eingeführte  Münd- 
lichkeit war,  da  die  Schriftsätze  nach  wie  vor  den  massgebenden  Stoff 
lieferten,  nicht  recht  zur  Wahrheit  geworden,  und  Gall  erklärte: 

Wir  sind  nicht  erzogen  in  der  Freiheit  der  Bede. 
Aber  der  grosse  Gegenstand,  der  Anblick  eines  für  seine  Freiheit  kämp- 
fenden Volks,  die  damals  herrschende  Polenbegeisterung  riss  fort.  Die 
Verteidiger  verglichen  den  Polenaufstand  mit  der  preussischen  Erhebung 
von  1813,  und  Deycks  verstieg  sich  zu  der  Behauptung,  der  preussische 
Staat  habe  Verbrechen  und  Verbrecher  erst  geschaffen.  Acht  Angeklagte 
wurden  zum  Tode,  109  zu  Zuchthaus-  und  Freiheitsstrafen  verurteilt. 
Die  Todesstrafen  wurden  aber  nicht  vollstreckt,  und  in  der  Märzbewegung 
des  folgenden  Jahres  wurden  die  Gefangenen  gewaltsam  befreit. 
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Sonst  zeichnete  sich  in  politischen  Prozessen  S  t  i  e  b  e  r  ans,  dem 
es  gelang  dasJPolizeivigUantentum  aufzudecken  und  einen  wegen  Ver- 
leitung zum  Meineide  bereits  rerurteilten  Rathenower  Justizkommissar 
dadurch  zu  retten,  dass  er  in  zweiter  Instanz  einen  die  Denunziantiii 
belastenden  Briefwechsel  ermittelte. 

Die  Schleswig-Holsteinische  Bewegung,  die  ur- 
wüchsigste und  sympathischste,  die  je  ein  Volk  durchzittert,  stand 
völlig  unter  dem  Einflüsse  von  B.echt8anwälten.  Da  war  Theodor 
Olshausen,  der  Kämpfer  in  der  Presse;  S  a  m  m  w  e  r  ,  der  wissen- 
schaftliche Darleger  des  Erbfolgerechts  der  Augustenburger ;  Claus* 
s  e  n  ,  der  derb  zufahrende  demokratische  Politiker ,  B  a  r  g  u  m » 
Bremer,  Gülich,  Hedde,  Loeck,  y.  Prangen,  vor 
allen  aber  Wilhelm  Hartwig  B  e  s  e  1  e  r  ,  der,  geboren  am  2.  März  1806 
auf  Schloss  Marienhausen  inJever,  Advokat,  seit  1830  auch  Notar  in 
Schleswig,  auf  dem  schleswigschen  Sängerfeste  1844  zuerst  das  Volk  zum 
Kampfe  für  die  Landesfreiheit  aufrief,  1846  Präsident  der  schleswigschen 
Ständeversammlung  wurde.  Unter  dessen  Vorsitz  hatte  1846  in  Neu> 
münster  eine  Volksversammlung  stattgefunden,  um  gegen  den  offenen 
Brief  König  Christians  VIII.  zu  protestieren,  der  ganz  Schleswig  und 
einen  Teil  Holsteins  für  das  dänische  Königsgesetz  in  Anspruch  nahm. 
Die  Regierung  versetzte  Beseler  deshalb  in  Anklagezustand.  Die  An- 
klageschrift hatte  ein  Advokat  Carstens  aus  Altona  in  seiner  Eigenschaft 
als  Sekretär  des  Obersachwalters  (Oberstaatsanwalts)  entworfen,  ob- 
wohl er  selbst  die  Neimiünstersche  Adresse  mitunterschrieben  hatte. 
Dies  erregte  solchen  Unwillen,  dass  der  Advokatenverein  mit  Büge 
einschritt,  und  Carstens  sich  im  Juni  1847  zur  Niederlegung  seines  Sekre- 
täramts veranlasst  fand.  Es  stellte  sich  nun  heraus,  dass  die  Regie* 
rung  einen  andern  Advokaten  zur  Vertretung  der  Anklage  nicht  finden 
konnte;  Advokat  Burchardi,  den  man  aufforderte,  erwiderte,  dass  er 
in  solchem  Ansinnen  eine  Beleidigung  finde;  v.  Prangen  lehnte  eben- 
falls ab.  Der  Obersachwalter  selbst  Justizrat  Rüben  erklärte  kränküoh 
zu  sein  und  beantragte  Vertagung.  Beseler  wurde  schliesslich  freige- 
sprochen und  erhielt  eine  Freudenadresse  seiner  Kollegen.  Aber  im 
Staatsdienste  konnte  der  ehrliche  Mann  nicht  länger  bleiben.  Obwohl 
mit  Familie,  nicht  aber  mit  Vermögen  gesegnet,  gab  er  seine  reichliche 
Praxis  im  November  1847  auf.  Sein  Bruder  Georg,  der  bekannte  Ver- 
fasser der  „Erbverträge",  hatte  1831  ähnlichen  Opfermut  gezeigt.  Weil 
der  von  ihm  geforderte  Advokateneid  nach  seiner  Meinung  die  Anw- 
kennung  der  absoluten  Königsherrschaft  (die  für  Schleswig-Holstein 
bestritten  war)  in  sich  schloss,  so  weigerte  er  sich  ihn  zu  leisten  imd 
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wandte  aioh  ausserhalb  Schleswig-Holsteins  der  akademischen  Laufbahn 
SU,  in  die  er  aber  nur  unter  den  grösston  Schwierigkeiten  Eingang  fand, 
da  der  König  ihm  sogar  die  Bestätigung  des  Doktordiploms  verweigerte. 
Die  grosse  Zahl  der  Advokaten  in  den  landständisohen  Kammern 
war  um  so  bedeutsamer»  als  die  Wahlgesetze  ihnen  meistens  sehr  un- 
günstig waren.  Die  Wählbarkeit  war  regelmässig  an  Grundbesitz,  oft 
noch  an  eine  hohe  auf  dem  Grundbesitze  lastende  Steuer  geknüpft.  Die 
(bei  Advokaten  nicht  seltene)  Verwicklung  in  eine  politische  Untersuchung 
sohloss  von  der  Wählbarkeit  aus.  Unter  den  100  Advokaten  des  Gross- 
herzogtums  Hessen,  so  berichtet  eine  zeitgenössische  Stimme,  sind 
vieUeioht  nicht  6  wählbar;  in  Darmstadt  wenigstens  giebt  es  nur  drei 
Advokaten,  die  die  erforderliche  Steuer  (100  fl.)  zahlen,  und  von  diesen 
ist  einer  in  eine  politische  Untersuchung  verwickelt  gewesen.  Wenn 
dennoch  die  Bechteanwaltschaf  t  zu  solcher  Bedeutung  gelangte,  so  muss 
sie  Talente  in  Fülle  besessen  haben. 

n.  1848. 

Die  bisher  schon  bedeutende  politische  Wirksamkeit  der  Bechts- 
anwaltschaft  erweitert  sich  in  überraschendem  Masse  im  Jahre  1848. 
Auf  Bömers  Veranlassung  beruft  Itzstein  die  Heidelberger  Versamm- 
lung, welche  das  Vorparlament  auf  den  31.  März  beruft.  Der  hierauf 
überall  eintretende  Systemwechsel  bringt  in  vier  Staaten  Bechtsan- 
wälte  in  die  Stelle  leitender  Minister :  in  Württemberg  Bömer,  in  Sachsen 
Braun,  in  Nassau  Hergenhahn,  in  Weimar  v.  Wydenbruck,  den  die 
Menge  auf  ihren  Schultern  vors  Schloss  trägt.  In  Hannover  tritt  Stüve, 
der  ehemalige  Advokat,  an  die  Spitze  des  Ministeriums,  in  Darmstadt 
wird  Emmerling  Ministerialrat,  in  Bayern  Willich  Bundestagsgesandter, 
in  Anhalt-Dessau  wird  der  Advokat  Koppe  ins  Ministerium  berufen. 
In  Mecklenburg  tritt  Moritz  Wiggers,  seit  1843  Advokat  und  Noter 
in  Rostock,  an  die  Spitze  der  Bewegung,  wird  Präsident  der  konsti- 
tuierenden Versammlung.  In  Schleswig-Holstein  erhebt  sich  das  Volk 
und  stellt  Beseler  an  seine  Spitze. 

Und  als  am  18.  Mai  die  Nationalversammlung  unter  dem  Geläut 
aUer  Glocken  in  die  Paulskirche  einzog,  da  fanden  sie  sich  alle  zusammen, 
die  alten  ELämpen  aus  den  Landtagen:  der  greise  Itzstein  aus  Baden, 
aus  Württemberg  Schott,  Bömer,  Fetzer  und  Uhland,  aus  Bayern 
Kirohgessner,  der  Vizepräsident  der  Versammlung  wurde,  und  der  nach 
sechzehnjähriger  Verbannung  auf  zwei  Krücken  heimhumpelnde  Schüler, 
aus  Sachsen  Scha£Erath  mit  seinen  Adjutanten  Joseph  und  v.  Dieskau, 


472 


SeohBter  Absdinitt^    BeohtsanwUte. 


aus  Weimar  v.  Wydenbrogk,  aus  Hannover  Detmold  und  Freudentheü, 
aus  Hessen-Dannstadt  Theodor  Reh,  von  Heinrich  Laube  „einer  der 
Uebenswürdigsten  und  tüchtigsten  Manner  der  gemässigten  Linken" 
genannt,  nach  Simsons  Austritt  Präsident  der  Versammlung,  Jucho 
aus  Frankfurt  a.  M.,  Schriftführer,  aus  Kassel  Schwarzenbeig  imd 
Henkel,  der  ehrliche  Rüder  aus  Oldenburg,  aus  Schleswig-Holstdn  der 
zugeknöpfte  aber  entschiedene  Wilhelm  Beseler,  der  zum  Vizepräsi- 
denten gewählt  wurde,  ehe  er  noch  ein  Wort  gesprochen.  Daneben 
eine  Anzahl  erst  neuerdings  emporgekonunener  PersönHchkeiten: 
V.  Soiron  und  Lorenz  Brentano  aus  Mannheim,  Zitz  aus  Mainz,  Lud- 
wig Simon  aus  Trier,  Wesendonck  und  Widenmann  aus  Diisseldoif, 
Heckscher  aus  Hamburg,  y.  Mühlfeld,  Giskra  und  Ben;er  ans  Wien. 
Alles  Rechtsanwälte,  deren  einige  im  Verlaufe  der  Verhandlungen  in 
die  vorderste  Linie  einrücken  sollten. 

Folgende  Liste  der  Rechteanwälte  in  der  Nationalversammlung 
ist  ausgezogen  aus  dem  Namensverzeichnis  bei  der  Wahl  des  Reichs- 
Verwesers  am  29.  Juni  1848,  das  auch  die  Abwesenden  aufzählt: 


Ciompes 

Advokatanwalt 

Köln 

Kirchgessner 

Advokat 

Wärzburg 

Schwarzenberg  der  Ältere  Obergerichteanwalt 

Kassel 

Tafel 

Rechtskonsulent 

Stuttgart 

Burkart 

Advokat 

Bamberg 

Servais 

Advokat 

Luxemburg 

Ungerbühler 

Landschaftssyndikus  u. 

Justizrat 

Mohrungen 

Zum  Sande 

Advokat  und  Notar 

Lingen 

Brentano 

Hofgerichtsadvokat 

Bruchsal 

Joseph 

Advokat 

Lindenau 

Künsberg 

Advokat 

Ansbach 

Schenk 

Prokurator 

Dillenburg 

Eehrenbach 

Säckingen 

Zell 

Advokat 

Trier 

Egger 

Hof-  u.  Hofkriegsadvokat  Wien 

Gutherz 

Advokat 

Wien 

Henkel 

Obergerichtsanwalt 

Kassel 

Schott 

Dr.  und  Prokurator 

Stuttgart 

Stieger 

Hof-  u.  Grerichtsadvokat 

Klagenfurt 

Eckert 

Justizrat 

Bromberg 

Hollandt 

Advokat 

Braunschweig 

Lüntzel 

Justizrat 

Hildesheim 
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München 

Bohwandl 

Scholz 

Bouvier 

Briegleb 

Reh 

Simon 

Bniger 

Junghanns 

Werner 

Cnyiun 

Wiest 

Zitz 

▼.  Aichenegg 

Barth 

Berger 

Giskra 

Scharre 

Kaiser 

Keim 

SchausB 

Schaffrath 

Bonardy 

GüUoh 

V.  Muhlfeld 

Mnrschel 

Rüder 

V.  Soiron 

Clatissen 

▼.  Dieskau 

Hugo 

V.  Itsstein 


Titns 

Fetzer 

Glass 

Kraft 

Spatz 


Advokat 

Luxemburg 

Advokat 

München 

JuBtizkommisHar 

Neisse 

Hofgerichtsadvokat 

Steyermark 

Advokat 

Koburg 

Advokat 

Darmstadt 

Bürgermeister 

Offenburg 

Advokat 

Trier 

Advokat 

Triest 

Obergeriohtsadvokat 

Mosbach 

Justizrat 

Koblenz 

Oberjustizrat 

Frankfurt  a.  M, 

Oberjustizrat 

Tübingen 

Advokat 

Mainz 

Advokat 

Wien 

Dr.  und  Advokat 

Kaufbeuren 

Dr.  jur. 

Wien 

Dr.  jur. 

Mahr.  Trübau 

Bürgermeistw 

Strehla 

Dr. 

Wien 

Begierungsassessor 

Bayreuth 

Hofrat 

München 

Stadtrichter 

Neustadt 

Advokat 

Greiz 

Obergeriohtsadvokat 

Schleswig 

Advokat 

Wien 

Rechtskonsulent 

Stuttgart 

Obergerichtsanwalt 

Oldenburg 

Obergerichtsadvokat 

Mannheim 

Obergerichtsadvokat 

Kiel 

Gerichtsdirektor  und 

Advokat 

Plauen 

Justizrat 

Gottingen 

Obergerichtsadvokat 

Mannheim 

Advokat 

Domum 

Advokat 

Bamberg 

Advokat 

Stuttgart 

Anwalt 

Landau 

Advokat 

Nürnberg 

Advokatanwalt 

Frankenthal 
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Detmold 

Freudentheil 

Henning 

Juoho 

Rödinger 

Tappehom 

Drechsler 

Gerstner 

Grüel 

Grambreoht 

Martens 

Riehl 

Stookinger 

Stremayr 

Wesendonck 

Genzgen 

Golden 

Heoksoher 

Rödenbeok 

Senff 

Sonnenkalb 

Widenmann 

Adams 

Cropp 

Gredler 

Hasslwanter 

Markus 

V.  Knapitsoh 

Niool 


Advokat 

Justizkommissar 
Dr.  jur.  und  Advokat 
Advokat 
Advokat 
Dr.  jur. 
Dr.  jur. 

Justizkommissar 
Advokat 
Justizkommissar 
Dr.  jur. 
Advokat 
Dr.  jur. 
Advokatanwalt 
Advokat 
Advokat 
Advokat 
Justizkommissar 
Justizkommissar 
Hoofadvokat 
Advokatanwalt 
Advokatanwalt 
Obergerichtsadvokat 
Dr.  jur, 

Dikasterialadvokat 
Prokurator 
Hof-  u.  Geriohtsadvokat 


Hannover 

Stade 

Thom 

Frankfurt  a.  M. 

Stuttgart 

Oldenburg 

Rostock 

Schüttenhofen 

Burg 

Lüneburg 

Danzig 

Wien 

Frankenthal 

Gratz 

Düsseldorf 

Neustrelitz 

Zweibrücken 

Hamburg 

Grünebeig 

Inowrazlaw 

Altenburg 

Düsseldorf 

Koblenz 

Oldenburg 

Wien 

Innsbruck 

Friedland 

Klagenfurt 

Hannover. 


Dr.  der  Rechte 

Das  Verzeichnis  ist  vielleicht  nicht  ganz  genau,  da  bei  mancboi 
Abgeordneten  der  Stand  nicht  angegeben,  bei  manchen  zweifelhaft  tf^ 
und  anderweit  nicht  immer  sicher  ermittelt  werden  konnte.  Indes  nnd 
das  nur  wenige  Falle.  IHmmt  man  sonach  das  Verzeichnis  als  im  wesent- 
lichen richtig  an,  so  betrug  die  Zahl  der  Rechtsanwatte,  ungereduiet  dk 
neuerdings  zu  Ämtern  berufenen,  90,  fast  ein  Sechstel  der  VersammlmS« 
Man  hat  das  Parlament  das  Professorenparlament  genannt.  Allein  es 
ziihlte  nur  58  Professoren;  mit  besserem  Rechte  hatte  man  es  ein  Recht»- 
anwalt^Mirlament  nennen  können. 

Die  politische  Richtung  der  Anwälte  lasst  sich  aus  derselben  Abstiffi- 
mungsliste  ungefähr  erkennen.  Wer  nämlich  für  den  Erzherzog  Johann  g^ 
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stimmt  hat,  der  wird  zur  monarchischen  Partei  gerechnet  werden  können. 
Es  stimmten  nun  von  jenen  90  für  den  Erzherzog  66,  abwesend  waren  6, 
darunter  Brentano  und  Reh ;  für  Gagem  stimmten  7,  darunter  Freuden- 
theil,  Itzstein  und  Fetzer,  für  Itzstein  4,  darunter  Scha£Erath  und  y.  Dies- 
kau;  der  Abstimmung  enthielten  sich  7,  zum  Teil  mit  der  Erklärung: 
„loh  wähle  keinen  Unverantwortlichen",  darunter  Ludwig  Simon,  Ber- 
ger, Wesendonck,  Zitz.  Es  werden  sonach  gut  zwei  Dritteile  der  Bechts- 
anwälte  zu  den  gemässigten  Parteien  gerechnet  werden  können.  Fast 
jede  Partei  zählte  unter  ihren  bedeutenderen  Kräften  Rechtsanwälte: 
die  äusserste  Rechte  (Caf6  Milani)  Detmold,  das  rechte  Zentrum  (Kasino) 
Soiron,  Heckscher,  Hergenhahn,  Hollandt,  Rüder,  das  linke  Zentrum 
(Württemberger  Hof)  Giakra,  Kirchgessner,  Werner,  Widenmann 
V.  Wydenbrugk,  Zell,  die  gemässigte  linke  (Westendhall)  Schott,  Reh 
Freudentheil,  die  linke  (Deutscher  Hof)  unter  Robert  Blum:  v.  Itz- 
stein, die  republikanische  oder  äusserste  linke  Ludwig  Simon,  Brentano, 
Berger,  Schaffrath,  Wesendonck,  Zitz. 

Zum  Präsidenten  wurde  Heinrich  v.  Gagem,  zum  Vizepräsidenten 
Alexander  v.  Soiron,  Oberhofgerichtsadvokat  aus  Mannheim,  ge- 
wählt, der  im  Vorparlamente  den  bedeutsamen  Antrag  durchgesetzt 
hatte,  dass  über  die  Reichsverfassung  einzig  und  allein  die  Nationalver- 
sammlung zu  beschUessen  haben  werde.  Als  Vorsitzender  des  vom  Vor- 
parlamente gewählten  Fünfzigerausschusses  hatte  er  so  klug  zwischen 
rechts  und  links  zu  vermitteln  verstanden,  dass  diese  völlig  private  Ver- 
einigung bis  zum  Zusammentritte  des  Parlaments  eine  Art  Herrschaft 
über  den  Bundestag  und  die  Einzeh^erungen  ausüben  konnte.  Im 
Parlamente  präsidierte  er  mit  Buhe,  Gewandheit  und  Energie;  es  kam 
ihm  zuweilen  nicht  darauf  an  sich  über  die  Geschäftsordnung  hinweg- 
zusetzen; der  steifnackige  SchafiErath  wollte  ihm  einmal  fünfzehn 
Überschreitungen  nachweisen.  Imponierte  Gagem  mehr  durch  die 
Macht  seiner  Persönlichkeit,  so  übertraf  ihn  doch  Soiron  in  der  ge- 
schickten Gruppierung  und  Fragestellung,  in  dem  Sinn  für  das  Prak- 
tische, in  der  Kunst  des  Vermitteins.  „Umstände  machte  er  weder 
mit  den  Menschen  noch  mit  denWorten'\  sagt  Rudolf  Haym ;  „ein  Mann 
von  unverwüstlich  geistiger  Frische,  der  inkamierte  gesunde  Menschen- 
verstand*', nennt  ihn  Beseler. 

Unter  den  Abgeordneten  traten  die  bisherigen  politischen  Grössen 
etwas  gegen  die  Neulinge  zurück.  Itzstein  hatte  wenig  Einfluss,  sah 
sich  von  den  Jüngeren  überflügelt.  Detmold,  Stüves  wackerer  Helfer 
im  hannoverschen  Verfassungsstreite,  zeichnete  sich  wesentKoh  nur 
durch  Witze  und  Karrikaturen  aus,  und  als  er  zuletzt  Reichsminister 


476  Seohster  Absohnitt    B«ihtBaiiwiltew 


wurde,  nahm  kein  Mensch  dieses  Ministeiiiun  ernst.  Der  schweigBuiie 
Uhland  sprach  nur  zweimal,  aber  so  wie  nur  ein  Ubland  konnte.  Er  be- 
kämpfte den  Ausschluss  Österreichs  aus  Gründen  des  Gemüts,  die  in 
der  Tat  die  einzig  berechtigten  waren.  Wenn  österreichische  Abge- 
ordnete reden,  ist  ihm,  als  hörte  er  eine  Stimme  aus  den  Tiroler  Bergen. 
Trotz  alles  Drucks  seiner  Politik:  wir  hatten  Osterreich  nicht  loBg^ 
lassen,  wir  wussten,  was  wir  ihm  verdanken. 

Jetzt  soll  Osterreich  von  uns  losgerissen  werden?  Jetzt,  wo  es  eben 
jung  wie  ein  Adler,  mit  den  frischen  Wunden  der  März-  und  Hai- 
kämpfe  zu  uns  herangetreten  ist,  um  den  neuen  Bund  der  Freiheit  za 
schliessen!  Man  sagt,  die  alten  Mauerwerke  seine  darum  so  muser- 
störbar,  weil  der  Kalk  mit  Blut  gelöscht  sei.  Österreich  hat  sein 
Herzblut  gemischt  in  den  Mörtel  zum  Neubau  der  deutschen  Freiheit. 
Osterreich  muss  mit  uns  sein  und  bleiben  in  der  neuen  pohtiechen 
Paulskirche. 

Das  zweite  Mal  sprach  er  g^en  das  Erbkaisertum  als  dem  Geiste  wider- 
sprechend, aus  dem  das  Parlament  hervorgegangen  sei.  „Die  Bero- 
lution  und  ein  Erbkaiser,  das  ist  ein  Jüngling  mit  grauen  Hauen". 
„Glauben  Sie,  meine  Herren**  —  dieses  prophetische  Schlusswort  seiner 
Erbkaiserrede  ist  berühmt  geworden  —  „es  wird  kein  Haupt  über 
Deutschland  leuchten,  das  nicht  mit  einem  vollen  Tropfen  demokra- 
tischen 01s  gesalbt  ist." 

Der  radikale  Sachse  Schaffrath  sprach  oft  und  mit  der  zaben 
Verbissenheit,  die  wir  schon  in  seiner  Jugendgeschichte  an  ihm  kennen 
gdemt  haben  und  die  sich  jetzt  besonders  im  Hervorrufen  endloser  6e- 
schaftsordnungsdebatten  äusserte:  eine  Karrikatur  stellte  ihn  au!  dem 
Steckenpferde  der  Geschäftsordnung  reitend  dar.  Das  hinderte  ihn 
aber  nicht  sich  selbst  zu  Zeiten  über  die  Geschäftsordnung  zu  stdlen. 
Für  ein  „Pfui**  zur  Ordnung  gerufen,  wiederholte  er  das  Wort,  mit  ihm  die 
ganze  linke,  für  sich  auch  den  Ordnungsruf  begehrend.  Und  das  ge- 
schah bei  derselben  Gelegenheit,  wo  er,  der  immer  die  unbedingte  Gültig- 
keit der  Reichsverfassung  verfochten,  sie  jetaEt,  wo  sie  ihm  nicht  gefid, 
von  der  Zustimmung  der  Einzellandtage  abhangig  machrai  wollte.  & 
stand  Robert  Blum  sehr  nahe,  redigierte  mit  ihm  zusammen  die  Frank- 
forter  Reiohszeitung  und  reiste,  als  Blum  in  Wien  verhaftet  wurde»  nach 
Wien  ab,  erfuhr  aber  noch  auf  der  Reise  dessen  tragischen  Tod«  & 
nannte  sich  selbst  einen  trockenen  Juristen,  aber  seine  Rede  war  pol- 
ternd und  heftig.  „Eher  verdorre  mir  die  Hand",  rief  er  einmal  aus,  „als 
daas  ich  die  Rechte  des  Volks  verrate." 
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Eine  unsympathische  Erscheinung  war  Heckscher.  Schon  in 
Hamburg  soll  er  als  Advokat  nicht  sehr  beliebt  gewesen  sein.  Was 
nun  in  Frankfurt  dem  märrischen»  viel  und  trocken  sprechenden  Manne 
zu  einer  führenden  Stellung  verholfen  hat,  ist  unklar.  Er  soll  zwar  die 
Gabe  der  Bede  besessen  haben.  Was  war  aber  das  für  ein  Redner,  dem 
ab  Sprecher  der  zum  Erzherzog  Johann  gesandten  Abordnung  für  den 
einzigen  historischen  Augenblick  kein  besseres  Deutsch  zur  Verfügung 
stand,  als  das  folgende: 

„Ew.  Kaiserliche  Hoheit  erblicken,  wie   gesagt  (I),   die  Depu- 
tation, welcher  die  konstituierende  Nationalversammlung  den  ehren- 
vollen Auftrag  erteilt  hat,  Ew.  Kaiserlichen  Hoheit  die  Botschaft 
zu  überbringen,  dass  sie,  nachdem  sie  das  Gesetz  über  die  Gründung 
einer  provisorischen  Centralgewalt  für  Deutschland  angenommen,  Ew. 
Kaiserliche  Hoheit  zum  Beichsverweser  ernannt  hat.*' 
Ebenso  klassisch  ist  der  Bericht,  den  er  am  12.  Juli  in  der  Paulskirche 
über  die  Beise  abstattete,  in  dem  von  der  Audienz  beim  Erzherzog 
ganz  wenig,  von  Festlichkeiten,  Mahlem  und  Fackelzügen  dagegen  un- 
gemein viel  erzählt  wird:  wie  beim  Hofbankett  in  Wien  die  Deputation 
vor  den  hohen  Staatsbeamten  gesessen,  in  Dresden  an  einem  besondem 
Tische,  in  Leipzig  dagegen  an  der  Tafel  der  Fürstlichkeiten  gespeist, 
sich  aber  doch  gar  nichts  darauf  eingebildet  habe,  wie  in  Hallo  aus  der 
Tumerschaft  ein  junger  Mann  an  den  Wagenschlag   getreten  sei  mit 
der  kecken  Frage:  „Verantwortlich  oder  unverantwortlich?"  und  der 
Erzherzog  darauf  die  tiefsinnige  Antwort  gegeben:  »JDas  muss  sich  fin- 
den von  Frankfurt  aus"  usw.    Diesen  Mann  nun  berief  der  Erzherzog 
in  sein  erstes  Ministerium,  zuerst  als  Justizminister,  bald  aber  für  das 
Auswärtige. 

Hier  stand  er  alsbald  vor  einer  Aufgabe,  deren  Lösung  auch  eines 
Andern  Kräfte  fiberstiegen  hätte:  der  schleswig-holsteinischen  Frage. 
Die  Sache  war  rettungslos  verfahren.  Preussen  hatte  unter  Überschrei- 
tung der  ihm  vom  Beiche  erteilten  Vollmacht  den  Waffenstillstand  zu 
Malmö  abgeschlossen ;  das  Beichsministerium  hatte  die  undankbare  Auf- 
gabe trotzdem  die  Genehmigung  zu  vertreten,  weil  man  es  mit  Preussen 
nicht  verderben  durfte ;  es  musste  zurücktreten,  wenn  es  nicht  damit 
durchdrang.  Am  14.  September  begann  die  Debatte.  Heckschers  sehr 
lange  Bede  wurde  schweigend  angehört  Als  er  aber  nach  dreitägiger 
Debatte,  in  der  u.  a.  Giskra  und  Ludwig  Simon  mit  hinreissendem  Feuer 
geigen  den  Waffenstillstand  gesprochen  hatten,  noch  einmal  das  Wort 
nahm,  wurde  er  von  der  Hälfte  des  Hauses  mit  Grollen  empfangen, 
und  der  Trotzige  tat  alles,  um  dieses  zum  Gewitter  zu  steigern;  er,  der 
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Minister,  mosste  einen  Ordnungsruf  und  eine  Abstimmung  darüber,  ob 
ihm  das  Wort  zu  entziehen,  über  sieh  ergehen  lassen. 

Der  Waffenstillstand  wurde  angenommen.  Noch  denselben  Abend 
(14.  September)  fanden  Volkstumulte  statt.  Heckscher  floh  nach  Höchst, 
wurde  dort  aber  erkannt,  verfolgt  und  musste  im  Bathause  Zuflucht 
suchen.  Es  traf  sich  aber,  dass  dorthin  noch  andere  sich  gerettet  hatten, 
die  ihn  der  vor  dem  Tore  tobenden  Menge  ausliefern  wollten.  Sieben 
Stunden  lang  kämpfte  Heckscher  mit  diesen  inneren  Feindon,  ihr  An- 
sinnen,  wenigstens  sein  Mandat  niederzulegen,  hartnackig  ablehnend, 
bis  endlich  die  Menge  draussen  sich  verlaufen  hatte.  Vom  Minister- 
posten  trat  er  zurück  und  ging  als  Beichsgesandter  nach  Turin  und 
Neapel.  Er  hat  aber  dann  noch  am  Parlamente  teilgenommen,  scharf 
gegen  Preussen  gehalten  und  zuletzt  das  hässliche  Spiel  mitgespielt 
für  das  suspensive  Veto  des  Reichsoberhauptes  zu  stimmen,  nicht  aus 
sachUchen  Gründen,  sondern  um  die  Verfassung  dem  Könige  von  Preus- 
sen unannehmbar  zu  machen.  Zuletzt  hat  er  seine  Advokatur  in  Ham- 
burg wieder  aufgenommen,  ist  1853  hanseatischer  Ministerresident  in 
Wien  geworden  und  dort  1865  gestorben. 

Eine  äusserst  erregte  Szene  veranlasste  einmal  der  Mannheimer 
Advokat  Lorenz  Brentano.  In  der  Sitzung  vom  7.  August  für 
Amnestierung  der  badischen  Aufständischen  sprechend,  wies  er  darauf 
hin,  dass  auch  in  Galizien  die  Aufständischen  begnadigt  worden  seien 
und  in  Posen  es  werden  sollten. 

„Wollen  Sie,''  rief  er  aus,    „die,  die  in  Baden  die  Waffen  ergriffen 
haben,  zurücksetzen  gegen  einen  Prinzen  von  Preussenl'* 

Diese  freche  Anspielung  auf  die  Flucht  des  Prinzen  nach  England  und 
seine  kürzlich  erfolgte  Wiederkehr  rief  einen  Sturm  der  Entrüstung  her- 
vor. Bufe:  „Zur  Ordnung!  Herunter  von  der  Tribüne!"  durchhallten 
den  Saal ;  Tumult  umtoste  die  Bednerbühne ;  der  Vizepräsident  v.  Soiron 
bedeckte  sich  und  hob  die  Sitzung  auf,  eine  der  stürmischsten,  die  das 
Parlament  erlebt  hat. 

Auffallend  war  die  kolossale  Gestalt  des  jovialen  sachlichen  Chris- 
tian Widenmann,  Advokatanwalts  in  Düsseldorf,  seit  9.  August 
Unterstaatssekretär  der  Justiz  im  Beichsministerium.  Von  ihm  ging 
der  Gedanke  eines  gemeinsamen  Handelsrechts  aus;  er  veranlasste  im 
November  1848  die  Einberufung  der  Handelsrechtskommission  und 
trat  selbst  an  ihre  Spitze.  1849  trat  er  als  Advokatanwalt  beim  .Ä^ipel- 
lationshofe  in  Köln  ein.  Sein  Düsseldorfer  Kollege  Hugo  Wesen* 
d  o  n  c  k  ist   1850  seines  Amtes  entsetzt  worden  und  hat  seitdem  in 
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Neuyork,    snletzt    als  Präsideiit    der  LebensveiBioheningsgesellsohaft 
Gennania,  gelebt,  ist  dort  am  19.  Dezember  1900  gestorben. 

Eines  der  grössten  Talente  der  Versammlung  war  Ludwig  Simon, 
geboren  1810  zu  Trier,  seit  1839  Advokat  daselbst,  dessen  schwung- 
volle Beredtsamkeit  doch  nie  den  sicheren  Untergrund  strenger  Logik 
v^Iiess.  Die  Revolution  ist  ihm  eine  zum  Beoht  gewordene  Macht. 
„Bisher  hat  das  Becht  die  Geschichte  geknebelt,  jetzt  ist  die  Geschichte 
einmal  Herr  geworden  aber  das  Becht.'*  In  Wien  habe  die  Monarchie 
versucht  ihre  Zugestandnisse  mit  der  exceptio  vis  ac  metus  zu  entkräf- 
ten, die  Wiener  hatten  aber  mit  der  replicatio  revolutionis  geantwortet. 
.,Wis8en  Sie,  wer  ein  Bebell  ist?  Derjenige,  welcher  gegen  den  status 
quo  ankämpft,  und  wir  sind  der  status  quo'\  Prachtvoll  war  seine  Bede 
am  20.  November  1848  in  der  Debatte  über  den  Berliner  Steuerver- 
weigerungsbeschluss,  wo  er,  „ein  Mortimer  des  Hasses*',  die  Leiden  schil- 
derte, die  die  Monarchie  über  die  Völker  gebracht, 

diese  Monarchie,  die  ich  im  Gegensatz  zur  roten  Bepublik  die  rote 
Monarchie  nenne,  welche  mit  verheerendem  Fusse  über  die  Trümmer 
der  Städte  und  die  Leichen  der  Völker  schreitet. 
Er  war  es,  der  zusammen  mit  Zitz  am  17.  September  die  durch  die  An- 
nahme des  Malmöer  Waffenstillstands  ohnehin  erregten  Massen  auf  der 
Pfingstweide  zu  Frankfurt  noch  mehr  aufwiegelte,  sicher  weniger  un- 
geschickt als  Zitz,  welcher  brüllte,  „jetzt  müsse  man  Fraktur  schreiben", 
aber  doch  wohl  so,  dass  er  moralisch  von  der  Mitschuld  an  dem  blutigen 
Au&tande  des  nächsten  Tages  nicht  ganz  freizusprechen  ist.  Er  ist  mit 
dem  Parlamente  nach  Stuttgart  übergesiedelt,  nach  dessen  Sprengung 
in  die  Schweiz  geflüchtet,  zu  Trier  in  contumaciam  zum  Tode  verurteilt 
und,  weil  Landwehroffizier,  niemals  amnestiert  worden.  Dieser  be- 
gabteste und  ehrlichste  Führer  der  äussersten  Linken  musste  nach 
manchen  Lrfahrten  1855  Kommis  in  einem  Pariser  Bankhause  werden; 
1866  gründete  er  ein  eignes  Geschäft,  das  er  aber  bei  Ausbruch  des  fran- 
zösiachen  Kriegs  auflösen  musste.  Verbannt  und  verschollen  ist  er 
am  2.  Februar  1872  zu  Montreux  gestorben,  er,  von  dem  Heinrich  Laube, 
sein  politischer  Gegner,  gesagt  hatte: 

Wer  so  jung  wie  Simon,  ungestüm  und  doch  logisch,  ohne  Phrase 
und  doch  mit  Fülle  des  Worts,  revolutionär  und  doch  voll  scharfen 
Reoht^gefühls,  ein  Parlament  wie  das  deutsche  zur  Bewunderung 
hingerissen  hat,  der  muss  dem  Vaterlande  erhalten  werden  unter 
allen  Umständen. 
Drei  hervorragende  Parlamentarier  hatte  die  österreichische  Ad- 
vokatur nach  Frai&furt  entsandt:  Eugen  Megerle  v.  Mühlfeld,  Johann 
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Nepomiik  Berger  und  E^l  Oiskra.  Mählfeld,  geboren  1810  in 
Wien,  hatte  einige  Jahre  an  der  dortigen  Univefsttat  gelehrt  und  war 
seit  AnfATig  der  vierziger  Jahre  der  berühmteste  Verteidigiar  in  Wien; 
er  hat  dann  im  österreichischen  AbgeordnetenhanBe  besonders  bm  Schaf- 
fang der  konfessionellen  Gesetze  als  liberaler  Redner  geranzt  und  ist 
am  24.  Mai  1868  gestorben.  B  e  r  g  e  r  hatte  sich  aus  ärmlichen  Ver- 
hältnissen durch  Zeitung»-  und  Novellenschreiben  unter  dem  Namm 
Stemau  heraufgearbeitet.  Bei  seiner  Wahl  1848  war  er  Adrokatur- 
konzipient  und  wurde  erst  im  Laufe  des  Jahres  zum  AdvokaLten  er- 
nannt. Ein  klarer,  witziger,  durch  Hegeische  Philosophie  geschulter 
Kopf,  nahm  er  im  Parlamente  eine  bedeutende  Stettung  ein.  Berühmt 
ist  seine  Bede  gegen  Weicker  anlasslich  dessen  Übertritts  zur  Erbkaiser- 
parteL  In  Wien  war  er  dann  einer  der  gesuchtesten  Anwälte  und  später 
einer  der  Fuhrer  der  Liberalen^  der  daher  1867  ins  Burgerminiaterium 
berufen  würde,  aber  schon  am  9.  Dezember  1870,  nachdem  er  CSehor 
und  Sprache  verlorai,  starb.  Der  jüngste,  aber  bedeutendste  der  drei 
war  Karl  6  i  s  k  r  a.  Der  Achtundzwanzigjährige  war  damals  seit  zwei 
Jahren  Professor  der  Staatswissenschaften  in  Wien,  hat  erst  später  die 
Advokatenlaufbahn  einschlagen  müssen  und  erst  1859,  nach  neun- 
jährigem Konzipiententum  bei  seinem  Freunde  v.  Mühlfeld,  eine  Advo- 
katenstelle  in  Brunn  erhalten,  von  der  aus  er  zum  Burgermeister  von 
Brunn  und  Minister  des  Innern  aufstieg.  Giskra  zählte  zu  den  ersten 
Rednern  des  Parlaments.  Seine  grosse  Bede  für  den  Anschluss  Öster- 
reichs ist  wohl  das  Schönste  und  Beste,  was  für  die  grossdeutsche  Sache 
gesprochen  worden  ist.  Zukunftstrunken  sah  er  in  den  weiten  Ge- 
fildffli  Ungarns  den  deutschen  Bauer  unter  dem  Schutze  deutschen  Rechte 
reichem  Boden  tausendfältige  Frucht  abgewinnen,  Polens  Wälder  deut- 
sch^i  Schiffen  Holz  bieten,  in  diesem  ganzen  grossen  Osterreich  mit 
seinen  metallreichen  Bergen  und  Schi£Ee  tragenden  Ilussen  bis  an  des 
schwarzen  Meeres  Küsten  das  deutsche  Banner  wehen.  ,  J)er  Moment 
ist  gross",  so  schlosB  er  erschüttert,  „die  Wurzeln  des  Baumes  deat* 
scher  Einheit  liegen  bloss:  ein  Schlag,  und  er  sinkt.  Die  Wurzebi  li^geii 
bloss,  die  Axt  ist  angehoben:  schlagen  Sie,  wenn  Sie  es  wagen.** 

Zu  der  Abordnung,  die  dem  Könige  von  Preussen  die  ELaiaerkroiio 
anbot,  gehorten  die  Rechtsanwälte  Soiron,  Reh,  Ruder,  Zell,  Bri^eb. 
Nach  Ablehnung  der  Krone  hat  Hagenhahn  zusammen  mit  Simsoa 
noch  einmal  zwischoi  dem  Könige  und  der  Nationalversammlung  xu 
▼ermitteln  versucht.     Vergebliclu 

Als  am  30.  Mai  1849  nach  dem  Austritte  der  Kasinopartei  das  Par- 
lamoit  besohIo8B  sich  nach  Stuttgart  zu  verlegen,  brachte  dies  unsem 
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in  Stuttgart  regierenden  Römer  in  starke  Verlegenheit.  Entschie- 
den liberal,  hatte  er  doch  mit  Ernst  und  Kraft  bisher  alle  revolutionäxen 
Gelüste  unterdrückt.  Jetzt  geriet  die  Nationalversammlung  selbst, 
von  allen  Gemässigten  verlassen,  auf  die  Bahn  der  Gesetzlosigkeit. 
An  ihrer  ersten  Sitzung  in  Stuttgart  nahm  Römer  noch  teil  imd  stimmte 
mit.  Als  sie  aber  die  provisorische  SZentralgewalt  absetzte  und  eine 
Reichsregentschaft  ernannte,  der  u.  a.  Schüler  und  der  Advokat  Becher 
angehörten,  da  verweigerte  Römer  die  Anerkennung  dieser  nunmehr 
revolutionären  Gewalt.  Doch  er  war  noch  so  in  dem  Gedanken  der  Sou- 
veränetät  d^  Nationalversammlung  befangen,  dass  ihn  hier  die  nötige 
Folgerichtigkeit  verliess.  In  der  Ständekammer  gab  er  auf  die  Frage, 
ob  die  Frankfurter  oder  die  Stuttgarter  Zentralgewalt  die  rechtmässige 
sei,  die  bedenkliche  Antwort: 

die,  deren  Anordnungen  uns  conveniren. 

Als  nun  die  Nationalversammlung  die  Zurückziehung  der  gegen 
den  Pfalzer  Aufstand  entsendeten  Truppen  anordnete,  den  General 
Miller,  der  sich  dem  Befehle  widersetzte,  absetzte,  von  Württemberg 
ftOOO  llann  zur  Unterstützung  der  Revolution  verlangte,  da  forderte 
das  Ministerium  die  Reichsregentschaft  und  am  16.  Juni  1849  auch  die 
Nationalversammlung  auf  Württemberg  zu  verlassen.  Das  Aufforde- 
rungsschreiben verlas  Römer  in  der  Ständekammer.  Da  er  hinzufügte, 
eine  Antwort  sei  noch  nicht  gekommen,  erklärte  der  als  Kammermit- 
glied anwesende  Schoder: 

Ich  kann  die  Antwort  geben.    Die  nächste  Sitzung  der  National- 
sammlung ist  heute  Nachmittag  3  Uhr. 

Da  fuhr  Römer,  der  bleich  und  gramerfüllt  dagesessen  hatte,  zomrot 
auf  und  stürmte  hinaus,  mit  ihm  der  Kriegsminister.  Bald  wurde  es 
lebendig  auf  den  Strassen,  Truppen  marschierten,  Infanterie  besetzte 
das  Reithaus,  in  dem  die  Nationalversammlung  tagte,  Reiter  die  dahin 
führenden  Strassen. 

Die  Mitglieder  des  Rumpfparlaments  indes  versammelten  sich  auf 
Veranlassung  Uhlands  im  Hotel  Marquardt  und  begaben  sich  in  feier- 
lichem Zuge,  an  ihrer  Spitze  der  Präsident  Löwe  und  die  bewährtesten 
Mitglieder  Schott  und  Uhland,  nach  dem  Reithause.  Als  sie  beim 
Militär  anlangten,  das  die  Strasse  sperrte,  trat  ein  Zivilkommissar  her- 
vor und  erklärte,  dass  keine  Sitzung  gehalten  werden  dürfe.  Der  Präsi- 
dent forderte  das  Volk  auf  ihm  Raum  zu  geben  und  wollte  protestieren, 
aber  Trommeln  übertönten  seine  Stimme.  Jetzt  gab  General  MUler 
den  Befehl  die  Strassen  zu  räumen.    Infanterie  mit  gefälltem   Bajonett 
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und  Reiter  mit  gezogenem  Säbel  drangen  auf  die  Abgeordneten  ein  und 
drängten  sie  auseinander. 

So  wurden  am  18.  Juni  1849  die  letzten  Beste  der  Nationalversamm- 
lung  zersprengt.  Man  mag  seinen  Standpunkt  nehmen,  wo  man  wolle, 
so  wirkt  die  Sache  unangenehm.  Zunächst  durch  die  von  Romer  viel- 
leicht nicht  gewollte  Roheit  der  Ausfuhrung.  Mit  Recht  beklagte 
sich  Uhland  darüber,  dass  man  auf  die  letzten  Mitglieder  einer  doch 
legitim  berufenen  Versammlung,  unter  denen  sc^ar  Romers  Schwieger- 
vater Schott  war,  Reiter  habe  eindringen  lassen,  da  es  doch  genügt 
hätte,  sie  am  Eintritte  zu  hindern.  Aber  auch  wenn  der  Politiker  diese 
Massregeln  für  unerlässlich  hielt,  so  musste  doch  den  Liberalen  noch 
einige  Ehrfurcht  anwandeln  vor  den  Trümmern  des  ersten  deutschen 
Parlaments,  zugleich  dem  letzten  Anker  der  deutschen  Einheitsbeetre- 
bungen,  so  musste  doch  der  Jurist  seine  Hand  nicht  dazu  leihen,  dass 
ein  Bundesstaat,  der  die  Reichsverfassung  anerkannt  hatte,  dass  ein 
Minister,  der  selbst  im  Rumpfparlamente  mitgestimmt  hatte,  dieses  selbe 
Parlament  mit  Gewalt  auseinandersprengte.  Er  mochte  die  Beschlüsse 
dieses  Parlaments  für  gesetzwidrig  erklären,  was  sie  auch  waren;  aber 
die  Landeegewalt  durfte,  wie  er  selbst  zugab,  nicht  die  Reichsveisanun* 
lung  auflösen. 

Sein  Sieg  hat  Römer  keine  Freude  gemacht.  Er  hat  ihm  aber  nicht 
einmal  genützt.  Denn  als  wenige  Wochen  darauf  die  Kammer  nach 
dem  neuen  Wahlgesetze  erneuert  wurde,  erlitt  das  Ministerium  eine 
gründliche  Niederlage.  Als  dann  im  Oktober  1849  der  preussische 
Unionsplan  vom  Könige  abgelehnt  wurde,  gaben  die  Minister  Duvemoy 
und  Goppelt  ihre  Entlassung;  Römer,  der  eine  Umbildung  des  Mini- 
steriums vorschlug,  erhielt  die  Antwort,  Seine  Majestät  seien  gesonnen 
ein  von  Grund  aus  neues  Ministerium  zu  bilden.  Der  stolze  Mann«  der 
einst  erklärt  hatte,  er  werde  nicht  warten,  bis  man  um  wegschicke, 
wurde  doch  w^^eschickt;  der  vormärzliche  Minister  v.  Schlajrer  ttat 
an  seine  Stelle.  Die  Reaktion  trat  ein.  Der  Reichsregent  Becher  flüch- 
tete in  die  Schweiz,  stellte  sich  aber  1851  freiwillig,  wurde  in  hochp<di- 
tischer  Schwurgerichtsverhandlung  am  4.  Februar  1852  freigesprochen 
und  übte,  wieder  Rechtsanwalt  in  Stuttgart,  noch  lange  eine  bedeutende, 
aber  immer  mehr  gemässigte  politische  Wirksamkeit  bis  zu  seinem  Tode 
1890.  Auch  Römer  trat  in  die  Rechtsanwaltschaft  zurück;  die  ihm 
angebotene  Stelle  eines  Geheimrats  oder  Obertribunalspräsidenten 
schlug  er  aus.  Parlamentarisch  war  er  weicer  tätig;  von  1851  an  ist  er 
bis  fast  an  sein  Ende  Präsident  der  Kanmi^  gewesen;  und  als  er  1863 
dieses  Amt  wegen  schwerer  Krankheit  niederlegte,  bewilligte  ihm  die 
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Kammer  duroh  besonderes  Gesetz  ein  Ruhegehalt  von  3000  Gulden. 
Am  11.  Man  1864  ist  er  gestorben. 

Es  ist  ein  eignes  Verhängnis,  dass  Römer,  der  sich  schon  auf  der 
Schule  duroh  sein  unbeugsames  Rechtsgefühl  den  Beinamen  Cato  zuge- 
zogen hatte,  sein  Gedächtnis  in  der  Geschichte  Tomehmlich  durch  eine 
unrechte  Tat  begründet  hat.  Wäre  diese  nicht,  so  böte  sein  Bild  nur 
sympathische  Züge.  Des  Jünglings,  der  1813  aus  einer  Umgebung,  die 
von  patriotischem  Aufschwünge  nicht  viel  weiss,  in  den  Freiheitskrieg 
eilt,  der  als  Kadett  seinem  Könige  auf  Vorhaltung  eines  dienstlichen 
Fehlers  die  kecke  Antwort  gibt:  „Richtet  nicht,  auf  dass  ihr  nicht  ge- 
richtet werdet",  des  entschieden  freisinnigen  Mannes,  der  in  bewegter  Zeit 
die  Ordnung  auch  gegen  seine  Freunde  fest  aufrecht  zu  erhalten  weiss 
und  deshalb  vom  Strassenpöbel  persönlich  bedroht  wird,  des  Partiku- 
lariston,  der  gegen  die  preussische  Spitze  stimmt,  aber,  nachdem  einmal 
diese  beschlossen,  ehrlich  und  entschieden  für  die  Reichsverfassung 
eintritt,  des  stolzen  Mannes,  der  es  verschmäht  sich  duroh  eine  Präsi- 
dentenstelle abfinden  zu  lassen  und  lieber  aus  dem  Ministersessel  in  die 
Rechtsanwaltschaft  zurücktritt,  dieses  Mannes  mag  auch  die  Geschichte 
der  Advokatur  wohl  gedenken. 

m.   Die  drei  Mannheimer. 

Dreimal  hat  die  Republik  ihr  Haupt  in  Deutschland  erhoben; 
dreimal  sind  Mannheimer  Advokaten  ihre  Propheten  gewesen.  Der 
krasse  H  e  c  k  e  r  ,  der  uns  aus  dem  Vormärz  bereits  bekannte  Liebling 
der  Massen,  war  in  seinen  Anschauungen  immer  weiter  vorgeschritten. 
In  der  Heidelberger  Versammlung  vom  5.  März  1848  bekannte  er  sich 
bereits  als  Republikaner  und  Sozialdemokraten,  ein  Wort,  das,  wie  es 
scheint,  er  geprägt  hat.  Dem  Vorparlamente  legte  er  zusammen  mit 
dem  ganz  fanatisierten  Struve  ein  rein  republikanisches  Programm  vor, 
«teilte  überall  die  äussersten  Anträge  und  erklärte  entschlossen  zu  sein 
mit  seinem  Kopfe  und  Leben  das  Land  zu  retten.  Als  er  dort  Niederlage 
auf  Niederlage  erlitt,  reiste  er  verbittert  ab.  Der  von  Struve  schon 
lange  genährte,  von  Hecker  bisher  immer  zurückgewiesene  Gedanke 
einer  gewaltsamen  Erhebung  wurde  jetzt  o£fen  erörtert.  Täglich  kamen 
Briefe,  Depeschen,  Deputationen,  die  zur  Ergreifung  der  Wafien  auf- 
forderten. Am  Bodensee  wühlte  der  republikanische  Agitator  Fickler; 
in  Paris  bildete  der  Dichter  Georg  Herwegh  eine  deutsche  Legion;  in 
der  Schweiz,  im  Elsass  rüsteten  sich  Arbeitermassen  zu  einem  Einfall 
in  Baden.    Ein  schwerer  Druck  lag  auf  den  Gemütern.    Es  war  wie  bei 
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der  Verschwörung  Catilmas.  Bereits  rief  die  Regierung  Bundestmppen 
zu  Hilfe;  bereits  wies  man  mit  Fingern  auf  die  Verschworenen:  nur 
diese  selbst  wussten  sich  nicht  zu  entschliessen. 

Da  zerriss  eine  kühne  Tat  die  Nebelschleier.  Am  8.  April  1848  wurde 
Fickler  auf  dem  Bahnhofe  zu  Karlsruhe  von  dem  Abgeordneten  Mathy 
aus  eigner  Machtvollkommenheit  verhaftet.  Der  Schlag  traf  die  Ver- 
schwörer unvorbereitet.  Bisher  war  wohl  geredet,  aber  nicht  gehandelt 
worden.  Struve  indes,  sofort  entschlossen,  reiste  von  Mannheim  ab 
und  hatte  in  Donaueschingen  am  9.  April  abends  die  ersten  geheimen 
Besprechungen  über  Einleitung  des  Aufstandes.  Am  11.  April  fand 
sich  auch  Hecker  ungerufen  in  Konstanz  mit  ihm  zusammen.  Am 
12.  April  erliess  die  „provisorische  Regierung",  gezeichnet:  Heoker, 
einen  Aufruf  zur  Erhebung,  der  aber  ihren  Zweck  nicht  angab,  das 
Wort  „Republik"  immer  noch  vermied.  Jetzt,  glaubte  man,  werde  das 
Volk  sich  wie  ein  Mann  erheben,  das  Militär  werde  übertreten,  im 
Triumphzuge  werde  man  Karlsruhe  erreichen,  ohne  Schwertstreich 
die  deutsche  Republik  begründen.    Der  Hecker  schlug  an  seinen  Schild. 

Mit  50  Mann  zog  Hecker  am  13.  April  aus  Konstanz  aus,  in  blauer 
Bluse,  einen  Säbel  an  der  Seite,  im  Oürtel  zwei  Pistolen,  auf  dem  Kopfe 
einen  kühnen  Hut  mit  Hahnenfeder.  Aber  wo  blieben  die  Tausende, 
die  ihm  einst  zugejubelt  hatten?  Keine  Spur  von  Begeisterung,  viel- 
fach kalter  Empfang,  im  Reiche  keine  Teilnahme.  In  Bernau  trafen 
zwei  Abgesandte  des  Fünfzigerausschusses,  Venedey  und  Spatz,  beide 
selbst  Republikaner,  ein,  die  den  Aufstandischen  volle  Amnestie  an- 
boten, wenn  sie  die  Waffen  niederlegten.  Hecker  erwiderte,  er  bedürfe 
keiner  Amnestie,  biete  aber  seinerseits  den  34  deutschen  Fürsten  Am- 
nestie an,  wenn  sie  binnen  14  Tagen  ihrer  unrechtmassigen  Herrschaft 
entsagten;  er  war  so  gütig  sie  alsdann  mit  ansehnlichem  Vermögen 
in  den  Privatstand  zurücktreten  zu  lassen. 

Am  Morgen  des  20.  April  stiess  die  zum  Teil  mit  Sensen  bewaff- 
nete 1200  Mann  starke  Schar  bei  Kandem  auf  etwa  2SS00  Mann  MUitar 
mit  sechs  Geschützen.  Der  Befehlshaber  General  Friedrich  v.  Gagem, 
ein  Bruder  Heinrichs  von  Gagem,  suchte  Hecker  in  einer  Unterredung 
vergeblich  zur  Niederl^ung  der  Waffen  zu  bewegen.  Noch  beim  Aue- 
einandergehen rief  ein  badischer  Offizier  ihm  zu:  „Ich  beschwöre  Sie, 
stehn  Sie  ab!''  Aber  Hecker  blieb  fest.  Auf  der  Passhöhe  Scheid^gg 
stellten  sich  die  Parteien  in  geringer  Entfernung  von  einander  auf.  Da 
trat  aus  den  Reihen  der  Freischärler  der  Literat  Kaiser  hervor  und  riei 
den  Truppen  zu: 

Schiesst  nicht  auf  Eure  Brüder. 


Kap.  49.    Btwas  Politik,     m.  Die  drei  liumheimer.  48& 

Bereits  begannen  die  Truppen  zu  sohwanken,  8  bis  10  Mann  traten  aus 
der  Reihe.  Da  drängte  sich  der  General  zu  Fuss  vor  die  Front,  stellte 
die  Ordnung  wieder  her  und  stieg  zu  Pferde.  In  diesem  Augenblicke 
krachten  Flintenschüsse,  und  er  sank,  den  Säbel  in  der  Hand,  vom 
Pferde,  das  erste  Opfer  des  Aufstands. 

Jetzt  griffen  die  Truppen  an.  Der  linke  Flügel  der  Freischärler, 
aus  Sensenmännern  bestehend,  floh  sofort;  die  Schützen  hielten  etwa 
eine  halbe  Stunde  lang  Stand,  dann  flüchtete  alles  die  waldigen  Höhen 
hinauf.  Hecker  entging  nur  durch  Zufall  den  zweimal  an  ihm  vorüber- 
sturmenden  Truppen.  Den  ganzen  Tag  irrte  er  durch  die  Wälder  und 
trat  abends,  völlig  erschöpft,  in  ein  Bauernhaus  ein  mit  den  Worten: 

Ich  bin  Hecker.  Werdet  Ihr  mich  verraten? 
In  einen  Bauemmantel  gehüllt,  von  einem  Sohne  des  Hauses  geführt, 
entkam  er  über  Steinen  nach  der  Schweiz.  Eine  zweite  Kolonne  der 
Aufständischen  unter  Sigel  ward  bei  Freiburg  zersprengt,  die  deutsche 
L^on  unter  Herwegh,  deren  Hilfsangebote  übrigens  Hecker  stets  ab- 
gelehnt hatte,  lief  ebenfalls  auseinander.  Der  Aufstand  war  auf  allen 
Punkten  gescheitert. 

Hecker  nahm  zu  Muttenz  in  der  Schweiz  Wohnsitz  und  wirkte 
schriftstellerisch  weiter,  doch  bereits  zerfallen  mit  seinen  Parteigenos- 
sen^  deren  Pläne  der  Anrufung  Frankreichs  er  aufs  Entschiedenste  ab- 
lehnte. Die  badische  Regierung  klagte  ihn  wegen  Hochverrats  an, 
nahm  ihm  die  Advokatur.  Da  wählte  ihn  der  vierte  badische  Wahl- 
kreis Thiengen  in  die  Frankfurter  Nationalversammlung.  Die  Wahl 
wurde  beanstandet,  obwohl  sich  juristische  Oründe  gegen  sie  nicht 
geltend  machen  Hessen.  Auch  Eduard  Simson,  der  bei  dieser  Gelegen- 
heit eine  seiner  schönsten  Reden  hielt,  konnte  nur  politische  Oründe 
finden. 

Ich  kann  nicht  ohne  tiefe  Wehmut  denken,  so  schloss  er,  dass  ein 
Mann,  der  durch  alle  Gaben  des  Geistes  und  Herzens  vor  vielen 
berufen  war,  an  den  Wiederaufbau  des  Vaterlandes  seine  Hand  mit 
anzulegen,  in  unseliger  Verblendung  sich  selber  von  dieser  edelsten 
Arbeit  ausgeschlossen  hat.  Aber  hier  ist  keine  Stelle  für  die  Be- 
urteilung, wie  sie  der  Religion,  der  Kirche,  der  Ästhetik,  der  Juris- 
prudenz zusteht.  Vor  der  politischen  Beurteilung,  die  hier  allein 
probehalfcig  ist,  bleibt  stehen,  dass  Hecker  den  heiligen  Boden  unse- 
res Vaterlandes  mit  Blut  getränkt,  dass  er  den  Fremden  die  Tür 
gewiesen  hat  nach  der  deutschen  Erde.  An  die  Stelle  der  ewigen 
Ordnungen  des  Rechts  hat  er  das  Banner  der  Gewalt  zu  pflanzen 
versucht.    Darum  kann  er  nicht  sitzen  unter  den  Männern,  denen 
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unser  Volk  die  Gründung  der  Einheit,  die  Festigung  seiner  Ereih^ 
anvertraut  hat^  in  den  Wegen  des  Rates»  der  Massigung,   der  Weis- 
heit, der  Geduld.     Erst  nach  langer  ernster  Sühne  kann  für  ihn 
wieder  Baum  werden  auf  unsrer  vaterlandischen  Erde. 
Die  Wahl  wurde  für  ungültig  erklärt.    Da  beechloss  Hecker  sein  Vater- 
land zu  verlassen.    Am  20.  September  1848  schiffte  er  sich  nach  Amerika 
ein,  erwarb  dort  eine  Farm  bei  Belleville  in  lUinois,  führte  im  Bürger- 
kriege 1860  ein  deutsches  Regiment,  spater  eine  Brigade,  mit  der  er 
nach  der  Niederlage  bei  Bullrum  einen  ehrenvollen  Rückzug  ausführte. 
Seit  1864  lebte  er  im  Sommer  auf  seiner  Farm,  hielt  im  Winter  populiie 
Vorlesungen.     1873  hat  er  noch  einmal  kurze  Zeit  auf  deutscher  Erde 
geweilt.    Am  24.  März  1881  ist  er  in  St.  Louis  gestorben. 

Auf  diesen  Mann  hatte  die  Natur  das  Füllhorn  ihrer  Gaben  ausge- 
schüttet. Der  herrliche  Kopf  mit  dem  edlen  Antlitz,  dem  sanft  ge- 
kräuselten Vollbart,  dem  langgelockten  braunen  Haar  erinnerte  an 
Christus.  Und  dann  das  Auge !  Dieses  feuchtschimmemde,  träumerische 
Auge,  das  aber  auch  zornig  bhtzen,  leidenschaftlich  glühen  konnte! 
Das  Auge  war  es,  möchte  ich  glauben,  und  die  hellklingende,  vor  Leiden- 
schaft bebende  Stimme,  und  die  kraftvolle  männUche  Schönheit,  womit 
er  die  Menschen  beherrschte.  Und  die  Gabe  der  Rede  war  es,  und  die 
feurige  VaterlandaUebe  und  die  Opferwilligkeit  und  der  Sinn  für  Ge- 
rechtigkeit, den  er  sich  aus  seinem  Berufe  erhalten  hatte.  Die  teno- 
ristischen  Versuche  seines  Kollegen  Struve  hat  er  aufs  Entschiedenste 
abgewehrt.  Li  seinem  Feldzuge  ist  keine  Gewalt  verübt  worden  und 
selten  mag  es  gelingen,  inmitten  der  Anarchie  die  niedrigen  Triebe  des 
Pöbels  also  zu  dämpfen.  Spione  liess  Hecker  laufen.  Gefangene  gab 
er  mit  Pferden  und  Waffen  frei.  Er  war  sich  klar  über  die  Gefahra, 
die  das  offene  Wirken  für  seine  Überzeugung  ihm  persönlich  zuzog  und 
hat  mehrfach  angesprochen,  ja  vielleicht  sich  heimlich  in  dem  Ge* 
danken  gesonnt  seinen  Kopf  für  die  Republik  hinzugeb^i.  Das 
Ausland  zur  Hilfe  zu  rufen  hat  er  selbst  in  höchster  Not  vercohmäht. 
Und  war  die  Antwort,  die  er  den  Abgesandten  des  Fünfzigerauaschusaes 
gab,  burschikos,  so  war  es  heldenhaft,  wie  er  angesichts  des  sicheren 
Untoganges  die  Waffenstieckung  ablehnte  und  Ueber  sterben  als  mit 
Schmach  leben  wollte.  Es  ist  wahr:  er  war  ein  Träumer.  Aber  das 
deutsche  Volk  denkt  gern  seiner  Träumer.  Und  während  der  giftge- 
schwoUene  Struve  längst  veigessen  ist,  so  singen  heute  noch  die  Studen- 
ten ein  HeckerUed,  in  dem  hei  allem  Spotte  doch  etwas  wie  Rührung 
durohklingt  über  den  edlen  Traum  des  unglückUchen  Mannheimer  Ad- 
vokaten: 
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Sollte  Jemand  fragen 
Lebet  Heoker  noch? 
Wollet  ihm  nur  sagen: 
Hecker  lebet  noch. 
Hängt  an  keinem  Baume, 
Hängt  an  keinem  Strick, 
Hängt  nur  an  dem  Traume 
Der  deutschen  Republik. 


Wir  müssen  uns  nun  den  Mann  naher  ansehen,  den  wir  bisher  schon, 
wenn  auch  überstrahlt  von  Heckers  glänzender  Erscheinung,  mehr- 
fach neben  ihm  hervortreten  sahen.  Bis  1845  war  Oustav  von  S  t  r  u  v  e 
ganz  unbekannt  gewesen.  Geboren  am  11.  Oktober  1805  zu  München 
als  Sohn  eines  russischen  Staatsrats,  war  er  erst  Sekretär  bei  der  olden- 
burgischen Gesandtschaft  am  Bundestage,  dann  Landgerichtsassessor 
in  Jever  gewesen  und  lebte  seit  1832  als  Obergerichtsadvokat  in  Mann- 
heim, zurückgezogen  von  der  Politik,  seinen  phrenologischen  und  staats- 
rechtlichen Neigungen  ergeben,  literarisch  sehr  tätig,  aber  als  Advokat, 
wie  es  scheint,  ohne  Ruf  und  Beschäftigung.  1845  übernahm  er,  seinen 
Adel  ablegend,  die  Leitung  des  „Mannheimer  Journals",  das,  bis  dahin 
farblos,  in  ein  Organ  der  gemässigten  Opposition  umgewandelt  werden 
sollte.  Struve  fühlte  sich  von  dem  rohen  Tone  der  Oppositionspresse 
zurfiokgestossen;  er  war  fest  entschlossen  die  Regierung  nur  in  an- 
ständiger und  würdiger  Weise  zu  bekämpfen.  Aber  eben  das  war  damals 
in  Baden  nicht  möglich.  Das  Blatt  wurde,  so  sagt  der  unparteiische 
Häusser,  nicht  zensiert,  sondern  schikaniert.  Gediegene  und  anständig 
gehaltene  Aufsätze  wurden  verstümmelt,  Neuigkeiten  und  Aktenstücke, 
die  durch  alle  deutschen  Blätter  liefen,  gestrichen,  unaufhörliche  Press- 
prozesse  angestrengt;  es  galt  das  Blatt  zu  ruinieren.  Struve  führte  seinen 
Kampf  nur  mit  gesetzlichen  Mitteln,  aber  mit  einer  Ausdauer,  die  ihm 
allgemeine  Achtung  erwarb.  Als  aber  die  Regierung  den  Verwaltungg- 
rat des  Blattes  bewog  ihm  die  Redaktion  zu  entziehen,  da  gründete  er 
verbittert  den  schon  viel  radikaleren  „Deutschen  Zuschauer"  in  Mann- 
heim, dessen  anfangs  auch  noch  anständiger  Ton  mit  der  Zeit  inmier 
leidenschaftlicher  wurde. 

Zur  Zeit  des  Heckerschen  Aufstands  war  Struve  bereits  zum  him- 
loeen  Fanatiker  der  Revolution  herabgesunken.  Hecker  nach  seiner 
Niederwerfung  fährte  den  Kampf  nur  journalistisch  fort:  Struve  sann 
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sofort  auf  eine  neue  Erhebung,  deren  AuBsichtdoffi^^it  soeben  Uar 
daigetan  worden  war.  Von  der  Schweiz  aus  verbreitete  er  seinen  „Pl^n 
zur  Revolutionierung  Deutschlands^S  in  dem  ungescheut  die  Uanke 
Schreckensheirschaft  gepredigt  wurde.  Am  21.  September  1848  über- 
schritt er  mit  etwa  30  Mann  die  badische  Orenze  und  rief  in  Lörrach 
die  deutsche  Bepublik  aus.  Ein  sofort  herausg^ebenes  »»Bepublika- 
nisches  Begierungsblatt"  verkündete  die  Aufhebung  aller  Abgaben  und 
Dienste  und  ihren  Ersatz  durch  eine  prc^ressive  Einkonmiensteuer»  die 
Einziehung  alles  Grundeigentums  des  Staats,  der  Kirche  und  der  Monar- 
chisten, befahl  alle  Gegner  zu  verhaften  und  ihr  Vermögen  zu  beschlag- 
nahmen, Mannschaften  auszuheben  usw.  Tatsächlich  wurden  die  öffent- 
lichen und,  soviel  möglich,  auch  die  Privatkassen  geplündert,  eine  frei- 
willige Anleihe  ausgeschrieben,  eine  Masse  Leute  verhaftet.  Unter 
solchen  Taten  rückte  man,  bei  spärlichem  Zuzug,  nach  Kandem,  Schlien- 
gen,  Müllheim,  am  24.  September  nach  Staufen.  Hier  rückte  Gmieral 
Hofibnann  mit  etwa  800  Mann  und  4  Geschützen  gegen  das  verbarri- 
kadierte Stadtchen  an.  Die  Aufständischen,  obwohl  ungefähr  ebenso 
stark,  leisteten  kaum  Widerstand;  vergebens  suchte  sie  Stmve  mit 
blanker  Waffe  zum  Stehen  zu  bringen;  freilich  hatte  er  selbst  fem  vom 
Kampf,  im  Bathause,  Stellung  genonmi^i.  Mit  seiner  Frau  flüchtete 
er  unter  Mitnahme  von  16700  Gulden  in  Bauemkleidem,  wurde  aber 
Tags  darauf  in  Wehr  festgehalten  und  zu  Wagen  nach  Freibuig  ge- 
bracht, umtobt  von  wütenden  ihm  dea  Tod  drohenden  VdkBmaaaen. 
'.  Etwas  Tolleres  als  dieser  Aufstand  ist  sdten  untemonmien  wor- 
den. Es  fehlen  ihm  gänzlich  die  sympathischen  Züge,  die  uns  mit 
Heckers  unbesonnenem  Unternehmen  aussöhnen.  Wurde  Hecker  durch 
ein  überraschendes  Elreignis  hingerissen,  so  ging  Struve  mit  kalter  Über- 
legung vor;  bezauberte  Hecker  durch  mannliche  Schönheit  und  feurige 
Bede,  so  stiess  Struves  struppiger  Bart  und  giftgeechwoUene  Phrase 
ab;  verlief  Heckers  Erhebung  in  voller  Ordnung,  so  glich  Struves  Auf- 
stand einem  Baubzuge.  Und  doch  stehen  auch  Struve  Mildeningsgrfinde 
zur  Seite.  Schamlose  Ungerechti^eit  hatte  einen  gesetzUebenden 
Bürger  in  einen  bodenlosen  Anarchisten  verwandelt.  Struves  Geschichte 
ist  ein  klassisches  Beispiel  für  die  entsittlichende  Wirkung  der  Beugung 
des  Bechts. 


Struve  war  mit  den  übrigm  Aufständischen  vor  das  Schwurgericht 
zu  Frdburg  gestellt  worden.  Die  mündliche  Verhandlung  im  März  und 
April  1849  wuchs  zu  einer  politisch«!  Sensation  ersten  Banges  aus. 
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Verteidiger,  an  ihrer  Spitze  Lorenz  Brentano,  geberdeten  sich  wie 
Strassen-  and  Barrikadenredner  and  wossten  geschickt  die  Staatsan- 
wälte in  die  Bolle  von  Angeklagten  zu  versetzen;  das  Pablikum  spielte 
mit;  der  Präsident  Hess  alles  geschehen.  So  kam  es,  dass  die  einge- 
schüchterten Geschworenen,  meist  biedere  Landleate,  jenen  wunderbaren 
Sprach  abgaben,  welcher  die  Beteiligung  Strayes  am  Heckerschen 
Aufstände  yemeinte,  weil  das  „infolge  der  Revolution"'  geschehen  sei, 
die  IVage  nach  Struves  eigner  Empörung  zwar  bejahte,  aber  mit  dem 
Zusätze  „ohne  Vorbedacht,  mit  mildernden  Umständen"",  die  Tatsache 
des  Gefechts  bei  Staufen  überhaupt  leugnete.  Erst  als  das  Gericht 
diesen  Spruch  zuräckwies,  nahmen  die  Geschworenen  die  Zusätze  zu- 
rück und  wurden  die  Angeklagten  zu  8  Jahren  Zuchthaus  oder  6^« 
Jahren   Einzelhaft   verurteilt. 

Das  anerkannte  Haupt  der  Radikalen  war  nunmehr  Lorenz  Bren- 
tano. Geboren  zu  Mannheim  am  4.  November  1813,  seit  1837  Ober- 
gerichtsadvokat und  Prokurator  beim  Hofgerichte  des  Mittelrheinkreises, 
war  er  1845  unter  Itzsteins  Fittichen  in  den  Landtag  gekonmien,  aber 
erst  seit  den  Märztagen  bekannter  geworden.  Von  Heckers  wie  von 
StruvA  Erhebung  hatte  er  sich  klug  femgehalten.  Dafür  öfiEnete  er 
um  so  weiter  die  Schleusen  seiner  aufreizenden  Beredtsamkeit,  zumal 
als  die  Verwerfung  der  Frankfurter  Reiohsverf assung  und  die  Erhebung 
der  Pfalz  bekannt  wurde.  Obwohl  einerseits  Baden  die  Reichsver- 
fassung anerkannt,  andrerseits  die  radikale  Partei  sie  bisher  aufs  Ärgste 
befehdet  hatte,  so  wurde  jetzt  doch  die  Reichsverfassung  der  Schlacht- 
ruf der  Radikalen.  Schon  wurde  zur  Bewaffnung  aufgefordert  und 
besonders  das  Militär  in  Rastatt  bearbeitet,  wo  Struve  gefangen  sass 
und  seine  schöne  Frau,  die  man  freigelassen  hatte,  ihre  demagogischen 
Kfinste  springen  liess.  Die  Regierung  sah  allem  dem  mit  unbegreif- 
licher Schwäche  zu. 

Ffir  den  12.  Mai  1849  hatte  der  Landesausschuss  der  Radikalen 
einen  Kongress  und  für  den  13.  Mai  eine  grosse  Volksversammlung 
nach  Offenburg  ausgeschrieben.  Im  Kongresse  befehdeten  sich  zwei 
Richtungen,  die  gemässigtere  „Advokatenpartei**  mit  Brentano  an  der 
Spitze  und  die  offen  republikanische.  Am  12.  Mai  siegte  noch  einmal 
die  Advokatenpartei,  welche  nur  den  Rücktritt  des  Ministeriums,  Be- 
rufung einer  konstituierenden  Kammer  und  allgemeine  Amnestie  ver- 
langte. Eine  Abordnung,  an  ihrer  Spitze  der  Freiburger  Advokat 
Karl  V.  Rotteck,  überbrachte  am  13.  Mai  morgens  diese  Forderungen 
dem  Minister  Beck,  auch  einem  gewesenen  Advokaten,  von  dem  sie, 
als  er  ablehnte,  trotzig  und  drohend  schied.    In  Offenburg  angelangt, 
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fand  sie  die  Menge  berauscht  von  neuen  Nachrichten.  In  Rastatt  hatten 
die  Soldaten  gemeutert,  die  andern  Garnisonen  waren  dem  Beispiel  ge- 
folgt, die  politischen  Gefangenen  waren  gewaltsam  befreit  worden. 
Jetzt  verlangte  man  ein  Ministerium  Brentano,  VolksbewafEnung  und 
vieles  andere;  zwei  der  Meuterer  wählte  man  in  den  Landesaussohuas. 

Brentano  hatte  sich  von  diesen  Versammlungen  fem  gehalten.  Die 
Krankheit,  mit  der  er  sich  entschuldigte,  muss  wohl  nicht  allzu  heftig 
gewesen  sein,  da  er  schon  den  nächsten  Tag  nach  Rastatt  reisen  konnte. 
Aber  sicher  ist,  dass  die  Masslosigkeit  der  Bewegung  ihn  jetzt  bestürzte. 
Bereits  hatte  er  brieflich  von  jeder  republikanischen  Demonstration 
abgemahnt,  und  der  Frankfurter  Abgesandte  Raveaux,  der  ihn  für  den 
Einzigen  hielt,  der  die  Bewegung  eindämmen  könne,  hatte  Mühe  ihn 
zu  bewegen  die  Wahl  in  den  Landesausschuss  anzunehmen. 

Inzwischen  hatte  auch  in  Karlsruhe  das  Militär  gemeutert.  Indes 
war  ein  Versuch  das  Zeughaus  zu  stürmen  von  der  Bärgerwehr  zurück- 
geschlagen worden,  die  Lage  noch  keineswegs  verzweifelt.  Die  Regie- 
rung bewies  aber  auch  hier  trostlose  Schwäche.  Der  Grossherzog  ver- 
liess  bei  Nacht  zu  Fuss  die  Stadt,  ohne  auch  nur  Anordnungen  wegen 
seiner  Vertretung  zu  treffen.  Minister  Beck  erklärte  am  nächstA  Tage 
dem  Oberbürgermeister,  dass  er  keine  Mittel  habe  die  Stadt  zu  schützen 
und  den  Stadtbehörden  überlassen  müsse  ihre  Massregeln  zu  treffen; 
es  würde  wohl  nichts  übrig  bleiben  als  den  Landesausschuss  der  Radi- 
kalen einrücken  zu  lassen.  Dementsprechend  liess  der  Gemeinderat 
dem  Landesausschusse  erklären,  dass  man  ihm  nicht  entgegentreten 
wolle,  wenn  er  nach  Karlsruhe  komme,  in  der  Voraussetzung,  dass  er 
für  den  Schutz  der  Stadt  sorgen  wolle. 

Am  Nachmittage  des  14.  Mai  1849  hielt  der  Landesausschuss,  be- 
gleitet vom  Rastatter  Infanterieregiment,  unter  klingendem  Spiele  seinen 
Einzug  in  Karlsruhe.  Und  damit  begann  jene  merkwürdige  Regent- 
schaft, deren  juristiBche  Natur  während  ihrer  ganzen  Dauer  versohleiert 
geblieben  ist.  Es  war  kein  Advokatenkniff,  wenn  Brentano  beim  Ein- 
züge vom  Rathausbalkon  herab  erklärte,  er  habe  auf  Einladung  des 
Gemeinderats  die  Zügel  der  Regierung  ergriffen;  denn  die  Botschaft 
des  Gemeinderats  hatte  das  Wesentliche  einer  solchen  Einladung  aller- 
dings enthalten,  imd  der  sofort  erhobene  Widerspruch  des  Bürgermei- 
sters war  nicht  ganz  berechtigt.  Die  Einladung  des  Gemeinderats  konnte 
freüich  die  Legitimität  der  neuen  Regierung  nicht  begründen.  Indes 
sie  war  auf  den  Rat  des  Ministers  Beck  erfolgt.  Der  Grossherzog  war 
ausser  Landes,  die  Minister  reisten  noch  denselben  Tag  ab,  ohne  auch 
nur  die  Staatskassen  mit  ihren  S^^  Millionen  Gulden  in  Sicherheit  zu 
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bringen.  Die  Regierungsgewalt  war  sozusagen  derelinquiert.  Selbst 
dasB  eine  geeetzmajssig  gewählte  Kammer  bestehe,  war  bestritten.  Es 
lag  also  nichts  Revolutionäres  darin,  wenn  der  Landesausschuss»  der 
über  alle  Machtmittel  des  Landes  tatsächlich  gebot,  die  Zügel  der  Regie- 
rung ergriff.  Und  man  konnte  wohl  erkennen,  dass  es  eine  Advokaten- 
partei  war,  welche  regierte;  denn  sie  suchte  vor  allem  den  Zusammen- 
hang mit  der  bisherigen  Rechtsordnung  zu  erhalten. 

Demgemäss  trat  Brentano,  der  eigentliche  Heri»  des  Landes,  von 
Anfang  an  mit  Mässigung  auf.  Er  rief  nicht  die  Republik  aus.  Die 
Beamten  beliess  er  im  Dienst  und  liess  sie  zwar  Gehoisam  schwören, 
aber  vorbehalthch  der  Verpflichtung  auf  die  Landesverfassung.  Als 
die  Gerichtshöfe  auch  diesen  Eid  verweigerten,  drückte  er  beide  Augen 
zu.  Bis  zum  Ende  hat  Brentano  daran  festgehalten,  dass  der  Landes- 
auBsohuss  nicht  die  rechtmässige  Regierung  verdrängt,  sondern  nur 
deren  leeren  Platz  in  Besitz  genommen  habe. 

Dazu  hätte  nun  freilich  vor  allem  gehört,  dass  die  Regierung  im 
Namen  des  Grossherzogs  geführt  worden  wäre.  Und  sicherlich  hat 
Brentano  nichts  anderes  gewünscht.  Allein  hier  hatte  er  mit  seinen 
Anhängern  zu  rechnen.  Im  Landesausschusse  sassen  ausser  ihm  nicht 
weniger  als  fünf  Advokaten  (Junghanns,  Richter,  Rotteck,  Werner, 
Ziegler),  die,  wie  alle  Advokaten,  nicht  leicht  zu  regieren  gewesen  sein 
werden;  daneben  aber  noch  viel  schwierigere  Elemente,  verdorbene 
Sohullehrer  und  Literaten,  gefährliche  Demagogen,  wie  Fickler  und 
neuerdings  wieder  der  befreite  Struve  mit  seinem  Anhange.  Diesen 
Leuten  gegenüber  war  ein  offenes  und  klares  Bekennen  zum  monarchi- 
schen Standpunkte  unmöglich.  Die  Regierung  schwankte  unentschlos- 
sen zwischen  Revolution  und  L^timität.  Man  vermied  überall  das 
Wort  Republik,  berief  aber  eine  konstituierende  Versammlung;  man 
rief  den  nach  Amerika  entflohenen  Hecker  zurück,  nicht  aber  den  Groes- 
herzog;  man  liess  die  Beamten  im  Dienste,  setzte  aber  Zivil-  undKriegs- 
kommissare  über  sie,  die,  aus  den  politischen  Schreiern  entnommen, 
durch  Absetzungen,  Knebelung  der  Presse,  Verletzung  des  Briefge- 
heimnisses, Verschleuderung  der  Staatsgelder  und  Gewaltsamkeiten 
aller  Art  den  Rechtszusammenhang  mit  den  Zeiten  des  Despotismus 
aufrecht  zu  erhalten  bemüht  waren. 

In  ihren  Unternehmungen  hatte  die  Regentschaft  Unglück.  Mit 
den  Aufständischen  in  der  Pfalz  schloss  man  ein  Bündnis  ab,  das  aber 
zu  nichts  führte.  Der  Versuch  einer  Revolutionierung  Hessens  miss- 
lang; ein  Bataillon  Hessen  warf  bei  Heppenheim  die  eingedrungenen 
vierfach  überlegenen  Badener  Truppen  zurück.    Das  brachte  eine  Be- 
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wegung  in  das  unter  seinen  gewäMten  Offizieren  gänzlioh  ▼erlotterte 
Militär ;  in  Heidelberg  drohte  eine  Meuterei,  die  Brentano  durch  person* 
liches  Einsohreiten  noch  verhütete.  Struye  musste  verhaftet,  eine  von 
ihm  gebildete  Schweizerlegion  mit  Gewalt  nach  der  Grenze  abgeschoben 
werden. 

Die  am  10.  Juni  1849  eröfiEnete  konstituierende  Versammlung 
wählte  drei  Diktatoren  (Triumvim)  Brentano,  den  Advokaten  Werner 
und  den  früheren  Zollbeamten  Goegg.  Denn  inzwischen  war  die  Kriegs- 
gefahr immer  naher  gerückt.  Der  Grossherzog,  der  nach  Koblenz  ge- 
gangen war,  hatte  Anfang  Juni  mit  Preussen  einen  Vertrag  gesohloesen, 
dem  zufolge  er  die  Bicichsverfassung  preisgab,  der  preussischen  Union 
beitrat  und  ein  konservatives  Ministerium  bildete,  dafür  von  PreuSBen 
Hilfe  zugesagt  erhielt.  Die  Gesammtstäxke  der  preussischen  und  der  von 
einigen  anderen  Bundesstaaten  gestellten  Truppen  betarug  62  400  Mann, 
über  welche  der  Prinz  von  Preussen,  den  Brentano  ein  Jahr  voriier  im 
Frankfurter  Parlamente  so  schmählich  beleidigt  hatte,  den  Oberbefehl 
übernahm.  Dieser  Heeresmacht  konnten  die  Diktatoren  nur  16000  bis 
18000  Mann  entgegenstellen,  als  deren  Oberbefehlshaber  sie  den  Polen 
Mieroslawski  für  eine  Sunmie  von  30000  fL  (gefordert  hatte  er  140000) 
gewonnen  hatten.  Am  15.  Juni  begannen  am  Neckar  die  Feindselig* 
keiten,  am  20.  Juni  wurden  sie  durch  die  Schlacht  bei  Wagh&usel  ent- 
schieden. Das  Revolutionsheer  war  völlig  zersprengt;  seine  Waffen- 
ehre  hatte  es  gerettet.  Die  Diktatoren  flohen  mit  den  Geldern  dar 
Staatskassen  nach  Offenburg,  von  da  nach  Freiburg,  dort  fand  sich 
auch  die  Kammer  noch  einmal  zusanunen  und  nahm  Struves  Antrag, 
jeden  Versuch  einer  Unterhandlung  mit  dem  Feinde  als  Verrat  zu  be- 
strafen, trotz  Brentanos  Widerspruch  an.  Jetzt  dankte  Brentano  ab 
und  floh  am  29.  Juni  nach  Schaffhausen.  Die  Ejunmer,  die  ihn  erst 
bittflehend  hatte  zur  Wiederannahme  des  Amts  bewegen  wollen,  et- 
klärte  ihn  nun  für  einen  Verrater,  um  zwei  Tage  darauf  selbst  in  aDe 
Winde  zu  zerstieben. 

Das  Land  wurde  nun  allmählich  von  den  verbündeten  Trappen 
besetzt.  Der  Grossherzog  kam  zurück  und  ernannte  Anton  v.  Stabel 
zum  Justizminister,  zufällig  ebenfalls  einen  gewesenen  Mannheimer 
Advokaten.  Zur  selben  Zeit  kam  der  zurückberufene  Hecker  in  F^rank- 
reich  an,  konnte  aber  nichts  weiter  mehr  tun  als  seine  Familie  nach 
Amerika  holen.  Brentano,  aus  der  Schweiz  ausgewiesen,  ging  eben- 
falls nach  Amerika,  wo  der  gewandte  Mensch  in  die  Höhe  zu  kommen 
wusste.  Erst  Farmer  in  Michigan,  1859  Advokat  in  Chikago,  leitete 
er  von  1860--1867  mit  Erfolg  die  niinois-Staatszeitung,  wurde  1868 
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Präsident  des  Erziehiiiigsrats  von  Ghikago,  war  von  1872 — 1876  ame- 
rikanischer Konsul  in  Dresden,  zeitweise  Mitglied  der  Landeslegislatur 
und  des  Kongresses  und  starb  am  18.  September  1891  in  Ghikago. 
Schlechter  erging  es  Struve.  In  Bayern  wegen  Teilnahme  am  pfäbd« 
sehen  Aufstande  zum  Tode  verurteilt,  flüchtete  er  nach  Frankreich, 
England,  1861  nach  Staten-Island  in  Amerika,  wo  er  sich  mähsam,  zu- 
meist durch  Schriftstellerei,  ernährte  und  u.  a.  zusammen  mit  seiner 
Frau  eine  Weltgeschichte  in  9  Banden  schrieb.  Nachdem  er  am  ameri* 
kanischen  Bürgerkriege  teilgenommen,  kehrte  er  1863  nach  Deutschland 
zurück,  wo  er  in  Stuttgart,  dann  in  Koburg  sein  Glück  versuchte,  sich 
zum  zweiten  Male  verheiratete,  unendlich  viel  schrieb,  auch  1864  wegen 
Plreesvergehens  noch  einmal  bestraft  wurde,  1869  nach  Wien  ging  und 
dort  1870  starb. 

So  endete  dieser  dritte  Versuch  einer  Erhebung  in  Baden.  Er 
hatte  mehr  Erfolg  gehabt  als  die  beiden  ersten,  auf  sechs  Wochen  den 
Empörern  das  Hochgefühl  des  Begierens  über  ein  schönes  blühendes 
Land  verschafft.  Aber  von  Anfang  an  lastete  auf  diesem  Unternehmen 
noch  weit  mehr  als  auf  den  beiden  ersten  der  Fluch  der  Planlosigkeit. 
Eine  Meuterei  von  Soldaten,  die  nicht  wussten,  weshalb  sie  meuterten, 
brachte  Persönlichkeiten  ans  Ruder,  die  nicht  wussten,  was  sie  mit  der 
erworbenen  Gewalt  anfangen  sollten.  Aber  nicht  an  Brentano  lag  die 
Schuld;  er  hatte  diese  Entwicklung  nicht  gewollt.  Er  hat  in  der  merk- 
würdigen Lage,  in  die  ihn  die  Verhältnisse  gesetzt  hatten,  getan,  was 
moh  tun  liess,  den  Rechtszustand,  soweit  möglich,  aufrecht  erhalten, 
die  ärgsten  Ausschreitungen  verhindert;  im  Notfalle  wusste  er,  wie  bei 
der  Heidelberger  Meuterei  und  Struves  Verhaftung,  viel  kraftiger  ein- 
zugreifen als  die  Regierung  vor  ihm.  L[miitten  seiner  zuchtlosen  Ge- 
nossen war  er  zweifellos  der  vernünftigste  und,  was  die  Hauptsache, 
ehrlichste;  er  hat  nicht,  wie  sie,  seine  Hände  nach  unrechtem  Gut  aus- 
gestreckt. Es  muss  doch  etwas  Beherrschendes  in  seiner  Persönlich- 
keit gewesen  sein,  die  so  vielen  immer  wieder  als  die  einzige  Hilfe  in 
der  Not  erschien. 

IV.  Strassenkampf. 

Li  Sachsen  hatte  das  Märzmimsterium  Braun  sofort  die  Liberali- 
sierung des  trotz  der  Verfassung  sehr  vormärzlichen  Zustandes  des 
Staatswesens  in  Angriff  genommen  und  u.  a.  ein  sehr  freisinniges  Wahl- 
gesetz geschaffen.  Die  nach  diesem  veranstalteten  Wahlen  hatten  eine 
überwiegend  radikale  Mehrheit  ergeben.    Die  bisherige  äusserste  Linke 
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unter  SohaSrath,  Joseph  und  Henael  sah  sieh  von  einer  noch  viel  ent- 
schiedeneren jungradikalen  Partei  fiberholt,  die  unter  dem  Advokaten 
Tzschirner  eine  allerausserste  linke  bildete.  Das  Ministerium Brann 
strich  vor  dieser  Mehrheit  die  Segel.  Einer  unbedeutenden  Form&mge 
wegen  gab  es  am  24.  Februar  1849  seine  Entlassung.  Braun  blieb 
im  Staatsdienste  und  ist  1868  als  Amtshauptmann  in  Plauen  gestorben. 

Inzwischen  war  die  Beichsverfassung  in  Frankfurt  yoUendet  wor- 
den  in  einer  den  Wünschen  der  äussersten  Linken  gar  nicht  zusagenden 
Gestalt,  weshalb  sie  ihr  die  Anei^nnung  verweigerte.  Als  ab»  d^ 
König  von  Preussen  die  Kaiserkrone  abgelehnt  hatte,  änderte  die  Linke 
plötzUch  ihren  Standpunkt.  Teschimer  zwar  mit  einem  geringen  An- 
hange Äusserster  blieb  dabei,  die  Reichsverfassung  zu  verwerfen;  die 
Mehrheit  aber  erkannte  sie  an,  SchaSrath  mit  dem  offenbaren  Hinteriialt : 

Das  Erbkaisertum  brauchen  Sie  nicht  zu  fürchten;  das  kommt  nicht 

zu  Stande. 
Soweit  waren  Radikale  und  Gemässigte  einig  im  Ansturm  gegen  die 
Regierung,  welche  die  Anerkennung  der  Reichsv^assung  verweigerte. 
Abordnung  über  Abordnung  wurde  an  den  König  geschickt;  aber 
vergebens.  Bereits  hatte  l^esohimer  in  Dresden  Steuerverweigerung 
vorgeschlagen,  in  Leipzig  zum  „Handeln"  aufgefordert,  als  am  3.  Mai 
1849  eine  Volksmenge  in  Dresden  das  Zeughaus  angriff.  Der  König, 
nochmals  bestürmt,  von  einem  höheren  Staatsbeamten  fussfallig  um 
Nachgeben  gebeten,  blieb  hartnackig,  veiüess  aber  beim  Morgengrauen 
mit  den  beiden  Ministem  Dreedm.  Jetst  hmet  Tzschirner,  der  mit 
seinen  Genossen  schon  den  Tag  vorher  die  tatsachliche  Herrschaft  an 
sich  gerissen  hatte,  die  anweeend^i  KammermitgUeder  und  lieas  dnich 
sie  am  4.  Mai  eine  „provisorische  Regierung",  bestehend  aus  ihm  sdbst, 
Todt  und  dem  beliebten  Abgeordneten  Heubner,  wählen  und  diese  Tai 
in  einer  Bekanntmachung  mit  dw  Abwesenheit  der  ordentlu^en  Staats- 
gewalten rechtfertigen.  Die  ordentlichen  Staatsgewalten  kehrt«i  zwar 
noch  denselben  Tag  in  der  Person  der  beiden  Minister  zurück,  ab»  die 
Revolution  war  einmal  im  Gange.  Der  Befäilahaber  der  Kommunal- 
garde, wieder  ein  Advokat  namens  Heinz,  weigerte  sich  die  Kommunal- 
garde gegen  das  Militär  zu  führen  und  wurde  abgesetzt;  Barrikaden 
wurden  aufgeführt,  und  es  begann  jener  entsetzliche  Strassenkampf ,  d^ 
erst  am  9.  Mai  mit  Hilfe  preussischer  Truppen  gedampft  werden  konnte. 
Vergebens  war  am  4.  Mai  auf  Beschluss  des  Leipziger  Stadtrats  der 
Advokat  Cichorius  nach  Frankfurt  abg^angen,  um  die  Vermittlung 
der  Zentralgewalt  nachzusuchen;  der  von  dieser  abgesandte  Advokat 
Briegleb  traf  erst  am  10.  Mai  ein.    Der  Kampf  war  so  erbittert,  dass 
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das  Kriegsministerium  durch  Tagesbefehl  daran  erinnern  musste,  dass 
Gefangene  unter  dem  Schutze  des  Gesetzes  stehen;  leider  enthielt  ein 
anderer  Tagesbefehl  die  befremdliche  Wendung,  dass  die  Regierung 
nicht  durch  zu  viele  Gefangene  belästigt  zu  werden  wünsche;  tatsäch- 
lich hat  das  Militär  viele  Gefangene  niedergemacht.  Advokat  Bött- 
cher aus  Chemnitz,  einer  der  Führer  der  Aufstandischen,  fand  auf  der 
Flucht  seinen  Tod.  Tzschimer,  der  die  Seele  der  provisorischen  Regie- 
rung gewesen,  aber  bald  selbst  unter  den  Einfluss  des  gewalttätigen 
Russen  Bakunin  geraten  war,  entkam,  ebenso  wie  Todt,  nach  der  Schweiz ; 
das  dritte  Mitglied  der  Regierung,  Heubner,  wurde  mit  Bakunin  ge- 
fangen.   Die  Arbeit  der  Kriegsgerichte  begann. 

V.  Der  Kämpfer  f&r  gebrochenes  Recht. 

In  Kurhessen  glaubte  der  Kurfürst  1850  die  Zeit  gekommen,  das 
ihm  1848  aufgedrängte  liberale  Ministerium  Eberhard  zu  entlassen  und 
seinen  vor  13  Jahren  gestürzten  Minister  Hassenpflug  zurückzurufen. 
Dass  dieser  inzwischen  infolge  eines  gegen  ihn  wegen  eines  gemeinen 
Verbrechens  eingeleiteten  Strafverfahrens  völlig  unmöglich  geworden 
war,  machte  ihm  kein  Bedenken.  Hassenpflug  kam.  Ebenso  bedenken- 
frei wie  sein  Herr,  suchte  er  zunächst  das  unbequeme  Budgetrecht  der 
Kammer  zu  beseitigen,  indem  er  ihr  einfach  kein  Budget  vorlegte.  Dann 
loste  er  die  ELammer  trotz  ihrer  völlig  gesetzlichen  Haltung  immer  wie- 
der auf  und  ordnete  verfassungswidrig  die  Forterhebung  der  Steuern 
an,  alles  dies  ohne  irgend  eine  entschuldigende  Staatsnotwendigkeit, 
aus  reiner  Willkür.  Und  es  begann  jener  denkwürdige  Verfassungs- 
streit, in  dem  das  wackere  Hessenvolk  durch  unbeugsamen  Rechts- 
sinn,  andauernde  Einigkeit  und  opferfreudige  Widerstandskraft,  ver- 
bunden mit  unbeirrt  gesetzUcher  Haltung,  der  Welt  Bewunderung  ab- 
gezwungen hat.  Die  Behörden  erklärten  die  Steuerverordnungen  für 
angültig  und  unvollziehbar;  die  Gerichte  erhoben  keine  Stempelabgabe ; 
241  Offiziere  nahmen  ihren  Abschied.  Und  trotz  immer  gehäufter  Will- 
kürmassregeln tiefste  Ruhe  im  Lande;  der  verhängte  Kriegszustand 
ward  zum  Kinderspott. 

Und  in  diesem  Kampfe  war  wiederum,  ein  Rechtsanwalt  Führer. 
Friedrich  O  e  t  k  e  r  war  am  9.  April  1809  auf  der  Steinbachmühle  im 
Sohaumburgischen  geboren.  Auf  dem  Gymnasium  zu  Rintehi  sprang 
der  kränkliche  Junge  in  einem  Jahre  von  der  Quarta  nach  der  Sekunda. 
1831  Student  in  Marburg,  machte  er  zusammen  mit  seinem  Mitschüler 
und  Busenfreunde  Franz  Dingelstedt  literarische  Versuche,  wurde  der 
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erste  Hörer  und  Freund  des  jungen  Privatdossenten  v.  Vangerow.  In 
der  Prüfung  nach  Definitionen  gefragt,  erwidert  er  keok:  omnis  definitio 
perioulosa.  Er  wird  Rechtspraktikant  in  Kassel.  Da  ihn  sein  Vater 
wegen  einer  Rheinreise  Verschwender  nennt,  erklart  er  nun  nichts  mehr 
von  ihm  fordern  zu  woUen  und  stellt  sich  durch  politiMhe  sohiif t- 
stellerische  Tätigkeit,  insbesondere  im  liberalen  „Rechtsfreund",  auf 
eigene  Füsse.  1837,  als  er  sich  um  eine  Advokatenstelle  bewirbt,  sucht 
ihn  der  Minister  Hassenpflug  für  offiziöse  Schrif tstellerei  zu  gewinnen 
und  versagt  ihm,  als  dies  misslingt,  die  Zulassung  zur  Advokatur  in 
Kiissel,  die  er  indessen,  als  nach  einigen  Monaten  Hassenpflug  gestünt 
wurde,  doch,  aber  nur  „provisorisch'',  erhalt. 

Der  talentvolle  und  lebenslustige,  obwohl  vielfach  kränkelnde  Mann 
hatte  in  Kassel  eine  Gesellschaft  voller  Geist  und  Frohsinn,  „der  Oetker'' 
genannt,  um  sich  gesammelt.  In  den  Reihen  der  Opposition  einer  dar 
Vordersten,  hatte  er  doch  nur  schriftstellerisch  gewirkt,  weil  seine  Heiser- 
keit ihm  das  Reden  verbot.  Deshalb  hatte  er  auch  1848  eine  ihm  vom 
Ministerium  Eberhard  angebotene  Vertrauensstellung  abgelehnt,  anstatt 
dessen  die  Neue  Hessische  Zeitung  gegründet,  am  Vorparlamente  aber 
teilgenommen,  auch  sich  in  die  Ständeversammlung  wählen  lassen. 

Als  nun  der  Verfassungsstreit  ausbrach,  da  griff  Oetker  in  scharfen 
Schriften  den  amtlich  und  privatim  aufs  schwerste  blossgestellten  Mini- 
ster an.  Angeklagt,  wird  er  nach  Erbringung  des  Wahrheitsbeweises 
freigesprochen.  Die  Versuche,  seine  Zeitung  zu  unterdrücken,  schei- 
tern, da  Oetker  bei  den  Gerichten  Recht  bekommt;  sogar  wird  ein  Polizei- 
konmiissar,  der  die  ungesetzlichen  Anordnungen  der  Regierung  aus- 
führt, auf  richterlichen  Befehl  selbst  verhaftet.  Endlich,  am  4.  Oktober 
1860,  wird  die  Druckerei  durch  Militär  besetzt,  Oetker  verhaftet  und 
ohne  Verhör  und  Untersuchung  festgehalten.  Vergeblich  ordnen  Ober* 
gericht  und  Militärgericht  seine  Freilassung  an.  Am  28.  Oktober  1850 
früh  5  Uhr  wird  ihm  endlich,  grundlos  wie  die  Verhaftung,  jetzt  die  Frei- 
lassung angekündigt;  da  erklärt  er  erst  ausschlafen  zu  w(dlßn»  dann 
begehrt  er  Kaffee;  er  habe  sich  nicht  eingedrängt  und  woUe  sich  nicht 
hinausdrängen  lassen;  endlich  besteht  er  darauf,  dass  ihm  eine  Droechke 
gestellt  werde. 

Inzwischen  hatte  der  Kurfürst  Kassel  verlassen  und  den  Bund  an- 
gerufen, der  selbstverständlich  für  das  sonnenklare  Unrecht  Partei  nahm 
und  Truppen  in  das  widerspenstige  aber  durchaus  ruhige  Land  ein- 
rücken liess.  Preussen  nahm  die  Verfassung  in  Schutz  und  sendete 
ebenfalls  Truppen  ins  Land,  zog  sie  aber  mit  der  der  preussiBchen  Politik 
von  damals  eigentümlichen  Unentschloesenheit  nach  der  sogenannten 
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Sohlaoht  bei  Bronzell  zurück.  Als  nun  am  20.  Dezember  1860  Kassel  von 
dem  fremden  Militär  besetzt  wurde,  da  ging  Oetker  in  die  Verbannung. 
Er  hatte  aus  seiner  Anwaltstätigkeit  Ersparnisse.  Diese  teUte  er 
so  ein,  dass  auf  den  Tag  der  vermutliohen  Lebensdauer  ein  Taler  kam. 
Damit  glaubte  er,  unverheiratet  wie  er  war,  auszukommen.  Überall 
verfolgt,  giDg  er  zuletzt  naoh  Helgoland,  wo  er  drei  Jahre  lang  blieb  und 
eine  ausführliche  Beschreibung  der  Insel  verfasste.  1854  finden  wir  ihn 
in  Brüssel.  Er  verlangte  abgeurteilt  zu  werden  und  wurde  in  Kassel 
zu  1^/,  Jahren  Festung  verurteilt;  vor  der  Rechtskraft  des  Urteils  jedoch 
wurde  die  Anklage  —  Hassenpflug  war  inzwischen  zum  zweiten  Male 
entlassen  worden  — wegen  eingetretener  Verjährung  zurückgezogen.  Nun 
kehrte  er  naoh  Kassel  zurück,  gründete  die  Hessische  Morgenzeitung, 
focht  weiter  mit  Wort  und  Schrift,  auch  durch  persönliche  Verwendung 
bei  Bismarck,  für  die  alte  vom  Kurfürsten  inzwischen  direkt  aufge- 
hobene Verfassung,  die  denn  auch  endlich  1862  unter  Preussens  Druck 
wiederhergestellt  wurde.  Oetker  wurde  von  der  Bikgerschaft  mit  Ehren 
überhäuft,  erhielt  eine  Anzahl  Ehrenbürgerbriefe  von  den  Gemeinden 
des  Landes;  Albert  Träger  feierte  ihn  poetisch  als  Mann  des  Rechts. 
8000  Taler,  die  man  gesammelt  hatte,  um  ihn  für  seine  grossen  persön- 
lichen Opfer  zu  entschädigen,  wies  er,  obwohl  fast  mittellos,  zurück. 
Dagegen  stellte  der  Fanatiker  des  Rechts  1865  eine  Klage  auf  Wieder- 
einsetzung in  die  ihm  ohne  Urteil  und  Recht  abgesprochene  Rechtsan- 
waltschaft  an,  der  1866  durch  Preussen  entsprochen  wurde,  und  eine 
zweite  Klage  auf  Entschädigung  wegen  der  zu  Unrecht  erfolgten  Ent- 
setzung, die,  ebenfalls  erst  unter  preussischer  Herrschaft,  durch  Ver- 
^eioh  erledigt  wurde;  die  Vergleichssumme  von  5000  Talern  verwen- 
dete er  zu  öffentlichen  Zwecken.  1866  war  er  für  die  Einverleibung 
Kurhessens  in  Preussen,  jedoch  gegen  die  rücksichtslose  Beseitigung 
des  alten  Bechtszustandes,  wie  sie  damals  beliebt  wurde.  Er  gehört 
zu  den  Gründern  des  deutschen  Nationalvereins.  Er  hat  mit  den  her- 
vorragendsten Politikern  in  Verbindung  gestanden,  im  preussischen 
Abgeordnetenhause  und  im  Reichstage  unter  den  Nationalliberalen  ge- 
sessen und  ist  am  17.  Februar  1881  in  Berlin  gestorben.  Sein  Leben  hat 
er  selbst  beschrieben  in  zwei  Bänden  „Lebenserinnerungen"*  1877. 1878. 

VL  Der  Beohtsanwalt  Schldswlg-HolsteinB. 

Wir  verlieesen  Wilhelm  Beseler  1847,  als  er  Reohtsanwaltschaft 
und  Notariat  autgab,  um  sich  ganz  der  Politik  zu  widmen.  Als  nun 
1848  der  eben  zur  Regierung  gekommene  König  Friedrich  VII.  die  neue 
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eiderdänische  VerfassuBg  verkündete,  welche  Schleswig  in  Dänemark 
einverleibte,  da  versammelten  sich  am  18.  März  1848  aus  freiem  An- 
trieb die  Stände,  wählten  Beseler  zu  ihrem  Präsidenten  und  sandten 
an  den  König  eine  Deputation.  Da  der  König  ihre  Forderungen  ab- 
lehnte, so  b^annen  am  23.  März  die  Unruhen.  Das  Militär  trat  zum 
Volke  über.  Beseler  erschien,  enthusiastisch  begrüsst,  in  Kiel  und  traf 
dort  in  der  Kanzlei  des  Advokaten  Bargum  mit  den  übrigen  Leitern 
der  Bewegung  zusammen.  Eine  provisorische  Regierung  wurde  gebil- 
det, bestehend  aus  Beseler  als  Präsidenten,  dem  Prinzen  von  Augusten* 
bürg,  dem  Orafen  Beventlow-Preetz,  dem  Kaufmanne  M.  T.  Schmid 
und  dem  Advokaten  Bremer  aus  Flensburg. 

Diese  Bregierung  fand  sich  etwa  in  derselben  Lage  wie  ein  Jahr 
später  die  Brentanosche  in  Baden:  sie  wurde  überall  anerkannt  und 
gebot  über  alle  Machtmittel  des  Landes.  Aber  anders  wie  diese  erklärte 
sie  unumwunden  im  Namen  des  Königs  zu  regieren.  Ihre  Beohtegrund- 
lage  war  die  Fiktion,  der  König  sei  unfrei.  Zwar  erschien  der  Kön^ 
mit  Heeresmaoht  an  der  Orenze;  zwar  schickte  man  ihm  das  Landes- 
heer entgegen,  das  sich  bei  Bau,  obwohl  zu  ^j^  nicht  ins  Feuer  gekommen, 
infolge  unfähiger  Führung  zurückzog.  Die  provisorische  Be^erung 
regierte  aber  noch  immer  im  Namen  des  Königs.  Sie  liess  die  Stande 
ein  freisinniges  Wahlgesetz  genehmigen,  berief  dann  eine  neue  Landes^ 
Versammlung  zur  Beschlussfassung  über  ein  Staatsgrundgesetz.  Als 
dieses  am  8.  September  fertiggestellt  war,  fanden  die  bedächtigen  Regie- 
rungsmänner die  Rechte  des  Königs,  gegen  den  man  in  Empörung  stand, 
durch  das  suspensive  Veto  und  einige  andere  Dinge  verletzt  und  Tat- 
langten  Abänderung,  die  auch  erfolgte. 

Lizwischen  waren  preussische  und  Bundestruppen  zu  Hilfe  ein- 
gerückt. Am  29.  April  wurde  das  Dannewirk  erstürmt.  Die  Besetzung 
JirUands  begann.  Da,  mitten  im  Siegesläufe,  stockt  der  Krieg.  Einige 
tatenlose  Wochen  vergehen.  Die  Frankfurter  Nationalversammlung 
verlangt  Weiterführung  des  Krieges.  Sie  errichtet  die  provisorische 
Zentralgewalt  mit  dem  Rechte  über  Krieg  und  Frieden  zu  beeohlieaaen. 
Man  ist  in  voller  Sicherheit :  ohne  die  Reichsgewalt  kann  weder  Frieden 
noch  Waffenstillstand  zustande  kommen.  Aber  im  September  1848 
konmit  die  Nachricht,  dass  Preussen,  im  Widerspruch  mit  den  von  der 
Reichsgewalt  gestellten  Bedingungen,  den  Waffenstillstand  zu  Mahnö 
abgeschlossen  habe,  durch  den  der  Feind  sieben  Monate  Frist  in  der 
ihm  ungünstigsten  Jahreszeit  erhält,  die  schleswig-holsteinische 
armee  aufgelösti  eine  neue  Regierung  unter  dem 
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ungültig  erklärt  werden.  Der  Sieger  hatte  sich  die  Bedingungen  vom 
Befliegten  diktieren  lassen. 

Die  Nationalversammlung  besohloss  in  der  ersten  Erregung  die 
Sistierung  der  zur  Ausführung  des  Waffenstillstands  ergriffenen  Mass- 
regeln, sohliessiich  aber,  als  Dänemark  den  verhassten  Grafen  Moltke 
aufgab  und  sich  zu  weiteren  Zugestandnissen  bereit  erklärte,  am  16.  Sep- 
tember doch  die  Genehmigung  des  Waffenstillstands:  man  durfte  es 
mit  Preussen  nicht  verderben.  Die  provisorische  Regierung  musste 
ihre  Gewalt  an  die  neue  Regierung  abgeben. 

Als  nun  aber  der  Waffenstillstand  ergebnislos  ablief  und  die  neue 
Regierung  demzufolge  aufgelöst  wurde,  setzte  die  provisorische  Zentral- 
gewalt zu  Frankfurt  an  ihre  Stelle  zwei  Statthalter,  nämlich  Beseler 
und  Graf  Reventlow,  die  am  26.  März  1840  ihr  Amt  antraten.  Sie  ge- 
boten jetzt  über  eine  wohl  ausgerüstete,  von  preussischen  Offizieren 
eingeübte  Armee  von  20  000  Mann,  die  auch  bald  bei  Eckemförde 
Kolding  und  Fridericia  unvergängUchen  Lorbeer  erringen  soUte. 

Aber  dieser  merkwürdige  Krieg,  in  dem  der  Mächtige  niemals  seine 
Macht  gebrauchen  wollte,  stockte  alsbald  wieder  durch  den  Waffen- 
stillstand vom  10.  Juli  1849,  der  für  Schleswig  eine  dänisch-preussisch- 
englische  Landesverwaltung  einführte  und  zugleich  seine  endgültige 
Trennung  von  Holstein  in  Aussicht  nahm.  Die  Statthalter  protestier- 
ten, lieesen  sich  von  der  Landesversammlung  4  7,  Millionen  bewilligen. 
Als  aber  Preussen  mit  Rückberufung  seiner  Offiziere  drohte  —  fast  alle 
höheren  Offiziere  der  Landesarmee  waren  preussisch  —  da  riefen  sie 
unter  stetem  Protest  und  zähneknirschend  ihre  Truppen  aus  Schles- 
wig zurück.  Zum  zweiten  Male  hatte  Preussen  die  Sache  der  Herzog- 
tümer verraten. 

Die  Statthalterschaft,  nunmehr  in  Kiel  residierend,  hielt  ihren 
Anspruch,  die  allein  legitime  Regierung  zu  sein,  auch  für  Schleswig  auf- 
recht und  forderte  die  dortigen  Beamten  auf  ihre  Stellen  solange  zu 
verwalten,  als  sie  dies  mit  Pflicht  und  Gewissen  zu  vereinigen  im  Stande 
seien.  Die  gemischte  Kommission  in  Schleswig  nahm  ihrerseits  die 
Beamten  für  sich  in  Anspruch.  Viele  Beamte  erklärten  nur  die  Statt- 
halterschaft anzuerkennen.  Sie  wurden  entsetzt  und  neue  an  ihre 
Stelle  ernannt,  aber  das  Obergericht  erklärte  die  Neuemennungen  für 
ungültig.  Alle  Anordnimgen  der  Konmussion  mussten  durch  preussische 
Truppen  erzwungen  weiden.  Das  Volk  von  Schleswig  zahlte  seine 
Steuern  nach  Holstein,  schickte  seine  Wehrpflichtigen  nach  Holstein; 
Kirchen  und  Schulen  standen  leer,  weil  Geistliche  und  Lehrer  abgesetzt 
waren.  80  kläglich  Preussens  Schwäche,  so  zäh  war  Schleswigs  Widerstand. 

32* 
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Die  Statthalterschaft  wollte  den  Krieg  auf^eigne  Faust  aufnehmeii, 
aber  Preussen  verbot  dies  auf  das  Bestimmteste.  So  blieb  sie  untatig; 
inmier  noch  rechnete  sie  auf  Preussen.  Das  Volk  murrte.  Selbst  die 
bisher  immer  gefügige  Landesversammlung  woUte  im  März  1860  mehrere 
Millionen,  die  von  ihr  gefordert  wurden,  nur  unter  der  Bedingung  einer 
energischeren  Politik  bewilligen.  Aber  die  Statthalterschaft  erUäite  sich 
keine  Bedingungen  vorschreiben  lassen  zu  können.  Noch  einmal  be- 
schied sich  die  Opposition:  das  Geld  wurde  bewilligt.  Am  2.  Juli  1850 
schloss  Preussen  einen  Frieden,  der  einfach  die  Rechte,  welche  jede 
Macht  vor  dem  Kriege  gehabt,  ihr  vorbehielt.  Preussen  hatte  die  Her- 
zogtümer zum  dritten  Male  verraten. 

Jetzt  Hessen  die  Statthalter  das  Landesheer  in  Schleswig  einrücken. 
Aber  am  26.  Juli  1860  wurde  es  trotz  grosser  Tapferkeit  in  der  blutigen 
Schlacht  bei  Idstedt  geschlagen,  nicht  infolge  der  dänischen  Übermacht 
(38000  gegen  27000),  sondern  infolge  der  unglaublich  schlechten  Führung 
des  Generals  Willisen.  Dieser,  von  den  Statthaltern  zur  Offensive  ge- 
drangt, unternahm  noch  die  nutzlosen  Gefechte  von  Missunde  und 
Friedriohstadt.  Alle  Aufforderungen  Österreichs  und  Preusseos  zur 
Einstellung  der  Feindseligkeiten  lehnten  die  Statthalter  ab.  Sie  er« 
klarten  nur  den  Befehlen  einer  allseitig  anerkannten  Bundesgewalt,  von 
der  sie  Vollmacht  empfangen,  Folge  geben  zu  können. 

Wenn  es  uns  bestinmit  sein  soll  zu  fallen,  so  ist  es  für  uns  am  ehren- 
vollsten, wie  schimpflich  es  auch  für  Deutschland  sein  mag,  durch 
Deutsche  zu  unterliegen. 
Als  aber  am  29.  November  1860  die  Olmützer  Punktation  unterzeich- 
net war,  Preussen  und  Osterreich  Einstellung  der  Feindseligkeiten  for- 
derten und  für  den  Weigerungsfall  militärische  Exekution  androhten^ 
da  blieb  zwar  Beseler  immer  noch  fest,  Graf  Reventlow  aber  war  für 
Unterwerfung.  Die  Landesversanmüung  verhandelte  die  ganze  Nacht 
vom  10.  zum  11.  Januar  1861;  ihr  Beschhiss  lautete  auf  Unierweffong. 
Beseler  gab  sofort  seine  Entlassung.  Osterreiohische  und  preussische 
Truppen  rückten  ein,  das  Staatsgrundgesetz  ward  aufgehoben,  ^ne 
neue  Zivilbehorde  eingesetzt. 

So  endete  die  giüokloee  Herrschaft  eines  deutschen  Advokaten  über 
einen  dex  tüchtigsten  deutschen  Stamme.  Sie  hat  wahrend  einer  Zeit 
enr^gter  und  blutiger  Kampfe  die  strengste  gesetzliche  Ordnung  im 
Lande  zu  odialten  gewusst,  ohne  doch  den  Massen  das  geringiBfte  Zu- 
geständnis zu  machen«  Das  ist  ihr  Ruhmestitd;  das  hat  ihr  keine  der 
andern  durch  die  Marsstürme  empoigekotnmmen  Regierungen  nadi* 
gemacht.    Den  Rechtsbrach  ihres  Fürstoi  hat  sie  nicht  mit  einem  weit»- 
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ren  Reohtsbruoh  beantwortet,  vielmehr  den  bestehenden  Reohtazustand, 
so  gut  es  ging,  aufrecht  erhalten.  An  der  gesetzlich  bestehenden  Per- 
sonalunion mit  Dänemark  hat  sie  festgehalten,  alle  weitergehenden  Be- 
strebungen unentwegt  zurückgewiesen.  „Die  Sache  der  Herzogtümer,^^ 
sagte  sie  in  einer  Erklärung,  „hat  ihre  Kraft  in  ihrem  Rechte,  und  wer 
diese  Kraft  erhalten  wissen  will,  der  hat  vor  allem  sich  zu  häten,  dass 
er  von  dem  Rechte  nicht  abweiche/'  „Wir  bleiben^^  sagte  Graf  Revent- 
iow  einmal,  „unserm  teuren  Herzog,  dem  König  von  Dänemark,  auch 
im  feindlichen  Lager  treu."  Ob  ihre  Politik  des  Vertrauens  auf  Preus- 
sen  richtig  war,  ist  hier  nicht  zu  entscheiden.  Aber  das  muss  wahr  sein: 
für  so  fest  in  sich  ruhende  Männer  wie  Beseler  war  es  ganz  unmöglich 
vorauszusehen,  dass  Preussen  eine  so  über  alle  Begriffe  unschlüssige, 
schwachmütige,  kraftlose  Politik  treiben,  dass  es  immer  wieder  das  zum 
Schlage  erhobene  Schwert  sinken  lassen  werde. 

Die  beiden  Statthalter  gingen  in  die  Verbannung.  In  dieser  Reak- 
tionszeit überall  mit  Misstrauen  empfangen,  konnte  Beseler  schwer  eine 
bleibende  Stätte  finden,  lebte  zuerst  in  Braunschweig,  seit  1858  in  Heidel- 
berg zurückgezogen,  in  beschränkten  Verhältnissen,  mit  der  Feder  für 
Schleswig-Holsteins  Recht  weiter  streitend,  der  „Rechtsanwalt  Schles- 
wig-Holsteins", wie  er  genannt  worden  ist.  Endlich  1860  ernannte 
König  Wilhelm  ihn  zum  Kurator  der  Universität  Bonn  und  berief  ihn 
ein  Jahr  darauf  ins  Herrenhaus.  1870  hat  er  sich  in  Bonn  mit  Graf 
Reventlow  noch  einmal  getroffen.  Am  2.  September  1884  ist  er  ge- 
storben; in  friesischer  Erde  ruht  sein  Leib. 

Vn.  Umschaiu 

So  sehen  wir  denn  die  deutsche  Rechtsanwaltschaft  in  ganz  her- 
vorragendem Masse  eingreifen  in  die  Geschicke  des  Vaterlandes.  Wir 
sehen  überall  Rechtsanwälte  als  Führer  der  liberalen  Bewegung,  in  den 
Märztagen  emporgetragen  von  der  Volksgunst,  in  einer  ganzen  Reihe 
von  Staaten  zu  Ministem  erhoben;  wir  sehen  sie  die  Fahne  der  Em- 
pörung erheben,  als  Regenten  blühender  Länder  walten  und  kämpfend 
untergehen.  Zum  ersten  deutschen  Parlamente  stellt  dieser  einzige 
Berufsstand  allein  den  sechsten,  und  nicht  den  schlechtesten  Teil  aller 
Abgeordneten;  Rechtsanwälte  sind  die  Führer  der  Parteien,  nehmen 
die  Präsidentenstellen  ein,  werden  Reichsminister,  verhandeln  über 
Krieg  und  Frieden,  und  bieten  die  Krone  des  Reichs  dem  erwählten 
Fürsten  an.  Kein  anderer  Stand,  vielleicht  der  der  Universitätalehrer 
ausgenommen,  hat  sich  mit  solchem  Feuereifer,  mit  solcher  Aufopfe- 
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rang  aller  persönlichen  Interessen  in  die  politische  Bew^^ung  gestürzt, 
wie  die  Bechtsanwaltschaft.  Keine  Stadt,  die  nicht  einen  Rechtsanwalt 
an  der  Spitze  der  Bewegung  gesehen  hätte.  Keine  Gewalttat,  gegen  die 
nicht  die  Rechtsanwaltschaft  am  lautesten  Einspruch  getan  hätte.  Wie 
erklärt  sich  das?  Da  doch  in  der  Verfassung  der  Advokatur  sich  nicht 
das  Geringste  geändert  hatte.  Aus  der  Natur  des  Berufs,  welcher  be- 
steht im  Kampfe  ums  Recht.  Aus  der  Veränderung  des  Geistes  der 
Zeit,  die  eine  Veränderung  des  Geistes  der  Rechtsanwaltschaft  nach 
sich  zog.  Was  alle  Strafvorsohriften  der  früheren  Jahrhunderte  nicht  zu 
bUden  vermocht  hatten,  das  steht  auf  einmal  im  neunzehnten  Jahr- 
hundert von  selbst  fertig  da:  eine  hoohangesehene,  von  idealem  Geiste 
erfüllte  Rechtsanwaltschaft,  aufs  Innigste  durchdrungen  von  den  Fragen 
der  Zeit,  weithin  öffentliche  Wirksamkeit  entfaltend,  die  erste  Stufe  zu 
Ruhm  und  höchsten  Würden.  Alles,  was  man  der  französischen  und 
englischen  Advokatur,  mit  Recht  oder  Unrecht,  nachrühmt,  finden  wir 
hier  verwirklicht. 

Und  wenn  dies  heut  wieder  anders  geworden  ist,  wenn  die  Ver- 
hältnisse aus  den  demokratischen  Einrichtungen  des  Jahres  1848  wieder 
zurückgelenkt  haben  zur  Beamtenherrschaft,  zu  der  Gewohnheit,  daas 
die  Beamtenschaft  sich  aus  sich  selbst  ergänzt,  so  ist  doch  eines  ge- 
blieben aus  jener  Zeit:  die  Erkenntnis,  d&sa  die  Kraft  des  Staats  be- 
gründet ist  auf  dem  gebildeten  Bürgertume  und  dass  der  tüchtige  Kon 
dieses  Bürgertums  die  Rechtsanwaltschaft  ist. 


Fünfzigstes  Kapitel. 

Anwaltvereine  und  Anwaltzeitschriften  im  Vormärz. 

Dass  im  Jahrhundert  des  Vereinswesens  auoh  die  Rechtsanwalt- 
Schaft  zu  diesem  mächtigen  Hebel  off entlioher  Wirksamkeit  griff, 
verstand  sich  von  selbst.  Schon  früher  haben  wir  die  Ptokuratcxen  des 
Reichskammergerichts  sich  zu  gemeinsamen  Massnahmen  verbinden 
gesehen.  In  Wien  bestand  schon  seit  dem  16.  Jahrhundert  ran  ool- 
l^gium  advocatorum,  das  aber  kein  Advokatenverein,  sondern  ein 
Gericht  war,  in  Frankfurt  seit  1613  ein  coüegium  graduatomm,  das 
aber  auch  Mediziner  aufnahm.  1801  wurde  zu  Jena  ein  Anwaltveiein 
unter  dem  Namen  Lyceum  für  Jurisprudenz  gegründet,  der  wöchent- 
lich einmal  im  Hause  seines  Direktors  Rechts-  und  gesetzgeberische 
Fragen  besprach,  auch  auswärtige  koneepondieiende  Mitglieder  hatte. 
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Von  jetzt  ab  wurde  der  Vereinigungsdrang  stärker.  1821  traten 
die  Hofgenohtsadvokaten  im  Grosaherzogtum  Hessen  zu  einem  Vereine 
zusammen,  der  sieh  1831  neugestaltete  und  1857  als  „Verein  der  öffent- 
liehen  Anwälte"  wieder  auftrat.  In  Stuttgart  wurde  durch  Verordnung 
vom  26.  April  1820  ein  ,,Gonsulenten-C!ollegium"  aufgehoben.  Advo- 
katenvereine bildeten  sieh  1831  in  der  Stadt  Hannover,  1832  in  Giessen, 
1834  in  Gotha,  1837  in  Celle,  in  den  vierziger  Jahren  in  Braunschweig, 
Stade,  Breslau,  Dresden,  Leipzig,  München,  Zittau,  Schwerin.  In 
Frankfurt  a.  M.  bildete  sich  1841  ein  Advokatenkollegium  zum  Ersätze 
des  ziemlich  ausser  Wirksamkeit  geratenen  coUegii  graduatorum.  Zu 
grösseren  Verbänden  traten  zusanmien  die  Advokaten  des  badischen 
Mittelrheinkreises,  die  von  Waldeck,  Anhalt  (1843),  Oldenburg  (1830), 
Schleswig-Holstein-Lauenburg  (1841,  seit  1845  vereinigt),  die  des 
Königreichs  Sachsen  (1845)  und  Württemberg  (1842).  Daneben  bildeten 
sich  zuweUen  für  vorübergehende  Zwecke,  Ausarbeitung  von  Denk- 
schriften oder  Gesetzentwürfen  u.  dgl.,  freie  Advokatenausschüsse, 
so  in  München  1827,  in  Mannheim  1832. 

Diese  örtlichen,  zuweilen  ganz  lose  gebauten,  schnell  auftauchenden, 
schnell  verschwindenden  Vereinigungen  würden  keine  weitere  Be- 
achtung verdienen,  wenn  nicht  mehrere  Umstände  zusammenträfen, 
die  ihnen  eine  geschichtliche  Bedeutung  sichern. 

Zunächst  benutzten  mehrere  B^erungen  die  Gelegenheit,  sich 
wieder  einmal  recht  gründlich  zu  blamieren.  Der  Hessische  und  der 
Gothaer  Verein  wurden  nicht  bestätigt,  aber  später,  wie  es  scheint, 
stillschweigend  geduldet.  In  Rostock  verhinderte  1844,  in  Waldeck 
1839  die  Regierung  die  Bildung  eines  Advokatenvereins.  Auch  gegen 
die  Vereine  in  Hannover  und  Celle  hatte  die  Regierung  Bedenken; 
der  zu  Celle  musste  seine  Zweckbestimmung,  bei  Behörden  Vorstel- 
lungen und  Anträge,  betrefiFend  die  Anwaltschaft,  einzureichen, 
streichen,  weil  die  Regierung  darin  eine  „unzulässige  Repräsentation 
des  Advokatenstandes"  sah.  In  Hamburg,  wo  man  1844  unter  Voran- 
tritt Heckschers  einen  Advokaten-  oder  vielmehr  Juristenverein  be- 
gründete, erhob  zwar  nicht  die  Regierung,  aber  einige  ängstliche  Ge- 
muter Einsprache,  weil  ein  solcher  Verein  mit  der  hamburgischen 
Verfassung  in  Widerspruch  stehe. 

Richtig  war,  dass  die  Vereine  sich  viel  mit  öffentlichen  Dingen 
beschäftigten.  Die  Hauptforderungen  der  Zeit  auf  dem  Gebiete  des 
Rechts:  Mündlichkeit,  Öffentlichkeit,  Schwurgerichte,  die  Sonder- 
fordemng  der  Rechtsanwaltschaft:  Anwaltskammem  wurden  von 
ihnen  nachdrücklich  vertreten.    Mehrere  Vereine  machten  sich  sogar 
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anjdie  Ausarbeitung  einer  Zivilprozessordnung,  so  der  schleswig-hol- 
steinische, der  sächsische;  dieser  und  der  Breslaaer  arbeiteten  auch 
eine  Bechtsanwaltsordnung  mit  Anwaltskammerverfassung  aus,  in  der 
den  Anwaltskammem  eine  recht  bescheidene  Disziplinargewalt  zu- 
gedacht war.  Die  Mannheimer  Anwälte  prüften  1847  den  von  der 
Regierung  ausgegebenen  Entwurf  einer  Anwaltordnung,  und  Soiron 
gab  ihn  mit  ihren  Bemerkungen  heraus.  Zuweilen  suchte  man  seine 
Forderungen  auf  eigene  Hand  zu  verwirklichen.  So  der  Württem- 
berger  und  der  Leipziger  Verein,  die  1844  und  1846  einen  Plan  fär 
Schiedsgerichte  mit  mündlichem  imd  öffentlichem  Verfahren  ausarbei- 
teten, der  in  Württemberg  sogar  ins  Leben  trat;  über  die  erste,  unter 
Vorsitz  des  uns  wohlbekannten  Prokurators  Schott  stattgehabte  Sitzung 
des  Schiedsgerichts  berichtete  die  Anwaltzeitung  mit  hoher  Befriedigung. 
In  Leipzig  traten  1845  zwanzig  und  einige  junge  Männer,  meist  Advo- 
katen, zu  Übungen  in  freier  Bede  zusanmien.  Mehrfach  suchten  die 
Vereine  die  fehlenden  Anwaltskammem  zu  ersetzen.  Sie  nahmen  eine 
Disziplinargerichtsbarkeit  über  ihre  Mitglieder  in  Anspruch,  für  die 
zuweilen  ganz  geregelte  Formen  vorgeschrieben  wurden.  Die  Strafen 
wegen  Handlungen,  die  mit  der  Ehre  des  Standes  nicht  verträglich  sind, 
gingen  von  Verweis  und  Geldstrafe  bis  zur  Ausschliessung  aus  dem 
Vereine.  So  im  Dresdner,  Leipziger,  Frankfurter,  Oldenburger,  An- 
halter Vereine.  Der  schleswig-holsteinische  Verein  hatte  sogar  eine 
Advokatenkammer  mit  Präsident,  Syndikus,  Sekretär,  ganz  nach  fran- 
zösischem Muster,  und  das  französische  Strafsystem  mit  Ermahnung, 
einfacher  und  geschärfter  Rüge,  Entziehung  des  Stimmrechts  und 
Ausschluss  übernommen.  Der  Verein  der  badischen  Untergerichts- 
anwälte, an  dessen  Spitze  ein  Stabträger  stand,  begnügte  sich  damit, 
die  Mitglieder  zu  überwachen  und  nötigenfalls  bei  den  Behörden  an- 
zuzeigen oder  aus  dem  Vereine  auszuschliessen.  Mit  diesem  Streben 
nach  Beinhaltung  des  Standes  hängt  wohl  zusammen,  dass  vielfach 
die  Aufnahme  als  Mitglied  von  Kugelung  und  Zweidrittel-Mehrheit 
abhängig  gemacht  war. 

Auch  sonst  zeigten  sich  die  Vereine  überaus  regsam.  Vorträge« 
Lesezirkel  wurden  veranstaltet,  hier  und  da  auch  Bibliotheken  ge- 
gründet, von  denen  aber  nichts  auf  uns  gekommen  zu  sein  scheint. 
Zeitschriften  gaben  heraus:  der  Hannoversche  Verein: 

Annalen     des     Advokatenvereins     zu     Hannover,     redigirt     von 
J.  C.  F.  Wachsmuth,   E.  Hantelmann  jun.  und  E.  Ebhardt  Lüne- 
burg 1832  (nur  6  Hefte  sind  erschienen), 
der  schleswig-holsteinische  Verein: 
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Juristisohe  Zeiteohrift  des  Sohleswig-Holstein-Lauenborgisohen  Advo- 

katenTereins  seit  1843, 
beide  Zeitsohriften  von  Mittermaier  gelobt.  Der  wurttembergisohe 
Verein  f aaste  1845  den  sehr  beachtenswerten  Beschlnss  eine  Zeit- 
schrift SU  gründen  zwecks  Sammlung  solcher  Urteile,  die  sich  vor  dem 
Riohterstuhle  der  öffentlichen  Meinung  nicht  rechtfertigen  lassen,  also 
eine  Art  Museum  juristischer  Abnormitäten,  das  mit  dem  Stuttgarter 
Oppositionsblatte  „Der  Beobachter'*  verbunden  werden  soUte.  Ob  das 
ausgeführt  worden,  ist  unbekannt.  Dieser  Verein  scheint  bis  in  die 
Neuzeit  bestanden  zu  haben;  noch  1861  wird  von  seinen  Versamm- 
lungen berichtet.  Dagegen  müssen  die  hannoverschen  Anwaltstage, 
die  1868  zu  Celle,  1860  zu  Göttingen,  1861  zu  Hildesheim  stattfanden, 
von  einem  andern  als  dem  Lokalvereine  der  Stadt  Hannover  ausge- 
gangen sein,  da  sie  die  Anwälte  des  ganzen  Landes  umfassten. 

Das  alles  waren  nur  kleine,  schwache  Unternehmungen.  Da  ent- 
wickdte  H.  K.  Hofmann,  der  treffliche  Darmstädter  (Kapitel  491.), 
im  27.  Bande  des  Archivs  für  die  zivilistische  Praxis  1844  den  Plan 
einer  den  Angelegenheiten  des  Anwaltstandes  überhaupt  gewidmeten 
Zeitschrift.  Mehrere  der  ausgezeichnetsten  Anwälte  Deutschlands 
hatten  leider,  wie  er  berichtete,  ihre  Mitwirkung  abgelehnt.  Aber 
sehr  bald  fand  sich  eine  arbeitsbereite  Kraft  in  der  Person  des  Advo- 
katen Bopp  zu  Darmstadt.  Ja  als  der  Aufsatz  erschien,  war  das 
Unternehmen  bereits  angekündigt.  Steinacker  in  Holzminden,  Be- 
sohomer  in  Dresden,  Glaubrech  in  Mainz  hatten  ihre  Mitwirkung  zu- 
gesagt. Schon  mit  Beginn  des  Jahres  1844  erschien  im  Verlage  der 
Akademischen  Verlagsbuchhandlung  von  Winter  in  Heidelberg  die 
,^Anwalt-Zeitung.  Eine  Wochenschrift"  unter  Bopps  Leitung.  Sie 
stellte  sich  zur  Aufgabe 

1.  Darstellung  der  Zustände  des  Anwaltstandes  nach  Lage  der 
Gesetzgebung  und  eigner  (Vereins-)  Tätigkeit, 

2.  Erörterungen  über  den  Beruf  des  Anwalts, 

3.  Darlegung  der  Einwirkung  der  Anwälte  auf  Wissenschaft  und 
Bechtsleben, 

4.  Beiträge  zur  Geschichte  des  Anwaltstandes. 

Das  Ziel  war  ganz  richtig  gesteckt.  Die  Zeitschrift  trat  entschieden 
als  Standeszeitschrift  auf,  verwahrte  sich  aber  von  vom  herein  gegen 
alle  zunft-  oder  kastenmässigen  Bestrebungen.  Sie  fasste  auch  ihre 
Aufgabe  richtig  an.  Sie  sah  sich  nicht  als  Ablagerungsstätte  für  alle 
mö^chen  zivil-  und  strafrechtlichen  Erörterungen  und  Entscheidungen 
an,  sondern  beschränkte  sich  auf  das  Leben  des  Anwaltstandes.   Dar- 
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Stellungen  der  Advokatnrverfassung  in  den  einzelnen  Bundesstaaten 
wechselten  ab  mit  Standesnachrichten,  Lebensbildern  hervorragender 
Advokaten,  massenhaften  geschichtlichen  Notizen  und  besonders  vielen 
Anekdoten.  Im  fachlichen  und  profanen  Schrifttume  entging  Bopps 
scharfem  Auge  nichts,  was  auf  den  Anwaltstand  Bezug  hatte.  Für 
die  Geschichte  des  Anwaltstandes  jener  Zeit  ist  sie  eine  unschätzbare 
Fundgrube.  Selbstverständlich  kämpfte  sie  für  Öffentlichkeit  und 
Mündlichkeit.  Aber  sie  betete  nicht  blindlings  alles  Französische  an; 
die  Zivilehe  z.  B.  fand  scharfe  Gegnerschaft.  Von  schönem  Idealismus 
erfüllt,  hielt  sie  doch,  das  Organ  praktischer  Geschäftsmänner,  von 
aller  Phantasterei  sich  fem.  Nicht  immer  wusste  sie  die  Bedeutung 
der  Ereignisse  richtig  zu  würdigen.  So  nahm  sie  von  der  preussischen 
Ehrenratverordnung  vom  30.  April  1847,  einem  der  wichtigsten 
Zeitereignisse  des  Anwaltstandes,  lediglich  durch  Abdruck  Notiz,  ohne 
sie  einer  Besprechung  zu  würdigen.  Auch  die  Begebenheiten  des  Jahres 
1848  gingen  ziemlich  spurlos  an  ihr  vorüber;  es  scheint^  dass  Bopps 
Eifer  durch  die  fortwährenden  Misserfolge  damals  stark  abgekühlt 
war.  Immerhin  war  die  Zeitschrift  gut  geleitet.  Mittermaier  hat  ihr 
Sachkenntnis  und  liebe  nachgerühmt,  und  noch  1873  auf  dem  Anwalts- 
tage  zu  Eisenach  ist  sie  von  Fischer-Breslau  ehrenvoll  erwähnt  und 
dem  damaligen  Organe  des  Anwaltstandes  als  Muster  vorgehalten 
worden. 

Hätte  eine  Organisation  des  deutschen  Anwaltstandes  bestanden, 
so  würde  die  Zeitung  als  dessen  Organ  eine  grosse  Zukunft  gehabt 
haben.  So  blieb  sie  auf  enge  Kreise  beschränkt.  Ihre  Mitarbeiter  musste 
grossenteüs  das  kleine  Hessen  stellen  (Purgold,  Kreitler,  Hofmann). 
Es  war  ein  schlechtes  Zeichen,  dass  sie  1846  in  den  Verlag  von  G.  Jong- 
haus  in  Darmstadt  überging;  und  Ende  1847  wurde  angekündigt,  dass 
man  nur  in  Erwartung  kräftigerer  Teilnahme  der  Berufsgenossen  sich 
ermutigt  finde,  die  Zeitung  auch  im  folgenden  Jahre  erscheinen  zu 
lassen.  Aber  diese  Teilnahme  fand  sich  nicht.  Mit  Ende  1848  stdlte 
die  Zeitung  ihr  Erscheinen  ein,  anscheinend  voreilig;  denn  in  dem- 
selben Jahre  wurde,  wie  wir  im  Kapitel  52  sehen  werden,  der  Deutsche 
Anwaltverein  gestiftet. 
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Einundfünfzigstes  Kapitel. 

Vorgeschichte  des  ersten  Anwaltstages. 

Nachdem  1814  Thibaut  und  1810  in  Baden  die  erste  Kammer  eine 
einheitliche  Gesetzgebung  und  Gerichtsverfassung  für  Deutsch- 
land angeregt  hatte,  kam  mit  Beginn  der  vierziger  Jahre  eine  lebhaftere 
Bewegung  in  die  Sache.  1840  versuchte  Friedrich  P  u  r  g  o  1  d  ,  Hof- 
geriohtsadvokat  zu  Darmstadt,  in  einer  Schrift: 

Die  Gesetzgebungswissenschaft  in  Entwickelung  der  für  den  Ent- 
wurf eines  neuen,  namentlich  deutschen  Gesetzbuchs  sich  ergebenden 
Grundsatze 

den  Begriff  einer  Gesetzgebungswissenschaft  zu  formulieren,  deren 
Unterschied  vom  Naturrechte  er  dahin  bestimmte,  dass  dieses  das  absolut 
vernünftige  Recht  enthalt,  jenes  die  Wege  zeigt,  auf  denen  dieses  Recht 
zum  positiven  Rechte  werden  kann.  In  einem  Aufsatze  in  der  Bieder- 
mannschen  Monatsschrift  für  Literatur  und  öffentliches  Leben  (1842) 
»,Uber  die  Möglichkeit  eines  €dlgemeinen  deutschen  Gesetzbuchs  und 
dessen  Vorbereitung  durch  die  Wissenschaft''  führte  er  weiter  aus, 
dass  durch  Gedankenaustausch  auf  Gelehrtentagen,  durch  Heran- 
ziehung aller  Intelligenzen  wissenschaftlich  festgestellt  werden  müsse, 
was  durch  die  Natur  der  Sache  und  unsre  besonderen  Zustände  sich 
uns  als  Gesetz  diktiere.  Um  dieselbe  Zeit  wurde  in  der  ersten  Kanmier 
des   Grossherzogtums   Hessen   über  dieselbe  Frage  gesprochen. 

Bald  darauf,  am  21.  August  1843,  beschloss  der  württembergische 
Anwaltverein  in  seiner  Versammlung  zu  Ulm  die  Berufung  einer  Advo- 
katenversammlung „zum  Zwecke  gesetzmassigen  Wirkens  für  Ein- 
führung eines  gemeinsamen  teutschen  Rechts".  Der  dazu  niedergesetzte 
Aussohuss  berief  unterm  11.  September  1843  in  den  Zeitungen  die 
Berufsgenossen  in  allen  deutschen  Landen  auf  den  1.  Juli  1844  nach 
Mainz. 

Der  Aufruf  fand  überall  freudige  Zustimmung.  Zahlreiche  An- 
meldungen liefen  ein.  Die  Mainzer  wählten  einen  Aussohuss,  bestehend 
aus  Olaubrech  sen.,  Dembuig,  Henoo,  Krämer,  Hemsheim,  Zitz,  von 
denen  drei  uns  schon  bekannt  sind.  Dieser  Ausschuss  suchte  bei  dem 
Ministerium  des  Innern  und  der  Justiz  die  Erlaubnis  zur  Abhaltung 
der  Versammlung  nach  und  erhielt  sie  unterm  6.  Dezember  1843. 
Darauf  berief  er  in  den  Zeitungen  die  Versammlung  auf  den  18.  Juli  1844 
nach  Mainz  ein. ' 
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PuTgold,  von  dem  der  Gedanke  stammte,  griff  wieder  zur  Feder: 
In  einem  Schriftchen: 

Der  deutsche  Anwaltstag  zu  Mainz  und  Deutschlands  Aussichten 
auf  demselben  zur  Vorbereitung  einer  allgemeinen  deutschen  Ge- 
setzgebung,   Darmstadt  Jonghaus  1844 
in    der    er  zuerst  der  Versammlung  den  Namen    Anwaltstag 
gab,  der  ihr  bis  heute  geblieben  ist,  fiihrte  er  aus,  dass  das  Gesetz  vor 
allem  nationales  Recht  geben  und  eine  Zeitschrift  die  Erörterungen 
zusammenfassen  müsse.  Unter  den  vielen  Stimmen,  die  in  der  Anwalt- 
zeitung laut  wurden,  erhob  sich  eine  einzige    gegen    die  geplante 
Bechtseinheit,    die    des    Obergerichtsadvokaten    und    Privatdozenten 
Dr.  Karl    Sternberg    in  Marburg,  der  in  der  Pflege  der  sonder- 
tümlichen  Selbständigkeit  das  zu  erstrebende  Ideal  sah  und,  eingedenk 
der    französischen  Geschichte    von  1701  — 1815 ,    „nicht    ohne 
Grauen    eine  Versammlung  deutscher  Anwälte  betrachten  könnte, 
welche  eine  Einheit  in  Recht  und  Verfassung  herbeizuführen  sich  zum 
Ziel  setzte".   Der  Gruselige  wurde  vom  Prokurator  Kreitler  in  Mann- 
heim, vom  Advokaten  Chr.  v.  Buri  in  Giessen,  Justizkommissar  Fischer 
in  Breslau  u.  a.  siegreich  und  nicht  ohne  Spott  abgefertigt.   Stemberg 
erwiderte,  Deutschlands  Wesen  liege  im  Individuellen,  nicht  im  All- 
gemeinen.   Auch  er  habe  für  Deutschlands  Grösse  geschwärmt.   Aber 
als  er  beim  Studium  der  Entwickelungsgeschichte  des  Bundesrechta 
einen  grossen  Theil  der  Kämpfe,  welche  ich  in^  mir  selbst  bestanden 
hatte,  schon  30  Jahre  früher  in  der  praktischen  Wirklichkeit  aus- 
geprägt fand,  da  trat  ein  Gefühl  der  Versöhnung  in  mich,  und  mit 
der  Versöhnung  zog  neuer  Glaube  und  mit  dem  Glauben  neue  Hoff- 
nung in  mein  Herz. 
Auf  nähere  Erklärung  dieser  schönen,  aber  rätselhaften  Worte  liess 
er  sich  nicht  ein,  dieser  Geist  lebte  von  Phrase  und  Rhetorik.    Karl 
Buchner  widmete   der  Advokatenversammlung   seine   zu   Darmstadt 
1844  erschienene  Schrift:  „Ein  deutscher  Advokat",   harmlose  launige 
Schilderungen  aus  dem  Advokatenleben,  die  aber  auch  die  Verherrlichung 
des  öffentlichen  und  mündlichen  Verfahrens  nicht  unterlassen  konnten. 
Über  die  Art  der  Verhandlung  herrschten  die  sonderbarsten  Vor- 
stellungen.  Bestimmte  Fragen,  die  der  Versammlung  vorzulegen  waren, 
hatte  der  Mainzer  Ausschuss  nicht  festgesetzt,  bestimmte  Mittel  zum 
Ziele  nicht  bezeichnet,  obwohl  H.  K.  Hoffmann  dies  empfohlen  hatte. 
Im  allgemeinen  dachte  man  an  Vorträge  einzelner,  welche  die  Ver- 
sammlung stumm  anhöre,  und  es  wurde  der  Wunsch  laut  diese  Vor- 
träge vorher  gedruckt  lesen  zu  können.  Und  was  für  Vorträge!  Strave 
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aus  Mannheim  kündigte  einen  Vortrag  über  den  Einflufis  der  Sohädel- 
lehre  auf  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  an.  Der  vernünftigste 
Wunsch  war  der  von  Kreitler  und  Purgold,  dass  den  Haupir-  oder  gar 
einsogen  Gegenstand  der  Verhandlung  die  Gründung  einer  Zeitschrift 
bilden  müsse.  Diese  war  nun  freilich  schon  vorhanden,  sogar  doppelt: 
in  der  Anwaltzeitung  und  in  Ebertys  Zeitschrift  für  volkstünüiches 
Recht  und  nationale  Gesetzgebung.  Wenn  man  wollte,  so  konnte 
man  Reyscher  und  Wildas  Zeitschrift  für  deutsches  Recht  als  dritte 
aufführen. 

Diese  Kämpfe  und  Erörterungen  wurden  mit  Geist  und  Schwung 
geführt,  mit  warmer  vaterländischer  Empfindung,  aber  auch  nüchterner 
Überlegung.  Purgold  wurde  nicht  müde  den  Zusammenhang  mit  dem 
geschichtlich  Gegebenen  zu  betonen.  Überall  sachliche  Erörterung, 
nirgends  ein  Versuch,  die  Sache  ins  Politische  hinüberzuspielen,  den 
Regierungen  Verlegenheiten  zu  bereiten.  Dennoch  erregte  das  Unter- 
nehmen das  Misstrauen  der  massgebenden  Kreise.  Die  Sache  hatte 
einen  verdächtigen  Einheitsgeruch;  es  konnten  da  unbequeme  schwarz- 
rot-goldene Reden  gehalten,  lästige  Probleme,  wie  Mündlichkeit,  OfiFent- 
lichkeit,  Schwurgerichte,  Pressfreiheit,  angeschnitten  werden.  Es  ver- 
lautete daher  schon  im  November  1843,  dass  man  in  München  Be- 
denken erhoben  habe.  Zunächst  geschah  indes  nichts.  Als  aber  ein 
Justizkommissar  Rhau  in  Sensburg  in  Ostpreussen  sich  veranlasst 
fühlte  in  der  Königsberger  Zeitung  die  preussischen  Anwälte  zur  Teil- 
nahme an  der  Mainzer  Versammlung  und  zur  Veranstaltung  einer 
vorbereitenden  Versammlung  in  Königsberg  aufzufordern  mit  der 
Bemerkung,  die  deutsche  Einheit  im  Recht  sei  die  höchste  Aufgabe 
ihres  Berufs,  da  erschien  im  preussischen  Justizministerialblatte  unterm 
6.  Februar  1844  eine  Verfügung  des  Justizministers,  welche  den  Advo- 
katen die  Teilnahme  an  der  Mainzer  und  auch  an  der  geplanten  vor- 
bereitenden Versammlung  untersagte.  Der  Deutsche  Bund,  hiess  es, 
sei  ein  völkerrechtlicher  Verein  unabhängiger  Staaten;  daraus  ergebe 
sich,  dass  die  Anwälte  keinen  Beruf  und  keine  Möglichkeit  eines  Zu- 
sammenwirkens für  Herstellung  deutscher  Rechtseinheit  haben,  diese 
Soige  vielmehr  den  Bundesregierungen  überlassen  müssen.  Der  Be- 
ruf der  preussisohen  Jusüzkomnussare  sei  in  der  Allgemeinen  Gerichts- 
ordnung bestimmt  umschrieben  und  insoweit  ihre  amtliche  Wirk- 
samkeit beschränkt.  Die  von  der  hessischen  Regierung  erteilte  Er- 
laubnis gelte  nur  für  Hessen,  das  preussisohe  Edikt  vom  20.  Oktober 
1798  über  die  geheimen  Verbindungen  verbiete  aber  alle  „Gesell- 
schaften  und   Verbindungen'',    welche   Beratschlagungen    über   Ver- 
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änderungen  in  der  Verfassung  oder  Verwaltung  des  Staats  bezwecken; 
die  Mainzer  Versammlung  falle  unter  dieses  Strafgesetz. 

Es  scheint  das  Schicksal  der  Begierenden  in  Preussen  sioh  stets 
überflüssiger  Weise  unbeliebt  zu  machen.  Dieses  vormärzliohe  Preuasen 
war  keineswegs  so  reaktionär,  als  es  sich  den  Anschein  gab.  Kürzlich 
erst  hatte  man,  gerade  auf  Anregung  von  Advokaten,  den  Ruf  nach 
Mündlichkeit  durch  die  Verordnung  von  1833  teilweise  erfüllt  und  war 
eben  dabei  ihn  ganz  zu  erfüllen.  In  der  Bheinprovinz  bestand  die  ganze 
moderne  Gerichtsverfassung,  wie  sie  nur  gewünscht  werden  konnte. 
Seit  lange  dachte  der  König  an  Einrichtung  von  Anwaltskammem, 
und  drei  Jahre  später  hatte  Preussen  Ehrenräte  mit  weitergehenden 
Befugnissen  als  Frankreich.  Bereits  arbeitete  Preussen  am  Entwürfe 
einer  deutschen  Wechselordnung.  Und  in  diesem  Momente  verbot 
der  Minister  die  Teilnahme  an  einer  von  der  hessischen  Begiening 
bereits  erlaubten  Versammlung,  die  nichts  woUte  als  Ansichten  aus- 
tauschen über  die  Einrichtung  einer  gemeinsamen  deutschen  Rechts* 
Verfassung!  Stand  dem  wirklich  die  Souveränität  der  deutschen  Bundes- 
staaten, die  Berufsabgrenzung  der  Allgemeinen  Gerichtsordnung  ent- 
gegen? War  es  nicht  der  Gipfel  des  Lächerlichen  auf  diese  in  vollster 
,  Öffentlichkeit  tagende  Versammlung  das  Edikt  wegen  der  geheimen 
Verbindungen  anzuwenden,  dessen  §  4  Amtsentsetzung  und  ausser- 
dem sechsjährige  Freiheitsstrafe  androhte?  Waren  doch  zu  jener  Zeit 
ähnliche  Versammlungen  von  Naturforschem,  Ärzten,  Gelehrtei^  aller 
Art  bereits  an  der  Tagesordnung.  Hatten  doch  erst  1843  115  preussische 
Juristen  unter  dem  Vorsitze  des  Oberlandesgerichtspräaidenten  in  Soest 
getagt  und  über  Verbesserung  der  Rechtspflege,  ja  gerade  auch  über 
eine  gemeinsame  deutsche  Rechtsverfassung  beraten.  War  ee  doch 
in  deutschen  Landen,  besonders  auch  beim  Reichskammeigerichte, 
von  jeher  Gebrauch  gewesen,  dass  die  Advokaten  in  corpore,  gefragt 
oder  ungefragt,  Vorschläge  zur  Verbesserung  des  Rechtswesens  machten. 
Der  Erlass  machte  peinliches  Aufsehen.  17  Konigsberger  An- 
wälte reichten  unterm  28.  Februar  1844  eine  würdige  gut  begründete 
Verwahrung  ein,  sie  „glaubten  es  ihrem  Stande  und  sich  selbst  schuldig 
zu  sein,  Ew.  Exzellenz  mit  aller  Ehrerbietung  zu  erklären: 

dass  sie  ihr  Recht  zur  Erörterung  der  mit  dem  Recht  zusammen* 
hängenden  Fragen  durch  ihr  Amtsverhältnis  in  keiner  Weise  für 
beschränkt  oder  aufgehoben  erachten  können,  dass  die  Mainzer 
Advokatenversammlung  nicht  zu  den  durch  da«  Gesetz  verbotenen 
Gesellschaften  gehöre,  dass  sie  deshalb  das  Verbot  der  Teilnahme 
daran  als  nicht  gesetzlich  begründet  erachten  könnten. 
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Aach  die  Ologauer  JustizkommiBsare  protestierten.  Der  Justizminister 
erwiderte  unterm  10.  März  1844,  dass  er  sich  nicht  veranlasst  finde, 
an  seiner  Verfägung  etwas  zu  ändern. 

Die  Anwaltzeitung  brachte  über  den  Erlass  eine  Menge  durch- 
weg besonnener  und  massvoller  Erörterungen;  eine  Ejitik  in  den  Ham- 
burger Idterärischen  und  Ejitischen  Blättern  wurde  wegen  ihrer  „viel 
SU  heftigen  Sprache'*  von  ihr  ausdrücklich  getadelt.  Ein  sächsischer 
Anwalt  liess  in  der  Staatsbürgerzeitung  von  Grimma  ein  offenes  Send- 
schreiben an  den  Justizminister  Mühler  erscheinen,  das  dem  früheren 
Justizmimster  v.  Kamptz  Anlass  gab,  in  seinen  Jahrbüchern  Bd.  63  in 
einem  30  Seiten  füllenden  Aufsatze  den  Erlass  zu  verteidigen.  Die 
Verteidigung  leistete  das  Unglaublichste  in  Verdrehungen.  Sie  unter- 
stellte dem  Mainzer  Ausschüsse,  er  habe  bei  Nachsuchung  der  Ge- 
nehmigung die  Versammlung  als  wissenschaftliche  ausgegeben  und  ver- 
schwiegen, dass  sie  Änderungen  des  Rechts  beabsichtige,  folgerte  aus 
der  Unbestimmtheit  des  Progranmis,  dass  die  Verbindung  eine  geheime 
sei,  behauptete,  dass  man  auf  Schleichwegen  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt in  den  Arm  fallen  wolle.  Aus  jeder  Zeüe  dieses  Aufsatzes  sprach 
der  Schreiberdünkel  und  der  Mangel  an  Sinn  für  die  Zeichen  der  Zeit, 
der  Kamptz  eigen  war.  Es  wäre  der  törichtste  Wahn,  hiess  es,  zu  meinen, 
dass  Preussen,  bei  seiner  musterhaften  Gesetzgebung,  zu  einem  neuen 
C!odex  und  einer  neuen  Gerichtsordnung  der  Weisheit  und  Unterstützung 
der  Advokaten  in  Bopfingen,  Aalen  oder  Dinkelbühl  bedürfe.  Damit 
in  Widerspruch  stand  allerdings  der  Hinweis  darauf,  dass  erst  kürzlich 
Vorschläge  von  Advokaten  (Marchand)  vom  Könige  und  den  Behörden 
willig  angenommen  und  berücksichtigt  worden  seien.  Erheiternd  wirkt 
der  Schrecken,  den  die  eine  schöne  Stelle  des  Sendschreibens  dem  Kritiker 
einjagt,  in  der  versichert  worden  war, 

dass  eine  sehr  grosse  Anzr^^^^  deutscher  Anwälte  eine  höhere  Ansicht 
als  Ew.  Exzellenz  von  dem  Berufe  eines  deutschen  Anwalts  haben, 
und  dass,  selbst  wenn  ein  beratendes  Zusammenwirken  nicht  sollte 
Statt  finden  können,  doch  die  Macht  einer  unsichtbaren  Gemein- 
schaft  der   Ueberzeugung   und   Gesinnung   unter   ihnen   wirksam 
bleiben  wird,  gegen  welche  kein  Edikt  gegen  geheime  Verbindungen 
etwas  auszurichten  vermag. 
Soweit  also,  ruft  der  Kritiker  aus,  sollte  es  mit  dem  deutschen  Advo- 
katenstande gekommen  sein,  dass  eine  unsichtbare  Gemeinschaft  von 
Überzeugungen  „in  einer  von  den  Regierungen  gemissbilligten,  mithin 
gesetzwidrigen  Richtung  wirksam  bleiben  wird^M   Ein  Mann,  der  dem 
Advokatenstande    solche    Gesinnungen    unterlegt,    scheut    sich   nicht 
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Regierungen  zu  tadeln,  welche  Vereine  dieser  Art  und  die  von  ihnen 
beabsichtigte  „Untergrabung  und  Umzingelung"  der  gesetzgebenden 
Gewalt  nicht  gestatten  wollen! 

So  viel  Kraft  verschwendet  für  den  Kampf  gegen  eine  völlig  un- 
gefährliche, aber  sehr  volkstümliche,  drei  Jahre  später  von  derselben 
preussischen  Regierung  bereitwillig  geförderte  Sache!  Auoh  wer  kon- 
servative Anschauung  schätzt,  wird  sich  der  Erkenntnis  nicht  ver- 
schliessen  können,  da^s  die  Kleinlichkeit  und  Engherzigkeit  des  preussi- 
schen Konservatismus  sowie  seine  unstaatsmännische  Neigung  zu 
unnützen  Herausforderungen  der  öfifentlichen  Meinung  sich  selten  in 
unliebenswürdigerer  Form  gezeigt  haben  als  hier. 

Das  Getöse  dieses  Kampfes  machte  die  Bundesstaaten  aufhorchen. 
In  Bayern  glaubte  man  an  Energie  gegen  die  gefährliche  Bewegung 
hinter  Preussen  nicht  zurückstehen  zu  dürfen.  Ein  Erlass  vom  27.  Fe- 
bruar 1844  untersagte  den  bayrischen  Anwälten  die  Teilnahme  an 
der  Versammhing,  weil  darin  eine  „verfassungswidrige  Einmischung 
in  die  Ausübung  von  Rechten,  die  nur  dem  Könige  und  den  Standen 
des  Reichs  vorbehalten  sind"  Uegen  würde.  Die  Versammlung  könne 
als  eine  erlaubte  nicht  angesehen  werden;  der  König  werde  „in  gewissen- 
hafter Aufrechthaltung  der  bestehenden  Verfassungsgesetze  nicht  dulden, 
dass  in  Bayern  neue  diesen  Gesetzen  unbekannte  Organe  für  politische 
Zwecke  sich  willkührlich  bilden''.    Gezeichnet:  v.  Schrenck.    Haller. 

Unterm  22.  März  1844  erliess  der  Mainzer  Advokatenauaachuss 
eine  etwas  langatmige,  zuerst  von  der  Zensur  beanstandete  und  erst 
auf  Beschwerde  freigegebene  Erklärung,  die  sich  gegen  das  Missver- 
ständnis wendete,  als  ob  die  Advokaten  bei  der  Versammlung  in  amt- 
licher Eigenschaft  aufträten,  gegen  die  Unterstellung,  dass  die  Be- 
ratung öffentliches  Recht,  die  Bundes-  oder  Staatsverfassung»  berühren 
werde;  oder  dass  eine  geheime  Verbindung,  überhaupt  ein  Verein, 
in  Frage  stünde.  Unterm  1.  Juni  1844  veröffentlichte  er  das  Programm. 
Die  Versammlung  soUt^  drei  Tage  lang,  vom  18.  bis  20.  Juli,  in  dem 
von  der  Stadt  dazu  überlassenen  Akademiesaale  des  kurförstlichen 
Schlosses,  der  Empfang  der  Gäste  schon  vom  16.  Juli  ab  stattfinden, 
da  am  16.  die  Assisensitzungen  begännen,  zu  welcher  M^kwurd^gkeit 
wahrscheinlich  viele  Teilnehmer  gern  früher  würden  eintreffen  wollen. 
Der  Beitrag  des  Teilnehmers  war  auf  6fl.  24  kr.  festgesetet.  Eine 
bestimmte  Tagesordnung  war  noch  immer  nicht  angegeben;  diejenigen, 
welche  „Vorträge  zu  halten  gesonnen  sind",  wurden  ersucht  einen 
Auszug  der  Kommission  vorher  mitzuteilen.  Mehrere  Privatgesellschaften 
hatten  ihre  Mitwirkung  zugesagt. 
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Aber  da  erfolgte  ein  neuer  Schlag.  In  Karhessen  wurde  durch 
Ministerialerlass  vom  7«  Juni  1844  (gez.  Mackeldey)  den  Advokaten 
eröffnet,  dass,  da  der  Zweck  der  Advokatenversammlung  auf  Abände^ 
nuig  von  Staatseinrichtungen  gerichtet,  mithin  ein  politischer  sei, 
eine  Teilnahme  „an  dem  fraglichen  V  e  r  e  i  n  e*'  ( !)  als  Zuwider- 
handlung gegen  die  Verordnung  vom  21.  Juli  1832  (welche  in  Gremässheit 
des  Bundesbeechlusses  vom  5.  Juli  1832  alle  „Vereine  mit  pohtischer 
Tendenz"  verbot)  werde  angesehen  und  strafrechtlich  verfolgt  werden. 
Die  Mehrzahl  der  Kasseler  Anwälte  protestierte  in  einem  gemeinsamen 
Schreiben  an  das  Ministerium,  aber  es  half  nichts.  Desgleichen  wurden 
die  rheinpreussischen  Anwälte,  welche  angefragt  hatten,  ob  auch  sie, 
die  doch  gar  keine  Änderung  ihrer  bisherigen  Verfassung,  sondern 
Übertragung  derselben  auf  Deutschland  anstrebten,  von  dem  Ver- 
bote betroffen  würden,  dahin  beschieden,  dass  auch  sie  betroffen  seien. 
Man  hatte  in  Preussen  jetzt  sogar  eine  Kabinetsorder  erwirkt,  welche 
unterm  16.  Mai  allen  Justizbeamten  die  TeUnahme  an  ausländischen 
Beratungsvereinen  untersagte. 

Zu  diesen  Schwierigkeiten  traten  andre,  die  sich  der  Mainzer  Aus- 
schuss  selbst  machte.  Zufolge  eines  Ministerialerlasses  vom  19.  Juni  1844 
wurde  dem  Ausschusse  mündlich  eröffnet,  dass,  da  nur  für  eine  An- 
waltversammlung die  Erlaubnis  erteilt  sei,  die  (ursprünglich  genehmigte) 
Zulassung  von  Nichtanwälten  oder  nichtdeutschen  Anwälten  nicht 
geduldet  werden  könne,  dass  femer  die  Versammlung  sich  aller  Be- 
schlüsse zu  enthalten  habe,  welche  das  öffentliche  Recht  berührten 
oder  die  Bildung  eines  Vereins  bezweckten,  alles  bei  Vermeidung 
sofortiger  Auflösung  der  Versammlung.  Der  Ausschuss  remonstrierte. 
Nichtanwälte  werde  man  nicht  zurückweisen  können,  ohne  Gefühle 
der  Gastfreundschaft  oder  der  Hochachtung  gegenüber  juristischen 
Berühmtheiten  zu  verletzen.  Eine  Vereinsbildung  sei  nicht  beab- 
sichtigt; allein  damit  sei  nicht  gesagt, 

dass  wir  auch  nicht  darüber  beraten  sollten,  welche  Mittel  zur  Er- 
reichung des  angegebenen  Zwecks  ergreiflich  seyen  und  ob  es  nicht 
zweckmässig   seyn   sollte,   gewisse   Thätigkeiten   in   Anspruch   zu 
nehmen,  die  sich  dem  Zwecke  weihten,  und  die  es  sich  zur  Auf- 
gabe machten,  zwischen  einer  Session  und  der  andern  das  Material 
zu  präpariren. 
Insofern  habe  man  allerdings  einen  fortwährenden  Zweck  beabsichtigt, 
und  dieser  Punkt  sei  als  Lebensfrage  des  Unternehmens  zu  betrachten. 
Die  Regierung  erwiderte  unterm  2.  Juli,  dass  es  bei  den  früheren  Ver- 
fügungen sein  Bewenden  habe.  Es  sei  kaum  bc^greifiich,  dass  die  Petenten 
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sich  über  die  Forderung,  dass  eine  Advokatenversammlung  nur  aus 
Advokaten  bestehen  solle,  beschweren;  der  Beratung  über  Abhaltung 
künftiger  Versammlungen,  auch  der  alsbaldigen  Wahl  von  GeechSfiB- 
führem  für  solche  stehe  nichts  im  Wege.  Dies  scheine  aber  den  Petentmi 
nicht  zu  genügen ;  einerseits  erklärten  sie  keinen  Verein  stiften  zu  wollen, 
behaupteten  den  rein  wissenschaftlichen  Charakter  der  Versammlung, 
andrerseits 

sprächen  sie  mystisch  von  Mitteln,  die  ergriffen,  von  gewissen  Thatig- 
keiten,  die  in  Anspruch  genommen  werden  sollten  zu  einer  Zeit, 
wo  eine  Versammlung  nicht  abgehalten  werde,   bezweckten  also 
einen  schlechthin  unstatthaften  Verein. 
Hiermit  erachtete  der  Ausschuss  den  Zweck  der  Versammlung  für 
vernichtet,   und  veröffentlichte,   da  auch  die  Mehrheit  der  württem- 
berger  Kommission  gleicher   Meinung  war,    unterm  6.  Juli  die   Er- 
klärung, dass  infolge  der  grossen  und  mit  jedem  Tage  sich  mehrenden 
Schwierigkeiten  die  allgemeine  Advokatenversammlung   abgesagt 
werde. 

Es  versteht  sich,  dass  diese  Absage  in  der  Tagespresse  lebhaft 
besprochen  wurde.  Da  sie  —  ganz  entgegen  den  sonstigen  Gepflogen- 
heiten des  Mainzer  Ausschusses  —  sehr  kurz  war  und  über  ihre  Grunde 
nichts  ergab,  so  machten  sich  allerhand  Gerüchte  breit.  Es  hieas,  die 
hessische  Regierung  habe  die  Öffentlichkeit  der  Verhandlungen  unter- 
sagt, einen  Kommissar  zur  Leitung  der  Verhandlungen  ernannt,  der 
nötigenfalls  sein  Veto  gegen  Beschlüsse  einlegen  könne,  endlich  die 
vorherige  Einreichung  aller  Anträge  behufs  einer  Art  von  Zensur  ver- 
langt. Die  Regierung  stellte  dies  sofort  durch  offiziöse  Zeitungsnach- 
richten richtig.  In  der  Tat  kann  der  hessischen  Regierung,  die  schon 
1842  in  ihrer  Kammer  die  Rechtseinheit  für  „eine  Wohlthat  ohzie 
Gleichen"  erklärt  hatte,  kein  Vorwurf  daraus  gemacht  werden,  dass 
sie  an  der  von  den  Anwälten  selbst  verkündeten  Begrenzung  der  Ver- 
sammlung festhielt.  Der  Mainzer  Ausschuss  hatte,  nachdem  auch  die 
Vorbereitung  künftiger  Versammlungen  zugelassen  worden  war«  alles 
erreicht,  was  er  verlangen  konnte.  Wenn  die  preussischen,  bayriachoi, 
kurhessischen  Verbote  nicht  abgeschreckt  hatten:  in  den  rein  formelleo 
Anforderungen  der  hessischen  Regierung  lag  durchaus  kein  Grund 
zur  Aufgabe  des  Unternehmens.  Die  Hauptsache,  der  einmütige  Aus- 
druck des  Wunsches  nach  Rechtseinheit,  war  in  keiner  Weise  in  Frage 
gestellt  worden.  Der  Mainzer  Ausschuss  war  über  eingebildete  Hinder- 
nisse gestolpert,  und  es  fehlte  auch  nicht  an  Stimmen,  die  sein  Vor- 
gehen als  übereQt  und  mutlos  bezeichneten,  während  sich  zu  s^ner 


Kap.  61.    Vofgwohiohte  des  entea  Anwaltotages.  515 

Rechtfertigung,  so  viel  sich  sehn  lässt,  niemand  erhob.  Eine  Anzahl 
von  Anwälten  erschien  sogar  doch  noch  in  Mainz,  sprach  sich  aus, 
wohnte  der  Assisensitzung  bei  und  veröffentlichte  alsdann  eine  Er- 
klärung, die  das  öffentliche  mündliche  Verfahren  und  das  Schwur- 
gericht als  das  einzige  Mittel  zur  Verbesserung  des  beklagenswerten 
Rechtszustandee  bezeichnete.  Sie  einigten  sich  darüber  eine  Anwalt- 
versammlung im  nächsten  Jahre  in  Leipzig,  Stuttgart  oder  Mann- 
heim stattfinden  zu  lassen,  und  Advokat  P.  Römisch  in  Leipzig  über- 
nahm die  Vorbereitung  der  Sache. 

Die  Anwaltzeitung  veröffentlichte  noch  die  für  die  Versammlung 
bestimmt  gewesenen  Vorträge:  einen  von  Purgold,  der  die  Aufgabe 
der  Versammhing  bestimmt  abstecken  und  die  Beratung  zunächst 
auf  den  Plan  einer  Zeitschrift  beschränken  wollte,  die  zur  Aufnahme 
der  von  den  lokalen  Advokatenvereinen  anzustellenden  legislativen 
Erörterungen  bestimmt  sei;  einen  von  Stemberg,  der  in  seiner  kon- 
fusen, phrasenreichen  Art  empfahl  den  Plan  der  allgemeinen  Gesetz- 
gebung fallen  zu  lassen  und  den  zu  begründenden  Anwaltverein  auf 
die  deutschen  konstitutionellen  Staaten  zu  beschränken;  der  Vortrag 
des  Stuttgarter  Rechtskonsulenten  Fr.  Rödinger  über  nationale  Rechts- 
erzeugung und  Rechtsbildung  in  Deutschland,  als  Sonderdruck  bei 
Cotta  erschienen,  der  ebenfalls  die  Gründung  einer  Zeitschrift,  sowie 
eine  Preisaufgabe  über  die  Grundsätze  des  Zivilprozesses  empfahl, 
wurde  in  der  Anwaltzeitung  nur  besprochen. 

Also  endete  der  Anlauf  zu  einem  deutschen  Anwaltstage.  An 
deutscher  Bedächtigkeit  und  Ängstlichkeit  ist  ein  Unternehmen  ge- 
scheitert, das,  von  lebhafter  vaterländischer  Empfindung  getragen, 
eine  über  die  Anwaltschaft  weit  hinausgehende  Bedeutung  zu  bean- 
spruchen befugt  war.  Aber  seine  moralische  Bedeutung  behielt  auch 
das  gescheiterte  Werk.  Wenn  dereinst  die  Geschichte  der  Einheits- 
bewegung im  deutschen  Rechte  geschrieben  werden  wird,  so  wird  es 
den  deutschen  Anwälten  nicht  vergessen  werden,  dass  sie  es  gewesen 
sind,  von  denen  die  erste  grössere  Kundjrebung  für  Herstellung  eines 
gemeinsamen  Rechts  ausgegangen  ist. 


33* 
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Zweiundfänfzigstes  ELapitel. 

Die  drei  ersten  Anwaltstage. 

Die  hoohgefährliohen  BeBtrebungen  zur  Herbeif ühmsg  beratender 
AdvokatenversammluBgen  hatten  nunmehr  ihren  Sitz  in  Leipzig. 
Römisch  brachte  die  Sache  im  Leipziger  Adv okatenvereine  vor ;  dieeei 
setzte  sich  darüber  mit  dem  württembergischen  und  badischen  in  Ver- 
bindung, schlug  als  Versammlungsort  Leipzig  vor^  fügte  aber  sogleich 
hinzu,  dass  die  Versammlung  voraussichtlich  eine  ö£Fentliche  nicht 
werde  sein  könnmi.  Die  Verhandlungen  zogen  sich  indessen  so  in  die 
Lange,  dass  um  Ostern  1845  der  Leipziger  Verein  beschloss  den  Plan 
fär  dieses  Jahr  fallen  zu  lassen.  Römisch  arbeitete  aber  auf  eigene 
Hand  weiter.  Er  lud  eine  Anzahl  Kollegen  zu  einet  Besprechung  nach 
Leipzig  dm,  in  welcher  der  Plan  äusserst  warm  aufgenommen  wurde. 
Ein  Ausschuss,  bestehend  aus  ihm  selbst,  K.  F.  Deiters-Wismar,  JuL 
Gülich-Pinneberg,  Ed.  Hermsdorf-Leipzig,  H.  Schletter-Leipzig  machte 
unterm  0.  August  1845  bekannt,  dass  für  August  des  nächsten  Jahres 
eine  Versammlung  deutscher  Anwälte  in  Aussicht  genonunen  sei.  Man 
beabsichtigte  sie  in  Leipzig  stattfinden  zu  lassen,  und  es  hatten  der 
Dresdner  und  der  Leipziger  Advokatenverein  für  Oktober  1845  die 
Genehmigung  einer  Versammlung  sächsischer  Advokaten  nachgesucht^ 
welche  ausser  andern  Punkten  auch  über  den  deutsch^i  Advokatentag 
beraten  sollte.  Aber  auch  bei  der  sächsischen  Regierung  herrschte 
bleiche  Furcht.  Unterm  29.  September  1845  erging  der  Bescheid, 
dass  die  Versammlung  zwar  genehmigt  werde,  die  deutsche  Anwalt- 
versammlung jedoch  nicht  besprochen  werden  dürfe,  auch  deren  künftige 
Genehmigung  nicht  in  Aussicht  gestellt  werden  könne. 

Der  Ausschuss  berief  nunmehr  die  deutschen  Anwälte  nach  Kiel 
auf  den  6.,  7.  und  8.  August  1846.  Diesmal  wurden  sogleich  einige 
positive  Aufgaben  gestellt :  Zweck,  Aufgabe  und  Grenzen  einer  deutschen 
Anwaltversanmilung,  das  öffentliche  und  mündliche  Verfahren  und 
die  Gegenwart  und  Zukunft  des  Anwaltstandes.  Li  Hamburg  sollte 
man  sich  treffen,  um  von  dort  die  dreistündige  Eisenbahnfahrt  nach 
Ejel  gemeinsam  zu  machen. 

Nun  hatte  man  aber,  trotz  aller  bisherigen  Erfahrungen,  sich 
der  Erlaubnis  der  Behörden  nicht  versichert.  Tatsächlich  war  gerade 
Eael,  wegen  der  damals  bereits  eröffneten  schleswig-holsteinischen 
Wirren,  ein  sehr  wenig  geeigneter  Platz,  und  die  dänische  Presse  tat 
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das  Ihrige  die  Versammlung  als  Demonstration  gegen  Dänemarks 
Staateeinheit  darzustellen.  Und  richtig:  unterm  13.  Juli  1846  wurde 
dem  Aussohussmitg^ede  Gülich  eröffnet,  dass  die  Regierung  die  Ver- 
sammlung nicht  gestatte.  Die  deutsche  Uneinigkeit  erwies  sich  als 
Fabel:  Deutschland  war  vollkommen  einig  gegenüber  der  furchtbaren 
Gefahr  der  Anwaltstage.  Giilich  wendete  sich  scrfort  an  den  dänischen 
König  um  Aufhebung  des  Verbots,  scheint  aber  nichts  erreicht  zu 
haben.   Denn  bald  darauf  erschien  in  den  Zeitungen  folgende  Anzeige: 

Die  Deutsche  Anwalts- Versammhing. 

Anwälte  aus  verschiedenen  Gegenden  Deutschlands  haben 
mir  gemeldet,  dass  sie  zum  6.,  7.  und  8.  August  d.  J.  nach  der  freien 
Stadt  Hamburg  kommen  woUen,  um  in  dem  Austausche  der  Ge- 
danken ein  gültiges  Menschenrecht  dort  auszuüben.  In  dieser  freu- 
digen Anleitung  zeige  ich  meinen  geehrten  Berufsgenossen  hier- 
durch an,  dass  das  Erforderliche  veranstaltet  und  von  dem  6.  k.  Mts. 
an  im  Hotel  zum  Elronprinzen  nähere  Nachricht  erteUt  werden  wird. 

Pinneberg,  27.  Juli  1846,  J.  Gülich. 

Gluoklicherweise  sohloss  sich  Hamburg  von  der  deutschen  Einigkeit 
aus.  Seine  Behörden  erhoben  keine  Einwendungen ;  auf  das  dänischer- 
seits  gestellte  Ansinnen,  die  nichthamburger  Advokaten  auszuweisen, 
entgegnete  der  Senator  Binder  trocken,  das  solle  sicher  geschehen, 
wenn  ihre  Pässe  nicht  in  Ordnung  befunden  wurden. 

So  hatte  denn  endlich  der  Deutsche  Anwaltstag  ein  Unterkommen 
gefunden.  Schnell  hatte  sich  in  Hamburg  ein  Aussohuss  aus  den  Advo- 
katen Sutor,  Heckscher,  Petersen  und  Des  Arts  gebildet,  den  Saal  der 
fVeimaurerioge  in  der  sogenannten  Drebahn  gewonnen  und  alsdann 
gemeinsohaftlioh  mit  den  etwas  früher  eingetroffenen  Mitgliedem  des 
Leipziger  Ausschusses  die  Sache  weiter  vorbereitet.  Am  6.  August  1846 
früh  0  Uhr  eröffnete  Heokscher,  den  wir  aus  der  Paulskirche  kennen, 
die  Versammlung.  Zum  Präsidenten  wurde  Römisch,  zum  Ehren- 
präsidenten Freudentheil  gewählt.  Zunächst  berichtete  Schletter  über 
die  Vorgeschichte  der  Versammlung.  Advokat  Koch  beantragte  dem 
Hamburger  Senate  durch  eine  Adresse  die  Freude  und  Anerkennung 
darüber  auszusprechen,  dass  er  den  Mut  gehabt  habe  sich  den  Ver- 
boten der  grösseren  Staaten  nicht  anzuschliessen,  zog  aber  den  Antrag 
zurück,  als  die  Hamburger  sich  ihm  widersetzten,  weü  er  mit  den  dortigen 
republikanischen  Sitten  nicht  vereinbar  sei  und  die  Regierung,  die  nur 
„durch  die  Finger  gesehen  habe^',  in  Verlegenheit  setzen  würde.  Hier- 
auf sprach  Römisch  über  Zweck,  Bedeutung  und  Grenzen  einer  Anwalt- 
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Versammlung,  Freudentheil  über  Würde  und  Beruf  des  deutschen  Advo* 
katen,  CHaussen-Kiel  über  Schwurgerichte,  Scherell-Leipzig  über  Sohieds- 
gerichte.  Als  Zweck  der  Anwaltversammlung  bezeichnete  Römisch 
die  Fortbildung  der  Rechtswissenschaft,  die  Weckung  des  Rechts* 
Sinns  im  Volke  und  Hebung  des  Standes  von  innen  heraus,  empfahl 
Gedankenaustausch  in  einer  besonders  dafür  zu  schaffenden  Zeitschrift, 
für  späterhin  Stellung  von  Preisaufgaben.  Eine  Diskussion  über  den 
Vortrag  wollte  lange  nicht  in  Gang  kommen;  die  Bitten  des  Redners, 
ihm  doch  Einwürfe  zu  machen,  fanden  in  der  sich  fremden,  grossen- 
teUs  im  Reden  ungeübten  Versammlung  kein  Entg^enkommen,  bis 
die  Hamburger  Heckscher  und  Petersen  sich  zu  scharfem  Widerspruche 
erhoben  und  Heckscher  die  unhöfliche  Frage  zur  Abstimmung  stellte, 

ob    überhaupt    durch    solche    Versammlungen    etwas    Praktisches 

erzielt  werden  könne. 
Damit  war  auf  einmal  Wärme  in  die  Versammlung  gekommen;  die 
Debatte  wurde  höchst  lebendig;  Heckschers  Verlangen  wurde  scharf  ab- 
gewiesen :  die  Versammlung  könne  nicht  gleich  bei  ihrem  Beginne  ihre 
eigne  Existenz  in  Frage  stellen.  Heckscher  und  Petersen  ihrerseits 
bestanden  auf  ihrem  Sinn,  Heckscher  drohte  sogar,  wenn  über  diese 
Frage  keine  bestimmte  Entscheidung  erfolge,  so  würden  die  Ham* 
burger,  die  überall  das  Praktische  suchten,  sich  an  den  Verhandlung«! 
nicht  weiter  beteiligen;  er  musste  sich  von  einem  Hamburger  selbst 
das  Unpassende  dieses  Verhaltens  rügen  lassen.  Nach  mehrstündigem 
Redekampfe  wurde  ein  Vorschlag  Römischs  angenommen  die  Dis- 
kussion als  blossen  Meinungsaustausch  zu  betrachten  und  ohne  Ab- 
stimmung zu  schliessen. 

Dieses  war  der  erste  Tag  der  Versammlung.  In  der  Redegewandt- 
heit, so  berichtet  ein  Hamburger  Anwalt,  hatten  sich  die  Hamburger 
Advokaten  den  übrigen  bedeutend  überlegen  gezeigt,  eine  natüiüche 
Folge  des  bei  den  Hamburger  Handelsgerichten  eingeführten  mündlich- 
öffentlichen Verfahrens.  Vortrefflich  sprachen  namentlich  Dr.  Eden 
und  Dr.  Wolfsohn,  sehr  scharf  und  klar  Heckscher.  Die  andern  Redner 
waren  entweder  befangen,  oder  es  fehlte  ihnen  die  präzise  Fassung 
und  die  Sicherheit  und  Eleganz  der  Formen.  Auch  dem  VonitEendeD, 
meint  er,  wäre  ein  schärferes  Zusammenhalten  und  Beherrschen  der 
Debatte  zu  empfehlen  gewesen.  Die  Zahl  der  Teilnehmer  war  85,  da- 
runter 47  Hamburger  und  7  Altonaer;  in  den  folgenden  Sitzungen 
vermehrte  sich  aber  die  Zahl  der  Nichthamburger  bedeutend. 

Der  zweite  Tag  brachte  Freudentheils  Vortrag  über  die  Stdlung 
des  Advokatenstandes    und  den  Beschluss    eine  Kommission  zur  Ab- 
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fassung  eines  Statuts  für  die  AdvokatenTersammlungen  einzusetzen. 
Lebhafte  Bedelust  regte  Scherells  Vortrag  über  Schiedsgerichte  an, 
durch  welche  man  die  Vorteüe  der  Mündlichkeit  und  Öffentlichkeit 
den  Regierungen  ad  oculos  demonstrieren  wollte.  Auch  hier  wurde 
eine  Kommission  eingesetzt,  die  der  nächsten  Advokatenversammlung 
über  die  Ergebnisse  der  dahin  zielenden  Versuche  Bericht  erstatten 
sollte.  Ein  gehaltvoller  Vortrag  von  CSlaussen-Itzehoe  über  Schwur- 
gerichte beschloss  den  Tag. 

Der  dritte  Tag  wird  als  der  Glanzpunkt  der  Verhandlungen  be- 
zeichnet, der  den  tiefsten  und  dauerndsten  Eindruck  hinterlassen 
habe.  Eine  Reihe  glänzender  und  durchdachter,  aber  durchaus  frei 
geschöpfter  Reden  bewies,  dass  auch  dem  Deutschen  die  Redegabe 
nicht  versagt  ist.  Besonderen  Eindruck  machte  die  Rede  von  Matthiesen- 
Sohleewig.  Es  war  die  Frage  der  Schwurgerichte,  welche  die  Gemüter 
also  erregte.  Nach  siebensttindiger  Verhandlung  wurde  über  die  vier 
Fragen  abgestimmt,  ob  Staatsanwaltschaft,  Offentiüchkeit,  Mündlich- 
keit und  Geschwome  einzuführen  seien.  Die  ersten  drei  wurden  ein- 
stimmig, die  letzte  mit  mehr  als  Zweidrittelmehrheit  bejaht.  Alsdann 
wurde  nach  kurzer  Beratung  der  Geschäftsordnung  zur  Wahl  des  Aus- 
schusses für  die  nächste  Versammlung  geschritten,  dann  noch  eine 
Kommission  zu  Vorschlägen  behufs  Erleichterung  der  Rechtsverfolgung 
von  Ansprüchen  Armer  niedergesetzt,  der  Druck  der  Protokolle  be- 
schlossen und  die  Versammlung  mit  einem  Hoch  auf  das  deutsche 
Vaterland  geschlossen. 

Der  zweite  Anwaltstag  wurde  am  30.  September  1847  in  Hamburg 
in  der  Tonhalle  eröffnet.  Heckscher  war  Vorsitzender,  Freudentheil 
Stellvertreter.  Claussen  sprach  über  Umwandlung  der  Anwaltsver- 
sammlung in  eine  Juristenversammlung,  die  er  empfidil,  weil  der  Zweck, 
Verbesserung  des  Rechts,  die  Teilnahme  aller  Juristen  erfordere.  Sein 
Antrag  wurde  trotz  scharfen  Widerspruchs  mit  61  gegen  30  Stimmen 
angenommen.  Am  zweiten  Tage  erstattete  ein  zur  Begutachtung  von 
Eingaben  niedergesetzter  Ausschuss  Bericht  über  die  Frage,  ob  die 
Versammlung  Rechtsgutachten  erstatten  solle,  was  verneint  wurde. 
Freudentheil  forderte  zur  Unterstützung  der  Anwaltzeitung  sowie 
zu  Beiträgen  für  die  Hinterbliebenen  Steinackers  auf.  Den  Hauptteil 
der  Verhandlung  aber  bildete  Heckschers  Vortrag  über  Pressgesetz- 
gebung. Die  ausserordentlich  lebhafte  Erörterung  darüber,  die  wegen 
vorgerückter  Zeit  auf  abends  8  Uhr  vertagt  wurde,  schloss  nach  1 1  Uhr 
mit  Annahme  des  Antrags  Claussen  und  Baumeister: 

die  Versammlung  möge  erklären,  dass  dem  deutschen  Volke  Press- 
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freiheit  in  der  Bundesakte  gaiantirt  sei,  dass  die  Nation  sich  in 
jeder  Hinsicht  fiir  die  Pressfreiheit  mündig  zeige,  dass  es  eine  Schmach 
des  deutschen  Volkes  sei  die  Censur  fortwährend  gehandhabt  sm 
sehen,  und  dass  alle  Mitglieder  dafür  sorgen  wollten,  soweit  ee  an 
ihnen  liege,  dass  das  Institut  der  Censur  in  Deutschland  aufge* 
hoben  werde. 
Heckscher  hatte  vergeblich  eine  die  politischen  Spitzen  vermeidende 
Resolution  durchzusetzen  gesucht. 

Am  nächsten  Tage  sprach  Mittermaier  —  man  sieht,  es  waren 
auch  Nichtanwälte  zugelassen  —  über  die  Stellung  der  Advokaten 
zur  Gesetzgebung,  Marcus-Schwerin  über  die  Abschaffung  der  Fremd* 
Wörter  und  Freudentheil  über  das  Verhältnis  der  Justiz  zur  Polizei. 
Es  waren  im  Ganzen  147  Teilnehmer  anwesend,  darunter  die  Blüte 
der  schleswig-hobteinischen  Ständeversammlung  (Qaussen,  Bargnm. 
Gülich,  Wiggers).  Der  Gang  der  Verhandlungen,  schreibt  ein  Bericht- 
erstatter, war  viel  geregelter  als  beim  ersten  Anwaltstage;  man  ver- 
ständigte sich  leichter,  und  eine  solche  Bewegung,  wie  im  vorigen  Jahr 
die  Schwurgerichte,  rief  diesmal  kein  Vortrag  hervor.  „Diese  Männer,^* 
schreibt  ein  andrer,  „wissen,  was  sie  wollen,  und  lassen  das  Neben- 
sächliche mit  wirklich  parlamentarischem  Tacte  fallen,  um  sich  streif 
an  die  Hauptsachen  zu  halten",  wobei  allerdings  die  aus  Hamburg  und 
den  Herzogtümern  ihren  weniger  an  öffentliches  Auftreten  gewöhnten 
Kollegen  aus  Hannover  und  Mecklenburg  (aus  andern  Gegenden  ist 
fast  niemand  gekommen)  überlegen  sind:  es  ist  eine  Versammlung, 
in  der  weder  Materialismus,  noch  Gelehrsamkeit  noch  separatistische 
Standesinteressen  in  den  Vordergrund  treten. 

Das  sich  an  die  Versammlung  anschliessende  Festmahl  im  Rain- 
villeschen  Lokale  bei  Ottensen  ward  durch  einen  Zwischenfall  gestört. 
Jacob  Grimm,  der  an  ihm  teilnahm,  hatte  ein  Hoch  auf  Schleswig- 
Holstein  ausgebracht.  Als  man  nun  allgemein  das  Lied:  „Schleswig- 
Holstein  meerumschlungen"  verlangte,  blieb  die  Musik  stumm,  und 
man  erfuhr  mit  Entrüstung,  dass  ein  Ausschussmitglied,  der  junge 
Dr.  Schröder,  der  Musik  diese  „Dudelei^"  untersagt  habe.  Veigebens 
versuchte  Heckscher  eine  Verteidigung :  das  lied  musste  gespielt  werden 
und  wurde  nun  mit  doppelter  Begeisterung  aufgenommen. 

Unter  ganz  anderem  Zeichen  stand  die  dritte  Anwaltversammlung, 
die  am  27.,  28.  und  20.  August  1848  in  Dresden  stattfand.  Was  man 
früher  erstrebt,  Pressfreiheit,  Mündlichkeit,  Öffentlichkeit,  Schwur- 
gerichte, war  gewährt  oder  auf  dem.  Wege  der  Gewährung.  Ungestört 
durften  die   Berufsgenossen  über  allgemeine  deutsche   Gesetzgebung 
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Bpreohen  und  einstimmig  eine  Adresse  an  die  Nationalversammlung 
zu  Frankfurt  beschliessen,  in  der  ein  Recht  und  ein  Verfahren  als  Grund- 
recht des  deutschen  Volkes  aufgesteUt  wurde.  Es  wurde  femer  dem 
Wunsche  nach  einer  deutschen  Wechselordnung  Ausdruck  gegeben. 
Beschomer  sprach  über  die  öffentliche  Stellung  der  Advokaten.  Die 
Berechtigung  der  Advokatur  fand  er  in  der  durch  die  Unvollkommen- 
heit  des  Menschen  bedingten  Notwendigkeit  dem  Richter  einen  Wächter 
beizugeben.  Vermöge  dieser  Aufgabe  sei  der  Advokat  verpflichtet 
sich  an  den  politischen  Bewegungen  zwecks  Aufrechthaltung  der  Ge- 
setze zu  beteiligen.  Seine  Stellung  erfordere  Unabhängigkeit,  deshalb 
Nichtbeamteneigenschaft,  imbeschränkte  Zahl,  Anwaltskammem  als 
Disziplinarbehörden.  Die  imbeschränkte  Zahl  fand  viele  Gegner,  die 
Trennung  in  Prokurieren  und  Plaidieren  nur  einen  Anhänger,  der  aber 
auch  die  Verbindung  zulassen  wollte.  Ein  Beschluss  wurde  nicht  ge- 
fasst.  Am  dritten  Tage  wurde  ein  Deutscher  Anwaltverein 
gegründet,  dessen  Vorstand  gebildet  wurde  aus  Geppert-Berlin,  Schmalz- 
Dreeden,  Gall-Berlin,  Beschomer-Dresden,  Flock-Dresden.  Für  die 
deutsche  Flotte  wurden  100  Taler  gesammelt.  Als  Ort  des  nächsten 
Anwaltstages  —  wie  von  nun  an  die  Versammlung  heisst  —  wurde 
bestimmt. 


Die  Satzungen  erhielten  folgende  Gestalt: 

§  1. 

Zweck  des  Deutschen  Anwaltvereins  ist,  auf  Vervollkommnung 
des  Bechtszustands  in  Deutschland  hinzuwirken  und  die  Ehre  und 
Würde  des  gemeinsamen  Standes  aufrecht  zu  erhalten. 

§2. 

Der  Beitritt  steht  jedem  deutschen  Anwalt  frei  und  erfolgt  durch 
schriftliche  Erklärung. 

§3. 

Zur  Förderung  des  Vereinszweckes  werden  in  den  verschiedenen 
Theilen  Deutschlands  Zweigvereine  gebildet. 

Alljährlich  wird  ein  ordentlicher  allgemeiner  Anwalttag  gehalten. 

§6. 

Der  ordentliche  Anwalttag  bestimmt  jedesmal  Zeit  und  Ort  fär 
den  des  nächsten  Jahres. 
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§6- 
Ausserordentliche  Anwalttage  könn^i  in  dringenden  Fallen  von 
dem  Vorstände  (§8)  durch  öffentliche  Bekanntmachung  berufen  werden. 

§7. 
Auf  jedem  Anwalttage  kann  das  Stimmrecht  nur  persönlich  aus- 
geübt werden. 

§  8. 
Zu   Vorbereitung   und  Ausführung    aller   derjenigen   Maasregehi, 
welche  für  den  §  1  gedachten  Zweck  erforderlich  oder  dienlich  sind, 
besteht  ein  Vorstand  von  5  Personen. 

§9. 
Die  Wahl  des  Vorstandes  erfolgt  auf  dem  ordentlichen  Anwalttage 
jedesmal  auf  ein  Jahr. 

Tritt  im  Laufe  des  Jahres  ein  Vorstandsmitglied  aus,  so  erganzen 
die  übrigen  den  Vorstand. 

§  10. 
Die  Aufbringung  der  Kosten,  welche  der  Vereinszweck  fordert, 
ist  dem  Vorstande  überlassen. 

§  11- 

Abänderungen  der  Statuten  können  nur  durch  ordentliche  An- 
walttage erfolgen. 


Dreiundfünfzigstes  Kapitel. 

Zustand  im  Nachmärz. 

Die  Mitte  des  Jahrhunderts,  im  grösstenTeile  Deutschlands  ein  Wende- 
punkt in  der  Entwicklung  der  Staats-  imd  Geriohtsyerfaasuni;. 
hat  für  die  Bechtsanwaltschaf t  eine  Bedeutung  gehabt,  die  sich  in  den 
für  sie  erlassenen  Glesetzen  nur  zum  kleinsten  TeUe  abspiegelt.  An 
Stelle  des  alten  Wirrwarrs  landesherrlicher,  städtischer,  patrimonialer 
Gerichte  entstehen  überall  wohl  formierte  staatliche  Gerichte  mit  zweck- 
mässig abgegrenzten  Bezirken,  in  denen  sich  die  Rechtspflege  ganz 
anders  konzentriert  als  früher  in  den  Tausenden  ländlicher  Zwerggeriohte. 
Mündlichkeit  und  Öffentlichkeit  lassen  das  Talent  ganz  anders  bsrvox- 
treten,  bilden  eine  bisher  unbekannte  gerichtliche  Beredtsamkeit  aus. 
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Die  Schwurgeriohtsverf  assung  giebt  dem  Anwalt  etwas  von  seiner  alten 
Steliung  zurück,  da  er  im  ungelehrten  (jlerichte  das  rechtskundige  Ele* 
ment  vertrat.  „Mit  welchem  Herzklopfen'S  schrieb  ein  bayrischer 
Anwalt,  „traten  wir  damals  aus  der  geheimen  Aktenstube  mit  ihren 
Stoesen  nutzlos  verschriebenen  Papiers  in  den  neu  eingerichteten  zum 
ersten  Male  dem  Volke  zugängigen  öffentlichen  Gerichtssal.  Hoch  oben 
auf  ihren  gepolsterten  Sitzen  die  Richter  in  ihren  funkelneuen  glitzern- 
den Uniformen,  der  Vorsitzende  gleich  dem  olympischen  Jupiter,  der 
Staateanwalt  ebenso  hoch  zu  Rosse,  der  Verteidiger  aber  in  der  entfern- 
testen Ecke  des  Zimmers  an  einer  Art  von  ELatzentischchen,  ohne  Ge- 
legenheit mit  dem  ihm  oktroyierten  schwarzen  Fracke  zu  prunken, 
von  den  Göttern  des  Olymps  unbeachtet,  bei  dem  ersten  missliebigen 
Worte  vom  Vorsitzenden  an-  und  abgeschnauzt."  Diesem  altbayrischen 
Bilde  stellte  er  ein  pfälzisches  entgegen:  des  ungezwungenen  aber  ach- 
tungsvollen Verkehrs  zwischen  Richter  und  Partei  oder  Rechtsanwalt, 
des  Freimuts  der  Rede,  die  doch  nie  verletzt,  rhetorischer  Künste  ent- 
behrt, mehr  einer  Konversation  als  einem  Vortrage  gleicht. 

Der  Siegeszug  der  Mündlichkeit  hatte  allerdings  schon  etwas  früher 
begonnen.  Baden  hatte  1831,  Preussen  1833  und  1846  eine  durch  Schrift- 
sätze vorbereitete  mündliche  Schlussverhandlung  eingeführt  (Kap.  40) ; 
fVankfurt,  Braunschweig,  Oldenburg,  Lübeck,  Kuriiessen,  Meiningen 
waren  nachgefolgt.  Volle  Mündlichkeit  aber  brachte  erst  die  hanno- 
versche Prozessordnung  vom  8.  November  1850.  Baden  folgte  mit 
seinem  Zivilprozessgesetze  vom  18.  März  1864,  und  wenige  Monate 
darauf  stellte  die  Hannoversche  Kommission  einen  Entwurf  für  ganz 
Deutschland  auf  gleicher  Grundlage  fertig.  Der  Entwurf  einer  preus- 
sischen  Zivilprozessordnung  von  1864,  die  württembergische  Zivil- 
prozessordnung vom  3.  April  1868,  die  bayrische  vom  1.  Februar  1869, 
sie  alle  nahmen  die  Mündlichkeit  an.  Die  braunschweigische  Zivil- 
prozessordnung  vom  10.  März  1850  und  die  oldenburgische  vom  2.  No- 
vember 1867  beruhten  auf  einer  verkümmerten  Mündlichkeit. 

Der  neue  Stand  der  Dinge  prägt  sich  zunächst  in  dem  neuen 
Namen  „Rechtsanwalt'*  aus,  der,  obwohl  schon  bisher  viel  gebraucht, 
doch  erst  jetzt  zum  amtlichen  Titel  wird  (s.  Kapitel  46). 

Die  zweite  Veränderung  ist  die,  dass  die  Prokuratur  ver- 
schwindet. Mit  Einführung  der  Mündlichkeit  entstand  nämlich 
die  Frage,  ob  denn,  wie  bisher,  die  Advokaten  vom  Auftreten  vw  Ge- 
richt ausgeschlossen,  die  Prokuratoren  allein  zur  mündlichen  Darlegung 
befugt  sein  sollten.  In  Kurhessen  wurde  sie  durch  Verordnung  vom 
30.  Oktober  1851  verneint  und  durch  Gesetz  vom  28.  Oktober  1863 
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auch  das  Schriftenüberreichungsmonopol  der  Obergeriohtsanwalte,  wie 
dort  die  Prokuratoren  hiessen,  aufgehoben.  Nassau  und  Sohleswjg- 
Holstein  erhielten  durch  die  Verordnungen  vom  26.  Juni  1867  die  alt- 
preussisohe  Bechtsanwaltsverfassung,  Waldeok  und  Pyrmont  dieselbe 
duroh  Verordnung  vom  6.  Oktober  1868,  Lauenburg  durch  Gesetz  Tom 
4.  Dezember  1869.  Oldenburg  erliess  am  28.  Juni  1868  eine  Anwalt- 
ordnung, die  keinen  Unterschied  zwischen  Advokaten  und  Prokuratoren 
macht.  Baden  tat  das  Gleiche  mit  seiner  Anwaltordnung  vom  22.  Sep- 
tember 1864,  Württemberg  mit  seiner  Prozessordnung  vom  3.  April  1868: 
nur  bei  den  Ehegerichten  blieben  bis  1876  Prokuratoren.  In  den  thürin- 
gischen Staaten,  Anhalt,  den  beiden  Lippe,  Mecklenburg,  nirgends  fin- 
det sich  mehr  die  Prokuratur.  Nur  in  Hamburg  und  Lübeck,  insbeson- 
dere beim  Oberappellationsgerichte  der  Hansastädte,  bestand  die  Pro- 
kuratur bis  1870  weiter;  sonst  war  sie  überall  verschwunden. 

Nicht  so  die  rheinische  Prokuratur,  wie  sie  sich  in  der  Advcdcat- 
anwaltschaft  entwickelt  hatte.  Diese  gewann  sogar  an  Gebiet.  Han- 
nover nahm  1850  das  Wesen,  Braunschweig  auch  den  Namen  der  Ad- 
vokatanwaltschaft an  (Kapitel  45).  Auch  Elsass-Lothringen  trat  mit 
dem  Gesetze  vom  8.  November  1872  in  diese  Gruppe.  Eine  Zeitlang 
hatte  sogar  dieses  System  die  Aussicht  das  gemeindeutsche  zu  weiden; 
denn  Preussen  mit  seinem  Prozessordnungsentwurf  von  1864  und  Bayern 
mit  seiner  1870  geplanten  Advokatenordnimg  hatten  es  annehmen  wollen. 
Es  ist  aber  beim  Entwurf  gebUeben. 

Eine  notwendige  Folge  der  Mündlichkeit  war  der  Anwalt- 
zwang  vor  den  Kollegialgerichten.  Das  war  wenigstens  die  g&omnt 
Meinung,  die,  wie  wir  im  Kapitel  40  sahen,  auch  Savigny  teilte.  Daher 
hatten  die  Rheinländer  den  Anwaltzwang  schon  immer;  jetet  führten 
ihn  die  andern  Mündlichkeitslander  Hannover,  Braunschweig,  Olden- 
burg, Baden,  Bayern  ebenfalls  ein,  Baden  mit  der  Massgabe,  dass  die 
Partei  zwar  selbst  vortragen  darf,  aber  von  einem  Anwalt  begleitet  sein 
und  diesem  auf  Verlangen  des  Gerichts  den  Vortrag  überlassen  muss. 
Aber  auch  manche  Länder  der  Schriftlichkeit  oder  halben  Mündlich- 
keit hatten  den  Anwaltzwang;  so  Kurhessen  (Prozessoidnung  vom 
28.  Oktober  1863)  und  Frankfurt;  Preussen  hatte  ihn  in  dem  Sinne, 
dass  die  Schriftsätze,  abgesehen  von  der  Klage,  durch  einen  Rechts- 
anwalt imterzeichnet  sein  mussten ;  Osterreich  hatte  ihn  von  je  und  nur 
für  sunmiarische  Prozesse  (Sachen  bis  200,  seit  1874  bis  600  iL)  durch 
Hofdekret  vom  24.  Oktober  1845  aufgehoben.  Nur  Württemb^, 
obwohl  Mündhchkeitsland,  hatte  sich  von  der  Notwendigkeit  des  An> 
waltzwangs  nicht  überzeugen  können;  auch  die  thüringischen  Staaten 
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und  Mecklenburg  hatten  ihn  abgelehnt.  Früher  hatte  der  Anwaltzwang 
seinen  Grund  gehabt  in  dem  Zwangs-  und  Bannrechte  der  Prokuratoren, 
dieses  seinen  Grund  in  der  Vorstellung,  dass  der  Vorsprecher  vom  Richter 
im  öffentlichen  Interesse  gegeben,  nicht  von  der  Partei  für  ihre  Zwecke 
gewählt  wird.  Von  diesen  geschichtlichen  Gründen  wusste  aber  niemand 
etwas.  War  der  Anwaltzwang,  wie  man  jetzt  meinte,  eine  notwendige 
Folge  der  Mündlichkeit,  so  stand  er  auf  schlechtem  Grunde;  denn  früher 
hatte  man  ihn  als  ebenso  notwendige  Folge  der  Schriftlichkeit  bezeichnet. 

Ebenso  fest  wie  die  Meinung  von  der  Notwendigkeit  der  Rechtsan- 
wälte für  die  KoUegialgerichte  stand  die  von  ihrer  Entbehrlichkeit  für 
die  Untergerichte.  Auch  das  war  eine  althergebrachte  Ansicht,  die 
jedoch  bis  auf  die  Vorsprecherzeit  nicht  zurückging,  die  im  Gegenteil 
den  Vorsprecherzwang  gerade  auch  bei  den  ganz  kleinen  bäuerlichen 
Gerichten  gehabt  hatte.  Jetzt  wurde  in  Osterreich  durch  Hofdekret  vom 
24.  Oktober  1846  für  geringere  Sachen  ein  summarischer  Prozess  ein- 
geführt, in  dem  das  Gericht  die  streitenden  Teile,  wenn  es  wollte,  in  Ab- 
wesenheit der  Advokaten  vernehmen  konnte.  Preussen  verneinte  bei 
Bagatellprozessen  die  Erstattungsfähigkeit  der  Rechtsanwaltsgebühren. 
Hannover,  Braunschweig,  Baden  und  Bayern  suchten  die  Rechtsanwälte 
an  den  Sitzen  der  KoUegialgerichte  zu  konzentrieren  dadurch,  dass  sie 
nur  für  diese  Freiheit  der  Advokatur  aussprachen,  für  andere  Orte  sich 
die  Bestimmung  über  Zulassung  der  Advokaten  vorbehielten.  In  Bayern 
verschwanden  infolgedessen  die  Untergerichtsanwälte  fast  ganz.  Speyer 
mit  seinen  20 000 Einwohnern  hatte  70  Jahre  lang  keinen  Rechtsanwalt; 
Ingolstadt,  dem  man  nur  einen  lassen  wollte,  verlangte  von  der  Abge- 
ordnetenkanmier  einen  zweiten  unter  Berufung  auf  ein  1402  erteiltes 
Privilegium  ,4ürbass  zwei  Redner  zu  haben^'.  Selbst  in  der  Anwalt- 
schaft herrschte  vielfach  die  Meinung,  dass  die  Tätigkeit  beim  Einzel- 
gerichte dem  Ansehen  des  Anwalts  nicht  förderUch  sei,  imd  1879  riet 
deshalb  die  Zeitschrift  des  Anwaltvereins  für  Bayern  den  Anwälten  da- 
von ab  sich  bei  den  neu  geschaffenen  Amtsgerichten  niederzulassen. 

Auch  die  Lokalisierung  hatte  mit  der  Prokuratur  zu- 
sammengehangen, insofern  die  Prokuratur  eben  für  bestinmite  Gerichte 
ein  Zwangs-  und  Bannreoht  gab.  Daher  haben  die  Gebiete,  welche  die 
Prokuratur  in  der  Form  der  Advokatanwaltschaft  behielten,  auch  die 
Lokalisierung  übernommen,  die  Advokatur  hingegen  auch  in  diesem 
Punkte  freigestellt,  an  kein  Gericht  (mit  geringen  Ausnahmen  für  Straf- 
sachen und  das  oberste  Gericht)  gebunden.  Diejenigen  Gebiete,  welche 
die  Prokuratur  in  keiner  Gestalt  behalten  hatten,  aber  im  Anwalt- 
swange  eine  andere  Art  von  Zwangs-  und  Bannrecht  besassen,  haben 
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damit  grösstenteils  auch  die  Lokalisierung  übernommen  oder  behalten. 
Die  preussische  Geriohtsorganisationsverordnnng  vom  2.  Januar  1849 
beliess  es  bei  dem  bisherigen  Zustande,  wonach  die  Anstellung  für  dn 
oder  mehrere  bestimmte  Gerichte  erfolgte  und  lediglich  zum  Auftareten 
vor  diesen  berechtigte;  es  blieb  auch  dabei,  dass  der  Anwalt  erster  In- 
stanz auch  bei  dem  Appellationsgerichte  für  seine  Part^  auftielen 
konnte,  wenn  dieses  an  demselben  Orte  war;  die  Rechtsanwälte  bei  den 
Appellationsgerichten  wurden  in  der  Regel  auch  bei  den  Ejrei^gerichten 
zugelassen;  die  Anfertigung  und  Legalisierung  von  Prozessschriften 
hingegen,  also  das,  was  man  früher  Advokatur  genannt  hatte,  stand, 
wie  bisher,  jedem  Rechtsanwalt  für  jedes  Gericht  (mit  einer  Ausnahme 
beim  Obertribunal)  frei.  Der  Wohnsitz  wurde  angewiesen,  eine  stan* 
dige  Kanzlei  auswärts  zu  unterhalten  durch  Verfügung  vom  3.  Dezem- 
ber 1861  verboten.  Diese  Vorschriften  sind  nach  1866  zwar  nicht  auf 
Hannover  und  Frankfurt,  aber  auf  Hessen-Nassau  und  Schleswig*Hol- 
stein  ausgedehnt  worden;  doch  wurde  den  hessischen  Anwälten  das 
Auftreten  vor  aUen  hessischen  ELreis-  und  Amtsgerichten  gestattet. 
Bayern  stellte  die  Rechtsanwälte  bei  bestimmten  Gerichten  an,  erlaubte 
ihnen  aber  bei  jedem  an  ihrem  Wohnsitze  befindlichen  Gerichte  aufzu- 
treten; auswärtigen  Anwälten  wurde  nur  der  mündliche  Vortrag,  und 
auch  der  nur  unter  Beistand  eines  zugelassenen  Anwalts,  gestattet.  Die 
Vertretung  vor  dem  obersten  Gerichtshofe  war  fre^^eben,  weil  bei 
dem  buntscheckigen  Zustande  des  bürgerlichen  Rechts  die  Mitwirkung 
des  ortskundigen  Anwalts  unerlässlich  war.  In  Osterreich,  Mecklen- 
burg, Sachsen,  den  thüringischen  Staaten,  Baden  und  Württemberg 
war  der  Rechtsanwalt  auf  bestimmte  Gerichte  nicht  beschränkt;  nur 
musste  er  in  Baden,  wenn  er  bei  auswärtigen  KoUegialgeriohten  auf 
treten  wollte,  zur  ESmpfangnahme  von  Zustellungen  einen  „Gewalt- 
haber" ernennen.  Die  Lokalisierung  galt  übrigens  nur  für  Zivilsachen. 
In  den  Gebieten  der  Advokatanwaltschaft  verstand  sich  das  von  selbst, 
da  dort  ja  nur  die  Anwälte,  nicht  die  Advokaten  lokalisiert  waren,  die 
Anwaltschaft  aber  nur  für  den  Zivilprozess  Bedeutung  hatte.  Aber 
auch  in  Plreussen  konnte  nach  dem  Gesetze  vom  3.  Mai  1862  dtf 
Rechtsanwalt  in  Strafsachen  bei  aUen  Gerichten  als  Verteidiger  auf- 
treten. 

Das  Vorbildungswesen  steht  jetzt  voUig  unter  dem  Grund- 
sätze, dass  Reohtsanwaltsohaft  imd  Richteramt  die  gleiche  Vorbikfaing 
erfordern.  Preussen,  das  diesen  Grundsatz  schon  lange  hatte,  bestätigte 
ihn  im  §  37  der  Verordnung  vom  2.  Januar  1849  und  hob  durch  Geaeta 
vom  26.  April  1851  die  bisherige  Verschiedenheit  der  Vorbüdung,  d«* 
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zofolge  für  Unterrichter  nicht  die  dritte  Prüfung  erforderlich  war,  auf; 
fcntan  wurde  für  jede  Richter-  und  mithin  für  jede  Beohtsanwaltstelle 
die  dritte  Prüfung  gefordert.  Nachdem  dann  durch  die  drei  Verord- 
nungen vom  26.  Juni  1867  für  Schleswig-Holstein,  Hessen  und  Nassau 
dreijähriges  Studium,  vierjähriges  Beferendariat  und  zwei  Prüfungen  für 
alle  Richter-  und  Rechtsanwaltstellen  vorgeschrieben  worden  waren, 
wurde  dieses  System  durch  das  heute  noch  geltende  Gesetz  vom  6.  Mai 
1860  auf  die  ganze  Monarchie  ausgedehnt.  Auch  die  andern  deutschen 
Staaten  verlangten  die  Fähigkeit  zum  Richteramt 

Sachsen:  Vo.  v.  20.  Februar  1867;  Koburg- Gotha:  Anwaltordnung 
V.  2.  Juni  1862;  Meiningen:  Gesetz  v.  21.  Dezember  1860;  Gross- 
herzogtum Sachsen,  beide  Schwarzburg  und  Reuss  j.  L.:  Regulativ 
für  die  zum  Appellationsgericht  in  Eisenach  verbundenen  Staaten  v. 
23.  Mai  1866;  Bayern:  Vo.  v.  3.  August  1863;  Württemberg:  Vo.  v. 
6.  November  1822;  Baden:  Anwaltsordnung  v.  22.  September  1864 
und  Vo.  V.  6.  Mai  1868;  Elsass-Lothringen:  Vo.  v.  14.  Juli  1871 
mit  Ausnahme  der  Hansestädte,  Oldenburg  und  Mecklenburg;  Hamburg 
begnügte  sich  noch  immer  mit  dem  Doktorgrade;  dagegen  in  Olden- 
burg wurde,  wer  nicht  die  zweite  Hauptprüfung  mit  wenigstens  dem 
zweiten  Charakter  bestanden  hat,  nur  widerruflich  zugelassen 

Anwaltsordnung  v.  28.  Juni  1858. 
Baden  verlangte  sogar  mehr  als  die  Richteramtsbefähigung,  nämlich 
eine  nach  Erstehen  der  obersten  Staatsprüfung  abgeleistete  weitere  prak- 
tische Vorbereitung  von  zwei  Jahren.  In  Bayern  wurde  ein  ähnlicher 
Zustand  dadurch  herbeigeführt,  dass  die  Advokaturwerber  oft  Jahre 
lang  bei  einem  Gehalt  von  höchstens  1800  Mark  jährlich  als  Hilfsarbeiter 
(Konzipienten)  der  Advokaten  arbeiten  mussten,  ehe  sie  eine  Advokaten- 
stelle erlangten,  eine  Wirtschaft,  die  die  Regierung  1863  zu  mildem 
suchte  durch  die  Bestimmung,  dass  die  Staatsamtsanwärter  nach  der 
zweiten  Prüfung  bis  zur  Anstellung  vorzugsweise  bei  den  Gerichten 
arbeiten  müssen,  und  dass  bei  Rechtsanwälten,  die  schon  mehr  als  drei 
Konzipienten  beschäftigen,  ein  weiterer  nicht  ohne  höchste  Genehmi- 
gung eintreten  darf  —  Bestimmungen,  gegen  die  der  bajnrische  Anwalt- 
verein in  einer  Vorstellung  auftrat.  Württemberg  hatte  auch  Kon- 
zipienten, die  aber  wegen  der  freigegebenen  Advokatur  weit  bessere 
Bezahlung,  etwa  4000  Mark  jährlich,  erhielten.  Osterreich  hatte  seine 
besondere  Advokatenvorbildung  und  damit  eine  der  ba3rrischen  ähn- 
liche Konzipientenwirtschaft  bdbehalten  (s.  ELapitel  33). 

Die  Ernennung  blieb  auch  da,  wo  die  Rechtsanwaltschaft  frei- 
gegeben war,  in  der  Hand  des  Staats ;  nur  in  Braunschweig  erfolgte  die 
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Zolassong  durch  die  Advokatenkammery  in  Baden,  Kobtirg  und  Olden- 
burg nach  Anhörung  der  Anwaltskammer. 

Die  Freigabe  war  entweder  eine  rechtliche  oder»  insofern  die 
Elmennung  ohne  Bäcksicht  auf  das  Bedürfnis  erfolgte,  eine  tatsäch- 
liche. Rechtlich  freigegeben  war  die  Bechtsanwaltschaft  in  Hannover 
und  Braunschweig,  Mecklenburg,  den  Hansastädten,  Oldenburg,  Kobuig- 
Gotha,  Baden,  seit  1868  in  Osterreich;  in  Hannover  imd  Baden  nur  fär 
die  Kollegialgerichte;  in  Koburg-Gotha  in  der  Form,  dass  die  Zulassung 
nicht  versagt  werden  soll,  wenn  sich  die  Anwaltkammer  dafiir  ausge- 
sprochen; in  Oldenburg  innerhalb  einer  geschlossenen  Zahl  von  Anwalt- 
stellen. Tatsächlich  freigegeben  war  die  Rechtsanwaltschaft  in  Rfaein- 
preussen,  Anhalt,  Lippe,  Württemberg.  In  Sachsen  herrschte  das  System 
der  geschlossenen  Zahl  und  der  Rolle,  in  die  jeder  Zugelassene  eingetragen 
wurde  und  nach  deren  Reihenfolge  in  der  R^el  die  Ernennung  su  a- 
folgen  hatte;  die  Zahl  bestimmte  der  Minister,  und  meüst  so  reichlich, 
dass  der  Zustand  dem  der  Freigabe  tatsächlich  gleichkam.  In  den  Lan- 
dern der  Advokatanwaltschaft  besog  sich  die  Freigabe  immer  nur  auf 
die  Advokaten;  die  Anwälte  waren  stets  angestellt.  Nicht  ganz  mit 
der  Freigabe  zusammen  fiel  die  Freizügigkeit,  das  Recht  des 
Zugelassenen  seinen  Wohnsitz  zu  verlegen.  Dieses  Recht  bestand  in 
Sachsen,  Braunschweig,  Mecklenburg  und,  wie  es  scheint,  Baden.  In 
Ebumover  war  es  zwar  von  der  Genehmigung  des  Justizmimsten  ab- 
hängig, die  aber  für  Verl^;ung  an  den  Sitz  eines  Obergerichts  nicht  ver* 
wrigert  werden  sollte.  Nicht  freigegeben  war  die  Rechtsanwaltschaft 
in  Preussen,  Bayern  und  den  thüringischen  Staaten,  ausser  Koburg. 
Es  herrschte  hier  das  System  der  Ernennung  nach  Ermessen*  ohne  feste 
Zahlen.  Preussen  stellte  bei  seinen  durch  die  Gerichtsverfassung  von 
1840  neugeschaffenen  Eieisgerichten  Rechtsanwälte,  wie  bisher,  nur  in 
geringer  Zahl  an.  So  erhielt  das  Krei^ericht  Berlin  (das  etwa  den 
gleichen  Bezirk  wie  jetzt  das  Landgericht  11  Baiin  umf  asste)  23  Richter 
und  nur  7  Rechtsanwälte,  das  E^reisgraicht  zu  Prenzlau  9  Richter,  aber 
nur  4  Rechteanwälte,  das  zu  Angermünde  9  Richter  imd  7  Rechtsan- 
wälte, die  jedoch  zumTeQ  auch  bei  benachbarten  Kreisgerichten  zuge- 
lassen waren.  Templin  hatte  8  Richter  und  2  Rechtsanwälte,  Neuruppin 
10  Richter  und  4  Rechtsanwälte, 

Wittstock         10  Richter,    5 

Perleberg  12        „  5 

Brandenbuig    17        „  9 

Jüterbog  9        „  4 


9f 
19 


Potsdam  12        „  6  „ 
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Spandau      7  Richter,    4  Beohtsanwälte 

Wrietzen    11        „  6  „ 

Beeskow      7        „  1  „ 

Diesen  Grundsatz  sparsamer  Besetzung  der  Anwaltstellen  hat  Preussen 
immer  festgehalten,  ja  trotz  des  Überflusses  an  Bewerbern  in  den  fünf- 
ziger Jahren  massenhaft  Bechtsanwaltstellen  eingezogen,  so  dass  ihre 
Zahl  im  reohtsrheinisohen  Preussen  von  1146  im  Jahre  1837  auf  1115 
im  Jahre  1858  sank  und  erst  1862  um  etwa  100  vermehrt  wurde,  jedoch 
infolge  des  damals  eintretenden  Juristenmangels  bald  wieder  sank. 
1878  hatte  Altpreussen  gegenüber  3166  Richtern  1090  Rechtsanwälte, 
die  Appellationsbezirke  Kassel,  Kiel  und  Wiesbaden  dagegen  hatten 
bei  440  Richtern  263  Rechtsanwälte,  der  Appellationsbezirk  Celle  bei 
331  Richtern  118  Anwälte  und  123  Advokaten  und  Notare,  der 
Appellationsbezirk  Köln  bei  378  Richtern  155  Advokatanwälte  und 
89  Advokaten.  In  Berlin  waren  damals  beim  Kammergerichte  ange- 
stellt 7,  beim  Stadtgerichte  74,  beim  Ejreisgerichte  10,  zusammen  91 
Rechtsanwälte;  dazu  13  beim  Obertribunal.  In  Breslau  wirkten  am 
AppeUationsgerichte  4,  am  Stadtgerichte  27,  zusanmien  31  Rechts- 
anwälte; in  Königsberg  am  Ostpreussischen  Tribunal  4,  am  Stadtge- 
richte 14;  in  Magdeburg  am  Appellationsgerichte  3,  am  Stadt-  und 
Kreisgerichte  12;  in  Posen  am  Appellationsgerichte  3,  am  Kreisgerichte 
8;  in  Stettin  am  Appellationsgerichte  2,  am  Kreisgerichte  14  Rechts- 
anwälte, wobei  überall  die  Simultanzulassungen  nicht  gezählt  sind. 
Das  Appellationsgericht  Celle,  welches  ganz  Hannover  umfasste,  hatte 
8  Anwälte,  darunter  2  zugleich  Notare,  das  Obergericht  daselbst  1 1  An- 
wälte, darunter  5  zugleich  Notare,  und  in  der  Stadt  selbst  nur  einen  Ad- 
vokaten. Das  Obergericht  Hannover,  umfassend  Stadt-  und  Landkreis 
Hannover  und  den  grössten  Teil  des  Elises  Wennigsen,  hatte  35  An- 
wälte, darunter  13  Notare,  und  6  Advokaten,  unter  denen  keiner  Notar 
war;  daneben  waren  noch  5  Nur-Notare.  Köln  hatte  am  AppeUations- 
hofe  18  Advokatanwälte,  am  Landgerichte  41  Advokatanwälte  und  32 
Advokaten,  Düsseldorf  22  Advokatanwälte  und  9  Advokaten,  Elber- 
feld  18  Advokatanwälte  und  2  Advokaten,  Aachen  24  Advokatanwälte 
und  9  Advokaten,  Trier  9  Advokatanwälte  und  6  Advokaten,  Koblenz 
13  Advokatanwälte  und  1  Advokaten.  Oberall  war  die  Rechtsanwalt- 
schaft viel  stärker  besetzt  als  in  Altpreussen.  Hamburg  hatte  1872 
144,  Bremen  42,  Hessen-Darmstadt  134,  Sachsen-Altenburg  63,  Sach- 
sen-Koburg  43,  Sachsen-Meiningen  35,  Sachsen-Weimar  50,  sogar  Reuss 
27  und  Schwarzburg  28  Rechtsanwälte;  Württemberg  hatte  ihrer  210, 
Baden  154.    Wie  stete  waren  Mecklenburg  mit  423  und  Sachsen  mit 
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761  Rechtsanwälten  (im  Jahre  1872)  am  meisten  überfüllt;  Dresden 
hatte  157,  Leipzig  156  Anwälte.  Nur  Bayern  hielt  ebenfaUs  die  Zahl 
niedrig,  hatte  Anfang  der  sechaiger  Jahre  seinen  Bestand,  der  seit  Be- 
ginn des  Jahrhunderts  ziemlich  gleiohmässig  320 — 330  KSpfe  betragen 
hatte,  infolge  der  Abtrennung  des  Notariats  auf  208  (einen  auf  etwa 
12  000  Seelen)  Termindert,  aber  1860  wieder  auf  325,  bald  darauf  auf 
etwa  360  Köpfe  vermehrt.  Eine  zuverlässige  Aufstdlung  ffir  die  Zahl 
der  Rechtsanwälte  im  Reiche  Hegt  erst  für  Anfang  März  1880  im  Jahr- 
buche der  Deutschen  GerichtsveoiaBsung  vor;  damals  waren  es  4143; 
1879  wird  die  Zahl  also  etwa  4000  betragen  haben. 

Die  PreuBsen  eigentümliche  Erscheinung,  dass  Richter,  und  zwar 
auch  hohe  Richter,  die  Rechtsanwaltschaft  stark  erstrebten,  fährte 
seit  iSiide  der  vierziger  Jahre  dahin,  die  Rechtsanwälte  nur  noch  aus  der 
Zahl  der  Richter  zu  ernennen.  Eine  ernsthafte  Schwierigkeit  bot  hier- 
bei die  Frage  nach  den  Grundsätzen  bei  Vergebung  der  Anwaltsstellen. 
Das  Dienstalter  konnte  offenbar  nicht  entscheiden,  die  Tüchtigkeit 
ebensowenig,  da  man  die  älteren  und  tüchtigeren  Richter  dem  Staats- 
dienste erhalten  musste.  „Eine  Zeitlang  schien  es",  sagt  Gneist  in  der 
Freien  Advokatur,  „als  solle  vOTZugsweise  das  Bedürfnis  der  Familie 
entscheiden.  Die  lebhafte  Versicherung  eines  Richters,  dass  er  mit 
Frau  und  Kindern  von  seinem  Gehalte  nicht  leben  könne,  schien  den 
Ausschlag  ZU  geben,  —  eine  Art  von  jus  trium  liberorum  in  modernster 
Gestalt.  Da  aber  schliesslich  weder  Alter  noch  Verdienst  noch  Kinder- 
zahl  den  Entscheidungsgrund  abgeben  können,  so  bHeb  niehta  übrig 
als  das  rein  persönliche  Ermessen,  Gunst  oder  Ungunst,  Fürsprache, 
auch  wohl  politische  Verdienste.''  Eben  in  diesem  unbeschränkten 
Ermessen  der  Justizverwaltung  fand  Gneist  eine  Gefahr  für  die  Unab- 
hängigkeit des  Riohtertums  und  einen  Grund  für  die  Freigabe  der  Reehts- 
anwaltschaft.  Dass  umgekehrt  Rechtsanwälte  in  den  Staatsdienst 
zurücktraten,  kam  in  Preussen  kaum  vor,  wenn  aber,  dann  als  hohe 
Auszeichnung.  So  wurde  1850  der  Advokatanwalt  Scherer  in  Düssel- 
dorf zum  vortragenden  Rat  im  Ministerium  des  Innern  ernannt. 

Vereinzelt  wiederholten  sich  die  früher  bei  der  Ernennung  geübten 
Schikanen.  Im  Grossherzogtume  Hessen  liess  der  Minister  Dalwigk  in 
den  fünfziger  Jahren  die  Bestalltmgen  der  Rechtsanwälte  mit  der  EUausel 
versehen,  dass  sie  iimerhalb  fünf  Jahren  entlassen  werden  können. 

Die  Verpflichtung  erfolgte  jetzt  überall  durch  Eid,  in  Sach- 
sen durch  eidliches  Angelöbnis.  Die  langen  Formeln  der  früheren  Zeit 
sind  meistens  durch  ein  kurzea  Versprechen  gewissenhafter  Erf üttung 
der  Berufspflichten  ersetzt.    Der  Name  „Amf  wird  nicht  mehr  überall 
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gebrauoht.  Vereinzelt  rief  die  Foidening  des  VerfassimgaeideB  Kon- 
flikte hervor.  Der  Vorsitzende  der  Ebrenrats  des  Bezirics  Marien- 
werder Köhler  und  nooh  ein  andra^r  Anwalt  des  Oherlandesgerichts 
Marienwerder  erUärtea  1860  den  in  der  Verfassungsnrkunde  vorge- 
sohriebenen  Kid  nicht  leisten  zu  können.  Gegen  Köhler  beantiAgte 
die  Staatsanwaltschaft  deshalb  beim  Khrenrate  Amtsentsetzuag;  das 
Ergebnis  der  Untersuchung  ist  nicht  bekannt  geworden.  Schliesslich 
haben  beide  wegen  dieser  Gewissensbedenken  Bechtsanwaltschaft  und 
Notariat  niedergelegt. 

Der  amtliche  Titel  wird  in  Preussen  seit  1849  .»Rechts- 
anwalt*^ (Kapitel  46),  alteren  Anwälten  wird  der  Titel  „Justizrat'S  ganz 
alten  und  heirorragenden  „Geheimer  Justizrat"  verliehen.  Die  älteren 
Titel  kommen  nur  ausnahmsweise  noch  vor;  1851  ein  „Hofrat"  Pasedag 
in  Bergen,  1854  ein  „Hofrat"  Schwenzner  in  lisobschütz  und  1851  in 
Danzig  und  Naumburg  je  ein  „Kriminalrat".  In  Bayern  wurde  der 
Titel  y^uBtizrat"  gebrauchlich;  doch  kommen  Holräte  bis  heute  vor. 
In  lAUenburg  kommt  noch  1872  die  Benennung  „Hofgerichtsprokura- 
tof"  vor. 

Eine  Amtstracht  wax  bis  1879  meistens  nicht  vorgeschrieben; 
doch  war  es  seit  Einführung  der  mündhch-öffentkiohen  Sitzungen  für 
Richter  und  Anwälte  üblich  im  schwarzen  Frack  zu  erscheinen,  zu  wel- 
chem Zwecke  in  der  Regel  das  ehrwürdigste  Stück  dieser  Art,  das  man 
im  Schraidce  hängen  hatte,  ausgewählt  wurde.  In  Bayers  kam  es  1873 
TOT,  dass  ein  im  Rock  erschienener  Rechtsanwalt  aufgefordert  wurde 
den  Frack  beizubringen;  als  er  dies  verweigerte,  scUoss  der  Vorsitzende 
die  Sitoung.  Im  Grossherzogtum  Hessen  fährte  der  Ministe  Dalwigk 
U  n  i  f  o.  r  m  e  n  ein,  um  dui  Rechtsanwälten  ihre  Eigenschaf  t  lib  abhängige 
Staatebeamte  recht  deutUch  vor  Augen  zu  fähren.  Von  dm  württem- 
bergisohen  Anwaltouniformen  war  bereite  im  31.  Kapitel  die  Rede. 

Das  Notariat  bHeb  in  Preussen,  ausser  in  Rheinpreussen,  mit 
der  Rechtsanwaltsohaft  verbunden.  Zwar  nahm  die  Organisations- 
Verordnung  vom  2.  Januar  1849  einen  Anhiuf  zur  Trennung  der  Ämter 
•durch  die  Bestimmung  des  §  30,  dass  in  den  Städten  von  50000  und 
mehr  JBinwohnwn  besondere  Notarien  angestdlt  werden  können  und 
den  beim  Obertribunal  und  den  Appellationsgerichten  anzustellenden 
Rechtaanwälten  in  der  Regel  das  Notariat  nicht  verlieh^i  werden  soll. 
Allein  von  dem  ersten  wurde  kein  Gebrauch  gemacht,  die  zweite  Regel 
nur  bei  den  Obertribunalsanwälten  befolgt.  Es  wurden  wohl  in  Berlin 
1850  zwei  Assessoren  Fiedler  und  Lämmerhirt  und  1854  ein  Assessor 
Fries  bloss  zu  Notaren  ernannt;   aber  es  ist  derartiges  immer  vereinzelt 
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und,  wie  es  scheint,  auf  Berlin  beschränkt  geblieben.  Sogar  wurde, 
da  jetzt  fast  ausschliesslich  Richter  zu  Rechtsanwälten  ernannt  wurden, 
diesen  die  sonst  üblich  gewesene  Wartezeit  erlassen  und  das  Notariat 
sofort  verliehen,  so  dass  die  Verbindung  noch  mehr  als  früher  die  Regel 
war.  Von  den  andern  Staaten  nahmen  jetzt  Osterreich  in  der  Advo- 
katenordnung vom  6.  Juli  1868  imd  Bayern  im  Notariatsgesetze  vom 
10.  November  1861  die  Unvereinbarkeit  des  Notariats  mit  der  Rechts- 
anwaltschaft  an,  Osterreich  aber  mehr  dem  Namen  nach,  da  dem  Nota* 
riat  bis  heute  Prozessvertretung  in  grossem  Umfange  gestattet  ist. 
Württemberg  hatte  neben  seinen  festbesoldeten  Qerichts-  und  Amts- 
notaren freie,  sogenannte  immatrikulierte  Notare,  welchen  die  Advoka- 
tur nicht  untersagt  war;  doch  gab  es  1872  nur  sechs  Rechtsanwälte, 
welche  zugleich  Notare,  und  acht,  welche  zugleich  Ortsvorsteher  waren. 
In  Sachsen,  Hannover,  Braunschweig  blieb  das  Notariat  für  die  Regel 
mit  der  Rechtsanwaltschaft  verbunden. 

Im  Aufsichts-  und  Disziplinarwesen  beginnt  jetzt 
die  Anwaltkammerverfassung  durchzudringen,  zu  der  wir  im  nächsten 
Kapitel  gelangen  werden.  Wo  keine  Anwaltkammem  errichtet  wurden, 
blieb  das  Aufsichts-  tmd  Disziplinarrecht,  wie  früher,  bei  den  Gericht^i 
tmd  wurde  zum  Teil  zu  politischen  Zwecken  ausgenutzt.  So  erliess  das 
nassauische  Hofgericht  zu  Dillenburg  am  29.  September  1866  eine  Ver- 
fügung, welche  den  Prokuratoren  bekannt  machte,  dass  das  Aufsichts- 
recht sich  auch  auf  ihr  ausseramtliches  Verhalten  erstrecke  und  ins- 
besondere auch  jede  feindselige  Parteinahme  gegen  die  Staataregierung 
durch  Verweis,  Geldstrafe,  Suspension  oder  Entlassung  ohne  förmliches 
gerichtliches  Verfahren  werde  geahndet  werden.  Der  nassauische  Ad- 
vokatenverein remonstrierte  gegen  die  Verfügung,  ohne  Erfolg,  wie  es 
scheint.  Bemerkenswert  ist,  dass  der  Erlass  sich  nur  gegen  die  Proku- 
ratoren richtet;  den  Advokaten  glaubte  man,  wie  es  scheint,  grossere 
Freiheit  gestatten  zu  müssen.  In  Preussen  erliess  am  31.  März  1861 
der  Justizminister  eine  Verfügung  über  das  Verhalten  der  Justizbeamten 
bei  den  Wahlen,  die  der  Präsident  des  Bromberger  Appellationsgerichts 
den  Beamten  mitteilte  mit  dem  Bemerken,  dass  es  mit  der  dem  Landes- 
herm  und  der  Verfassung  angelobten  Treue  nicht  vereinbar  sei,  wenn 
Beamte  bei  den  Wahlen  einer  Partei,  deren  Tendenz  Schwächung  der 
Königlichen  Gewalt  sei,  irgend  welche  Unterstützung  leisten.  Vier 
Bromberger  Justizräte,  die  mit  Seh.  E.  Seh.  und  6.  bezeichnet  werden^ 
legten  dagegen  eine  schriftliche  Verwahrung,  und,  als  ihnen  diese  ab 
ungehörig  zurückgegeben  wurde,  eine  nochmalige  Verwahrung  vom 
12.  April  1861  ein,  in  der  sie  sich  auf  das  verfassungsmässige  Recht  der 
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ireien  MeinungsänBaening  beriefen,  in  dessen  Gebrauche  unmöglich  eine 
Ungehörigkeit  liegen  könne.    Sie  fügten  hinzu: 

Andere  haben  sich  auf  den  §  84  des  Strafgesetzbuchfl  (Verhinderung 
am  Wählen  oder  Stinmien)  berufen.  ^.x 

Ein  anderer  Bromberger  Justizrat  6.,  dem  die  Verfügung  vorgelegt 
wurde,  schrieb  darunter: 

gelesen  und  kann  ich  weder  dem  Herrn  Justizminister  noch  dem 
Herrn  Präsidenten  die  Befugnis  zugestehen  mir  in  Beziehung  auf 
meine  staatsbürgerlichen  Hechte  eine  Belehrung  zu  erteilen,  zunml 
wenn  solche  auf  verfassungswidrige  Art  die  Allerhöchste  Person  und 
deren  Wohl  (Macht)  mit  der  Person  der  zeitigen  Minister  der  Krone 
identificirt. 
Alle  fünf  wurden  der  Beleidigung  des  Ministers  imd  des  Präsidenten 
angeklagt,  die  im  ersten  Falle  in  der  Bezugnahme  auf  den  §  84,  im  zwei- 
ten in  dem  Worte  „verfassungswidrig'*  gefunden  wurde.  Sie  wurden 
aber  in  erster  und  zweiter  Tnstanz  freigesprochen.  Ein  anderer  Fall, 
der  grosses  Aufsehen  erregte,  war  der  des  Rechtsanwalts  Naudö  in  Pots- 
dam, der  sich  öffentlich  bereit  erklärt  hatte  Beiträge  anzunehmen  fin: 
den  Nationalfonds,  der  den  Zweck  hatte  die  materiellen  Nachteile  zu 
übertragen,  welche  in  dem  Kampfe  für  das  verfassungsmässige  Becht 
in  Preussen  Beamten  wie  andern  Staatsbürgern  durch  ihre  Oberzeugungs- 
treue erwachsen.  Er  wurde  angeklagt,  vom  Ehrenrate  tmterm  26.  März 
1863  freigesprochen,  vom  Obertribunale  aber  unterm  14.  September  1863 
mit  einer  Ermahnung  bestraft,  weil  Beamte  auch  bei  ihrer  Beteiligung 
am  politischen  Leben  ihrer  Amtspflichten  eingedenk  zu  sein  hätten,  die 
ihnen  öffentliche  Demonstrationen  und  Agitationen  gegen  die  Staats- 
r^erung  zu  unterlassen  geböten.  Ähnlich  geschah  es  im  folgenden 
FaUe.  Für  den  Begierungsbezirk  Kassel  war  durch  Verordnung  vom 
24«  April  1873  ein  Gesammtkonsistorium  für  alle  drei  evangelischen  Kon- 
fessionen errichtet  worden.  Eine  Anzahl  Geistlicher  hatte  diese  Verord- 
nung nicht  anerkannt  und  war  deshalb  ihrer  Ämter  entsetzt  worden. 
Im  September  1873  erging  nun  eine  öffentliche  Aufforderung,  in  der  zur 
Bildung  eines  Unterstützungsfonds  für  diese  Geistlichen  aufgefordert 
wurde,  die  in  der  Verordnung  eine  Gefährdung  des  Konfessionsstands 
erblickt  und  ihre  ganze  äussere  Existenz  für  die  Bewahrung  des  kirch- 
lichen Erbes  der  Väter  eingesetzt  hätten.  Einer  der  Unterzeichner,  ein 
Rechtsanwalt  A.  zu  F.,  der  nicht  zugleich  Notar  war,  wurde  beim  Ehren- 
rate angeklagt,  aber  freigesprochen,  weil  für  Bechtsanwalte  das  Becht  in 
Anspruch  genommen  werden  müsse  im  öffentlichen  Leben  eine  Partei- 
steUung  zu  nehmen  und  sich  an  Demonstrationen  gegen  Regierungsakte 
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EU  beteiligen,  ivenn  nur  das  Strafgesetz  nicht  verletst  werde  und  in  der 
Form  der  Anstand  gewahrt  werde.  Die  Angabe  .des  Angeklagten  sei 
glaubwürdig,  dass  er  es  als  eine  Verleugnung  seines  Herrn  Jesu  Christi 
hätte  ansehen  müssen,  wenn  er  seine  Unterschrift  versagt  hatte*  Das 
Obertribunal  aber  verurteilte  den  Angeklagten  zu  einer  Warnung,  weil 
der  Aufruf  das  Gepräge  einer  ostensibeln  Parteibestrebung  und  tenden- 
ziösen Agitation  tri^e,  die  mit  den  Pflichten  seiner  Stellung  als  Staats* 
diener  unvereinbar  sei.  Das  Recht  Partri  zu  nehmen  finde  in  diesen 
Pflichten  seine  Grenze.  Nicht  ebenso  als  Bechtsgarantie  bewährte  sich 
der  Ehrenrat  in  einem  andern  FaUe  aus  der  Konfliktszeit.  Ein  Rechts- 
anwalt hatte  ein  motiviertes  Wahlprogramm  erlassen,  worin  er  bei  Er- 
wähnung des  Konflikts  erklärte  das  unrecht  nicht  auf  selten  der  Landee- 
vertretung  zu  finden.  Von  den  Gerichten  in  allen  Instanzen  freigesprochen, 
wurde  er  vor  den  Ehrenrat  Ratibor  gestellt  mit  der  Begründung,  dass 
das  Programm,  wenn  auch  nicht  gegen  die  Gesetze,  doch  gegen  die  einem 
Staatsdiener  obliegenden  Pflichten  Verstösse,  und  richtig  zu  einer  Geld- 
strafe verurteilt,  die  das  Obertribunal  bestätigte. 

Zu  den  Gerichten,  welche  die  Disziplinarstrafgewalt  gegen  ihre 
Anwälte  übten,  gehörte  auch  das  Reichsoberhandelsge- 
richt, gegründet  durch  Gesetz  vom  12.  Juni  1869.  Nach  §  10  dieses 
Gesetzes  waren  alle  in  einem  Bundesstaate  fest  zugelassenen  Rechts- 
anwälte und  Advokaten  zur  Praxis  beim  Oberhandelsgerichte  und  zur 
Niederlassung  am  Sitze  dieses  Gerichts  befugt.  Die  hi^  gestattete 
Niederlassung  stand  nun  vielfach  mit  der  landesgesetzlichen  Reeideüz- 
pflicht  im  Widerspruch;  das  preussische  Justizministerium  hielt  dann 
fest,  dass  eine  Niederlassung  am  Sitze  des  Reichsgerichts  die  Au^be 
der  bisherigen  Rechtsanwaltschaft  in  sich  schliesse,  das  Reichsober- 
handelsgericht andrerseits  fand  in  dieser  Aufgabe  kein^i  Grund  zur 
Versagung  der  Zulassung.  War  aber  der  Zugelassene  in  seiner  Heimat 
nicht  mehr  Rechtsanwalt,  so  war  er  auch  der  Disziplin  daselbst  nicht 
tmterworfen,  und  es  trat  die  Notwendigkeit  ein  eine  neue  Disaplinar- 
behörde  für  ihn  zu  schaffen.  Dies  geschah  durch  •  Reichsgeseta  vom 
29.  März  1873,  welches  für  die  Reichsgerichtsanwälte,  die  in  ihrem 
Heimatstaate  die  Rechtsanwaltschaft  verlwen  haben,  an  die  Stelle  ihr^ 
sonst^en  Aufsichts-  tmd  Disziplinarbehörden  das  Reichsoberhandelfl- 
gericht  setzte,  dessen  Entscheidung  nur  wie  eine  Entscheidung  letaler 
Instanz  anfechtbar  war.  Im  übrigen  blieb  es  bei  den  Lande^geseinn; 
wo  ein  Staatsanwalt  mitzuwirken  hatte,  trat  an  seine  Stelle  ein  BfitgUed 
des  Reichsgerichts,  ein  Staatsanwalt  oder  Rechtsanwalt  aus  Leqpaig. 

Im   Gebührenwesen   brachte   die  preussiache  Verordnung 
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vom  2.  Januar  1849  die  wichtige  Neuerung,  dass  die  Rechtsanwalts- 
gebühxen  in  allen  Sachen,  mit  Ausnahme  der  Bagatellprozesse  (die  bis 
60  Taler  gehen),  für  erstattungsfahig  erklärt  wurden.  Unterm  12.  Mai 
1851  erschien  eine  neue  Qebiihrenordnung,  d^ien  Sätze  durch  Gesetz 
vom  1.  Mai  1876  unter  Zustimmung  der  meisten  Appellationsgerichte 
um  ein  Viertel  erhebt  wurden.  Die  Gebühren  waren  nach  dem  Werte 
bemessen,  und  zwar  als  Bauschsätze,  die  den  ganzen  Prozess  oder  ein 
bestimmtes  Prozessstadium  entgelten.  Die  Wertklassen  waren  unge- 
mein zahlreich,  von  3  zu  3  Mark  aufsteigend,  die  Gebähren  in  den  mitt- 
leren Klassen  nicht  viel  niedriger  als  heute.  Ein  Prozess  über  160  Mark 
bei^ielsweise  brachte  (nach  der  1876  erfolgten  Erhöhung),  wenn  münd- 
liche Verhandlung  ohne  Beweis  stattgefunden  hatte,  12,60  Mark,  wenn 
mit  Beweis:  18,80  Mark;  ein  Prozess  über  21  Mark  brachte  allerdings 
mit  Beweis  nur  2,70  Mark,  ohne  Beweis  1,80  Mark.  In  der  Bheinprovinz 
wurde  der  dort  geltende  Tarif  vom  16.  Februar  1807  durch  Gesetz  vom 
26.  Juni  1873  dahin  erhöht,  dass  an  Stelle  der  Franken  überall  Mark 
traten.  In  Hannover  galten  die  Gebührraigesetze  vom  8.  November 
1860,  31.  November  1869  und  1.  Mai  1860,  die  ebenfalls  das  Wertsystem, 
aber  mit  viel  weniger  Klassen,  hatten,  jedoch  nicht  Bauschgebühren 
für  den  ganzen  Betrieb,  sondern  Einzelgebühren  für  jeden  Termin  und 
Schriftsatz,  auch  eine  besondere  Prokuraturgebühr  von  monatlich 
0,70 — 2,60  Mark  bewilligten,  in  der  das  uns  vom  Beichskammetgerichte 
her  bekannte  Jahres-  oder  Dienstgeld  der  Prokuratoren  bis  in  die  neueste 
Zeit  erhalten  ist.  Die  Gebühren  in  Strafsachen  wurden  für  Preussen 
neu  geordnet  durch  Gesetz  vom  3.  Mai  1863.  Damach  betrug  die  Ver- 
teidigeigebühr 

in  einfachmi  ForstdiebstaUs-  und  ähnlichen  Sachen      1,90  Mark 

in  allen   übrigen   einzelrichterlichen   Strafsachen 6,70 

in  den  zur  Zuständigkeit  der  Kollegien  gehörenden 

Sachen 11,30 

bei  schwereren  Vergehen 18,80 

in  Schwurgerichtssachen 37,60 

wenn  aber  mehr  als  zehnjährige  Freiheitsstrafe  ange- 
droht war    75, — 

ausserdem,  wenn  die  Verhandlung  mehr  als  einen  Tag 

dauerte,  für  jeden  überschiessenden  Tag     9,40 

In  Schleswig-Holstein,  Hessen  und  Nassau  wurde  dieses  Gebührenrecht 
1867  eingeführt,  während  in  Hannover  die  oben  erwähnten  Gesetze 
und  in  Frankfurt  die  Gebührenordnung  vom  3.  August  1862,  etwas 
vereinfacht  durch  das  Gesetz  vom  2.  Mai  1876,  in  Kraft  blieben.    Da- 
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gegen  führte  Saohsen-Koburg-Gotha,  das  bis  dahin  eine  Gebuhienoid- 
nnng  gehabt  hatte,  mit  der  Anwaltordnung  vom  1.  Juli  1862  die  Tax* 
freiheit  ein;  der  Anwalt  fordert  nach  Ermessen,  es  kann  aber  jader 
Teil  richterliche  Festsetzung  verlangen.  In  Bayern,  wo  42  verschie- 
dene Taxordnungen  gegolten  hatten,  erschien  am  15.  Dezember  1852  eine 
Gebührenordnung,  die  noch  an  der  richterlichen  amt6w^;igen  Fest- 
setzung festhielt,  aber  für  den  Prozess  durch  die  Gebührenordnung 
vom  21.  Juni  1870  ersetzt  wurde,  die  dem  Minister  den  völlig  unbegrün- 
deten Vorwurf  zuzog,  das  sei  eine  Gebührenordnung  für  Packtriger. 
Auch  hielt  sich  dort  das  Gericht  wegen  der  Kosten  nach  altem  Brauch 
an  die  Advokaten,  weil,  wie  es  hiess,  Zustellung  und  Gebührenerhebung 
sich  nicht  trennen  lassen,  Verfügungen  nur  gegen  Zahlung  der  Gebühr 
zugestellt  werden.  Die  österreichische  Advokatenordnung  vom  6.  Juli 
1868  stellte  einen  Tarif  in  Aussicht,  der  aber  nur  mangels  Vereinbarung 
gelten  sollte  und  überhaupt  nicht  erschienen  ist.  Der  auf  Antrag  d^ 
Partei  bestellte  Advokat  erhielt  seine  Gebühren  vom  Staate.  In  Würt- 
temberg galt  die  Gebührenordnung  vom  29.  Januar  1869,  welche  die 
Bauschgebühr  mit  der  Einzelgebühr  kombinierte.  In  den  Lindem  der 
freien  Advokatur  herrschte  zum  Teil  auch  gänzliche  oder  teilweise 
Taxfreiheit,  die  zu  grossen  Überforderungen  führte.  Die  Hamburger 
Advokaten  stellten  fabelhafte  Beträge  in  Rechnung,  imd  in  Anhalt 
litt  geradezu  der  Ejredit  unter  dem  Bewusstsein  der  Unberechenbaikeit 
der  Prozesskosten. 

Was  die  allgemeine  Lage  der  Bechtsanwaltschaft  betrifft, 
so  gingen  die  grossen  Hoffnungen,  die  man  auf  die  Öffentlichkeit  und 
Mündlichkeit  gesetzt  hatte,  wenigstens  in  einem  Punkte  in  Erfüllung: 
in  der  Ausbüdung  der  gerichtlichen  Beredtsamkeit.  Rednerische  Talmte 
ersten  Ranges  erstanden :  in  Wien  die  Verteidiger  v.  Mühlfeld  und 
Berger,  der  spätere  Minister;  in  Leipzig  Bernhard  Frey  tag 
(1839—1901);  in  Berlin  das  Dreigestim  Deycks,  Holthoff,  MunokeL 
Vincenz  Deycks,  am  30.  September  1805  in  Castri  Montinen  bei 
Solingen  geboren,  war  1834  Obergerichtsassessor,  1841  Advokatanwalt 
beim  Revisionshofe,  1842  Justizkommissar  und  Notar  beim  Stadtge- 
richte in  Berlin  geworden.  Wie  er  hier  1847  in  dem  grossen  Polen- 
prozesse Gelegenheit  fand  sich  auszuzeichnen,  ist  im  Kapitel  49  unter  I 
erzählt.  Auch  in  dem  zweiten  Polenprozesse  von  1864,  dessen  Haupt- 
verhandlung 86  Tage  dauerte  und  mit  der  Freisprechung  des  groasten 
Teils  der  149  Angeklagten  endete,  wirkte  er  mit  neben  Holthoff  und 
dem  Professor  Oneist.  1877  schied  er  aus.  Das  Kennzeichen  seiner 
Beredtsamkeit  war  ein  fortreissendes  Pathos,  das  vor  den  gewagtesten 
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Aufstellungen  und  zuweilen,  wie  im  ersten  Polenprozesse,  sogar  vor 
Beschimpfung  des  eignen  Vaterlandes  nicht  zurückschreckte. 

Eine  viel  feinere  Natur  scheint  Aurel  Holthoff  gewesen  zu 
sein.  Ein  geborener  Berliner,  ein  liebenswürdiger  GeseUschaf  ter,  wirkte  er 
seit  1866  in  Berlin  beim  Stadtgerichte,  seit  1879  beim  Kanmiergerichte, 
nachdem  er  schon  früher  als  Justizkommissar,  1840  in  Mülühausen, 
von  1845  ab  in  Halberstadt,  seinen  Ruf  als  Verteidiger  begründet  und 
u.  a.  in  dem  eiozigen  Jahre  1864  in  zwei  politischen  Prozessen  ersten 
Ranges  mitgewirkt  hatte,  dem  Polenprozess  und  dem  Hochverrats- 
prozess  gegen  LassaUe,  in  welch  letzterem  freilich  der  Angeklagte,  sich 
aelbst  in  langer  glänzender  Rede  verteidigend,  seinem  Anwalt  wenig 
zu  tun  übrig  liess.  Auf  Unstimmigkeiten  innerhalb  der  Regierung 
deutet  es,  dass  er,  der  am  4.  Dezember  1808  geboren,  1837  Assessor 
geworden  war,  erst  bei  seinem  Ausscheiden  1883  den  Titel  Justizrat 
erhielt,  während  er  doch  drei  Jahre  vorher  den  Roten  Adlerorden  vier- 
ter EJasse  —  höher  reicht  es  in  Preussen  für  unamtliches  Verdienst  in 
der  Regel  nicht  —  erhalten  hatte  und  sein  Sohn,  ein  Eotvallerieoffizier, 
unter  dem  Namen  Holthoff  von  Fassmann  geadelt  worden  war.  In 
Wiesbaden,  wo  er  sein  Alter  zugebracht,  ist  er  am  2.  März  1888  nach 
langem  Leiden  gestorben  und  auf  dem  russisch-griechischen  Kirchhofe 
beigesetzt  worden. 

Zur  Höhe  künstlerischer  Vollendung  wurde  die  Verteidigung  ge- 
bracht durch  August  Munckel.  Am  23.  Januar  1837  zu  P^tz 
geboren,  war  der  fabelhaft  Begabte  schon  mit  15  Jahren  Student,  mit 
18  Auskultator,  mit  26  (1863)  Rechtsanwalt  in  Berlin. 

Wenn  es  sich  darum  handelte,  sagt  Sello,  wer  von  den  dreien,  alles 
in  allem  gerechnet,  der  erfahrenste  und  wirksamste  Verteidiger  ge- 
wesen sei,  so  würde  ich  unbedenklich  Holthoff  die  Palme  reichen. 
Um  Haupteslänge  aber  überragte  Munckel  seine  beiden  Nebenbuhler 
an  spezifisch  juristischer  Begabung  und  an  Technik  der  Rede.  Ich 
habe  noch  bei  keinem  Menschen  auch  nur  eine  dieser  Eigenschaften, 
geschweige  denn  beide  vereinigt,  in  einem  so  erstaunlichen  Grade  der 
Ausbildung  angetroffen.  Sein  Instinkt  der  juristischen  Auffassung 
war  fast  untrüglich ;  ich  habe  niemals  bessere  Revisionsbegründungen 
gelesen  als  die  seinen.  Seine  Rede  sprudelte  wie  ein  reicher  reiner 
Quell,  so  spielend,  so  klar,  so  unerschöpflich,  dass  die  höchste  Kunst 
wieder  zur  schlichtesten  Natur  zurückgekehrt  zu  sein  schien.  Da 
gab  es  keinen  Erdenrest  zu  tragen  peinlich,  da  gingen  Form  und 
Inhalt  so  restlos  ineinander  auf,  dass  die  Rede  zum  vollendeten 
Kunstwerk,  das  Hören  zum  edelsten  Genüsse  wurde,  noch  gesteigert 
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durch  den  tiefen  Wohllaut  einer  Stimme,  die,  unendlicher  Modu- 
lationen fähig,  mit  den  Stimmungen  der  Zuhörer  souverfin  su  sohal- 
ten  wusste. 
Wenn  der  berühmte  Redner  mit  dem  dunklen  etwas  gewellten 
Haar,  dem  lang  herabwallenden  Barte,  dem  dunklen  geistspräheiMlesi 
Auge  zu  sprechen  begann,  so  horchten  wohl  auch  die  Richter  des 
Reichsgerichts  mit  ehrerbietiger  Aufmerksamkeit  auf.  Und  wenn  viele 
seiner  Gaben  manch  anderen  vor  ihm  geschmückt  hatten :  eines  war 
sein  eigen,  eines  machte  ihm  niemand  nach.  Das  war  sein  Humor, 
der  ihn  der  geringfügigsten  Sache  eine  rührend  -  heitere  Seite  absu- 
gewinnen  lehrte.  Ein  Bauemjunge  sollte  dnen  Gendarm  durch  den 
Ruf:  „Guten  Morgen  Aujust'^  beleidigt  haben. 

Dieser  Teil  der  Anklage,  sprach  Munckel,  trifft  mich  persönlich  aufe 

schmerzlichste.    Haben  dich  denn,  so  frage  ich  mich,  deine  guten 

Eltern  beleidigen  wollen,  als  sie  dir  in  der  Taufe  den  Namen  Aogust 

gaben  ?    Nein,  ich  gestehe  es  frei :  wenn  mich  der  hohe  Senat,  nachdem 

er  das  Schicksal  meines  Klienten  wohlwollend  beraten  haben  wird, 

bei  seinem  Wiedereintritt  in  diesen  Saal  mit  einem  kräftigen  „Qutcn 

Morgen  August!*'  begrüssen  sollte,  ich  würde  das  nicht  als  eine 

Kränkung,  sondern  dankbar  als  einen  Beweis  ehrender  Vertraulidi* 

keit  empfinden. 

Solchem  Humor  konnte  niemand  widerstehen;  d^  Voraitzende,  d^ 

sonst  keinen  Spass  verstand,  schloss  die  Verkundung  des  Urteüa  mit 

den  Worten: 

Zum  Schluss  habe  ich  Ihnen,  Herr  Verteidiger,  im  Auftrage  des 
Senats  noch  ein  herzliches  „Guten  Morgen  August!'^  zuzurufen. 
Solche  Züge  von  Munckel  wurden  zu  Hunderten  in  den  Berliner  Anwalt»- 
stuben  erzählt.  In  den  merkwürdigsten  Strafprozessen  seiner  Zeit  hat 
er  mitgewirkt,  so  in  den  beiden  grossen  Amimprozessen  1874  und  1876. 
1881  trat  er  als  Mitglied  der  Fortschrittspartei  in  den  Reichstag,  1882 
in  den  Landtag  ein,  auch  hier  Kabinetsstücke  feinwitziger  Beredtsam* 
keit  liefernd,  im  ganzen  aber  doch  weniger  wirkend  als  im  Gerit^tesaale, 
den  er  seitdem  zu  Gunsten  seiner  parlamentarischen  Tätigkeit  ver* 
nachlässigte.  Von  1882  bis  1894  ist  er  StadtverordnetenvcMrsteher  zu 
Gharlottenburg  gewesen;  am  10.  April  1003,  längst  leid^id,  an  einer 
rapid  verlaufenden  Erkältung  gestorben.  Die  Tageqpresse  ehrte  den 
Dahingeschiedenen,  tmd  zwar  nicht  bloss  als  Politiker,  durdi  liqgeie 
Artikel,  zum  Teil  an  leitender  Stelle :  das  Organ  des  deutschen  Anwalt- 
standes hatte  kein  Wort  übrig  für  den  grösston  deutschen  Verteidiger. 
Dafür  widmete  ihm  Erich  Sello  in  der  Vossischen  Zeitung  vom  15.  April 
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einen  hinr^isfienden  Nachruf.  Und  wenn  er  mit  der  wriimüt^n  Frage 
achloss:  „August  Munokel,  der  Klassiker  der  deutschen  Verteidigung, 
ist  tot!  Wer  wird  ihn  ersetzen?''  so  schwebte  diesem  Frager  gegenüber 
die  Antwort  auf  aller  Lippen. 

Aber  auch  sonst  wirkten  Öffentlichkeit  und  Mündlichkeit  vorteil- 
haft auf  den  Geist  der  Rechtsanwaltschaft.  Das  bezeugte  1867  Stadt* 
gerichtsrat  Koch,  der  jetzige  Beichsbankprärident,  in  einem  AufiMtze 
über  den  Qeist  der  englischen  Advokatur  im  ersten  Bande  der  Zeit* 
sohrift  für  Gesetzgebung  und  Rechtspflege  in  Preussen;  doch  kli^;te  er 
über  zu  grosse  Nachgiebigkeit  der  Ehrenräte  und  fand  bedenklich,  dass 
der  Anwaltstand  sich  aus  finanziell  gefährdeten  Richtern  rekrutiere. 
Und  Rudolf  Gneist  erklärte  auf  dem  neunten  Juristentage  1871  die 
Tüchtigkeit  der  Anwaltschaft  für  einen  der  Gründe,  aus  denen  die  Ein- 
führung des  vollmündlichen  Verfahrens  sich  rechtfertige.  Im  Archiv 
für  zivilistische  PtaziB  XLI.  bezeugte  Mittermaier  1858,  dass  hanno- 
versche Richter  und  Bürger  den  Advokaten  ein  günstiges  Zeugnis 
geben,  sie  von  den  Vorwürfen  der  Rabulisterei,  der  Verschleiqpung 
und  Vergleichsfeindlichkeit  freiq>rechen;  namentlich  begünstigten  sie 
Veigleiche  über  die  Beweislast.  Die  Zeitschrift  des  bayrischen  An- 
waltvereins schrieb  1872,  dass  sich  imter  der  neuen  Prozessordnung 
nicht  nur  der  Prozess  gebessert,  sondern  auch  die  Stellung  des  Anwalt- 
standes  gehoben  habe.  An  die  Stelle  der  unwürdigen  Behandlung,  wo- 
mit früher  besonders  jüngere  Richter  ihre  Sporen  zu  veidienen  gesucht 
hätten,  sei  ein  kollegiales  freundliches  Verhältnis  getreten;  auch  unter 
den  Anwälten  selbst  habe  die  Kollegialität  sich  gebessert;  der  Wohl- 
stand allerdings  sei  gesunken.  Ähnliches  wurde  aus  Württemberg  1876 
in  der  Juristischen  Wochenschrift  berichtet.  In  der  Reichstagssitzung 
vom  28.  April  1881  erklärte  der  Abgeordnete  Witte: 

In  meiner  dreissigjährigen  Tätigkeit  als  Richter  habe  ich  den  Rechts- 
anwalt mit  wenigen  Ausnahmen  als  bewährten  zuverlässigen  Reohts- 
freund  seiner  Partei  und  als  einen  dem  Richter  gnstig  und  sittiicfa 
durchweg  ebenbürtigen  Mann  erfunden,  der  auf  den  oft  verschlunge- 
nen Wegen  der  Rechtsprechung  ein  beachtenswerter  Wegweiser, 
sogar  zuweilen  der  zum  Ziele  führende  Pfadfinder  ist. 
Am  bezeichnendsten  aber  sind  die  Äusserungen  von  Tadlem  der  Rechtsan- 
waltschaft.   In  den  preussischen  Jahrbüchern  erschien  1864  ein  Aufsatz : 
,4)ie  Advokatur  in  Preussen",  worin  ein  Ungenannter  die  geringe  Teil- 
nahme der  preussischen  Rechtsanwidte  am  öffentlichen  Leben  und  Ute- 
raxiacher  TÜigkeit  und  ihre  geringe  Zahl  beklagte,  die  sie  zur  Ablehnung 
aller  nicht  gut  bezahlten  Arbeiten  veranlasse,  ihnen  „Zunftzopf  sans 
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phrase"  vorwarf,  der  sich  besonders  auf  den  Anwaltstagen  gezeigt  habe. 
Der  letzte  Vorwurf  war  die  Ungerechtigkeit  selbst  gegenüber  einer  An- 
waltschaft, die,  wie  alsbald  zu  zeigen,  dreimal  gegen  ihr  Interesae  für 
freie  Advokatur  eingetreten  ist.  Rechtsanwalt  Martiny-Kaukdimen 
jedoch,  den  wir  im  55.  E^pitel  noch  besser  kennen  lernen  werden,  machte 
sich  in  der  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  Rechtspflege  1868  diese 
Ausführungen  grösstenteils  zu  eigen  und  tadelte,  dass  zwei  bei  Ober- 
gerichten angestellte  Anwälte  ihre  Ernennung  allen  Kollegen  angese^, 
ein  andrer  sie  in  die  Börsenzeitung  eingerückt  habe.  Wenn  den  preu^- 
sisohen  Rechtsanwälten  nicht  mehr  als  das  zur  Last  fiel,  so  konnte  man 
sehr  zufrieden  sein.  Aber  der  Tadel  zeigt,  welche  Empfindlicbkat 
gegen  alles  herrschte,  was  wie  kaufmännischer  Betrieb  der  Rechtaan- 
waltschaf t  aussah.  So  kannte  auch  die  altpreussische  Rechtsanwaltaehaft 
keine  Anwaltssozietäten,  die  doch  in  Rheinpreussen  und  Württemberg 
schon  damals  nichts  Ungewöhnliches  waren.  Sich  in  Vereinen  durch 
lebhafte  Beteiligung  bekannt  zu  machen,  was  heute  keinem  jungen 
Anwalt  übel  genommen  wird,  verschmähte  der  Stolz  der  preuflaischen 
Rechtsanwaltschaft.  Selbst  die  Zinksche  Schrift  (Kapitel  48)  rnuaste 
anerkennen,  dass  die  Rechtsanwaltschaft  hochgeachtet  dastehe,  geedl- 
schaftUch  auf  gleicher  Stufe  mit  dem  Richterstande. 

An  den  Staat  und  das  allgemeine  Interesse  hat  die  Rechtsanwalt- 
Schaft  zu  keiner  Zeit  eine  so  grosse  Zahl  glänzender  Blähungen  abge- 
geben wie  in  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts.  Keine  grosBere 
Stadt,  die  nicht  zu  ihren  hervorragendsten  Bürgern  einen  oder  mehrere 
Rechtsanwälte  gezählt  hätte,  keine,  in  der  nicht  Rechtsanwälte  an  den 
einflussreichsten  Stellen  der  Selbstverwaltung  gewirkt  hätten«  Vide 
von  ihnen  nahmen  eine  gesellschaftUche  Stellung  ein,  die  der  hoher  und 
höchster  Staatsbeamter  gleichkam.  Einzelne  stiegen  zu  hohen  und 
höchsten  Würden  auf.  Max  v.  Forckenbeok  vertauschte  seine 
Anwaltsstube  in  Mehrungen,  dann  Elbing,  mit  dem  Amtszimmer  des 
Oberbürgermeisters  von  Breslau  und  Berlin,  mit  dem  Stuhl  des  Reichs- 
tagspräsidenten,  der  Obergerichtsanwalt  Johannes  Miqa61  aus 
Göttingen  wurde  der  Nachfolger  des  Osnabrücker  Bürgermeisters  Stüve, 
des  alten  Verfassungskämpfers  und  gewesenen  Ministers,  der  aelfasl 
ebenfalls  Advokat  gewesen,  dann  Oberbürgermeister  von  Frankfurt, 
zuletzt  Finanzminister,  der  beste,  den  Preussen  gehabt.  Der  Osna« 
brücker  Advokat  Ludwig  Windthorst  stieg  zum  OberappdOa* 
tionsratgerichtsrat,  Kammerpräsidenten  und  zweimal  zur  Würde  de* 
Justizministers  in  Hannover  empor,  um  nachher  als  Führer  der  Zen- 
trumspartei  noch  viel  mächtiger  in  die  Geschicke  des  Vaterlandea  ein- 
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zugreifen.  Hermann  Sohulze»  der  Rechtsanwalt  in  Delitzsch, 
wurde  der  theoretische  und  praktische  Begründer  des  Genossenschafts- 
wesens. Der  preussische  Justizminister  Leonhard  war  von  1841 
bis  1848  Advokat  in  Hannover  gewesen.  Der  badische  Obergerichts- 
anwalt August  Lamey»  der  Fiihrer  im  Kampfe  gegen  das 
badische  Konkordat,  wurde  1860  Minister.  In  Österreich  wurden  um 
diese  Zeit  nicht  weniger  als  fünf  Advokaten  zu  Ministem:  Bach,  Hein, 
Berger,  Giskra,  Prazak;  und  zwei  Advokaten,  Prix  und  Richter,  zu 
Bürgermeistern  von  Wien.  In  den  deutschen  Reichstag  entsendete  die 
Rechtsanwaltschaft  eine  Schar  der  vorzüglichsten  Parlamentarier: 
Eduard  Lasker,  Moritz  Wiggers,  Karl  Braun-^esbaden,  Albert  Träger, 
Büsing,  Ackermann,  Eysold,  Lingens,  Trimbom,  Volk,  Beckh,  Franken- 
burger, Porsch,  Bachem,  Bassermann,  Hausmann,  Horrwitz,  Kauff- 
mann,  Payer,  Lenzmann,  WolSson  und  viele  andere.  Eine  Anzahl 
von  ihnen  gehörten  zugleich  zu  den  tüchtigsten  Publizisten.  Selbst 
feinsinnige  Dichter  hat  dieser  nüchterne  Beruf  dem  Vaterlande  gegeben : 
Albert  Träger  und  Theodor  Storm,  dem  wegen  seines 
Eintretens  für  Schleswig-Holstein  die  Advokatur  entzogen  wurde. 

Alles  in  allem  war  die  Stellung  der  Rechtsanwaltschaft  im  Nach- 
märz und  bis  1879  eine  höchst  ehrenvolle,  teilweise  glänzende.  Sie 
hatte  nicht  nötig  die  römische,  französische  und  englische  Advokatur 
um  das  zu  beneiden,  was  man  am  meisten  an  ihr  preist:  dass  sie  ein 
Trittbrett  ist  zu  Ehre,  Macht  und  Ruhm. 
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Nicht  ganz  so  dringend  wie  Öffentlichkeit  und  Mündlichkeit,  mehr 
von  Fachkreisen  als  vom  grossen  Publikum  waren  seit  Justus  Mosers 
Zeit  (Kapitel  48)  Anwaltkanmierverfassungen  gefordert  worden.  Aber 
doch  war  das  Verlangen  sehr  ernsthaft  und  hatte  sich  vielfach  in  den 
freiwilligen  Einrichtungen  der  Anwaltvereine  eine  unvollkommene 
Befriedigung  verschafft  (Kapitel  50).  Alle  diese  Bestrebungen  wagten 
sich  nickt  hinaus  über  das  in  den  Rheinlanden  bereits  vorliegende 
Muster  staatlich  ernannter,  wenn  auch  von  der  Rechtsanwaltschaft 
präsentierter  DiszipUnarräte  mit  geringer  Zuständigkeit  und  starker 
staatlicher  Überwachung.     Beschomer  wagte  noch   1840  nicht  mehr 
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ZU  foidem  als  Advokatookammem  aus  gewäMten»  aber  vom  Joatis- 
minirter  beatatigteii  Mil^^LiedMii  mit  niederer  DissipUnaxgericktaharkeit 
und  dem  Reoht  auf  Suapenaicm  und  Remotioa  anzutrage b.  An 
frei  gewählte  Ehrenräte  mit  voUer  Disaiplinarstrafgewalt  dachte  man 
kaum.  Der  Breslauer  Anwaltverein,  der  I8i6  den  Plan  betrieb,  g^ 
von  vornherein  davon  aus,  dass  der  Staat  niemaki  auf  seine  Disziplinar- 
gewalt vemchtoA  werde  und  verlangte  nur  neben  der  staatlichen  Dis- 
ziplinargewalt einen  Disziplinarrat  nach  rheinischem  Muster.  Und 
auch  gegen  diesen  abgeschwächten  Plan  trat  der  Justizkommissar  Fer- 
dinand Fischer  aus  Bvesku  in  die  Schranken:  es  bedürfe  solcher  Ein- 
ricktungen  zur  Hebung  des  Anwaltstandee  nicht,  die  Stellung  der  Justiz- 
koramissare  sei  auch  so  eine  geachtete,  die  Aufsicht  d^  B^öiden  habe 
noch  keinen  gedrückt;  die  Anwaltkammer  würde  ein  paiieüsches  Ge- 
richt sein,  eine  nicht  wünschenswerte  Aristokratie  von  Anwälten  her- 
vorbringen. Mit  ähnlichen  Qründen  berichtete  im  Hamburger  Juristen- 
verein 1818  ein  dazu  niedergesetzter  Aussohuss  gegen  die  Anwaltkam- 
mevn,  obwohl  der  einflussreiche  Heckscher  dafür  sprach.  In  den  andern 
VereiuMi  war  aber  die  Stimmung  vorwiegend  für  den  Plan,  und  der 
sächsische  sowie  der  1861  gebildete  badische  und  der  bayrische  Ad- 
vokatNiverein  arbeiteten  bereits  Beohtsanwattordnungen  aus.  Der  bay- 
rische 1882  von  dem  Advokaten  Streit  ausgearbeitete  Entwurf  behirit 
imm»  noch  für  die  schwersten  Fälle  ein  ministerielles  BestätigungB- 
recht  bei. 

Inzwischen  hatte  die  Gesetzgebung  in  Hannover  1833  einen  kleinen 
Anfang  gemacht  mit  den  Advokatendeputationen,  nach  rheimschem 
Muster  gebildeten  Ausschüssen,  deren  Zuständigkeit  sich  nicht  einmal 
bis  zur  Greldstrafe  verstieg.  Das  konservative  Preussen  musste  wieder 
einmal  mit  einer  liberalen  Neuerung  vorangehen;  die  Ehrenratverord- 
nung  vom  30.  April  1847  führte  zum  ersten  Male  in  Deutschland  eine 
wirkliche  Anwaltkammerverfassung  ein:  freigewählte  Ehrenräte  mit 
unbeschränktem  Disziplinarstrafrecht  erster  Instanz. 

Dieses  Beispiel  fand  alsbald  Nachahmung.  Es  ^schienen  mehrere 
Advokaten-  oder  Anwaltordnungen,  ein  Wort,  mit  welchem  man  jetzt 
immer  den  Begriff  der  Anwaltkammerverfassung  verband.  Der  Begrifi 
der  Anwaltkammer  selbst  stand  noch  nicht  fest;  zuweilen  veistand 
man  darunter,  wie  heute,  den  Inbegriff  aller  Rechtsanwälte  eines  Be- 
zirks, zuweilen  d^  von  diesen  gewählten  Ausschuss. 

IXe  erste  dieser AdvokatenDrdnungen  wardie  Braunschweiger 
vom  19.  März  1850.  Eine  von  den  Rechtsanwälten  gewählte  Advokaten* 
kammer  von  neim  Mitgliedern  sorgt  für  Entfaltung  eines  würdigen 
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StandeBgeiateB,  legt  StreitigkMten  bei  und  kann  IMsziplinarstrafen  bis 
xur  „Androhung  des  Antrags  auf  Suspension"  eikennen.  Gegen  ihre 
Eatsohaidungen  findet  Rekurs  an  die  gerichtliche  Disziplinarbehörde 
statt;  SuspMision  und  Entlassung  kann  allein  diese  veihängen.  Be- 
sohwezden  der  Rechtsanwälte  gegen  die  B^örden  sind  allein  durch  die 
Advokatenkammer  zu  verfolgen.  Die  Kammer  steht  unter  der  Auf- 
sicht des  Oberstaatsanwalts,  der  Sitz  in  allen  Sitzungen  und  ein  Veto 
gegen  alle  Besohliisse  hat,  die  nicht  Disziplinarverfägungen  sind.  Ein 
R^lement  vom  22.  Mftrz  1851  CMPdnete  das  Disziplinarverfahren. 

Es  folgte  Hannover  mit  einem  Gesetze  vom  8.  November  1850, 
die  Einrichtung  von  Anwaltskammem  betreffend,  das  durch  Gesetz 
vom  31.  März  1859  eine  neue  Fassung  erhielt.  Die  Anwaltskammer 
umfasst  sämmtKche  Advokaten  und  Anwälte  ihres  Bezirks.  Sie  wählt 
einen  Ausschuss  von  sieben  Mitgliedem,  dem  neben  der  Erstattung  von 
Gutachten,  für  die  es  ülurigens  eine  kleine  Gebühr  giebt,  und  der  Bei- 
ordnung von  Armenadvokaten  auch  die  Disziphnargewalt*  zusteht ;  die 
im  Gesetze  von  1850  ihm  weiter  beigelegte  Mitwirkung  bei  Ernennung 
der  Rechtsanwälte  sowie  das  Recht  Mängel  der  Rechtspflege  zur  Sprache 
zu  bringen  hatte  man  bedenklich  gefunden  tmd  im  Gesetze  von  1859 
gestrichen,  weil  „die  Kammern  dadurch  zu  KontroBbehörden  für  Ge- 
setzgebung und  Rechtqpflege"  wärden;  die  Ständeversammlung  hatte 
die  Streichung  für  bedeutungslos  gehalten,  weil  das  verfassungsmässige 
Petitionsvecht  auch  so  den  Anwaltskammem  verbleibe.  Die  Anwalts- 
kammem sind  dem  Justizminister  untergeordnet,  der  auch  Sitz  und  Be- 
zirke bestimmt  und  neun  Anwaltskammem  errichtet  hat.  Ihr  Verkehr 
nach  aussen  wird  ausschliesslich  durch  die  Staatsanwaltschaft  vermit- 
telt, die  Zutritt  zu  jeder  Sitzung  hat.  Die  Disziplinargewalt  des  Aus- 
schusses geht  bis  zur  Ausstossung  einschliesslich;  auch  Suspension  bis 
zu  zwei  Jahren  ist  zulässig;  Oidnungsstrafen  von  \ — 10  Talern  kann 
der  Vorsitzende  allein  verhängen.  Die  Sitzungspolizei,  das  Rüge-  und 
Ordnungsstrafrecht  der  Gerichte  bleibt  unber^irt.  Die  Geschäfte  der 
Staatsanwaltschaft  hatte  das  Gesetz  von  1850  einem  von  der  Kammer 
gewählten  Syndikus  übertragen,  dessen  Wahl  der  Zustimmung  des 
Oberstaatsanwalts  bedurfte  und  der  diesem  untergeordnet  war.  Das 
Gesetz  von  1859  fand,  dass  dies  die  Entbindung  von  der  Staatsgewalt 
auf  die  Spitze  treiben  heisse  und  wollte  den  Syndikus  durch  den  Staats- 
anwalt ersetzen.  Die  Ständeversammlung  fand  dies  aber  bedenklich, 
und  so  wurde  der  Mittelweg  gefunden  den  Namen  Syndikus  zwar  ver- 
schwinden, seine  Geschäfte  aber  wie  bisher  durch  ein  von  der  Anwalts- 
kammer gewähltes,  vom  Justizminister  zu  bestätigendes  Mitglied  be- 
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treiben  zu  lassen,  das  aber  die  Staatsanwaltschaft  jederzeit  durch  einen 
andern  Rechtsanwalt  oder  auch  einen  Staatsanwalt  ersetzen  kann» 
Das  Disziplinarverfahren,  im  Gesetze  von  1850  selbständig  geordnet, 
wird  1859  dem  ordentlichen  Strafverfahren  angegliedert.  Die  Vorunter- 
suchung erfolgt  durch  einen  Richter.  Die  Berufung,  die  1860  wenig- 
stens in  leichteren  Fällen  an  das  Plenum  der  Anwaltskanmier  ging, 
geht  seit  1859  immer  an  den  Strafsenat  des  Oberappellationagerichts; 
Nichtigkeitsbeschwerde  giebt  es  nicht.  Statutarische  Normen  über 
innere  Einrichtungen  der  Kammer  unterwarf  das  Gesetz  von  1859  der 
Genehmigung  des  Ministers;  das  wurde  auch  von  Festsetzung  der  Jahres- 
beiträge verstanden. 

Die  oldenburgische  Anwaltsordnung  vom  28.  Juni  1858 
versteht  wieder  unter  Anwaltskammer  das,  was  die  hannoversche  Aos- 
schuss  nennt.  Die  Anwaltskammer  besteht  aus  sieben  von  sämmtlichen 
Rechtsanwälten  gewählten  Anwälten.  Sie  steht  unter  der  Aubicht  des 
Ministeriums.  Zu  ihren  Sitzungen  haben  sämmtliche  Anwälte  und  die 
bei  ihnen  beschäftigten  Rechtskandidaten,  sowie  der  Oberstaatsanwalt 
Zutritt;  grössere  Öffentlichkeit  kann  mit  Zustimmung  des  Beschuldig- 
ten zugelassen  werden.  Zu  ihrem  Geschäftskreise  gehört  ausser  der 
vollen,  auch  die  Ausstossung  umfassenden  DiszipUnarstrafgewalt  auch 
die  Überwachung  der  Ausbildung  der  bei  den  Rechtsanwälten  beschäf- 
tigten Rechtskandidaten  sowie  eine  Mitwirkung  bei  der  Zulassung  durch 
Gutachten  über  Festsetzung  der  Zahl  und  über  Befähigung  eines  An- 
walts sowie  Zulässigkeit  einer  Nebenbeschäftigung.  Im  Gegensatz  xa 
Braunschweig,  wo  Disziplinarverfügungen  nicht  dem  Veto  des  Ober- 
staatsanwalts unterliegen,  bedürfen  hier  gerade  diese  und  überhaupt, 
wie  in  Hannover,  alle  statutarischen  Verfügungen  der  Genehmigung  des 
Staatsministeriums.  Es  wird  der  Versuch  gemacht  den  Begriff  des  Dis- 
ziplinarvergehens festzustellen:  jedes  die  Pflichten  des  Anwalte  oder 
die  Würde  des  Standes  beeinträchtigende  dienstliche  oder  ausserdienst- 
liche  Benehmen,  insbesondere 

unziemliches  oder  unsittUches  Betragen,  wenn  dadurch  An^tnaa 
oder  Ärgernis  gegeben  wird,  z.  B.  Trunkenheit,  Spiel,  Schulden- 
machen; 

Ungehorsam  gegen  die  berechtigten  Anordnungen  der  Anwaltskam- 
mer,  ihres  Vorsitzenden  oder  Beauftragten; 

achtungswidriges  Betragen  gegen  die  Gerichte; 

Beleidigung  der  Gegenpartei  oder  ihres  Vertreters; 

wiederholte  Versäumnis; 

absichtliche  Entstellung  der  Wahrheit; 
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Weigerung  der  Vertretung  einer  Partei,  welcher  der  Anwalt  zuge- 
ordnet ist; 

Übernahme  einer  Vertretung,  zu  deren  Ablehnung  der  Anwalt  ver« 
pflichtet  iBt; 

Verletzung  der  Pflicht  der  Treue  (Prävarikation). 
Das  Disziplinarverfahren  ist  ausführlich  geordnet.  Es  setzt,  mit  Aus- 
nahme der  leichtesten  Fälle,  eine  Klage  der  Staatsanwaltschaft  voraus. 
Ein  Anwalt  wird  mit  der  Untersuchung  beauftragt,  der  Anwälte  bei 
Strafe,  andere  Personen  mit  ihrer  Zustimmung  vernehmen  kann,  um 
eidliehe  Vernehmungen  und  andere  Untersuchungshandlungen  das  Ge- 
richt zu  ersuchen  hat.  In  der  Schlussverhandlung  werden  die  Ergeb- 
nisse der  Untersuchung  vorgetragen,  Staatsanwalt  und  Beschuldigter 
gehört.  Cregen  das  Urteil  steht,  wenn  es  sich  um  Suspension  oder  Ent- 
lassung handelt,  beiden  Teilen  binnen  zehn  Tagen  die  Berufung  an  ein 
„Dienstgericht*'  zu,  welches  besteht  aus  dem  Präsidenten  des  Ober- 
appellationsgerichts, drei  in  einer  Sitzung  des  Oberappellationsgerichts 
durch  das  Los  zu  bestimmraiden  Mitgliedern  dieses  Gerichts  und  drei 
von  den  Anwälten  gewählten  Anwälten. 

Die  sächsische  Advokatenordnung  vom  3.  Juni  1859  deutete 
schon  im  Namen  ihren  wesentlich  anderen  Standpunkt  an.  Sie  bildet 
Advokatenvereine,  die  Advokatenkammem  von  sieben  Mit- 
gliedem  wählen.  Die  Disziplinarstrafgewalt  steht  in  erster  Instanz  der 
Advokatenkammer  zu,  in  zweiter  der  Versammlung  des  Vereins.  Die 
Strafen  sind  Verweis,  Geldbussen,  Ausschluss  vom  Wahlrecht  und  der 
Wählbarkeit  bei  unbegründeter  Ablehnung  einer  Wahl.  Das  Verfahren 
ist  wesentlich  dasselbe  wie  in  den  anderen  Anwaltsordnungen,  jedoch 
ohne  Ifitwirkung  der  Staatsanwaltschaft  und  ohne  Öffentlichkeit.  Die 
Diaziplinarstrafgewalt  der  Staatsbehörden  und  die  Ordnungsstrafge- 
walt der  Gerichte  ist  voll  aufrecht  erhalten;  damit  die  ohnedies  so  be- 
schränkte Gerichtsbarkeit  des  Advokatenvereins  vollends  lahmgelegt. 
Die  Einrichtung  ging  nicht  viel  über  das  hinaus,  was  die  früheren  frei- 
willigen Advokatenvereine  geleistet  hatten. 

Richtige  Standesgerichte  dagegen  führte  Sachsen-Koburg- 
Gotha  ein  mit  der  Anwaltsordnung  vom  2.  Juni  1862.  Einer  durch 
die  Gesammtheit  der  Rechtsanwälte  gebildeten  Anwaltskammer  von 
sieben  Mitgliedem  liegt  unter  der  Aufsicht  des  Appellationsgerichts  ob 
die  Reohtsanwaltsdiaf t  durch  Anträge  und  Beschwerden  zu  vertreten« 
Outachten  und  Schiedssprüche  abzugeben,  Streit  zu  vermitteln,  die 
Offisialanwälte  zu  bezeichnen,  allgemeine  Disziplinarverfügnngen  mit 
Genehmigung  des  Ministeriums  zu  erlassen,  endlich  die  Disziplinantraf- 
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gewalt  zu  handhaben,  kraft  welcher  auch  Suspension  und  Ausstossung 
erkannt  werden  kann.  Keine  Mitwirkung  der  Staatsanwaltschaft;  nur 
dass  gegen  Entscheidungen  der  Anwaltskammer  auch  dem  Staatsmini- 
sterium der  Rekurs  an  das*  Appellationsgericht  zusteht;  schärft  dieaefi 
die  Strafe,  so  steht  dem  Angeschuldigten  der  Oberrekurs  an  das  Ober- 
appellationsgericht zu  Jena  zu. 

In  Baden  hatte  die  Regierung  schon  1847  den  Entwurf  einer 
Anwaltsordnung  ausgegeben;  zu  Stande  kam  sie  erst  unterm  22.  Sep- 
tember 1864.  Baden  bQdete  wie  Sachsen  Anwaltvereine.  Aber 
anders  als  Sachsen  gab  es  ihnen  eine  wirkliche  Disziplinarstraf gewalt. 
Der  Anwaltverein  steht  unter  Leitung  einer  aus  seiner  Mitte  gewählten 
Anwaltskammer;  die  Spitze  aller  Anwaltsvereine  bildet  ein  Anwalts- 
ausschuss.  Die  Anwaltskammer  kann  nur  auf  Verweis  und  Geldstrafen, 
der  Anwaltsausschuss  auch  auf  Dienstsperre  bis  zu  zwei  Jahren  und 
Entziehung  der  Anwaltschaft  erkennen.  Der  Staatsanwalt  wirkt  in  der 
ersten  Instanz  nicht  mit;  doch  ist  ihm  von  jedem  Urteil  Nachricht  zu 
geben,  und  es  steht  ihm  ebenso  wie  dem  Angeschuldigten  die  Bemfung 
an  das  Appellationsgericht,  von  Erkenntnissen  des  Ausschusses  an  das 
Oberhofgericht  zu.  Die  Ordnungsstrafgewalt  der  Gerichte  bleibt  un- 
berührt. Der  Staatsanwalt  kann  Anzeigen  erstatten  und,  wenn  auf 
Erinnerung  kein  Erkenntnis  erfolgt,  beim  Appellationsgerichte  erwirken, 
dass  dieses  die  Sache  an  sich  zieht.  Im  übrigen  haben  Anwaltskanun^ 
und  Anwaltsausschuss  auf  Verlangen  Gutachten  zu  erstatten,  und  den 
Anwaltverein  bez.  die  Gesammtheit  der  Anwaltve^ine  zu  vertreten. 

Die  österreichischen  Anwaltskammem  sind  im  Kap.  33 
beschrieben  worden. 

In  Sachsen-Weimar  versendete  1861  die  R^erung  den 
Entwurf  einer  Advokatenordnung  zur  Begutachtung  an  die  Advokaten, 
welcher  Anwaltskammem  mit  voller  Disziplinargerichtsbarkeit  und  Be- 
rufung an  das  Oberappellationsgericht  enthielt,  aber  nicht  Gesetz  ge- 
worden ist.  Die  Zeitschrift  des  Anwaltvereins  für  Bayern  hat  ihn  in 
ihrem  ersten  Bande  veröffentlicht. 

Lasst  man  das  sächsische  Gesetz  aus,  welches  überhaupt  nicht  in 
diesen  Rahmen  gehört,  so  ergiebt  sich  als  gemeinsamer  Zug  dieser  Ge- 
setze die  Übertragung  der  Disziplinargerichtsbarkeit  erster  Tnst>ang  an 
ein  frei  gewähltes  Genossengericht,  zweiter  Instanz  an  ein  staatliches« 
in  Oldenburg  an  ein  gemischtes  Gericht.  Das  Muster  war  offenbar 
das  preussische  Gesetz.  Dass  Preussen  keinen  Anwaltskammerkoipcr 
gebildet  hatte,  wie  die  andern  Staaten,  hatte  nicht  viel  auf  sich;  denn 
für  die  wichtigste  Funktion,  die  Wahl  des  Ehrenrats,  war   auch  in 
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Preuflsen  dieser  Körper  tatBaohlioh  vorhanden.  Der  Unterschied  zwischen 
Prenssen  und  den  übrigen  Staaten  war,  dass  in  Preussen  die  ganze  Ein- 
richtong  lediglich  zum  Zwecke  der  Disziplinargerichtsbarkeit  da  war, 
in  den  andern  Staaten  auch  zu  andern  mehr  oder  weniger  formulierten 
Zwecken:  Vertretung  der  Standesinteressen,  Abgabe  von  Gutachten, 
Erlass  allgemeiner  Anweisungen,  Beiordnung  von  Armenanwaiten,  Mit- 
wirkung bei  der  Ausbildung  und  Zulassung.  Das  Strafensjrstem  war 
fast  überall  dasselbe:  einfacher  Verweis,  geschärfter  (schriftlich  oder 
vor  der  Anwaltskammer  mündlich  erteilter)  Verweis,  Geldstrafe,  Sus- 
pension bis  zu  zwei  Jahren,  Ausstossung.  Mehrfach  war  den  Anwalts- 
kammem  ein  Amtssiegel,  Porto-  und  Stempelfreiheit  bewilligt.  Bei- 
trage wurden  überall  erhoben,  in  Braunschweig  von  den  Advokatan- 
wilten  doppelt  soviel  als  von  den  Advokaten. 

Das  Wichtigste  blieb  immer  die  Gerichtsbarkeit  des  Genossenge- 
richts. Es  war  damit  tatsachlich  die  Ablösung  der  Bechtsanwaltschaft 
von  der  Staatsgewalt  vollzogen;  es  verschlug  nichts,  dass  in  Preussen 
und  sonst  der  Rechtsanwalt  formell  noch  Beamter  blieb.  An  die  Stelle 
des  drückenden  Abhängigkeitsgefühls  des  Beamten  trat  das  stolze  Be- 
wusstsein  einer  freien  mächtigen  Berufsgenossenschaft  anzugehören, 
die  jedes  ihrer  Mitglieder  mit  ihrem  Ansehn  deckt,  aber  keinen  Un- 
würdigen unter  ihnen  duldet,  die  nichts  weiss  von  Bevormundung  und 
Vorgesetzten-Despotismus,  aber  desto  strenger  über  dem  ungeschriebe- 
nen Gesetze  der  Ehre  wacht.  Aber  wohl  nur  Wenigen  kam  zum  Be- 
wusstsein,  dass  diese  liberale  Einrichtung  auf  durchaus  aristokratischen 
Grundlagen  aufgebaut  war:  auf  Gemeinsinn,  Selbstgefühl,  Selbstzucht. 


Fünfundfünfzigstes  Kapitel. 

Der  Preussische  Anwaltverein. 

Mit  Einführung  der  Anwaltkammerverfassung  schien  das  Bedürfnis 
nach  genossenschaftlichem  Zusammenschlüsse  befriedigt.  Die  aus 
vormarzlicher  Zeit  etwa  noch  bestehenden  Anwaltvereine  (Elapitel  60) 
lösten  sich  daher  wohl  auf,  wie  der  Braunschweiger  1850;  jedenfalls 
hören  wir  nichts  mehr  von  ihnen.  Neubildungen  erfolgten  da»  wo  es 
keine  Anwaltkammem  gab;  so  im  Jahre  1860  eine  ganze  Reihe:  in 
Nassau,  Lippe,  Sachsen-Koburg,  Anhalt,  Bremen,  hier  merkwürdiger- 
weise unter  Vorsitz  eines  Staatsanwalts  Schuhmacher;  in  Baden  1861. 

S6^ 
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Aber  auch  wo  es  Anwaltkammem  gab»  stellten  sich  Bediiiiniaae 
heraus,  die  von  diesen  nicht  befriedigt  werden  konnten.  So  in  Preass«!. 
Nirgends  war  der  Beamtencharakter  der  Bechtsanwaltsohaft  scharfer 
ausgeprägt  als  hier :  durch  den  Wortlaut  des  Gesetzes»  die  Art  der  Voi^ 
bQdung,  die  Ernennung  aus  dem  Bichtertum,  die  Verbindung  mit  dem 
Notariat.  Unter  dieser  Verfassung  war  der  preussisohe  Anwaltstand 
zu  dem  Ansehen  gelangt,  das  ihm  die  Gerichte  (s.  oben  Kapitel  41) 
einstimmig  bezeugt  hatten.  Die  nächst  Beteiligten  aber  sahen  nur  die 
Schattenseiten  der  Beamtenstellung,  ihren  Widerspruch  mit  dem  Grund- 
gedanken der  Bechtsanwaltschaft,  ihre  Beeinträchtigung  der  Unab- 
hängigkeit. Solange  die  Anwaltschaft  existiert,  war  über  ihren  Ver- 
fall geklagt  worden;  hätte  es  jetzt  anders  sein  sollen?  Kurz,  die  preus^ 
sische  Bechtsanwaltschaft,  die  bestgestellte  Deutschlands,  war  unm* 
frieden. 

Damals  lebte  zu  Kaukehmen  in  Ostpreussen  der  Rechtsanwalt 
Friedrich  Martiny,  ein  sehr  entschiedener  Mann,  der  1848,  damals 
Stadtrichter  zu  Friedland  in  Westpreussen,  in  die  Paulskirohe  gewählt 
worden  war,  dort  der  äussersten  Linken  angehört  hatte  und  mit  dem 
Rumpfparlament  nach  Stuttgart  gezogen,  dann  wegen  Hochvenais 
angeklagt,  nach  neunzehnmonatlicher  Haft  aber  vom  Schwurgarichte 
in  Konitz  freigesprochen  worden  war.  Er  ist  1861  ins  Abgeordneten- 
haus gewählt  worden,  hat  sich  hier  von  Lassalle  gewinnen  lassen,  der 
ihm  in  seinem  Testamente  eine  erhebliche  Rolle  zuwies,  ist  aber  echiHi 
1862  vom  politischen  Leben  zurückgetreten,  1869  nach  Danzig  versetsi 
worden  und  da  von  1879  bis  1894  Vorsitzender  der  Anwaltskanuner 
Marienwerder  gewesen,  am  7.  April  1897  im  Alter  von  76  Jahren  gestorbeai. 
Dieser  Mann  fühlte  sich  veranlasst  am  15.  Oktober  1860  einen  offenen 
Brief  an  den  Vorsitzenden  seines  Ehrenrats  zu  schreiben  und  an  eine 
Anzahl  Kollegen  zu  versenden,  in  welchem  er  den  Verfall  des  preuasi- 
schen  Anwaltstandes  schilderte,  den  Grund  des  Übels  in  der  zwitter- 
haften  Stellung  des  Anwalts  fand  und  die  Gründung  eines  preussbchen 
Anwaltvereins  verlangte.  Unterm  4.  Juli  1861  erging  eine  von  flmi 
und  drei  Kollegen  unterschriebene  Einladung  an  die  preussischen  Beehle* 
anwalte  am  23.  August  in  Berlin  zusammenzutreten.  Ein  Programm* 
entwurf  war  beigegeben,  der  vor  allem  „volle  Unabhängigkeit  der  An- 
wälte'* forderte.  Etwa  100  Rechtsanwälte  fanden  sic^  ein  und  gräa- 
deten  unter  Martinys  Vorsitz  einen  Preussischen  Anwaltverein,  der  «mter 
seine  Zwecke  auch  die  Fürsorge  für  Arbeitsunfähige,  Witwen  und  Wmmeai 
aufnahm,  die  Herausgabe  einer  Zeitschrift  beschloss  und  den  Jahree- 
beitrag  auf  drei  Taler  festsetzte.   Ein  Geeammtaussohuss  von  21  Beckt»- 


Kap.  6ff.    Der  PrewiiMhe  Anwaltverein.  549 

• 

anwälten  wurde  gebildet,  zum  Vorsitzer  Franz  Hinschius-Berlin  er- 
waUt. 

Franz  Sales  August  Hinschius  wurde  zu  Berlin  am  29.  August 
1807  geboren,  dort  im  franzöeischen  und  Friedrichs-Werdersohen  Gym- 
nasium ausgebildet  und  trat  1822  in  den  Subaltemdienst  als  Super- 
numerar  beim  Berliner  Stadtgerichte.  1825  kehrte  er  jedoch  auf  das 
Gymnasium,  diesmal  das  graue  Kloster,  zurück  und  bestand  dort  1827 
die  Reifeprüfung  mit  Nr.  1.  Nach  fünfsemestrigem  Studium  in  Berlin, 
wo  er  1829  eine  Preisaufgabe  löste,  wurde  er  1830  Auskultator,  1832 
Referendar  und  war  von  1832  bis  1837  Justitiar  übet  Diepensee  und 
Wassmannsdorf ,  fand  daneben  die  Zeit  f är  den  Justizkonmussar  Jacobi 
Schriftsätze  zu  fertigen.  Eine  glänzende  Laufbahn  schien  ihm  bevor- 
zustehen. Zur  Mitarbeit  an  den  Rechtssprüchen  der  preussischen  Ge- 
richtshöfe, die  damals  Simon  und  v.  Strampf  herausgaben  und  die  in 
den  Entscheidungen  des  Obertribunals  ihre  Fortsetzung  fanden,  wurde 
er  noch  als  Auskultator  aufgefordert.  1833  wurde  der  Referendar  Hin- 
schius als  Hilfsezpedient  und  1835  nach  gut  bestandener  Assessoren- 
prüfung  als  Expedient  und  bald  zur  Vertretung  vortragender  Räte  ins 
Justizministerium  berufen.  Aber  hier  stockte  die  weitere  Beförderung; 
Sollte  wohl  seine  katholische  Religion  ihr  im  Wege  gestanden  haben! 
Ein  Fehler,  der  doch  stark  abgeschwächt  worden  war  durch  seine  1885 
erfolgte  Verheiratung  mit  einer  evangelischen  Frau,  einer  geborenen 
Garmiol.  Jedenfalls  entschloss  er  sich  1842  das  1837  von  ihm  abge- 
lehnte Justizkommissariat  in  Berlin  anzunehmen.  Von  nun  an  ent- 
faltete er  eine  ausgedehnte  Tätigkeit  als  Sjmdikus  oder  Aufsichtsrat 
vieler  Gesellschaften,  Mitglied  des  literarischen  Sachverständigenvereins 
und  Literat.  Von  1835  ab  gab  er  die  Juristische  Wochenschrift  für  die 
Preussischen  Staaten,  eine  kurze  Zeit  (1839  bis  1842)  mit  Simon  die 
Entscheidungen  des  Obertribunals  heraus.  Zusammen  mit  Heydemann 
und  Rönne  arbeitete  er  1857  den  Entwurf  eines  deutschen  Verlagsrechts 
aus.  1860,  beim  50  jährigen  Jubiläum  der  Berliner  Universität,  wurde 
er,  noch  recht  jung,  zum  Doctor  honoris  causa,  dagegen  erst 
1875  zum  Geheimen  Justizrate  ernannt.  Am  4.  Dezember  1877  ist  er 
gestorben.  Sein  Sohn  war  der  berühmte  Kirchenrechtslehrer  Paul 
Hinschius,  dem  er  die  Mittel  zu  mehr  als  zweijährigen  Reisen  zwecks 
Ausgabe  der  Pseudo-Isidorischen  Dekretalen  gewährt  und  der  ihm  diese 
Aufgabe  sowie  sein  grosses  Kirchenrecht  gewidmet  hat. 

Als  Beisitzer  hatte  Hinschius  im  Vorstande  neben  sich  u.  a.  Dom- 
Beriin,  v.  Wilmowski-Schlawe,  Volkmar-Berlin,  Fischer-Breslau.  Volk- 
mar  hatte  sich  durch  ein  zusammen  mit  S.  Loewy  herausgegebenes 
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Wechselrecht,  auch  als  Mitglied  der  ständigen  Deputation  des  Juristen- 
tages,  Fischer  durch  mehrfache  den  Anwaltstand  betreffende  Aufsatse 
und  Beden  bekannt  gemacht.  Von  Dom  und  Wilmowski  werden  wir 
im  57.  Kapitel  hören. 

Gleich  bei  der  ersten  Versammlung  hatte  der  Obertribunalsanwalt 
Jung  einen  Antrag  auf  Beseitigung  der  Beamteneigenschaft  der  Beohts- 
anwälte  und  der  Beste  der  gerichtlichen  Disziplinargewalt  eingebracht, 
der  aber  auf  den  nächsten  Anwaltstag  verwiesen  worden  war.  Dieser 
fand  am  12.  Juni  1862  zu  Berlin  statt.  Er  war  vorbereitet  durch  einen 
Bericht  Wilmowskis,  der  ausführte,  dass  die  Beamteneigenschaft  der 
Bechtsanwälte  weder  begrifflich  zu  rechtfertigen  noch  tatsächlich  für 
irgend  jemand  von  Nutzen  sei,  praktisch  nur  die  Folge  habe  den  An- 
walt der  Disziplinargewalt  der  Gerichte  zu  unterstellen.  Ein  Gegen- 
bericht von  Wolff-Berlin  fand  den  Wert  der  Beamteneigenschaft  in  dem 
Gefühle  der  Kollegialität,  welches  Bichter  und  Anwälte  verbinde,  ein 
Moment  von  solcher  Bedeutung,  dass  es  sämmtliche  Vorurteile  des  Ge- 
setzes überwunden  und  die  Anwendung  der  die  Ehre  des  Anwaltstandes 
verletzenden  Gesetze  de  facto  ausgeschlossen  habe.  Das  Aufgeben  der 
Beamteneigenschaft  werde  zur  Freigabe  der  Anwaltschaft  führen.  In 
der  Tat  kam  auf  dem  Anwaltstage  selbst  sofort  die  Frage  der  Freigabe 
zur  Sprache.  Nach  aller  Voraussicht  musste  der  preussische  Anwalt» 
verein  der  ungünstigste  Boden  für  diese  Erörterung  sein.  Aber  ee  zeigte 
sichy  dass  zu  jener  Zeit  das  Wort  „Freiheit^'  die  Menschen  hypnoti- 
sierte. Für  die  Freiheit  der  Advokatur  wurden  eigentliche  praktische 
Gründe  nicht  angeführt:  sie  sei  eine  Konsequenz  der  Aufhebung  der 
Beamtenstellung,  sie  ehre  den  Stand,  sei  eine  Forderung  der  Zeit,  weide 
ja  doch  durchdringen,  man  wolle  sich  nicht  nachsagen  lassen,  dass  man 
nicht  auf  der  Höhe  der  Zeit  stehe;  überdies  war  man  sich  nicht  klar 
über  den  Begriff.  Vergebens  wies  Schwarz-Berlin  darauf  hini  dass  Alt- 
preussen  das,  was  man  unter  Advokatur  im  Gegensatze  zur  Prokuiatur 
verstehe,  gar  nicht  besitze,  dass  überall  nur  die  Advokatur,  niemals 
die  Prokuratur  freigegeben  worden  sei;  vergebens  legte  er  dar,  dass  jeder, 
der  sein  Leben  der  Erreichung  eines  Staatszwecks,  hier  der  Verwirk- 
lichung des  Bechts,  gewidmet  hat,  allerdings  ein  Beamter  sei;  ver- 
gebens kennzeichnete  Gierse-Münster  sehr  richtig  unsem  Beruf  dahin, 
dass  er  das  Becht  zur  Elrscheinung  zu  bringen  habe, 

nicht  ein  Becht,  wie  es  gerade  unserer  Partei  nützlich  ist,  sondern 

ein  höheres,  ein  objektives  Becht, 
und  dass  ein  solcher  Beruf  nicht  zum  Gewerbe  werden  dürfe.l  Diese 
Stinunen  wurden  überhört;  der  Anwaltstag  beschloss  Aufhebung  der 
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BeamtendgenBchaft  und  Freigabe  der  ReohtBanwaltsohaft;  freilich 
unter  der  VorauBsetzung  der  Aufhebung  der  Verwaltungsjustiz,  der 
Beschränkung  des  Bichteramts  auf  die  Rechtsprechung,  der  Abtren- 
nung des  Notariats,  des  Anwaltzwangs  und  der  ausschliesslichen  Dis- 
ziplinargewalt der  Anwaltskammem.  Während  man  hiemach  den  An- 
waltzwang beibehielt,  erklärte  man  sich  wunderbarerweise  einstimmig 
g^gen  dasjenige  Stück  des  Anwaltzwangs,  das  sich  Preussen  bewahrt 
hatte,  das  Erfordernis  des  LegaUsierens  der  Prozessschriften,  weil  dieses 
nur  der  Winkelkonsulenz  Vorschub  leiste,  die  immer  einen  Anwalt  finde 
der  ohne  Prüfung  legalisiere,  während  der  anstandige  Anwalt  darum 
höchst  selten  angegangen  werde.  Ein  Antrag,  die  Ausarbeitung  einer 
Schrift  über  Wesen  und  Geschichte  der  Advokatur  zu  veranlassen, 
wurde  zurückgestellt,  nachdem  Schwarz-Berlin  erklärt  hatte,  dass  der 
Gerichtsdirektor  Koch,  mit  dem  er  darüber  gesprochen,  den  Plan  gut 
finde  und  vielleicht  die  Ausarbeitung  übernehmen  werde.  Schliesslich 
wurde  beschlossen  deutschen  Anwälten  ausserhalb  Preussens  den  Bei- 
tritt zu  gestatten  und  der  Beitrag  auf  sechs  Taler  festgesetzt,  für  den 
aber  die  Anwaltszeitung  unentgeltlich  zu  liefern  war. 

Schon  dieser  Anwaltstag,  dem  Fragen  von  solcher  Tragweite  vor- 
lagen, war  sehr  schlecht  besucht  gewesen;  von  261  Mitgliedern  waren 
30  und  einige  erschienen.  Im  Jahre  1863  war  der  Besuch  so  schlecht, 
dass  man  es  vorzog  nicht  in  die  Beratung  einzutreten.  Der  auf  den 
13.  Mai  1864  nach  Thale  im  Harz  berufene  vierte  Anwaltstag,  ebenfalls 
schwach  besucht,  beschloss  auf  Antrag  Holthoff-Berlin  nochmals  Frei- 
gabe der  Advokatur,  und  zwar  ohne  die  von  dem  früheren  Anwaltstage 
geforderten  Klauseln.  Welchen  Illusionen  man  sich  hingab,  zeigt  die 
Ausfuhrung  von  Sehlmacher-Pyritz,  bei  freier  Advokatur  werde  der 
Staat  genötigt  sein  wegen  Mangels  anderer  Bewerber  die  Richter-  und 
Staatsanwaltstellen  aus  der  Zahl  der  Advokaten  zu  besetzen. 

Am  7.  Juni  1867  fand  der  fünfte  Anwaltstag  in  Kassel  statt,  dem 
die  Grundzuge  einer  Anwaltordnung  vorgelegt  wurden.  Bereits  1861 
hatten  nämlich  einige  Magdeburger  Rechtsanwälte,  vorzugsweise  J  u  n  g  - 
w  i  r  t  h  ,  auf  Anregung  einer  zur  Gründung  eines  Pensionsvereins  in 
Halle  zusammengetretenen  Rechtsanwaltsversammlung,  eine  Anwalt- 
ordnung mit  Begründung  ausgearbeitet,  drucken  lassen  und  einer  am 
1.  Februar  1862  zu  Berlin  stattgehabten  Versammlung  preussischer 
Rechtsanwälte  vorgelegt,  welche  jedoch  den  Entwurf  nicht  als  geeig- 
nete Grundlage  der  Beratung  anerkannt,  vielmehr  eine  Kommission 
zur  Ausarbeitung  eines  neuen  Entwurfes  niedergesetzt  hatte,  in  die 
u.  a.  Dom,  Geppert  I,  Jungwirth,  Martiny  gewählt  wurden,  deren  Ar- 
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beiten  aber  nicht  von  der  Stelle  rückten.  Jetzt  endlich  hatte  Martiny 
„Grandzüge  einer  Anwaltordnung''  vorgelegb,  die  aber  keine  Grund- 
züge  enthielten,  sondern  einfach  die  Hauptfragen  aufstellten,  zu  wdohen 
bezeichnenderweise  die  über  Freigabe  der  Beohtsanwaltschaft  nicht 
mehr  gehörte,  welche  vielmehr  als  zu  Gunsten  der  Freigabe  entschieden 
angesehen  wurde.  Das  schloss  jedoch  eine  Erörterung  der  Frage  der 
geschlossenen  Zahl  nicht  aus,  welche  aber  ebenfalls  nach 
kurzer  Diskussion  verneint  wurde.    Die  Frage, 

ob  ein  Unterschied  zwischen  Anwälten  und  Advokaten  zu  machen  sei, 
wurde  einstimmig  verneint;  auch  die  Teilnehmer  aus  Hannover,  wo 
der  Unterschied  bestand,  Mecke  als  Praktiker  des  französischen  Recht« 
und  Paul  Hinschius  als  Kenner  der  englischen  Advokatur  erklärten  die 
Trennung  für  unnütz  und,  besonders  wegen  der  Abhängigkeit  der  Ad- 
vokaten von  den  Anwälten,  von  Übel.  Aus  Hannover  wurde  mitge- 
teilt, dass  die  jungen  Advokaten  von  den  Anwälten  das  Recht  vor  Ge* 
rieht  aufzutreten  durch  Geld  erkaufen.  Man  beschloss  femer,  dass  dra 
Rechtsanwälten  kein  bestimmter  Wohnsitz  anzuweisen,  der  Vorbildungs- 
dienst  mindestens  ein  Jahr  lang  bei  Rechtsanwälten  zu  leisten,  die  PtaziB 
nicht  auf  bestimmte  Gerichte  zu  beschränken,  die  Disziplin  lediglich 
durch  selbstgewählte  Organe  des  Standes  auszuüben  sei. 

Der  Eindruck  dieses  dreimaligen  Freigabe  fordernden  Beschlusses 
einer  Versammlung,  deren  Mitglieder  sämmtlich  das  stärkste  personlidie 
Interesse  g^en  die  Freigabe  hatten,  musste  gross  sein.  Dass  nach  d^n 
dritten  Beschlüsse  einige  Mitglieder,  unzufrieden  damit,  austraten, 
konnte  die  Wirkung  nicht  abschwächen. 

Die  gleichzeitig  mit  dem  Vereine  ins  Leben  gerufene  Zeitschrift, 
geleitet  von  dem  Vorsitzenden  Franz  Hinschius  in  Gemeinschaft  mit 
seinem  Sohne  Paul,  erschien  mit  Neujahr  1862  im  Verlage  von  J.  Gutteii* 
tag  in  Berlin  unter  dem  Titel  „Preussische  Anwalt8*Zeitung^^  Sie  hat 
von  vornherein  mühsam  ihr  Dasein  gefristet.  Der  Verein,  der  stets 
nur  zwischen  200  und  300  Mitglieder  zählte,  konnte  sie  nicht  eriialten. 
Dazukamen  Schwierigkeiten  mit  den  Behörden.  Seit  1864  waren  die 
Rechtsanwälte  veranlasst  worden  zur  Annahme  einer  Wahl  zum  Stadt* 
verordneten  die  Genehmigung  nachzusuchen;  einigen  war  aus  politiscfaea 
Gründen  die  Genehmigung  verweigert  worden.  Es  hatte  nun  Redit»* 
anwalt  Lewald-Berlin  in  der  Anwaltszeitung  die  Kollegen,  denen  solches 
zugestossen  war,  aufgefordert  den  Sachverhalt  mitzuteilen,  um  dar- 
nach  weiter  Schritte  zu  erwägen.  Hierin  erblickte  die  Staatsanwalt* 
Schaft  die  Erörterung  einer  politischen  Frage  und  erhob  daher  An^ 
klage  gegen  die  Anwaltszeitung  w^en  Verletzung  des  §  11  des 
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geaetces  vom  12.  Mai  1861,  naoh  welchem  politisohe  Zeitungen  nicht 
herausgegeben  werden  durften,  ehe  eine  Elaution  hinterlegt  war.  Die 
Redakteure  wurden  in  den  beiden  ersten  Instanzen  freigesprochen,  das 
Urteil  jedoch  vom  Obertribunal  vernichtet  und  in  die  zweite  Instanz 
zurückverwiesen,  die  durch  Urteil  vom  11.  Oktober  1866  nuimiehr  die 
Angeklagten  f är  schuldig  erachtete  und  zu  Geldstrafen  von  je  20  Talern 
verurteilte.  Der  Verleger,  der  bis  dahin  dem  Unternehmen  nur  Opfer 
gebracht,  wollte  sich  nun  zur  Hinterlegung  der  Kaution  von  2500  Talern 
nicht  verstehen  und  hatte  dem  Vereine  gekündigt ;  auch  die  Herausgeber 
hatten  die  Redaktion  niedergelegt,  waren  aber  im  Gesammtausschusse 
des  Vereins  bewogen  worden  sie  weiter  zu  fähren,  wenn  die  Zeit- 
Bchrift  in  sechswöchentlichen  Heften  erscheine  und  dadurch  gegenüber 
dem  Presagesetze  freier  dastehe. 

Demzufolge  erschien  seit  1867  eine  „Zeitschrift  für  Gesetzgebung 
und  Rechtspflege  in  Preussen'^  die  sich  an  alle  preussiBchen  Juristen 
wendete,  als  ihre  Aufgabe  die  Vorbereitung  einer  neuen  einheitlichen 
Gesetzgebung  für  die  vergrösserte  Monarchie  bezeichnete,  gleichzeitig 
aber  den  Interessen  des  Anwaltstandes  zu  dienen  erklärte.  Aber  auch 
jetzt  fand  sich  nicht  die  nötige  Teilnahme,  und  da  ausserdem  Hinschius* 
Sohn  zum  Professor  in  Kiel  ernannt  wurde,  so  legten  Vater  und  Sohn 
Ende  1868  die  Redaktion,  der  Vater  auch  den  Vorsitz  im  Vereine  nieder, 
und  Dom  zeigte  an,  dass  das  Weitererscheinen  der  Zeitschrift  damit 
unmöglich  geworden  sei  und  er  deshalb  den  Verein  aufzulösen  bean- 
trage. Der  zu  diesem  Zwecke  auf  den  14.  Mai  1869  nach  Berlin  berufene 
sechste  Anwaltstag  lehnte  jedoch  die  Auflösung  des  Vereins  ab;  auch 
behielt  Hinschius,  dem  Mecke-Berlin  Briefwechsel  und  Kasse  abnahm, 
den  Vorsitz  weiter;  der  Beitrag  wurde  auf  zwei  Taler  herabgesetzt.  Die 
Zeitschrift  erschien  zwar  unter  demselben  Titel  weiter,  aber  nicht  mehr 
als  Organ  des  Anwaltvereins,  sondern  als  Privatuntemehmen  unter 
Leitung  des  damaligen  Privatdozenten  Behrend,  von  1874  ab  in  Ge- 
meinschaft mit  dem  Professor  Felix  Dahn,  seit  1872  unter  dem  Titel: 
Zeitschrift  für  die  deutsche  Gesetzgebung  und  für  einheitliches  deut- 
sches Recht.    Mit  dem  Jahre  1876  hörte  auch  sie  zu  erscheinen  auf. 

Innerhalb  des  Preussischen  Anwaltvereins  hatten  sich  Bezirks- 
vereine gebildet,  so  in  den  Appellationsgerichtsbezirken  Insterburg, 
Stettin,  Breslau,  Bromberg,  Münster,  Hamm,  in  Ehrenbreitstein.  In 
diesen  örtlichen  Vereinen  fand  doch  die  Freigabe  der  Anwalt- 
schaft im  Ganzen  mehr  Gegner  als  Freunde;  Insterburg  z.  B.  lehnte 
einen  dahin  gehenden  Antrag  Martinys  mit  7  gegen  2  Stimmen  ab.  In 
Berlin  führte,  anscheinend  unabhängig  vom  Preussischen  Vereine, 
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ein  aus  Anwälten  aller  dortigen  Gerichtshöfe  gebildeter  Anwalt- 
verein ein  unbedeutendes  unbemerktes  Dasein,  der  sieh  aber  1870  neu 
organisierte  und  seitdem  bei  bedeutender  Mitgliederzahl  eine  hervor- 
ragende Wirksamkeit  entfaltet  hat.  In  seinem  Vorstande  sind  neben 
Dom  und  Wilmowski  bedeutsam  hervorgetreten:  Wilke,  Laue,  Lesse 
Makower,  Lewy.  Richard  W  i  1  k  e  ,  einer  der  angesehensten  Rechts- 
anwälte Berlins,  war  sehr  tätig  als  Schriftführer  des  Juristentags,  hat 
auch  der  zweiten  Kommission  für  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  angehört. 
Eine  ganz  besondere  Ehrung  wurde  ihm  zur  Feier  seines  50  jährigen 
Dienstjubiläums  bereitet,  welche  ziemlich  zusammenfiel  mit  dem  fünf- 
undzwanzigsten  Juristentage  zu  Bamberg  1900.  Vor  Beginn  der  Versamm- 
lung, allen  unerwartet,  erhob  sich  der  Professor  Kahl  und  überreichte 
ihm  mit  einer  hübschen  Ansprache  das  Diplom  als  Ehrendoktor  der 
Berhner  Fakultät,  hierauf  seine  Kollegenschaft  vom  Kammergericht 
eine  noch  viel  seltnere,  Geber  und  Bedachten  gleich  ehrende  Gabe: 
eine  Sammlung  rechtswissenschaftlicher  Arbeiten  von  fünfzehn  Kammer* 
gerichtsanwälten,  womit  ein  schöner,  bis  dahin  nur  in  Universitäten 
üblicher  Brauch  in  die  Rechtsanwaltschaft  eingeführt  wurde.  Zu  den 
ersten  seines  Standes  gehörte  auch  Carl  L  a  u  ^ ,  der,  seit  1856  Kreis- 
richter in  Burg,  seit  1861  Rechtsanwalt  daselbst,  1864  ans  Stadtgericht 
Berlin  versetzt  und  1879  beim  Kammergerichte  zugelassen,  seit  1870 
dem  Vorstande  der  Anwaltskammer,  und  zwar  seit  1880  als  Vorsitzen- 
der, angehörte.  Seine  Zuverlässigkeit  und  Treue  waren  sprichwörüioh, 
und  wenn  er  zuletzt  den  Schmerz  erlebte  mit  einer  Anzahl  anderer  KoK 
legen  nicht  wieder  in  den  Vorstand  gewählt  zu  werden,  so  waren  seine 
persönlichen  Eigenschaften  nicht  schuld  daran.  Er  starb  1890.  Theodor 
Lesse,  geboren  am  5.  Dezember  1827  in  Danzig,  wurde  1855  Assessor, 
1856  Kreisrichter  in  Thom,  1869  Rechtsanwalt  und  Notar  am  Berliner 
Stadtgerichte,  1879  am  Landgerichte,  1889  am  Kammeigerichte.  Von 
1866  bis  1870  war  er  Landtags-,  von  1867  bis  1874  Reichstagsabgeord- 
neter, zuletzt  bei  der  nationalliberalen  Partei,  seit  1879  Mitglied,  seit 
1893  Vorsitzender  des  Vorstands  der  Anwaltskammer.  Zu  der  oben 
erwähnten  Festgabe  für  Wflke  hat  er  einen  hier  interessierenden  Bei* 
trag  geleistet:  „Die  preussische Rechtsanwaltschaf t  während  der  letzten 
50  Jahre'*,  der  indes  mehr  gesetzgeberische  Erwägungen  als  geschichtliohen 
Stoff  enthält.  Auch  er  feierte  1900  sein  50  jähriges  Berufsjubiläum,  auch 
er  wurde  von  der  Berliner  Fakultät  zum  Ehrendoktor  ernannt.  Er  starb 
am  17.  Juli  1904.  Hermann  Makower,  geboren  am  8.  März  1830  zu 
Santomischl,  seit  1856  Assessor,  seit  1864  Rechtsanwalt  und  Notar  in 
Berlin,  trat,  nachdem  er  eine  Zeitlang  die  Deutsche  Gerichtszeitung  redi- 
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giert  und  aioh  sonst  vielfach  literarisoh  betätigt  hatte,  1863  mit  einem 
grossen  Kommentar  zum  Handelsgeeetzbuche  hervor,  der  lange  zu  den 
besten  gezahlt  wurde.  Er  ist  Schriftführer  der  Prozessordnungskom- 
missiony  Mitglied  und  zuletzt  stellvertretender  Vorsitzender  des  Vorstands 
der  Änwaltakammer,  Mitglied  der  Präf ungskommission  für  die  erste  juri- 
stisohe  Prüfung,  der  Gemeinschuldordnungskommission,  seit  1868  auch 
der  standigen  Deputation  des  Juristentages  gewesen  und  am  1.  April 
1807  gestorben.  Einer  der  tüchtigsten  Mitarbeiter  auf  den  Juristen- 
und  Anwaltstagen,  Mitglied  der  standigen  Deputation  des  Juristen- 
tages, des  Vorstands  der  Berliner  Anwaltskammer  und  Leiter  des  Ber- 
liner Anwaltvereins  war  Meyer  L  e  v  y.  Geboren  am  17.  Januar  1833 
zu  Wollstein,  hatte  er  mit  Mühe  die  Kosten  des  juristischen  Studiums 
aufgebracht,  war  nach  mehrjähriger  Assessur  Rechtsanwalt  und  Notar 
in  Fraustadt,  1872  in  Berlin  am  Stadt-  später  Land-,  zuletzt  Kammer- 
gerichte geworden.  Er  hat  zusammen  mit  Wilmowski  den  grossen  Kom- 
mentar zur  Zivilprozessordnung  geschrieben,  der  so  lange  die  Recht- 
sprechung beherrscht  hat.  Mit  dem  Plane  eines  gross  angelegten  Kom- 
mentars zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche  beschäftigt,  wurde  er  in  seiner 
eignen  Wohnung  von  jugendlichen  Räubern  ermordet  am  18.  Okto- 
ber 1896. 


Sechsundfünfzigstes  Kapitel. 

Der  Bayrisehe  Anwaltverein. 

In  Bayern,  wo  bisher  alle  Versuche  zur  Gründung  von  Anwalt- 
vereinen vergeblich  geblieben  waren,  brachte  der  Zinksche  Ansturm 
(Kapitel  48)  die  Angegriffenen  zur  Sammlung.  Auf  Anregung  von 
Krafft-Nümberg  trat  am  6.  Januar  1861  zu  Nürnberg  ein  Bayrischer 
Anwaltverein  zusammen,  eine  Gründung,  die  noch  der  alte  Holzschuher 
(Kapitel  47)  mit  seiner  Unterschrift  unterstützt  hatte.  An  die  Spitze 
trat  Krafft,  der  aber  schon  1862  zum  Notariat  überging  und  1864  starb; 
ihm  folgte  Grünsfeld-Fürth,  diesem  1864  Jäger-Nürnberg,  seit  1866 
Kreitmaier  -  Bamberg,  neben  welchem  im  Vorstande  oder  Ausschusse 
sich  u.  a.  hervortaten  Nidermaier-Nümberg,  Hänle-Ansbach,  v.  Auer- 


Ferdinand  Kreitmaier,am  4.  September  1817  als  Sohn  eines 
Advokaten  in  Nürnberg  geboren,  seit  1846  Advokat  in  Bamberg,  ist 
Vorsitzer  der  Vorstandschaft  der  Anwaltskammer  des  Bambeiger  Ober- 
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landeegerichts  und  1878  Mitglied  der  Bundesratskommission  fiir  Be- 
ratung der  Gebiihrenordnang  gewesen  und  am  18.  Februar  1889  ge- 
Btorb^i.  Sein  Wesen  war,  so  erzählt  Banle,  so,  diass  es  in  jedem  den 
Gedanken  erweckte,  er  stehe  dner  bedeutenden  Persönlichkeit  gegen- 
über. Er  ist  der  Gründer  des  Deutschen  Anwaltvereins,  und  wir  werden 
von  ihm  noch  hören. 

Die  seit  1861  erscheinende  „Zeitschrift  des  Anwaltvereins  für 
Bayern"  (Erlangen,  seit  1864  Nümbeig)  leitete  Friedrich  Valentin 
Nidermaier.  Am  3.  Januar  1822  zu  Schloss  Weissenstein  als  Sohn 
eines  gräflichen  Domänenbeamten  geboren,  von  1833  bis  1840  auf  der 
königlichen  Studienanstalt  in  Bamberg  und  dann  wegen  Teilnahme 
an  einer  Studentenverbindung  dort  entlassen,  in  Bayreuth  erzogen, 
später  durch  philosophische  und  juristische  Studien  in  Würzburg  und 
Leipzig,  noch  besser  wohl  durch  Korpserziehung,  Beisen  und  Vor> 
bereitungsdienst  in  Rothenfels  und  Bamberg  ausgebüdet,  trat  er  1848 
nach  gut  bestandener  Staatsprüfung  als  Konzipient  bei  dem  Advokaten 
Eisner  in  Bamberg  ein,  bei  dem  er  sechs  Jahre  gearbeitet  hat.  In  diese 
Zeit  fallen  seine  ersten  schriftstellerischen  Versuche,  die  Seufferts  Beifall 
gewannen  und  in  die  Blätter  für  Bechtsanwendung  aufgenommen  wurden. 
1855  wurde  er  zum  Advokaten  in  Gräfenberg  ernannt,  noch  in  demselben 
Jahre  verheiratete  er  sich.  Schon  1860  wurde  er  in  einen  gröseeien 
Wirkungskreis  versetzt,  nach  Nürnberg,  wo  die  Gründung  des  Anwalt- 
vereins, dessen  Satzung  er  ausgearbeitet  hatte,  ihn  alsbald  in  die  vorderste 
Reihe  der  Bayrischen  Anwälte  brachte.  Das  Vaticanum  trieb  ihn  in  die 
Reihen  der  Altkatholiken,  unter  denen  er  alsbald  ebenfalls  eine  leit^ide 
Stellung  einnahm,  an  ihren  Kongressen  teilnahm  und  1875  eine  Schrift 
über  die  katholischen  Kirohenverhältnisse  Bayerns  erscheinen  liess.  Er 
war  Ehrenmitglied  des  deutschen  Hochstifts  zu  Frankfurt  a.  M.,  Rechts- 
konsulent des  germanischen  Museums.  Am  deutschen  Anwaltvereine 
war  er,  wie  noch  zu  berichten,  hervorragend  beteiligt.  Zur  Beratung 
über  die  deutsche  Rechtsanwaltsordnung  berief  ihn  die  bayrische  Regie- 
rung mit  Kreitmaier,  Volk  und  Lenk-Würzburg  nach  München;  bald 
nach  seiner  Rückkehr  von  da,  am  26.  Dezember  1877  verschied  er,  bis 
zuletzt  besorgt  für  die  Interessen  seines  Berufs.  Die  Vereinszeitschrift 
hat  er  geschickt  geleitet.  Neben  Entscheidungen  und  dogmatischen 
Erörterungen  brachte  er,  wie  es  sich  gehörte,  viel  über  Advokatur  und 
besonders  auch  viel  Gesetzgeberisches.  Es  fehlte  ihm  nie  an  Stoff»  be- 
sonders auch  nicht  aus  Anwaltkreisen,  und  Klagen,  wie  sie  später  die 
Juristische  Wochenschrift  erhob,  blieben  ihm  fremd.  Den  liebenswür- 
digen Ton  und  Anekdotenreichtum  seines  Vorgängers  Bopp  in  der  An« 
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waltnettimg  (Kapitel  50)  erreiohte  er  jedoch  nicht.  Nach  seinem  Tode 
übernahm  die  Leitmig  der  Zeitschrift  Philipp  Feust- Fürth,  schon 
bisher  einer  der  fleissigsten  Mitarbeiter,  Sohn  des  uns  bereits  aus  dem 
47.  Kapitel  bekannten  Karl  Feust,  der  seinerseits  ebenfalls  viele  Bei- 
trage zur  Zeitschrift  geliefert  hatte.  Er  konnte  nicht  mehr  viel  tun, 
da  die  Zeitschrift  nach  wenigen  Jahren  einging. 

Einen  nicht  ganz  gewöhnlichen  Lebensgang  hatte  Siegfried  H  ä  n  1  e. 
Am  28.  Juni  1814  einem  Kaufmanne  in  Heidingsfeld  bei  Würzburg  ge- 
boren, besuchte  er  das  Gymnasium  in  Schweinfurt  bis  1834  und  studierte 
in  München  und  Würzburg,  wendete  sich  aber  nach  überstandener 
Prüfung  der  Dichtkunst,  Geschichte  und  Politik  zu.  Tn  Gutzkows 
Buterpe  und  im  fränkischen  Merkur  veröffentlichte  er  Novellen  und 
Gedichte,  wirkte  1840  in  Paris  als  Berichterstatter  verschiedener  Zei- 
tungen. 1841  wurde  er,  jetzt  verheiratet,  Leiter  der  Hberalen  Neuen 
Würzburger  Zeitung,  und  1848  wirkte  er  in  Frankfurt  a.  M.  insbeson- 
dere als  Berichterstatter  der  Parlamentsverhandlungen.  1849  machte 
er  doch  noch  sein  zweites  juristisches  Examen  und  wurde  1855,  nach- 
dem er  wahrscheinlich  sechs  Jahre  bei  Rechtsanwälten  gearbeitet  hatte, 
zum  Advokaten  in  Feuchtwangen  ernannt,  1858  nach  Ansbach  ver- 
setzt. Er  war  ein  Verteidiger  von  Ruf,  an  dem  besonders  die  feine  ver- 
bindliche Art  gerühmt  wird,  mit  der  er  die  Rechte  des  Angeklagten 
und  die  Unabhängigkeit  der  Verteidigung  zu  schützrai  wusste.  Auch 
mit  Ehesachen  beschäftigte  er  sich  gem.  Seine  Mussestunden  aber 
gehörten  der  Geschichte.  Neben  einer  Reihe  wertvoller  Einzelfor- 
schungen entstanden  grössere  Schriften:  1867  die  Geschichte  der  Juden 
im  Ansbachischen,  1871  die  Pappenheimsche  Denkschrift,  1873  Erinne- 
rungen an  die  HohenzoUem  in  Ansbach,  1880  Skizzen  aus  der  Ans- 
baohisohen  Geschichte,  Rotenburg  und  die  HohenzoUem,  1881  die  mit 
dem  Grafen  Stillfried  zusammen  herausgegebene  illustrierte  Geschichte 
des  Schwanenordens.  Diese  Studien  brachten  ihn  mit  dem  nachmaligen 
Kaker  Friedrich  in  Berührung,  der  ihm  sein  Bild  mit  eigenhändiger 
Unterschrift  schenkte  und  ihm  die  preussischen  Archive  eröffnete.  Mit 
Gutzkow,  Levin  Schücking  und  Heinrich  Laube  stand  er  in  Verkehr. 
Im  Bayrischen  Anwaltvereine  entfaltete  er  seit  1866  als  Ausschussmit- 
glied  eine  hervorragende  Tätigkeit,  die,  wie  wir  bald  sehen  werden,  im 
Deutschen  Anwaltvereine  noch  mehr  hervortreten  sollte.  Am  30.  Sep- 
tember 1889  ist  er  zu  Ansbach  gestorben. 

Adolf  V.  A  u  e  r ,  wie  Nidermaier  der  Sohn  eines  gräflichen  Be- 
amten, ist  nach  bestandener  Prüfung  Hilfsarbeiter  im  Justizministerium 
dann  sogleich  Advokat  in  München  geworden,  wo  er  alsbald  eine  her« 
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vorragende  Stellimg  sich  zu  verschaffen  und  bis  heute  scu  erhalten  ge- 
wuBst  hat.  Vorzugsweise  hat  er  sich  um  die  Bayrische  Advokaten- 
witwenkasse  bemüht,  deren  Vorstand  bez.  Ausschuss  er  von  1868  Ins 
1901  angehört  hat.  1870  wurde  er  Vorsitzender  der  Anwaltsikainmer 
München.  Als  Präsident  des  Aufsichtsrats  der  Bayrischen  Hypotheken- 
imd  Wechselbank,  sowie  der  Bayrischen  Notenbank  ist  er  zu  einer 
volkswirtschaftUchen  Autorität  geworden;  seine  jahrlich  wiedeikelueii- 
den  Eröffnungsreden  werden  als  klassische  Darlegungen  der  jeweiligen 
Wirtschaftslage  bezeichnet,  und  bei  der  Börsenenquete  ist  er  als  Sach- 
verständiger gehört  worden.  Ihm  ist  die  hohe  bei  Bechtsanwilt«!! 
überaus  seltene  Auszeichnung  widerfahren  als  lebenslängliches  MH^^ifd 
in  den  Reichsrat  berufen  und  sogar  von  dieser  vomehm^i  Körpersdiaft 
zu  ihrem  zweiten  Präsidenten  erwählt  zu  werden.  Er  hat  hohe  Orden 
und  zuletzt  den  Titel  „Exzellenz"  erhalten. 

Während  der  preussische  Anwaltverein  jede  Art  von  Disziplinar- 
gewalt den  ^gesetzlich  bestehenden  Ehrenräten  zu  überlassen  hatte, 
setzte  der  bayrische,  ganz  wie  die  älteren  Anwaltvereine,  sich  auch  den 
Zweck  das  Veriialten  seiner  Mitglieder  zu  überwachen  und  hatte  lo 
diesem  Behuf e  ein  geordnetes  Disziplinarverfahren  mit  dem  Ziel  des 
Ausschlusses  aus  dem  Vereine  eingerichtet;  entbehrte  doch  Bayern 
noch  einer  Anwaltkammerverfassung. 

Der  Verein  gedieh  besser  als  der  preussische.  Von  im  ganzen  321 
bayrischen  Anwälten  traten  sofort  216  bei,  eine  Zahl,  die  sich  1862  doich 
Übertritte  zu  dem  damals  neu  organisierten  Notariat  auf  195  verminderte 
und  darauf  mit  unwesentlichen  Schwankungen  stehen  bUeb.  Die  An- 
waltstage waren  sehr  viel  besser  besucht  als  die  preussischen.  Auf  dun 
zweiten  Anwaltstage  1861  zu  Nürnberg  wurde  die  Satzung  festgeatellt 
und  ein  Unterstützungsfonds  gegründet,  auf  dem  dritten  1862  zu  Regens^ 
bürg  ein  von  Streit  ausgearbeiteter  Entwurf  einer  Anwaltsordnung,  auf 
geschlossfflier  Anwaltschaft  und  Anwaltkammerverfassung  beruhend, 
angenommen;  die  Freigabe,  für  die  besonders  Hermann-München  eifrig 
focht,  wurde  abgelehnt.  Auf  dem  vierten  Tage  zu  München  1863  wurde 
die  Lokalisierung  verworfen;  jeder  Anwalt  sollte  bei  allen  Gerichten 
des  Landes  auftreten  können.  Bemeikenswert  war  hierbei  der  Abediea, 
den  der  französisch  geschulte  RhdnpfiUlzer  Frenkel  g^gen  die  Anforderan^ 
Vollmacht  beizubringen  äusserte;  er  erklärte  das  als  „Brandmarkuiig*\ 

In  demselben  Jahre  hatte  die  B^erung  den  Entwurf  einer  Process- 
Ordnung  eingebracht.  Sie  war  mit  dem  Ausschusse  des  Abgeordnel«fi- 
hauaes  über  die  Hauptgrundsätze  einer  Anwaltsordnung,  Nichtfreigabe 
der  Rechtsanwaltschaft  und  Anwaltzwang,  einig,  wollte  aber  die  Ver* 
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hältnisBo  der  Bechtsanwaltschaft  auf  dem  Wege  der  Verordnung  ordnen. 
Dies  stiessauf  starken  Widerstand ;  das  Abgeordnetenhaus  und  der  1867 
SU  Bamberg  abgehaltene  siebente  bayrische  Anwaltstag  widersprachen; 
und  so  kam  es  zu  nichts.  Im  Jahre  1868  sprachen  sich  nochmals  zwei 
bayrische  Anwaltstage  gegen  die  freie  Advokatur  aus.  Aber  inzwischen 
hatte  die  Abgeordnetenkammer  ihre  Stellung  gewechselt;  sie  verlangte 
jetzt  eine  auf  dem  Grundsatze  der  Nichtanstellung  der  Anwalte  be- 
ruhende Anwaltsordnung ;  und  die  Regierung  erklarte  sich  dazu  bereit. 
Dem  entsprach  indes  nicht  ganz  der  im  Gefolge  der  Zivilprozessord- 
nung vom  29.  April  1869  erschienene  Entwurf  einer  Advokatenordnung. 
Dieser  brachte  zunächst  etwas,  was  niemand  verlangt  hatte :  die  Schei- 
dung von  Advokatur  und  Anwaltschaft.  Die  Advokatur  war  freige- 
geben, die  Anwaltschaft  nicht;  Anwaltskammem  mit  Disziplinarge- 
richtsbarkeit waren  vorgesehen,  allerdings  unter  starker  Mitwirkung 
der  Gerichte,  die  jede  Sache  an  sich  ziehen  konnten.  Der  Entwurf 
kam  auf  dem  zehnten  Anwaltstage  in  München  1870  zur  Beratung. 
Wieder  wurden  Antrage  auf  Freigabe  der  Bechtsanwaltschaft  gestellt, 
wieder  wurden  sie  abgelehnt,  aber  schon  gegen  eine  bedeutende  Minder- 
heit, mit  48  g^^en  32  Stimmen.  Die  Scheidung  von  Advokatur  und 
Anwaltschaft,  die  gerichtliche  Disziplinargerichtsbarkeit  wurden  fast 
einstimmig  verworfen.  Indessen  war  die  Advokatenordnung  1870  in 
der  zweiten  Kammer  beraten  worden  und  hatte  dort  folgende  Gestalt 
angenommen.  Der  Unterschied  zwischen  Advokaten  und  Advokat- 
anwälten war  aufgegeben,  die  Anwaltschaft  freigegeben,  lokalisiert  und 
in  Advokatenkammem  mit  voller  Disziplinargerichtsbarkeit  zusammen- 
gefasst,  von  denen  jedoch  die  Berufung  an  das  Appellationsgericht  ging. 
Aber  der  Krieg  unterbrach  diese  Arbeiten  und  die  bayrische  Zivil- 
prozessordnung trat  am  1.  Juli  1870  ins  Leben  ohne  Organisation  des 
Anwaltstandes;  für  diesen  galt  noch  immer  die  Advokatenordnung  von 
1769  nebst  dem  ganz  veralteten  als  schmählich  empfundenen  Diszi- 
plinarstatut von  1813. 

Über  die  Wirkungen  der  neuen  auf  der  Mündlichkeit  beruhenden 
Zivilprozessordnung  auf  die  Advokatur  erstattete  auf  dem  Anwaltstage 
vom  19.  Mai  1872  Nidermaier  einen  sehr  hübschen  Bericht.  Geklagt  habe 
man  früher  über  die  allzu  ausgedehnte  Praxis  an  den  verschiedensten 
Gerichten  (Schriftenfabrik,  weisse  Sklaverei),  SchriftUchkeit  und  Heim- 
lichkeit (Papier  errötet  nicht),  Eventualmaxime  (Negidius  schuldet 
nichts,  hat  aber  bezahlt)  etc.,  was  alles  die  Prozesse  verwickelt  und 
verschleppt  habe.  Dagegen  wurde  der  französische  Prozess  als  Allhefl- 
mittel  angepriesen:    gegen  die  grossen  Prozesswerkstätten  mit  ihrem 
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Konzipiententume  die  Lokalisierung,  gegen  unverschämtes  Ableugnen, 
Schikane,    Verschleppung  die   Öffentlichkeit  in  Verbindung  mit  dem 
Rollenauftrage,  der  Mündlichkeit,  dem  richterlichen  Fragereohte  rmd 
dem  persönlichen  Erscheinen  der  Parteien.     Nüchterne  haben  freilich 
entgegnet,  dass  es  vor  allem  auf  die  Menschen  ankomme.    Und  so  ist 
es.    Die  Sammlung   und  Vorführung   des  Materials   ist  heut  wie  im 
alten  Prozesse  Aufgabe  des  Anwalts,  die  der  Geistreiche  geistreich»  der 
Geistlose  geistlos  löst.  Neben  umsichtiger  Informationseinziehung  Schien- 
drian,  neben  sorgfältiger  Sichtung  Konfusion,  neben  klarem,  bündigem 
Vortrag  verworrene  weitschweifige  Deduktionen,  ganz  wie  im  früheren 
Prozesse.    Aber  eins  hat  sich  geändert:  der  Anwalt  muas  sich  besser 
vorbereiten,  er  muss  die  Sache  beherrschen,  während  er  früher  oft  nur 
obenhin  durchgesehene  Schriftsätze  unterschrieb.    Auch  liegt  die  Pro- 
zessleitung  in  seiner  Hand.    Die  Berufstätigkeit  ist  eine  höhere  gewor* 
den,  geadelt  insofern,  als  Wahrheit  und  Gerechtigkeit  leichter  zum 
Durchbruch  kommen.  Im  schriftUchen  Prozesse  konnte  eine  gewandte 
Feder  oft  aus  Schwarz  Weiss  machen.     Die  Besorgnis,  dass  dies  der 
gewandten  Redekunst  noch  mehr  gelingen  werde,  hat  sich  nicht  be- 
stätigt.   Die  Haltlosigkeit  einer  Sache  tritt  in  mündlicher  Verhandlung 
weit  entschiedener  hervor  als  im  schriftUchen  Prozesse;  gerade  der 
grössere  Aufwand  von  Beredtsamkeit  verrät  die  Schwäche  der  Sache. 
Handgreifliche  Unwahrheit,  schnell  entlarvte  Sophistik,  schlecht  verhüllte 
Schikane  anzuwenden  ist  misslich.    Das  Formelle  tritt  vor  dem  Weeent- 
Uchen  zurück.     Die  Advokatur  muss  in  Wahrheit  und  Gerechtigkeit 
ihres  Gebahrens  ihren  Buhm  suchen.    Das  Verfahren  wirkt  daher  gün- 
stig auf  die  sittliche  Haltung  des  Standes,  auf  das  kollegiale  Verhältnis 
und  damit  auf  sein  Ansehn.    Die  Parteien  überzeugen  sich,  wie  es  hier 
gilt  die  besten  Kräfte  einzusetzen,  dass  doch  mehr  für  sie  geleistet  wird, 
als  sie  bisher  anzunehmen  geneigt  waren.    Die  Richter  behandeln  den 
Anwalt  mit  höherer  Achtung,  wenn  sie  auch  zum  Teil  noch  gern  ihre 
Superiorität  fühlen  lassen.     Im  schriftlichen  Verfahren  dauerte  ein 
Prozess  von  massigen  Dimensionen  nicht  unter  einigen  Jahren,  die  PftLxis 
war  daher  stetiger,  gesicherter  als  jetzt.    Durch  die  Lokalisierung  haben 
sich  die  Reisen  sehr  vermindert,  ist  die  Praxis  leichter  übersehbar  ge* 
worden,  aber  auch  einförmiger,  ermüdender.     Es  fehlt  die  Abwechs- 
lung, die  eine  Praxis  bei  verschiedenen  Gerichten  bietet.    Die  gefaSs^ge 
Zwangsvollstreckung  hat  der  Anwaltstand  nicht,  wie  man  erwarIHe, 
abschüttehx  können. 

Der  zwölfte  Anwaltstag  zu  Nürnberg  1874  sprach  sich  für  eine 
Gebührenordnung  aus,    die    jede  Handlung   nach    festen  Merkmalen, 
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insbesondere  auch  nach  dem  Werte  des  Streitgegenstands,  entlohne; 
unbedeutende  Handlungen  könnten  zu  Bauschsummen  zusammengefasst 
werden.  Auf  dem  dreizehnten  Tage  1876  zu  München  kam  natiirlich 
die  deutsche  Bechtsanwaltsordnung  zur  Sprache.  Hier  hatte  man  für 
gut  gefunden  die  grundsätzlichen  Fragen,  insbesondere  die  Freigabe, 
nicht  mehr  zu  berühren.  Der  Widerstand  gegen  die  Freigabe  war  damit 
aufgegeben;  auch  Nidermaier  hatte  neuerdings  in  einer  Denkschrift 
seine  frühere  Gegnerschaft  aufgegeben.  Man  blieb  bei  der  Vorbildungs- 
frage  stehen,  forderte  einen  zweijährigen  Vorbereitungsdienst  bei  Ad- 
vokaten nach  der  Staatsprüfung,  Freizügigkeit  durch  ganz  Deutsch- 
land, stimmte  gegen  den  Sperrparagraphen  und  für  Simultanzulassung 
bei  den  an  demselben  Orte  befindlichen  Gerichten,  Bezahlung  der  Armen- 
sachen. Auch  als  1878  der  Entwurf  der  Rechtsanwaltsordnung  erschien, 
hielt  die  Vereinszeitschrift  die  Frage  der  Freigabe  nicht  mehr  für  er- 
örterbar ;  ein  Anwaltstag  wurde  in  diesem  Jahre,  wo  die  Schicksalsfrage 
an  die  Bechtsanwaltschaft  getan  wurde,  nicht  berufen.  Der  vierzehnte 
Anwaltstag  1879  stand  bereits  vor  der  vollendeten  Tatsache  und  be- 
schäftigte sich  nur  noch,  ausser  mit  der  Pensionsanstalt,  mit  den  Grund- 
zügen  einer  Geschäftsordnung  für  die  bayrischen  Anwaltskammem, 

Seit  Gründung  des  Deutschen  Anwaltvereins  1871  kränkelte  der 
bayrische  Verein.  1876  hatte  er  nur  noch  167  MitgUeder,  deren  Beiträge 
trotz  ihrer  Höhe  (20  Mark  zum  Verein,  10  Mark  zum  Unterstützungsfonds) 
zur  Deckung  der  Ausgaben  nicht  ausreichten.  Schon  1876  war  die 
Vereinigung  der  Zeitschrift  mit  der  des  Deutschen  Anwaltvereins  ins 
Auge  gefasst,  vom  Anwaltstage  1876  aber  vorläufig  abgelehnt  worden. 
Im  Jahre  1883  hat  der  Verein  sich  aufgelöst  und  seine  Zeitschrift  zu 
aufgehört. 


Siebenundfünfzigstes  Kapitel. 

Der  Deutsche  Anwaltverein. 

Wir  verliessen  die  Geschichte  der  in  den  vierziger  Jahren  gemach- 
ten Versuche  zum  Zusammenschlüsse  aller  deutschen  Rechtsan- 
wälte bei  der  Nachricht,  dass  auf  der  allgemeinen  Advokatenversammlung 
zo  Dresden  1848  ein  Deutscher  Advokatenverein  gegründet  wurde. 
Seine  Gründung  ist  nun  das  einzige  Lebenszeichen,  das  dieser  Verein 
von  sich  gegeben  hat;  man  hat  von  ihm  nichts  wieder  gehört. 

W«UsUr.  OmMd^  4«  BtohtMavillMbift.  M 
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Aber  der  Gedanke  war  nicht  verloren  gegangen.  1867  wurde  er 
im  Oeflammtausschusse  des  preussiBchen  Anwaltvereins  wieder  angelegt, 
zunächst  ohne  Erfolg.  Jetzt  nahm  ihn  der  bayrische  Anwaltverein 
auf.  In  der  Sitzung  seines  Anwaltsrates  vom  26.  März  1^71  wurde 
beschlossen  Schritte  zur  Gründung  „eines  allgemeinen  teutschen  Anwalt- 
vereins^^ zu  tun.  Demzufolge  forderte  der  Obmann  Kreitmaier  zunächst 
eine  Anzahl  Kollegen  im  Reiche  unter  Bezugnahme  auf  die  bevorstehende 
deutsche  Prozessgesetzgebung  zu  vertraulicher  Meinungsäusserung  auf; 
die  Anwaltskörperschaften  anzugehen  vermied  der  Vorstand,  schon 
deshalb,  weil  ihm  die  Organisation  der  Anwaltschaft  in  den  verscdiiede- 
nen  Gebieten  unbekannt  war.  Die  Angefragten  setzten  sich  indes  mit 
den  Körperschaften  in  Verbindung,  und  von  allen  Seiten  trafen  Zu- 
stimmungserklärungen ein;  nur  der  Kölner  Disziplinarrat  hatte  einige 
Bedenken.  Der  preussische  Anwaltverein  schlug  Berufung  eines  deut- 
schen Anwaltstages  vor,  übersandte  sodann  einen  Satzungsentwuif. 
den  der  bayrische  Verein  billigte,  und  unterm  19.  Juli  1871  wurde  von 
den  Vorstanden  beider  Vereine  gemeinsam  eine  Einladung  su  einem 
am  26.  August  1871  in  Bamberg  abzuhaltenden  Anwaltstage  an  alle 
deutschen  Anwälte  versendet,  auf  dessen  Tagesordnung  stand: 

1.  die  Gründung  eines  deutschen  Anwaltvereins, 

2.  im  Falle  dieser  Gründung  die  Wahl  von  Berichterstattern  zur 
Begutachtung  des  Entwurfs  einer  Zivilprozessordnung. 

169  Teilnehmer  hatten  sich  im  Saale  der  Concordia  eingefunden,  viele 
schriftUch  ihre  Zustimmung  und  ihren  Beitritt  erklärt.  Kreitmaier  aa» 
vor.  Der  vorgelegte  Satzungsentwurf  unterschied  sich  von  den  Satamn- 
gen  der  früheren  örtUchen  Anwaltvereine  vorzüglich  darin,  dass  er  durcii- 
aus  keine  ehrengerichtUche  Gewalt  für  den  Verein  in  Anspruch  nahm. 
Als  Zweck  des  Vereins  erschien  nur  die  Förderung  des  Gemeinsinns, 
der  Rechtspflege  und  Gesetzgebung  des  Reichs,  der  Berufsinteressen.  §  1 
erhielt  in  der  Beratung  die  entsprechende  Fassung,  in  welcher  er  heute 
noch  als  Absatz  3  des  §  1  der  jetzt  gültigen  Satzungen  erhalten  ist.  Die 
Unterstützung  bedürftiger  Kollegen  ausdrücklich  als  Vereinszweck  zu 
bezeichnen  und  ein  Antrag  den  Vorstand  mit  Vorbereitung  einer  Unter- 
stützungs-  und  Pensionskasse  zu  beauftragen  wurde  abgelehnt,  jedoch 
mit  der  Klarstellung,  dass  die  Sache  an  sich  zu  den  Aufgaben  des  Veiwns 
gehöre.  Auch  die  Unterhaltung  einer  Zeitschrift  wurde  nicht  unter  die 
Vereinszwecke  aufgenommen  in  der  Voraussetzung,  dass  der  Vorstand 
auch  ohne  das  der  Schaffung  dieses  wichtigsten  Mittels  zum  Zwecke 
näher  treten  werde.  Der  Jahresbeitrag  wurde  auf  1  Taler  festgesetat. 
und  eine  einfache  Organisation  geschaffen,  derzuf olge  ein  siebenkdpfiger 
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Voratand  an  der  Spitee  stand  und  ein  mit  einfacher  Stimmenmehrheit 
beeohlieasendar  Anwaltstag  eine  nicht  naher  umschriebene  Wirksamkeit 
SU  entfalten  hatte.  In  den  Vorstand  wuiden  gewählt:  Dom -Berlin, 
Kreitmaier  -  Bamberg,  SchafErath  -  Dresdm,  Wilke- Berlin,  Nidermaier- 
Nürnberg,  Färst-Heidelberg,  Mecke-Berlin. 

Der  zweite  G^enstand  der  Tagesordnung  wurde  erledigt  durch 
Annahme  eines  Antrags  H&nle  den  Vorstand  zu  ermächtigen  Gutachter 
über  den  Entwurf  einer  deutschen  Ziyilprozessordnung  zu  ernennen,  die 
Gutachten  drucken  zu  lassen  und  einem  neuen  Anwaltstage  vorzulegen. 

Der  Vorstand  hielt  am  Tage  darauf  seine  erste  Sitzung,  in  der  er 
zum  Vorsitzenden  Dom  und  zum  Schriftführer  Mecke  wählte,  wegen  der 
Unterstützungsfrage  und  wegen  Gründung  einer  2Seitschrif t  Erhebungen 
beschloss.  Seine  Zusammensetzung  änderte  sich  1874  durch  den  Tod 
Wilkes,  an  dessen  Stelle  v.  Wilmowski-Berlin  trat,  und  1878  durch  den 
Tod  Nidermaiers,  der  durch  Hänle-Ansbach  ersetzt  wurde. 

Sehen  wir  uns  dieses  Kollegium  der  Auserwählten  der  deutschen 
Rechtsanwaltsohaft  etwas  näher  an. 

Karl  Dorn,  geboren  am  19.  März  1816  als  Sohn  eines  wohl- 
habenden Kaufmanns  zu  Landeshut  in  Schlesien,  wurde  am  Rheine 
und  in  Altpreussen  ausgebildet,  1847  Advokatanwalt  beim  rheinischen 
Revisions-  und  Kassationshofe  in  Berlin  und,  als  dieser  1863  mit  dem 
Obertribunale  yereinigt  wurde,  Rechtsanwalt  bei  diesem,  1879 
beim  Reichsgerichte.  1889  gab  er  die  Rechtsanwaltschaft  auf  und  am 
28.  Februar  1893  starb  er  zu  Stralsund  im  Hause  seiner  Tochter.  Früh- 
zeitig ist  er  bekannt  geworden  durch  zwei  politische  Prozesse  ersten 
Ranges.  Der  Obertribunalsrat  Waldeok,  als  Führer  der  liberalen  Oppo- 
sition den  leitenden  Kreisen  längst  verhasst,  war  am  16.  Mai  1849  ver- 
haftet  worden  unter  der  Anklage  von  einem  hochverräterischen  Unter- 
nehmen Kenntnis  gehabt  und  es  nicht  angezeigt  zu  haben.  Die  vom 
28.  November  bis  3.  Dezember  1849  andauernde  Schwurgerichtsver- 
handlung entlarvte  eines  der  niederträchtigsten  Bubenstücke,  das  die 
Geschichte  der  politischen  Verfolgungen  kennt.  Die  Kreuzzeitung  hatte 
im  Bunde  mit  der  Polizei  durch  einen  jüdischen  Kommis  Ohme  die 
Liberalen  ausspionieren  lassen ;  der  Polizeipräsident  v.  Hinckeldey  hatte 
Ohme  zum  Schein  verhaftet,  um  einen  gefälschten  Waldeck  belastenden 
Brief  bei  ihm  zu  finden,  und  ihn  dann  laufen  lassen;  alles  dies  wurde 
in  der  öffentlichen  Verhandlung  aufgedeckt;  der  Verräter  brach  zu- 
sammen unter  der  Last  der  Beweise.  Aber  Doms  Rede  blieb  kühl  und 
verständig,  es  fehlte  ihr  der  edle  Zorn  der  gekränkten  Unschuld.  Etwas 
mehr  auf  der  Höhe  stand  er  bei  der  Verteidigung  Lothar  Buchers,  des 
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bekannten  späteren  Sekretars  Bismarcks,  der  zn  den  42  steuerverwei* 
gemden  Abgeordneten  der  Preussischen  Nationalversammlung  gehört 
hatte.     Als  ihn  die  Gresohworenen  deswegen  des  versuchten  Aufruhrs 
schuldig  sprachen  und  der  Staatsanwalt  zweijährige  Freiheitsstrafe  und 
Verlust  der  Ämter  und  der  Kokarde  beantragte,  da  entgegnete  Dom: 
Durch  den  Mund  seiner  Mitbürger  ist  aus  den  Kämpfern  des  Novem* 
her  ein  Sühneopfer  auserkoren.    Ein  Volksvertreter  ist  auserkoren, 
weil  er  in  den  Drangsalen  jener  Tage  männlichen  Mut  gezeigt  hat, 
Sie  nehmen  ihm  die  Freiheit;  ich  markte  nicht  mit  Ihnen  um  Monden 
'  oder  Jahre ;  Sie  nehmen  ihm  seine  amtliche  Stellung :  er  wird  darum 
dem  Vaterlande  nicht  verloren  sein;  Sie  nehmen  ihm  das  Zeichen 
der  bürgerlichen  Ehre:  bald  wird  der  Wert  dieses  Zeichens  schwin- 
'  den,  wenn  solche  Männer  es  nicht  mehr  tragen  dürfen. 
Diese  letzte  Bemerkung  erregte  das  Missfallen  der  Militärbehörde,  der 
Dom  als  Landwehroffizier  unterstand;  durch  Urteil  des  Ehrengerichts 
wurde  ihm  die  Offizierswürde  aberkannt.    Es  hat  ihn  das  nicht  gehin- 
dert Vorsitzender  des  Ehrenrats  der  Obertribunals-  und  spater  der 
Anwaltskammer  der  Beichsgerichtsanwälte,  Freund  Waldecks  und  vieler 
hervorragenden  Männer,  ja,  man  darf  sagen,  der  angesehenste  Rechts- 
anwalt seiner  Zeit  zu  werden.    Bei  seinem  50  jährigen  Jubiläum  1887 
erschienen  die  Mitglieder  des  Reichsgerichts  fast  vollzählig  und  Präsident 
Simson  überreichte  ihm  einen  hohen  Orden;  die  Heidelberger  Univer- 
sität ernannte  ihn  (der  Leipziger  damit  zuvorkommend)  zum  Ehren- 
doktor und  Professor  Friedberg  redete  ihn  als  princeps  advocatorum 
Germaniae  an.    Aber  zur  Naohsuchung  seiner  militärischen  RdiabiB- 
tierung,  die  ihm  unbedingt  sicher  gewesen  wäre,  ist  er  nicht  zu  bewegen 
gewesen.    Man  hat  nicht  gewagt  hieraus  ein  Bedenken  herzuleiten,  ala 
er  Twestens  Sekundant  in  dessen  Duell  mit  dem  späteren  Feldmarschall 
V.  Manteuffel  war.    Abgeordneter  ist  Dom  nicht  gewesen.    Aber  die 
Justizverwaltung  hat  ihn  in  die  Konunissionen  zur  Beratung  des  Straf- 
gesetzbuchs, der  Prozessordnung  berufen  und  sonst  oft  seine  Ansicht 
eingeholt. 

Über  Kreitmaier,  Nidermaier  und  H ä n  1  e  ist  in  der 
Geschichte  des  bayrischen  Anwaltvereins  das  Nötige  mitgeteilt. 

Unsem  alten  Achtundvierziger  Schaffrath  verUessen  wir, 
als  er  zur  Rettung  Robert  Blums  nach  Wien  reiste.  Es  versteht  aicdi» 
dass  der  rote  Radikale  mit  der  äussersten  Linken  der  Frankfurter  Natio- 
nalversammlung nach  Stuttgart  ging,  auch  dass  er  nach  dem  endgül- 
tigen Siege  der  Reaktion  mit  Haussuchungen,  Sistierungen  und  Unter- 
suchungen verfolgt  wurde,  die  aber  1852  mit  seiner  Freisprechung  endeten. 
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1856  siedelte  er  nach  Dresden  über,  wo  er  seitdem  geblieben  und 
vor  allem  als  Verteidiger  berühmt  gewesen  ist.  Der  Politik»  und  zwar 
der  Fortschrittspartei»  ist  er  bis.^[ifang  der  achtziger  Jahre  treu  ge- 
blieben. Vierzig  Jahre  lang  ist  er  MitgUed  der  sächsischen  Kammer» 
von  1871  bis  1874  ihr  Präsident  gewesen;  auch  im  deutschen  Reichstage 
hat  er  einige  Male  gesessen.  Von  1861  bis  1865  war  er  in  der  ständigen 
Deputation  des  Deutschen  Juristentages.  Seit  1879  war  er  Vorsitzender 
des  Vorstandes  der  Anwaltskammer.  Titel  und  Orden  häuften  sich  auf 
das  Haupt  des  alten  Demokraten.  In  glücklichem  Familienkreise,  in 
geistiger  Frische  hat  er  bis  zum  7.  Mai  1893  gelebt.  Die  Juristische 
Wochenschrift  hat  es  leider  auch  hier  unterlassen  von  dem  Ende  dieses 
merkwürdigen,  vom  Hirtenjungen  zu  einem  der  hervorragendsten  An- 
wälte und  Politiker  emporgestiegenen  Mannes  Notiz  zu  nehmen. 

Gustav  Carl  Adolf  v.  Wilmowski  war  zwar  noch  nicht  da- 
mals, aber  wenige  Jahre  später  eine  der  bekanntesten  und  beliebtesten 
Persönlichkeiten  in  der  deutschen  Juristenwelt.  Als  Sohn  des  Ober- 
landesgerichtsrats V.  Wilmowski  und  der  Charlotte  geb.  Kurlbaum  am 
17.  August  1818  zu  Paderborn  geboren,  erhielt  er  mit  17  Jahren  das 
2«eugni8  der  Reife,  studierte  in  Berlin  und  Bonn,  wurde  1844  Richter 
in  WoUstein,  1849  Rechtsanwalt  und  Notar  in  Schlawe  i.  P.  Hier  sam- 
melte  er  die  Kenntnisse,  die  er  in  den  Schriften  „Beiträge  zumPommer- 
schen  Lehnrecht"  und  „Das  lübische  Recht  in  Pommern"  verwertete. 
Inzwischen  hatte  man  die  Bedeutung  des  Mannes  erkannt.  Man  ver- 
setzte ihn  1869  nach  Breslau,  1873  nach  Berlin,  wo  er  sich  1879  beim 
Landgericht  I,  1883  beim  Eounmergerichte  als  Rechtsanwalt  eintragen 
liess.  1871  und  1872  war  er  Mitglied  der  Bundesratskommission  zur 
Beratung  der  Zivflprozessordnung.  Seitdem  ist  der  Zivilprozess  sein 
Feld  gewesen.  Der  grosse  Kommentar  zur  Zivilprozessordnung,  den 
er  zusammen  mit  Levy  (s.  Kapitel  63)  herausgab,  hat  durchschlagenden 
Erfolg  gehabt.  Von  Anfang  an  hat  er  der  Praxis  als  Führer  gedient, 
und  es  wird  in  Preussen  wenige  Richter  und  Rechtsanwälte  gegeben 
haben,  auf  deren  Tische  er  gefehlt  hätte.  Der  Einfluss  dieses  Kommen- 
tars lässt  sich  nur  etwa  mit  dem  Einflüsse  vergleichen,  den  Windscheids 
Pandekten  auf  die  gemeinrechtliche  Praxis  ausgeübt  haben.  Wilmowski 
ist  nach  Doms  Ausscheiden  1889  Vorsitzender  des  Anwaltvereins  ge- 
worden, hat  sich  aber  schon  1891  von  allen  Geschäften  zurückgezogen, 
und  ist  am  28.  Dezember  1896  gestorben. 

Sein  Nachfolger  im  Vorsitz  wurde  Hermann  Mecke.  Geboren 
am  3.  Februar  1834  zu  Koblenz,  wie  Dom  in  beiden  Rechten  des  preus- 
aisohen  Staats  ausgebUdet,  wurde  er  1864  Rechtsanwalt  beim  Ober- 
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tribunale,  1879  beim  Reichsgerichte,  starb  am  29.  Januar  1902.  Meeke 
ist  von  Anfang  an  das  tatkräftigste  und  arbeitsfreudigste  Mitglied  des 
Vereins,  sein  geistiger  Leiter  gewesen.  Die  Zeitschrift  des  Vereins  hat 
er,  obwohl  niemals  ihr  Leiter,  finanziell  und  literarisch  auf  eigne  FoBse 
gestellt,  und  durch  seine  Beohtsprechungsberichte,  für  die  er  nie  ein 
Honorar  genommen,  zuletzt  fast  ganz  aUein  ihre  Spalten  gefüllt.  Die 
Hilfskasse  (Kapitel  58)  hat  er  gegründet  und  geleitet.  Es  war  nicht 
zu  verwundern,  dass  er,  im  Bewusstsein  seiner  Leistung^i,  zuletzt  ein 
etwas  selbstherrliches  Wesen  annahm.  Neben  seiner  sehr  umfangreichen 
Berufstätigkeit  hat  er  die  Zeit  gefunden  zusammen  mit  seinem  Koll^^ 
Fenner  eine  „Sammlung  gemeinrechtlicher  Entscheidung^i  des  Ober* 
tribunals'^  herauszugeben.  Sein  Tod  wurde  wemdn  bemerkt.  Im 
Frankfurter  Anwaltvereine  wurde  ihm  eine  Gedenkrede  gehalten.  Das 
belgische  Journal  des  Tribunaux  brachte  einen  Nachruf,  und  selbst  aus 
Spanien  ging  ein  Beileidschreiben  ein. 

Alexander  Fürst  ist  am  23.  Juni  1825  zu  Mannheim  geboren« 
Er  wurde  1848  als  Bechtspraktikant  aufgenomm^i,  eriiielt  1852  die 
Befähigung  zur  Ausübung  des  Schriftenverfassungsrechts  (der  blossen 
Advokatur),  1854  die  Ernennung  zum  Beferendar  und  1859  die  mm 
Bechtsanwalt  mit  Anweistmg  des  Wohnsitzes  in  Heidelberg.  1870  besä 
er  sich  in  Mannheim,  und  als  1899  Heidelberg  ein  Landgericht  bekam, 
wieder  in  Heidelberg  nieder,  wo  er  am  29.  September  1904  gestorben 
ist.  Ein  sehr  tüchtiger  Bechtsanwalt,  ist  er  doch  wenig  öffentiidi 
hervorgetreten;  nur  dem  Juristentage  hat  er  ein  Gutachten  über  die 
Frage  der  juristischen  Vorbildung  erstattet. 

Mit  der  Gründung  des  Deutschen  Anwaltvereins  hatte  der  ohnehin 
dahinsiechende  preussische  Anwaltvemn  sein  Daseinsrecht  verioien. 
Eine  Generalversammlung  vom  29.  Dezember  1872  beschloes  ihn  auf- 
zuheben und  das  angesammelte  Vermögen  von  über  1000  Talern  dem 
Deutschen  Anwaltvereine  zu  überweisen.  Vorsitzender  war  bis  zuletzt 
Hinschius,  Schriftführer  Dom  und  Mecke  gewesen. 

Der  Deutsche  Anwaltverein  hielt  Anwaltstage,  die  im  Zeichen  der 
im  Werden  befindlichen  Prozessgesetzgebung  standen.  Auf  dem  sweiCen 
Anwaltstage  zu  B^lin  am  28.  und  29.  Dezember  1871  wurde  über  Mond* 
lichkeit,  Eventualmaxime,  Zeugenverhör  vor  dem  Prozessgerichte,  Ver» 
bindung  von  Behauptung  und  Beweisantritt,  Berufung;  auf  dem  dxitleo 
zu  Eisenach  am  25.  und  26.  August  1873  über  ZwangsvoUstreokong  imd 
Gebührenerhöhung  beraten.  Der  für  den  25.  und  26.  September  1874 
nach  Würzburg  berufene  vierte  deutsche  Anwaltstag  erkl&rte  sich  ein* 
stinmiig  für  eine  Bechtsanwaltsordnung,  ohne  jedoch  auf  die  von  Geiger- 
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Frankfurt  formulierten  Grundzüge  einer  solchen  (Freigabe,  richterliche 
Vorbildung,  NichÜokalisierung,  Ehrenrate)  einzugehen,  die  vielmehr 
dem  nächsten  Anwaltstage  überlassen  wurden.  Mit  grosser  Mehrheit 
nahm  der  Anwaltstag  die  Resolution  Hänle  gegen  eine  feste  Gebühren- 
ordnung, aber  für  eine  subsidiäre  Taxe  an,  die  den  erstattungsfähigen 
Mindestsatz  festsetzen  sollte.  Über  die  beiden  Anwaltstage  von  1876 
und  1878,  auf  denen  die  Grundlagen  der  Beohtsanwaltsordnung  be- 
raten wurden,  werden  wir  im  69.  und  60.  Kapitel  berichten. 

Von  Anfftiig  an  hatte  sich  der  Verein  ein  eignes  Organ  geschaffen 
in  der  «juristischen  Wochenschrift",  für  deren  Leitung  die  journalistisch 
geschulte  Kraft  von  Hänle-Ansbach  zur  Verfügung  stand,  dem  man  als 
Mitleiter  den  Obertribunalsanwalt  J.  Johannsen  beigab,  einen  Schles- 
wig-Holsteiner, der  ebenfalls  viel  journalistisch,  und  zwar  für  die  Sache 
seiner  Heimat,  tätig  gewesen  war  und  deshalb  sie  1863  hatte  verlassen 
müssen.  Die  Hauptarbeit  leistete  indes  Hänle.  Die  Zeitschrift  erschien 
1872  bei  WeidmAun  in  Berlin.  Sie  erklärte  sich  dem  Beichsrecht  und 
besonders  den  gesetzgeberischen  Fragen  widmen  zu  wollen,  trat  für 
einheitliches,  bürgerliches  Recht,  für  Öffentlichkeit  und  Mündlichkeit 
ein  und  versprach  in  kurzen  Mitteilungen  die  Rechtsprechung  des  Reichs- 
gerichts zu  bringen.  Der  eben  erschienene  Entwurf  der  deutschen  Zivil- 
prozessordnung bot  reichen  Stoff;  M.  Lewy  lieferte  fortlaufend  Glossen 
dazu.  Einige  kleine  Schilderungen  des  bayrischen,  badischen,  sächsi- 
schen» württembergischen,  altpreussischen  Anwaltstandes  waren  recht 
nützlich.  Im  ganzen  war  es  Literatur,  nicht  Judikatur,  was  die  Zeit- 
schrift zuerst  brachte. 

Aber  der  Erfolg  war  kläglich.  Die  Zeitschrift  wurde  nämlich  nicht, 
den  Vereinsmitgliedem  für  den  Mitgliederbeitrag  geliefert,  sondern 
musste  besonders  bestellt  und  bezahlt  werden.  Wenn  nun  auch  die 
Zahl  der  Vereinsmitglieder  sehr  bald  auf  1600  stieg,  so  betrug  doch 
die  Zahl  der.  2«eitschriftabnehmer  zuerst  nicht  mehr  als  100,  nach  einigen 
Anstrengungen  455.  Der  Verleger  hatte  am  ersten  Jahrgange  3000 
Taler  Schaden  gehabt  und  konnte  nur  durch  Streichung  des  Gehalts 
der  Redakteure  und  einen  Zuschuss  von  600  Talern  zur  einstweiligen 
F<vtfährung  des  Unternehmens  bewogen  werden;  um  ihn  zur  endgül- 
tigen zu  bewegen,  beschloss  der  Anwaltstag  von  1873  ihm  die  Hälfte 
seines  Schadens,  1500  Taler,  aus  Vereinsmitteln  zu  ersetzen.  Es  war 
rührend,  wie  Hänle  das  Wort  ergriff  und»  wirklich  ganz  mit  Unrecht,  den 
Misserfolg  darauf  zurückführte,  dass  der  innere  Wert  der  Wochenschrift 
weit  hinter  den  Erwartungen  zurückgeblieben  sei ;  er  habe  sich  die  Zeit- 
schrift gedacht  als  Organ  der  Standesinteressen,  das  nachweisen  sollte. 


568  Seohflter  Absohnitt.    BeohtBanwSlte. 

wie  diese  Interessen  Hand  in  Hand  gehen  mit  den  Interessen  des  BeohtB, 
als  Schatzkästlein  der  Erfahrung,  darin  die  Kollegen  ihre  Erlebnisse  mid 
besonders  die  Rechtssprüche  niederlegen  würden. 

Demgemäss  setzte  der  zweite  Jahrgang  sogleich  mit  einer  VerBtSr- 
kling  des  Bechtsprechungsteils  ein  durch  fortlaufende  Berichte  Meckee 
über  die  Rechtsprechung  des  Obertribunals  und  Oberappellationage- 
richts  in  Berlin.  Kurz,  in  wenigen  Zeüen  gab  er  das  Wesentliche  der 
Entscheidungen  wieder;  erst  später  sind  darauB  jene  langen  geistlosen 
Ausschnitte  aus  den  Entscheidungsgründen  geworden,  oft  so  oberfläch- 
lich gefertigt,  dass  man  den  Sachverhalt  durchaus  nicht  ersehen  konnte 
und  häufig  nicht  wusste,  welche  Frage  denn  entschieden  worden  sei 

Im  dritten  Jahre  1874  erschien  die  Zeitschrift  nur  alle  14  Tage,  ihr 
Preis  war  von  4  auf  2^/,  Taler  herabgesetzt;  Lüntzel-Berlin  war  Mit- 
leiter geworden.  1875  ging  sie  in  den  Verlag  der  W.  Möeerschen  Hof- 
buchhandlung in  Berlin  über,  die  sie  aber  auch  nicht  hoch  bringen  konnte« 
Erst  als  1876  beschlossen  wurde  die  Zeitschrift  allen  Vereinsmitgliedem 
für  den  auf  12  Mark  zu  erhöhenden  Beitrag  zu  liefern,  gesundete  das 
Unternehmen.  Die  Mitgliederzahl  verminderte  sich  zwar  etwas,  betrog 
aber  1878  immer  noch  1308,  nicht  ganz  ein  Viertel  aller  deutschen  Rechts- 
anwälte, aber  ausreichend  die  Zeitschrift  zu  erhalten.  Im  Laufe  des 
Jahres  1879  trat  an  die  Stelle  des  ans  Reichsgericht  übersiedelnden 
Lüntzel  Maximilian  Kempner-Berlin. 

Ende  1876  waren  unter  schweren  politischen  Kämpfen  die  grossen 
Justizgesetze  endlich  verabschiedet  worden.  Manche  waren  unbefrie- 
digt. Hänle  in  der  Neujahrsbetrachtimg  der  Juristischen  Woehensohiift 
von  1877  gab  mit  saurer  Miene  zu,  dass  ein  hübsches  Stück  Rechtsein- 
heit gewonnen  sei;  er  habe  sich  freUich  die  Sache  anders  gedacht.  Wort- 
los druckte  er  eine  Erklärung  des  Darmstädter  Anwaltvereins  (ges. 
Buchner)  ab,  welche  „gegenüber  den  leidenschaftlichen,  grösstenteils 
tendenziösen  Angriffen  das  Zustandekonmien  der  Justi^gesetze  als  ein 
grosses  nationales  Werk  mit  lebhafter  Freude"  begrüsste.  Das  grosse 
Gesetzgebungswerk  hat,  zumal  als  es  1878  durch  die  Rechtsanwalts- 
ordnung beschlossen  wurde,  seine  grosse  Bedeutimg  gerade  auch  für 
den  Deutschen  Anwaltverein  erwiesen.  Denn  seit  dem  1.  Oktober  1879 
ist  dieser  stetig  gewachsen.  Er  umfasst  heute  bereits  über  6000  Mit- 
glieder, mehr  als  zwei  Dritteile  der  gesammten  deutschen  Reohtsanwah- 
schaf t,  verfügt  über  bedeutende  Mittel,  hat  den  Umfang  seines  Organs 
verdreifacht  und  auch  sonst  seine  Leistungen  für  die  Mitglieder  g^ 
steigert. 
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AohtundfünfzigBtes  Kapitel. 

Pensions-  nnd  HilJbkaAseiL 

Die  ältesten  Nachrichten  über  Pensionsversicherung  der  Advokaten 
stammen  aus  Österreich.  Dort  wurde  durch  Bestatigungs- 
urkunde  vom  28.  Juni  1760  eine  Witwen-  und  Waisensozietät  der  Wiener 
juristischen  Fakultät  gegründet,  die  seit  1855  Witwen-  und  Waisen- 
Pensions-GeseUschaft  des  Doktorenkollegiums  der  juridischen  Fakul- 
tät in  Wien  hiess  und  vorwiegend  aus  Advokaten  bestand.  An  diese 
Bchloss  sich  1801  eine  Maria  Anna  v.  ErÜsohe  Stiftung  (jetzt  eineinhalb 
Millionen  Kronen)  zur  Unterstützung  angehender  Advokaten  und  ver- 
möge Bestätigungsdekrets  vom  25.  April  1812  eine  Versorgungsanstalt 
für  mittelloee  und  gebrechliche  Fakultätsmitglieder  und  Wiener  Ad- 
vokaten, seit  1881  Versorgungsgesellsohaft  der  Mitglieder  des  juridi- 
schen Doktorenkollegiums  in  Wien  genannt,  die  gegen  Beiträge  einen 
Rechtsanspruch  auf  InvaUdenpension  dem  gewährte,  der  nicht  auf  ein 
Jahreseinkommen  von  1200  fl.  rechnen  konnte.  Diese  Versorgungs- 
anstalt hat  bis  1901  bestanden.  Daneben  seit  1784  die  bereits  im  33. 
Kapitel  erwähnte  Witwenkasse  der  Beichshofratsagenten,  deren  Ver- 
mögen 1901  für  caduk  erklärt  und  teils  der  Witwen-  und  Waisenkasse, 
teils  dem  neuen  1889  gegründeten  Pensionsvereine  für  Advokaten  und 
Advokaturakandidaten  überwiesen  wurde. 

In  Bayern  wurde  eine  Pensionsanstalt  für  Witwen  und  Waisen 
gestiftet  durch  Privatvertrag  der  Hofgerichtsadvokaten  unter  dem 
Hofkanzler  Edlen  v.  Vachiery,  bestätigt  durch  den  Kurfürsten  am 
7.  August  1789.  Es  bestanden  aber  noch  eine  Anzahl  ähnlicher  örtlicher 
Kassen,  die  auf  die  Vorschläge  des  damaligen  Hofgerichtspräsidenten, 
nachherigen  Justizministers  Grafen  v.  Reigersberg  durch  Kgl.  Vo.  v. 
27.  Juni  1808  sämmtlich  vereinigt  wurden  zu  einer  „Pensionsanstalt  für 
die  Witwen  und  Waisen  der  Advokaten  des  Königreichs  Bayem'S  der 
alle  Advokaten  von  Rechts  wegen  angehörten,  wefl,  wie  es  hiess,  die 
Advokaten  „ausser  der  Kategorie  der  Staatsdiener''  stehen  und  ihre 
Witwen  nicht  pensionsberechtigt  seien.  Der  Beitrag  betrug,  ausser 
einem  Eintrittsgelde  von  100  (für  Unverheiratete  60)  fl.,  nur  12,  für  Un- 
verheiratete sogar  nur  6  fl.  jährlich,  die  Witwenpension  120 — 200,  das 
Waisengeld  ein  Fünftel,  für  Doppelwaisen  drei  Zehntel  dieser  Pension. 
Die  Strafgelder  der  Advokaten  flössen  in  diese  Kasse,  der  König  steuerte 
monatlich  83  fl.  20  Kr.,  die  Königin  jährlich  600  fL  bei.  Die  Verwaltung 
wurde  wie  die  einer  Stiftung  geführt,  der  Chef  sollte  aus  den  Gerichts- 
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vorständen,  der  Bechnungsführer  aus  den  Advokaten  gewählt  werden. 
Doch  wurden  1832  die  Advokaten  zu  einem  „Privatvereine"  vereiiugt 
zwecks  Wahl  eines  Zentcalausschuases,  dem,  aber  erst  1842,  die  Ver- 
waltung überlassen  wurde.  Die  Beitrage  mussten  später  mehrmals 
erhöht  werden,  sie  betrugen  1846  20  Guld^i  für  den  Verheirateten; 
doch  wurden  auch  die  Benten  erhöht.  1843  hinterliess  ein  Advokat 
Hermann  v.  Patz  in  München  der  Kasse  eine  Erbschaft  von  800  000  IL 
Ein  besonderer  Unterstützimgsfonds  sorgte  für  ausserordentliche  Not- 
fälle. Diese  Anstalt  besteht  noch  heute,  aber  in  veränderter  Geatalt. 
Bei  der  Justizorganisation  1879  fand  man  nötig  durch  ein  Gesets  vom 
18.  August  1879  die  Anstalt  ihres  Charakters  als  Zwangskasse  zu  ent- 
kleiden; für  die  von  da  ab  zugelassenen  Bechtsanwalte  sollte  sie  nur 
noch  eine  freiwillige  Versicherungsanstalt  sein.  Demzufolge  wurdMi 
laut  Bekanntmachung  vom  20.  Juni  1882  die  Satzungen  abgeändert. 
Es  sind  darnach  die  Eintrittsgelder  und  Jahresbeiträge  nach  dem  Lebens- 
alter abgestuft.  Das  System  ist:  hohe  Eintrittsgelder  und  niednge 
Jahresbeiträge.  So  zahlt  z.  B.  ein  dreissigjähriger  Mann,  der  eine  drei* 
undzwanzigjährige  Frau  hat,  520  Mark  Eintrittsgeld  und  57,50  Mark 
Jahresbeitrag;  dafür  wird  geleistet  eine  Witwenpension  von  504  Mark 
und  eine  Waisenrente  von  168,  für  Doppelwaisen  262  Mark. 

Seitdem  haben  die  Bestrebungen  eine  Versorgung  für  Bechtsan- 
walte und  ihre  Witwen  zu  schaffen  nicht  geruht.  Die  Beamteneigen- 
schaft  der  Anwälte  verleitete  sie  mehrmals  dazu  vom  Staate  Penoo- 
nierung  zu  verlangen;  so  in  Sachsen-Weimar,  wo  der  Landtag  1823  dies 
ablehnte,  dafür  Vergütung  der  bisher  unentgeltlich  geführten  Verteidi* 
gungen  zusagte. 

In  Sachsen  gründete  1847  der  Advokatenverein  einen  „Anwälte- 
Pensionsverein  für  das  Königreich  Sachsen  und  das  Herzogtum  Sachaen- 
Altenburg'\  Die  Justizkommissare  im  Bezirke  des  OberlandeegeriohU 
zu  Frankfurt  a.  0.  gründeten  1841  einen  Pensionsverein,  der  durch 
Vo.  V.  23.  Mai  1843  genehmigt  und  vom  1.  Januar  1880  ab  so  einem 
„Pensionsverein  der  Rechtsanwälte  und  Notare  im  Bezirk  des  Kammer- 
gerichts^'  mit  dem  Sitze  in  Berlin  umgewandelt  worden  ist.  Es  folgte 
der  durch  Erlass  vom  27.  November  1854  mit  Korpcrnttionsreohten  v«> 
sehene  „Pensionsverein  der  Rechtsanwälte  im  Berirk  des  AppeilatioDs- 
gerichts  zu  Hamm"  und  weitere  derartige  Vereine  für  die  AppeUation»* 
gerichtsbezirke  Königsberg,  Insterburg,  Marienwerder,  Brombecg,  Fader» 
bom,  Münster,  Arnsberg,  Ehrenbreitstein,  sowie  für  die  Provirnen 
Schlesien  und  Sachsen.  Von  diesen  preussischen  Vereinen  haben  aicb 
nur  erhalten: 
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der  Breslauer  PensionsveTem  für  Beohtaanwälte  und  Notare,  ge- 
gründet 1861,  und  der  Pension^verein  der  Rechtsanwälte  und  Notare 
im  Besdrk  des  Oberlandesgerichts  Naumburg,  gegründet  1861, 
welche  gut  gedeihen;  die  andern  sind  eingegangen  oder  in  der  Auflösung 
begriffen.  Neben  ihnen  bestehen  eine  Anzahl  kleinerer  Hilfskassen: 
der  Advokaten-Witwen-Kassen- Verein  zu  Celle, 
die  Witwenkasse  für  die  Mitglieder  der  Anwaltskammer  des  Kgl. 
Obeigeriohts  Stade  (seit  1866),  deren  Satzung  an  erster  Stelle  von 
dem  uns  aus  dem  48.  Kapitel  wohlbekannten  Freudentheil  unter- 
schrieben ist, 

die  Advokaten-Witwen-  und  Waisenkasse  zu  Hildesheim, 
der  Anwalts-Unterstützungsverein  zu  Hannover, 
die  Unterstützungskasse  der  Mecklenburgischen  Anwaltskammer. 
Die  Satzungen  aller  dieser  Kassen  sind  in  der  Juristischen  Wochenschrift 
von  1894  abgedruckt.    Daneben  bestehen  mehrere  Stiftungen,  über  die 
ebendaselbst  berichtet  wird. 

Bei  Errichtung  des  Deutschen  Anwaltvereins  zu  Bamberg  1871 
wurde  auch  die  Gründung  einer  Pensionskasse  für  Rechtsanwälte  und 
ihre  Witwen  angeregt,  die  Beschlussfassung  aber  vertagt.  Seitdem 
ruhte  die  Angelegenheit,  bis  1876  der  Hofgerichtsadvokat  Weller  in 
Darmstadt  sie  durch  eine  Denkschrift  beim  Vorstande  des  Anwaltvereins 
wieder  zur  Sprache  brachte.  Er  schlug  folgendes  originelle  Verfahren 
vor,  welches  zum  Teil  später  in  der  Leipziger  Hilfskasse  für  Rechts- 
anwälte verwirklicht  worden  ist: 

Ein  Teil  der  jährHchen  Beiträge  wird  zur  Kapitalansammhing  ver- 
wendet, der  Rest  nebst  den  vom  Kapital  aufgekommenen  Zinsen  ver- 
teilt, und  zwar  in  der  Weise,  dass  der  verfügbare  Betrag  durch  die 
Zahl  der  Beitragsjahre  der  Pensionsberechtigten  dividiert  wird;  der 
Quotient  bildet  das  Simplum ;  jeder  Berechtigte  erhält  soviel  Simpla, 
als  für  ihn  Jahresbeiträge  geleistet  sind.    Es  wird  also  stets  nur  der 
verfügbare  Betrag  verteilt,  dieser  aber  durch  die  stets  wachsenden 
Kapitalzinsen  alljährlich  grösser;  wer  länger  Beiträge  gezahlt  hat, 
erhält  mehr. 
Für  diese  Zwecke  hielt  Weiter  schon  einen  Beitrag  von  20  Mark  für  ge- 
nügend.   Die  Sache  wurde  verschiedentlich  erörtert,  und  Weller  ent- 
schloss  sich  auf  Grund  des  so  an  ihn  gelangten  Materials  in  einer  zweiten 
Denkschrift  seinen  Plan  genauer  zu  entwickeln  und  vor  allem  in  den- 
selbeo  den  Zwangsbeitritt  aller,  auch  der  zur  Zeit  fungierenden  Rechts- 
anwälte aufzunehmen.    Den  Jahresbeitrag  beliess  er  auf  20  Mark.    Mit 
dieeer  Sunmie  glaubte  er  Grossartiges  leisten  zu  können.    Bei  4000  Mit- 


572  SeohBter  Absohnitt.    Rechtsanwälte. 

gliedern  wollte  er  im  ersten  Jahre  20  000  Mark  zurücklegen ,   60  000 
verteilen,    im  zwanzigsten  Jahre  wäre  der  Kapitalstock  bereits  auf 
400  000  Mark,  die  zur  Verteilung  verfügbare  Summe  auf  75  200  Mark 
angewachsen.     Eine  ganze  Kleinigkeit  war  in  dem  kindlichen  Plane 
vergessen:  dass  die  Zahl  der  Buhegehaltsberechtigten  in  viel  stärkerem 
Verhältnisse  wächst,  als  die  zur  Verteilung  verfügbare  Sunmie,  daaa  in 
20  Jahren  vielleicht  lOOOPensionäre  und  Witwen  vorhanden  sein  musston. 
Es  war  also  eine  recht  überflüssige  Vorsicht,  wenn  der  Höchstbetrag 
des  Buhegehalts  auf  3000  Mark  festgesetzt  wurde.    Da  war  der  rührige 
Freisleben-Heidenheim   schon   praktischer;   er^nahm  hohe  Eintritte- 
gelder und  Jahresumlagen  bis  zu  50  Mark  in  Aussicht  und  schlug  be- 
reits den  Namen  „Hilfskasse  für  deutsche  Rechtsanwälte^^  vor.    Auf 
dem  Anwaltstage  zu  Frankfurt  1878  berichtete  Fenner-Berlin  über  den 
Antrag  Weller.    Nicht  mit  20,  sondern  noch  kaum  mit  400  Mark  Jahres- 
beitrag,  so  meinte  er,  liessen  sich  Wellers  Absichten  erreichen.    Man 
müsse  sich  auf  die  Bedürftigen  beschränken,  nicht  so,  dass  sie  Almoeen, 
sondern  so,  dass  sie  auf  einen  Zuschuss  zu  ihrem  zu  deklarierenden  Ein- 
kommen ein  Recht  haben.    E!r  wollte  in  die  Anwaltsordnung  eine  Be- 
stimmung aufnehmen  lassen,   die  die  Zwangskasse  für  später  ermög- 
lichte. Es  kam  zu  nichts ;  man  beschloss  nur  weiteren  Stoff  zu  «iTwmAlii 
Erst  1884  ist  durch  Meckes  tatkräftiges  Eingreifen  die  „Hülfskasae  für 
Deutsche  Rechtsanwälte  in  Leipzig"  gegründet  worden,  welche   aiK 
kleinen  Beiträgen  (10  später  20  Mark)  ein  Kapital  behufs  späterer  Grün- 
dung einer  Buhegehaltskasse  aufsammeln  und  inzwischen  HOfsbedoif- 
tige  nach  MögUchkeit  unterstützen  wollte.    Die  Kasse  hat  geg^i  6000 
Mitglieder  und   bei  diesem  Bestände  trotz  starker  Inanspruchnahme 
durch  den  Unterstützungszweck  ein  Kapital  von  jetzt  etwa  einer  MHIion 
Mark  aufsammeln  können.    Sie  ist  eben  dabei  sich  zu  einer  wirklichen 
Rentenkasse  zu  erweitem. 


Neunundfünfzigstes  Kapitel. 

Yorgeschiclite  der  Rechtsanwaltsordnung. 

In  den  Tagen  des  Vormärz  waren  die  Forderungen  der  öffentlichen  Mei- 
nung auf  dem  Gebiete  des  Rechts  auf  Mündlichkeit,  Offentlichkah, 
Schwurgerichte  gerichtet  gewesen.  Der  Anwaltstand  für  sich  selbst 
hatte  Anwaltkammem  gefordert.   Nach  sonstig^i  Umgestaltungen  der 
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Reohtsanwaltschaf t  war  in  weiteren  Kreisen  kein  Verlangen  laut  gewor- 
den. Insbesondere  war  die  Freigabe  derBechtsanwalt- 
8  0  h  a  f  t  keine  Forderung  des  Vormärz  gewesen,  wenn  sie  auch  hin  und 
wieder  in  Anwaltkreisen  gestreift  worden  war.  Erst  in  den  fünfziger 
Jahren  erhob  sich,  jedenfalls  im  Anschlüsse  an  die  politische  Massrege- 
lung vieler  Rechtsanwälte,  der  Ruf  nach  Aufhebung  ihrer  Beamten-* 
steUung  und  nach  der,  wie  man  annahm,  daraus  folgenden  Freigabe  des 
Berufs,  am  lautesten,  wie  wir  sahen,  inPreussen,  wo  der  Anwaltstag  ihn 
dreimal  erhob,  während  die  bayrischen  Anwaltstage  von  1862  und  1868 
gegen  die  Freigabe  stimmten.  Dass  der  wiirttembergische  Anwalt^ 
verein  sich  1861  fiir  die  Freigabe  aussprach,  war  nicht  verwunderlich, 
da  in  Wiirttemberg  bereits  freie  Advokatur  herrschte. 

Von  einer  anderen  Seite  wurde  die  Bewegung  aus  anderen  Grün- 
den betrieben.  Die  in  den  fünfziger  Jahren  in  Preussen  eingetretene 
Oberfüllung  des  Juristenstandes  veranlasste  1860  die  Gerichtsassessoren 
zu  einer  Gesammteingabe  an  das  Abgeordnetenhaus,  die  u.  a.  die  Frei- 
gabe der  Rechtsanwaltschaft  als  Auskunftmittel  bezeichnete.  In  der 
Justizkommission  des  Abgeordnetenhauses  wurde  diesem  Verlangen 
entschieden  Widerspruch  entgegengesetzt,  die  Frage  indes  direkt  nicht 
entschieden.  Sie  kam  in  den  folgenden  Tagungen  noch  mehrmals  zur 
Sprache,  ohne  aber  eine  Entscheidung  zu  finden. 

Die  volkswirtschaftlichen  Anschauungen  der  Zeit  waren  der  freien 
Advokatur  günstig.  Das  Schlagwort  von  der  Entfesselung  aller  Kräfte 
beherrschte  alle  Köpfe.  Die  Auffassung,  dass  die  Rechtsanwaltschaft 
auch  nichts  weiter  als  ein  Gewerbe  sei,  fand  viele  Anhänger ,  und 
der  fünfte  Kongress  deutscher  Volkswirte  zu  Weimar  beschloss  am 
11.  September  1862  auf  Antrag  seines  Präsid^iten,  des  Obergerichts- 
prokurators  Braun  aus  Wiesbaden,  und  unter  Befürwortung  des  Advo- 
katen Wachenhusen: 

Es  liegen  volkswirtschaftliche  Gründe  nicht  vor,  für  das  Geschäft 
der  Vertretung  in  Rechtssachen  eine  Ausnahme  von  der  allgemeinen 
Gewerbefreiheit  zu  machen. 

Neben  der  Hauptfrage  der  Freigabe  beschäftigten  einige  weniger 
wichtige  die  öffentliche  Meinung:  die  der  Trennung  des  Nota- 
riats von  der  Rechtsanwaltschaft,  der  Advokatur  von 
der  Anwaltschaft.  Auf  dem  vierten  Juristentage  1863  kamen  folgende 
schon  1861  eingereichte  Anträge  des  Stadtgerichtsrats  Eberty  -  Berlin 
zur  Verhandlung: 

1.  Die  Anwaltschaft  ist  freizugeben; 

2.  Das  Notariat  ist  von  der  Anwaltschaft  zu  trennen; 
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3.  Die  Trennung  der  Advokatur  von  der  Anwaltschaft  ist  wünsohens* 
wert. 
Das  erste  schriftliche  Gutachten  über  diese  Fragen  hatte  der  Ober- 
tribunalsrat Faber-Stuttgart  erstattet.  Voraus  schickte  er  eine  ent- 
schiedene Ablehnung  des  französischen  und  englischen  Systems  eSner 
hall^bildeten  mit  der  Aufgabe  des  Stoffsammeins  und  der  schirift- 
lichen  Vorbereitung  betrauten  Prozessvertreterschaft;  gerade  diese 
Aufgabe  verlange  volle  juristische  Bildung.  Im  Interesse  der  einheit- 
lichen Leitung,  der  Verantwortlichkeit  und  Kostenersparnis  müsse  der 
Prozessvertreter  stete  zugleich  Advokat  sein.  Dagegen  müsse  der 
Advokat  nicht  zugleich  Anwalt  sein.  Er  empfahl  also  das  System  der 
Advokatanwalt8ch€ift,  und  zwar  aus  dem  Orunde,  weil  ihm  die  vollige 
Freigabe  nach  den  Erfahrungen  in  Mecklenburg  und  Württemberg  be- 
denklich erschien,  andrerseits  die  Advokatur  doch  die  freie  Konkurrenz 
nicht  entbehren  könne.  Dem  Advokatanwalt  müsse  durch  die  geschloe' 
sene  Zahl  eine  anständige  Existenz  gesichert  sein,  während  in  der  tr^- 
gegebenen  Advokatur  der  Kampfplatz  für  das  Talent  offen  bleibe.  Um 
politische  Bücksichten  auszuschliessen  müsse  die  Ernennung  der  Ad* 
vokatanwälte  in  die  Hand  der  höheren  Gerichte  gelegt  werden.  Das 
Notariat  wollte  er  von  der  Bechtsanwaltschaft  überall  da,  wo  der  Ge- 
schäftsumfang  beider  Ämter  ein  selbständiges  Bestehen  derselben  er- 
möglicht, trennen,  weil  es  eine  Unbefangenheit  erfordere,  die  von  dem 
erklärten  Diener  der  Parteiinteressen  nicht  zu  erwarten  sei,  andreiseits 
als  öffentliches  Amt  den  Rechtsanwalt  in  Abhängigkeit  von  der  Staatcr- 
gewalt  bringe.  Ein  schön  geschriebenes  geistreiches  Gutachten  des 
Advokaten  Kopp  in  Wien  sprach  sich  noch  entschiedener  für  Frei- 
gabe der  Advokatur  aus,  ihre  Gefahren  wohl  erkennend  und  bewosst 
in  Kauf  nehmend.  Der  Kampf  für  die  Gewerbefreiheit,  rief  er  aus»  ist 
anderweitig  ausgefochten  worden;  eignen  wir  uns  einfach  den  Sieg  an. 
Ebenso  sprach  sich  Kopp  für  Trennung  des  Notariate  von  der  Bedits- 
anwaltschaft  und  aufs  entschiedenste  gegen  die  Zweiteilung  der  Recht»- 
anwaltschaft  aus.  Ein  Gutachten  des  Obergerichteadvokaten  l^aseiiiig 
in  Aurich  kämpfte  mit  großem  ELraf taufwande  gegen  die  Meinung,  da« 
die  Bechtsanwaltschaft  jedem  auch  ohne  Befähigungsnachweis  zu- 
gänglich sein  solle,  hierbei  den  sehr  richtigen  Satz  verfechtend,  dass 
die  Bechtsanwaltschaft  nicht  eine  nationalökonomische  Betrachtoiig 
gestatte,  daher  die  Grundsätze  von  Mono])ol  und  freier  Konkorrem 
auszuscheiden  seien.  IMe  Freigabe  in  dem  Sinne,  dass  dem  som 
Bichteramt  Befähigten  die  Bechtsanwaltschaft  offen  stehen  mSase» 
hielt  er  für  unbedenklich.     Die  Notariatsfrage   erklärte  er   für  uner- 
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• 

heblich  und  einer  prinsipiellen  Behandlung  nicht  fähig.  Ein  viertes 
Gutachten  des  Notars  Euler  in  Düsseldorf  sprach  sich  ebenfalls  gegen 
die  Trennung  der  Advokatur  von  der  Anwaltschaft  und  für  die  Ab- 
trennung des  Notariats,  dagegen  scharf  für  die  geschlossene  Zahl  aus, 
warnende  Stimmen  aus  Frankreich  und  Sachsen  beibringend,  wo  ins- 
besondere Beschomer  sich  aus  einem  begeisterten  Anhanger  der  freien 
Advokatur  zu  ihrem  Gegner  entwickelt  hatte.  In  der  vierten  Abtei- 
lung des  Juristentages  sprach  sich  der  Referent  v.  Stemenfels  für  die 
Freigabe  aus,  weil  das  gefürchtete  Qelehrtenproletariat  sich  auch  bei 
geschlossener  Zahl  entwickeln  würde ,  sobald  ÜberfüUung  mit  Juristen 
da  sei  —  wobei  er  nur  zu  erwägen  unterliess,  ob  dieses  Proletariat  auch 
so  schädlich  wirken  würde ,  wie  ein  Anwaltproletariat  —  und  weil  er 
in  der  Freigabe  eine  wichtige  Garantie  für  die  Selbständigkeit  der  Rich- 
ter sah.  Für  Abtrennung  des  Notariats  war  er  ebenfalls,  wollte  aber 
Ausnahmen  da  zulassen,  wo  jeder  Beruf  für  sich  kein  genügendes  Aus- 
kommen gewährt.  Es  entspann  sich  eine  langwierige  Debatte,  in  der 
fast  nur  Rechtsanwälte  zu  Wort  kamen,  v.  Kissling-Wien  und  Fischer- 
Breslau  bekämpften  die  Freigabe,  dieser  aber  höchst  ungeschickt;  es 
stiess  ihm  die  offenbare  Entgleisung  zu,  dass  nur  Advokaten  aus  grösseren 
Städten  über  die  Frage  der  Advokatur  entscheiden  könnten.  Maiss- 
Frankfurt  wollte  nur  ausgesprochen  wissen,  dass  die  Frage  keine  Frage 
des  Qewerberechts  sei,  was  auch  geschah.  Alle  übrigen,  lingmann- 
Koblenz,  Willner-Wien,  Lebrecht-Ulm,  von  Gutechmidt-Zwickau, 
Frenckel-Kaiserslautem,  Brix-Wien,  damals  noch  Kandidat,  EUer- 
Mannheim  sprachen  für  freie  Advokatur.  Ebenso  der  einzige  Richter, 
der  zuWort  kam,  der  Kreisrichter  Lesse  aus  Thom,  der  1869  zur  Rechts- 
anwaltschaft überging  und  uns  aus  Kapitel  66  bekannt  ist.  Der  Be- 
schluss  ging  dahin: 

Die  Ausübung  der  Advokatur  ohne  Unterscheidung  zwischen  den 
Gerichten  und  ohne  Unterschied  der  Rechtssachen  soll  jedem  ge- 
prüften Rechteverständigen  freigestellt  werden. 
Beschränkende  Anträge,  wie  Abwarten  einheitlicher  Gerichtsverfassung, 
Ableistung  vorheriger  Richter-  oder  Advokatenprazis,  wurden  abge- 
lehnt« Dass  die  Prozessvertretung  von  der  Rechtsverteidigung  nicht 
zu  trennen  sei,  wurde  fast  einstimmig  beschlossen,  die  Trennung  des 
Notariats  von  der  Advokatur  ohne  Debatte  angenommen,  und  selbst 
für  die  Orte,  die  keinem  der  beiden  Berufe  ein  genügendes  Auskommen 
gewähren,  keine  Ausnahme  bewilligt.  Die  Freigabe  hatte  den  fast  aus- 
schliesslichen Gegenstand  der  Debatte  gebildet.  Im  Plenum  wurden 
die  Beschlüsse  nur  zur  Kenntnis  genommen. 
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Nach  alledem  schien  sieh  die  Wagsohale  sehr  zu  Ounsten  der  Vrei* 
gäbe  zu  neigen.  Es  musste  ausserordentlichen  Eindruck  machen»  daes 
die  Bechtsanwaltschaft  selbst  mit  solcher  Lebhaftigkeit  für  sie  eintxat. 
Selbst  ein  so  klarer  ruhiger  Kopf  wie  der  Verfasser  des  Aufsatzes  „Die 
freie  Konkurrenz  in  der  Advokatur'*  im  ersten  Bande  der  Preusaifiehen 
Anwaltszeitung  kam  auf  die  Frage  nach  den  Gründen  solch  »^bet- 
mörderischen  Vorgehens'*  in  sehr  gründlicher  Erwägung  des  Für  und 
Wider  doch  auch  zu  einem  Für,  Immerhin  blieb  es  sehr  zweifelhaft, 
ob  Preussen  mit  seinem  anerkannt  guten  Anwaltstande  einen  so 
gefährlichen  Versuch  wagen  werde. 

Da  trat  1867  Rudolf  Gneist  mit  seiner  Schrift:  „Freie  Advokatur. 
Die  erste  Forderung  aller  Justizreform  in  Preussen''  auf  den  Schau- 
platz. Weit  tiefer  zurückgreifend  als  alle  vor  ihm,  ging  er  nicht  von 
der  Stellung  der  Bechtsanwaltschaft,  sondern  des  Justizperaonals  über- 
haupt aus  y  durch  welche  zur  Zeit  die  Hauptgarantien  deutscher  Ge- 
richtsverfassung aufgehoben  seien.  Die  im  Verhältnis  zu  andern  Lin* 
dem  viel  zu  grosse  Zahl  von  Bichterstellen,  die  in  der  Hand  des  Wm- 
sters  Hegende  Zusammensetzung  der  Kollegien  und  Verleihung  der  von 
so  vielen  Richtern  erstrebten  Bechtsanwaltstellen  bringe  eine  Ab* 
häoigigkeit  des  Bichterpersonals  zu  Wege ,  die  im  Bechtsstaate  unsu- 
lässig  und  gefahrUch  sei.  Die  Schilderung  dieser  Zustände  ist  meister- 
haft. Wenn  nun  aber  Gneist  die  freie  Advokatur  als  den  archimedi- 
schen Punkt  erweisen  zu  woUen  erklärte,  von  dem  aus  alle  diese  Ver- 
hältnisse in  die  rechten  Bahnen  zurücklenken  werden,  so  hielt  er  nicht 
Wort.  Er  legte  sehr  schön  dar,  dass  die  Bechtsanwaltschaft  kein  Amt, 
dass  ihr  als  freier  Kunst  der  freie  Wettbewerb  unentbehrlich  sei,  dass 
sie  als  hochangesehene  rechtskundige  Genossenschaft  ein  Gegengewicht 
gegen  das  Beamtentum,  eine  Garantie  des  Bechtsstaats  zu  bilden  habe, 
dass  der  Staat  dem  Befähigten  nicht  künstlich  die  Arbeit  verbieten 
dürfe,  —  aber  er  bewies  nicht,  inwiefern  die  freie  Advokatur  die  grosse 
Zahl  derBichter,  dieUnzulängUchkeit  ihrer  Besoldungen,  denNepotismus, 
die  beUebige  Zusammensetzbarkeit  der  Kollegien,  also  die  ungehörige  Ab- 
hängigkeit der  Bichter  beseitigen  werde.  Wenn  er  von  der  Bechtsanwalt- 
schaft erwartete,  dass  sie  nach  englischem  Muster  in  Ehrenamtem  dem 
Bichter  viele  Arbeit  abnehmen  und  dadurch  die  Verminderung  der  Bich- 
terzahl  herbeiführen  werde,  so  gab  er  sich  einer  Täuschung  hin,  die 
bei  einem  so  gediegenen  Kenner  des  preussischen  Staatswesens  fiber- 
raschen musste.  Wenn  er  das  Bedenken,  dass  die  alten  Advokaten- 
missbräuche  wiederkehren  würden,  mit  der  Bemerkung  zurückwies, 
dass  jene  Missbräuche  nicht  der  freien  Konkurrenz,  sondern  dem  schiift- 
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liehen  geheimen  Prozesse  entsprangen,  so  war  das  für  einen  Gneist 
doch  wohl  etwas  vorschnell»  und  wenn  er  auf  England  und  Frankreich 
hinwies,  so  war  gerade  damals  in  dem  yerbreitetsten  Organe  des  eng- 
lischen Juristenstandes  The  law  Magazine  ein  Aufsatz  The  English 
Bar  erschienen,  der  das  Sinken  guter  Sitte  beklagte  und  strengere  Zwangs- 
und Strafmittel  forderte.  Den  Hinweis  auf  die  Ärzte  wiirde  er  heute 
wohl  unterlassen  haben. 

Indessen  Gneist  war  ein  Mann,  dessen  Wort  weithin  gehört  wurde. 
Gegenschriften,  wie  die  des  Rechtsanwalts  A.  F.  Haack  „Über  Rudolf 
Gneists  Freie  Advokatur''  (Berlin,  Haude  und  Spener  1868)  wurden 
kaum  beachtet.  Dagegen  ging  eben  um  diese  Zeit  das  grosse  konser- 
vative Österreich  in  seiner  Advokatenordnung  vom  6.  Juli  1868  end- 
gültig zur  freien  Advokatur  über.     Würde  Deutschland  nachfolgen? 

Hier  war  mittlerweile  noch  eine  andere  Frage  in  Fluss  gekommen, 
die  des  Anwaltzwanges,  die  wiederum  mit  einer  noch  grösse- 
ren zusammenhing,  der  Frage  der  Mündlichkeit.  Nach  allgemeiner 
Meinung  war  der  Anwaltzwang  eine  notwendige  Folge  der  Mündlich- 
keit. Da  nun  die  Mündlichkeit  für  die  Neugestaltung  des  deutschen 
Prozesses  als  gegeben  anzusehen  war,  so  war  damit  auch  die  Frage  des 
Anwaltzwangs  entschieden.  Schon  der  erste  Juristentag  von  1860 
hatte  beide  Fragen  bejaht,  aber  in  etwas  übereilter  Beratung,  weshalb 
sie  1861  noch  einmal  auf  die  Tagesordnung  gesetzt  wurden.  Auch  hier 
schien  man  den  Anwaltzwang  als  selbstverständliche  Folge  der  Münd- 
lichkeit annehmen  zu  wollen.  Da  erhob  sich  aber  ein  rheinischer  Jurist, 
der  Advokat  Schöneseiffen  aus  München- Gladbach,  mit  der  Erklärung, 
dass  die  Mündlichkeit  auch  vor  Kollegialgerichten  keineswegs  den  An- 
waltzwang fordere,  wie  man  an  den  rheinischen  Handels-  und  Gewerbe- 
gerichten sehe.  Der  Advokat  Judeich-Dresden  konnte  ebenfalls  die 
Notwendigkeit  des  Anwaltzwangs  nicht  einsehen;  sie  erschien  ihm  als 
unangenehme  Bevormundung  der  Parteien;  und  Rechtsanwalt  Block- 
Magdeburg  stellte  die  verwunderte  Frage,  was  die  Partei  mache,  die 
den  Advokaten  nicht  bezahlen  könne.  Rechtsanwalt  Horwitz-Iieben- 
werda  dagegen  betrachtete  es  als  „eine  Frage  der  öffentlichen  Ordnung, 
dass  nicht  Jedermann  aus  dem  Volke  vor  das  Gericht  hintrete  und  den 
Richter  mit  unfertigen  Reden  behellige*'.  Die  Obertribunalsräte  Wal- 
deck und  V.  Stemenfels  sowie  einige  Anwälte  traten  ihm  bei,  und  so 
wurde  denn,  ohne  eigentlich  bedeutende  Debatte,  der  Anwaltzwang 
für  den  ordentlichen  Prozess  vor  Kollegialgerichten  angenommen.  In 
der  Vollversammlung  bekämpfte  ihn  wieder  ein  Advokat  v.  Kerstorf- 
Augsburg  sehr  entschieden;  überall  spreche  man  die  Parteien  mündig, 
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nur  hier  wolle  man  sie  bevormunden.  Aber  Waldeck  entgegnete  ihm, 
dass  gerade  preuBsische  Richter,  denen  bisher  zugemutet  worden  sei 
den  Anwalt  der  Parteien  abzugeben,  diese  Frage  am  besten  würdigen 
können,  und  so  nahm  auch  diese  Versammlung  den  Anwaltzwang  an. 

Eine  andere  Kundgebung  erfolgte  am  27.  März  1861  bei  Gelegen- 
heit eines  Besuchs  des  preussischen  Kronprinzen  im  Kammergerichte. 
In  seiner  Begrüssungsrede  wies  der  Präsident  v.  Strampff  darauf 
hin,  dass  das  Verfahren  der  Allgemeinen  Gerichtsordnung  nur  noch 
eine  Ruine  sei  mit  wenigen  baldigen  Einsturz  drohenden  Mauern. 
Zu  diesen  gehöre  die  Freiheit  vom  Advokatenzwange.  'Es  sei  falsch 
Rechtskunde  bei  jeder  Partei  vorauszusetzen.  Der  Advokatenzwang 
werde  die  jetzt  fehlende  Gewähr  vollständiger  Wahrnehmung  der  Partei- 
interessen bieten;  werde  er  wieder  eingeführt,  so  werde  im  Kreislauf 
der  Dinge  der  Prozess  wieder  auf  die  Form,  die  ihm  Gocceji  gegeben, 
zurückgeführt  sein,  nur  unter  bedeutender  Ausdehnung  der  Mündlich- 
keit und   Öffentlichkeit. 

Der  1864  von  der  Hannoverschen  Kommission  ausgearbeitete 
Entwurf  einer  deutschen  Zivilprozessordnung  hatte  in  der  Tat  für  die 
KoUegialgerichte  den  Anwaltzwang  angenommen,  jedoch  der  Landes- 
gesetzgebung Ausnahmen  nachzulassen  vorbehalten.  Der  Anwalt- 
zwang war  gedacht  als  Avou6- Zwang.  Er  bestand  darin,  dass  die 
Partei  durch  einen  bei  dem  Prozessgerichte  zugelassenen  Anwalt  ab 
Prozessbevollmächtigten  sich  vertreten  lassen  muss,  der  „die  zur  Regel- 
mässigkeit des  Verfahrens  erforderlichen  Handlungen  vorzunehmen 
und  Anträge  zu  stellen'^  insbesondere  die  vorbereitenden  Schriftsätze 
zu  fertigen  hat.  Auch  werden  in  der  mündlichen  Verhandlung  als  Bei- 
stände, abgesehen  von  Verwandten  etc.,  nur  Advokaten  zugelassen, 
jedoch  auch  hier  mit  Vorbehalt  abweichender  Landesgesetzgebung. 
Über  Vereinbarkeit  der  Anwaltschaft  mit  der  Advokatur  ergab  der 
Entwurf  nichts,  wie  er  überhaupt  über  die  Verfassung  der  Gerichte 
und  der  Rechtsanwaltschaft  schwieg.  Der  norddeutsche  1869  ver- 
öffentlichte Entwurf  hatte  ebenfalls  den  Anwaltzwang,  ausser  für  die 
Amts-  und  Handelsgerichte,  angenommen  und  ging,  wie  es  in  den  Vor- 
bemerkungen hiess,  von  der  Voraussetzung  aus,  dass  die  Rechtsanwalt- 
schaft  Advokatur  imd  Anwaltschaft  umfassen  und  jedem  Greprüften 
freigegeben  werden  werde.  Auch  der  preussische  Entwurf  von  1871 
nahm  in  gleichem  Umfange  den  Anwaltzwang  an  als  unentbehrlich 
für  ein  auf  Mündlichkeit  imd  Unmittelbarkeit  der  Verhandlung  be- 
ruhendes Verfahren;  die  Ordnimg  der  Anwaltverfassung  behielt  er 
im  übrigen  einer  Anwaltordnung  vor.    Interessant  war  die  Bemerkung 
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der  Begründung  (S.  281),  dass  die  Stellung  der  Anwälte  mit  Rücksicht 
auf  den  Anwaltzwang  als  amtliche  bezeichnet  werden  dürfe. 

Als  nun  endlich  im  Jahre  1874  die  vier  grossen  Justizgesetze  an 
den  Reichstag  gelangten,  enthielten  sie  zur  allgemeinen  Enttäuschung 
keine  Anwaltordnung.  Der  Bundesrat  hatte  vielmehr  beschlossen 
über  die  Gestaltung  der  Rechtsanwaltschaft  eine  Verständigung  unter 
den  Bundesstaaten  herbeizuführen;  nur  die  Verhältnisse  der  Reichs- 
gerichtsanwälte sollten  durch  Reichsgesetz  geordnet  werden.  Während 
die  ZivUprozessordnung  den  Anwaltzwang  aussprach,  sollten  die  Ver- 
hältnisse der  Anwaltschaft  landesrechtlicher  Ordnung  überlassen  bleiben. 
In  der  Reichstagssitzung  vom  24.  November  1874  behauptete  der  preus- 
sische  Justizminister  unter  allgemeinem  Widerspruche  die  Unzuständig- 
keit des  Reichs  für  eine  Anwaltordnung.  Was  sollten  diese  weit  her- 
geholten offenbar  unbegründeten  Bedenken?  Fürchtete  man  sich 
vor  den  heissen  Fragen  einer  Anwaltordnung?  Hielt  man  die  Freigabe 
der  Rechtsanwaltschaft  für  politisch  bedenklich? 

Jedenfalls  dachte  der  Reichstag  anders.  In  der  Reichsjustiz- 
konunission,  der  aus  der  Rechtsanwaltschaft  Eysoldt,  Grimm,  Lasker, 
Volk  und  Wolffson  angehörten,  brachten  die  Abgeordneten  Bahr,  Thilo 
und  Lasker  Anträge  ein  dem  Gerichtsverfassungsgesetze  einen  Titel 
„Rechtsanwaltschaft*^  einzufügen,  in  dem  sie  (Lasker  nur  für  das  Reichs- 
gericht) eine  freigegebene,  lokalisierte,  in  der  Vorbildung  dem  Richter- 
amte gleichgestellte  Rechtsanwaltschaft  mit  Anwaltkammerverfassung 
vorsahen.  Wolffson  hatte  mit  einigen  Abgeordneten  noch  einen  ande- 
ren Entwurf  vereinbart,  der  aber  nicht  vor  die  Kommission  gekommen, 
sondern  nur  in  der  Juristischen  Wochenschrift  1876  veröffentlicht  wor- 
den ist.  Preussen  dagegen  bildete  zwei  auch  von  Rechtsanwälten  be- 
schickte Gegenkommissionen  zur  Beratung  einer  preussischen  Rechts- 
anwalts- und  Gebührenordnung. 

Am  7.  Januar  1876  fand  die  Sitzung  der  Reichs  Justizkommission 
statt,  in  der  auf  lange  hinaus  über  das  Schicksal  der  deutschen  Rechts- 
anwaltschaft entschieden  werden  sollte.  Alles  war  gespannt,  wie  sich 
Preussen  über  die  Freigabe,  diese  altpreussischen  Begriffen  stracks 
zuwiderlaufende  Einrichtung,  äussern  würde.  Aber  an  der  Spitze  des 
preussischen  Justizministeriums  stand  diesmal  der  Hannoveraner  Leon* 
hardt,  der,  selbst  aus  dem  Advokatenstande  hervorgegangen,  an  freie 
Advokatur  gewöhnt  war.  Dazu  kam,  dass  zur  Zeit  ein  Mangel  an  Juri- 
sten herrschte,  der,  in  Verbindung  mit  der  erheblichen  Aufbesserung 
der  Richtergehälter,  dahin  geführt  hatte,  dass  die  geprüften  Juristen 
die  leicht  erreichbare  Richterstelle  der  aufreibenden  Rechtsanwalts- 
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tätigkeit  vorzogen,  häufig  sogar  angesehene  Rechtsanwälte  in  den  Rieh- 
terdienst  übertraten  und  dermalen  200  Anwaltstellen  unbesetzt  waren. 
Leonhardt  fürchtete  daher  von  der  Freigabe  nicht  eine  Überf ullung 
des  Standes,  sondern  für  viele  Gegenden  einen  Mangel  an  Richtern  und 
Rechtsanwälten;  wurde  dagegen  Vorsorge  getroffen,  so  hatte  er  gegen 
die  Freigabe  nichts  einzuwenden.  Immerhin  erklärte  er  vorsichtig  nur 
für  sich  selbst  zu  sprechen.  Dagegen  warnte  der  Sachse  v.  Schwarze 
vor  der  freien  Advokatur,  die  in  Sachsen  durch  Übexfullung  ver- 
derblich gewirkt  habe;  selbst  die  Kriminaltabellen,  sagte  er,  kSnntoi 
davon  Beweise  geben.  Seine  ernsten  Ausführungen  hätten  vielleidit 
Eindruck  gemacht.  Aber  da  erhob  sich  der  Bevollmächtigte  der 
sächsischen  Regierung  Held  und  bat  sich  von  den  in  Sachsen  ge- 
machten Erfahrungen  nach  keiner  Richtung  bestimmen  zu  lassen,  da 
die  Quellen  der  allerdings  vorhandenen  Übelstände  sehr  schwer  auf- 
zudecken, zum  Teil  in  dem  geheimen  schriftlichen  Prozesse  zu  suchen 
seien.  Dieses  in  der  Tat  wertvolle  Zeugnis  wirkte  offenbar  ausschlag- 
gebend; man  betrachtete  weiterhin  die  Freigabe  der  Rechtsanwalt- 
schaft, für  die  man  im  wesentlichen  nur  politische  Gründe  hatte,  als 
bereits  entschieden,  so  sehr,  dass  nicht  einmal  mehr  eine  bestimmt  auf 
sie  gerichtete  Frage  zur  Abstimmung  gestellt  wurde.  Alle  Sorge  rich- 
tete sich  auf  die  Frage  des  aus  der  Freigabe  besorgten  Anwalts-  oder 
Richtermangels  und  der  Lokalisierung.  Die  erste  erledigte  man  durch 
emen  sogenannten  Sperrparagraphen,  nach  welchem,  so  lange  bei  einem 
Landgerichte  nicht  die  genügende  Zahl  von  Anwälten  sei,  bei  anderen 
Gerichten  desselben  Bundesstaats  Anwälte  nicht  zugelassen  werden 
sollten.  Kaum  auf  Widerstand  stiess  die  Lokalisierung,  durch  die  man 
Terminskollisionen  vorzubeugen  hoffte. 

Diese  Grundsätze  wurden  in  einem  eingeschobenen  Titel  IX  a 
„Rechtsanwaltschaft"  wie  folgt  formuliert: 

Wer  die  Fähigkeit  zum  Richteramte  in  einem  Bundeastsiate  erlangt 
hat,  hat  einen  Anspruch  auf  Zulassung  zur  Rechtsanwaltschaft  bei 
einem  bestimmten  Gerichte  dieses  Bundesstaats,  wenn  nicht  der  Fall 
des  Sperrparagraphen  oder  einer  der  andern  bestimmt  normierten  Aus- 
nahmefälle, insbesondere  ehrenrühriges  Verhalten,  vorHegt.  Der  Zu- 
gelassene muss  am  Sitze  seines  Gerichts  wohnen,  womit  die  Amtsgerichts- 
anwälte  von  den  Landgerichten  ausgeschlossen  waren.  Er  ist,  soweit 
Anwaltzwang  herrscht,  allein  zur  Vertretung  bei  seinem  Gerichte  be- 
fugt; doch  kann  er  einem  dort  nicht  Zugelassenen  die  Vertretung  in 
der  mündlichen  Verhandlung  übertragen.  Gleichzeitige  Zulassung  bei 
mehreren  an  demselben  Orte  befindlichen  Gerichten  kann  gestattet 
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werden.  Die  Beichsgerichtsanwaltsohaft  ist  ebenfalls  freigegeben,  er- 
fordert aber  fünf  Jahre  Justizdienst.  Die  Rechtsanwälte  sind  nicht 
Staatsdiener;  Aufsicht  und  Disziplin  steht  den  Anwaltskammem  zu, 
über  die  ein  Beiohsgesetz  vorbehalten  ist. 

Dieses  Ergebnis  zeitigte  eine  literarische  Hochflut,  eine  Masse  Ver- 
sammlungen und  Beschlüsse  der  Anwaltvereine ,  Anwaltschaften  ein- 
zelner Gerichte,  Provinzen  und  Lander.  Der  Vorstand  des  Deutschen 
Anwaltvereins  berief  einen  Anwaltstag  nach  Köln  und  forderte  die 
verschiedenen  Anwaltkörper  und  Anwaltvereine  zur  Abgabe  von  Gut- 
achten auf,  die  der  Obertribunalsanwalt  Fenner  bearbeitete  und  zu- 
sanunenstellte.  Über  die  Freigabe  der  Rechtsanwaltsehaft  schien  alles 
einig  zu  sein;  wenn  auch  manche  etwas  beklemmt  der  furchtbaren  Ge- 
fahr ins  Auge  schauten,  so  wurden  doch  auch  sie  von  den  Zauberworten 
,,freie  Konkurrenz,  Entfesselung  aller  Kräfte,  Abschaffung  aller  Zunft- 
privilegien^^  geblendet.  Kennzeichnend  war  das  Gutachten  der  Ber- 
liner Obertribunalsanwälte,  welches  feststellte,  dass  allerdings  „der  aus 
dem  Bdchterstand  hervorgehende  Anwaltstand  nach  altpreussischer  Er- 
fahrung in  Beziehung  auf  die  Ausübung  seines  Berufes  sowohl  wie  in 
Betreff  des  Anstands  und  der  Ehrenhaftigkeit  besondere  Vorzüge  habe'', 
dasB  Haltung  und  Ansehn  des  preussischen  Anwaltstandes  bisher  im 
allgemeinen  nichts  zu  wünschen  übrig  liessen,  dass  dies  seinen  Haupt- 
grund in  der  Beamtenstellung  und  beschrankten  Zahl  sowie  den  festen 
Gebühren  der  Rechtsanwälte  habe,  und  dennoch  —  unbegreiflich  — 
für  die  Freigabe  stimmte.  Blind,  mit  wahnwitzigem  Leichtsinn  schritt 
man  über  diese  schwere,  schwere  Frage  hinweg. 

Am  2.  Juni  1876  wurde  der  fünfte  deutsche  Anwaltstag  zu  Köln, 
der  wichtigste,  den  die  deutsche  Anwaltschaft  erlebt  hat,  durch  Dom 
eröffnet.  Advokatanwalt  Nacken  aus  Köln  wurde  zum  Vorsitzenden 
gewählt.  Drei  Berichterstatter  waren  ernannt:  v.  Wilmowski-Berlin, 
Moritz  Fürst-Mannheim,  ein  Bruder  des  VorstandsmitgHedes,  und  Rau- 
München,  die  den  Stoff  unter  sich  verteflt  hatten.  Wilmowski  berich- 
tete über  die  Vorfragen,  ob  es  einer  Reichsanwaltordnung  bedürfe, 
ob  die  Rechtsanwälte  Beamte  sein  und  einen  Eid  leisten  sollen,  Rau 
über  die  Zulassungsbedingungen,  Fürst  über  die  Lokalisierung.  Wie- 
derum wurde  die  Hauptfrage,  Freigabe  der  Rechtsanwaltsehaft,  in 
schreckenerr^ender  Weise  vernachlässigt;  in  Raus  überhaupt  ganz 
unzulänglichem  Berichte  kam  sie  gar  nicht  zur  Sprache  und  selbst  in 
den  Beschlüssen  nicht  zu  ganz  klarem  Ausdruck.  Ihre  Bejahung  wurde 
als  selbstverständlich  vorausgesetzt;  es  war  ganz  richtig,  was  Geiger- 
Frankfurt  sagte:  Die  Freigabe  ist  für  uns  ein  Dogma.    Worüber  man 
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stritt,  war  die  verhältnismässig  unwichtige  Frage,  ob  nach  erlangter 
Befähigung  zum  Bichteramte  noch  ein  Vorbereitungsdienst  bei  Rechts- 
anwälten, wie  in  Bayern,  gefordert  werden  sollte,  was  verneint  wurde, 
und  die  Lokalisierung,  gegen  die  von  überall  Proteste  eingelaufen  waren. 
Fürst  wandte  sich  in  einem  ausgezeichneten  Vortrage  gegen  die  aller 
Erfahrung  widersprechende  Annahme,  dass  nichtlokalisierte  Anwälte 
fortwährend  auf  Reisen  seien,  wies  nach,  dass  der  Prozess  viel  mehr 
durch  die  gleichzeitige  Verhandlung  in  verschiedenen  Kammern  imd 
Abteilungen  als  durch  die  NichtlokaUsierung  gestört  werde.  Auch 
unser  Freund  Schott  aus  Stuttgart  (Kapitel  49, 1)  sprach  in  gleichem 
Sinne.  Aber  die  rheinischen  Freunde  der  Lokalisierung  konnten  sich 
eine  schriftliche  Vorbereitung  des  Prozesses  zwischen  weit  auseinander 
wohnenden  Anwälten  nicht  denken;  die  Amtsgerichtsanwälte,  deren 
Existenz  durch  die  Lokalisierung  gefährdet  erschien,  hielt  man  nach 
der  ims  bereits  bekannten,  auch  in  der  Justizkomnüssion  zum  Aus- 
druck gekonunenen  Auffassung  für  ein  überflüssiges  Möbel.  Wilmowaki 
sprach  für  Lokalisierung,  woUte  aber  die  Amtsgerichtsanwälte  bei  den 
Landgerichten  zulassen.  Er  war  selbst  20  Jahre  in  den  östlichen  Pro- 
vinzen gewesen  und  kannte  die  Verhältnisse.  Die  Amtsgerichtsanwälte 
wollen  Sie  abschaffen?  „Wenn  die  Herren  sich  vergegenwärtigen  wol* 
len,  dass  im  Bezirk  von  Hinterpommem  auf  etwa  40  Meilen  weit  nur 
drei  Landgerichte  vielleicht  bestehen  werden,  so  bitte  ich  Sie  zu  über- 
legen, ob  es  denn  möglich  ist  Anwälte  bloss  beim  Landgericht  zuzu- 
lassen. Der  Kampf  wogte  lange  unentschieden  hin  und  her.  Im  Schluss- 
worte wies  Fürst  noch  einmal  auf  die  klägliche  Bolle  hin,  die  der  zuge- 
lassene Anwalt  spielt,  wenn  er  dem  nicht  zugelassenen  die  Vertretung, 
alles  Schriftliche  und  Mündliche,  überlässt  und  selber  nur  dem  Namen 
nach  Vertreter  der  Partei  ist.  Endlich  wurde  in  namentlicher  Abstim- 
mung mit  99  gegen  92  Stimmen  sein  Antrag,  die  Lokalisierung  zu  ver- 
werfen, abgelehnt,  dafür  aber  ein  Antrag  Niemeyer  angenommen,  nach 
welchem  die  Zulassung  zu  erteilen  war  für  alle  Gerichte  eines  Ober- 
landesgerichtsbezirks. Welcher  Zufall  zur  Aimahme  dieses  ganz  am 
Schlüsse  eingebrachten,  vom  Antragsteller  nicht  einmal  b^ründeten 
Antrages  geführt  hat,  ist  nicht  zu  ergründen.  Jedenfalls  war  diese  Art 
Lokalisierung  eine  ganz  andere,  als  über  die  man  gestritten  hatte;  ja 
sie  kam  einer  Ablehnimg  der  Lokalisierung  gleich.  Und  das  war  ge- 
schehen in  einem  Orte,  wo  die  Freunde  der  Lokalisierung  ihr  Haupt- 
quartier hatten,  in  einer  Versammlung,  die  unter  191  Stimmenden 
allein  83  aus  dem  französischen  Bechtsgebiete  zählte,  von  denen  aber 
ebenfalls  17  gegen  die  Lokalisierung  gestimmt  hatten. 
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Am  zweiten  Tage  war  es  nicht  zu  vermeiden,  dass  man  ins  Fahr- 
wasser der  gestrigen  Debatte  zurückgeriet.  Niemeyer-Essen  begrün- 
dete nachträglich  seinen  bereits  angenommenen  Antrag.  Eyentuell, 
d.  i.  für  den  Fall,  dass  die  Gesetzgebung  die  Lokalisierung  in  strenge- 
rer Form  annehme,  wurde  beschlossen  den  Amtsgerichtsanwälten  das 
Auftreten  vor  dem  übergeordneten  Landgerichte  und  den  Anwälten 
erster  Instanz  die  Vertretung  in  zweiter  Instanz  in  den  Sachen  zu  ge- 
statten, die  sie  in  erster  vertreten  haben.  Der  Sperrparagraph  wurde 
fast  ohne  Debatte  gestrichen.  Die  Unvereinbarkeit  des  Notariats  mit 
der  Rechtsanwaltschaft  wurde  mit  grosser  Mehrheit  angenommen,  ob- 
wohl selbst  aus  Bayern,  einem  Lande,  wo  dieser  Grundsatz  bereits  galt, 
davor  gewarnt  wurde  den  Amtsgerichtsanwälten  das  Notariat  zu  nehmen. 
Nach  unwesentlicher  Debatte  über  die  sonstigen  Versagungs-  und  Un-^ 
Vereinbarkeitsgründe  gelangte  man  zur  Anwaltskammerverfassung, 
über  die  Wilmowski  berichtete.  Er  erklärte  sich  entschieden  dafür, 
dass  die  Disziplinargewalt  in  allen  Instanzen  der  Anwaltschaft  zustehen 
müsse.  Der  Zustand  in  Preussen,  wo  die  zweite  Instanz  durch  das 
Obertribunal  gebildet  werde,  lehre  das;  es  seien  Fälle  vorgekommen, 
wo  das  Obertribunal  dem  Anwaltstande  Genossen  aufgedrängt  habe, 
die  der  Ehrenrat  für  unwürdig  des  Standes  erklärt  hatte.  Es  habe  sich 
eine  solche  Unkenntnis  der  Verhältnisse  des  Anwalts  zum  Publikum 
gezeigt,  besonders  in  Fällen,  wo  es  sich  um  die  Pflicht  zur  Annahme 
oder  Ablehnung  eines  Bfandats  gehandelt  habe,  dass  dem  Bichterstande 
nicht  die  Entscheidung,  zumal  letzter  Instanz,  überlassen  werden  könne. 
Er  beantragte  eine  Anfechtung  der  Entscheidungen  der  Anwaltskam- 
mem  nur  wegen  Verletzung  von  Verfahrensvorschriften  zuzulassen. 
Es  gab  wirklich  einen  in  der  Versammlung,  den  scharfkantigen  Schwaben 
Bacher-Stuttgart,  der  den  Mut  hatte  zu  beantragen: 

Es  entspricht  nicht  der  Würde  des  Anwaltstandes  Disziplinarkam- 
mern zu  errichten, 
aber  natürlich  nicht  einmal  die  ausreichende  Antragsunterstützung 
fand.  Dagegen  wurde  ein  Antrag  von  Dockhom-Posen  einstimmig 
angenonmien,  dass  gegen  die  Entscheidungen  der  Anwaltskanmier  ein 
Rechtsmittel  nur  dem  Angeschuldigten  zustehen  solle,  wobei  die  Frage, 
an  welche  Stelle  das  Rechtsmittel  gehen  solle,  absichtlich  offen  gelassen 
war.  Vor  dem  Reichsgerichte  sollte  jeder  deutsche  Anwalt  auftreten 
dürfen.  Zuletzt  nahm  man  noch  einen  Grundsatz  an ,  der  einen 
andern  vorher  angenommenen,  nämlich  dass  die  in  einem  Bundes- 
staate erworbene  Befähigung  zur  Zulassung  in  jedem  andern  berech- 
tige, über  den  Haufen  warf,  nämlich  dass  dies  erst  in  Kraft  treten 
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solle,  wann  für  das  Reich  einheitliche  Normen  über  die  Befähigung 
erlassen  wären. 

In  demselben  Jahre  1876  beschäftigte  sich  der  bayrische  Anwalt»- 
tag  zu  München  mit  denselben  Fragen.  Auch  hier,  wo  man  doch  früher 
gegen  die  Freigabe  protestiert  hatte,  wurde  sie  jetzt  als  unentrinnbares 
Verhängnis  hingenonmien;  auch  hier  drehte  sich  die  Etörterung  vor- 
wiegend darum,  ob  nach  Erlangung  der  Befähigung  zum  Richteramte 
noch  eine  zweijährige  Vorbereitung  im  Anwaltsdienste  gefordert  weiden 
sollte;  was  bejaht  wurde.  Die  Lokalisierung,  obwohl  man  sie  für  un- 
gerechtfertigt  hielt,  wollte  man  nicht  mehr  anfechten  und  schlug  nur 
Simultanzulassung  bei  den  an  demselben  Orte  befindlichen  Kollegial- 
gerichten  vor.  Femer  wurde  beschlossen  für  die  Armensachen  Ver- 
gütung aus  der  Staatskasse  zu  verlangen,  weU  bei  freigegebener  Rechts- 
anwaltschaft  der  Grund  für  unentgeltliche  Besorgung  dieser  Sachen 
wegfalle. 

Inzwischen  war  in  den  Schicksalen  des  Elntwurf s  eine  überraachende 
Wendung  eingetreten.  Als  nämlich  die  Justizkommission  des  Reichs- 
tags die  zweite  Lesung  des  Titels  „Rechtsanwaltschaft'*  begann,  lag 
ein  Antrag  Miqu61  vor 

den  Titel  zu  streichen. 
Zur  Begründung  erfolgte  die  amtliche  Mitteilung,  dass  die  verbündeten 
Regierungen  die  Verhältnisse  der  Rechtsanwaltschaft  im  Zusammen- 
hange mit  der  vorbehaltenen  Anwaltskammerverfassung  durch  be- 
sonderes Gesetz  zu  ordnen  wünschten,  mit  dessen  Ausarbeitimg  bereits 
begonnen  sei.  Nun  gehörte  aber  die  Anwaltordnung  offenbar  ins  Ge- 
richtsverf assimgsgesetz ;  der  Anwaltstag  hatte  das  bereits  ausgesprochen. 
Die  Reichstagskommission  trat  dem  bei  und  brachte  den  Titel  mit  un- 
wesentlichen Änderungen  vor  den  Reichstag.  An  ihren  Beratungen 
hatte  sich  die  Regierung  nicht  mehr  beteiligt. 

Berichterstatter  für  das  Gerichtsverfassungsgesetz  war  der  Ab- 
geordnete Miqu61,  der  Vorsitzender  der  Kommission  gewesen  war. 
Sein  schriftlicher  Bericht  ging  aus  von  der  Notwendigkeit  reichsgeeetE- 
Ucher  Regelung  der  Rechtsanwaltschaft,  hob  hervor,  dass  Einigkeit 
darüber  geherrscht  habe,  dass  die  Vorbüdung  zur  Rechtsanwaltaohaft 
dieselbe  sein  müsse  wie  die  zum  Richteramte,  dass  die  Scheidung  von 
Anwalt  imd  Advokat  keinen  Verteidiger  gefunden  habe,  dass  man, 
entgegen  den  Wünschen  des  Anwaltstandes,  an  der  Lokalisierung  fest- 
gehalten habe,  die  durch  die  Mündlichkeit  imd  den  Anwaltzwang  und 
die  Notwendigkeit  des  Zusammenwachsens  von  Rechtsanwaltschaft 
und  Gericht  gefordert  sei,  dass  man  aber  das  Prinzip  dadurch  etwas 
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gemildert  habe,  dass  in  der  mündlichen  Verhandlung  die  Vertretung 
durch  den  zugelassenen  Anwalt  einem  nicht  zugelassenen  mit  Ein- 
willigung der  Partei  übertragen  werden  könne.  Über  die  Frage  der 
Freigabe  ging  der  Bericht  nicht  so  leichtsinnig  hinweg,  wie  es  der  An- 
waltstag getan  hatte.  Die  Gefahren  der  Freigabe,  sagte  er,  habe  die 
Mehrheit  der  Kommission  nicht  verkannt.  Unzweifelhaft  habe  die 
Geschlossenheit  der  Advokatur  für  die  gesellschaftliche  Stellung  und 
moralische  Haltung  des  Advokatenstandes  in  den  altpreussischen  Fto- 
vinzen  gute  Wirkungen  gehabt.  Aber  die  Gefahren  seien  bei  einem 
öffentlich-mündlichen  Verfahren  an  sich  viel  geringer,  könnten  durch 
strenge  Disziplin  der  Anwaltskammem  vermieden  werden  und  jeden- 
falls „gegenüber  der  durch  die  neuere  Entwicklung  des  öffentlichen 
Lebens  und  durch  die  Prozedurverordnungen  gebotenen  freien  Be- 
w^^ung*'  nicht  massgebend  sein.  Die  Freigabe  gewahre  grosse  Vor- 
teile auf  politischem  Gebiete,  namentlich  für  die  Stellung  der  Richter 
und  Beamten,  sie  mache  den  Richter  erst  voll  unabhängig,  sei  in  mehre- 
ren Landern  bereits  Rechtens.  Das  allein  massgebende  Interesse  der 
Justiz  fordere  eine  so  weitgehende  Beschränkung  nicht.  Die  Gefahr 
massenhaften  Übertritts  aus  dem  Riohterstande  und  also  eines  Richter- 
mangels liege  auch  in  Preussen  nicht  vor.  Für  zutreffende  VerteUung 
der  Anwälte  auf  die  Landgerichte  müsse  allerdings  bei  herrschendem 
Anwaltzwange  Sorge  getragen  werden;  deshalb  der  Sperrparagraph. 
Zur  Streichung  des  Titels  habe  sich  die  Konmiission  nicht  entschliessen 
können,  weil  die  Stellung  der  Regierung  zu  den  von  der  Kommission 
angenommenen  Grundsätzen  noch  imklar  sei,  wenn  auch  nach  Ansicht 
des  Direktors  des  Reichskanzleramts  die  freie  Advokatur  gesichert  sei. 

Bevor  der  Reichstag  in  die  sachliche  Beratung  eintrat,  liess  der 
Reichskanzler  ihm  eine  Übersicht  der  Beschlüsse  zugehen,  die  der  Bun- 
desrat zu  den  Beschlüssen  der  Justizkommission  gef  asst  hatte  und  unter 
welchen  sich  auch  der  auf  Streichung  des  Titels  Rechtsanwaltschaft 
gehende  befand.  Der  Reichstag  überwies  diese  Beschlüsse  wiederum 
der  Justizkommission  mit  der  Ermächtigung  einzelne  Fragen  ohne  Vor- 
beratung dem  Plenum  zuzuweisen.  Das  geschah  mit  der  Frage  der 
Anwaltsordnung,  nachdem  die  Regierung  erklärt  hatte  in  der  Kom- 
mission auf  eine  materielle  Erörterung  nicht  eingehn  zu  wollen,  weil 
eine  Rechtsanwaltsordnung  bereits  ausgearbeitet  sei. 

So  gelangte  denn  Titel  IX  a  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  am 
24.  November  1876  zur  Beratung  im  Reichstage.  Auch  hier  erklärte 
die  Regierung  sich  sachlich  auf  die  von  der  Kommission  beschlossenen 
Punkte  nicht  erklären  zu  können,  weil  das  Ganze  nicht  vorUege  und 
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weil  der  Bundesrat  fest  angenommen  habe,  der  Reiobstag  werde  auf 
Weiterberatung  des  Titels  IX  a  nicht  bestehen.  Der  Reichstag  war 
aber  kopfscheu  geworden.  Es  fiel  auf,  dass  die  Regierung  über  den 
Inhalt  der  doch  bereits  ausgearbeiteten  Rechteanwaltsordnung  nichts 
verlauten  liess;  Minister  Leonhard  gab  vor  sie  noch  nicht  gelesen  und 
erst  gestern  einem  seiner  Räte  gegeben  zu  haben,  der  aber  auch  noch 
keine  Zeit  gefunden  habe  sie  zu  lesen.  Leider  fand  sich  niemand  im 
Hause,  der  diese  offenbare  Lüge  mit  dem  verdienten  Hohne  abgefertigt 
hätte.  Der  kluge  Windhorst  sah  wohl,  dass  der  Reichstag,  solange  er 
die  Kraft  dazu  habe,  die  freie  Advokatur  festlegen  müsse.  „Diese  groBse 
Kraft'',  sagte  er,  „habe  ich  bei  dem  Zustandebringen  der  jetzt  vor- 
liegenden Justizgesetze.  Wenn  diese  fertig  sind,  habe  ich  gar  keine 
Kraft  mehr  und  bin  auf  den  guten  Willen  der  Regierungen  und  meiner 
Kollegen  angewiesen."  Nachdem  der  Berichterstatter  Miquel  achwei* 
gen  zu  wollen  erklärt  hatte,  da  er  seine  persönliche  Ansicht  nicht  sagen 
dürfe,  wurde  in  namentlicher  Abstimmung  der  erste  Paragraph  des 
Titels  mit  163  gegen  128  Stimmen  und  darauf  die  übrigen  Paragraphen 
ohne  Reden  angenommen.  Der  Reichstag  hatte  darauf  bestanden  die 
Verhältnisse  der  Rechtsanwaltschaft  im  Gerichtsverfassung^esetase 
selbst  zu  regeln. 

Jetzt  liess  der  Reichskanzler  unterm  12.  Dezember  1876,  vor  der 
dritten  Lesung,  dem  Reichstage  eine  Zusammenstellung  zugehen,  in 
welcher  die  vom  Reichstage  bisher  zu  den  Justizgesetzen  gef  aasten  Be- 
schlüsse zum  Teil  für  annehmbar,  zum  TeU  für  unannehmbar  erklärt 
wurden.  Zu  den  imannehmbaren  gehörte  Titel  IX  a,  jetzt  XI,  betitelt 
„Rechtsanwaltschaft".  Es  ging  nunmehr  ein  durch  vertrauliche  Be- 
sprechungen gezeitigter  Vermittelungsantrag  ein,  an  dessen  Spitze  Miquel 
stand.  Unter  den  Punkten,  die  der  Reichstag  opfern  soUte,  befand 
sich  auch  der  Titel  XI.  In  der  Sitzung  vom  19.  Dezember  1876  begrün- 
dete Miquel  kurz  den  Antrag.  Der  Minister  Leonhard  versprach  be- 
stimmt eine  Reichsanwaltsordnung  imter  wesentlicher  Beachtung  der 
von  der  Konmiission  festgesetzten  Grundzüge.  Nur  eine  grössere  und 
wirklich  hübsche  Rede  wurde  zu  der  Frage  gehalten:  vom  Abgeord* 
neten  Schröder  (lippstadt),  der,  selbst  ein  gewesener  Rechtsanwalt,  die 
Zustände  der  preussischen  Rechtsanwaltschaft  in  etwas  grellen  Farben 
schilderte,  die  versteinerten  alten  Justizräte,  denen  man  unmöglich 
einen  bedeutenden  Prozess  anvertrauen  könne,  die  Schwierigkeiten 
einer  Wohnsitzänderung,  die  politischen  Verfolgungen. 

Dumme  und  ungeschickte  Menschen,     Leute  mit  kleinem  Gehirn, 
die  werden  fast  nie  von  der  Regierung  verfolgt,  wenigstens 
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von  der  preussischen.  Sie  können  sich  darauf  verlassen,  dass,  wenn 
in  Preussen  jemand  tendenziös  verfolgt  wird,  er  fast  immer  ein  ge- 
scheuter, tüchtiger  und  anständiger  Mensch  ist. 
Diesen  Menschen  solle  in  der  freien  Advokatur  eine  Zuflucht  eröfibet 
weiden,  das  sei  der  wichtigste  Gesichtspunkt,  gegen  den  alle  andern 
verschwinden.  Ob  nun  die  neue  Bechtsanwaltsordnung  die  freie  Ad- 
vokatur in  dieser  Gestalt  bringen  werde,  das  möchte  er  erst  wissen. 
Der  Minister  Leonhard  beruhigte  ihn  darüber.  Es  lag  etwas  wie  trübe 
Ahnung  in  seinen  Worten,  als  er  sagte: 

Die  Verhaltnisse  der  Rechtsanwälte  in  den  alten  Provinzen  sind 
durchaus  günstige,  ihre  Lage  ist  eine  so  glückliche  und  eine  so  ehren- 
volle, dass  ich  nur  wünschen  kann,  sie  möchte  die  gleiche  bleiben 
in  spaterer  Zeit,  wenn  Freiheit  der  Advokatur  herrschen  mag. 
Das  Ende  war:  Titel  XI  wurde  gestrichen. 

Der  Beschluss  war  ein  unverzeihlicher  Fehler.  Es  lag  in  ihm  ein 
Vertrauensvotum,  wo  Anlass  zu  höchstem  Misstrauen  gegeben  war. 
War  die  Regierung,  wie  sie  andeutete,  sachlich  mit  dem  Reichstage 
einverstanden,  so  war  es  für  sie  viel  leichter  nachzugeben  als  für  den 
Reichstag.  Mindestens  musste  sie  den  angeblich  bereits  fertigen  Ent- 
wurf ihrer  Anwaltsordnung  offen  legen.  Für  den  Kundigen  war  es 
ausser  Zweifel,  dass  hinter  der  Unnachgiebigkeit  des  Bundesrats  der 
Greist  des  eisernen  Kanzlers  stand,  dem  die  politischen  Wirkungen  der 
freien  Advokatur  unbequem  waren.    Das  sollte  sich  sofort  zeigen. 


Sechzigstes  Kapitel. 

Die  BechtBanwaltBordiiQiig. 

Hören  wir  nun,  wie  die  Regierung  ihr  Versprechen  einlöste  eine  den 
Beschlüssen  der  Reichstagskommission  wesentlich  entsprechende 
Rechtsanwaltsordnung  einzubringen.  Unterm  24.  Oktober  1877  legte 
der  Reichskanzler  dem  Bundesrate  den  Entwurf  einer  Rechtsanwalts- 
Ordnung  vor,  der  mit  geringen  Abänderungen  am  6.  Februar  1878  an 
den  Reichstag  gelangte,  ein  stattliches  Gesetz  von  108  Paragraphen 
mit  umfangreicher  Begründung  und  wertvollen  Anlagen,  enthaltend  u.  a. 
die  Beschlüsse  des  Anwaltstages  und  eine  Darstellung  des  in  den  Bundes- 
staaten bestehenden  Rechtszustandes.  In  den  Fragen  der  Vorbildung, 
Lokalisierung,  Nichtbeamteneigenschaft,  Anwaltskammem  stinunte  es 
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mit  den  Beschlüssen  der  Beichstagskommission  wesentlich 
Auch  freigegeben  war  die  Beohtsanwaltschaft,  aber  mit  drei  wesent- 
lichen Beschränkungen.  Einmal  war  das  Recht  auf  Zulassung  nur 
dem  zugestanden,  der  die  Zulassung  innerhalb  eines  Jahres  nach  der 
Prüfung  und,  bevor  er  im  Staatsdienste  angestellt  worden,  beantragte. 
Damit  wurde  der  Freigabe  der  Bechtsanwaltschaft  ihre  politische 
Bedeutung,  eine  Zufluchtstätte  gemassregelter  Beamten  zu  sein,  voli- 
ständig  genommen;  es  war  jetzt  ganz  klar,  weshalb  der  Justizminister 
in  der  Verhandlung  über  Streichung  des  Titels  XI  den  für  diese  aus- 
schlaggebenden Inhalt  des  Entwurfs  noch  nicht  hatte  kennen  däifoi. 
Sodann  sollten  zugelassene  Rechtsanwälte  nur  dann  einen  Anspruch 
auf  Zulassung  d.  i.  Versetzung  haben,  wenn  sie  schon  fünf  Jahre  an 
einem  und  demselben  Gerichte  Rechtsanwalt  gewesen  waren.  End- 
Uch  war  die  Rechtsanwaltschaft  am  Reichsgerichte  überhaupt  nicht 
freigegeben.  Der  Sperrparagraph  war  beibehalten,  ebenso  die  Be- 
stinmiung,  dass  ein  Anspruch  auf  Zulassung  nur  für  den  Bundesstaat 
besteht,  in  dem  man  die  Prüfung  bestanden. 

Die  „Allgemeine  Begründung''  des  Entwurfs  ging  zunächst  kon 
über  die  Unterscheidung  zwischen  Prokuratur  und  Advokatur  hinweg, 
deren  Aufgeben  nach  Lage  der  Sache  völlig  selbstverständlich  war. 
Dass  die  Rechtsanwälte  nicht  Beamte  seien,  hielt  sie  ebenfalls  keiner 
besonderen  Begründung  mehr  wert.  Hieraus  folgerte  sie,  dass  nicht 
von  Anstellung,  sondern  nur  von  Zulassung  die  Rede  sein  könne.  Die 
Frage  der  Freigabe  war  bereits  entschieden.  Ihre  Gefahren  übersah 
man  nicht;  man  wollte  sie  überwinden  durch  allerstrengste  Disziplin. 
Die  Festsetzung  von  Höchstzahlen  hielt  man,  dem  Anwaltzwange 
gegenüber,  für  unangemessen,  überdies  für  fast  unausführbar.  Nun 
aber  die  Beschränkungen  der  freien  Advokatur!  Wie  wird  man  es 
rechtfertigen  alle  Gefahren  der  freien  Advokatur  heraufzubeschwören, 
ihren  HauptvorteU  aber,  der  eben  in  ihrer  ])olitischen  Bedeutung  liegt, 
zu  beseitigen?  Hier  überraschte  die  Begründung  zimächst  durch  die 
kühne  Behauptung,  dass  der  Entwurf  mit  dem  der  Reichstagakom- 
mission  übereinstinmie.  Denn  auch  dieser  habe  vorgeschlagen,  dass 
die  Zulassung  versagt  werden  könne,  wenn  seit  der  Prüfung  mehr  als 
fünf  Jahre  verflossen,  in  welchen  der  Bewerber  weder  die  Rechtsan- 
waltschaft  ausgeübt  noch  ein  Staatsamt  bekleidet  hat.  Also  dies  sollte 
übereinstünmen  mit  dem  jetzigen  Entwürfe,  der  die  Zulassung  allen 
Beamten  ganz  und  den  übrigen  dann  versagen  wollte,  wenn  sie  sich 
nicht  bald  erklären!  Fürwahr  eine  Logik,  würdig  des  Altmeisters  der 
Diplomatie,  gleich  derjenigen,  mit  der  er  in  der  Konfliktszeit  die  Welt 
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mehrfach  überrascht  hatte.  Es  folgten  weitere  Scheingrände.  Richter, 
hiess  es,  würden  unter  den  jetzigen  für  sie  günstigeren,  für  die  Rechts- 
anwälte ungünstigeren  Verhältnissen  nicht  oft  zur  Rechtsanwaltschaft 
übertreten;  geschehe  es  aber,  weil  ihnen  ein  Disziplinarverfahren  drohe 
oder  aus  ähnlichen  Gründen,  so  erheische  es  gerade  das  eigene  Inter- 
esse der  Rechtsanwaltschaft  ihnen  nicht  ein  Recht  auf  den  Übertritt 
zuzugestehen.  Also  zärtliche  Sorge  für  die  Rechtsanwaltschaft,  der 
man  nicht  so  bedenkliche  Elemente,  wie  politisch  verfolgte  sind,  zu- 
führen wollte!  Sodann  musste  das  Interesse  der  Rechtspfl^^  her- 
balten, das  durch  Massenübertritt  von  Richtern  leiden  könnte.  Man 
vergass,  .dass  man  eben  erklärt  hatte,  solche  Übertritte  würden  nicht 
häufig  sein,  und  dass,  wie  Lasker  früher  ausgeführt  hatte,  Richtern 
die  erbetene  Entlassung  aus  dem  Staatsdienste  stets  verweigert  werden 
konnte. 

Die  Lokalisierung  nahm  der  Entwurf  wesentlich  nach  den  Reiohs- 
tagsbesohlüssen,  also  dahin  an,  dass  der  Anwalt  bei  einem  bestimmten 
Gerichte  zugelassen  wird.  Sie  war  gegeben  durch  die  Zivilprozessordnung, 
welche  Vertretung  durch  einen  beim  Prozessgerichte  zugelassenen  An- 
walt verlangte,  und  wurde  auch  nur  in  den  gegebenen  Grenzen  durch- 
geführt, nämlich  nur  für  Zivilprozesse  und  nur  soweit  der  Anwaltzwang 
reicht,  selbst  hier  durchbrochen  durch  den  Satz,  dass  in  der  münd- 
lichen Verhandlung  auch  der  nicht  zugelassene  Rechtsanwalt  die  Rechts- 
verteidigung und,  wenn  der  zugelassene  sie  ihm  übertragt,  auch  die 
Vertretung  führen  kann.  Simultanzulassung  bei  mehreren  an  dem- 
selben Orte  befindlichen  Gerichten  ist  möglich.  Ist  das  Oberlandes- 
gerioht  mehreren  Bundesstaaten  gemeinsam,  so  sollen  die  Landgerichts- 
anwälte bei  ihm  auch  dann  zugelassen  werden  können,  wenn  es  an 
einem  andern  Orte  ist.  Endlich  können  die  Amtsgerichtsanwälte  bei 
dem  übergeordneten  Landgerichte  zugelassen  werden.  Dass  eine  be- 
sondere Zulassung  beim  Amtsgerichte,  wo  jeder  auftreten  kann,  über- 
haupt gefordert  wurde,  war  eine  kleine  Folgewidrigkeit,  die  nichts 
auf  sich  hatte.  Das  Bedürfnis  der  Amtsgerichte  nach  Rechtsanwälten 
wurde,  im  Gegensatz  zu  den  Staaten,  die  Amtsgerichtsanwälte  nicht 
oder  ungern  zulassen,  rückhaltlos  anerkannt;  die  grosse  Bedeutung, 
welche  die  Amtsgerichtsanwaltschaft  sofort  erlangte,  hat  dem  Gesetz- 
geber Recht  gegeben.  Übrigens  wurden  innere  Gründe  für  die  Lokali- 
sierung nicht  vorgebracht.  Das  „Bedürfnis  einer  steten  Leichtigkeit 
und  Unmittelbarkeit  des  Verkehrs",  dass  „Gericht  und  Anwaltschaft 
gewissermassen  eine  Einheit  bUden",  konnte  offenbar  nicht  genügen. 
Im  Ganzen  war  der  Entwurf  nach  Windthorsts  Urteil  mit  grosser  Durch- 
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sichtigkeit  und  PräziBion  redigiert,  „die  Begründung  könnte  man  nahezu 
vollendet  nennen''. 

Der  Entwurf  rief  wieder  lebhafte  Erörterungen,  zumal  in  der  Juiisti* 
sehen  Wochenschrift,  hervor,  die  sich  besonders  gegen  die  Beschrankung 
der  Freizügigkeit  auf  das  Gebiet  des  Bundesstaate,  und  vor  allem  gegen 
den  Ausschluss  der  Beamten,  den  Sperrparagraphen,  die  Lokalisierung, 
richteten.  Der  Mecklenburgische  Advokatenverein  äusserte  sich;  die 
Kechtsanwälte  des  Berliner  Stadtgerichts  brachten  ihre  VorschlSge 
unmittelbar  an  die  Reichstagskommission;  die  Düsseldorfer  und  die 
Frankfurter  Rechtsanwälte  gaben  Gutachten  ab.  Die  Lokalisierung 
in  der  vorgeschlagenen  Form,  insbesondere  mit  ihrer  Härte  gegen  die 
Amtsgerichtsanwälte,  wurde  einstimmig  abgelehnt;  auch  das  wurttem- 
bergische  oberste  Landesgericht  hatte  sich  entschieden  dag^en  aus- 
gesprochen. 

Dem  vierzehnten  Juristentage  im  Jahre  1878  erstattete  der  Ober- 
handelsgerichtsrat Wemz,  noch  ohne  Kenntnis  des  Entwurfs,  ein  Gut- 
achten über  die  Lokalisierungsfrage.  Dieser  hielt  die  Lokalisierung 
durch  die  Mündlichkeit  geboten  und  durch  die  Erfahrung  bewährt. 
Der  zweite  Gutachter,  Appellationsgerichtspräsident  Kühne  zu  Greifs- 
wald, trat  dem  bei,  den  neuen  Grund  beibringend,  dass  ein  vagieiender 
Anwalt  weniger  der  Kontrolle  seiner  Kollegen  und  des  Gerichts  aus- 
gesetzt wäre.  In  der  vierten  Abteilung  des  Juristentages  kam  die  Sache 
zu  spät,  nämlich  nach  Verkündung  der  Bechtsanwaltsordnung,  zur 
Beratung.  Auf  den  Bericht  des  Obergerichtsanwalts  Erythropel-Oelle 
wurde  nach  kurzer  Debatte  beschlossen  die  Lokalisierung  im  allge- 
meinen zu  billigen,  die  von  der  Rechtsanwaltsordnung  gemachten 
Ausnahmen  zur  Zeit  nicht  zu  beanstanden,  sondern  die  Erfahrungen 
abzuwarten. 

Der  auf  den  8.  März  1878  zur  Beratung  des  Entwurfs  berufene 
sechste  Deutsche  Anwaltstag  war  von  227  Teilnehmern  besucht.  Fried- 
leben-Frankfurt präsidierte,  Fürst  und  Bohlmann-Berlin  berichteten. 
Präsident  und  Berichterstatter  wussten  sich  keinen  Rat  mit  der  FuUe 
des  Stoffs,  hatten  um  nicht  eingeteilt,  nicht  die  grossen  Gresicht^unkte 
herausgeschält.  Man  blieb  schliesslich  dabei  den  Entwurf  Paragraph 
für  Paragraph  durchzugehen,  beschränkte  sich  aber  sehr  im  Reden. 
Fast  einstimmig  wurde  ein  Antrag  Hänle  angenommen  dem  Befähigten 
das  Recht  auf  Zulassung  in  jedem  Bundesstaate  zu  geben.  Der  poli- 
tische §  5,  der  Beamten  das  Recht  auf  Zulassung  absprach,  wurde 
mit  sehr  grosser  Mehrheit  gestrichen,  ebenso  der  Sperrparagraph»  der 
Abweisimg  aus  dem  Grunde  zuliess,  weil  an  andern  Gerichten  Mang^ 
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herrsche.  Die  Lokalisierung  wurde  in  derselben  Beschränkung,  wie 
beim  früheren  Anwaltstage,  also  so  angenommen,  dass  jeder  Anwalt 
bei  allen  Gerichten  des  Oberlandesgerichts  zugelassen  ist.  Für  das 
Reichsgericht  wurde  ebenfalls  Freigabe  der  Bechtsanwaltschaft  be- 
schlossen: man  wollte  nur   eine   Anwaltschaft. 

Am  nächsten  Tage  wurde  die  Anwaltskammerverfassung  abge- 
handelt. Man  war  nahezu  einstimmig  darüber,  dass  die  Aufgabe  der 
Staatsanwaltschaft  einem  von  der  Anwaltskammer  gewählten  Syndikus 
zu  übertragen,  dass  die  Berufung  nur  dem  Angeschuldigten  zu  gestatten 
sei  und  dass  sie  an  das  „Oberehrengericht''  (den  heutigen  Ehren- 
gerichtshof) gehen  solle.  Zum  Schlüsse  kamen  noch  einige  unerwartete 
Auftritte.  Oppermann-Zittau  erklärte  sich  empört  über  die  legere 
Tänzermanier,  mit  der  sich  die  Anwaltsordnung  über  erworbene  Rechte 
hinwegsetze;  es  fehle  ihr  alles  Rechtsgefühl.  Es  wurde  denn  auch 
die  Bestimmung  angenommen,  dass  jeder  zur  Zeit  zugelassene  Rechts- 
anwalt die  Zulassung  bei  allen  Gerichten  behält,  bei  denen  er  bisher 
zugelassen  war.  Dann  aber  begründete  Huber-Strassburg  mit  einer 
pathetischen  aber  inhaltlosen  Rede  seinen  Antrag  den  Entwurf  für 
▼erderblich  und  unannehmbar  zu  erklären,  der  natürlich  mit  grosser 
Mehrheit  verworfen  wurde.  Über  die  Freigabe  der  Rechtsanwaltschaft 
war  auch  hier  kaum  noch  ein  Wort  verloren  worden. 

Am  12.  Februar  1878  kam  der  Gesetzentwurf  zur  ersten  Beratung 
im  Reichstage.  Der  Staatssekretär  des  Reichsjustizamts  Friedberg, 
der  Verfasser  der  Ehrenrats-Verordnnng  von  1847,  leitete  die  Verhand- 
lung ein  mit  dem  Nachweise  der  Übereinstimmung  des  Entwurfs  mit 
den  Reichstagsbeschlüssen.  Die  Beschränkungen  der  Freigabe  recht- 
fertigte er  mit  dem  drohenden  Richtermangel;  über  die  poUtische 
Seite  der  Frage  glitt  er  vorsichtig  hinweg.  Für  das  Reichsgericht  habe 
man  die  Freigabe  ganz  ausgeschlossen,  um  dort  ein  Ehtekorps  von 
Rechteanwälten  zu  schaffen.  Die  Anwaltskammerfrage  berührte  er 
nicht,  wie  auch  die  allgemeine  Begründung  darüber  kein  Wort  ver- 
loren hatte.  Die  Verhandlung  nahm  nicht,  wie  man  hätte  erwarten 
können,  einen  hochpolitischen  Charakter  an.  Man  unterliess  es  der 
Regierung  Hinterhältigkeit  und  Wortbruch  vorzuwerfen.  Am  schärfsten 
noch  sprach  Windthorst,  der  eine  völlig  freie  Advokatur,  so  frei  wie 
der  ärztliche  Beruf,  wünschte  und  selbst  unwürdiges  Verhalten  als 
Hinderungsgrund  der  Zulassung,  weU  zu  vag,  nicht  gelten  lassen  wollte. 
„Ohne  eine  tüchtige  Anwaltschaft'',  so  schloss  er  „kein  ordentlicher 
Prozess,  und  ohne  eine  tüchtige  Anwaltschaft  keine  wahre  Vertretung 
bürgerlicher  Freiheit".  Der  Abgeordnete  Hoff  mann  sprach  in  demselben 
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Sinne,  y.  Schmid  bezeugte,  dass  Württemberg  mit  der  freien  Advo- 
katur keine  schlecHten  Erfahrungen  gemacht  habe.  y.  Gooaler  hin- 
gegen verwies  darauf,  dass  die  Frage  der  Freigabe  aufgetaucht  sei 
zur  Zeit  einer  Überfüllung  im  Juristenstande,  völliger  Unzulänglichkeit 
der  Bichterbesoldungen.  und  politischer  Einwirkungen  auf  den  Anwalt- 
stand, dass  sie  grosse  Gefahren  berge,  aber  allerdings  die  reiohsrecht- 
liehe  Regelung  erleichtere.  Er  beschrieb  den  Mangel  an  Anwälten 
in  seiner  Heimatsprovinz  Ostpreussen,  die  einen  Rechtsanwalt  auf 
etwa  acht  Quadratmeilen  und  21  500  Einwohner  habe,  sprach  sich 
entschieden  für  Amtsgerichtsanwälte  aus,  die  insbesondere  auch  auf 
dem  Gebiete  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und  überhaupt  allgemein 
als  Vertrauenspersonen  gelten  und  das  Vertrauen  auch  durchaus  ver- 
dienen. Am  meisten  wurde  der  Sperrparagraph  angefeindet.  Ober 
die  Anwaltskammerverfassung  wurde  fast  nichts  gesprochen;  nur 
gegen  die  Mitwirkung  der  Staatsanwaltschaft  im  ehrengerichtlichen 
Verfahren  sprach  man  sich  aus.  Die  Vorlage  wurde  an  eine  Kommission 
von  21  Mitgliedern  verwiesen,  die  zu  ihrem  Vorsitzenden  v.  Schwarze 
wählte. 

In  der  Kommission  war  über  die  Grundfragen,  Verbindung  von 
Advokatur  und  Anwaltschaft,  Freigabe,  Lokalisierung,  Anwaltskammer- 
verfassung keine  Meinungsverschiedenheit.  Emstimmig  war  man  der 
Meinung  dem  Befähigten  ein  Recht  auf  Zulassung  zu  geben  und  die 
Gründe  einer  Ziirückweisung  gesetzUch  festzulegen.  In  Übereinstimmung 
mit  der  Vorlage  wurde  beschlossen,  „die  eigentliche  Advokatur  bei 
jedem  deutschen  Gerichte  freizugeben  und  nur  die  Anwaltschaft  den- 
jenigen Beschränkungen  zu  unterwerfen,  welche  man  ....  für  uner- 
lässlich  erachtet".  Unter  der  „eigentlichen  Advokatur"  verstand  der 
Kommissionsbericht  die  mündliche  „Rechtsausführung",  unter  An- 
waltschaft die  „Vertretung  als  Prozessbevollmächtigter",  die  nur  dem 
beim  Gerichte  zugelassenen  Rechtsanwälte,  einem  andern  aber  nur  dann 
gestattet  war,  wenn  der  zugelassene  sie  ihm  übertrug.  Der  Unterschied 
war  falsch  formuliert;  denn  eine  Advokatur,  deren  Amt  nur  die  Aus- 
führung des  Rechtspunkts  gewesen  wäre,  hat  es  nie  gegeben;  sondern 
immer  nur  eine  Advokatur,  deren  Aufgabe  vor  allem  der  Vortrag  des 
Tatsächlichen  war,  sei  es  in  Schriftsätzen,  sei  es  in  mündlicher  Rede. 
Auch  hatte  der  Unterschied  gar  keine  Berechtigung,  da  der  Vortrag 
des  Tatbestandes  ebenso  schwierig  und  schwieriger  sein  kann  als  die 
Ausführung  des  Rechtspunktes,  und  die  eigentliche  Advokatur  jedem 
Rechtsanwalt  gerade  deswegen  freigegeben  wurde,  um  demjenigen, 
der  die  Fülle  des  tatsächlichen  Materials  am  besten  beherrscht,  die 
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Möglichkeit  zu  geben,  diese  Beherrschung  vor  jedem  Gerichte  zu  ver- 
werten. Es  fehlte  auch  jeder  Grund  dafür  die  eigentliche  Advokatur 
freizugeben»  die  Anwaltschaft  aber  zu  beschränken,  wie  denn  andrer- 
seits wiederum  die  angeblichen  Beschränkungen  der  Anwaltschaft  in 
Wahrheit  nicht  existierten,  da  ja  der  Zugang  zu  ihr  jedem  vorschrifts- 
mässig  Vorgebildeten  freistand.  Oberhaupt  gehörte  die  Sache  nicht 
unter  den  Gesichtspunkt  der  Freigabe,  unter  dem  die  Kommission  sie 
behandelte,  sondern  unter  den  der  Lokalisierung.  Es  war  eben  nicht 
ein  klar  erkanntes  Ziel,  sondern  eine  unklare  geschichtliche  Erinnerung 
an  das  Monopol  der  geschlossenen  Prokuratur,  wenn  sich  der  Unter- 
schied zwischen  Advokatur  und  Anwaltschaft  in  der  Regierungs-  und 
Kommissionsvorlage  und  bis  ins  heutige  Gesetz  hinein  (§  27)  erhalten  hat. 

Den  lebhaftesten  Widerspruch  fand  natürlich  der  Vorschlag  der 
Regierung,  der  das  Recht  auf  Zulassung  nur  bis  zum  Ablauf  eines  Jahres 
nach  der  Prüfung  und  den  Staatsbeamten  gar  nicht  gewähren  wollte. 
Vergebens  legte  die  Regierung  eine  Übersicht  der  unbesetzten  Richter- 
stellen in  Ost-  und  Westpreussen  vor,  um  die  Grösse  der  Gefahr  dar- 
zutun, die  aus  dem  Übertritt  von  Richtern  zur  Rechtsanwaltschaft 
drohe.  Die  grosse  Garantie  der  richterlichen  Unabhängigkeit,  die  in 
dem  Recht  auf  Zulassung  liegt,  wollte  man  nicht  aufgeben,  die  Reichs- 
gesetzgebung nicht  zuschneiden  auf  einen  in  bestimmten  Gegenden 
bestehenden  Notstand.  Nur  eine  Übergangsvorschrift  gestand  die 
Kommission  zu,  der  zufolge  bis  auf  fünf  Jahre  nach  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  durch  landesherrliche  Verordnung  die  Zulassung  zur  Rechts- 
anwaltschaft Richtern  und  Staatsanwälten  versagt  werden  könne. 
Ganz  gestrichen  wurde  der  Spenparagraph.  Bei  dem  Versagungs- 
gründe des  unwürdigen  Verhaltens,  unvereinbaren  Nebengeechäfts  und 
der  Unfähigkeit  fügte  die  Kommission  die  Rechtsgarantie  des  ehren- 
gerichtlichen Verfahrens  hinzu,  das  auf  Antrag  des  Bewerbers  statt- 
finden muss. 

Über  die  Lokalisierung  fanden  in  der  Kommission  umfassende 
Erörterungen  statt.  Einig  war  man  nur  darüber,  dass  die  Zulassung 
in  der  Regel  nur  für  ein  bestimmtes  Gericht  zu  bewilligen  sei.  Aber 
schon  über  die  Frage,  ob  der  Rechtsanwalt  am  Sitze  des  Gerichts  seinen 
Wohnsitz  zu  nehmen  habe,  erhob  sich  Streit,  und  zwar  mit  Bezug  auf 
die  Amtsgerichtsanwälte,  deren  Stellung  während  aller  Stadien  der 
Beratung  zu  den  bestrittensten  gehört  hat  und  überhaupt  mehr  als 
man  glaubt  den  Kern  der  Anwaltfrage  berührt.  Man  einigte  sich  dahin 
dass  die  Zulassung  nur  für  ein  Kollegialgericht  erfolgen  solle,  der  Zu- 
gelassene aber  seinen  Wohnsitz  in  der  Regel  auch  am  Sitze  eines  der 
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untergeordneten  Amtsgerichte  nehmen  könne;  seine  Reisekosten  som 
Landgerichte  sollten  dann  nicht  erstattungsfähig  sein.  Simultan«i- 
lassung  bei  mehreren  Kollegialgerichten  wurde  für  den  Fall  des  Be- 
dürfnisses zugelassen. 

Die  in  der  Begienmgsvorlage  enthaltene  Pflicht  des  Bechtaanwalts 
zur  Urlaubnachsuchung  wurde  in  eine  blosse  Pflicht  zur  Anzeige  seiner 
Abwesenheit  umgewandelt,  in  der  Anwaltskammeirerfassung  an  die 
Stelle  des  vom  Entwurf  als  zweite  Instanz  gedachten  Reichsgerichts 
nach  oldenburgischem  Muster  ein  gemischtes  Gericht,  der  Ehrengericht»- 
hof,  gesetzt,  der  aus  dem  Präsidenten  des  Reichsgerichts,  drei  Reich»- 
gerichtsräten  und  drei  gewählten  Reichsgerichtsrechtsanwälten  besteht. 
Anträge  die  Anwaltskammer  aus  den  im  Bezirke  eines  Landgerichts, 
anstatt  Oberlandesgerichts,  zugelassenen  Anwälten  zu  bilden,  die  im 
Regierungsentwurf  fehlende  Strafe  der  Suspension  einzuführen,  die 
Mitwirkung  der  Staatsanwaltschaft  auszuschliessen,  die  Berufung  nur 
dem  Angeklagten  zu  gestatten  wurden  abgelehnt. 

An  die  Rechtsanwaltschaft  beim  Reichsgerichte  sollten  —  darüber 
war  man  einig  —  höhere  Ansprüche  gestellt  werden.  Diesem  Erforder- 
nisse glaubte  ein  Antrag  durch  Vorschreiben  eines  Lebensalters  von 
35  Jahren  bei  im  übrigen  freier  Konkurrenz  zu  genügen.  Dieser  An- 
trag wurde  in  erster  Lesung  angenommen,  in  zweiter  aber  auf  Grund 
eines  Gutachtens  des  Reichsoberhandelsgerichts,  das  sich  für  Aus- 
schluss der  freien  Konkurrenz,  aussprach,  umgestossen,  das  Recht 
der  Zulassung  nach  Ermessen  aufrecht  erhalten,  jedoch  anstatt  in 
die  Hände  des  Reichskanzlers  in  die  des  Präsidiums  des  Reichte- 
richts  gelegt. 

Die  Masse  kleinerer  Abändenmgen  kann  hier  nicht  verfolgt  werden. 
15  Petitionen  von  Rechtsanwälten  und  Anwaltsvereinigungen  hatte 
die  Kommission  berücksichtigt.  Zum  Schlüsse  hatte  sie  beschlossen« 
den  Reichskanzler  um  Vorlegung  einer  einheitlichen  Prüfungsordnung 
für  das  Reich  zu  ersuchen.  Den  umfangreichen  Bericht  hatte  der  Rechts- 
anwalt Wolffson-Hamburg  erstattet. 

Am  11.  Mai  1878  kam  die  Kommissionsvorlage  im  Reichstage 
zur  Beratung.  Hier  entspann  sich  erst  bei  der  Frage  der  Lokaliaierong 
ein  grösserer  Redekampf,  der  sich  sofort  wieder  der  Frage  der  Amt9- 
gerichtsanwälte  zuwendete.  Die  Regierung  hatte  hier  gegen  die  Kom- 
missionsbeschlüsse  Einspruch  erhoben,  und  Lasker  hatte  mit  mehrten 
andern  einen  Vermittelungsantrag  eingebracht,  der  wieder  eine  besondere 
Zulassung  für  Amtsgerichte  in  Aussicht  nahm  und  die  gleichzeitige 
Zulassung  beim  Landgerichte  für  zulässig  erklärte,  aber  ein  Recht  darauf 
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nur  einräumte,  wenn  Oberlandesgericht  und  Anwaltskammervorstand 
fibereinstimmend  sie  für  wünschenswert  erklären.    Der  Antrag  war 
hervorgegangen  aus  der  überall  im  Vordergrunde  stehenden  Bück- 
flicht  für  den  Landgeriohtsprozess,  der  Rechtsanwälte  in  genügender 
Zahl  am  Sitze  des  Landgerichts  fordere,  und  Lasker  ging  soweit  den 
Kommissionsbeschluss   (der  Landgerichtsanwälten  den  Wohnaitz  am 
Sitze  des  Amtsgerichts  gestatten  wollte)  ein  Experiment  zu  nennen, 
bei  welchem  die  ganze  Zivilprozessordnung  Schiffbruch  leiden  könne. 
Dem  wurde  nun  lebhaft  widersprochen,  und  besonders  Windthorst 
erklärte,  dass  bei  Annahme  dieses  Antrages  die  Amtsgerichte  keine 
Anwälte  haben  werden.   Die  Notwendigkeit  von  Amtsgerichtsanwälten 
wurde  allseitig  anerkannt ;  nur  der  Abgeordnete  Volk,  selbst  ein  Rechts- 
anwalt, erklärte  es  nicht  zu  bedauern,  dass  in  Bayern  infolge  der  Lokali- 
sierung  fast   alle   Amtsgeriohtsadvokaten   verschwunden   seien.     „Es 
ist  ja/'  sagte  er,  „für  einen  Anwalt  ausserordentlich  schmeichelhaft 
SU  hören,  wie  notwendig  dies  Geschlecht  sei",  da  man  sonst  so  oft  das 
Gegenteil  hören  müsse.   Aber  es  sei  nicht  gut  den  Leuten  das  Prozess- 
f Uhren  so  sehr  zu  erleichtem;    rechtsverständigen  Beirat  werde  man 
auf  dem  Lande,  sobald  nur  erst  das  Notariat  von  der  Anwaltschaft 
getrennt  sei,  am  Notar  haben.    Dass  alsdann  der  Notar  selbst  nichts 
anderes  als  ein  Rechtsanwalt  wäre,  übersah  er.   Die  Meinungen  waren 
ungemein  geteilt,  der  Hammelsprung  ergab  schliesslich  die  Verwerfung 
des  Antrags  Lasker  mit  106  gegen  105  Stimmen.  Es  blieb  also  bei  dem 
Kommissionsvonchlage,  der  den  Landgerichtsanwälten  den  Wohnsitz 
am  Sitze  des  Amtsgerichts  gestattete. 

Von  hier  ab  erlahmte  die  Redelust.  Die  Mehrzahl  der  folgenden 
Paragraphen  wurde  fast  wortlos  mit  sehr  vielen  Anträgen  Lasker  an- 
genommen. Über  die  gesammte  Anwaltskammerveifassung,  ein  Haupt- 
atück  des  Gesetzes,  wurde  kaum  ein  Wort  verloren.  Erst  am  zweiten 
Beratungstage,  dem  13.  Mai,  entspann  sich  wieder  eine  erheblichere 
Debatte  über  die  Frage,  ob  die  Reichsgerichtsanwälte  durch  den  Reichs- 
kanzler oder  das  Reichsgerichtspräsidium  zugelassen  werden  sollten. 
Man  blieb  bei  letzterem.  Versuche  die  Rechtsanwaltschaft  auch  beim 
Reichsgerichte  freizugeben,  wurden  nicht  gemacht,  obwohl  Windthorst 
und  Frankenburger  auch  hier  von  der  freien  Konkurrenz  allen  Segen 
erwarteten.  Einige  Schwierigkeiten  machten  dann  noch  die  Über- 
gangsbestimmungen. Den  zur  Zeit  vorhandenen  Rechtsanwälten  musste 
selbstverständlich  die  Tätigkeit  an  den  neuen  Gerichten  beistehen. 
Aber  an  welchen  ?  Da  doch  die  neuen  Gerichte  nicht  glatt  an  die  Stelle 
der  alten  traten,  übrigens  bei  den  alten  vielfach  von  einer  Zulassung 
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im  neuen  Sinne  nicht  die  Rede  gewesen  war.  Besonders  machte  hier 
die  Teilung  in  Anwaltschaft  und  Advokatur  Schwierigkeiten,  da  die 
Anwälte  an  bestimmten  Gerichten  mit  unbeschränkter  Befugnis  an- 
gestellt, die  Advokaten  bei  allen  Gerichten,  aber  mit  beschrankter 
Befugnis,  aufzutreten  berechtigt  waren.  Hätte  man  nun  bestimmt, 
dass  jeder  Rechtsanwalt  bei  jedem  Gerichte,  an  dem  er  bisher  auf- 
zutreten berechtigt  gewesen,  zugelassen  werden  müsse,  so  hätten  die 
Advokaten  die.  Anwaltschaft,  die  sie  bisher  bei  keinem  einzigen  Ge- 
richte gehabt  hatten,  von  selbst  für  alle  Gerichte  erlangt.  Gab  man 
ihnen  aber  nur  das  Recht  auf  Zulassung  bei  einem  bestimmten  Gelichtet 
so  konnten  ihnen  die  Bestimmungen  über  den  Wohnsitz  gefährlich 
werden.  Die  Kommission  hatte  nun  den  Ausw^  gefunden  die  zur  Zeit 
vorhandenen  Advokaten,  Anwälte,  Advokatanwälte,  Prokoratcmo 
sänmitlich  für  gleichberechtigt  zu  erklären.  Urnen  allen  sollte  die  Za- 
laasung  bei  einem  Gerichte,  in  dessen  Bezirk  sie  bisher  ihren  Wohn- 
sitz hatten,  nicht  versagt,  und  es  sollte  ihnen  auch  nicht  die  Bedingonig 
auferl^  werden  dürfen  ihren  Wohnsitz  zu  verlegen.  Dies  wurde  an- 
genommen mit  einem  Zusatzantrage  Frankenbnrg^r,  der  denen,  die 
bisher  bei  mehreren  Koll^gialgerichten  ihres  Wohnsitzes  die  Anwalt- 
schaft auszuüben  berechtigt  waren,  dieses  Recht  erhielt.  Für  addier 
welche  die  Fähigkeit  zum  Richteramte  nicht  hatten,  sollte  die  Landesr 
gesetzgebung  Beschränkungen  anordnen  können. 

Auf  eine  andre  Übergangssohwierigkeit  machte  Windthoist  auf- 
merksam:  dass  diejenigen  Rechtsanwälte,  die  ihren  Wohnsitz  an  den 
Sitz  des  Landgerichts  verlegen,  ihr  Notariat  würden  anheben  mfissen. 
In  dieser  Beziehung  konnte  nichts  geschehen;  man  musste  der  Ver^ 
waltung  freie  Hand  lassen. 

Endlich  wollte  Lasker,  um  der  R^^mng  entgegenzukommen, 
als  Ersatz  für  den  gestrichenen  Sperrparagraphen  bestimmen,  daas 
für  drei  Jahre  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  die  LaIlde6ju8tazTe^ 
waltung  ermächtigt  werden  könne  Rechtsanwälten  die  Übersiedehmg 
zu  versagen,  wenn  bei  dem  Gerichte,  das  sie  verlassen,  Anwaltmangel 
herrscht.  Windthorst  war  auch  hier  gegen  jede  Beschränkung  der 
Freizügigkeit.  Aber  der  Bundesratsbevollmäohtigte  Kuilbaum  11 
verwies  auf  den  ganz  ausserordentlichen  Richter-  und  Anwältemangel 
in  Ost-  und  Westpreussen,  auf  den  Bezirk  Insterburg,  der  1876  bei 
740  000  Seelen  nur  39  Anwälte,  den  Bezirk  Königsberg,  der  auf  meltf 
als  1  Million  nur  56  und  Westpreussen,  das  auf  1  300  000  Seelen  nor 
70  Anwälte  gehabt  habe.  Auch  der  bayrische  Bevollmächtigte  legte 
Wert  auf  die  Bestimmung.   Albert  Träger  war  gegen  den  Antrag;  er 
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glaubte  nicht  an  eine  grosse  Völkerwanderung  der  Rechtsanwälte; 
schon  das  Notariat  müsse  viele  von  der  Übersiedelung  abhalten,  und 
überhaupt  werde  künftig  nicht  mehr  das  Sprechzimmer  des  Advokaten 
das  Ziel  des  Richters,  sondern  der  Stuhl  des  Richters  der  Ehrgeiz  des 
Advokaten,  die  Advokatur  die  Vorstufe  zum  Richteramte  sein.  Der 
Antrag  Laaker  wurde  angenommen,  sodann  ein  andrer  Antrag  Lasker, 
der  die  Übergangszeit,  während  welcher  Staatsbeamten  der  Übertritt 
zur  Rechtsanwaltschaft  sollte  verwehrt  werden  können,  von  fünf  auf 
drei  Jahre  herabsetzte. 

In  der  dritten  Lesung  am  21.  Mai  1878  tauchte  plötzlich  eine  neue 
Schwierigkeit  auf.  Der  Bundesrat  liess  durch  Friedberg  erklären,  dass 
ihm  die  Beschlüsse  über  Zulassung  der  Amtsgerichtsanwälte  bei  den 
Landgerichten  das  ganze  Gesetz  unannehmbar  machten.  Laaker  hatte 
deshalb  wieder  seinen  Vermittelungsvorschlag  aus  zweiter  Lesung  ein- 
gebracht, wonach  die  Amtsgerichtsanwälte  bei  den  Landgerichten 
zugelassen  werden  können  und  bei  Übereinstimmung  des  Oberlandes- 
gerichts und  der  Anwaltskammer  müssen;  dieser  wurde  jetzt  gegen 
Windthorsts  heftigen  Widerspruch  angenommen.  Dafür  wurde  aber 
die  in  zweiter  Lesung  angenonmiene  Übergangsbestimmung,  welche 
für  drei  Jahre  den  zur  Zeit  vorhandenen  Rechtsanwälten  das  Recht 
der  Freizügigkeit  nahm,  abgelehnt.  Dem  Wunsche  der  Kommission 
nach  einer  Reichsprüfungsordnung  schloss  man  sich  an.  Li  der  Ge- 
sammtabstimmung  am  23.  Mai  1878  wurde  die  Rechtsanwaltsordnung 
mit  sehr  erheblicher  Mehrheit  angenonmien  und  unterm  1.  Juli  1878 
im  Reichsgesetzblatte  als  Gesetz  verkündet. 

Also  hatte  die  deutsche  Rechtsanwaltschaft  zum  ersten  Male,  seit  sie 
lebte,  eine  einheitliche  Verfassung  erhalten,    und  diese  war  folgende : 

Es  giebt  nur  eine  Rechtsanwaltschaft;  die  Teilung  in  Prokuratur 
und  Advokatur,  Anwaltschaft  und  Advokatur  ist  aufgehoben. 

Vor  den  Kollegialgerichten  herrscht  Anwaltzwang.  Die  Parteien 
müssen  sich  durch  einen  bei  dem  Prozessgerichte  zugelassenen  Rechts- 
anwalt vertreten  lassen. 

Zugelassen  kann  nur  werden,  wer  die  Fähigkeit  zum  Richteramte 
erlangt  hat.  Diese  wird  erlangt  durch  dreijähriges  Studium,  drei- 
jährigen Vorbereitungsdienst  bei  Gerichten  und  Rechtsanwälten  und 
Abl^gung  zweier  Prüfungen.  Die  Zeiträume  können  jedoch  landes- 
reohtlich  verlängert  werden;  so  ist  es  in  Preussen  bei  dem  vierjährigen 
Vorbereitungsdienst  geblieben. 

Wer  die  Fähigkeit  erlangt  hat,  muss  in  dem  Bundesstaate,  in  dem 
er  die  zweite  Prüfung  bestanden,  zur  Rechtsanwaltsohaft  zugelassen 
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werden;  nur  aus  bestümiiten  einzeln  aufgezahlten  Gründen,  die  auf 
Unwurdigkeit  oder  Unfähigkeit  des  Antragstellers  hinauslaufen,  darf 
die  Zulassung  versagt  werden;  in  gewissen  Fallen  ist  g^gen  die  Ver- 
sagung  die  Anrufung  des  Ehrengerichts  gestattet. 

Die  Zulassung  geschieht  durch  die  Landesjustizverwaltung  nach 
Anhörung  des  Vorstands  der  Anwaltskammer. 

Der  Anwalt  wird  bei  einem  bestimmten  Gerichte  zugelassen,  an 
dessen  Sitze  er  auch  wohnen  muss.  Die  Amtsgerichtsanwälte  können 
beim  Landgerichte  zugelassen  werden;  die  Zulassung  darf  ihnen  nicht 
versagt  werden,  wenn  Oberlandesgericht  und  Anwaltskammer  über- 
einstimmend sie  befürworten.  Gleichzeitige  Zulassung  bei  mehrere! 
Kollegialgerichten  desselben  Orts  darf  nicht  versagt  werden,  wenn 
das  Oberlandesgericht  durch  Plenarbeschluss  sich  dafür  ausspricht. 
Der  Zugelassene  leistet  in  öffentlicher  Gerichtssitzung  den  Eid, 
die  Pflichten  eines  Rechtsanwalts  gewissenhaft  zu  erfüllen 
und  wird  darauf  in  die  bei  seinem  Gerichte  geführte  Liste  eingetragen. 
Mit  der  Eintragung  beginnt  die  Befugnis  zur  Ausübung  der  Rechts- 
anwaltschaft. 

Soweit  Anwaltzwang  herrscht,  sind  ausschliesslich  die  bei  dem 
Prozessgerichte  zugelassenen  Rechtsanwälte  zur  Vertretung  befugt; 
in  der  mündlichen  Verhandlung  kann  jedoch  jeder  Rechtsanwalt  die 
Ausführung  der  Parteirechte  und  für  den  Fall,  dass  der  ProzessbevoU- 
mächtigte  ihm  die  Vertretung  überträgt,  auch  diese  übernehmen. 
Soweit  Anwaltzwang  nicht  herrscht,  kann  jeder  Rechtsanwalt  vor 
jedem  Gerichte  vertreten.  Verteidigen  und  als  Beistand  auftreten  kann 
er  vor  jedem  Gerichte. 

Die  Stellvertretung  eines  an  der  Ausübung  des  Berufs  zeitweise 
verhinderten  Rechtsanwalts  kann  nur  einem  Rechtsanwalt  oder  einem 
Rechtskundigen,  der  mindestens  zwei  Jahre  im  VorbereittmgsdienBte 
beschäftigt  ist,  dann  aber  nur  durch  die  Justizverwaltung,  übertragen 
werden.  Der  Rechtsanwalt  muss,  wenn  er  sich  über  eine  Woche  hinaus 
entfernt,  für  Stellvertretung  sorgen  und  Anzeige  machen. 

Das  Armenrecht  wird  vom  Gerichte  bewilligt,  der  Armenanwalt 
vom  Gerichte  beigeordnet.  Li  den  Fällen  der  gesetzlich  notwendigen 
Verteidigung  bestellt  das  Gericht  den  Verteidiger. 

Die  innerhalb  des  Bezirks  eines  Oberlandesgeriohts  zugelassenen 
Rechtsanwälte  bilden  eine  Anwaltskammer,  die  einen  Vorstand  von 
neun  Mitgliedern  wählt,  die  Geschäftsordnung  für  sich  und  den  Vor- 
stand feststellt,  die  Mittel  für  die  gemeinschafüichen  Angelegenheiten 
bewilligt,  den  Mitgliederbeitrag  bestimmt  und  die  Rechnung  abnimmt. 
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Der  VoTBtand  hat  die  Aufsicht  und  übt  die  ehrengerichtliche  Strafgewalt, 
vermittelt  Streitigkeiten  der  Mitglieder  unter  sich  oder  mit  Parteien, 
erstattet  der  Justizverwaltung  und  den  Gerichten  auf  Erfordern  Gut- 
achten und  verwaltet  die  Angelegenheiten  der  Kammer.  Vorstand 
und  Kammer  können  Vorstellungen  und  Anträge  an  .die  Justizver- 
waltung richten.  Die  Aufsicht  über  den  Geschäftsbetrieb  des  Vorstands- 
steht  dem  Präsidenten  des  Oberlandesgerichts  zu.  Gesetzwidrige  Be- 
schlüsse der  Kammer  oder  des  Vorstands  können  vom  Oberlandes- 
gerichte aufgehoben  werden. 

Der  ehrengerichtlichen  Bestrafung  verfällt  ein  Rechtsanwalt» 
welcher  die  Pflicht  verletzt  „seine  Berufstätigkeit  gewissenhaft  aus- 
zuüben und  durch  sein  Verhalten  in  Ausübung  des  Berufs  sowie  ausser- 
halb desselben  sich  der  Achtung  würdig  zu  zeigen,  die  sein  Beruf  er- 
fordert''. Strafen  sind  Warnung,  Verweis,  Geldstrafe  bis  3000  Mark, 
Ausschliessung.  Erkennendes  Gericht  ist  der  Vorstand  der  Anwalts- 
kammer  als  Ehrengericht  in  der  Besetzung  von  fünf  Mitgliedern.  Die 
Anklage  erhebt  und  vertritt  die  Staatsanwaltschaft.  Ein  Beschluss 
des  Ehrengerichts  eröffnet  das  Hauptverfahren  ohne  oder  mit  Vor- 
untersuchung, welche  alsdann  ein  vom  Oberlandesgerichtspräsidenten 
beauftragter  Richter  führt.  Die  Zeugen  werden  durch  einen  ersuchten 
Richter  oder  in  der  Hauptverhandlung  vernommen  und  vereidet; 
Zwangsmassregeln  jedoch  und  Strafen  g^^n  sie  können  nur  auf  Er- 
suchen durch  das  Amtsgericht  verhängt  werden.  Gegen  die  ürteUe 
des  Ehrengerichts  findet  Berufung  an  den  Ehrengerichtshof  statt,  der 
aus  dem  Präsidenten  des  Reichsgerichts,  drei  Mitgliedern  des  Reichs- 
gerichts und  drei  Rechtsanwälten  des  Reichsgerichts  besteht,  welche 
letzteren  von  ihrer  Anwaltskammer  gewählt  werden. 

Die  Rechtsanwaltschaft  beim  Reichsgerichte  ist  nicht  freigegeben; 
die  Zulassung  erfolgt  durch  das  Präsidium  des  Reichsgerichts  nach 
freiem  Ermessen.  Die  Reiohsgerichtsanwälte  dürfen  bei  andern  Gerichten 
nicht  auftreten»  auch  nicht  die  Vertretung  einem  beim  Reichsgerichte 
nicht  zugelassenen  Rechtsanwälte  übertragen.  Die  Anwaltskammer  wird 
durch   die  beim  Reichsgerichte  zugelassenen  Rechtsanwälte  gebildet. 

Die  Ordnung  des  Verhältnisses  der  Rechtsanwaltschaft  zum  No- 
tariat blieb  dem  Landesrechte  überlassen.  Wo  die  beiden  Berufe 
getrennt  waren,  wie  in  Rheinpreussen,  Süddeutschland  und  Hamburg» 
blieb  es  dabei;  wo  sie  verbunden  waren,  wie  zumeist  im  übrigen 
Deutschland,  da  trat  nur  die  Änderung  ein,  dass  nicht  mehr  idle, 
sondern  nur  ein  Teü  der  Rechtsanwälte  zu  Notaren  ernannt  und  dieser 
Teil  mit  der  zunehmenden  Zahl  der  Rechtsanwälte  immer  kleiner  wurde. 
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Zugleich  erhielt  die  Rechtsanwaltschaft  eine  Amtstracht.  Das 
Beichsrecht  allerdings  schwieg  darüber.  Aber  das  preussische  Aus- 
führungsgesetz  zum  Gerichtsverfassungsgesetze  vom  24.  April  1878 
verordnete  im  §  89,  dass  Richter,  Staatsanwälte  und  Gerichtsschreiber 
in  allen  öffentlichen  Sitzungen,  Rechtsanwälte  in  den  öffentlichen  Sitx- 
ungen  der  Land-  und  Oberlandesgerichte  eine  vom  Justizminist^r 
zu  bestimmende  Amtstracht  tragen.  Diese  Bestimmung  wurde  durch. 
Kgl.  Order  vom  4.  Juli  1879  und  Ministerialverfägnng  vom  12.  Juli  1879 
dahin  getroffen,  dass  die  Amtstracht  aus  einem  schwarzen,  bis  über 
die  Mitte  des  Unterschenkels  herabreichenden  faltenreichen  Wollstoff- 
gewande  besteht  mit  weiten  offenen  Ärmeln,  vor  der  Brust  schliessend, 
mit  breitem  Besatz,  der  für  die  Richter  und  Staatsanwälte  von  schwarsem 
Sammet,  für  die  Rechtsanwälte  von  schwarzer  Seide  ist;  dazu  ein  Baret, 
das  bei  den  Richtern  und  Staatsanwälten  mit  schwarzem  Sammet, 
bei  den  Rechtsanwälten  mit  schwarzer  Seide  bekleidet  ist.  Ein  Staats- 
anwalt oder  Rechtsanwalt,  welcher  das  Wort  ergreifen  will,  hat  das 
Baret  aufzusetzen,  ganz  wie  es  in  Frankreich  Brauch,  kann  es  aber 
während  des  Vortrags  wieder  ablegen.  Während  einer  Eidesleistung 
oder  Urteilsverkündung  haben  alle  Beteiligten  das  Baret  zu  tragen. 
In  Bayern  stiess  die  Robe  zunächst  auf  Widerstand,  besonders  auch 
imter  den  Rechtsanwälten.  Als  aber  ein  Vorgang  in  München  die  Runde 
durch  die  Tagespresse  machte,  wonach  in  öffentlicher  Sitzung  die  bdle 
Hose  eines  Rechtsanwalts  als  unpassend  gerügt  worden  war,  kamen 
1880  die  Münchener  Anwälte  selbst  um  Einführung  einer  Amtstracht 
ein,  die  ihnen  denn  auch  in  Gestalt  der  schwarzen  Robe  gestattet  wurde« 
Die  übrigen  Bundesstaaten  haben  ebenfalls  die  Robe  eingeführt,  mit 
Ausnahme  von  Hamburg.  Württemberg  hat  neben  der  Robe  den 
Frack  beibehalten.  Für  das  Reichsgericht  wtirde  durch  kaiserlichen 
Erlass  vom  29.  Oktober  1879  die  tiefrote  Robe  anbefohlen,  aber  nur 
für  die  Richter  und  Reichsanwälte;  für  die  Rechtsanwaltschaft  er* 
klärte  ein  Erlass  vom  2.  November  1879  so  lange  keine  Amtetracht 
einführen  zu  wollen,  bis  aus  ihrer  Mitte  der  Wunsch  darnach  ausge- 
sprochen werden  werde.  Das  scheint  nun  erst  spät  geschehen  zu  sein, 
denn  erst  durch  Erlass  vom  11.  Oktober  1895  wurde  die  Amtstracht 
der  Rechtsanwälte  —  karmoisinrote  WoUrobe  mit  rotseidnem  Besati 
und  rotem  Baret  —  festgestellt. 

Am  1.  Oktober  1879  wurde  das  Reichsgericht  in  Leipzig  eröSnet» 
und  am  4.  wurden  die  bei  ihm  zugelassenen  Rechtsanwälte  vereidet. 
Es  waren:  Arndts,  Bohhnann,  Braun,  Bussenius,  Creme,  DorUt  Eiy-- 
thropel,   Fenner,   Fels,   Johannsen,   Luden,   Lüntzel,   Mecke,    Patzki» 
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;,  Bomberg,  Sachs,  Seelig,  Stegemann,  Thomsen,  von  denen 
eilf  Tom  preussischen  Obertribnnale,  vier  (Stegemann,  Beuling,  Fels, 
Sachs)  vom  Oberhandelsgeriohte  herübergekommen  waren. 

Die  Lehren  der  Geschichte  der  Rechtsanwaltschait  sind  mannig- 
fach. Zunächst  liefert  sie  einen  Beitrag  zur  Psychologie  Bismarcks. 
Es  steht  ja  nicht  fest,  inwieweit  er  persönlich  das  Verhalten  der  Be- 
gierong  beeinflnsst  hat.  Aber  diese  mehrfachen  überraschenden  Wen- 
dungen, dieses  eigensinnigeFesthalten  an  sachlich  unerheblichen  Punkten, 
diese  kühne  Logik,  diese  listige  Berückung  des  Gegners,  schliesslich 
auch  das  Nachgeben,  als  alles  nichts  hüft,  diese  ganze  Strategie  trägt 
echt  Bismarcksche  Züge.  Indem  er  darauf  bestand  die  Bechtsanwalts- 
Ordnung  erst  nach  Fertigstellung  der  Justizgesetze  einzubringen,  glaubte 
er  den  Beichstag  zu  jedem  Zugeständnisse  zwingen  zu  können.  Als  er 
sich  darin  getäuscht  sah,  liess  er  seine  Bedenken  fallen,  wie  er  sie  zweifel- 
los auch  früher  fallen  gelassen  hätte,  wenn  sich  der  Beichstag  bei  Ein- 
schiebung  des  Titels  IX  a  hartnäckiger  gezeigt  hätte.  Bedenkt  man, 
dass  hierbei  die  Justizgesetze  in  Gefahr  kamen,  so  wird  man  dieses 
Spiel  mit  den  wichtigsten  Interessen  der  Nation  nicht  ohne  Beklem- 
mung betrachten  können. 

Die  zweite  Lehre  ist,  dass  die  grosse  Umgestaltung  von  1878  viel 
zu  sehr  von  Schlagworten  beeinflusst  worden  ist.  Für  die  scharf  ein- 
schneidende Neuerung  der  freien  Advokatur  sind  sachliche  Gründe, 
mit  Ausnahme  der  politischen  allerdings,  kaum  geltend  gemacht  worden. 
Selten  noch  ist  ein  Schritt  von  solcher  Tragweite,  über  dessen  Ge- 
fahren man  sich  auch  klar  war,  mit  so  geringer  Überlegung  gemacht 
worden.  Preuasen  hatte  mit  der  geschlossenen  Bechtsanwaltschaft 
die  besten  Erfahrungen  gemacht.  Aus  keinem  andern  Lande  lagen 
so  sichere  Zeugnisse  über  die  Ehrenhaftigkeit,  Tüchtigkeit,  gute  wirt- 
schaftliche und  gesellschaftliche  Stellung  der  Bechtsanwaltschaft  vor. 
Wenn  sonst  die  Advokatur  ihren  Stolz  darein  setzte  die  Pflanzschule 
des  Bichtertums  zu  sein,  so  war  hier  das  Bichtertum  die  Pflanzschule 
der  Bechtsanwaltschaft  gewesen,  und  hohe  richterliche  Beamte  hatten 
sich  zur  Bechtsanwaltschaft  gedrängt.  Dem  gegenüber  waren  aus  den 
Ländern  der  freien  Advokatur,  besonders  aus  Sachsen,  eindringliche 
Warnungen  erhoben  worden.  Wenn  nun  auch  die  Anwaltstage,  selbst 
die  preussischen,  unter  dem  Banne  von  Schlagworten  sich  für  die  freie 
Bechtsanwaltschaft  erklärt  hatten,  so  wäre  es  doch  Sache  einer  kon- 
servativen B^^rung  gewesen  nicht  das  bewährte  Alte  einer  Neuerung 
zu  opfern,  die  im  besten  Falle  nichts  Besseres,  sehr  leicht  aber  viel 
Schlechteres  bringen  konnte.   Aber  nichts  dergleichen.    Die  Frage  der 
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Freigabe  war  von  Anfang  an  entschieden;  die  Beschränkungen,  die 
die  Kegiening  hineinzubringen  suchte,  waren  nur  bestimmt  einerseits 
einem  Bichtermangel  zu  begegnen,  anderseits  die  unerwünschten  p<^ 
tischen^^Wirkungen  der  Freigabe  zu  beseitigen,  nicht  aber  den  der  Rechte- 
anwaltschaft  selbst  daraus  drohenden  Gefahren  zu  b^egnen.  Die 
verhängnisvolle  Frage,  die  den  Mittelpunkt  der  Erörterungen  hatte 
bilden  müssen,  ist  Nebenfrage  gewesen. 

Im  Gegensatze  dazu  steht  der  ungebührlich  grosse  Raum,  den 
die  viel  unwichtigere  Frage  der  Lokalisierung  eingenommen  hat  und 
der  seltsam  absticht  von  dem  praktischen  Ergebnisse,  wonach  trotz 
aller  Lokalisierung  der  Rechtsanwalt  bei  jedem  Amtsgerichte  und  schliee»- 
lieh  auch  bei  jedem  Landgerichte  des  Reiches  auftreten  kann,  aber  aach 
an  seinem  eigenen  Gerichte  bei  manchmal  hunderten  von  Abteilungen 
undKammem  zugleich  zugelassen  ist,  eine  Simultanzulassung schlimnwter 
Art,  die  auch  tatsächlich  zu  den  ärgsten  Missständen  geführt  hat.  Es 
fehlte  die  geschichtliche  Erkenntnis,  dass  die  Lokalisierung  mit  der 
Prokuratur  zusammenhing,  die  immer  ein  Zwangs-  und  Bannreeht 
besessen  hat,  dass  sie  mit  dieser  fallen  musste.  Der  GrundsatB,  wie 
er  jetzt  ist,  durchlöchert  auf  allen  Seiten,  ist  nichts  als  ein  unverstandener 
Rest  eines  vergessenen  Gebildes. 

Die  letzte  Lehre  ist,  dass  über  die  bedeutsamsten  Neuerungen 
zuweilen  am  wenigsten  geredet  wird.  Durch  die  Rechtsanwaltsordnung 
wurde  die  bisher  nur  in  wenigen  Staaten  bestehende  Anwaltaka  mmar- 
Verfassung  zum  Gemeingute  der  deutschen  Anwaltschaft  gemacht,  &n 
bedeutsames  Beispiel  einer  ganz  neuen  ständischen  Gliederung  ge- 
geben, die  inzwischen  mehrfach  Nachahmung  gefunden  hat  und  allem 
Anscheine  nach  noch  zu  einer  grossen  Rolle  im  Staatsleben  berufen 
ist.  Und  diese  Schöpfung  wurde  kaum  eines  Wortes,  gewiss  keiner 
eingehenden  Arbeit  gewürdigt.  Das  einzige  war,  dass  man  in  der  sweiten 
Instanz  statt  des  Reichsgerichts  den  Ehrengerichtshof  einsetzte.  Wie 
leicht  wäre  es  gewesen  auch  die  zweite  Listanz  gänzlich  zu  einem  Ge- 
nossengerichte zu  machen,  den  Anwaltskammem  weitere  Aufgaben, 
wie  Pensionienmg,  Unterstützung  ihrer  Glieder,  zuzuweisen,  ihnen 
in  einem  deutschen  Anwaltstage  eine  gemeinsame  Spitze  zu  geben! 
Nichts  dergleichen  wurde  auch  nur  versucht;  die  bedeutende  Schöpfung, 
die  erste  ihresgleichen  im  Reiche,  der  französischen  bedeutend  vSber- 
legen,  wurde  ohne  Dank  und  Wort  als  selbstverständlich  hingenommeoi. 

Die  Rechtsanwaltsordnung  hat  auf  unsem  Beruf  gewirkt  wie 
die  Gewerbeordnung  auf  die  Zünfte.  Eine  gewaltige  Versohiebuxig 
trat  ein,  eine  bedeutende  Wanderung  an  die  neu  gebildeten  Geriehte« 
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verbunden  mit  Aufgabe  aller  bisherigen  Existenzgrundlagen,  für  riele 
ein  notgedrungener  Sohritt  in  eine  dunkle  Zukunft.  Dazu  eine  Über- 
flutung der  grossen,  bald  auch  der  mittleren  Städte,  verstärkt  durch 
die  bald  hereinbrechende,  bis  heut  sich  immer  steigernde  Überfiillung 
des  Juristenstandes,  künstlich  vergrössert  durch  die  verfassungswidrige 
Hinausdrängung  des  jüdischen  Elementes  aus  dem  Justizdienste,  welche 
zwar  der  Rechtsanwaltschaft  den  grossen  im  gebildeten  Judentume 
vorhandenen  Grundstock  von  Tüchtigkeit  und  Ehrenhaftigkeit,  aber 
auch  die  Summe  jüdischer  Erbfehler  zuführte,  die,  im  Bichteramte 
völlig  unschädlich,  in  der  Bechtsanwaltschaft  verderblich  werden  können. 
Der  Andrang  in  den  grossen  Städten  übertraf  die  schlimmsten  Er- 
wartungen; in  Berlin  vermehrte  sich  die  Bechtsanwaltschaft  von 
98  Köpfen  gleich  im  ersten  Jahre  auf  250;  zehn  Jahre  später  zählte 
sie  630,  und  heute  ist  sie  auf  1000  angelangt.  Mit  Entsetzen  sahen 
die  alten  Anwälte  die  anscheinend  so  festen  Grundlagen  ihrer  wirt- 
schaftUchen  Existenz  schwinden,  und  es  ist  gleich  in  der  ersten  Zeit 
vorgekonmien,  dass  einer,  ratlos  vor  nicht  verschuldetem  Unheil  stehend, 
die  Pistole  gegen  sein  Herz  richtete. 

Die  Bechtsanwaltsordnung  hat  der  deutschen  Bechtsanwaltschaft 
eine  einheitliche  Verfassung  gegeben,  sie  erst  zu  einem  Berufsstande 
im  eigentlichen  Sinne  gemacht.  Wenn  aber  sonst  Ständebildung  in 
der  B^gel  zu  zunftmässiger  Abschliessung  führte,  so  wird  es  immerdar 
einen  Ehrentitel  der  Bechtsanwaltschaft  bilden,  dass  ihre  Stände- 
bildung umgekehrt  b^onnen  hat  mit  beiwilligem  Verzicht  auf  Monopol 
und  Zunftzwang,  dass  sie  persönliche  Opfer  schwerster  Art  einem 
Ideal  gebracht  hat. 


Einundsechzigstes  Kapitel. 

Die  Gebfihrenordnung. 

Kaum  schwiegen  die  Kämpfe  um  die  Bechtsanwaltsordnung,  als 
schon  die  um  die  Gebuhrenordnung  begannen.  Es  stand  fest, 
dass  auch  diese  Frage  einheitlich  für  das  ganze  Beich  geordnet  werden 
müsse.  Das  war  nicht  leicht.  Hier  war  der  Tummelplatz  der  persönlichen 
Interessen;  hier  musste  jeder  Eingriff  in  den  bestehenden  bunt- 
scheckigen Zustand  wohl  erworbene  Bechte  schädigen  oder  die  Begehr- 
lichkeit anfachen. 
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Der  Hauptstreit  entbrannte  über  die  Frage:  freie  Vereinbarang 
oder  feste  Gebühr?  Die  feste  Gebühr  herrschte  wohl  in  den  meisten 
Gebieten;  doch  hatte  die  rheinpreussische  Bechtsanwaltsohaft  die  Ge- 
wohnheit behalten  neben  der  gesetzlichen  Gebühr  ein  selbsttaziertes 
Honorar  in  Rechnung  zu  stellen.  In  wenigen  Gebieten»  so  in  Hambni^g, 
herrschte  noch  volle  Freiheit  der  Vereinbarung»  die  zumeist  sehr  hohe 
Advokatenrechnungen  hervorbrachte.  In  der  Wochenschrift  ,»Im  neuen 
Reich''  ergriff  W.  Beseler  das  Wort  für  das  vor  allem  von  Prenssen  ver- 
tretene System  der  festen  Sätze  und  des  Vertragsverbots.  Die  freie 
Vereinbarung,  fand  er,  führe  zur  Ausbeutung  der  erregten  Stimmung 
des  Klienten,  die  vielmehr  zu  dämpfen  Sache  des  anständigen  Anwalts 
sei;  der  feinfühlige  Anwalt  sei  hierbei  immer  im  Nachteil.  Hingegen 
habe  sich  Preussen  bei  seiner  festen  Gebühr  einen  ausgezeichneten  An- 
waltstand erhalten.  Auch  Fenner-Berlin,  der  im  Auftrage  des  Anwalts- 
tages von  1873  eine  Denkschrift  über  die  Gebührenfrage  ausgearbeitet 
hatte,  stimmte  gegen  die  freie  Vereinbarung,  weil  der  Klient  dem  An- 
walt gegenüber  sich  in  der  Notlage  eines  Patienten  befinde  und  boeer 
Schein  zu  vermeiden  sei. 

Inzwischen  hatte  der  Entwurf  der  Gebührenordnung,  nachdem 
er  auch  einer  Kommission  von  Rechtsanwälten  vorgelegt  worden  war, 
die  Kanzlei  des  Bundesrats  verlassen  imd  war  veröffentlicht  worden. 
Er  hatte  das  System  der  festen  Gebühren,  und  zwar  der  Bauschgebüh- 
ren  für  die  drei  Prozessstadien  (Prozess-,  Verhandlungs-  und  Beweis- 
gebühr),  angenommen,  liess  jedoch  abweichende  Vereinbarungen  in 
schriftlicher  Form  zu;  der  Tarif  war  derjenige,  der  schliesslich  Geeets 
geworden  ist;  er  enthielt  eine  massige  Erhöhung  der  bisherigen  preussi- 
schen  Gebührensätze.  Die  Reichstagskommission  zur  Beratung  dieses 
Entwurfs  bestand  aus  21  Mitgliedern,  darunter  9  Rechtsanwälten,  näm- 
lich Wolffson-Hamburg  (Vorsitzender),  Römer-Stuttgart,  Eissoldi-Pima, 
Schenk-Köln,  Völk-Augsburg ,  Laporte-Hannover  (Berichterstatter), 
Stellter-Königsberg,  Müller-Gotha,  Ackermann-Dresden.  Auch  Sohroder- 
lippstadt  sass  darin,  ein  gewesener  Rechtsanwalt. 

Der  Entwurf  erweckte  in  der  Rechtsanwaltschaft  lauten  Wider- 
spruch. Die  Hannoveraner,  Badenser,  Württemberger  rechneten  aus, 
dass  ihre  bisherigen  Gebühren  weit  höher  gewesen  seien.  Ein  Sachse  nahm 
sich  die  Mühe  seine  sämtlichen  Prozessakten  eines  Jahres  zu  untersuoheo 
und  fand,  dass  er  nach  der  neuen  Gebührenordnung  von  13  000  auf 
11  000  Mark  sinken  würde.  Die  Berliner  Anwälte  beantragten  Er- 
höhung in  den  niedrigen,  die  Breslauer  in  den  hohen  Wertklassen.  Die 
Betrachtung,    dass   der  Fiskus  im  Gerichtskostengesetse  sich  selbst 
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bedeutend  höhere  Gebfihien  gesichert  hatte,  als  jetzt  den  Anwälten 
zugestanden  weiden  sollten,  konnte  nicht  gerade  günstig  wirken.  Die 
Vertragsfreiheit  in  der  Form,  wie  sie  der  Entwurf  brachte,  mit  der 
Schriftlichkeit,  fand  allgemeine  Missbüligung.  Eine  Flut  von  Anträgen 
gelangte  an  den  Vorstand  des  Anwaltvereins,  der  zur  Beratung  des 
Entwurfs  einen  Anwaltstag  auf  den  1.  und  2.  März  1879  nach  Berlin 
berief. 

Dieser  war  von  323  Teilnehmern  besucht,  fast  100  mehr  als  im 
vorigen  Jahre  zur  Verhandlung  über  die  Rechtsanwaltsordnung  er- 
schienen waren,  wohl  ein  Viertel  aller  Mitglieder  des  Vereins.  Dom 
sass  vor,  Lesse-Berlin  und  Fürst-Mannheim  berichteten.  Geschickt 
stellte  Dom  zunächst  den  Grundsatz  der  Vertragsfreiheit  zur  Erörte- 
rung, über  den  eine  sehr  würdige,  fast  nur  durch  Berühmtheiten  der 
Advokatur,  Lesse,  Fürst,  Geiger,  Beuling,  Adams,  Trimbom,  Lau6, 
Levy,  Wilmowski,  Makower,  geführte  Debatte  stattfand,  insbesondere 
um  den  von  den  Rheinländern  vertretenen,  von  den  Altpreussen  nicht 
bekämpften  Grundsatz,  neben  den  gesetzlichen  Gebühren  auch  ohne 
Vereinbarung  ein  selbsttaziertes  Honorar  verlangen  zu  können.  Es 
wurde  dieser  Grundsatz,  daneben  die  Zulässigkeit  der  Vereinbarung, 
aber  ohne  schriftliche  Form,  einstimmig,  ein  Ermässigungsrecht  des 
Vorstands  der  Anwaltekammer  hingegen  mit  sehr  geringer  Mehrheit 
angenommen.  Die  Vereinbarung  einer  geringeren  als  der  gesetzlichen 
Vergütung  beschloss  man  nur  dann  zuzulassen,  wenn  es  sich  um  einen 
Inbegriff  von  Geschäften  handle.  Zum  Tarif  übergehend,  war  man  einig 
über  die  Unzulänglichkeit  der  Sätze  in  den  niedrigen  Wertklassen, 
wofür  die  Höhe  in  den  hohen,  selten  vorkommenden  keinen  Ersatz 
biete.  Indes  fanden  Anträge  auf  Erhöhung  aller  Gebührensätze  um 
50,  dann  um  20  Prozent  nicht  einmal  soviel  Unterstützung,  dass  sie 
zur  Abstimmung  hätten  gelangen  können.  Dagegen  hatte  sich  Adams 
mit  den  beiden  Berichterstattern  auf  eine  Gebührenreihe  geeinigt,  die 
auf  genauen  statistischen  Ermittelungen  beim  Landgerichte  Koblenz 
beruhte  und  für  die  Wertklassen  bis  300  Mark  nur  unerhebliche,  für 
die  von  300  bis  2700  Mark  aber  stärkere  Erhöhungen  vorschlug 
folgender  Gestalt: 

1—20  Mark 2  Mark 


20—  60   „ 

4 

60—120   „ 

6 

120  —  200   „ 

8 

200  —  300   „ 

10 

300  —  460 

20 
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450  —      900  Mark 30  Mark 

900—    1600      „      40      „ 

.600—    2700      „      50      „ 

2700—    5400      „       60      „ 

6400—10000      „       70      „ 

Diese  Skala  wurde  einstimmig  angenommen.  Man  strich  dann  noch  die 
für  Wechsel-  und  Urkundenprozesse  bestimmte  Ermässigung,  erhöhte 
für  die  Berufungs-  und  Revisionsinstanz  die  Gebühren  um  fünf  Zehntel, 
schuf  bei  den  Strafsachen  einen  grösseren  Spiebaum  (Landgerichts- 
Sachen  20 — 50,  Schwurgerichtssachen  40 — 100  Mark),  erhöhte  die  Tage- 
gelder bei  Reisen  von  12  auf  20  Mark.  Das  waren  die  wesentlichsten 
der  beschlossenen  Änderungen.  Man  wird  sie  nicht  unbescheiden  nennen 
können  gegenüber  einer  Gebührenordnung,  die  in  der  Tat  hinter  den 
damals  geltenden  Sätzen  vielfach  zurückblieb,  gegenüber  einer  neuen 
Prozessgesetzgebung,  die  die  Mühe  der  Anwälte  bedeutend  vergröes^m, 
die  AnrAhl  der  zu  übernehmen  noch  möglichen  Sachen  vermindern*  die 
Existenz  vieler  gefährden  musste.  Auch  die  Kritik  hielt  sich  innerhalb 
der  angemessenen  Grenzen.  Nur  Freytag-Leipzig  gestattete  sich  die 
Sätze  für  Strafsachen  „skandalös''  zu  nennen,  konnte  sich  aber  aller- 
dings auf  Sachsen  berufen,  wo  der  Staat  für  Pflichtverteidigungen  vor 
Landgerichten  nicht  unter  76  Mark  für  den  Tag  zahle.  Ausschweifende 
Anträge  wurden  überall  abgelehnt;  selbst  der  Antrag,  bei  Verteidigang 
Mehrerer  für  jeden  Angeklagten  die  volle  Gebühr  festzusetzen,  ging 
nur  mit  ein  bis  zwei  Stimmen  Mehrheit  durch.  Einem  Antrage  Trimboam, 
der  Verdoppelung  der  Gelderhebungsgebühr  wollte,  widersprachen 
entschieden  die  Berliner,  Levy  mit  der  Erklärung,  dass  man  schon  jetzt 
für  die  Grelderhebung  häufig  gar  nichts  berechne;  er  wurde  denn  auch 
abgelehnt. 

Die  Beschlüsse  des  Anwaltstages  fanden  einige  BerücksichtigUQg. 
Die  eine  wichtige  Bestimmung,  das  Extrahonorar,  hatte  die  Reichs- 
tagskommission,  aber,  wie  es  scheint,  schon  vor  dem  Anwaltstage, 
aufgenommen  in  der  Form,  dass,  wenn  die  Gebühr  nicht  vereinbart 
ist ,  in  aussergewöhnlichen  Fällen  neben  der  gesetzlichen  eine  ausser- 
ordentliche Grebühr  beansprucht  werden  kann,  über  deren  Höhe  im 
Prozesswege  nach  eingeholtem  Gutachten  des  Vorstands  der  Anwalts- 
kammer entschieden  wird.  Eine  geringe  Erhöhung  in  den  unteren 
Stufen  des  Tarifs  hatte  die  Kommission  ebenfalls  schon  vor  dem  An- 
waltstage vorgenommen,  die  in  den  fünf  untersten  Stufen  fast  ganz 
mit  den  Vorschlägen  des  Anwaltstages  übereinstimmte.  Sonst  war  wenig 
wesentliches  geändert  worden.     Eine  Menge  Eingaben  aus  Anwalts- 
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kreisen  um  Erhöhung  hatte  die  Kommission  über  sich  ergehen  lassen; 
für  Erniedrigung  war  erst  naoh  Schluss  der  Kommissionsberatung  eine 
Handelskammer  eingetreten,  der  sich  mehrere  angeschlossen  hatten; 
einige  Handelskammern  hatten  sich  auch  gegen  die  Vereinbarungs- 
freiheit ausgesprochen. 

Im  Reichstage  kam  die  Gebührenordnung  am  30.  April  1879  zur 
zweiten  Lesung.  Hier  erhob  sich  der  Abgeordnete  Bahr  (Kassel)  zu 
einer  packenden  Bede,  welche  die  Verteuerung  des  Prozesses  beklagte, 
die  Erhöhung  der  Anwaltsgebähren  für  Preussen,  unter  Hinzu- 
rechnung der  bereits  1875  erfolgten  Erhöhung,  auf  neunzig  Prozent 
berechnete  und  einen  unter  die  Begierungssatze  heruntergehenden 
Tarif  aufstellte,  welcher,  wie  er  erklärte,  dieselben  Sätze  enthalte, 
die  in  dem  ursprünglichen,  vom  Beichsjustizamte  aufgestellten 
Entwürfe  enthalten  waren  und  die  bereits  höher  seien  als  die  bisherigen 
Gebühren  in  Preussen.  Windthorst  trat  ihm  energisch  entgegen,  be- 
tonte, dass  die  Gebühren  in  Hannover,  Bayern,  Württemberg,  Elsass 
höher  seien,  als  die  vorgeschlagenen,  dass  der  preussische  Anwalt  in 
seiner  gesicherten  Stellung  allerdings  mit  geringeren  Grebühren  habe 
auskommen  können,  der  Anwalt  im  neuen  Verfahren  mehr  persönliche 
Arbeit  zu  leisten  haben  werde,  ein  schlecht  bezahlter  Anwaltstand  sich 
auf  bedenklichen  Wegen  zu  entschädigen  suchen  werde,  die  Verbilli- 
gung  des  Prozesses  bei  den  Gerichtskosten  anfangen  müsse.  Der  B^e- 
rungakomnussar  Kurlbaum  II  trat  für  den  B^erungstarif  ein,  der 
schon  höher  sei  als  der  bisherige  preussische ;  ein  Versuch  bleibe  er  immer, 
aber  ein  solcher  müsse,  umgekehrt  wie  beim  Gerichtskostengesetze,  mit 
massigen  Gebühren  begonnen  werden.  Marquardsen  sprach  für  die 
Kommissionsvorschläge ;  er  hatte  sich  bei  Beratung  des  Gerichtskosten- 
gesetzes dafür  verbürgt,  dass  die  durch  die  Erhöhung  der  Gerichts- 
koeten  eingetretene  Verteuerung  nicht  bei  den  Anwaltsgebühren  aus- 
geglichen werden  solle;  er  berichtete  aus  Bayern  über  die  Erfahrungen, 
die  die  Anwälte  dort  mit  dem  neuen  mündlichen  Prozesse  hätten  machen 
müssen,  wie  das  frühere  Verfahren  durch  eine  Anzahl  schriftsätzeferti- 
gender Konzipienten  sich  mühelos  Tausende  verdienen  zu  lassen  auf- 
gehört habe.  Bährs  Tarif  wurde  abgelehnt,  der  Kommissionstarif  mit 
126  g^;en  96  Stimmen  (durch  Hammelsprung  ermittelt)  ebenfalls  ab- 
gelehnt, der  I^gierungstarif  mit  grosser  Mehrheit  angenommen.  Eine 
grössere  Debatte  knüpfte  sich  erst  wieder  an  den  §  93,  der  den  Verein- 
barungsgrundsatz aufstellte.  Der  Abg.  Beichensperger  bekämpfte  ihn 
entschieden;  das  Zartgefühl  müsse,  wie  in  Frankreich  und  den 
Bheinlanden,  es  verbieten  den  Bechtsbeistand  von  einem  im  voraus 
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versprochenen  Honorare  abhangig  zu  maohen.  Der  Abg.  Thilo  eiklarte 
das  im  §  94  zugelassene  nicht  vereinbarte  Extrahonorar  für  unsnlaasig, 
welches  Beichensperger  wieder  gern  zulassen  wollte.  Nachdem  auf 
Laskers  Antrag  die  §§  93  und  94  an  die  Kommission  zurückverwiesen 
worden  waren,  wurde  am  10.  Juni  die  zweite  Beratung  fortgesetzt  und 
§  93  in  der  jetzt  giUtigen  Gestalt  angenommen,  vermöge  welcher  Ver- 
einbarung in  schriftlicher  Form  zulässig,  unvereinbartes  Extrahonorar 
aber  unzulässig  ist. 

Von  dem  Ergebnis  der  zweiten  Lösung  fühlten  sich  die  Königs- 
berger Rechtsanwälte  so  bedrückt,  dass  sie  es  für  angemessen  hielten 
in  der  Juristischen  Wochenschrift  ihrem  schmerzlichen  Bedauern  öffent- 
lichen Ausdruck  zu  geben. 

Am  17.  Juni  1879  wutde  in  dritter  Beratung  die  Gebührenordnung 
im  Ganzen  angenommen  und  unterm  7.  Juli  1879  im  Reichsgesetsblatte 
verkündet.    Die  neue  Ordnung  der  Dinge  war  abgeschlossen. 


Letztes  Kapitel. 

überschau  nnd  Aussclian. 

Wir  haben  die  Geschichte  unseres  Berufs  bis  zu  dem  grossen  Ein- 
schnitt des  Jahres  1879  verfolgt;  nicht  darüber  hinaus,  weU 
keine  Zeit  berufen  ist  ihre  eigene  Geschichte  zu  schreiben.  Die  Ver- 
gangenheit ist  es,  die  die  Gegenwart  lehren  soll.    Was  nun  lehrt  sie? 

Sie  lehrte  uns  zuerst  den  Bechtweiser  kennen,  den  rechts- 
kundigen Mann,  der  im  ungelehrten  Volksgerichte  den  Bechtepunkt 
entwickelt,  den  Urteilsspruch  einbringt,  zu  diesem  Amte  berufen  ent- 
weder durch  Wahl  und  Ernennung  oder  durch  stillschweigende  Aner- 
kennung seiner  Genossen.  Nach  keiner  Seite  abhängig,  vertritt  er  nichts 
als  das  öffentliche  Interesse,  dass  richtiges  Becht  gesproch^i  werde, 
ist  der  Berater  der  Bichter,  die  Bechtsgarantie  des  Volksgerichts. 

Wir  wiesen  nach,  wie  aus  dem  Bechtweiser  sich  der  Vorspreoher 
entwickelte.  Weil  der  Prozess  ein  Handeln  vor  Gericht,  eine  Frage 
ums  Becht  ist,  weU  richtiges  Becht  nur  gesprochen  werden  kann,  wenn 
richtig  gehandelt,  richtig  gefragt  wird,  so  wird  der  Partei  von  Gerichts 
wegen,  auch  ohne  ihren  Willen,  ein  rechtskundiger  Vorsprecher  bestellt, 
der  ihr  die  Formeln  vorspricht,  sie  das  richtige  Handeln  lehrt,  die  Fragen 
für  sie  tut,  nicht  aber  zu  ihren  Gunsten  redet,  nicht  den  Ptozess  für 
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sie  gewizmen  will,  unabhängig  Yon  der  Partei»  Yon  ihr  weder  gewählt 
noch  besahlt,  tritt  er  nach  Erfüllang  seiner  Aufgabe  unbefangen  in  die 
Riohterbank»  ans  der  er  genommen,  soräok  und  urteilt  mit  über  seine 
Partei,  zuweilen  sogar  in  der  einflussreiohen  Stellung  des  Geriohtsvor- 
sprechers.  Wie  sehr  sich  auch  die  tatsfichliche  Übung  durch  das  Auf- 
kommen besahlter  und  berufsmässiger  Vorspreoher  ändern  mochte: 
dass  der  Vorspreoher  im  öffentlichen  Interesse  bestellt  ist,  als  Bechts- 
garantie»  zur  Enielung  des  richtigen,  wenn  auch  seiner  Partei  ungun- 
stigen ürteOsspruohee,  dieser  Grundgedanke  kam  immer  wieder  zum 
Ausdruck  in  den  Formen  der  Bestellung  und  Eindingung,  in  dem  sehr 
vielfach  Torkommenden  Vorsprecherzwange,  zuletzt  in  der  Anstellung 
verpflichteter,  oft  aus  öffentUchen  Mitteln  besoldeter  Vorsprecher. 

Wir  sahen  dann  im  zwanzigsten  Kapitel,  wie  Name  und  Tätigkeit 
des Vorsprechers  auf  den  Prokurator  überging.  Freilich  ändert 
sich  mit  dem  Eindringen  der  fremden  Rechte  und  des  schriftlichen  Ver- 
fahrens die  Stellung  des  neuen  Vorsprechers,  der  jetzt  Vertreter  oder 
Anwalt  seiner  Partei,  von  ihr  gewählt  und  bezahlt  ist.  Aber  der 
Grundgedanke  des  Vorsprechertums  lebt  in  der  Prokuratur  fort  und 
kommt  zum  Ausdruck  in  dem  vielfach  bestehenden  Prokuratoren- 
zwange, in  der  durchgängig  festgehaltenen  Anstellung,  Verpflichtung  und 
zuweilen  festen  Besoldung  einer  geschlossenen  Zahl  von  Prokuratoren. 

Neben  der  Prokuratur  entsteht  eine  rechtsgelehrte  Advokatur, 
zunächst  aus  dem  Bedürfnis  des  nur  seines  einheimischen  Rechts  kun- 
digen Vorsprechers  nach  einem  in  den  fremden  Rechten  bewanderten 
Berater.  Der  Advokat  ist  der  aussergerichtliche  Berater  und  Hilfs- 
arbeiter; vor  Gericht  darf  er  nicht  auftreten.  In  der  Regel  fertigt  er 
die  Schriftsätze,  die  der  Ptokurator,  als  die  allein  verantwortliche  Ge- 
richtsperson,  durchsieht,  zeichnet  und  dem  Gerichte  überreicht.  Der 
Ptokurator  ist  von  selbst  zugleich  Advokat,  der  Advokat  aber  nicht  Pro- 
kurator; der  Ptokurator  ist  VoUanwalt,  der  Advokat  Minderanwalt;  die 
Advokatur  ist  die  Vorstufe  zur  Prokuratur.  Dieses  Verhältnis  kommt 
auch  tatsächlich  bei  den  Obergerichten  in  dem  grosseren  Einkommen 
und  Ansehen  des  Prokurators  zur  Erscheinung,  während  bei  den  Nieder- 
gerichten die  Nachfolger  der  Vorsprecher  es  häufig  versäumen  sich  die 
gelehrte  Bildung  anzueignen,  daher  durch  die  rechtsgelehrten  Advoka- 
ten überflügelt  werden.  In  einigen  Gebieten  erlangt  die  Advokatur 
das  Recht  des  Auftretens  vor  Gericht.  Damit  verschwindet  ihr  unter- 
schied von  der  Prokuratur.  Eine  Zeitlang  noch  wird  er  künstlich  aufrecht 
erhalten,  bis  er  auf  einen  gesellschaftlichen,  dann  einen  Namensunter« 
schied  zusammenschrumpft,  zuletzt  ganz  aufhört.   Das  neue  Gebilde, 
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das  Advokatur  und  Prokuratur  in  sioh  veranigt,  heisst  Advokatur»  ist 
aber  niohtB  anderes  als  die  bisherige  Ptokuratur,  deren  Verfassung,  feste 
Anstellung,  gesohlossene  Zahl,  Anwaltswang  es  in  der  Regel  übernimmt. 

Um  die  Grundauffassung  des  Berufs  besser  SEur  Geltung  au  bringm, 
unternimmt  in  Preussen  die  IVidericianiache  Gesetzgebung  den  Schritt, 
die  Advokaten  unter  dem  Titel  Assistenzräte  zu  festbeaolde- 
ten  dem  Bichtertume  angegliederten  Beamten  zu  maohen.  Sie  giebi 
aber  diesen  Versuch  bald  auf  und  sucht  den  Zweck  bei  ihren  Justiz- 
kommissaren  lediglich  durch  starke  Betonung  des  Beamten- 
charakters und  Beschränkung  der  Zahl  zu  erreichen. 

Um  dieselbe  Zeit  dringt  in  den  Rheinländern  die  fransösisohe  Unter- 
scheidung zwischen  dem  beamteten  avou4  und  dem  freigeeteUten  avo- 
cat  ein,  deraufolge  der  avou6  die  Vorbereitung  der  Sache,  der  avocat 
Vortrag  und  Rechtsausführung  besorgt,  eine  vollBtändige  Umkehrung 
des  in  Deutschland  bekannten  Unterschiedes,  die  daher  hier  nieht  ver- 
standen wird  und  nicht  durchdringt,  vielmehr  nur  in  der  Form  der 
Advokatanwaltschaft  Aufnahme  findet,  wefehe  nichts  anderes 
ist  ab  die  deutsche ,  Advokatur  und  Prokuratur  in  sich  vereinigeiKle 
Prokuratur,  deren  geschlossene  Amtsverfaseuqg  nebst  Anwaltswang 
sie  daher  beibehalt,  während  eine  freigegebene  zum  Auftreten  vor 
Gerioht  aus  eignem  Recht  mcht  befugte  Advokatur  als  Vorstufe  zur 
Advokatanwaltschaft,  ganz  so  wie  es  in  Deutsnhland  immer  gewesen, 
w^ter  besteht. 

Im  19.  Jahrhundert  endUch  stirbt  die  Teilung  in  Prokinatar  und 
Advokatur  endgältig  ab;  das  neue  Amt,  das  beide  Tätig^iten  ia  sich 
vereinigt,  dessen  Hauptaufgabe  das  Auftreten  vor  Qericbti  das  also 
im  injBMsten  Weaea  Prokuratur  ist,^  ethSii  den  Namen  ,3oehts- 
anwalt'S  der  nun  auch  sprafihlidk  den  Zusammenhang  mit  dem 
alt«i  angestelltoa  Gerichtsprokuiator  odw  Gerkditsanwalt  und  abo 
mit  dessen  Vorgängern,  dem  Vorspreeher  und  Rechtweiser,  zu  erkenBen 
giebt.  Die  geschlossene  Amtsverfassung  dieses  Beruls  hingegen  giebt 
die  deutsche  Rechtsanwaltsordnung  prms  und  stellt  die  Reehtsanwatt* 
Schaft  unter  die  freien  nur  einen  Beiähsguagsnachweis  erfordernden 
Gewerbe«  Beibehalten  ist  der  Anwaltswang  und  die  gerichtliehe  Be- 
stellung in  Armen-  und  Stra&aohen. 

Durch  diese  Ergebnisse  werden  eine  ganze  Anzahl  bisher  hecreehen- 
der  Vomtellungen  berichtigt. 

Es  ist  nicht  wahr,  dass  die  Advokatur  das  Amt  des  Geriflhtsred- 
ners,  die  Prokuratur  das  Amt  des  Sohjdftenveifassers«  ist.  Für  Deutadi* 
land  ist  da»  Gegenteil  richtig» 
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Eb  18t  nicht  widir»  dase  die  Advokatur  ein  hrimisohes  ans  dem 
Vorapieehertimie  erwadtsenes  Reohtegebilde  ist.  Die  Nachfolgerin 
des  heimiBohen  VofBprechertnms  ist  vielmeltf  die  PnAramtor. 

Es  ist  nicht  wahr,  dass  die  Zweiteilung  des  Sachwalterb^rofs  in 
seiner  Geschichte  begründet  ist.  Das  deutsche  Re<At  hat  stets  nnr 
eine  einheitliche  BechtsbeiBtandsohaft  gekannt:  das  Voi^retdiertom, 
die  Ptokuratur.  Die  Advokatur  ist  nur  notgedrungen  und  nebenbei 
augelassen  wofden,  hat  niemals  die  BrnbeitUchk^t  der  in  der  Proku- 
ratur  verkckpeiten  Vollanwaltschaft  in  Frage  gestellt. 

Es  ist  nicht  wahr,  dass  die  Advokatur  das  höhere  und  ehrenvollere 
Amt,  die  Prokuratur  ein  niederes  Gewerbe  gewesen.  Im  Gegenteil  ist 
die  Rpokuratnr  der  höheie,  angesehenere,  die  Advokatur  in  sidi  schlies- 
sende  Beruf,  die  Advokatur  aber  eine  Art  Minderanwaltaohaft  gewesen. 
Erst  als  die  Advokatur  selbst  Prokuratur  geworden  war  und  neben  ihr 
die  alte  Prokuratur  verstindnislos  beibehalten  wurde,  hat  diese  sich 
steilenweise  au  einem  niederen  Hilfsamte  von  juristiBch  und  geseüschaft* 
lieh  unbestimmbarem  Charakter  entwickelt. 

Es  ist  endlich  nidit  wahr,  dass  der  Advokatur  die  Unentgeltlich- 
keit eignet,  der  Prokuratur  die  Richtung  auf  geschiftlidien  Gewinn. 
Geeduchtlich  haben  wir  nur  das  Gegentefl  gefunden:  die  PnAwmtur 
ist  lange  Zeit  als  llandat,  d«  i.  XVeundsohaftsdienst,  die  Advokatur 
stets  als  besahlter  Dienst  behandelt  worden;  und  gerade  den  Blandats- 
begriff  hat  die  Advduttur  von  jeher  abgeldmt.  Wohl  übten  lange  Zeit 
die  Vorqprecher  ihr  Amt  unentgeltlich;  aber  dann  war  dieses  Ehren- 
amt, nkdit  Lebensberuf.  Bei  berufsmissig  geleistete  Dienaten  kann 
die  UnentgeltUchkeit  immer  nur  eine  scheinbare  sein;  sie  löst  sich  auf 
in  die  Etikettenfrage,  ob  das  Entgelt  gefordeit  werden  darf  oder  seine 
freiwillige  Darbringung  abgewartet  werden  muss.  Es  ist  nichts  damit 
gewonnen  die  Belohnung  des  Rechtsanwalts,  wie  es  in  den  1800  erschie- 
nenen „Gutachten  aus  dnn  Anwaltstande**  Löwenfeld  tut,  einen 
Sustentationsbeitrag  zu  nennen,  den  der  Beauftragte  erhält,  damit  er 
leben  und  also  den  Dienst  leisten  könne,  der  aber  ebensowenig  als  hohM 
genommen  werden  dürfe  wie  die  Besoldung  des  Beamten,  die  Gebühr 
des  Priesters.  Denn  der  SustentationsKweck  schliesst  den  Lohnb^griS 
keineswegs  aus.  Den  Zweck  das  Leben  au  erhalten  hat  das  Honorar 
des  Rechtsanwalts  mit  dem  Entgelt  aller  berufsmässigen  Arbeit  ge- 
mein. „Sich  ernähren**  wiU  der  Gewerbetreibende,  seine  „Nahrung** 
nennt  er*sein  Gewerbe.  Der  Zweck  aur  Snstentation,  sur  E^mög^chung 
der  übernommenen  Dienste  au  dienen  kommt  im  Tagdohne  des  Arbei- 
ten» im  Naturallöhne  des  Gutstagelöhners  weit  schärfer  sum  Ausdruck 
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als  im  Honorar  des  Reohtflanwalts.  Nioht  der  SustentatioDflEweck  »t  es» 
welcher  der  Leistoiig  die  Natur  des  Entgdta  nimmt;  umgekehrt  ist  er  es, 
der  die  Unmogliohkeit  unentgeltlioher  berofsmasaiger  Arbeit  aufdeckt. 

Nach  alledem  ist  die  Prokuratur  das  eigentliche  deutsche  Sach- 
walteramt, das  stets  ein  Gerichtsamt  geblieben  ist  und  seine  geschlos- 
sene Amtsverfassung  überall  beibehalten  hat.  Die  Advokatur  hingegen 
ist  von  Haus  aus  kein  Gerichtsamt»  sondern  ein  aussergerichtUcher 
privater  Hillsdienst  und  eben  deshalb  in  der  Regel  freig^geboi  worden. 
Insofern  nun  die  heutige  Bechtsanwaltschaft  in  der  Ptokuratur»  nioht 
in  der  Advokatur  wurzelt,  so  ist  ihre  Freigabe  im  Wider^ruch  mit 
der  geschichtlichen  Entwicklung  erfolgt. 

Trotsdem  ist  die  Beohtsanwaltschaft  geblieben,  was  das  deutsche 
Sachwaltertum  immer  gewesen:  ein  im  öffentlichen  Interesse  sur  Ver- 
wirklichung des  Rechts  eingesetater  Dienst.  Das  kommt  audi  heute, 
nach  Aufhebung  der  geschlossenen  Amtsverfassung,  deutlich  cum  Aus- 
druck in  der  notwendigen  Verteidigung,  wo  der  Verteidiger,  ganz  wie 
in  alter  Zeit,  vom  Staate  bestellt  und  beaahlt  wird,  und  im  Anwalt- 
zwange, der  niemals  genügend  zu  rechtfertigen  ist  mit  der  Bequemlich- 
keit der  Gerichte,  sondern  nur  durch  die  Erwägung,  dass  die  Mit- 
wirkung «nes  Rechtsanwalts  im  öffentlichen  Interesse,  im  Interesse 
richtiger  Rechtsprechung  zu  fordern  ist. 

Aber  wie  kann  der  Rechtsanwalt  unparteÜBch  dem  Rechte  dienen, 
da  er  doch  von  einer  Partei  gewählt  und  dafür  bezahlt  wird,  dass  er 
ihre  Interessen  wahrnehme?  Er  kann  es,  weil  die  Partei  selbst  im 
Prozesse  kein  anderes  Interesse  hat,  als  das  der  Verwirklichung  des 
Rechts.  Wenigstens  erkennt  das  Recht  kein  anderes  an.  Ein  Vertrag, 
der  den  Anwalt  auf  ein  unrichtiges  urteil  hinzuwirken  verpflichtete, 
wäre  als  unsittlicher  nichtig.  Er  wäre  nichtig,  auch  wenn  der  Anwalt  es 
nur  unterliesse  sich  eine  Meinung  über  die  Rechtmässigkeit  des  Anspruchs 
zu  bilden;  denn  der  Vertrag  ginge  auch  dann«  wenn  auch  bedingt, 
auf  Vertretung  des  Unrechts.  Es  liesse  sich  ein  Beruf  denken,  dessen 
Aufgabe  es  wäre  lediglich  die  Ansprüche  und  Behauptungen  dar  P)ar^ 
teien  ohne  Prüfung  ihrer  Rechtmässigkeit  formgerecht  vor  Gericht  zu 
bringen.  Allein  ein  solcher  Beruf  ist  die  Rechtsanwaltschaft  nicht. 
Von  ihr  wird  Vertretung  und  Durchkämpfung  der  übernommenen 
Sache  verlangt.  Die  Ansichten  anderer  nun,  bei  abweichender  eigener 
Meinung,  zu  vertreten  mag  wo  immer  statthaft  sein:  im  Gebiete  des 
Rechts  ist  es  nicht  statthaft.  Denn  zwischen  Recht  und  Unrecht  giebt 
es  keine  Vermittelung,  und  die  Förderung  des  Unrechts  ist  inmier  un- 
sittlich.   Deshalb  geht  es  nicht  an  die  Präge  nach  Recht  und  Unrecht 
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dahingestellt  zu  lassen,  und  es  genügt  nicht  die  Partei  über  die  Zweifel- 
haftigkeit  der  Beohtslage  zu  belehren.  Vielmehr  hat  der  Rechtsanwalt  sich 
unter  allen  Umständen  eine  Meinung  zu  bilden  und  darnach  zu  handeln. 

Beratung  und  Begutachtung  ist  das  Grundelement  der  Beohts- 
anwaltstatigkeit ;  die  Frage  ums  Recht  wird  an  den  Anwalt  gerichtet.  Der 
Frager  erwartet  unparteiische  Antwort,  die  mithin  des  Gegners  Rechte 
genau  so  berücksichtigt  wie  seine  eignen.  Was  sollte  sich  darin  dadurch 
andemi  dass  dem  Anwalt  auch  die  Ausführung  seiner  Ratschlage,  das  ist 
die  Prozessvertretung,  übertragen  wird!  Der  Anwalt  bleibt  Gutachter, 
er  führe  den  Prozess  oder  nicht.  Dass  aber  der  Reohtogutachter  zuerst 
und  zuletzt  im  Dienste  des  Rechts  steht,  hat  noch  niemand  bezweifelt. 
Das  Dienstverhältnis  zur  Partei  widerspricht  nicht  im  geringsten  der 
Pflicht  dem  Rechte  zu  dienen;  im  Gegenteil:  es  fordert  sie. 

Verträgt  sich  also  der  Parteiendienst  mit  vollster  Unparteilich- 
keit, so  ist  er  andererseits  unentbehrlich  als  Rechtsgarantie. 
Denn  der  Kampf  ums  Recht  ist  vor  allem  ein  Kampf  mit  dem  Richter, 
oft  ein  harter  verzweifelter  Kampf,  in  dem  wir  zahneknirschend  das 
Unrecht  sich  zu  Tische  setzen  sehen.  In  diesem  Kampfe  gegen  die 
ungeheure  Macht  der  Staatsgewalt  bedarf  die  Partei  eines  rechtskun- 
digen Helfers,  der  eben  deshalb  nicht  selbst  der  Staatsgewalt  angehören 
darf.  Es  grenzte  an  Rechtlosigkeit,  wenn  auch  die  Rechtskenntnis 
das  ausschliessliche  Besitztum  der  Beamtenkaste  wäre.  Das  Beamten- 
tum wird  gar  zu  oft  zum  Schreibertum,  dessen  höchstes  Ziel  die  Her- 
stellung formellen  Rechts  ist.  Wie  oft  bringt  uns  die  Kalte  des  Rich- 
ters zur  Verzweiflung,  der  nichts  sieht  als  gesetzliche  Einreden,  wo 
uns  die  schamlose  Lüge  des  Gegners  das  Blut  in  die  Wangen  treibt, 
der  gelassen  dem  gewissenlosen  Gegner  den  unmöglichsten  Eid  ab- 
nimmt, anstatt  von  dem  Rechte  der  frei^i  Beweiswürdigung  und  des 
richterlichen  Eideä  den  rechten  Gebrauch  zu  machen.  Nun,  so  wird 
wenigstens  nichts  unversucht  bleiben  die  Gemeinheit  nackt  zu  zeigen. 
So  wild  wenigstens  gekämpft  werden  bis  aufs  Blut.  Das  ist  es,  was 
die  Rechtsanwaltschaft  zur  glücklichsten  Ergänzung  des  Richtertums, 
zu  einer  Rechtsgarantie  ohnegleichen  macht,  dass  sie  sEum  kalt 
wägenden  Verstände  die  Wärme  der  Empfindung  bringt.  Der  Richter 
ist  der  Kopf,  wir  sind  das  Herz  der  Rechtspflege.  Mag  sein,  dass 
unser  Herz  uns  zuweilen  zu  weit  fortreisst.  Aber  wer  nicht  mit  dem 
Herzen  sucht,  der  wird  das  Recht  nicht  finden. 

Richtig  ist,  dass  die  Parteistellung  praktisch  die  Betätigung  der 
nötigen  UnparteUiehkeit  sehr  erschwert.  An  den  Anwaltstand  treten 
Versuchungen  in  einer  Stärke  heran  wie  aa  keinen  andern.    Die 
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wünsoht  die  unangenehme  Wahrheit,  dass  sie  unrecht  hat»  nicht  au 
hören;  was  aie  au  hören  wünscht,  fillt  so  entschieden  mit  dem  peraön- 
liehen  Interesse  des  Anwalts  zusammen,  dass  er  nur  mit  Muhe  aioh 
ein  unbefangenes  Urteil  bewahrt.  Oft  ist  ein  wahres  Bingen  nötig, 
um  die  Partei  von  ihrem  Unrechte  au  überzeugen;  noch  öfter  iSsst  sie 
sich  überhaupt  nicht  überseugen.  Alku  nahe  liegt  die  Erwignng,  dass 
die  Pflicht  des  Anwalts  durch  Abraten  erfüllt,  die  Ablehnung  der  Sache 
aber  einer  trotz  aller  Gegenvorstellungen  auf  dem  Prozesse  behauen- 
den Partei  gegenüber  durch  keine  sittliche  Pflicht  geboten,  vielmehr 
ein  nutzlose  Rigorismus  sei,  der  den  Ablehnenden  schädigt,  ohne 
doch  das  Ziel,  die  Vermeidung  des  Prooesses,  zu  erreichen.  80  gewiss 
nun  aber  die  Ehre  unter  allen  Umständen  verbietet  das  Unrecht  zu 
vertreten,  so  gewiss  wird  in  keinem  andern  Berufe  eine  Anforderung 
von  ahnlicher  Strenge  gestellt ;  in  keinem  wird  mehr  verlangt  als  ehrlicher 
Rat,  in  keinem  wird  ehrlicher  Rat  w^nger  beaditet  und  schlechter  gielohnt. 
Und  dieser  so  sehr  dem  Verderben  angesetzte  Beruf  wurde  1879 
vor  die  gefahrv<dle  Probe  seiner  Freigabe  gestellt.  Hat  er  sie  bestan- 
den! Wenn  einige  schnell  mit  der  Verneinung  bei  der  Hand  gewesen 
sind,  so  haben  wir  gelernt  solche  Urteile  vorsichtiger  abzugeben«  Ein 
Verfall  des  Standes  Ifisst  sich  nicht  behaupten;  bestimmte  Massener» 
scheinungMi,  die  ihn  ergaben,  lassen  sich  nicht  nachweisen.  Noch  ist 
im  allgemeinen  die  Partei  aufrichtiger  Beratung  sicher,  noch  ist  die 
Standessitte  machtig  genug  loyales  Verhalten  zu  erzwingen.  Die  Kol- 
legialität ist  sogar  so  ausgebildet,  dass  man  sie  als  eine  Hauptursache 
der  Prozessverzögerung  bezeichnet  hat.  Ein  Rabulist,  wie  ihn  die  alten 
Bücher  beschreiben,  ist  mir  nur  einmal  vorgekommen,  und  dieser  war 
geächtet  von  der  ganzen  Kollegenschaft.  Aber  wenn  der  ideale  Zustand 
der  ist,  in  welchem  die  schlechte  Sache  keinen  Anwalt  findet,  so  hat 
uns  die  Freigabe  dav<m  entscdiieden  weiter  entf^ml.  Ein  Stand  wie 
der  unsrige  wird  die  ungemessene  Vermehrung  seiner  Qliedsr  und 
Verminderung  der  Erwerbsmöglichkeitoi  stets  mit  moralischer  Eiabusse 
bezahlen.  Die  Wertschätzung  des  Berufs  hat  eiiieUich  abgenommmi; 
dass  Richter  zu  ihm  übergehen,  kommt  kaum  noch  vor.  Die  Freigabe 
der  Rechtsanwaltschaft  hat  dem  Talente  freie  Bahn  geschaffen.  Aber 
sie  hat  auch  zahlreiche  Existenzen  vernichtet,  die  Groesstädte  überfällt, 
die  Ungleichheit  in  der  VerteUung  der  Praxis  verschärft;  vor  allem  hat 
sie  die  Reinheit  der  Berufsauffassung  getrübt.  Zumal  in  Strabachen 
erinnert  man  sich  kaum  nodi  des  Satzes,  dass  der  Anwalt  im  Dienste 
des  Rechtes  arbdtet.  Die  Unsachlichkeit  der  Verteidigung  ist  längst 
und  mit  Recht  zu  einer  ständigen  Rubrik  der  Witzblätter  gew«»den. 
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Sie  wird  fast  nicht  mehr  als  unerlaubt  empfunden.  Es  hat  sogar  ein 
Liazt  für  den  Verteidiger  (warum  nicht  auch  für  den  Zivilisten!)  un- 
umwunden das  Recht  in  AnBjMruch  gencHnmen  den  einseitigen  Partei^ 
Standpunkt  am  vertreten ,  gegen  seine  persönliche  Überzeugung,  ja 
selbst  wenn  ihm  der  Angeklagte  seine  Schuld  eingestanden,  auf  Nicht- 
sohuldig  anzutragen  („Recht'*  1901»  S.  69).  Zwar  ist  derartiges  auch 
früher  vorgekommen ;  in  der  Anwaltzeitung  von  1 846  erzahlte  Schlinck 
unbefangm  einen  solchen  Fall  von  sich  selbst  und  fand  nicht  nötig  sich 
deshalb  zu  entschuldigen.  Andrerseits  haben  gerade  Rechtsanw&lte 
solch  laxe  Auffassung  scharf  zurückgewiesen  (Fuld  und  Korn  im 
y^Recht'*  1901  S.  3,  67;  Mamroth  in  der  »»Deutschen  Juristenzeitung" 
1901  8. 205).  Aber  es  ist  weit  gekommen,  wenn  diese  Art  der  Verteidi- 
gung von  wissenschaftlich  hochangesehener  Seite  in  Schutz  genommen 
werden  konnte.  Sehr  verbreitet  ist  die  unschöne  Übung  Verteidigungen 
nur  gegen  eine  vereinbarte,  die  gesetzliche  oft  sehr  beträchtlich  über- 
steigende Gebühr  zu  übernehmen;  ein  Punkt,  an  dem  es  sich  heraus- 
stellt, dass  der  freie  Bewerb  nicht  einmal  vermocht  hat  das  Publikum 
g^en  Ringbildung  und  Verteuerung  zu  schützen.  Eines  ist  sicher»  und 
schone  Worte  in  Festreden  und  Festschriften  dürfen  darüber  nicht  hinweg- 
täuschen :  in  der  glücklichen  und  angesehenen  Stellung  der  preussischen 
Reohtsanwaltschaft  vor  1879  sind  wir  nicht  mehr. 

Soll  es  nicht  den  Versuch  gelten  sie  wieder  zu  gewinnen  durch 
Rückkehr  zur  geschlossenen  Amtsverf assung »  unter  voller  Aufrecht- 
erhaltung unserer  Unabhängigkeit  von  der  Staatsgewalt  und  Ver- 
meidung jeder  Willkür  bei  der  Zulassung!  Sollte  nicht  das  Dogma 
von  der  fireien  Adv<^tur  heut  schon  etwas  erschüttert  sein!  Nun» 
wir  werden  sehen.  Wäre  es  aber  nicht  so,  und  müssten  wir  auf 
andere  Mittd  sinnen»  so  hat  hoffentlich  dieses  Buch  so  viel  überzeugend 
nachgewiesen»  dass  die  neuerdings  wieder  empfohlene  Abtrennung  der 
Prokuratur  von  der  Adv<^tur  ganzlich  abwegig  wäre;  dieser  Vorschlag 
war  überhaupt  nur  möglich»  weil  bisher  die  Geschichte  der  Advokatur 
nicht  geschrieben  war.  Ablehnen  müssen  wir  auch  die  scheinbare 
Unentgeltlichkeit  der  französischen  Advokatur.  Nicht  ab  ob  der  Ver- 
zicht auf  die  Gebfihrenklage  an  sich  so  viel  bedeutete.  Die  deutsche 
Rechtsanwaltschaft  hat  viel  mehr  geopfert  als  die  Gebührenklage; 
ihre  ganze  gesicherte  Stellung,  ihre  geschlossene  Amtsverfassung  hat 
sie  aus  idealen  Gründen  freiwillig  dahing^eben.  Sie  leistet  mit  Freu- 
den ungeheure  Massen  wirklich  unentgeltlicher  Arbeit  im  Armenprozesse» 
in  der  Staats-  und  Gemeindeverwaltung.  Aber  sie  verzichtet  auf  den 
Schein  eines  Uneigennutzes»  an  den  doch  niemand  glaubt.   Die  Spiegel- 
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feohteiei,  die  keine  Zahlung  fordert»  aber  bestimmt  erwartet»  überläast 
sie  den  Kellnern. 

Manch  anderer  Vorschlag  wäre  der  Erwägung  wert:  die  BeohtB- 
anwaltschaft  zur  Pflanzschule  des  Staatsdienstes  zu  machen,  die  Gut- 
achtertätigkeit  mehr  in  Aufnahme  zu  bringen»  der  alle  die  Keime  des 
Verderbs  fehlen,  die  von  der  Prozessfuhrung  nun  einmal  nicht  m  tien* 
neh  sind. 

Aber  was  an  äusseren  Massregeln  man  auch  ersinne:  ihre  Ehre 
wird  die  Bechtsanwaltschaft  nur  durch  sich  selbst  gewinnen.  An  Talen- 
ten wird  es  ihr  niemals  fehlen»  der  Beruf  hat  die  Eigenschaft  solche 
anzuziehen:  dass  es  ihr  an  Charakteren  nicht  fehle,  das  ist  die  grosse 
Fc»rderung,  die  an  sie  gestellt  wird.  Ihre  Aufgabe  ist:  durch  strenge 
Selbstzucht  jene  Auffassung  zum  Gemeingute  des  Standes  zu  machen» 
welche  die  Rechtsanwaltschaft  betrachtet  als  einen  im  öfEentiiohen 
Interesse  zur  Verwirklichung  des  B>echts  eingesetzten  Dienst;  welche  kein 
anderes  Interesse  der  eignen  Partei  anerkennt»  als  das  an  der  Verwirk- 
lichung des  Hechts;  deren  Wahrpruch  ist  die  alteVorsprechezfornid: 

dass  mir  Recht  geschehe  und  jenem  kein  Unrecht. 

Diese  Auffassung  ist  das  berufliche  Glaubensbekenntnis  des  Rechts- 
anwalts. Sie  ist  wahr»  gewisslich  wahr.  Ergäbe  sie  sich  nicht  aus  dem 
Namen  und  Wesen  der  Rechtsanwaltschaft,  wäre  sie  nicht  nachge- 
wiesen durch  die  Geschichte  des  Berufs,  so  schöpfte  sie  ihre  zwingende 
Kraft  aus  der  untrüglichen  Stimme  des  Herzens.  Sie  muss  wahr  sein» 
weil  es  nur  ein  Recht  giebt  und  zwischen  Recht  und  unrecht  keine 
Zwischenstufe.  Sie  muss  wahr  sein,  weil  es  ehrlos  ist  dem  Unrecht 
zum  Siege  zu  verhelfen.  Und  sie  ist  es,  die  unsem  Beruf  kostlich 
macht.  Wenn  heute  wieder  die  Zeit  nach  einer  Weltanschauung  ringt» 
wenn  lauter  als  je  die  bange  Frage  ertönt :  Was  soll  ich  tun»  dass  ich 
selig  werde?  so  ist  es  bei  uns  der  tief  und  rein  erfasste  Beruf»  in  dem 
wir  einen  Hauptteil  der  Lösung  finden.  Denn  dem  Rechte  dienen 
heisst  auch  am  Reiche  Gottes  arbeiten.  Und  der  Dienst  des  Rechts 
ist  für  uns  ein  harter  Dienst»  ein  schwerer  unaufhörlicher  Kampf  mit 
der  Sünde.  Unser  Beruf  verdirbt  den  Charakter»  es  ist  wahr;  doch 
er  bildet  auch  den  Charakter  wie  kein  anderer.  Aber  glauben  muss 
man  an  ihn  xind  selue  reinigende  erlösende  Kraft;  dann  wird  man  ihn 
herrlicher  finden  als  alle  Macht  und  allen  Glanz  des  Staatsamtea, 
Darin  liegt  die  Erhabenheit  unseres  Berufs  beschlossen»  dass  er  selig 
macht»  die  an  ihn  glauben. 
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